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Vorwort 

Motiviert war diese Untersuchung durch eine gewisse Unzufriedenheit mit meiner Examensar-

beit zum Thema „Jugendämter und ihre Bedeutung für die situation kindesunterhaltsverpflich-

teter Väter“. Die selbst gewählte Beschränkung auf die Väter hinterließ ein Gefühl, mit Blick 

auf die Geschlechterverhältnisse nur auf einem Bein zu stehen und so nur zu verkürzten Er-

gebnissen gekommen zu sein. Also machte ich mich daran, eine breiter angelegte und tiefer 

gehende Untersuchung im Rahmen einer Dissertation zu versuchen. Das Ergebnis liegt hiermit 

vor. 

Das war mir nur möglich durch die vielfältige Unterstützung  vieler Menschen, die ich hier nicht 

alle namentlich nennen kann und will. Ganz besonders danke ich aber meinen Eltern, ohne die 

mir die lange Forschungs- und Schreibarbeit nicht möglich gewesen wäre. Überaus dankbar bin 

ich Nadja, die mich immer wieder dem tendenziell totalisierenden Griff der Promotion entriss. 

Und ohne Mischa hätte ich wohl nicht dann endlich zum Schluss gefunden.  

Ich danke Prof. Dr. Sabine Berghahn, Prof. Dr. Wolf-Dieter Narr und Prof. Dr. Peter Grottian für 

ihre Anregungen, für ihre Betreuung und den von ihnen gebotenen großen Freiraum, in dem 

ich meine Untersuchung gestalten konnte. Danke möchte ich auch den WeggefährtInnen aus 

zwei selbstorganisierten Dissertationskolloquien sagen: Fabian, Silke, Christian, Nina sowie An-

drea, Marc, Stanislawa und Mart.  
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Einleitung 

„Den unehelichen Kindern sind durch die Gesetzgebung die gleichen Bedingungen für ihre leibli-

che und seelische Entwicklung und ihre Stellung in der Gesellschaft zu schaffen wie den eheli-

chen Kindern.“1 So lautet die im Grundgesetz fixierte Forderung. Diese Forderung gehört zu 

den in Deutschland geltenden Grundrechten genauso wie, dass Ehe und Familie unter dem be-

sonderen Schutz der staatlichen Ordnung stehen oder dass Pflege und Erziehung der Kinder 

das natürliche Recht der Eltern und die zuvörderst ihnen obliegende Pflicht sind. Dass die El-

tern dieser Pflicht auch tatsächlich nachkommen, darüber wacht die staatliche Gemeinschaft. 

Tun Eltern dies nicht, dann kann und muss der Staat eingreifen. Ein weiteres Grundrecht ist der 

Anspruch einer jeden Mutter auf den Schutz und die Fürsorge der Gemeinschaft.2  

In diesem normativen Licht soll das Jugendamt in seiner 1998 eingeführten Funktion als 

Beistand des Kindes von nicht (mehr) miteinander verheirateten Eltern beleuchtet werden. Die 

Rechtsgrundlage der Beistandschaft bilden die Paragrafen 1712 bis 1717 des Bürgerlichen Ge-

setzbuchs: Auf schriftlichen Antrag eines Elternteils wird das Jugendamt Beistand des Kindes 

und zwar für zwei Aufgaben, die Feststellung der Vaterschaft und die Geltendmachung von Un-

terhaltsansprüchen.3  

Trotz dieses eng begrenzten Aufgabenfeldes der Beistandschaft lohnt es, gerade diese Insti-

tution zu untersuchen, weil durch ihre bloße Existenz an scheinbar Selbstverständlichem ge-

rührt wird: Was heißt Familie? Was ist unter Begriffen wie Eltern, Erziehungsberechtigte, Mut-

ter zu verstehen? Was ist mit dem im Grundgesetz unerwähnt bleibenden Vater? Wo steht das 

Kind bei alledem? Welche Rolle spielt die Ehe und die gleichzeitig mitzudenkende „Unehelich-

keit“? Was heißt eigentlich „natürlich“? Was genau soll wie und von wem geschützt werden – 

und warum? Orientierung bei der Suche nach Antworten auf diese Fragen liefert die Rechts-

entwicklung, vor allem die Entwicklungen im Ehe- und Familienrecht, speziell dem Kindschafts-

recht, und im Kinder- und Jugendhilferecht. Der theoretische Blickwinkel dieser Untersuchung 

ist von der neueren sozialwissenschaftlichen Geschlechterforschung, besonders der von Judith 

Butler geprägt. 4 Ich gehe daher davon aus, dass Geschlecht im Wesentlichen durch soziale 

Praktiken hergestellt wird. Mann-Frau-Unterscheidungen und darauf aufbauende hierarchi-

sche Unterschiede zwischen Frauen und Männern sind nicht „natürlich“, sondern normativ ge-

setzt und damit gesellschaftlich hergestellt. Von diesem Standpunkt aus untersuche ich die so-

genannte neue freiwillige Beistandschaft. 

  

                                                        

1 Art. 6 Abs. 5 GG. 
2 Für diesen Absatz vgl. Art. 6 GG. 
3 Vgl. § 1712 BGB 
4 Für einen Überblick vgl. den Sammelband von Groß/Winker (2007) oder die Einführung von Voß 
(2011). Vgl. Butler 1991 [1990]; 1997 [1993]; 2001 [1997]; 2009 [2004]. 
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Erst seit 1998 gibt es diese Institution, in ihrer heutigen Form. Der Beistandschaft gingen 

aber zwei Institutionen voraus, in denen sich die (west-)deutsche staatliche Nichtehelichen- 

bzw. Unehelichenpolitik zuvor kristallisierte: von 1924 bis 1969 die Amtsvormundschaft und 

von da an bis 1998 die Amtspflegschaft.5 Diese politische Entwicklung dieser Institutionen soll 

bis Mitte des 19. Jahrhunderts zurückverfolgt werden. Dabei geht es mir aber nur zum einen 

Teil um die Institution selbst. Zum anderen Teil geht es um die „Geschichte der Rationalität, 

wie sie in den Institutionen und im Verhalten der Menschen am Werk ist.“6 Im Laufe des 19. 

Jahrhunderts zeichneten sich Bestrebungen für einen einheitlichen, institutionell verankerten 

und flächendeckenden Schutz der sogenannten Haltekinder ab. Das waren in Pflege gegebene 

Kinder, die größten Teils „unehelich“ geboren waren. In dieser Zeit setzte eine Entwicklung ein, 

in der die „Unehelichen“ zunehmend als einem Problem des Staates angesehen wurden, das es 

mit staatlichen Mitteln wie der Gesetzgebung, den Gerichten, der Polizei und weiteren Einrich-

tungen in den Griff zu bekommen galt. 

Da mein Vorhaben weder eine juristische noch eine primär rechtshistorische Studie ist, ist 

der Blick nicht allein auf die Rechtsentwicklung, die sich in den Gesetzestexten und der 

Rechtspraxis dokumentiert, beschränkt. Mein Anliegen ist, die Definitionsmacht für gesell-

schaftliche Normen im Allgemeinen und für Geschlechternormen im Speziellen zu begreifen, 

was am ‚Probierstein‘ der Ehelichkeit bzw. Unehelichkeit/Nichtehelichkeit exemplarisch unter-

sucht werden soll. Mein Grundinteresse ist die Geschlechtergeschichte als eine Geschichte des 

Wissens vom Geschlecht. Diese Geschichte am Gegenstand des Vormundschafts- bzw. Bei-

standschaftswesen zu untersuchen, ist dadurch begründet, dass im historischen Prozess von 

Problemdefinition und Problemlösung bestimmte elterliche Funktionen für Frauen und Män-

ner als Mütter und Väter verhandelt und normiert werden. Eine weitere eher formelle Be-

gründung für den Geschlechterfokus liefert Artikel 3 Absatz 2 des Grundgesetzes, zumindest 

für die jüngere Geschichte: Demnach sind Männer und Frauen gleichberechtigt; und wo sie es 

nicht sind, hat der Staat die tatsächliche Durchsetzung der Gleichberechtigung von Frauen und 

Männern zu fördern und auf die Beseitigung bestehender Nachteile hinzuwirken. Das Jugend-

amt ist als Teil des staatlichen Institutionenapparates an die Verfassungsgebote gebunden. 

Folglich wird hier auch ein grundrechtliches Spannungsfeld berührt, das zwischen Gleichbe-

rechtigung der Geschlechter einerseits und Gleichstellung von „unehelichen“ und „ehelichen“ 

Kindern sowie Mutterschutz andererseits besteht.  

Ich will nachvollziehen, wie, wann, wo und unter Beteiligung welcher Akteure – Institutio-

nen und Personen – sich jene Leitnormen etablierten, die verbindlich festlegen, was Männer 

und Frauen in ihrer Elternrolle zu tun, wie sie als Väter und Mütter zu sein. Das scheint mir 

grundlegend, um verstehen zu können, wie bestehende Hierarchien und Dominanzverhältnisse 

zwischen den Geschlechtern entstehen und verstetigt werden – zumindest für den hier unter-

                                                        

5 In der DDR wurde 1950 die automatisch von Gesetzes wegen einsetzende Vormundschaft für nicht-
eheliche Kinder abgeschafft (vgl. Mutke/Tammen 2004, 29). Die Nichtehelichen-Politik der DDR ist nicht 
Gegenstand dieser Untersuchung. 
6 Foucault 2003 [1979], 1002. 
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suchten Bereich. Auf dieser normativen Ebene geht es um ein staatliches Gendering. Das heißt, 

mir geht es nicht um das alltägliche und individuelle Miteinander einzelner Frauen und Männer 

als Eltern ihrer Kinder. Das interpersonelle Doing Parents / Doing Gender ist nicht mein Gegen-

stand. Von einem politologischen Erkenntnisinteresse geleitet suche ich nach den Orten und 

Akteuren, denen die Deutungsmacht für die im Beistandschaftswesen geronnenen Normen 

zukommt und Ungleichheit produzieren. Dafür wird die Entwicklungsgeschichte einer staatli-

chen Institution (Jugendamt) und einer ihrer Aufgaben (Beistandschaft / Pflegschaft / Vor-

mundschaft) beleuchtet. Die politischen Akteure, die neben den Jugendämtern selbst im Mit-

telpunkt der Untersuchung stehen, sind bestimmte Fach- und Interessenverbände, die 

maßgeblich für die Bestimmung und Umsetzung der politischen Agenda waren und sind. Hier 

ist besonders das Deutsche Institut für Jugendhilfe und Familienrecht (DIJuF) hervorzuheben. 

Ziel ist aber nicht allein die Beschreibung von gegenwärtig gültigen und das amtliche Han-

deln leitenden Normen. Vielmehr soll die administrative Entstehungsgeschichte solcher Nor-

men beleuchtet werden und geklärt werden, durch wen und mit welchem Ziel welche staatli-

chen Instrumente oder Techniken eingerichtet wurden, um mit den „Unehelichen“ auf einen 

Teil der Gesellschaft normalisierenden Einfluss zu nehmen. Es geht also um die Konstruktion, 

die Durchsetzung und den Schutz einer bestimmten Familien- und Geschlechterordnung. Das 

Jugendamt interessiert hierbei als eine staatliche Institution, von der Individuen als Mütter o-

der Väter adressiert werden und dabei – das ist die Untersuchungsprämisse – mit staatlich ver-

festigten Geschlechternormen konfrontiert werden. Davon ausgehend will ich versuchen zu 

begreifen, wie bestimmte Normen für Mütter und Väter entstehen können, die nicht nur unter 

einem gewissen von staatlichen Institutionen ausgehendem disziplinierendem Zwang befolgt 

werden, sondern sich in anderthalb Jahrhunderten derart verallgemeinern können, dass sie zu 

kaum noch hinterfragbaren Gewohnheiten werden. 

Forschungsstand 

Mit dem Ziel, das doing gender in der wohlfahrtsbürokratischen Praxis eines doing family zu 

erhellen, werde ich zwei Aspekte miteinander verbinden. Zum einen beleuchte ich eine institu-

tionelle Entwicklung, nämlich die des Jugendamts und der darin verankerten Beistandschaft für 

Kinder von nicht miteinander verheirateten Eltern bzw. Amtspflegschaft/Amtsvormundschaft. 

Zum anderen gehe ich der eher diskursiv-inhaltlichen Entwicklung der speziellen Familienpoli-

tik für „Uneheliche“ oder „Nichteheliche“ nach. 

Dieses Feld ist bisher weitgehend unerforscht. Eine aktuelle Monografie zur Entstehungsge-

schichte der freiwilligen Beistandschaft und ihren Vorläuferinnen Pflegschaft und Vormund-

schaft in Deutschland ist mir nicht bekannt. Historische Untersuchungen in diesem oder an-

grenzendem Gebiet, die gleichzeitig den Fokus auf die Geschlechterverhältnisse legten, gibt es 

meines Wissens auch nicht. Aber selbstverständlich sind das Jugendamt oder das soziale Phä-
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nomen der „Unehelichkeit“ keine vollständigen Forschungslücken.  

Die Geschichte der Jugendhilfe und Jugendämter ist in einer Vielzahl von Publikationen dar-

gestellt worden, neben diversen Einführungs- und Überblicksarbeiten auch in den Jugendbe-

richten der Bundesregierung.7 In jüngerer Zeit erschienen einige Monografien, die sich einge-

hend, aber regional fokussiert mit Teilen der Jugendhilfeentwicklung für die Zeit Ende des 19. 

bis Anfang des 20. Jahrhunderts beschäftigen, so etwa für den hessischen Raum8 oder für 

Hamburg9.  

Ab Mitte der 1980er Jahre konnte sich in Jugendhilfepraxis und Jugendhilfeforschung die 

Geschlechterperspektive zunehmend etablieren. Aber in aller Regel liegt der Blick dabei auf 

den Kindern und Jugendlichen – besonders auf Mädchen und jungen Frauen.10 Die Elternebe-

ne, um die es mir primär geht, bleibt weitgehend im Dunkeln. Das gilt sowohl für historische 

als auch für gegenwartsbezogene Studien. Insgesamt kann festgestellt werden, dass in der so-

zialpädagogischen Forschung das Verhältnis zwischen Jugendhilfe und der Familie oft gestreift, 

aber nicht systematisch aufgearbeitet wurde.11  

Die jüngere Geschichte der „Unehelichkeit“ ist weitgehend erschlossen. Besonders Sybille 

Buske hat mit ihrer sehr lesenswerten Studie „Fräulein Mutter und ihr Bastard“ (2004) wichti-

ge Grundlagenforschung betrieben, auf die ich mit meiner Untersuchung aufbauen konnte. 

Buske beschreibt die Geschichte der Unehelichkeit zwischen 1900 bis 1970 und fragt in erster 

Linie, wie mit Müttern von „unehelichen Kindern“ umgegangen wurde. Dabei analysiert sie 

sowohl politische, rechtliche wie kulturelle Zeugnisse. Das Jugendamt findet in ihrer Untersu-

chung vielfach Erwähnung, steht aber nicht im Mittelpunkt ihres Forschungsinteresses. 

Anderes gilt für meine Untersuchung, in der die Beistandschaft des Jugendamtes zentraler 

Gegenstand ist. Die Institution in der heutigen Form besteht seit Inkrafttreten des Beistand-

schaftsgesetzes am 1. Juli 1998. Wie sich diese Institution seitdem entwickelte, ist sozialwis-

senschaftlich kaum untersucht. Eine erste Studie, die auch die Beistandschaft beleuchtete, 

entstand im Rahmen des von Johannes Münder und Bernd Seidenstücker geleiteten interdis-

ziplinären Forschungsprojekts zur „Praxis des Kindschaftsrechts in Jugendhilfe und Justiz“12. 

Ansonsten wird die (neue) Beistandschaft in der Regel nur als Seitenaspekt des gesamten Ju-

gendhilfe- und Kindschaftsrechts berührt, so zum Beispiel in der Rechtstatsachenforschung zur 

                                                        

7 Z.B. in: Gries/Ringler 2005; Jordan/Sengling 1994; Kühn 1994. 3. Jugendbericht (1972), 22-35; 7. Ju-
gendbericht (1986), 28-32; 8. Jugendbericht (1990), 75-81. 
8 Uhlendorff 2003. 
9 Richter 2011. 
10 Der 6. Jugendbericht (1984) regte Mädchenförderung an. Die Geschlechterperspektive wurde seitdem 
in der Planung von Kinder- und Jugendarbeit verankert, v. a. die Mädchenförderung. Seit Ende der 
1990er Jahre setzt sich zunehmend die Ansicht durch, dass sich nicht nur das Rollenverhalten von Mäd-
chen, sondern auch die Handlungsmuster von Jungen ändern müssten, um nachhaltige Veränderungen 
im Geschlechterverhältnis zu erzielen (vgl. 10. Jugendbericht, 1998). Für einen Überblick zur Rezeption 
neuerer Geschlechterforschung in der Jugendhilfe siehe den Sammelband von Bruns 2004 und Nagel 
2007. 
11 Vgl. Mierendorff/Olk 2007, 542. 
12 Münder u.a. 2007. 
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Kindschaftsrechtsreform von Roland Proksch (2002) oder in den Untersuchungen über die 

„Vormundschaft in Deutschland“ (2004) von Hansbauer, Mutke und Oelerich13.  

Die zuletzt genannten Arbeiten führen eine Form der Jugendhilfe-Geschichtsschreibung 

fort, wie sie etwa Hans Scherpner (1966) oder Christa Hasenclever (1978) prägten. In ihrem 

Fokus steht die rechtliche Entwicklung. Ich würde diese Arbeiten als juristisch-

sozialwissenschaftliche Untersuchungen beschreiben, denen eine affirmativ-optimistische 

Grundprämisse zugrunde liegt, dass „Fortschritt durch Recht“14 erreicht und unter einer juris-

tischen Perspektive ausreichend genau beschrieben werden kann. Für mein Verständnis greift 

diese Sicht auf das Juristische zu kurz. Die gesellschaftlichen Bedingungen, unter denen sich die 

rechtlichen Entwicklungen vollziehen, und die institutionellen sowie personellen Verquickun-

gen werden dabei zu wenig oder zu unkritisch beleuchtet.  

Offenbar ist die Institution Beistandschaft ein recht exklusives Spezialgebiet, das nur fachöf-

fentlich diskutiert wird, etwa in einschlägigen Zeitschriften wie „Das Jugendamt“ (JAmt), „Zeit-

schrift für das gesamte Familienrecht“ (FamRZ) oder „Jugendhilfe aktuell“.15 Insgesamt lässt 

sich feststellen, dass sich die Publikationen, in denen die Beistandschaft thematisiert ist, vor-

nehmlich an die Praxis richten.  

Weder Sozialpädagogik noch Geschichts- oder Politikwissenschaften haben die historische 

Entwicklung und gesellschaftspolitische Bedeutung des deutschen Vormundschafts-/Pflege-/ 

Beistandschaftswesens bislang kritisch untersucht. 16  Es gibt zwar durchaus sozialwissen-

schaftliche Publikationen, in denen die Funktion des Jugendamts unter dem Gesichtspunkt des 

Kindeswohls und unter einer Geschlechterperspektive kritisch beleuchtet wird. In diesen Ar-

beiten liegt der Schwerpunkt jedoch auf Trennung und Scheidung und besonders auf hochstrit-

tigen Fällen. Beispielhaft sollen hierfür die Arbeiten von Anita Heiliger und Gerhard Amendt 

erwähnt werden, die gewissermaßen die Extrempole einer geschlechterpolitisch aufgeladenen 

Kontroverse um Bevorzugung und Benachteiligung von Müttern und Vätern im deutschen 

Kindschaftsrecht darstellen.17 Heiliger ist eine recht bekannte feministische Autorin und argu-

mentiert parteilich für betroffene Frauen/Mütter, während der Soziologe Amendt sich dezi-

diert für Männer/Väter einsetzt. Die Arbeiten selbst stellen geschlechterpolitische Positionie-

rungen innerhalb des familienpolitischen Feldes dar. Bei aller Polarisierung wird in ihnen sehr 

deutlich, mit welchen mitunter dramatisch eskalierten Konflikten man es in dem familienpoliti-

schen Feld zu tun hat, um das es auch hier gehen wird. Die Beistandschaft wird aber von bei-

den nicht explizit behandelt. 

Kurzum, am umfassendsten ist die Entwicklung des Beistandschaftswesens aus einem 

rechtlichen Blickwinkel aufgearbeitet. Aber auch dabei dominiert die Praxisorientierung, wie in 

                                                        

13 Hansbauer und Mutke (2007, 19-37) geben hierin auch einen historischen Abriss über die Entwicklung 
des Vormundschaftswesens seit Anfang des 20. Jahrhunderts. 
14 So der Titel der 2004 erschienenen Festschrift für Johannes Münder aus Anlass seines 60. Geburtstags. 
15 Für einen Überblick vgl. Münder u.a. 2007, 50-62. 
16 Das Gleiche stellt auch Ramsauer (2000, 14) für den schweizerischen Kontext fest. 
17 Vgl. Amendt 2004a, 2004b; Heiliger 1991, 2003, 2008a, 2008b. 
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„Das Recht der Beistandschaft“ (1998) von Michael Greßmann und Joachim Beinkinstadt oder 

im ähnlich gelagerten Handbuch „Vormundschaft, Pflegschaft und Beistandschaft für Minder-

jährige“ von Helga Oberloskamp (1998)18. Eine detaillierte Darstellung der rechtlich vorgege-

benen Aufgaben und Tätigkeiten der „neuen“ Beistandschaft liefert die Dissertationsschrift 

von Andreas Künne (2003). 

Über den relativ engen juristisch-sozialwissenschaftlichen Horizont hinaus ist der Komplex 

Vormundschaft/Pflegschaft/Beistandschaft für nichteheliche Kinder in Deutschland nicht un-

tersucht. Anderes gilt zum Beispiel für die Schweiz. Nadja Ramsauer (2000) und Elena Wilhelm 

(2005) haben sich empirisch wie theoretisch eingehend mit der Geschichte der Amtsvormund-

schaft zu Beginn des 20. Jahrhunderts auseinander gesetzt. Allerdings haben auch sie die Ge-

schlechterperspektive weitgehend ausgespart. Hinzu kommt, dass beide Autorinnen ausge-

rechnet die „Unehelichen“ in ihren historischen Untersuchungen ausklammern und ihr 

Augenmerk auf die Herausnahme von Kindern aus ehelichen Familien legen.19 

Zu den wenigen Ausnahmen, die einen historischen Rückblick für meinen Gegenstands-

bereich geben, gehört Victor Huvalés bereits 1980 erschienene Abhandlung „70 Jahre gesetzli-

che Amtsvormundschaft für nichteheliche (uneheliche) Kinder in Hamburg“. Der Fokus liegt je-

doch, wie der Titel bereits vermuten lässt, sehr stark auf der Hansestadt. Die für meine eigene 

Arbeit gewinnbringendste Publikation, in der die Entstehungsgeschichte der Amtsvormund-

schaft und der Jugendämter am Ende des 19. und zu Beginn des 20. Jahrhunderts beschrieben 

wird, ist die 2006 erschienene Jubiläumsschrift zum 100jährigen Bestehen des Deutschen Insti-

tuts für Jugendhilfe und Familienrecht. Sie stellt mit Blick auf Beistandschaft und vor allem auf 

Pflegschaft und Vormundschaft die umfassendste entwicklungsgeschichtliche Aufarbeitung 

dar.20 Die Darstellung konzentriert sich aus naheliegenden Gründen auf die Geschichte des In-

stituts selbst, das 1906 als Archiv Deutscher Berufsvormünder gegründet wurde. Das ist aller-

dings kein Manko, da diese Fachverbandsgeschichte untrennbar mit der Entstehungsgeschich-

te der Beistandschaft bzw. Pflegschaft und Vormundschaft verzahnt ist, wie im Folgenden 

gezeigt wird.  

Anmerkungen zu Vorgehen und Methode 

Die vorliegende Studie besteht aus zwei Teilen. Im ersten Teil (I) wird die 1998 eingeführte 

freiwillige Beistandschaft der Jugendämter für Kinder von nicht (mehr) miteinander verheirate-

ten Eltern dargestellt und innerhalb der Jugendamtsstrukturen verortet. Im zweiten Teil, auf 

dem der Schwerpunkt liegt und der erheblich größer ist (II bis VI), wird die Entstehungsge-

schichte der Beistandschaft als Aufgabe des Jugendamtes von den Anfängen der Berufsvor-

                                                        

18 Die dritte Auflage dieses Werkes ist 2010 erschienen, konnte hier aber nicht mehr berücksichtigt wer-
den. 
19 Vgl. Ramsauer 2000, 18; Wilhelm 2005, 113. 
20 Vgl. darin besonders den Beitrag des Historikers Harald Jenner. 
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mundschaft im ausklingenden 19. Jahrhundert bis zu den Reformen im Kindschafts- und im 

Kinder- und Jugendhilferecht Ende der 1990er Jahre beleuchtet.  
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I 

Im ersten Teil kommt ein Methodenmix zur Anwendung. Dadurch war es mir möglich, mich 

dem zum Beginn meiner Forschungsarbeit völlig unerschlossenen Gebiet der freiwilligen Bei-

standschaft anzunähern. Dazu gehören sowohl die Auswertung von online und als Druck veröf-

fentlichten Quellen, Dokumenten und von Sekundätliteratur, die eigene Beobachtung im Feld 

als auch eine Gruppendiskussion. Auf die Beobachtung und die Gruppendiskussion will ich me-

thodisch ein wenig vertiefender eingehen. Da sich meine Auswertung der Quellen und Doku-

mente auf den vordergründigen Textinhalt beschränkte, also auf die Informationen über Ju-

gendamt, Jugendhilfe und Beistandschaftswesen, halte ich es nicht für lohnend, das 

eingehender auszuführen.21 

Bei meiner Beobachtung im Feld, das heißt in der Vormundschaftsabteilung eines Berliner Ju-

gendamtes zwischen 20.09. und 07.10.2004, und bei der Auswertung orientierte ich mich an 

der teilnehmenden Beobachtung und besonders am Vorgehen, wie es Erving Goffman in sei-

nem Buch „Asyle“ geschildert hat. Goffmans Vorbild zu folgen, schien mir für meine explorati-

ve Beobachtung in einer für die Beistandschaftsführung zuständigen Abteilung eines Jugend-

amtes sinnvoll, da ich keine teilnehmende Beobachtung im engen ethnografischen Sinne  

unternahm, sondern offen die Position des wissenschaftlichen Beobachters einnahm. 22  

Goffmans Untersuchung war für meine Arbeit in mehrerer Hinsicht wertvoll. Goffman be-

schrieb, wie in einer „totalen Institution“ Individuen durch ihre „unfreiwillige Mitgliedschaft“23 

zu „Klinikinsassen“ werden. In meiner Untersuchung interessiert, wie Frauen und Männer, die 

ohne miteinander verheiratet zu sein ein Kind bekommen, durch die Ansprache des Jugendam-

tes als Mütter und Väter zu Subjekten der Beistandschaft werden. An dieser Stelle ist mir wich-

tig zu betonen, dass Jugendämter nicht in der gleichen Weise „total“ sind wie geschlossene 

psychiatrische Anstalten, Gefängnisse oder gar Konzentrationslager. Dennoch liefert Goffmans 

Studie einige wichtige und erhellende Anknüpfungspunkte für meine Studie. So ist das Jugend-

amt ebenfalls eine soziale Einrichtung oder Institution, in der regelmäßig bestimmte Tätigkei-

ten ausgeführt werden – was besonders für den Verwaltungsvollzug im Rahmen der Beistand-

schaftstätigkeit gilt. Ein weiterer Aspekt, der Überschneidungen darstellt, ist die 

„Unfreiwilligkeit“. Denn trotz des Namens „freiwillige Beistandschaft“ bekommt in der Regel 

auch ein Personenkreis mit dem Jugendamt zu tun, der unfreiwillig in den Wirkungskreis dieser 

staatlichen Dienstleistung für Kinder gerät. Das sind, wie gezeigt werden wird, in erster Linie 

die Kindesunterhaltspflichtigen.  

Des Weiteren war an Goffmans Arbeit sehr inspirierend, dass er seinen Gegenstand aus drei 

Blickwinkeln untersuchte, um eine möglichst umfassende Beschreibung geben zu können. Er 

blickte zuerst auf das „soziale Leben“, das sich in totalen Institutionen herausbildet, beschrieb 

dann die „Welt der Insassen“ und schließlich die „Welt des Klinikpersonals“. Meine drei Per 

  

                                                        

21 Zur qualitativen Inhaltsanalyse vgl. bspw. Mayring 2003.  
22 Vgl. dazu bspw. Lüders 2003. 
23 Ebd. 11. 
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spektiven für die Darstellung sind der institutionelle Rahmen der Beistandschaft, die beistand-

schaftliche „Welt“ des Jugendamtspersonals und schließlich die „Welt“ der Klientel, die sich in 

der Interaktion zwischen Klientel und Jugendamt auftut, wenn es eine Beistandschaft über-

nimmt. Da sich die Beschreibung dieser „Welten“ nicht eindeutig voneinander trennen lässt, 

fließen sie auch in meiner Darstellung ineinander.  

Auf eines will ich ausdrücklich noch hinweisen. In Institutionen werden, wie gesagt, regelmäßig 

bestimmte Tätigkeiten ausgeführt, für die sich in der alltäglichen Routine der Beschäftigten im 

Jugendamt Deutungsmuster herausbilden, die sich nicht unbedingt mit den Interpretationen 

unter meiner Forschungsperspektive decken.24 Dies gilt umso mehr, da ich die Gender-

Perspektive an meinen Forschungsgegenstand gewissermaßen herantrage. Gender oder die 

Gleichstellung der Geschlechter liegt nicht originär im Aufgabenverständnis der Beistand-

schaft. Wie eingangs beschrieben ist der Verfassungsauftrag eher eine allgemeine Rahmenbe-

dingung. Die Beistandschaft, wie sie im Bürgerlichen Gesetzbuch normiert ist, hat nicht die ex-

plizite Vorgabe, Geschlechtergleichheit herzustellen, sondern soll dem Kindeswohl dienen. Es 

ist vielmehr meine vorerst unbewiesene Forschungsprämisse, dass Gender oder Gendering hier 

als relevanter Faktor anzusehen ist. Das heißt, dass meine problemorientierte Darstellung un-

ter einer Gendering-Perspektive dazu führt, dass das alltägliche Verwaltungshandeln der Be-

diensteten gewissermaßen „befremdet“25 wird. Das hat auch zum Ziel, eine plausible Alternati-

ve zur vorherrschenden Wahrnehmung vorzuschlagen.26 Denn mit meiner Untersuchung will 

ich aus einer politikwissenschaftlichen Perspektive dazu beitragen, behördliches Alltagshan-

deln als politische Praxis begreiflich zu machen, die auf ihre Weise mit zur Herstellung be-

stimmter sozialer, nämlich vergeschlechtlichter Wirklichkeiten beiträgt.  

Einige Einschränkungen methodischer Art sollen hier aber nicht außer Acht werden. In einer 

Beobachtung der Beistandschaftstätigkeit kann weder herausgefunden werden, wie diese Pra-

xis und die ihr zugrundeliegenden Normen entstanden sind noch, wie sich die Tätigkeit auf die 

Beteiligten jenseits der konkreten Begegnung auswirkt. Ob und wie sich Beistandschaften auf 

das soziale Arrangement der beteiligten Mütter und Väter auswirken, könnte höchstens in 

mikrosoziologischen Längsschnittanalysen herausgefunden werden. Nur so ließen sich Vorher-

Nachher-Effekte ausmachen. Dies kann und soll hier nicht geleistet werden. Ich konzentriere 

mich daher auf die normativen Leitmotive, die die Behördenpraxis rahmen. Darum steht der 

Entstehungsprozess der Beistandschaft und ihrer geschlechterpolitischen Implikationen im 

Mittelpunkt des zweiten Teils der Untersuchung. 

Aber bleiben wir noch einen Augenblick beim ersten Teil. Eine Gruppendiskussion diente im 

Forschungsverlauf als Feedback-Verfahren.27 An der Diskussion nahmen sieben Beschäftigte 

der von mir beobachteten Jugendamtsabteilung teil, darunter auch die Abteilungsleiterin. Die-

se Gruppendiskussion sollte Zweierlei leisten. Zum einen wollte ich weitere belastbare Daten 

                                                        

24 Vgl. dazu Kardorff 1991, 332. 
25 Vgl. ebd. 389f. 
26 Vgl. Kardorff 1991, 332. 
27 Vgl. zur Gruppendiskussion Bohnsack 2003. 
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über die Arbeit im Jugendamt erheben. Zum anderen sollte den Beobachteten die Möglichkeit 

gegeben werden, von mir objektiv falsch interpretierte Sachverhalte richtigzustellen. Des Wei-

teren sollten sie mit der geschlechterpolitischen Kritik an ihrer Tätigkeit als Beistände nicht 

erst viel später und unvermittelt aus einem Druckerzeugnis konfrontiert werden, sondern die 

Möglichkeit haben, unmittelbar über die einzelnen Kritikpunkte mit dem Kritikübenden zu dis-

kutieren. Zugleich sollte mit der Gruppendiskussion dem forschungsethischen Problem Rech-

nung getragen werden, dass, obwohl die Kolleginnen und Kollegen weitgehend über meine 

Rolle als Forschender informiert waren, „Elemente der Täuschung“28 erhalten blieben: Ich war 

Beobachter, auch wenn sich die Beobachteten unbeobachtet fühlten; ich war Zuhörer, auch 

wenn die Beobachteten nicht mehr daran dachten (etwa bei Telefonaten); ich blieb auch dann 

Forscher, wenn ich mit den Beobachteten Mittagspause machte. 

Die Vorstellung meiner vorläufigen Auswertungsergebnisse führte schließlich zu einer leb-

haften Diskussion. Bei der Auswertung orientierte ich mich an sieben Kriterien, wie sie Nancy 

Fraser für die Analyse von wohlfahrtsstaatlichem Handeln mit Blick auf Geschlechtergleichheit 

vorgeschlagen hat: Bekämpfung von (1) Armut, (2) Ausbeutung, (3) Marginalisierung und (4) 

Androzentrismus und die Förderung von (5) gleichen Einkommen, (6) gleicher Freizeit und (7) 

gleicher Achtung.29 Die Diskussion, die sich dabei unter den Teilnehmenden entwickelte, als sie 

aufgefordert waren, ihre Arbeit anhand dieser Kriterien selbst zu bewerten, war besonders er-

hellend. 

 

II 

 

Meine Vorgehensweise für den historischen Teil ist stark von Michel Foucaults Arbeiten beein-

flusst, besonders von „Überwachen und Strafen. Die Geburt des Gefängnisses“. In dieser Stu-

die nahm Foucault die Entstehungsgeschichte des Gefängnisses unter die Lupe, indem er der 

gesellschaftlichen Funktion dieser neu entstandenen Institution nachging. Ein zentrales Stich-

wort hierfür ist der „Panoptismus“ – dazu später mehr. Foucault betrachtete die Entwicklung 

des Gefängnissystems gleichsam als Teil fürs Ganze, als eine Entwicklungsgeschichte der sozia-

len Ein- und Ausschlüsse, der Disziplinierung und positiven wie negativen Sanktionierung, der 

Normalisierung und Anormalisierung. Hieran knüpfe ich mit meiner Untersuchung der Entste-

hungsgeschichte des Jugendamtes und seiner Funktion als Vormundschaft über alle „Uneheli-

chen“ an. Damit soll keine unmittelbare Ähnlichkeit von Jugendamt und Gefängnis behauptet 

werden. Aber Foucaults Vorgehen für eine institutionengeschichtliche Untersuchung lässt sich 

adaptieren, um auf ähnliche Weise die gesellschaftliche Funktionalität der Institution Jugend-

amt zu untersuchen. 

Foucault stellte in „Überwachen und Strafen“ dar, wie sich ab dem 17. Jahrhundert ein be-

stimmtes Wissen formierte, das zur Grundlage eines sich wandelnden Strafrechtssystems wur-

                                                        

28 Hopf 2003, 593. 
29 Vgl. Fraser 1996; 2001, 73-84. 
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de. Mit diesem Wissen wurden Antworten auf die zentrale Fragen gegeben: Was und wer soll 

als kriminell angesehen werden und wie soll damit und zu welchem Ziel umgegangen werden? 

Foucault beleuchtete den strafrechtlichen Diskurs. Hierbei gibt es direkte Überschneidungen 

mit meiner Untersuchung, in der das Strafrecht ebenfalls eine nicht unerhebliche Rolle spielte. 

Im berufsvormundschaftlichen Diskurs stehen jedoch das Ehe- und Familienrecht sowie das- 

bzw. das Jugendwohlfahrtsrecht im Vordergrund.  

Zentrale Begriffe und theoretische Perspektiven  

Diskurs 

Ein kurzer Hinweis zu dem in dieser Arbeit verwendeten Diskursbegriff scheint mir ebenfalls 

angebracht, da „Diskurs“ in einer unüberschaubaren Vielfalt verwendet wird. Unter Diskurs 

begreife ich im Anschluss an Foucault ein soziales und historisches Phänomen und „eine Men-

ge von Aussagen, die einem gleichen Formationssystem zugehören.“30 Dieser Diskursbegriff 

unterscheidet sich von dem, was etwa Habermas unter Diskurs versteht, um nur auf eine, aber 

sehr prominente alternative Verwendungsmöglichkeit zu verweisen.31  

Diskurse im Sinne von Habermas sind thematisch zuordenbar, etwa als „Diskurs über…“ oder 

sogenannte Bindestrich-Diskurse. Etwas Holzschnittartig lässt sich Diskurs bei Habermas als 

Debatte übersetzen. Foucault hingegen ordnet Diskurse sogenannten Formationen oder For-

mationssystemen zu, worunter er beispielsweise wissenschaftliche Fachgebiete versteht: „Und 

so werde ich von dem klinischen Diskurs, von dem ökonomischen Diskurs, *…+ vom psychiatri-

schen Diskurs sprechen können“32. Diskursive Formationen sind aber nicht auf die Wissen-

schaften beschränkt, sondern können auch andere quasi-institutionalisierte Anordnungen und 

Gruppierungen umfassen.  

Wenn ich in dieser Untersuchung von einem berufsvormundschaftlichen Diskurs spreche, dann 

meine ich mehr als nur eine Debatte über die Berufsvormundschaft oder die Debatte unter Be-

rufsvormündern. Es geht um die „Region speziellen Wissens“33 oder den „Spezialdiskurs“34, da-

rum, wie in einem historischen Zusammenhang Regelmäßigkeiten, Strukturen, Praktiken und 

Redeweisen entstehen, durch die manifestiert wird, wie ein soziales Phänomen wie die „Un-

ehelichkeit“ wahrgenommen werden kann. Anders gesagt: Diskurse „stellen Wissen über die 

Wirklichkeit her“35. Auf die vorliegende Untersuchung angewendet, bedeutet das: Es geht um 

das im Entstehungsprozess der Jugendämter zusammenlaufende Wissen über Familie, Ehe, 

                                                        

30 Foucault 1981 *1969+, 156. Zum Begriff „Aussage“ vgl. Palfner 2006, 213-216. 
31 Zu den verschiedenen Diskursbegriffen vgl. z.B. Landwehr 2006, 110f; Link 1999, 148-152. 
32 Foucault 1981 [1969], 156. 
33 Link 1999, 154. 
34 Link 2005, 86. 
35 Landwehr 2006, 113. 
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Frau, Mann, Mutter, Vater und so weiter. Gespeist wird dieser Diskurs unter anderem aus 

Verwaltungswissen, aus medizinischem, soziologischem, pädagogischem, ökonomischem, kri-

minologischem, militärischem, juristischem Wissen. Das heißt, das Wissen oder die „Wissbar-

keit“ ist ein soziales Produkt und zugleich dafür konstitutiv, wie „Phänomene der Außenwelt 

mit bestimmten Bedeutungen“36 versehen werden. Diese Bedeutungen, die etwa in juristi-

schen oder sozialpädagogischen Spezialdiskursen geronnen sind, verschränken sich und wer-

den so zu Teilen von „Interdiskursen“37, die sich dann auch, oft mit sich verschiebenden Sinn-

gebungen, über die engen fachlichen Grenzen hinweg verbreiten. Auch diese Verzerrungen 

sind relevant, etwa mit Blick auf das Verhältnis von Idee des Gesetzgebers und ihrer Interpre-

tation sowie Umsetzung in der Verwaltungspraxis. 

Folglich wird hier der Frage nachgegangen, was und wer am Entstehungsprozess des sich im 

Jugendamt kristallisierenden Wissens Teil hatte und wie es damit zu einer bestimmten Wahr-

nehmung der Wirklichkeit oder zu einer Wahrheit, zu einem „Wahrheitswert“38 kam. Damit 

geht es um Diskurse als „Bestandteil des Politischen, das sich als Einrichtung des Sozialen so-

wie als Produktion, Reproduktion und Transformation sozialer Verhältnisse begreifen lässt“39. 

Das Politische ist nicht allein oder auch nur primär an bestimmte Personen und Institutionen 

gebunden. Die Kämpfe um gültige Wahrnehmungsweisen, Kategorisierungen und um Deu-

tungshoheiten sind das Politische. Gegenstand und Ergebnisse dieser politischen Kämpfe sind 

auch die institutionalisierten Gender Regime40, um die es mir geht. Innerhalb dieser Diskurse 

bilden sich Fraktionierungen heraus. Sie unterteilen sich in hegemoniale und nicht-

hegemoniale. Letztere können auch als „Gegendiskurse“41 bezeichnet werden. Diskurse sind 

heterogen und umfassen Widersprüche und Gegensätze. Mit einer Diskursanalyse wird daher 

ein soziales Beziehungsgeflecht zwischen Sprache, Gesellschaft und Individuum untersucht und 

damit das Politische, in dem zuvor angedeuteten breiten Verständnis.   

Folglich ist eine Diskursgeschichte keine lineare Fortschrittsgeschichte, in der von bestimm-

ten Akteuren und Institutionen ein klar angebbares Ziel verfolgt und (nicht) erreicht würde – 

selbst wenn die beteiligten Akteure und Institutionen dies faktisch anstreben. Diskursgeschich-

te zu analysieren, wie ich es beabsichtige, stellt einen Versuch dar, geschichtliche Prozesse oh-

ne teleologische Grundannahmen zu untersuchen, aber umso mehr ihre Resultate wie Normen 

und Normalisierungen, moralische Werte, Institutionen als Effekte von Macht- und Herr-

schaftskonstellationen „genealogisch“42 sichtbar und nachvollziehbar zu machen. Darum geht 

es in der vorliegenden Untersuchung am Beispiel der „Unehelichkeit“ und den staatlichen Re-

                                                        

36 Link 2005, 86. 
37 Vgl. ebd. 86-90. 
38 Foucault 1986 [1976], 8. 
39 Landwehr 2006, 118. 
40 Ich verwende diesen Begriff im Anschluss an R.W. Connell. Dazu mehr im folgenden Abschnitt. 
41 Ich verwende diesen Begriff eher im Sinne von Link (2005, 91) und Jäger (2004, 129) als im Anschluss 
an die häufig zitierte und eng auf die Literatur als Gattung beschränkte Lesart Foucaults in „Die Ordnung 
der Dinge“ (1994 *1966+, 76). 
42 Vgl. Jäger/Jäger 2007, 21f.; Narr 2006, 353-355; Raab 1998, 30-33. 
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gulierungsinstrumenten Vormundschaft, Pflegschaft und freiwillige Beistandschaft. 

Gender Regime, Gender Order, Gendering 

Das Begriffspaar „Gender Regime“43 und „Gender Order“ wurde maßgeblich von R.W. Connell 

geprägt. Mit dem Begriff „Gender“ werden für gewöhnlich drei Dimensionen des Geschlechtli-

chen umfasst: die individuelle, strukturelle und symbolisch-diskursive.44 Die Begriffe „Gender 

Regime“ und „Gender Order“, wie sie Connell beschreibt, stehen in einem Verhältnis zueinan-

der wie die Begriffe Staat und Gesellschaft. „Regime“ und „Order“ bezeichnen primär die 

strukturelle und die symbolisch-diskursive oder sozio-kulturelle Gender-Dimension und nur 

mittelbar die individuelle Ebene.45 Staat kann verstanden werden „als Gefüge von Institutio-

nen, das verbindliche Entscheidungen zur Gestaltung gesellschaftlicher Ordnung trifft.“46 Hie-

ran lässt sich mit dem Gender Regime-Begriff anknüpfen, der primär die inhärenten Geschlech-

terverhältnisse staatlicher Strukturen bezeichnet. Einem weiten Verständnis folgend stellen 

staatliche Strukturen kein in sich abgeschlossenes System dar, etwa einen bestimmten Staats-

apparat.47 Staatliche Strukturen sind demnach vielmehr ein integraler Bestandteil der Gesamt-

gesellschaft. Sie entfalten über das innere Gefüge von staatlichen Institutionen im engen Sinne 

eines Staatsapparates, der aus Regierung, Parlament, Ministerialbürokratie besteht, hinaus so-

ziale Wirkung.  

Das Gender Regime wirkt sich also auf die Gender Order aus, also auf die gesamtgesell-

schaftlichen oder sozio-kulturellen Geschlechterverhältnisse und damit vor allem für die sym-

bolisch-diskursive Dimension. Kurzum, die Gender Order wird durch die staatliche Wirkmacht, 

mit Gesetzen, Normen, Regeln usw., die unter dem Einfluss des Gender Regimes entstehen, 

hergestellt, verstärkt und verstetigt. Das Gender Regime ist ein inhärenter Teil der verge-

schlechtlichten und vergeschlechtlichenden48 Gesamtordnung (Gender Order) – wenn man so 

will, ihr anordnender, anweisender und befehlender Teil. Gleichzeit beeinflusst die Gender Or-

der die Beschaffenheit des Gender Regimes, aber um diese Richtung in dem Wechselverhältnis 

wird es in dieser Untersuchung nur am Rande gehen. 

Mit der Fokussierung auf die Ebene des Gender Regimes geht einher, dass weniger die sozi-

alen Herstellungsprozesse von Geschlecht auf der intersubjektiven Ebene von Gewicht sind, 

die in der ethnomethodologischen Konzeption als „Doing Gender“49 bezeichnet werden. For-

                                                        

43 Vgl. hier und für das Folgende Connell 1990. Dazu auch: Krause 2003, 221f.; Ostendorf 1999, 156f. 
44 Diese Dreiteilung geht zurück auf Sandra Harding (1991 [1986], 53-58). Dort heißt es jedoch nicht 
symbolisch-diskursiv, sondern nur symbolisch. Ich verzichte darauf, den Begriff Gender eingehend zu 
diskutieren. Vgl. dazu bspw.: Bauhart /von Wahl 1999; Harding 1991 [1986]. 
45 Wenngleich das individuelle Verhalten maßgeblich dadurch geprägt wird. Vgl. dazu auch Beckmann 
2005, 44f. 
46 Sauer 2004, 109. 
47 Vgl. hier und im Folgenden: Poulantzas 2002 [1977], 57-63. 
48 Auf diese zwei Dimensionen nimmt auch Bourdieu in seiner Theorie der „männlichen Herrschaft“ Be-
zug. Vgl. Bourdieu 1997; 2005. 
49 Vgl. einführend: Ostendorf 1999, 150-154. 
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schungsarbeiten, in denen Doing Gender untersucht wird, vernachlässigen in aller Regel den 

„Staat als Akteur des ‚gendering’“50. Aber um genau diese „Gendering“51-Perspektive geht es 

mir. Ich frage mich, wie auf staatlich-politischer Ebene, also in strukturellen, automatisierten 

und entindividualisierten Prozessen, Geschlechterverhältnisse hergestellt und perpetuiert 

werden, und wie sich jene Macht entfaltet, durch die Individuen (zwei-)geschlechtlich „dis-

zipliniert“ werden. Ich will verstehen, wie in staatlich-institutionellen und bürokratisierten Pro-

zessen vergeschlechtlichte (Kollektiv-) Subjekte, Mütter/Frauen und Väter/Männer, produziert 

und kontrolliert werden. Judith Butler schlägt vor, davon auszugehen, dass die vergeschlecht-

lichte und zugleich vergeschlechtlichende Macht nicht allein von außen auf die Subjekte wirkt, 

sondern zugleich durch die Subjekte selbst aufrechterhalten wird.52 Mit anderen Worten, 

Fremd- und Selbstführung, die an bestimmten sozialen Normativen ausgerichtet sind, sind als 

unauflösbar ineinander verwoben zu betrachten.53 

Ehe und Familie 

Explizit werden Geschlechterverhältnisse im gegenwärtigen politischen System vorrangig im 

Zusammenhang der Regulation der Privat- beziehungsweise der Intimsphäre verhandelt, etwa 

in den Punkten Vereinbarkeit von Familie und Beruf, häuslicher Gewalt, Ehegatten-Splitting, 

Schwangerschaftsabbruch, Erziehungsurlaub beziehungsweise Elternzeit, Kinderbetreuung, 

Unterhalt, Umgangs- und Sorgerecht usw.54 Im Anschluss an Michel Foucault können diese Po-

licies als Bestandteile staatlicher „Biopolitik“55 begriffen werden. Foucault versteht unter Bio-

politik eine Politik, in der die Bevölkerung als ein demografisches Problem gesehen wird, das 

durch Regulation von Geburt- und Sterberaten, von Geburtenzuwachs und Fruchtbarkeit ge-

löst werden soll. Foucault spricht daher von einer „Machtergreifung über den Menschen als 

Lebewesen, eine Art Verstaatlichung des Biologischen“56. Aus einer vertragstheoretischen Per-

spektive findet sich diese „Verstaatlichung des Biologischen“ in der Ehevertragskonstruktion 

wieder, wie sie ab dem ausklingenden 18. Jahrhundert diskutiert wurde.57 Bis heute gilt: „Aus 

rechtlicher Sicht kommt es durch die Eheschließung zwischen den Eheleuten zu einer Verbin-

dung zur gemeinschaftlichen Zweckerfüllung in Form einer Lebensgemeinschaft.“58  

Der zentrale Ausgangspunkt war vor 100 Jahren und ist in den eingangs genannten Politiken 

                                                        

50 Ostendorf 1999, 153. 
51 Doing Gender und Gendering werden häufig synonym verwendet. Im Gegensatz dazu wird hier im 
Folgenden Doing Gender für die mikrosoziologische Ebene verwendet und Gendering für die makrosozi-
ologische Ebene.  
52 Vgl. Butler 1997 [1993], 49. 
53 Vgl. Bröckling 2003, 81. 
54 Vgl. dazu beispielsweise die Themenausgabe der femina politica „Familienpolitik  = Frauenpolitik?“ 
(1/2003). 
55 Vgl. Foucault 2001 [1976], 276-283. 
56 Ebd. 283. 
57 Vgl. Pateman 1988, 154-188; Schwab 1976, 900. 
58 Fink 2005, 489. 
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der Gegenwart, wenngleich oftmals unausgesprochen, das Vater-Mutter-Kind-Dreieck oder die 

sogenannte Kernfamilie. Die feministische Rechtskritik hat gezeigt, dass Gesetzgebungsprozes-

se immer auch eine zumindest latent geschlechterpolitische Dimension haben, weil durch die 

rechtspolitische Steuerung mittelbar oder unmittelbar auch die Geschlechterverhältnisse mit-

geformt werden.59 Allgemein lässt sich sagen, dass durch die Gesetzgebung auf makrosoziolo-

gischer Ebene Regelungen getroffen werden, die sich, mit oder ohne Absicht, bis in die mikro-

soziologische Ebene hinein auswirken.  

Betrachtet man vor diesem Hintergrund die familienrechtlichen Reformen der zurücklie-

genden 30 Jahre, so wird deutlich, dass diese immer auch auf die Beseitigung noch bestehen-

der rechtlicher Ungleichbehandlungen von nichtehelichen und ehelichen Kindern zielten. Der 

Bezug auf Kinder ist hierbei keineswegs zufällig, da Ehe und Familie (also auch Nachkommen) 

zusammengedacht wurden, wie sich ja auch in der Grundgesetz-Formulierung „Ehe und Fami-

lie stehen unter besonderem Schutze der staatlichen Ordnung“60 widerspiegelt. Parallel dazu 

pluralisierten sich die Lebensformen, woraus vielfach der Schluss gezogen wird, dass die lo-

gisch strikte Verknüpfung von Ehe und Familie in gewisser Weise brüchig geworden sei.61 His-

torisch betrachtet waren die Familienformen jedoch von jeher heterogen, auch wenn sich ihre 

Vielfältigkeit der vorherrschenden Wahrnehmung entzog.62 Vielmehr ist davon auszugehen, 

dass die herrschende Sicht von einigen äußerst wirkmächtigen Mythen geprägt war und ist:63 

einem „Harmoniemythos“, einem „Größenmythos“ der vorindustriellen Mehr-Generationen-

Familie und dem „Konstanzmythos“, demzufolge Familien eine gleichsam natürliche „Gefühls-

gemeinschaft“ bildeten. In der jüngeren historischen und soziologischen Familienforschung 

werden diese quasi mythologisierten Annahmen dechiffriert. – Im Anschluss an die poststruk-

turalistische Geschlechterforschung kann in diesem Sinne auch die Annahme der scheinbar na-

türlichen Zweigeschlechtlichkeit als ein Mythos bezeichnet werden, vor allem die daraus abge-

leitete vermeintliche Natürlichkeit hierarchischer Über- und Unterordnungen entlang der 

Achse Mann-Frau. – Durch diese Dechiffrierungen wird deutlich, dass es stets verschiedene 

Formen von Familien gab, wenngleich bestimmte Formen zu einem gegebenen Zeitpunkt sozial 

dominierend waren.64  

Für die Gegenwart wird in der neueren Familiensoziologie eine zunehmende Entkopplung 

zwischen Ehe und Familiengründung nachgewiesen.65 Das bedeutet, ob Ehe oder Nichtehe 

scheint für die Familie – zumindest hinsichtlich der Kinder – heute weitgehend irrelevant, for-

mal-rechtlich wie alltagsweltlich. Kinder nicht miteinander verheirateter Eltern mit Begriffen 

                                                        

59 Zur rechtspolitischen Steuerung der Geschlechterverhältnisse vgl. beispielsweise Baer 2004. Aus histo-
rischer Perspektive vgl. beispielsweise den Sammelband von Gerhard 1997a. 
60 Art. 6 Abs. 1 GG. 
61 Vgl. beispielsweise 5. Familienbericht (1994), 70-89; Gerlach 2004, 71-112; Nave-Herz 2007; Peuckert 
2004; Rüling 2003. 
62 Vgl. Böhnisch/Lenz 1997b, 7. Ausführlich dazu Shorter 1977 [1975]. 
63 Vgl. Böhnisch/Lenz 1997c, 11. 
64 Vgl. Böhnisch/Lenz 1997c, 12. 
65 Vgl. Hansbauer 2006; Lenz 2006, 12f. 
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wie „Bastard“, „Bankert“ oder „Hurenkind“ zu brandmarken und gesellschaftlicher Ächtung 

auszusetzen, dürfte der bundesdeutschen Mehrheitsgesellschaft heute geradezu mittelalter-

lich vorkommen, auch wenn dies als gesellschaftliche Normalität erst in den letzten 50 Jahren 

allmählich verschwand.66 Weitgehend vergessen ist, dass etwa die Redewendung „mit Kind 

und Kegel“ im Mittelhochdeutschen die ehelichen und unehelichen Kinder meinte. Auch auf 

der Ebene der Eltern, das heißt, zwischen Vätern und Müttern oder allgemeiner zwischen 

Frauen und Männern, scheint die Frage von Ehe oder Nichtehe zunehmend ihre Bedeutung zu 

verlieren. Wie bei den Kindern ist allerdings auch hier eine Gleichberechtigungstendenz zu ver-

zeichnen, die in einer zunehmenden Verrechtlichung nichtehelicher gemeinschaftlicher Le-

bensformen zum Ausdruck kommt.67 In diesem Zusammenhang ist zu beobachten, dass nicht-

eheliche Lebensformen zunehmend auf eine Weise in die Pflicht genommen werden, die an 

den idealtypischen ehefamilialen Funktionen, etwa der „Solidaritätssicherungsfunktion“68 aus-

gerichtet zu sein scheint, etwa in der sozialrechtlichen Konstruktion der „Bedarfsgemein-

schaft“69. Hierin lässt sich eine Normalisierungstendenz70 des familienpolitischen Gender Re-

gimes erkennen, dem eine heteronormative71 und eng mit einem bürgerlichen Ehe- und 

Familiennormativ der Ernährer-Hausfrau-Familie verknüpfte Perspektive zugrunde liegt.72  

Davon ausgehend gilt das Hauptinteresse in der vorliegenden Untersuchung der Kategorie 

„nicht miteinander verheiratete Eltern“, an der die Prämisse eines gesellschaftlich hegemonia-

len Ehenormativs überprüft werden soll. Zwei Typen innerhalb dieser Kategorie sind besonders 

zu beachten. Den ersten Typus bildet die sogenannte nichteheliche Lebensgemeinschaft (mit 

Kindern). Unter nichtehelicher Lebensgemeinschaft wird allgemein verstanden, „dass zwei er-

wachsene Personen auf längere Zeit zusammenleben, eine sexuelle Beziehung unterhalten und 

gemeinsam wirtschaften, ohne miteinander verheiratet zu sein“73. Im Recht wird die nichtehe-

liche Lebensgemeinschaft mit dem Begriff der „eheähnlichen Gemeinschaft“ bezeichnet, wo-

runter nach einem Urteil des Bundesverfassungsgerichts eine Lebensgemeinschaft zwischen 

einem Mann und einer Frau verstanden wird, „die auf Dauer angelegt ist, daneben typischer-

weise keine weitere Lebensgemeinschaft gleicher Art zulässt, sich durch innere Bindung aus-

zeichnet und ein gegenseitiges Einstehen der Partner füreinander begründet, also über die Be-

ziehungen in einer reinen Haushalts- und Wirtschaftsgemeinschaft hinausgeht“74. Das ist 

                                                        

66 Zur Geschichte der Unehelichkeit vgl. Buske 2004. 
67 Vgl. Hausmann 2004, 55f. 
68 Vgl. Wingen 1997, 42. 
69 Vgl. § 7 Abs. 3 SGB II; kritisch dazu: Berghahn 2006, 56; Schwab 2007b. 
70 Ich verwende den Begriff der „Normalisierung“ im Anschluss an Foucault. Vgl. dazu Foucault 2007 
[1975].  
71 Mit dem Begriff „heteronormativ“ wird kritisch darauf hingewiesen, dass Heterosexualität und damit 
verbunden die Zweiteilung der Menschheit entlang der Gebähr- und Zeugungsfunktion in Mann und 
Frau als weitgehend unhinterfragte gesellschaftliche Norm gilt, was zu vielfältigen Ausschlüssen und 
Abwertungen führt. Vgl. dazu Butler 1991. 
72 Vgl. dazu auch Ganz 2007. 
73 Ebd. 48. 
74 BVerfGE 87, 234, 264 
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jedoch eine problematische Voraussetzung. Denn die übergroße Mehrheit aller jungen unver-

heirateten Paare gibt an, getrennte Kassen75 zu haben und weitgehend autonom über indivi-

duelle Anschaffungen zu entscheiden. Hieran zeigt sich jedoch, dass die Haushalts- und Wirt-

schaftsfunktion der Ehe-Konstruktion auch hier von zentraler Bedeutung ist.76 

Der Typus „eheähnliche Gemeinschaft“ ist analytisch besonders interessant, weil nichtehe-

liche Partnerschaften, wenn sie längere Zeit bestehen, wie Langzeitstudien zeigen, in etwa 

Dreivierteln der Fälle schließlich doch in einer Ehe münden – daher wird dieser Typus vielfach 

auch „voreheliche Lebensgemeinschaft“ oder „Quasi-Ehe“ genannt.77 Das lässt aufmerken, weil 

gleichzeitig festzustellen ist, dass „heute zunehmend die Entscheidung für die Ehe als begrün-

dungspflichtig angesehen wird, nicht aber das Zusammenleben in einer nichtehelichen Le-

bensgemeinschaft“78. In der Familiensoziologie wird wegen dieser attestierten Begründungs-

notwendigkeit von einem „Verlust der normativen Verbindlichkeit der Ehe“79 ausgegangen. Im 

Gegensatz dazu vertrete ich die These, dass der normativen Verbindlichkeit des Idealtypus der 

bürgerlichen Ehe auch heute noch überwiegend entsprochen wird und zwar im Sinne eines 

subjektivierenden80 Leitbildes. Anders gesagt, es hat lediglich eine Transformation und Diffusi-

on des Normativs stattgefunden: Selbst dann, wenn das Zusammenleben ohne den „förmli-

chen Gründungsakt“81 vor einem Standesbeamten bleibt, werden die sozialen Normen und Re-

geln des Geschlechtermodells der bürgerlichrechtlichen Ehegemeinschaft befolgt. Diese 

Annahme wird durch die weitverbreitete Ansicht unterstützt, dass es sich bei den nichteheli-

chen Lebensgemeinschaften um ein „funktionales Äquivalent des traditionellen Verlöbnisses“82 

handle. Davon ausgehend und im Anschluss an Foucault kann angenommen werden, dass die 

disziplinierenden Mikrotechniken des Ehe-Modells in den individuellen Körpern, Gesten, Ge-

wohnheiten und im individuellen Begehren präsent, kurzum: dass sie „subjektiviert“83 sind. 

Der zweite hier fokussierte Typus, und darauf liegt der Schwerpunkt, bildet die Gruppe der 

sogenannten Alleinerziehenden plus ‚dazugehörigem’ Elternteil. Als Alleinerziehende werden 

gewöhnlich Mütter und Väter bezeichnet, die mit ihren Kindern aber ohne Ehe- oder Lebens-

partner/-in in einem Haushalt zusammenleben.84 Damit stellt dieser Typus sozusagen den Ge-

genpol zum Normal-Typus der Ehe-Familie dar, gleichsam das Anormale. Im Gegensatz zur 

                                                        

75 Anfang der 1990er Jahre galt dies für knapp 90 Prozent, wie eine Untersuchung von Laszlo A. Vasko-
vics (1994) ergab. Vgl. dazu auch Peuckert 2004, 87. 
76 An dieser Stelle muss darauf hingewiesen werden, dass es in dieser Untersuchung nicht auch explizit 
um die eingetragene Lebenspartnerschaft, das heißt um homosexuelle Lebensgemeinschaften wie die 
sogenannte Homo-Ehe gehen wird. Vgl. dazu beispielsweise Rijsbergen 2005. 
77 Vgl. Hausmann 2004, 52f.; Lenz 2006, 16; Peuckert 2004 85f. 
78 Hausmann 2004, 55. 
79 Lenz 2006, 13-15. 
80 „Das Wort ‚Subjektivation’ (assujettissement) hat zwei Bedeutungen: jemanden der Macht unterord-
nen und Subjekt werden“, so Judith Butlers (2003a, 61) Definition des Foucault’schen Begriffs. 
81 Hohloch 2004, 68. 
82 Peuckert 2004, 81. 
83 Vgl. Foucault 1986 [1984a], 10f. 
84 Vgl. Statistisches Jahrbuch 2007, 32. 
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nichtehelichen Lebensgemeinschaft weist das familiale Dreieck alleinerziehendem Elternteil, 

Kind und getrennt lebendem Elternteil in weitaus geringerem Maße die charakteristischen 

Merkmale der „Eheähnlichkeit“ auf.85 Anhand dieses Typus wird in dieser Studie zu zeigen ver-

sucht, inwiefern Eltern durch die „normalisierend-disziplinierende Macht“86 eines Gender Re-

gimes, entsprechend eines bestimmten Ehe-Normativs, zu Frau/Mutter und Mann/Vater sub-

jektiviert werden. 

Disziplinierung und Gouvernementalität 

Foucaults Werk kann, bildlich gesprochen, mit einem Triptychon verglichen werden. Die erste 

Tafel dieses Triptychons thematisiert das „Wissen“, die zweite die „Macht“, die dritte das 

„Subjekt“ oder die „Subjektivierung“.87 Das Triptychon ergibt erst über alle drei Tafeln hinweg 

ein Gesamtbild. So auch Foucaults Werk. Zunächst untersuchte er die Formierung von Wissen 

und entwickelte dabei sukzessive die soeben skizzierte Diskursanalyse. Hierauf aufbauend 

widmete sich Foucault den „Machtsystemen“88, mit denen sowohl ein Denken als auch ein 

Sich-Verhalten reguliert, normiert und diszipliniert wird. Schließlich wendet er sich der Macht 

zu, „die aus Individuen Subjekte macht“89. 

Anfang bis Mitte der 1970er Jahre ist die „Disziplin“ in Foucaults Arbeiten zentral, vor allem 

in „Überwachen und Strafen“. „Die Disziplin ‚verfertigt’ Individuen: Sie ist eine spezifische 

Technik einer Macht, welche die Individuen sowohl als Objekte wie als Instrumente behandelt 

und einsetzt.“90 Foucaults These ist, dass die gegenwärtige Gesellschaft eine Disziplinargesell-

schaft sei, deren Grundtendenz darin bestehe, „gleichzeitig die Fügsamkeit und die Nützlich-

keit aller Elemente des Systems zu steigern.“91 ‚Nützlich‘ im Sinne des gegenwärtigen Gesell-

schaftssystems hieße eine Ausübung der Macht mit möglichst geringen Kosten aber möglichst 

intensiver Wirkung, bei der „sich diese ‚ökonomische’ Steigerung der Macht mit der Leistungs-

fähigkeit der Apparate verbinden *würde,+ innerhalb derer sie ausgeübt wird“92. Foucault be-

schreibt dies anhand verschiedener Disziplinen, etwa wie aus einem Individuum durch Diszipli-

nierung ein Soldat oder ein Gefängnisinsasse oder Fabrikarbeiter wird. Sein genealogischer 

Blick richtet sich darüber hinaus auf Disziplinarinstitutionen wie die Schule, psychiatrische An-

stalt, Pest-Stadt oder das Krankenhaus. Foucault beschreibt Disziplin als „ein Typ von Macht; 

eine Modalität der Ausübung von Gewalt; ein Komplex von Instrumenten, Techniken, Proze-

duren, Einsatzebenen, Zielscheiben; sie ist eine ‚Physik’ oder eine ‚Anatomie’ der Macht, eine 

                                                        

85 Auf die sogenannten Regenbogenfamilien und auf familiale Konstellationen mit sogenannter 
Koelternschaft wird in dieser Untersuchung nicht explizit Bezug genommen.  
86 Fraser 1994 [1989], 70. 
87 Vgl. Foucault 1986 [1984a], 10f. 
88 Ebd. 10. 
89 Sarasin 2005, 189. 
90 Foucault 1994 [1976], 220. 
91 Ebd. 280. 
92 Ebd.  
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Technologie“93. Wichtig ist, dass Foucault Disziplin wie auch Macht nicht ausschließlich negativ 

assoziiert, sondern zugleich die positiv-produktive Dimension unterstreicht.94 So brachten 

Schulen ein bestimmtes Maß an Bildung in die breite Bevölkerung, halfen Krankenhäuser beim 

Kurieren von Krankheiten oder gelang es durch die systematische Bekämpfung der Pest, die 

Epidemie zurückzudrängen. Auf diese positive Dimension der „Submächte“95 weist Foucault 

immer wieder hin. Aber er verweist zugleich auf den Preis dafür. Denn ausgehend von den 

konkreten, lokalisierbaren, architektonischen Disziplinarinstitutionen breitete sich die Diszipli-

nierung als Machttechnologie in die Gesellschaft als Ganze aus. Foucault spricht von „Sub-

macht“, um so eine Abgrenzung zu dem, was gemeinhin als politische Macht bezeichnet wird, 

deutlich zu machen, da es nicht in erster Linie um den Staatsapparat oder einer an der Macht 

befindlichen Klasse gehe, „sondern um all die kleinen Machtformen, die kleinen Institutionen, 

die auf einer niedrigeren Ebene angesiedelt sind“96. 

In „Überwachen und Strafen“ beschreibt er die sich verallgemeinernden subtilen Zwangs-

mittel, die bis tief in das Verhalten der Menschen eindringen, als „Panoptismus“97. Ausgehend 

vom Panopticon, das der Utilitarist Jeremy Bentham 1787 als ideale Gefängnisarchitektur be-

schrieben hatte, sieht Foucault im Panoptismus eine politische, disziplinierende und regulie-

rende Machttechnologie, die es ermöglicht, alles sichtbar zu machen, sich selber aber unsicht-

bar. „Das Panoptikum ist die Utopie einer Gesellschaft und einer Form von Macht, die in 

unserer Gesellschaft Wirklichkeit geworden ist, eine realisierte Utopie. *…+ Wir leben in einer 

Gesellschaft, in der der Panoptismus herrscht.“ 98 Foucault betont, dass die Disziplinarproze-

duren nicht auf bestimmte Institutionen beschränkt sind, sondern von verschiedenen „Kon-

trollpunkten“99 ausgehen. Foucault verweist an einer Stelle auf ein für die vorliegende Unter-

suchung interessantes Beispiel: die Mildtätigkeitsvereine im 17. und 18. Jahrhundert.100 Diese 

hätten unter anderem die von ihnen unterstützten Familien daraufhin überprüft, ob diejeni-

gen, die in einem Bett oder in einem Raum schliefen, wenn sie ein bestimmtes Alter erreicht 

hatten und verschiedenen Geschlechts waren, sich nicht in „Liederlichkeiten“ ergingen. „Zwei-

felt man daran, daß sie verheiratet sind, so ist nach dem Trauschein zu fragen.“101 So lautete 

die entsprechende Anweisung in einem Reglement jener Zeit. Der Empfang einer Mildtätigkeit 

war somit an normkonformes Verhalten gebunden. Mit anderen Worten, auch diese Mildtä-

tigkeit kann als Submacht bezeichnet werden. 

Von diesem Punkt aus kam Foucault zu dem, was er ab 1976 „Biopolitik“ nennt.102 Ging es 

                                                        

93 Ebd. 277. 
94 Vgl. ebd. 264. 
95 Vgl. Foucault 2003 [1973], 122f. 
96 Ebd. 123. 
97 Vgl. Foucault 1994 [1976], 251-291. 
98 Foucault 2003 [1973], 86. 
99 Foucault 1994 [1976], 272. 
100 Vgl. ebd. 
101 Zit. nach ebd. 273. 
102 Vgl. Sarasin 2005, 166. 
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bei den Disziplinen um bestimmte gesellschaftliche Gruppierungen, um „Anormale“, wie „Ir-

re“, „Kranke“, „Kriminelle“ oder diejenigen, die zur Klientel besagter Mildtätigkeitsvereine ge-

hörten, so umfasst die Biopolitik die Registrierung und Steuerung der gesamten Bevölkerungs-

bewegungen, wie Eheschließungen, Geburten- und Sterberaten. War Foucault bis dahin 

vorrangig an den konkreten Disziplinarinstitutionen (Irrenanstalt, Krankenhaus, Gefängnis oder 

auch Familie) interessiert, so rückt nun stärker auch die staatliche Ebene in den Fokus. Dies 

reicht von „der statistischen Erfassung von Geburten und Todesfällen über die staatlichen An-

strengungen zur Steigerung der Geburtenrate und die verschiedenen Formen der öffentlichen 

Hygiene und Gesundheitspflege bis hin zur Regulation der Bevölkerung in ‚qualitativer’ Hin-

sicht, letztlich bis zur eugenisch motivierten Ausmerzung von ‚lebensunwertem Leben’.“103 Wie 

im Folgenden deutlich werden wird, ist unter diesen Gesichtspunkten auch die Entwicklungs-

geschichte von der Amtsvormundschaft zur freiwilligen Beistandschaft, die in der vorliegenden 

Untersuchung im Zentrum steht, geradezu als ein paradigmatisches Beispiel. 

Foucault vertieft seine Beschäftigung mit der Biopolitik nicht, sondern wendet sich verstärkt 

den sogenannten Regierungstechnologien oder, wie er sagt, der „Gouvernementalität“ zu und 

zwar insbesondere in Hinblick auf ihre Bedeutung für die „Selbstpraktiken“104. Er betreibt nun 

gewissermaßen eine „Genealogie der Subjektivierungsweisen“105. Bis „Überwachen und Stra-

fen“ war es Foucault hauptsächlich um die Genealogie der von außen auf die Körper ein-

wirkenden Disziplinierung gegangen, die ein bestimmtes Sich-Verhalten generierte.106 Mit der 

Untersuchung der Biopolitik und insbesondere der Gouvernementalität verschiebt sich der 

Schwerpunkt auf die Prozesse einer Subjektivierung unter den Bedingungen von Herrschaft. In 

der Einleitung zu „Der Gebrauch der Lüste“ beschreibt Foucault zwei Formen von „Moralver-

halten“.107 Zum einen könne von einer „quasi juridischen Form“108 eines Verhaltenscodes aus-

gegangen werden, „in der sich das Moralsubjekt auf ein Gesetz *…+ bezieht, denen es sich un-

terwerfen muß, widrigenfalls es einer Bestrafung verfällt“109. Das könnte als Subjektivierung 

mittels Herrschaftstechniken begriffen werden.110 Zum anderen beschreibt Foucault Selbst-

praktiken, die sich weniger an einem den Individuen von außen auferlegten Moral-Code orien-

tieren, als an dem, wie sich das Individuum zu sich selbst verhält, weil es sich als ein Moralsub-

jekt begreift.111 Vor allem auf diese Selbstpraktiken ist der Begriff der Gouvernementalität 

bezogen. Es geht um die Regierung dessen, wie die Individuen sich selbst als ein Subjekt be-

greifen und entsprechend verhalten. Es geht um eine Macht des Staates, die „eine zugleich in-

                                                        

103 Ebd. 167. 
104 Vgl. Foucault 1986 [1984a], 36-45. 
105 Sarasin 2005, 189. 
106 Vgl. Lemke 2001, 108f. 
107 Vgl. Foucault 1986 [1984a], 41f. 
108 Ebd. 41. 
109 Ebd. 
110 Vgl. Lemke 2001, 109. 
111 Vgl. Foucault 1986 [1984a], 42. 
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dividualisierende und totalisierende Form der Macht ist“112. Foucault verdeutlicht dies am Bei-

spiel der „Pastoralmacht“. Sie zielt auf das „Seelenheil“ der Individuen und kann daher nur 

ausgeübt werden, wenn man weiß, was in den Köpfen der Leute vor sich geht.113 Gouverne-

mentalität umfasst also einerseits die Generierung von Wissen über Individuen und zugleich 

die „Regierung“ ihrer Selbstpraktiken. Das beistandschaftliche oder vormundschaftliche Wis-

sen um die „Unehelichen“ sehe ich im gleichen Licht. 

  

                                                        

112 Foucault 1987 [1982], 248. 
113 Vgl. ebd. 
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I 

Gendering im Beistandschaftswesen – 

Beobachtungen im Jugendamt 

 

„Bei dem in dieser Arbeit untersuchten Typus der 

Sozialbeziehung begeben sich bestimmte Personen 

(Klienten) in die Hand anderer Personen (Dienender, 

Helfer).“114 

                                                        

114 Goffman 1973 [1961], 310. 
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1. Die Institution Beistandschaft  

innerhalb der Strukturen Berliner Bezirksämter 

1.1. Aufbau des Berliner Verwaltungsapparates 

Bevor auf das Beobachtete im engen Sinne eingegangen wird, soll zunächst der Blick auf die 

formale Konstruktion des kommunalpolitischen Systems gerichtet werden, um darin im nächs-

ten Schritt den Tätigkeitsbereich Beistandschaft innerhalb des Jugendamts lokalisieren zu kön-

nen. Das Jugendamt ist die kommunale Einrichtung, die „unter Planungs-, Gewährleistungs- 

und Finanzierungsgesichtspunkten als die zentrale Institution der Jugendhilfe angesehen wer-

den kann“115. Bundeseinheitlich ist rechtlich festgelegt, dass alle örtlichen Träger, das heißt, 

Kreise und kreisfreie Städte, ein Jugendamt betreiben müssen.116 Da die teilnehmende Be-

obachtung in einem Berliner Jugendamt stattfand, liegt der Schwerpunkt in den folgenden 

Ausführungen auf Berlin.117  

Berlin ist eines der 16 deutschen Bundesländer und zugleich eine Stadt, die sich in zwölf Be-

zirke gliedert. In Berlin verschmelzen die landes- und kommunalpolitischen Ebenen in stärke-

rem Maße als in den Flächenländern: „Volksvertretung, Regierung und Verwaltung einschließ-

lich der Bezirksverwaltungen nehmen die Aufgaben Berlins als Gemeinde, Gemeindeverband 

und Land wahr.“118 Die Verwaltung des Landes Berlin ist zweistufig organisiert, in Hauptverwal-

tung und Bezirksverwaltung. Die Hauptverwaltung besteht aus den Senatsverwaltungen als 

obersten Landesbehörden und den ihnen nachgeordneten Sonderbehörden, insbesondere Po-

lizei-, Justiz- und Steuerverwaltung.119 Die zweite Stufe der Berliner Verwaltung bilden die Be-

zirksverwaltungen. Die Bezirke sind zwar Selbstverwaltungseinheiten, entsprechen jedoch we-

der den Kreisen noch den Gemeinden in Flächenländern, da sie nicht in gleichem Maße 

eigenständig sind. Sie vollziehen die Verwaltung des Landes lediglich nach den Grundsätzen 

der Selbstverwaltung. Oberstes Organ der bezirklichen Selbstverwaltung ist die Bezirksverord-

netenversammlung (BVV). Sie wird, wie das Abgeordnetenhaus auf Landesebene, gewählt und 

ist damit sozusagen die Volksvertretung des Bezirkes. Die Verwaltungsbehörde ist das Bezirk-

samt, das quasi als Vertretung des Landes Berlin auf bezirklicher Ebene fungiert. Die Mitglieder 

des Bezirksamts werden von der BVV gewählt, sodass sich der Parteiproporz innerhalb  

                                                        

115 Gries/Ringler 2005, 13. 
116 Vgl. § 69 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 3 SGB VIII. 
117 Vor diesem Hintergrund sind die späteren Aussagen, die auf den Beobachtungen vor Ort basieren, 
auch nur von begrenzter Reichweite. 
118 Art. 4 Abs. 2 VvB. 
119 Vgl. Art. 67 VvB. 
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der BVV auch in den Bezirksämtern, genauer in deren Leitungsebene, widerspiegelt. Die Be-
zirksämter sind sogenannte kollegiale Verwaltungsbehörden. Ihnen gehören an: die Bezirks-
bürgermeisterin120 sowie fünf Bezirksstadträtinnen, von denen eine zugleich zur stellvertreten-
den Bezirksbürgermeisterin gewählt wird. Die Jugendämter sind Teil der Bezirksämter, wie mit 
dem nachstehenden exemplarisch schematisierten Organisationsdiagramm verdeutlicht wer-
den soll. 

Bezirks-

bürgermeisterin 

Bezirksstadträtin 

stellv. BzBm’in 

Bezirksstadträtin Bezirksstadträtin Bezirksstadträtin Bezirksstadträtin 

Abt. Wirtschaft 
und Finanzen 

Abt. Gesundheit Abt. Jugend Abt. Bau Abt. Soziales, 

Umwelt 

Abt. Bildung, 

Schule 

Städtepartner-

schaften 

Gleichstellungs-, 

Behinderten-, 

Europabeauf-

tragte 

Ordnungsamt 

Wirtschaftsbera-

tung 

Hochbau 
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Gesundheitsamt 
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und Schulen 

Amt für Kultur 
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etc. 

  Jugendhilfe-

ausschuss 

   

Abbildung 1: Organigramm Berliner Jugendämter 

1.2. Organisation eines Jugendamtes 

1.2.1. Zweigliedrigkeit – Verwaltung und Jugendhilfeausschuss 

Wie in den Kreisen und kreisfreien Städten der Flächenländer ist in jedem Berliner Stadtbezirk 

ein Jugendamt eingerichtet. Das Jugendamt nimmt gegenüber den anderen kommunalen be-

ziehungsweise bezirklichen Verwaltungsteilen eine Sonderstellung ein.121 Die Sonderstellung 

der sozialpädagogischen Fachbehörde Jugendamt manifestiert sich in der sogenannten Zwei-

gliedrigkeit. Als zweigliedrig wird das Jugendamt bezeichnet, weil es neben der in allen kom-

munalen Behörden üblichen Verwaltung einen sogenannten Jugendhilfeausschuss umfasst.122 

Der Jugendhilfeausschuss ist ein kommunaler Ausschuss mit beschließender Funktion.123 Seine 

  

                                                        

120 Die männliche Form wird Hier und im Folgenden: selbstverständlich mitgedacht. 
121 Vgl. Gries/Ringler 2005, 8. 
122 Vgl. § 34 Abs. 1 Satz 1 Gesetz zur Ausführung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes (AG KJHG). 
123 Vgl. § 71 Abs. 3 SGB VIII. Zum Jugendhilfeausschuss allgemein vgl. Gries/Ringler 2005, 78-84. 
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Besonderheit besteht darin, dass er als einziger Ausschuss auf der kommunalen Ebene durch 

Bundesrecht mit besonderen Rechten und Pflichten ausgestattet ist. In Berlin ist der Jugendhil-

feausschuss zugleich der Fachausschuss der BVV für den Geschäftsbereich Jugend des jeweili-

gen Bezirksamts.124 Mit anderen Worten, vor jeder Beschlussfassung der BVV, die Fragen der 

Kinder- und Jugendhilfe berührt, soll der jeweilige Jugendhilfeausschuss gehört werden. Das 

bedeutet, im Regelfall werden Anträge und Initiativen der Fraktionen und fraktionslosen Be-

zirksverordneten nicht direkt von der BVV beschlossen, sondern zunächst an den Jugendhil-

feausschuss zur inhaltlichen Beratung überwiesen.  

Damit soll insbesondere die fachliche Sichtweise der freien Jugendhilfeträger mit in die Politik-

gestaltung einbezogen werden, die, neben den Abgeordneten der in der BVV vertretenen Par-

teien und einzelnen in der Jugendhilfe erfahrenen Personen, Mitglieder des Ausschusses stel-

len.125 Im Jugendhilfeausschuss werden die aktuellen Problemlagen von jungen Menschen und 

ihrer Familien erörtert, entsprechende Lösungsvorschläge zur Überwindung dieser Probleme 

im Rahmen der öffentlichen wie der freien Kinder- und Jugendhilfe entwickelt und es wird eine 

dementsprechende Jugendhilfeplanung vorgenommen.126  

Die Jugendhilfeplanung umfasst auch ein Beschlussrecht über die konkrete Verwendung der 

von der BVV bereitgestellten Haushaltsmittel.127 Die Beschlüsse des Jugendhilfeausschusses 

sind für die Verwaltung des jeweiligen Jugendamtes unmittelbar bindend. Der Ausschuss ist 

damit die oberste Planungsinstanz der konkreten Umsetzung der Jugendhilfe auf kommunaler 

beziehungsweise bezirklicher Ebene. Daraus resultiert eine systematische und enge Einbindung 

von Verbänden und Vereinen in die kommunale beziehungsweise bezirkliche Ju-

gend(hilfe)politik und die konkrete Ausgestaltung der Jugendhilfe. Eine mögliche Zusammen-

setzung eines Jugendhilfeausschusses verdeutlicht folgende Tabelle:128 

  

                                                        

124 Vgl. § 35 Abs. 1 Satz 1 AG KJHG. 
125 Vgl. § 71 Abs. 1 und 4 SGB VIII. 
126 Vgl. § 71 Abs. 2 SGB VIII. 
127 Vgl. § 71 Abs. 3 Satz 1 SGB VIII. 
128 Die hier vorgestellte Zusammensetzung wurde zum Zwecke der Anonymisierung aus verschiedenen 
Berliner Jugendhilfeausschüssen zusammengefügt, sie wäre in dieser Form jedoch möglich. 
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Abbildung 2: Eine mögliche Zusammensetzung eines Berliner Jugendhilfeausschusses 

Bezirksverordnete 

Vorsitzende CDU  

stellv. Vorsitzende SPD 

+ 2 Verordnete  CDU 

+ 1 Verordnete  DIE GRAUEN 

+ 1 Verordnete DIE LINKE 

+ 1 Verordnete FDP 

+ 1 Verordnete Grüne 

+ 1 Verordnete  SPD  

  

Bürgerdeputierte 

+ 1 Deputierte Arbeiterwohlfahrt 

+ 1 Deputierte  Bund der Pfadfinder/innen 

+ 1 Deputierte  Diakonisches Werk 

+ 1 Deputierte Humanistischer Verband Deutschlands 

+ 1 Deputierte Kinderschutz-Zentrum Berlin 

+ 1 Deputierte SJD - Die Falken 

  

Mitglieder mit beratender Stimme 

+ 1 beratendes Mitglied Arbeit mit behinderten Kindern und Jugendlichen 

+ 1 beratendes Mitglied Bezirkselternausschuss 

+ 1 beratendes Mitglied Evangelische Kirche 

+ 1 beratendes Mitglied Humanistischer Verband Deutschland 

+ 1 beratendes Mitglied Katholische Kirche 

+ 1 beratendes Mitglied Mädchenarbeit 

+  Leiterin des Jugendamtes 

+  Jugendstadträtin 

 

Erstaunlicherweise ist der Tätigkeitsbereich Beistandschaften in den Berliner Jugendhilfeaus-

schüssen in der Regel kein Thema.129 „Zwischen ASD130-Mitarbeitern und Beiständen besteht 

*…+ keine enge fachliche Zusammenarbeit, es gibt kaum generelle Absprachen, in welchen Fäl-

len Kooperation notwendig wäre.“131 Die Beistandschaften sind eine originäre Aufgabe der Ju-

gendämter. Im Gesetz heißt es: „Auf schriftlichen Antrag eines Elternteils wird das Jugendamt 

Beistand des Kindes für folgende Aufgaben: 1. die Feststellung der Vaterschaft, 2. die Gel-

                                                        

129 Diese Aussage basiert auf der Auswertung der Protokolle der in 2008 abgehaltenen öffentlichen Sit-
zungen der Jugendhilfeausschüsse dreier Bezirke (veröffentlicht unter: 
http://www.berlin.de/rubrik/politik-und-verwaltung/bezirksaemter/ [zuletzt: 04.11.2008]). Dabei han-
delt es sich um einen Bezirk im ehemaligen West-Berlin, einen im ehemaligen Ost-Berlin und einen, in-
dem nach der Bezirksreform 2001 ehemalige West- und Ost-Bezirke fusioniert wurden. 
130 Allgemeiner Sozialpädagogischer Dienst, Anmerkung DS. 
131 Münder/Mutke/Seidenstücker 2006, 531. 
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tendmachung von Unterhaltsansprüchen sowie die Verfügung über diese Ansprüche *…+.“132 

Zudem scheint die „Qualitätsentwicklung im Bereich der Beistandschaften“ insbesondere die 

„Neuorientierung der Aufgabe als soziale Dienstleistung“ seit Inkrafttreten des Beistand-

schaftsgesetzes 1998 nach wie vor eine unabgeschlossene Aufgabe.133 Es sind sogar entgegen-

gesetzte Entwicklungstendenzen in der Ausgestaltung der Beistandschaften zu beobachten. 

Die einen setzten verstärkt auf Vermittlung und Mediation zwischen den beteiligten Eltern, 

während die anderen primär eine konsequente Durchsetzung der Unterhaltsansprüche verfol-

gen.134 Mit anderen Worten, es gäbe durchaus politischen Klärungsbedarf, aber die kommu-

nalpolitisch „oberste Planungsinstanz“, der Jugendhilfeausschuss, ist offenkundig nicht der Ort, 

an dem diese Auseinandersetzungen geführt werden. Dabei belegt die Jugendhilfestatistik, 

„dass die angesprochene Klientel die größte Adressatengruppe ist, mit der das Jugendamt in 

Kontakt kommt.“135 Die Beistandschaften sind also keineswegs ein marginales Tätigkeitsfeld. In 

Berlin sind es pro Jugendamt zwischen drei- und siebeneinhalbtausend Kinder und Jugendli-

che, die durch das Amt beistandschaftlich vertreten werden, wie die nachstehende Grafik ver-

deutlicht.136  

 
Abbildung 3: Beistandschaften 2006 in Berliner Bezirken 

  

                                                        

132 § 1712 Abs. 1 BGB. 
133 Vgl. dazu die Ausgabe von Jugendhilfe aktuell 2/2006, besonders den Beitrag von Reimund Wiedau. 
134 Vgl. Münder u.a. 2007, 205. 
135 Wiedau 2006, 4. 
136 Vgl. Amt für Statistik Berlin-Brandenburg 2007, 11. 
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Ende 2007 wurden in der Bundesrepublik insgesamt knapp sechshundertsechzigtausend 

(657.952) Beistandschaften geführt.137 Etwa ein Elftel dessen entfällt allein auf Berlin. Ende 

2006 führten die Berliner Jugendämter für etwa sechzigtausend (59.932) Kinder und Jugendli-

che eine Beistandschaft, das bedeutet, dass für etwa 12 von 100 in Berlin lebenden Kindern 

und Jugendlichen eine Beistandschaft geführt wird.138 Trotz dieser großen Fallzahlen kann fest-

gestellt werden, dass der Aufgabenbereich Beistandschaften in der sozialpädagogischen Fach-

behörde Jugendamt ein Schattendasein führt. Eine Erklärungsmöglichkeit dafür ist womöglich, 

dass es sich bei den Beistandschaften im Vergleich zu den vorwiegend unmittelbar sozialpäda-

gogischen Aufgaben (mit weitaus geringeren Fallzahlen) um eine „rechtsnahe Verwaltungsauf-

gabe“139 handelt. Stärker wiegt aber wahrscheinlich das rein zahlenmäßige Personalverhältnis. 

Ende 2006 waren in Berlin nur vier von 100 der in der Kinder- und Jugendhilfe Beschäftigten im 

Bereich Beistandschaften/Amtspflegschaften/Amtsvormundschaften tätig, nämlich 362 von 

knapp neuntausend (8.994) Personen.140 Selbst wenn man nur den Bereich der Jugendhilfe in 

öffentlicher Trägerschaft in den Blick nimmt, so stellen sie nur ein gutes Zehntel der dreiein-

halbtausend (3.431) Beschäftigten.  

Das unverbundene Nebeneinander der Aufgabenfelder innerhalb der Jugendämter – hier 

die sogenannten sozialpädagogischen Dienste dort die rechtsnahen Verwaltungstätigkeiten – 

hat Tradition. Thomas Meysen, der fachliche Leiter des Deutschen Instituts für Jugendhilfe und 

Familienrecht, beschrieb im Jahr 2001 auf einer Tagung zum Verhältnis zwischen den sozialpä-

dagogischen Diensten und der Amtsvormundschaft/Amtspflegschaft/ Beistandschaft im Ju-

gendamt Folgendes: 

„Und tatsächlich: Wenn man beispielsweise Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im ASD oder Mitarbeite-

rinnen und Mitarbeiter in der Beistandschaft fragt, wie in ihrem Amt das Verhältnis untereinander sei, 

bekommt man häufig die Antwort: ‚Bei uns ist das bestens. Es klappt alles hervorragend. Wir haben kei-

ne Probleme miteinander.’ Fragt man dann nach der Zusammenarbeit, kommt die Antwort, dass es kei-

ne gäbe, keine Zusammenarbeit und keine Schnittpunkte. 

Wenn man nichts miteinander zu tun hat, ist das Verhältnis natürlich unproblematisch. Wenn in dem 

Sachgebiet Beistandschaft gemerkt wird, es gibt in der Familie auch noch andere Probleme als die Frage 

der Vaterschaftsfeststellung und der Unterhaltszahlungen, wird der Klient zu den Sozialen Diensten ge-

schickt, der Soziale Dienst schickt ihn zur Beistandschaft, wenn im Gespräch die Frage nach Unterhalt 

auftaucht. Man schiebt sich die Klienten gegenseitig zu, ohne konkret von deren Problemen im jeweils 

anderen Bereich Kenntnis zu nehmen. Man kommt damit gut aneinander vorbei und versteht sich gut 

dabei.“141 

Vor diesem Hintergrund ist es nicht weiter verwunderlich, dass das Aufgabenfeld Beistand 

  

                                                        

137 Vgl. Statistisches Bundesamt 2008a. 2009 waren es nur noch rund 640.000 Beistandschaften, vgl. Sta-
tistisches Bundesamt 2010. 
138 Vgl. Amt für Statistik Berlin-Brandenburg 2007, 11. 
139 Wiesner 2002, 14. 
140 Ohne Tageseinrichtungen für Kinder! Vgl. Amt für Statistik Berlin-Brandenburg 2008, 13. 
141 Meysen 2002, 10. 
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schaften in der Jugendhilfeforschung, die vorherrschend sozialpädagogischer Provenienz ist, 

wenn überhaupt, nur am Rande Beachtung findet.142 Drängt sich die Frage auf, an welcher Stel-

le die politische Fortentwicklung des Beistandschaftswesens vonstattengeht, wenn es das zu-

nächst auf der Hand liegende Gremium, der Jugendhilfeausschuss, nicht ist. Sind es Fachta-

gungen? Sind es die Wohlfahrtsverbände? Diesen Fragen wird später eingehender 

nachzugehen sein. 

1.2.2. Aufgaben und Aufbau der Jugendämter 

Nachdem im vorangehenden Abschnitt der Jugendhilfeausschuss vorgestellt und angedeutet 

wurde, dass die Beistandschaftsführung in der jugendamtsinternen Wahrnehmung lediglich 

eine Randstellung einnimmt, soll das allgemeine Tätigkeitsfeld der Jugendämter anhand ihres 

organisatorischen Aufbaus grob umrissen werden, bevor der Fokus schließlich auf den speziel-

len Bereich der Beistandschaften beschränkt wird.143  

Die Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe sind im Achten Buch des Sozialgesetzbuchs fest-

geschrieben. Sie umfassen „Leistungen und andere Aufgaben zugunsten junger Menschen und 

Familien“144. Zu den „Leistungen der Jugendhilfe“145 gehören: Angebote der Jugendarbeit, der 

Jugendsozialarbeit und des erzieherischen Kinder- und Jugendschutzes, Angebote zur Förde-

rung der Erziehung in der Familie, Angebote zur Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen 

und in Tagespflege, Hilfen zur Erziehung, Hilfen für seelisch behinderte Kinder und Jugendliche 

sowie Hilfen für junge Volljährige. Darüber hinaus bestimmt das Gesetz „andere Aufgaben“146 

der Jugendhilfe. Die Bezeichnung „andere Aufgaben“ könnte zu der Annahme verleiten, es 

handle sich hierbei gegenüber den „Leistungen“ um nachrangige Aufgaben. Das Gegenteil trifft 

jedoch zu, denn bei den „anderen Aufgaben“ handelt es sich vornehmlich um hoheitliche 

wenngleich sehr heterogene Aufgaben der Jugendämter.147 In der folgenden Aufzählung dieser 

Aufgaben sind vor allem die letzten drei Spiegelstriche für die vorliegende Untersuchung rele-

vant:148  

- Vorläufige Maßnahmen zum Schutz von Kindern und Jugendlichen, 

- Schutz von Kindern und Jugendlichen in Betreuungseinrichtungen und Pflegefamilien, 

- Mitwirkung in vormundschafts- und familiengerichtlichen Verfahren, 

- Beurkundung und Beglaubigung vollstreckbarer Urkunden,  

- Beratung und Unterstützung von Müttern bei Vaterschaftsfeststellung und Geltend-

                                                        

142 Ausnahmen bilden die Zufriedenheitsstudien über Scheidungsberatung in der Jugendhilfe, worunter 
auch die Beistandschaft gerechnet werden kann. Vgl. Buchholz-Graf/Sgolik 2004. Zum angrenzenden 
Feld des Amtsvormundschafts- und Pflegschaftswesens vgl. die Studie von Hansbauer/Mutke/Oelerich 
2004. Den wichtigsten Beitrag liefern Münder u.a. 2007. 
143 Zur Vertiefung eignen sich die Überblicksarbeiten zur Kinder- und Jugendhilfe von Gries/Ringler 
(2005), Jordan/Sengling (1994) sowie Münder (2004). 
144 § 2 Abs. 1 SGB VIII. 
145 §§ 11-41 SGB VIII. 
146 §§ 42-60 SGB VIII. 
147 Vgl. Struck 2002, 535. 
148 § 2 Abs. 3 SGB VIII, vgl. auch Marburger 2006, 29. 



 

 
41 

machung von Unterhaltsansprüchen sowie von Pflegern und Vormündern sowie 

- Beistandschaft, Amtspflegschaft, Amtsvormundschaft und Gegenvormundschaft des 

Jugendamts.  

Trotz der gleichen Aufgaben der Jugendhilfe und der Jugendämter, die im SGB VIII für die ge-

samte Bundesrepublik festgelegt sind, fällt im Vergleich von Organisationsdiagrammen der Ju-

gendämter auf, dass sich die konkrete institutionelle Umsetzung und Aufgabenteilung zwi-

schen den Ämtern stark voneinander unterscheidet, selbst innerhalb der einzelnen 

Bundesländer.149 Folglich kann ein allgemeiner Organisationsaufbau nur äußerst holzschnittar-

tig ausfallen. Grob gesagt besteht die Jugendamtsverwaltung immer aus der Jugendamtsdirek-

tion und den ihr unterstellten diversen Verwaltungsabteilungen. Unter diesen befindet sich, 

wie in allen (größeren) Verwaltungen, stets eine Abteilung „allgemeine Verwaltung“, die zu-

ständig ist für Personal, Lohnzahlung, Gebäudemanagement, Datenschutz und Ähnliches. Das 

Kinder- und Jugendhilferecht unterscheidet innerhalb der Aufgaben zwischen Leistungen und 

anderen Aufgaben.150 Vom finanziellen Aufwand her betrachtet stellt der Bereich der Verwal-

tung der Kindertagesbetreuungseinrichtungen den größten Posten der Jugendhilfeleistungen 

dar.151 Im Zuge der Mitte der 1990er Jahre begonnenen Verwaltungsreformen, und in Berlin 

verstärkt durch die Bezirksfusionen 2001, werden öffentliche Einrichtungen, die soziale Dienst-

leistungen anbieten, unter dem Stichwort der „Sozialraumorientierung“152 zunehmend „regio-

nalisiert“. Das bedeutet, dass Anlaufstellen dort eingerichtet werden, wo sich das alltägliche 

Leben der „Kunden“ vorwiegend abspielt. Ein Vorbild dafür liefern die seit Ende der 1980er 

Jahre bundesweit eingerichteten kommunalen Bürgerämter, Bürgerservices oder Bürgerbüros. 

Infolgedessen betreiben viele Jugendämter gewissermaßen ein Filialnetz, mit Dependancen an 

regionalen Knotenpunkten für jene Aufgaben, die „publikumsintensive Dienstleistungen“153 

darstellen. Dazu gehören zum einen die kommunalen oder bezirklichen Erziehungs- und Fami-

lienberatungsstellen vor allem aber die regionalen sozialpädagogischen Dienste154.  

Die sozialpädagogischen Dienste umfassen den Leistungskatalog als auch Teile der soge-

nannten anderen Aufgaben, die das Gesetz normiert.155 Sie gelten deshalb dem Selbstver-

ständnis nach als „der Basisdienst des Jugendamtes“156. Hierhin können sich Eltern, Kinder und 

                                                        

149 Vgl. dazu auch Meysen 2002, 13. 
150 Vgl. § 2 Abs. 1 SGB VIII. 
151 Für die Kindertagesbetreuung gab die öffentliche Kinder- und Jugendhilfe im Jahr 2006 11,8 Milliar-
den Euro von insgesamt 20,9 Milliarden Euro aus. (Vgl. 
http://www.destatis.de/jetspeed/portal/cms/Sites/destatis/Internet/DE/Navigation/Statistiken/Soziallei
stungen/KinderJugendhilfe/KinderJugendhilfe.psml [zuletzt: 07.11.2008]) 
152 Vgl. Bezirksamt Tempelhof-Schöneberg Abt. Familie, Jugend und Sport 2006; Jordan 2001. 
153 http://de.wikipedia.org/wiki/Bürgeramt [zuletzt: 10.11.2008]. 
154 Gebräuchliche Bezeichnungen innerhalb der Jugendämter sind Regionaler Sozialpädagogischer Dienst 
(RSD), Allgemeiner Sozialpädagogischer Dienst (ASD), Sozialer Dienst, (Allgemeiner) Sozialdienst, Soziale 
Jugenddienste. 
155 Vgl. § 2 Abs. 2 und 3 SGB VIII. 
156 Vgl. hier und im Folgenden: http://www.berlin.de/ba-charlottenburg-
wilmersdorf/org/jugend/regionale_sozialpaedagogische_dienste.html [zuletzt: 10.11.2008]). 
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Jugendliche mit Erziehungsfragen und ihren familiären Problemen wenden. Das Hauptziel be-

steht im Vermeiden von Krisen- und Konfliktsituationen in Familien. Sie helfen aber auch bei 

Bewältigung akuter Krisen und Konflikte. Die sozialpädagogischen Dienste informieren, bera-

ten und helfen. Dabei geht es vorwiegend um die Rechte und Pflichten von Eltern, Kindern und 

jungen Menschen sowie um die Information über öffentliche wie private Hilfeangebote und 

Einrichtungen. Es geht aber auch um Beratung zur Überwindung finanzieller Notlagen, zum 

Beispiel um die konkrete Unterstützung bei Anträgen auf Sozialleistungen. Die Aufgaben um-

fassen des Weiteren Beratung bei familialen Konflikten, bei Unsicherheiten von Eltern über ih-

re Rolle und Aufgaben nicht zuletzt im Zusammenhang von Trennung und Scheidung. Zudem 

vermitteln die sozialpädagogischen Dienste Kontakte und Hilfen bei Krankheit, Behinderung, 

Entwicklungsverzögerung von Kindern, bei Erziehungsproblemen, oder wenn die Betreuung 

und Beaufsichtigung der Kinder nicht gewährleistet werden kann, etwa bei Überforderung der 

Eltern. Neben diesen präventiven und unterstützenden Dienstleistungen zur Vermeidung und 

Überwindung von Gefährdungen von Kindern können die sozialpädagogischen Dienste auch 

Kinder und Jugendliche in ihre Obhut nehmen, etwa bei akuten und gewaltsamen Konflikten in 

der Familie, bei Vernachlässigung, Misshandlung und sexueller Gewalt.  

Das Aufgabengebiet der Beistandschaften gehört in der Regel nicht zum Betätigungsfeld 

der regionalisierten Dienste, sondern wird vorwiegend den sogenannten zentralen Diensten 

zugerechnet, trotz einiger inhaltlicher Überschneidungen.157 Von daher werden die Beistand-

schaften innerhalb der Jugendämter für gewöhnlich auch nicht zum „Basisdienst“ gerechnet. 

1.3. Beistandschaft als Dienstleistung des Jugendamtes 

1.3.1. Allgemeine Dienstleistungsorientierung in der Jugendhilfe 

Das Betätigungsfeld der öffentlichen Jugendhilfe und der Jugendämter ist damit grob umris-

sen. Nun soll das spezielle Aufgabengebiet der Beistandschaften näher beleuchtet werden. Im 

ersten Schritt wird zu klären sein, inwiefern die Beistandschaften als Dienstleistung der Ju-

gendämter bezeichnet werden kann. Zunächst wird daher der Dienstleistungsbegriff geschärft 

und anschließend, was unter der Beistandschaft zu verstehen ist. Warum danach gefragt wird, 

ob die Beistandschaft eine Dienstleistung ist, hat folgenden Grund: Seit dem Inkrafttreten des 

Kinder- und Jugendhilfegesetzes 1990/91, mit dem das Jugendwohlfahrtsgesetz von 1924 end-

gültig abgelöst wurde, wird von der Jugendhilfe insgesamt und in besonderem Maße vom Ju-

gendamt erwartet, sich zu modernisieren, effektiv und effizient, dienstleistungs-, fall- und 

feldorientiert zu arbeiten.158 Das erklärte Ziel war ein Wandel des Jugendamtes von der einsti-

                                                        

157 In Berlin haben derzeit nur zwei der zwölf Bezirke auch die Beistandschaften „regionalisiert“, ansons-
ten gehören sie zu den zentralen Fachdiensten. 
158 Vgl. Sozialpädagogisches Institut im SOS-Kinderdorf e.V. 2001, 5. 
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gen „Eingriffsverwaltung“ hin zu einer zeitgemäßen „Dienstleistungsbehörde“.159 Der 9. Ju-

gendbericht aus dem Jahr 1994 macht in dieser Entwicklung gar einen „Paradigmawechsel in 

der Jugendhilfe“160 aus. Mit den Kindschafts- und Jugendhilferechtsreformen, die Mitte 1998 in 

Kraft traten, wurde die gewünschte Dienstleistungsausrichtung nochmals vom Gesetzgeber 

unterstrichen, indem die Rechtsposition von Eltern, Kindern und Jugendlichen gegenüber dem 

Staat, nicht zuletzt vertreten durch das Jugendamt, erheblich gestärkt wurde.161 Das umschloss 

auch die Ablösung der bis dahin automatisch eintretenden gesetzlichen Amtspflegschaft durch 

die neue freiwillige Beistandschaft auf Antrag eines sorgeberechtigten Elternteils. Aus einem 

gesetzlich verankerten und verfassungsgerichtlich beanstandeten Fürsorgezwang für alle nicht 

verheirateten Mütter (Amtspflegschaft), der zur Einschränkung ihrer elterlichen Rechte führte, 

sollte ein Dienstleistungsangebot werden, das Beratung, Unterstützung und Hilfe hinsichtlich 

der Durchsetzung rechtlicher Ansprüche umfasst.162  

Unter Dienstleistungen verstehe ich im Anschluss an Goffman: spezialisierte persönliche 

Dienste, die für eine Reihe von Individuen erbracht werden.163 Voraussetzung ist, dass die 

Dienstleistenden mit denjenigen in direkte persönliche Kommunikation eintreten, für die sie 

ihre Leistung erbringen. Es gilt aber auch, dass über die eigentliche Dienstleitung hinaus für die 

Dienstleistenden keine Verpflichtung gegenüber denjenigen entsteht, für die der entsprechen-

de Dienst erbracht wird. Im Folgenden wird also zu klären sein, ob die im Jugendhilferecht ver-

ankerten Angebote dieser Definition entsprechen. Zunächst will ich den Blick auf die angebo-

tene „Beratung und Unterstützung“164 richten. Dabei ist zu beachten, wie „Beratung und 

Unterstützung“ im Sinne des Jugendhilferechts als juristische Begriffe verstanden werden.  

Die persönliche Kommunikation zwischen der im entsprechenden Bereich des Jugendamtes 

beschäftigten Person und der Person, für die eine Dienstleistung erbracht werden soll, beginnt 

im Regelfall mit der Geburt eines Kindes, dessen Eltern nicht miteinander verheiratet sind: Die 

Mutter bekommt einen Informationsbrief vom Jugendamt, der zugleich auch als Werbung für 

die Dienste der öffentlichen Jugendhilfe verstanden werden kann.165 Die Rechtsgrundlage für 

diesen Vorgang ist das Personenstandsgesetz in Verbindung mit dem Jugendhilferecht. Das 

Personenstandsgesetz bestimmt, dass der zuständige Standesbeamte innerhalb einer Woche 

über die Geburt eines Kindes unterrichtet werden muss.166 Sind die Eltern nicht miteinander 

verheiratet, so hat der Standesbeamte unverzüglich das Jugendamt über die Geburt des Kindes 

in Kenntnis zu setzen.167 Und das Jugendhilferecht verpflichtet das Jugendamt dazu, 

                                                        

159 Vgl. Gries/Ringler 2005, 7. Zur Dienstleistungsorientierung in der Jugendhilfe ausführlich: Petersen 
1999. 
160 BT-Drucks. 13/70, 581f. 
161 Vgl. Mutke/Tammen 2004, 11-19. 
162 Vgl. Breithaupt 2005, 443; Oberloskamp 1998, 426, § 19, Rz 6. 
163 Vgl. hier und im Folgenden: Goffman 1973 [1961], 308. 
164 gemäß § 52a SGB VIII. 
165 Vgl. Münder u.a., 60. 
166 Vgl. § 16 Satz 1 PStG. 
167 § 21b Satz 1 PStG. 
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„unverzüglich nach der Geburt eines Kindes, dessen Eltern nicht miteinander verheiratet sind, der Mut-

ter Beratung und Unterstützung insbesondere bei der Vaterschaftsfeststellung und der Geltendmachung 

von Unterhaltsansprüchen des Kindes anzubieten. *…+ Das Jugendamt hat der Mutter ein persönliches 

Gespräch anzubieten. Das Gespräch soll in der Regel in der persönlichen Umgebung der Mutter stattfin-

den, wenn diese es wünscht.“168  

Durch dieses Angebot erfüllt sich das von Goffman aufgestellte idealtypische Kriterium, 

dass Dienstleistungen für eine Reihe von Individuen erbracht werden müssen, nämlich bei Be-

darf für all jene Mütter, die bei der Geburt ihres Kindes nicht mit seinem Vater verheiratet und 

Trägerin des elterlichen Sorgerechts sind. Beratung im Sinne des Gesetzgebers heißt zunächst 

Information. Das Jugendamt hat „Mütter von nichtehelichen Kindern über 

1. die Bedeutung der Vaterschaftsfeststellung,  

2. die Möglichkeiten, wie die Vaterschaft festgestellt werden kann, insbesondere bei welchen Stel-

len ein Vaterschaftsanerkenntnis abgegeben werden kann,  

3. die Möglichkeit, die Verpflichtung zur Erfüllung von Unterhaltsansprüchen *…+ beurkunden zu 

lassen,  

4. die Möglichkeit, eine Beistandschaft zu beantragen sowie über die Rechtsfolgen einer solchen 

Beistandschaft“169 zu informieren. 

Die Mutter stellt daraufhin, bei Bedarf, und wenn sie dies wünscht, einen Antrag auf Beratung 

und Unterstützung des Jugendamtes gemäß § 18 SGB VIII.170 In einem entsprechenden Antrags-

formular sind Angaben zu machen unter anderem über: 

- die Kinder (Namen, Geburtsdatum, Geburtsort und Höhe des Kindergeldes),  

- den Vater171 und gegebenenfalls darüber, dass die Vaterschaft noch nicht festgestellt 

wurde,  

- etwaige frühere Unterhaltsfestsetzungen und das entsprechende Zahlungsverhalten 

des Unterhaltspflichtigen Elternteils (zahlt nicht, unregelmäßig oder regelmäßig),  

- die wirtschaftlichen und persönlichen Verhältnisse der Antragstellenden (Einkommen, 

Erwerbstätigkeit, Personenstand) und gegebenenfalls 

- des Unterhaltspflichtigen (dessen Erwerbstätigkeit, Arbeitgeber, Nettoverdienst, Kran-

kenversicherung, Personenstand usw.). 

In der Regel wird dieses Formular gemeinsam innerhalb des ersten Beratungsgespräches aus-

gefüllt, womit der Antrag auf Beratung mit dem Beginn eben dieser Beratung häufig zusam-

menfällt. Genaugenommen geht hier die Beratung bereits in Unterstützung über. Zugleich wird 

so eine weitere Prämisse des Goffman’schen Dienstleistungsideals erfüllt, denn den Dienstleis-

                                                        

168 § 52a Abs. 1 Sätze 1, 3 und 4 SGB VIII. 
169 Beistandschaftsgesetz-Entwurf, BT-Drucks. 13/892, 44. 
170 Diesen Antrag können gemäß der Paragrafen  18 SGB VIII und 1629 Abs. 2 Satz 2 BGB auch Väter stel-
len, bei denen das Kind lebt oder die die alleinige elterliche Sorge innehaben. Sie werden jedoch, anders 
als nicht verheiratete Mütter, nicht automatisch über diese Möglichkeit informiert. Vgl. dazu Katzenstein 
2008; Mutke/Tammen 2004, 14; Oberloskamp 1998, 434, § 19, Rz 30. 
171 Ein Vater gibt entsprechende Auskünfte über die Mutter. Ich verzichte im Folgenden auf diesen Hin-
weis. 
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tenden entstehen zunächst keine über diese Beratung und Unterstützung hinausreichenden 

Verpflichtungen. Der Inhalt der Dienstleistung besteht allerdings darin, auf weiterführende 

Dienstleistungsangebote des Jugendamtes hinzuweisen, darunter auf die Möglichkeit, eine 

Beistandschaft zu beantragen.172 

Die Unterstützung umfasst mehr als eine rein verbale Beratung. Sie bedeutet konkrete Hil-

festellungen vor allem beim Aufsetzen von Schreiben, bei denen auf die rechtliche Form zu 

achten ist.173 Das Ausfüllen des soeben erwähnten Antragsbogens kann schon dazu gezählt 

werden. Denn die Unterstützung kann alles umfassen, was nötig ist, um die Mutter dabei zu 

unterstützen, im Namen ihres Kindes die Vaterschaft feststellen zu lassen und, nachdem das 

geschehen ist, den festgestellten Vater zur Erfüllung seiner Unterhaltsleistungen für sein Kind 

zu verpflichten, das heißt, die Unterhaltshöhe zu berechnen und gegebenenfalls einen gericht-

lich durchsetzbaren sogenannten Unterhaltstitel zu erstellen.174  

Wird nach den eben beschriebenen Beratungs- und Unterstützungsleistungen schließlich 

eine Beistandschaft des Jugendamtes beantragt, so kann der gesamte Vorgang als eine „Drei-

Stufen-Hilfe“175 bezeichnet werden. Die erste Stufe bildet das Angebot auf Beratung und Un-

terstützung in Form eines Informationsblattes. Die zweite Stufe umfasst die tatsächlichen Be-

ratungs- und Unterstützungsleistungen bei der Ausübung der Personensorge, das heißt, Be-

reitstellung von Informationen, Belehrung über rechtliche Pflichten, bestimmte Recherchen 

und vor allem Mitwirkung bei der Korrespondenz zur Feststellung der Vaterschaft und der Un-

terhaltssicherung. Die Leistungen der zweiten Stufe könnten auch als „kleine Beistandschaft“176 

bezeichnet werden. Die eigentliche Beistandschaft bildet schließlich die dritte Stufe. Sie unter-

scheidet sich von der zweiten Stufe maßgeblich dadurch, dass sie nötigenfalls die rechtliche, 

das heißt, eine quasi rechtsanwaltliche Vertretung des Kindes durch das Jugendamt umfasst. 

Die Beistandschaft ein kontinuierlicher Prozess, der erst auf Antrag des Elternteils endet oder 

wenn die Voraussetzungen nicht mehr gegeben sind (zum Beispiel wenn die Eltern einander 

heiraten) oder wenn das betreffende Kind volljährig wird. Im Gegensatz dazu endet die einfa-

che Unterstützung mit der Erledigung dessen, wobei konkret unterstützt wurde, sei es das Auf-

setzen eines Schreibens, sei es eine Nachforschung, sei es eine rechtliche Auskunft. Vonseiten 

des Jugendamtes wird jedoch häufig versucht, die Übernahme von Beistandschaften, wenn 

möglich, zu vermeiden. Der Leitsatz, der in einer Arbeits- und Orientierungshilfe namens „Das 

Leistungsprofil des Beistands“177 aufgestellt wurde, lautet dementsprechend: „So viel Beratung 

wie möglich, so viel Beistandschaft wie nötig.“178 Der Aufgabenbereich von Beistandschaft als 

auch von Beratung und Unterstützung ist gleich, das heißt, die Beistandschaft geht auch nicht 

                                                        

172 Vgl. § 52a Abs. 1 Nr. 4. 
173 Vgl. Künne 2003, 307f; Wiedau/Pütz/Haak-Dohmen, 503. 
174 Vgl. §§ 59f. SGB VIII; dazu auch Münder u.a. 2007, 69-71. 
175 Vgl. hier und im Folgenden: Oberloskamp 1998, 431-436, § 19, Rz 19-35. 
176 Oberloskamp 1998, 435, § 19, Rz 33. Vgl. dazu auch Münder/Mutke/Seidenstücker 2006, 530. 
177 Mitte 2005 erstellt vom Arbeitskreis Beistandschaft NRW und den Landesjugendhilfeausschüssen im 
Rheinland und in Westfalen-Lippe. 
178 Wiedau/Pütz/Haak-Dohmen 2005, 503. 
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über die Vaterschaftsfeststellung und die Unterhaltssicherung hinaus. Im Folgenden sollen die-

se beiden Aufgabenbereiche genauer beleuchtet werden. 

1.3.2. Dienstleistungen der Beistandschaft:  

Vaterschaftsfeststellung und Unterhaltssicherung 

Die Vaterschaftsfeststellung war und ist ein besonderes Anliegen des Gesetzgebers und galt 

gewissermaßen „als Nagelprobe für das Gelingen der Kindschaftsrechtsreform“179. Das vorder-

gründige Argument war, dass die Vaterschaftsfeststellung von überragendem Interesse für das 

Kind sei. Daneben darf jedoch nicht übersehen werden, dass die Vaterschaftsfeststellung für 

den Fiskus von herausragendem Interesse war und ist. Im Rahmen des Prozesses der Reform 

des Jugendhilferechts stellte der Gesetzgeber am 24. März 1995 besorgt fest: 

„Die Rechtswirkungen der Vaterschaft können *…+ grundsätzlich erst ab dem Zeitpunkt der Feststellung 

der Vaterschaft (durch Anerkennung oder gerichtliche Entscheidung) geltend gemacht werden. Dies be-

deutet insbesondere, daß Sozialhilfeträger und Unterhaltsvorschusskassen nicht in der Lage sind, gegen 

einen nicht festgestellten Vater aus einem auf sie übergegangenen Unterhaltsanspruch zu klagen *…+“180 

Johannes Münder bringt in seinem Lehrbuch zum Familienrecht auf den Punkt, worum es 

hierbei geht. Sobald Kinder vorhanden sind, würden die von der Gesellschaft vorgesehenen 

Regelungen greifen, mit denen das Aufwachsen des Nachwuchses gesichert werden solle: „Im 

BGB kommt dies durch die Vorschriften über materielle Aufwuchssicherung (den Unterhalt) 

und die inhaltliche Aufwuchssicherung (die Vorschriften über die Erziehung) zum Ausdruck. 

Verantwortlich für beides sind in erster Linie die Eltern.“181 Und offensichtlich wurde diese ma-

terielle Aufwuchssicherung im Gesetzentwurf mit der Vaterschaft verknüpft, die zu diesem 

Zwecke zunächst einmal festgestellt werden muss. Erst wenn der Erzeuger eines Kindes recht-

lich als Vater feststeht, ist die juristische Voraussetzung dafür geschaffen, dass neben der Mut-

ter nicht der Staat (Bund und Länder) in Form von Sozialleistungen, etwa dem Unterhaltsvor-

schuss, für ein Kind aufkommen muss, sondern zuerst der Mann, der vor dem Gesetz als Vater 

des Kindes gilt.  

Unterstrichen wird dieses Normativ durch das Unterhaltsvorschussgesetz. Das Gesetz nor-

miert, dass ein Kind bis zu seinem zwölften Geburtstag einen Anspruch auf Unterhaltsvor-

schuss oder auf Unterhaltsausfallleistungen hat, insofern die Eltern nicht zusammenleben und 

es „bei einem seiner Elternteile lebt, der ledig, verwitwet oder geschieden ist oder von seinem 

Ehegatten dauernd getrennt lebt“182. Dieser Anspruch erlischt jedoch, wenn das alleinerzie-

hende Elternteil „sich weigert, die Auskünfte, die zur Durchführung dieses Gesetzes erforder-

lich sind, zu erteilen oder bei der Feststellung der Vaterschaft oder des Aufenthalts des ande-

ren Elternteils mitzuwirken“183. Die nachstehende Tabelle zeigt, dass der Staat im Jahr 2006 für 

                                                        

179 Hier und im Folgenden: Oberloskamp 1998, 436, § 19, Rz 36. 
180 Beistandschaftsgesetz-Entwurf, BT-Drucks. 13/892, 17. 
181 Münder 2005, 86. 
182 § 1 Abs. 1 Nr. 2 UhVorschG. Siehe dazu auch die nachstehende Tabelle 
183 § 1 Abs. 3 UhVorschG. (Hervorhebung DS). 
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rund 490 Tausend Kinder Unterhaltsvorschuss leistete, die in den hiesigen Untersuchungskon-

text fallen.184 

 

Tabelle 1: Jährliche Zahl der Fälle von Unterhaltsleistungen nach dem Unterhaltsvorschussgesetz im Jahr 2006
185

 

Bundesland Nichteheliche 

Kinder 

Halbwaisen Kinder aus ge-

schiedenen 

Ehen 

Kinder 

dauernd 

getrennt 

lebender 

Eltern 

Kinder mit einem 

in der Anstalt un-

tergebrachten El-

ternteil 

Insgesamt 

Baden-Würt. 16.740     665     8.661     14.109     320     40.495     

Bayern 22.859     799     9.773     16.373     586     50.390     

Berlin 19.426     382     4.890     8.325     118     33.141     

Brandenburg 13.811     96     1.834     3.615     67     19.423     

Bremen 3.564     59     1.059     2.076     25     6.783     

Hamburg 8.753     178     2.364     4.598     63     15.956     

Hessen 14.072     472     5.277     12.721     200     32.742     

Meckl. -Vorp. 10.682     92     1.477     2.671     83     15.005     

Niedersachsen 25.353     562     8.875     18.413     207     53.410     

Nordr.-Westf. 50.156     1.418     19.083     41.871     1.023     113.551     

Rheinl.-Pfalz 8.947     295     3.966     7.703     268     21.179     

Saarland 2.893     56     866     2.192     38     6.045     

Sachsen 22.224     206     3.165     5.600     96     31.291     

Sachsen-Anh. 14.634     102     1.848     3.865     89     20.538     

Schles.-Hol. 10.300     151     3.495     6.373     46     20.365     

Thüringen 12.661     105     1.851     3.396     57     18.070     

Insgesamt 257.075 5.638     78.484     153.901     3.286     498.384     

 

Die Vaterschaftsfeststellung kann auf zwei Weisen erfolgen, durch Anerkennung186 oder durch 

gerichtliche Feststellung187. Die Anerkennung seiner Vaterschaft für ein Kind kann ein Mann 

aber nur erklären, wenn die Frau, die das Kind geboren hat, dem vorher zustimmt188 und zwar 

„aus eigenem Recht, nicht als Vertreterin des Kindes“189. Kritisch ist dazu Folgendes anzumer-

ken: Dieses Recht basiert auf der idealisierenden Annahme, dass eine Mutter sich gegen das 

gemeinsame Sorgerecht ausschließlich im Interesse ihres Kindes verwahren würde, da sie 

„aufgrund ihrer stärkeren leiblichen Bindung zum Kind ein rein altruistisches Interesse an ih-

rem Kind habe und zum Zurückstellen ihrer eigenen Belange bereit sei“190. Wie dem auch sei, 

                                                        

184 D. h. ohne Halbwaisen und Kinder mit einem Elter in einer Anstalt. 
185 Quelle: Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (205 - 2627 - 31/7). 
186 Vgl. §§ 1594 bis 1598 BGB. 
187 Vgl. § 1600 d BGB. 
188 Vgl. § 1595 BGB. 
189 Zorn 2006, 20, Rz 26. 
190 Fink 2005, 488. 
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die Anerkennung der Vaterschaft kann auch schon vor der Geburt des Kindes erfolgen.191 Es 

sind jährlich über hunderttausend Vaterschaftsfeststellungen, wie nachstehende Tabelle ver-

deutlicht. 

Tabelle 2: Vaterschaftsfeststellungen in Deutschland 1998-2004
192

 

Vaterschaftsfeststellungen 
*)

  1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 

Fälle insgesamt   136 029         110 348         105 108         104 483         104 569         109 051         108 697        

Vaterschaft festgestellt    129 483         105 064         100 801         100 788         101 113         105 973         105 818        

   durch freiwillige Anerkennung    120 864         97 231         93 095         93 443         93 116         97 669         97 536        

   durch gerichtliche Entscheidung    8 619         7 833         7 706         7 345         7 997         8 304         8 272        

Vaterschaft nicht festgestellt    6 546         5 284         4 307         3 695         3 456         3 078         2 879        
*)

 Nur bei den Jugendämtern erfasste Fälle. Diese werden seit Ende 2004 nicht mehr in der Jugendhilfestatistik 
erhoben. 

 

Exkurs:  

gerichtliche Vaterschaftsfeststellung auf Bestreben des Mannes, der sich für den Vater hält 

Stimmt die Mutter der Anerkennung der Vaterschaft nicht zu, so kann der Mann versuchen, seine Va-

terschaft auf dem Wege eines Klageverfahrens gegen das Kind familiengerichtlich feststellen zu las-

sen.
193

 Anfang 2007 wurde die rechtliche Position der Väter durch ein Urteil des Bundesverfassungsge-

richts gestärkt. Der Erste Senat forderte den Gesetzgeber in seinem Urteil vom 13. Februar 2007 auf, 

ein geeignetes Verfahren zur Feststellung der Vaterschaft zu schaffen, um so das „Recht des rechtlichen 

Vaters auf Kenntnis der Abstammung seines Kindes von ihm“ zu verwirklichen, wie es in den Leitsätzen 

des Urteils heißt.
194

  

In Hinblick auf das familienrechtliche Gender Regime ist das Urteil in doppelter Hinsicht aufschluss-

reich. Zum einen verdeutlicht es, dass die rechtliche Position von Männern als Väter gegenüber Frauen 

als Mütter gestärkt werden soll. Zum anderen offenbart es in der Betonung der genetischen Abstam-

mung die im Familienrecht oder zumindest in der Rechtspraxis verankerten biologisierten heteronor-

mativen Prämissen familialer Geschlechterverhältnisse.
195

 In dem Urteil heißt es, dass die unzweifelhaf-

te Kenntnis der genetischen Abstammung konstitutiv für die Entfaltung der Individualität sei.
196

 Die 

freie Entfaltung der Individualität
197

 gehört zu den verfassungsmäßigen Grundrechten. Von daher sei 

auch die Kenntnis der Abstammung besonders zu schützen. Damit erlangt die Kenntnis der Abstam-

mung gewissermaßen den Status eines Grundrechts. Das Gericht begründet dies wie folgt: 

 „Sie *die Abstammung+ nimmt im Bewusstsein des Einzelnen eine Schlüsselstellung für seine In-

dividualitätsfindung wie für sein Selbstverständnis und sein familiäres Verhältnis zu anderen ein.  

                                                        

191 Vgl. § 1594 Abs. 4 BGB. Zorn (2006, 24, Rz 32) weist darauf hin, dass die werdende Mutter rechtlich 
nicht als Mutter gelte, da die rechtliche Mutterschaft dem Wortlaut des § 1591 BGB nach die Geburt vo-
raussetze. In der Praxis entsteht daraus aber kein Problem, zumal auch in anderen Fällen eine „Vorwir-
kung der elterlichen Sorge gemäß §§ 1626a Abs. 2 BGB, 1912 Abs. 2 BGB“ (ebd. 46, Rz 65) bekannt ist. 
192 Quelle: Statistisches Bundesamt 2008b. 
193 Vgl. §§ 1600 e Abs. 1 BGB und 640 Abs. 2 Nr. 1 ZPO. 
194 Vgl. BVerfG, 1 BvR 421/05 vom 13.2.2007, Absatz-Nr. 61. 
195 Vgl. Zorn 2006, 1, Rz 1. 
196 Vgl. BVerfG, 1 BvR 421/05 vom 13.2.2007, Absatz-Nr. 60. 
197 Gemäß Art. 2 Abs. 1 GG. 
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Die Möglichkeit, sich als Individuum nicht nur sozial, sondern auch genealogisch in eine Bezie-

hung zu anderen zu setzen, wird deshalb vom Schutz des Persönlichkeitsrechts mit umfasst und 

begründet *…+ ein Recht des Kindes auf Kenntnis der eigenen Abstammung ebenso wie es einem 

Mann das Recht auf Kenntnis einräumt, ob ein Kind von ihm abstammt *…+. Dies betrifft sowohl 

die Annahme eines Mannes, er könnte Erzeuger eines ihm rechtlich nicht zugeordneten Kindes 

sein, als auch die Zweifel, ein Kind, als dessen Vater der Mann rechtlich angesehen und behan-

delt wird, könnte doch nicht von ihm abstammen. Beide Interessen berühren das Verhältnis, in 

das sich ein Mann zu einem Kind und seiner Mutter setzt, und die emotionalen wie sozialen Be-

ziehungen, die er zu diesen entwickelt. Das Wissen um die Abstammung des Kindes hat auch 

maßgeblichen Einfluss auf das Selbstverständnis des Mannes sowie die Rolle und Haltung, die er 

dem Kind und der Mutter gegenüber einnimmt.“
198

 

An diesen letzten Satz knüpft der nächste Abschnitt zur Unterhaltssicherung an. Das Selbstverständnis 

eines Mannes als Vater wird implizit verknüpft mit der Rolle als „Versorger“ des Kindes und der Mutter. 

Zunächst soll aber die Vaterschaftsfeststellung noch ein wenig näher beleuchtet werden.  

 

Für die beistandschaftliche Tätigkeit der Jugendämter ist das in dem Exkurs dargestellte Vater-

schaftsfeststellungsverfahren wegen Klage eines Mannes/Vaters von nachrangiger Bedeutung. 

Männer können die Dienstleistungen des Jugendamts nicht dafür in Anspruch nehmen, um ih-

re (angenommene) Vaterschaft für ein Kind gegen den Willen der Mutter feststellen zu lassen. 

Das Aufgabenfeld der Beistandschaft umfasst nur auf Verlangen der Mutter oder des Kindes199, 

dass das Jugendamt ein Vaterschaftsfeststellungsverfahren betreibt, das heißt, gegen den 

Mann, dessen Vaterschaft gerichtlich festgestellt werden soll.200 Wie wichtig dies dem Gesetz-

geber war, wird in der Begründung zum Entwurf des Beistandschaftsgesetzes vom 24.12.1993 

deutlich: „Ist anzunehmen, daß ein Kind nichtehelich geboren wird, so hat die Mutter einen 

Anspruch darauf, daß vor der Geburt die Feststellung der Vaterschaft durch geeignete Ermitt-

lungen oder sonstige Maßnahmen vorbereitet wird“201. Die Vaterschaftsfeststellung kann als 

ein unbedingter Imperativ des Gesetzes begriffen werden: Wenn rechtlich keine Vaterschaft 

für ein Kind besteht, „so ist die Vaterschaft gerichtlich festzustellen.“202 Dafür bietet das Ju-

gendamt Beratung und Unterstützung und nötigenfalls die Beistandschaft an. Als Beistand ei-

nes Kindes kann das Jugendamt für das Kind, in dessen Namen das Amt dann die Klage führt, 

eine gerichtliche Vaterschaftsfeststellung betreiben. Das Amt kann aber auch für die alleinsor-

geberechtigte Mutter als Beistand tätig werden, um sie bei der Durchsetzung des Rechtsan-

spruchs ihres Kindes auf Kenntnis seiner Abstammung zu unterstützen.203 Für Helga Oberlos-

kamp, die zu den Sachverständigen gehörte, die im Vorfeld der 1998 in Kraft getretenen 

                                                        

198 Ebd. Hervorhebungen DS. 
199 Vgl. Meysen 2008. 
200 Vgl. ebd. 
201 Bundesrat-Drucksache 890/93, 20. 
202 § 1600 d Abs. 1. 
203 Vgl. Oberloskamp 1998, 445, Rz 55; Zorn 2006, 39, Rz 54. 
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Rechtsreformen an einer öffentlichen Anhörung204 beteiligt waren, ist das Jugendamt für nicht 

verheiratete oder geschiedene Mütter „eine komfortable Alternative zum Anwalt“205. 

Verschweigt die Mutter jedoch den Vater und liegen dafür keine „anerkennenswerten Gründe 

der Mutter vor“206 (dazu zählen Inzest, Vergewaltigung, Gefährdung einer Ehe oder des Famili-

enfriedens)207, so hätte das Jugendamt nach der Reform 1998 für die Mutter auch zu einem 

recht ungemütlichen Gegenüber werden können, da es de jure von sich aus das Familienge-

richt einschalten konnte, „um im Interesse des Kindeswohls prüfen zu lassen, ob die Vater-

schaftsfeststellung dadurch gesichert werden kann, daß der Mutter *…+ insoweit die elterliche 

Sorge (§ 1666 BGB) entzogen einem Ergänzungspfleger übertragen wird (§ 1909 BGB).“208 Die-

se gerichtliche Prüfung hätte aber in aller Regel ergeben, dass die Nichtbenennung des Vaters 

tatsächlich kaum als Missbrauch der elterlichen Sorge und Gefährdung des Kindeswohls ausge-

legt werden könne.209 Folgerichtig wurde der entsprechende Absatz210 Ende 2005 im Zuge einer 

Novellierung des Jugendhilfegesetzes211 gestrichen. Aber auch schon davor war die rechtliche 

Position der Mutter eine relativ starke.212 In Bezug auf eine Vaterschaftsfeststellung sei sie 

letztlich „Herr(in) des Verfahrens“213 geblieben, zumindest wenn und solange dadurch keine 

Gefährdung des Kindeswohls214 entstand. Dies wurde und wird von Praktiker/-innen und Ju-

rist/-innen durchaus kontrovers gesehen. So wird beklagt, dass die Mütter die Beistände an 

der „kurzen Leine“215 führen könnten, indem den Müttern die Möglichkeit gegeben sei, die 

Beistandschaft jederzeit zu beenden.216 Oberloskamp kritisiert, dass der Beistand als Vertreter 

des Kindes nur von „Mutters Gnaden“217 fungiere, was die beistandschaftliche Wahrung der 

Interessen des Kindes gefährden könne. Was Oberloskamp kritisiert, entspricht jedoch exakt 

dem Charakter der vom Gesetzgeber geforderten Dienstleistungsorientierung. Denn zu Dienst-

leistungsbeziehungen gehört, dass diejenigen die einen bestimmten Dienst anbieten, jene höf-

lich darauf hinweisen, wenn man unter den gegebenen Umständen nichts für sie tun kann, da-

zu gehört aber auch, dass „jeder Klient sich zurückziehen kann, wenn die Beziehung sich als 

nicht zufriedenstellend erweist“218. 

                                                        

204 Die Anhörung fand am 04.12.1996 in einer gemeinsamen Sitzung der Bundestagsausschüsse für 
Recht und für Familie, Senioren, Frauen und Jugend statt. Vgl. Protokoll Nr. 67 des Bundestagsrechts-
ausschusses (Gesetzesmaterialien BT XIII/302, Nr. 23).  
205 Oberloskamp 1998, 431, § 19, Rz 19. 
206 Oberloskamp 1998, 437, § 19, Rz 39.  
207 Vgl. Oberloskamp 1998, 432, Rz 22. 
208 Ebd.  
209 Vgl. Zorn 2006, 40, Rz 56. 
210 § 50 Abs. 3 SGB VIII a.F. 
211 Gesetz zur Weiterentwicklung der Kinder- und Jugendhilfe (KICK) (BGBl I, 2729 vom 13.09.2005). 
212 Vgl. Zorn 2006, 40f. Rz 56. 
213 Oberloskamp 1998, 437, § 19, Rz 39. 
214 Im Sinne § 1666 BGB. 
215 Oberloskamp 1998, 438, § 19, Rz 43. 
216 Vgl. § 1715 Abs. 1, Satz 1 BGB. 
217 Oberloskamp 1998, 439, § 19, Rz 43. 
218 Goffman 1973 [1961], 319. 
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Ist die Vaterschaftsfrage geklärt, so umfasst die beistandschaftliche Vertretung der „Inte-

ressen des Kindes“ nur noch die Sicherung und Durchsetzung seines Rechts auf Barunterhalt, 

was man früher „Alimente“ nannte.219 Die Durchsetzung und Sicherung der Unterhaltsansprü-

che der Kinder gilt als Hauptaufgabe der Beistandschaft.220 Alle anderen Fragen des Eltern-

Kind-Verhältnisses, vor allem die hochsensible Umgangsfrage (Besuchsrecht), werden im Kon-

text der Beistandschaft weitgehend ausgeklammert. Es gibt aber mittlerweile auch Bestrebun-

gen, den Beratungsbegriff zu erweitern. Ziel dabei ist, dass die Beistände den auftauchenden 

Umgangs- und Unterhaltsfragen nicht mit einem bloßen Verweis auf das Recht begegnen, wo-

nach beide Sachverhalte strikt voneinander getrennt zu behandeln seien.221 Diese Erweiterung 

des Beratungsauftrags ist allerdings umstritten.  

Wie dem auch sei, die Unterhaltsbeistandschaft des Jugendamtes steht Kindern von nicht 

miteinander verheirateten als auch von geschiedenen Eltern zur Verfügung. Wichtig ist festzu-

halten, dass die Beistandschaft nicht die Sicherung und Durchsetzung der Unterhaltsansprüche 

der Mutter gegenüber dem Vater (zum Beispiel Nachehelichenunterhalt)222 umfasst, sondern 

ausschließlich die des Kindes. Im Folgenden ist daher zu klären, auf welche Weise das Jugend-

amt die Unterhaltsleistungen sicherstellt. Doch bevor im nächsten Abschnitt auf die Praxis der 

Unterhaltssicherung eingegangen wird, soll zuerst noch die rechtliche Konstruktion der Kin-

desunterhaltspflicht skizziert werden.  

Grundsätzlich legt das Familienrecht fest, dass Verwandte in gerader Linie223 dazu verpflich-

tet sind, einander Unterhalt zu gewähren.224 Eine Unterhaltspflicht besteht jedoch nur dann, 

wenn der Unterhaltsberechtigte außerstande ist, sich selbst zu unterhalten.225 Für minderjähri-

ge Kinder gilt das aufgrund des Kinderarbeitsverbots226 generell, zumindest wenn sie ihren Le-

bensunterhalt nicht aus Einkünften eines eigenen Vermögens oder später als Jugendliche aus 

eigener Erwerbsarbeit bestreiten können.227 In der jüngsten Unterhaltsrechtsreform wurde die 

Position der minderjährigen Kinder zusätzlich gestärkt.228 Die Unterhaltspflicht der Eltern ge-

genüber ihren Kindern findet ihre Grenze in deren eigener Leistungsfähigkeit: „Unterhalts-

pflichtig ist nicht, wer bei Berücksichtigung seiner sonstigen Verpflichtungen außerstande ist, 

                                                        

219 Vgl. hier und im Folgenden: Oberloskamp 1998, 439-444, § 19, Rz 44-52; Zorn 2006, 358-364, Rz 503-
513. 
220 Vgl. Mix 2005, 279. 
221 Vgl. hier und im Folgenden: Mix 2005. 
222 Vgl. dazu den Sammelband Berghahn 2007. 
223 Das Recht unterscheidet Verwandtschaft „in gerader Linie“ und „in der Seitenlinie“. Verwandt in ge-
rader Linie sind diejenigen, unter denen eine Person von der anderen „abstammt“, z.B. Mutter – Sohn, 
Großvater – Enkel. Miteinander verwandt in Seitenlinie sind Personen, die von derselben Person ab-
stammen, z.B. Geschwister, Cousins, Tante – Neffe. Vgl. dazu Schwab 2001, 197, Rz 422. 
224 Vgl. § 1601 BGB. 
225 Vgl. § 1602 Abs. 1 BGB. 
226 Vgl. § 5 Gesetz zum Schutz der arbeitenden Jugend. 
227 Vgl. § 1602 Abs. 2 BGB. 
228 Vgl. Kindesunterhaltsänderungsgesetzes vom 21.12.2007 (BGBl. 2007 I , 3189) in Kraft seit 
01.01.2008. 
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ohne Gefährdung seines angemessenen Unterhalts den Unterhalt zu gewähren.“229 In der 

Rechtspraxis wird hierfür der Begriff „Selbstbehalt“ verwendet. Der momentan zugestandene 

„notwendige Eigenbedarf“ liegt für nicht erwerbstätige Unterhaltspflichtige bei monatlich 770 

Euro und für erwerbstätige Unterhaltspflichtige bei monatlich 900 Euro.230 Als angemessener 

Eigenbedarf gilt in der Regel, insbesondere wenn die Kinder bereits volljährig sind, mindestens 

1.100 Euro monatlich. 

Wichtig ist, dass die Eltern als ihrem Kind gegenüber gleichermaßen unterhaltsverpflichtet 

gelten, weil sie mit ihm gleich nah verwandt seien.231 In der Rechtspraxis wird hierfür jedoch 

zwischen einem sogenannten Barunterhalt und einem sogenannten Naturalunterhalt unter-

schieden.232 Unter Naturalunterhalt wird verstanden: „Der Elternteil, der ein minderjähriges 

Kind betreut, erfüllt seine Verpflichtung, zum Unterhalt des Kindes beizutragen, in der Regel 

durch die Pflege und die Erziehung des Kindes.“233 Leben die Eltern zusammen, so sei die „Un-

terhaltsgewährung in Natur der Regelfall“234, sodass sich Geldleistungen an das Kind üblicher-

weise auf das Taschengeld und Ähnliches beschränkten. Ganz anders sieht es aber aus, wenn 

nicht miteinander verheiratete oder geschiedene Eltern nicht zusammen leben. Dann wird von 

einer Aufgabenteilung als Normalfall ausgegangen. Dieser Aufgabenteilung zufolge leiste ein 

Elternteil den Naturalunterhalt während das andere Elternteil den Barunterhalt aufzubringen 

habe. Dabei ist unerheblich, ob die Eltern die gemeinsame Sorge haben oder nicht. Per defini-

tionem leistet Naturalunterhalt, wer das Kind in Obhut235 hat. Als Obhut wird die tatsächliche 

Fürsorge für das Kind bezeichnet, also „die Befriedigung der elementaren Bedürfnisse des Kin-

des wie Pflege, Verköstigung, Gestaltung des Tagesablaufs, Erreichbarkeit bei Problemen und 

emotionale Zuwendung“236. Die Obhut hat derjenige Elternteil, von dem das Kind überwiegend 

betreut und versorgt wird, auch wenn es sich dabei nur um einen „geringfügigen Betreuungs-

vorsprung“237 handelt, etwa im Fall eines sogenannten Wechselmodells.  

Wenn ein Wechselmodell so aussieht, dass das Kind vier Tage beim Vater und drei Tage bei 

der Mutter lebt, so läge die Obhut beim Vater. Der Elternteil, in dessen Obhut sich das Kind be-

findet, kann die gegen das andere Elternteil gerichteten Unterhaltsansprüche des Kindes gel-

tend machen, auch bei Getrenntleben in einer bestehenden Ehe.238 Zur Durchsetzung dieser 

Unterhaltsansprüche kann die Beistandschaft beantragt werden.239 Kompliziert wird es in 

                                                        

229 § 1603 Abs. 1 BGB. 
230 Vgl. Düsseldorfer Tabelle 2008. 
231 Vgl. § 1606 Abs. 2 BGB. 
232 Vgl. hier und im Folgenden: Schwab 2001, 356-358, Rz 761f. 
233 § 1606 Abs. 2 Satz 2 BGB. 
234 Schwab 2001, 357, Rz 762. 
235 Vgl. § 1629 Abs. 2, Satz 2. 
236 Zorn 2006, 359, RZ 504. 
237 Ebd. 
238 Vgl. ebd. 360, RZ 505. 
239 Vgl. § 1713 Abs. 1 Satz 2 BGB. Bis Zum Inkrafttreten des Kinderrechteverbesserungsgesetzes (BGBl. 
2002 I, 1239) am 12.04.2002 setzte der Paragraf hierfür voraus, dass dem antragstellenden Elternteil die 
alleinige Sorge zustand.  
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Trennungs- und Scheidungsfällen, wo beispielsweise zwei Geschwisterkinder nicht zusammen 

bei einem Elternteil leben, sondern das eine Kind beim Vater und das andere bei der Mutter 

lebt. In solchen Situationen kann es dazu kommen, dass dasselbe Jugendamt – wenn die Eltern 

nach der Trennung weiterhin im gleichen Zuständigkeitsbereich des Amtes leben – beide Kin-

der beistandschaftlich vertritt, das heißt, die Unterhaltszahlungen des Vaters an die Mutter 

und der Mutter an den Vater überwacht, sichert und gegebenenfalls durchsetzt.240 Aber das 

sind Ausnahmefälle, die hier nicht weiter interessieren sollen. 

Der Barunterhalt umfasst de jure den gesamten Lebensbedarf und damit auch die Kosten 

für Schule und Berufsausbildung.241 Zur Bemessung der (Bar-)Unterhaltshöhe wird in der Regel 

und insbesondere im sogenannten Vereinfachten Verfahren242 die sogenannte Düsseldorfer 

Tabelle als Leitlinie herangezogen. Diese Tabelle weist Richtsätze für den Barunterhalt aus und 

wird vom Düsseldorfer Oberlandesgericht veröffentlicht und regelmäßig (etwa alle zwei Jahre) 

in Koordinierungsgesprächen unter Beteiligung aller Oberlandesgerichte und der Unterhalts-

kommission des Deutschen Familiengerichtstages e.V. aktualisiert.243 Die Tabelle veranschau-

licht, in welcher Größenordnung der Barunterhalt, abhängig vom Alter des Kindes und dem 

Einkommen des Unterhaltspflichtigen, zu leisten ist. Die tatsächlich festgelegten Beträge kön-

nen zum Teil erheblich von der Tabelle abweichen, da bei der Festlegung die individuellen Be-

gebenheiten mit berücksichtigt werden. Für eine allgemeine Orientierung über die Höhe des 

Barunterhalts ist sie dennoch gut geeignet. 

  

                                                        

240 In solchen Fällen werden die Beistandschaften aber nicht von den selben Beschäftigten geführt. 
241 Vgl. § 1610 Abs. 2 BGB. 
242 Vgl. §§ 645-660 ZPO. 
243 Rechtsgrundlage hierfür ist § 1612a BGB. Bis zum Inkrafttreten des Kindesunterhaltsänderungsgeset-
zes vom 21.12.2007 (BGBl. 2007 I , 3189) am 01.01.2008 war hierfür im Gesetz von einem Regelbetrag 
die Rede. Im reformierten Gesetzt heißt es nun Mindestunterhalt. 
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Tabelle 3: Düsseldorfer Tabelle 2008 

Für die markierte Stelle hieße 

das zum Beispiel: Gemäß Düs-

seldorfer Tabelle erhält ein 

sieben Jahre altes Kind Un-

terhalt in Höhe von monatlich 

387 Euro, wenn das barun-

terhaltspflichtige Elternteil 

über ein monatliches Netto-

einkommen zwischen 2701 

Euro und 3100 Euro verfügt.  

Für die Festlegung des 

Kindesunterhalts kann der 

Regelbetrag auf zwei Arten 

als Richtschnur dienen.245 Zum einen kann sich Betrag aus dem zum Zeitpunkt der Festlegung 

entsprechenden Regelbetrag ergeben, für das genannte Beispiel wären das 387 Euro für ein 

sieben Jahre altes Kind bei einem monatlich verfügbaren Nettoeinkommen von etwa 2800 Eu-

ro. Dieser zu zahlende Betrag bliebe auch dann fortbestehen, wenn das Kind älter geworden 

wäre und/oder sich das Einkommen des unterhaltspflichtigen Elternteils veränderte. Zum an-

deren kann ein dynamisierter Unterhalt gewählt werden, das hieße dass der Unterhalt alle 

zwei Jahre automatisch und entsprechend der jeweils aktuellen Regelsätze überprüft und an-

gepasst würde. Für das genannte Beispiel hieße das, heute bekäme das sieben Jahre alte Kind 

387 Euro und in zwei Jahren, weil sich das Nettoeinkommen des unterhaltspflichtigen Eltern-

teils auf etwa 3600 Euro monatlich erhöht hat, würde es dann 438 Euro bekommen.246 Eine 

dritte Möglichkeit ist die Festlegung eines anders vereinbarten statischen Festbetrags. Nach-

dem nun auch die Grundzüge des Kindesunterhaltsrechts geklärt sind, wird im Folgenden die 

konkrete Tätigkeit der Beistandschaft beleuchtet. 

1.3.3. Dienstleistung im Alltag der Beistandschaftsführung 

Die Dienstleistungen der Beistandschaften können als persönliche Dienstleistungen charakteri-

siert werden, die für eine Folge von Individuen erbracht werden. Der unmittelbar persönliche 

Kontakt, bei dem Dienstleistungen wie Beratung und Unterstützung in Anspruch genommen 

oder längerfristige Dienste wie die Beistand-

schaft in Auftrag gegeben werden können, ist 

                                                        

244 Für die Beistandschaft ist diese Spalte unerheblich, weil sie mit der Volljährigkeit des vertretenen 
Kindes endet bzw. zur Beratung und Unterstützung des „jungen Volljährigen“ gemäß § 18 Abs. 4 umge-
wandelt wird. 
245 Vgl. hier und im Folgenden: Oberloskamp 1998, 439, Rz 44. 
246 Die mögliche Veränderung der Richtwerte innerhalb dieser zwei Jahre soll hier der Einfachheit halber 
außer Acht gelassen werden. 

Nettoeinkommen des 

Barunterhaltspflichtigen 

Altersstufen des unterhaltsberechtig-

ten Kindes in Jahren 

Alle Beträge in Euro 0 – 5 6 – 11 12 – 17 ab 18
244

 

bis 1.500 279 322 365 408 

1.501- 1.900 293  339 384 429 

1.901 - 2.300 307  355 402 449 

2.301 - 2.700 321  371 420 470 

2.701 - 3.100 335  387 438 490 

3.101 - 3.500 358  413 468 523 

3.501 - 3.900 380  438 497 555 

3.901 - 4.300 402  464 526 588 

4.301 - 4.700 425  490 555 621 

4.701 - 5.100 447  516 584 653 

ab 5.101 nach den Umständen des Falles 

Abbildung 4: Öffnungszeiten der Amtsvormundchaft 



 

 
55 

auf bestimmte und eng begrenzte Zeiträume beschränkt. Im Fall der von mir beobachteten Ab-

teilung waren die Sprechzeiten dienstags zwischen 9:00 und 13:00 Uhr und freitags zwischen 

9:00 und 12:00 Uhr. Darüber hinaus wurden, speziell für Berufstätige, donnerstags zwischen 

15:00 und 18:00 Uhr Sprechstunden angeboten. Der reguläre Publikumsverkehr beschränkte 

sich demnach auf wöchentlich 10 Stunden.  

Neben den regulären Sprechstunden sind im Einzelfall auch Extratermine möglich. Für ge-

wöhnlich wird aber versucht, alle Termine innerhalb der Sprechzeiten anzuberaumen. In der 

Abteilung passiert es dennoch des Öfteren, dass jemand unangemeldet außerhalb der Sprech-

zeiten kommt. Für gewöhnlich werden diejenigen auf die regulären Sprechzeiten verwiesen. In 

Ausnahmefällen widmet man sich aber auch außer der Reihe den Anliegen, vor allem dann, 

wenn die Person bekannt ist und es sich sonst als schwierig erweist, die betreffende Person 

überhaupt dazu zu bekommen, zu einem bestimmten Termin zu erscheinen, um beispielsweise 

eine notwendige Unterschrift zu leisten. In der Gruppendiskussion wurde zudem unterstri-

chen, dass die Bereitschaft, außerhalb der vorgesehenen Zeiten jemanden vorzulassen, auch 

davon abhängig sei, wie sich diejenigen verhielten. 

Fr. D:  Das kommt auch darauf an: Wie kommt der da? Kommt der: „Hey, hier bin ick, spring 

mal!“ Ja, oder: „Ich hab gesehen, dass Sie heute gar keine Sprechstunde haben, aber 

heute hatte ich gerade Zeit und ist es denn nicht möglich.“ Ist zwar jetzt gemein, ist 

auch wieder Macht ausüben eigentlich. 

In welchem Raum innerhalb des 

Amtsgebäudes das Publikum seine 

Dienstleistungen beantragt oder 

erhält, richtet sich nach dem An-

fangsbuchstaben des Nachnamens 

des Klienten, genauer gesagt: des 

betreffenden Kindes. Wenn also ein 

Herr Schmidt in dem von mir unter-

suchten Amt beispielsweise eine 

Unterschrift leisten wollte, die im 

Rahmen einer Beistandschaft für 

seine Tochter Lieschen Müller not-

wendig ist, dann hätte er sich in 

Zimmer Nummer 107 (zuständig für 

M-) einzufinden und nicht in Zimmer Nummer 103 (zuständig für Sch-).  

Im Anschluss an Goffman ließe sich sagen, dass diejenigen, die das Amt aufsuchen, dort 

gewissermaßen zu Gast sind.247 Von ihnen wird ein dementsprechendes Verhalten erwartet. Es 

ist nicht der oder die Beschäftigte des Jugendamtes, die oder der seine Klientel aufsucht, son-

dern umgekehrt, die Klientel sucht das Jugendamt, genauer die zuständige Abteilung auf, die 

                                                        

247 Vgl. Goffman 1973 [1961], 316. 

Abbildung 5: Buchstabenzuordnung 
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sich an einem bestimmten Ort im näheren Wohnumfeld des Klienten im engeren Sinne, also 

des fraglichen Kindes, befindet. 

Wer die Dienste des Amtes in Anspruch nehmen möchte, muss sich nicht nur an besondere Or-

te begeben und den Zeiten anpassen, sondern auch im Verhalten und in der Sprache den Vor-

gaben und Erwartungen der Bürokratie entsprechen, um überhaupt Gehör zu finden.248 In Ber-

lin gibt es in jedem Bezirk eine feste Adresse der für Beistandschaften zuständigen 

Jugendamtsabteilung. Zum Teil sind die Beistandschaften ebenfalls regionalisiert, das heißt, es 

gibt innerhalb eines Bezirks mehrere solcher Adressen, wodurch die räumliche Nähe zur Klien-

tel gewährleistet werden soll. Zum Teil befinden sich diese Abteilungen innerhalb der Rathäu-

ser, der Bezirksverwaltung oder im Gebäude des Bezirksjugendamts, zum Teil sind es aber 

auch eigenständige Gebäude. Die jeweiligen Adressen sind über die Bezirks- oder Jugendämter 

telefonisch erfragbar, finden sich im örtlichen Telefonbuch oder im Internet. 

Der Vorteil der Zentrierung der Beistandschaftsführung besteht aus Sicht des Jugendamtes 

darin, dass auf diese Weise eine rationalisierte und arbeitsteilige Fallbearbeitung möglich wird. 

Innerhalb der entsprechenden Amtsstellen können die nötigen Schritte unmittelbar erledigt 

werden: Anträge aufnehmen, Beratung und Unterstützung gewähren, Urkunden aufsetzen und 

sogleich innerhalb des Hauses durch ausgewiesene Urkundspersonen beglaubigen lassen etc. 

Auf diese Weise wird auch ineffizienter Leerlauf vermieden, da so verschiedene Arbeitsvor-

gänge der Fallbearbeitung gleichzeitig absolviert werden können. Das ist besonders wichtig, da 

die Beistände in der Regel nicht ausschließlich mit der Beistandschaftsführung betraut sind, 

sondern darüber hinaus auch noch Vormundschaften und Pflegschaften führen.249 Sollte wäh-

rend der Sprechzeiten, etwa in der Schulferienzeit, wenig Publikumsandrang sein, können lau-

fende Fälle weiterbearbeitet werden. Damit zeichnet sich ab, dass die eigentliche Dienstleis-

tung, nämlich die Fallbearbeitung – in Form von Korrespondenz, Kontenprüfung, 

Aktenführung, Telefonaten und so weiter – im Wesentlichen dann geschieht, wenn der Klient 

selbst gar nicht anwesend ist. Im Kontext der Beistandschaft ist, wie gesagt, nicht einmal not-

wendig, dass der offiziell vertretene Klient, also das Kind, überhaupt je vorstellig würde, damit 

für ihn die besagten Dienste erbracht werden. 

Vor dem Hintergrund der zuvor dargestellten rechtlichen Grundlagen und Rahmenbedin-

gungen kann die Beistandschaft im Sinne Goffmans als „Experten-Dienstleistung”250 bezeichnet 

werden. Experten-Dienstleistungen setzen Goffman zufolge bestimmte Kompetenzen voraus-

setzen, die nicht ohne weiteres von denjenigen erworben werden können, für die die Dienst-

leistungen erbracht werden.251 Und weil diese Kompetenz nicht für jeden verfügbar ist, werden 

Experten-Dienstleistungen in bestimmten Fällen für die Klientel regelrecht zur Notwendigkeit. 

Im Kontext der Beistandschaft für minderjährige und damit nicht voll geschäfts- und rechtsfä-

hige Kinder und Jugendliche trifft dies in besonderem Maße zu. Eine weitere Bedingung für ei-

                                                        

248 Vgl. Ferguson 1984, 137.  
249 Vgl. Münder u.a. 2007, 60. 
250 Vgl. Goffman 1973 [1961], 309. 
251 Vgl. ebd. 
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ne Experten-Dienstleistung, die mit dieser Notwendigkeit einhergeht, erfüllt die Beistandschaft 

dadurch, dass diejenigen, für die der Experte seine Dienstleistungen erbringt, zu ihm in einem 

Klientenverhältnis stehen.252 Klient bedeutet sowohl Auftraggeber als auch – im eigentlichen 

Wortsinne – „der Hörige“, mit anderen Worten: Der Klient ist ein Schutzbefohlener mit einge-

schränkten Rechten. Das ist voll zutreffend für die minderjährigen Kinder, die der Rechtskon-

struktion zufolge als Auftraggeber fungieren, die aber als Minderjährige im Vergleich zu Voll-

jährigen nur über eingeschränkte Rechte verfügen.  

Goffman zufolge sei ein Klientenverhältnis gekennzeichnet durch „eine esoterische253 und 

empirisch effektive Kompetenz sowie die Bereitschaft [des Dienstleistenden], sie dem Klienten 

zur Verfügung zu stellen“254. Faktisch setzt die Führung von Beistandschaften solch ein speziel-

les Fachwissen voraus, das wirksam eingesetzt wird, um Vaterschaften festzustellen und vor 

allem: um den Kindesunterhalt zu sichern. Die bereits erwähnte Arbeits- und Orientierungshil-

fe fasst diesbezüglich zusammen: „Zur Führung der Beistandschaft bedarf es kompetenter 

Fachkräfte, die aufgrund ihrer Ausbildung spezifische Rechts- und Verwaltungskenntnisse er-

worben haben.“255 Zu diesen Kenntnissen gehören unter anderem die Bereiche des Familien-, 

Kindschafts-, Unterhalts-, Zivilprozess-, Sozialrechts. Dieses Spezialwissen ist die Grundlage da-

für, den Kindesunterhalt außergerichtlich oder nötigenfalls auch gerichtlich einfordern und 

beitreiben zu können.256 Während meiner Beobachtung im Jugendamt wurde jedoch deutlich, 

dass sich die Beistände ihre Fachkenntnisse „autodidaktisch“ aneignen – durch Learning by 

Doing, durch die Lektüre von in der Abteilung zirkulierenden Fachzeitschriften, darunter insbe-

sondere „Das Jugendamt – Zeitschrift für Jugendhilfe und Familienrecht“ und regelmäßige Be-

sprechungen in der Abteilung. Externe Zusatzausbildungsangebote257 z. B. des Deutschen Insti-

tuts für Jugendhilfe und Familienrecht gibt es auch, diese werden aber nur von wenigen und 

dann in der Regel auch nur selten wahrgenommen. Einen wesentlichen Grund dafür stellt der 

hohe Arbeitsaufwand dar, der kaum Zeit und Raum lässt, um solche Weiterbildungsangebote 

anzunehmen, zumindest nicht, ohne den Kolleginnen und Kollegen ein beträchtliches Maß an 

Mehrarbeit aufzubürden. 

Betrachtet man die eigentliche Dienstleistung, so geschieht diese den Klienten gegenüber 

diskret und zurückhaltend, also mit professioneller Distanz. Aus Perspektive der Beistandschaft 

wird dem Interesse des Kindes dadurch am besten gedient, dass die Unterhaltszahlungen gesi-

chert sind, wie dies geschieht, ist dabei für das Kind unerheblich. Dabei ist eine Tendenz nicht 

von der Hand zu weisen, dass manche Sachbearbeiter/-innen Entscheidungen treffen, die sie 

aus ihrer professionellen Perspektive für richtig halten, mit denen sie die alleinerziehenden El-

                                                        

252 Vgl. ebd. 
253 Anm. DS: Esoterisch bedeutet hier soviel wie nur für Eingeweihte, Fachleute bestimmt und verständ-
lich. 
254 Goffman 1973 [1961], 310. 
255 Wiedau/Pütz/Haak-Dohmen 2005/11, S. 503. 
256 Vgl. Oberloskamp 1998, § 19, 440, Rz 45; Wiedau/Pütz/Haak-Dohmen 2005/11, S. 503. 
257 Vgl. Wiedau/Pütz/Haak-Dohmen 2005/11, S. 503. 
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tern jedoch unterschwellig bevormunden.258  Goffman zufolge werde bei professionellen 

Dienstleistungen „ein diszipliniertes Desinteresse für die übrigen Angelegenheiten des Klienten 

und sogar (in letzter Konsequenz) für die Gründe, aus denen der Klient die Dienstleistung be-

gehrt“259, an den Tag gelegt. Diesem Grundsatz entspricht auch die Führung von Beistandschaf-

ten. Mehr noch, der Beistand muss dem Kind, für das er tätig ist, nicht einmal persönlich be-

gegnet sein. Das Kind erhält dadurch einen Objekt-Status und seine Rolle als Klient wird auf die 

alleinerziehende Mutter oder den alleinerziehenden Vater übertragen.260 Damit erfüllt die Bei-

standschaft sowohl die von Goffman beschriebenen Kriterien einer Experten-Dienstleistung 

und sie erfüllt auf eine besonders strikte Weise das idealtypische bürokratische Prinzip der so-

genannten sachlichen Erledigung „‚ohne Ansehen der Person’ nach berechenbaren Regeln“261, 

wie es Max Weber in seinen Ausführungen über bürokratische Herrschaft formuliert hat. All-

gemein bedeutet das, dass mit der professionellen, institutionalisierten und rein sachorientier-

ten „Uninteressiertheit“ aus dem komplexen Individuum ein abstrakter Fall gemacht wird. Die 

Regel lautet: Unterhalt sichern. Zugespitzt formuliert ist die Dienstleistung „*r+ücksichtslos im 

Hinblick auf die substantiellen Bedürfnisse, nicht hinsehend – und das heißt ja eben Abstrakti-

on –, wenn es um individuelle Besonderheiten geht“262.  

Problematisch wird dies insbesondere in den konkreten Gesprächssituationen, in denen die 

alleinerziehenden Eltern eine Begleitperson mitbringen. Dabei konnte ich wiederholt beobach-

ten, dass die Beistände oder Berater/-innen sich der mitgebrachten Person zuwenden, wenn 

diese wie auch immer den Eindruck vermittelt, verständiger zu sein. Damit wird das eigentlich 

zu vertretende Kind immer mehr zu einem entfernten Objekt der Dienstleistung. Die Position 

eines Klienten der Beistandschaft verschiebt sich auf subtile Weise immer weiter weg vom 

Kind selbst, zunächst auf die alleinerziehenden Eltern, dann auf die Begleitpersonen der Eltern 

– häufig Verwandte oder Freunde und gute Bekannte. Die Begleitpersonen werden adressiert, 

weil stillschweigend davon ausgegangen wird, dass sie dafür sorgen würden, die wichtigen In-

formationen an die Mütter oder Väter weiterzugeben. Damit wird die Begleitperson zu einem 

Übermittler von bestimmten Informationen, wodurch Verzerrungen vorgezeichnet sind und 

wodurch dieser auch die Möglichkeit der Informationskontrolle gegeben wird. Auf diese Weise 

wird ein Risiko geschaffen, dass die alleinerziehenden Eltern von den Begleitpersonen abhän-

gig werden oder gegebenenfalls bleiben. Das wiegt aus einer Perspektive der Geschlechterver-

hältnisse umso schwerer, wenn es sich bei der entsprechenden Person um den Lebensgefähr-

ten oder die Lebensgefährtin handelt, da so möglicherweise bestehende Asymmetrien in der 

Paarbeziehung verfestigt oder sogar hergestellt werden. 

Das Ziel einer Experten-Dienstleistung bestehe nach Goffman üblicherweise darin, „ein 

komplexes physisches System zu reparieren, aufzubauen oder helfend an ihm einzugreifen *…+ 

                                                        

258 Vgl. dazu auch Münder u.a. 2007, 60f. 
259 Oberloskamp 1998, § 19, 440, Rz 45. 
260 Vgl. Goffman 1973 [1961], 327. 
261 Weber 2005 [1922], 717. 
262 Diamond/Narr 1985b, 221. 
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– wobei dieses System ein persönliches Eigentum des Klienten ist“263. Damit komme ich zum 

nächsten Punkt, denn das Bild eines reparaturbedürftigen komplexen physischen Systems 

kann im Kontext meiner Untersuchung als Metapher für das wohlfahrtsstaatliche Konstrukt 

des familialen Dreiecks Vater-Mutter-Kind verstanden werden – auf Grundlage des geltenden 

Rechts. 

  

                                                        

263 Goffman 1973 [1961], 309. 
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2. Beistandschaft als Agentur eines familienrechtlichen 

Gender Regimes 

2.1. Konstruierte Schutzbedürftigkeit von ledigen Müttern  

Im Vorangehenden wurde ausgeführt, dass das Beistandschaftswesen rechtlich als Dienstleis-

tung konstruiert ist, die für Kinder und Jugendliche erbracht wird. Recht besehen sind die Kin-

der und Jugendlichen zwar diejenigen, in deren Namen die Dienstleistungen erbracht werden, 

sie sind aber nicht diejenigen, die mit der tatsächlichen beistandschaftlichen Praxis unmittel-

bar in Berührung kommen. Denn dies sind vorrangig die Mütter und Väter. So gesehen bilden 

die Mütter und Väter die eigentliche Klientel der Beistandschaft. 

Das Beratungs- und Unterstützungsangebot264 richtet sich, wie oben beschrieben, explizit 

und exklusiv an alle unverheirateten Frauen, die Mutter werden. Damit werden unverheiratete 

Mütter durch das Gesetz unterschiedslos als latent beratungs-, unterstützungs- oder hilfebe-

dürftige Rechtssubjekte adressiert. In dieser Regelung zeichnet sich ein dem Beistandschafts-

wesen innewohnendes Gender Regime ab. Die Frau wird im Moment des Mutterwerdens vom 

Rechtssystem erfasst und damit zu einem Rechtssubjekt, wenn und weil sie auf eine normab-

weichende Art Mutter wird. Die Normabweichung besteht darin, dass sie Mutter wird, ohne 

verheiratet zu sein. Durch diese ihr zugewiesene Andersartigkeit wird sie gewissermaßen dis-

kreditierbar265. Die Abweichung wird wie ein „individueller Charakterfehler“266 wahrgenommen 

und behandelt, vielleicht als Ausdruck von Willensschwäche oder von einer bestimmten star-

ren Meinung oder von unnatürlichen Leidenschaften oder von Unehrenhaftigkeit. Jedenfalls 

wird angenommen, dass eine Frau als nichtverheiratete Mutter bestimmte Probleme bekom-

men wird.  

Im Anschluss an Judith Butler ließe sich dieser Vorgang als Materialisierung eines hetero-

normativen Imperativs deuten.267 Denn durch das im Jugendhilferecht verankerte Angebot auf 

Beratung und Unterstützung wird die Frau nicht als ein allgemeines Subjekt, sondern als eine 

nichtverheiratete Frau adressiert, die ein Kind bekommt oder bekommen hat: Weil sie das 

Kind geboren hat, ist sie die Mutter; weil sie die Mutter ist, hat sie elterliche oder genauer ge-

sagt, mütterliche Pflichten; bei der Erfüllung ihrer Pflichten soll sie unterstützt werden; zu die-

sen Pflichten gehört es, den Mann, der das Kind gezeugt hat, als Vater zu benennen. Letzteres 

  

                                                        

264 gemäß § 52a SGB VIII. 
265 Vgl. Goffman 1975 [1963], 56f. 
266 Hier und im ebd. 12f. 
267 Vgl. Butler 1997 [1993], 23. 
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ist als das unmittelbare Recht des Kindes konstruiert, dem ein Anrecht auf Kenntnis seiner Ab-

stammung zuerkannt wird. Zugleich wird mit dieser Benennung die rechtliche Voraussetzung 

geschaffen, dass auch der Erzeuger des Kindes, das heißt, der Mann als Vater, vonseiten des 

Staates in die Pflicht genommen werden kann, die ihm als Elternteil, genauer gesagt, als Vater 

auferlegt ist.  

Die beistandschaftliche Unterstützung der nichtverheirateten Mutter zielt damit auf zweier-

lei, zum einen auf eine „Meinungsbildung der Mutter: *…+ ein Bewusstsein für die besondere 

Rechtslage ihres Kindes“268 und zum anderen darauf, den Mann zur Anerkennung seiner väter-

lichen Unterhaltspflicht zu bewegen, nötigenfalls mit Zwang. Mit anderen Worten, es wird eine 

an die Gebär- und Zeugungsfähigkeit geknüpfte rechtliche Differenz zwischen den nicht mitei-

nander verheirateten Eltern hergestellt. Wohlwollend formuliert ließe sich sagen, dass das Ge-

setz ein Ausdruck der Anerkennung einer besonderen Schutzbedürftigkeit von Frauen als Müt-

tern sei. Zudem könnte gesagt werden, dass dadurch die scheinbar selbstverständlichen 

Pflicht, die Frauen als Mütter in ihrer Sorge um und für die Kinder erfüllen, kurzum: dass „Müt-

terlichkeit“269 eine gewisse Anerkennung und Wertschätzung erführe. Kritisch gewendet be-

deutet das aber zugleich, dass die Frau als nicht verheiratete (werdende) Mutter qua Recht als 

per se schutzbedürftig gilt. Hinzu kommt: Das Gleiche gilt nicht für den Mann als (werdender) 

Vater, der nicht mit der betreffenden Mutter verheiratet ist.  

Die im Gesetz verankerte Annahme der Schutzbedürftigkeit basiert auf einer Skepsis, ob ei-

ne Frau als Mutter fähig ist, die Interessen und Rechtsansprüche ihres Kindes gegenüber Drit-

ten, vor allem gegenüber dem Vater als „dem anderen Elternteil“, durchzusetzen, wenn sie mit 

diesem nicht verheiratet ist. Damit wird die Fraser’sche Forderung nach gleicher Achtung, nach 

Gleichheit an sozialem Status und an Respekt, der einem Individuum entgegengebracht wird, 

unterminiert. Die nicht miteinander verheirateten Eltern werden auf eine je geschlechtsspezifi-

sche Weise stigmatisiert. Die Frau wird wegen ihrer Mutterschaft als schwach und schutzbe-

dürftig betrachtet, der Mann hingegen als vergleichsweise stark und als derjenige, gegen den 

Frau und Kind durch die staatliche Gemeinschaft paternalistisch in Schutz zu nehmen seien.  

Was die nicht (mehr) verheiratete Mutter, die ihr Kind in Obhut hat, vor dem Gesetz von 

der verheirateten Mutter unterscheidet, ist, dass sie keinen Ehemann hat. Da die verheiratete 

Mutter kein vergleichbares automatisches Angebot auf Unterstützung und Beratung unterbrei-

tet bekommt, kann gefolgert werden, dass dem Ehemann unter Bezugnahme auf das Kindes-

wohl eine Schutzfunktion für die Frau zugeschrieben wird, mit der er ehevertraglich verbunden 

ist. Wenn dieser beschützende Ehemann-Vater fehlt, genauer gesagt, wenn der Ehevertrag 

fehlt270, wird die Position des Ehemannes im Sinne der Verfassung durch die staatliche Ge-

meinschaft ausgefüllt, die nun an Stelle des einzelnen Mannes dessen Schutzfunktion über-

nimmt.271 Und dieser Schutz richtet sich gegen eben diesen ersetzten Mann. Damit dies ge-

                                                        

268 Münder u.a. 2007, 63. 
269 Vgl. dazu bspw. Badinter, 1984 [1980]; Beck-Gernsheim 1989 [1984]; Chodorow 1985 [1978]. 
270 Denn für bspw. Witwen setzen keine entsprechenden rechtlichen Automatismen ein. 
271 Vgl. Art. 6 Abs. 1, 4 und 5 GG. 
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währleistet werden kann, ist die nicht verheiratete Mutter aufgefordert, einen Mann als Vater 

zu benennen. 272 Voraussetzung ist, dass sie mit diesem Mann während der sogenannten Emp-

fängniszeit Sex hatte, das heißt, in der „Zeit von dem 300. bis zu dem 181. Tage vor der Geburt 

des Kindes, mit Einschluss sowohl des 300. als auch des 181. Tages“273. Dazu wird sie in Form 

eines Jugendamtsschreibens, wie schon erwähnt, aufgefordert.  

Die weitergehende Frage ist, worauf dieser nominelle Schutz des Kindeswohls tatsächlich 

zielt. Gilt der Verfassungsgrundsatz „Ehe und Familie stehen unter dem besonderen Schutze 

der staatlichen Ordnung“274 vielleicht auch reziprok? Gilt folglich auch der Umkehrschluss, dass 

Ehe und Familie deshalb besonders zu schützen sind, weil damit die staatliche Ordnung erhal-

ten werden soll? Wenn dies zutrifft, und ich gehe davon prinzipiell aus, wie ist dann diese Ord-

nung beschaffen? Zielt der besondere Schutz der Frauen als Mütter darauf, dass sie unter mi-

nimierten Risiken Kinder gebären, umsorgen und zu „faktischen Lohnarbeitskräften und damit 

zur Anpassung an herrschende Strukturen *…+ erziehen“275 zu können? Sind die Beistände im 

übertragenen Sinne Ordnungswächter, ist die Beistandschaft eine Polizei der Geschlechterord-

nung, womöglich ein Exekutivorgan der kapitalistischen Verwertungslogik, die eine funktionel-

le bürgerliche Kleinfamilie samt geschlechtlicher Arbeitsteilung voraussetzt? 

2.2. Beratung und Unterstützung alleinerziehender Eltern –  

nur faktisch, nicht prinzipiell für Mütter? 

Für personennahe Dienstleistungen kann im Allgemeinen angenommen werden, dass sich die 

Dienstleistenden mit ihren Aufgaben identifizieren.276  Durch diese Identifikation mit der 

Dienstleistung als eigene Aufgabe gewinne die Dienstleistung selbst, so Goffman, eine gewisse 

Autonomie. Ferner stellt er die These auf, dass „der Dienende wahrscheinlich durch den 

Wunsch motiviert ist, der Menschheit als solcher zu helfen“277. Ich halte dies aufgrund meiner 

Erfahrungen im Amt für zutreffend. Die beistandschaftliche Interessenvertretung von Kindern, 

deren Eltern nicht oder nicht mehr miteinander verheiratet sind, kann, aus einem bestimmten 

Blickwinkel betrachtet und etwas hochtrabend formuliert, als ein Dienst an der Menschheit 

verstanden werden. Denn der Erhalt und Schutz oder die (Wieder-)Herstellung einer bestimm-

ten gesellschaftlichen Ordnung kann als ein solcher Dienst verstanden und empfunden wer-

                                                        

272 Vgl. § 1592 Nr. 2 BGB. 
273 § 1600d Abs. 3 Satz 1 BGB 
274 Art. 6 Abs. 1 GG. 
275 Winker 2007, 19. Winker bezieht sich an dieser Stelle auf Ursula Beer (1984, 96) und diese wiederum 
auf die Marx-Rezeption von Herbert Marcuse (1987 [1936], 203-217). Ganz ähnlich auch Nancy Chodo-
row (1985 *1978+, 269): „Als Ehefrauen und Mütter leisten Frauen einen Beitrag zur täglichen Reproduk-
tion und zur Reproduktion der Generationen – zur physischen und psychologischen Reproduktion der 
männlichen Arbeiter und damit zur Reproduktion der kapitalistischen Produktion.“ 
276 Vgl. hier und im Folgenden: Goffman 1973 [1961], 311. 
277 Ebd. 
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den. Ein solcherart ethisch aufgeladener Sachzweck kann, zumal in eine strikte zivilrechtliche 

Form wie die Beistandschaft gegossen, zu einer besonderen Form der „Amtstreue“278 führen. 

Die allgemeine Kindeswohlorientierung und eine daraus herrührende Verteidigung des eige-

nen Amtes, der eigenen Dienstleistung kommt im folgenden Zitat deutlich zum Vorschein, in 

dem mich (DS) die Leiterin der beobachteten Abteilung (Frau D) in der Gruppendiskussion – 

durchaus den rechtlichen Tatsachen entsprechend – auf Folgendes hinwies: 

Frau D: Diesen *…+ Punkt *…+ finde ich insofern nicht in Ordnung, als Sie ja *…+ an dieser Stelle suggerie-

ren, wir würden nur für die Mütter arbeiten, was ja nicht stimmt. Wir arbeiten für den Eltern-

teil, der das Kind bei sich hat. Also für den das Kind Versorgenden. Das sind natürlich, weil die 

Lebenssituation in unserem Lande so ist, derzeit in 95 oder 98 Prozent die Mütter. Aber wenn 

das hier in einer solchen Untersuchung so steht, dann suggeriert das, dass wir nur die Mütter 

beraten. Und das ist nicht korrekt. 

DS:  Was ja aber in Teilen der Gesetze so vorgesehen ist, dass es exklusive Beratungssituationen für 

Mütter gibt. 

Frau D: Gut, bei den Nichtehelichen, aber Sie reden ja, Überschrift ist ja Trennung und Scheidung. Und 

da sind es nicht die Mütter. Da ist es der sorgende Elternteil. 

Von Frau D wird hervorgehoben, dass nicht ausschließlich für Mütter gearbeitet würde, son-

dern allgemein für diejenigen, die das Sorgerecht und die Obhut für ein Kind haben. Sie unter-

streicht damit, dass nicht a priori die Mütter als Mütter unterstützt würden, sondern dass le-

diglich de facto ganz überwiegend die Mütter unterstützungsbedürftig seien – aufgrund der 

aktuellen gesellschaftlichen Sachverhalte. Das bedeutet, dass Mütter nicht um ihrer selbst wil-

len unterstützt würden. Der sachliche Zweck der Beistandschaft bestünde ferner darin, wie im 

Laufe der Gruppendiskussion von verschiedener Seite betont wurde, die Lebensbedingungen 

von Kindern zu sichern oder zu verbessern. Nur aufgrund der gesellschaftlichen Wirklichkeit 

und zum Zwecke des Kindeswohls ziele die Arbeit der Beistandschaft vorwiegend darauf, die 

alleinerziehenden Mütter im Interesse ihrer Kinder dabei zu unterstützen, die Unterhaltsleis-

tungen der Väter sicher zu stellen, sie tue dies nicht aus Prinzip. Verallgemeinernd ließe sich 

daraus der Schluss ziehen: die empirisch gegebene Gender Order bestimme das politische 

Gender Regime, nicht umgekehrt. Inwiefern diese Annahme vor dem historischen Hintergrund 

haltbar ist, wird zu klären sein. Wichtig ist zu beachten, dass ein Beistand, der im Auftrag einer 

Mutter ein Kind vertritt, den Vater nicht beraten darf, dass er ihm selbst Auskünfte nur in sehr 

engem Umfang geben darf – dasselbe gälte selbstverständlich auch andersherum. 

2.3. Unterhaltssicherung – kein Mittel gegen relative Armut 

Im nun Folgenden wird der Frage nachgegangen, inwiefern die Beistandschaft eines Jugend-

                                                        

278 Weber 2005 [1922], 705. 
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amtes einen Beitrag dazu leistet, Armut von Müttern und/oder Vätern zu überwinden oder zu 

verhindern. Zentrale Grundlage dafür ist, wie die Beistände selbst, die in der von mir beobach-

teten Abteilung eines Berliner Jugendamtes tätig waren, darüber diskutierten. Auffällig war, 

dass diejenigen, die selbst in der Beratung, Unterstützung und Beistandschaftsführung tätig 

sind, sich sehr skeptisch äußerten, inwiefern sie mit ihrer konkreten Arbeit zur Überwindung 

von Armutsverhältnissen beitrügen. Sie waren sich jedoch dahin gehend einig: Wenn man da-

von ausgehen könne, dass sie einen solchen Beitrag leisteten, dann höchstens auf Seiten der 

Mütter; für Väter jedoch überhaupt nicht. Aber insgesamt überwog die Skepsis, wie sie Frau G, 

eine der Gruppenleiterinnen („Stadtvormünderin“) in der Abteilung, zum Ausdruck brachte: 

„Armut beseitigen heißt, du hast ein bisschen mehr, du kannst damit auch leben wie du willst 

und [musst] nicht alles einteilen. Armut heißt für mich, ich muss knapsen. Und dafür trägt mei-

ne Arbeit nicht bei, dass Mütter aufhören, mit dem Geld knapsen zu müssen.“ Obwohl seitens 

der Abteilungsleiterin, wie oben erwähnt, mit Nachdruck darauf hingewiesen wurde, dass die 

Beistandschaft nicht grundsätzlich für Mütter und gegen Väter wirken würde, wurde in den 

Beiträgen der anderen Diskutant/-innen genau diese Situation zum Ausgangspunkt genom-

men.279 Allerdings wich die Position der Abteilungsleiterin auch hier von der Mehrheit ab und 

wurde von den übrigen Beschäftigten kontrovers diskutiert. Frau D merkte zur beistandschaft-

lichen Unterstützung der Mütter bei der Durchsetzung von Unterhaltsansprüchen des Kindes 

gegen den Vater an: 

Fr. D: Damit nehmen wir Einfluss auf ihre [= Mütter] finanzielle Lage. 

Hr. A: Bedingt. 

Fr. D: Aber wir reden doch auch mit ihnen, was sie selber noch tun könnten, um an ihrer Situati-

on was zu verändern. Zwar nicht in der Aufgabe, die wir zu erfüllen haben, sondern weil 

wir eben auch Mitarbeiter im Jugendamt sind. 

?:  Unterhaltsansprüche gegen die Väter setzen wir durch, die [Mütter] kommen doch damit 

nicht aus der Armut raus. 

Hr. A:  Kommen sie damit aus der Armut raus? Was ist Armut? 

Fr. B:  Wie viele kriegen dann immer noch Sozialhilfe? 

In der Diskussion war offenkundig von relativer Armut die Rede, wie aus dem Verweis auf die 

Sozialhilfe geschlossen werden kann. Um Formen absoluter Armut, das heißt, um Situationen, 

in denen eine Grundversorgung nicht gegeben und damit die physische Existenz der Betreffen-

den bedroht ist, ging es in der Auseinandersetzung nicht. Offenbar wurde das Funktionieren 

bestimmter wohlfahrtsstaatlicher Sicherungssysteme wie Sozialhilfe oder Arbeitslosengeld II 

vorausgesetzt. Verhältnisse von absoluter Armut, in denen Menschen mit weniger als andert-

                                                        

279 Methodenkritisch ist hierzu anzumerken, dass diese Prämisse womöglich aus dem Aufbau der Grup-

pendiskussion resultierte, in dem ich einleitend meine Beobachtungseindrücke referierte. Da die Grup-

pendiskussion auch einer Rückkopplung der Beobachtungsergebnisse dienen sollte, war dies jedoch kaum 

anders möglich. Das Referat diente daher als „Grundreiz“ der anschließenden Diskussion. Es kann den-

noch sein, dass die Diskussion durch dieses Verfahren derart stark theoretisch vorstrukturiert war, dass 
sie inhaltlich verzerrt wurde. Vgl. dazu Loos/Schäffer 2001, 49-51. 
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halb Euro am Tag auskommen müssen, wurden in der Diskussion nicht thematisiert.280 Das ist 

auch nicht weiter verwunderlich, da das Beistandschaftswesen selbst Teil dieser existenzsi-

chernden Sozialverwaltung ist. So gesehen könnte gesagt werden, dass die Beistandschaft Teil 

eines Systems ist, das zumindest verhindert, dass Kinder absoluter Armut zum Opfer fallen.  

Da in der Diskussion jedoch nur von Formen der Armut die Rede ist, die als relative Armut 

bezeichnet werden können, ist sinnvollerweise kurz darauf einzugehen, was darunter zu ver-

stehen ist. Denn nur so kann überhaupt geklärt werden, inwiefern die Beistandschaft einen 

Beitrag dazu leistet, das Risiko ihrer Klienten zu verringern, in relative Armut zu geraten bezie-

hungsweise die Chance zu erhöhen aus solcher herauszukommen. Allgemein wird unter relati-

ver Armut eine Situation wirtschaftlichen Mangels verstanden, in der es den Betroffenen nicht 

möglich ist, ein „angemessenes Leben“281 zu führen. Was als angemessen gilt, bemisst sich im 

Vergleich zur Mehrheit. Die zentrale Berechnungskategorie ist das monatlich zur Verfügung 

stehende Einkommen. Wer eine bestimmte Einkommensgrenze unterschreitet, gilt als armuts-

gefährdet. Die EU-Mitgliedsstaaten haben sich darauf verständigt, die monetäre Grenze für re-

lative Armut bei 60 % des sogenannten mittleren Äquivalenzeinkommens innerhalb eines Lan-

des anzusetzen. Im Jahr 2004 lag das Äquivalenzeinkommen in der BRD bei 1427 Euro282 

monatlich und damit verlief die Grenze zur relativen Armut bei einem Monatseinkommen von 

856 Euro. In diesem Sinne waren im selben Jahr 13,1 % (Männer: 11,7 % Frauen: 14,3 %) ge-

fährdet, das heißt, rund 10,6 Millionen Menschen283 und darunter 1,7 Millionen Kinder unter 

16 Jahren. In der Gruppe der alleinerziehenden Eltern belief sich die Gefährdungsquote jedoch 

auf 30 %.284 Zuletzt wurde die Gefährdungsquote der Alleinerziehenden, trotz der diversen so-

zial- und familienpolitischen Transferleistungen wie Arbeitslosengeld II, Kindergeld, Kinderzu-

schlag, Wohngeld und das frühere Erziehungsgeld und das gegenwärtige Elterngeld, noch im-

mer mit 24 % angegeben.285 Diese Zahlen scheinen die Skepsis der Beistände zu bestätigen, 

dass durch ihre Arbeit ein Beitrag geleistet würde, das Armutsrisiko auf Ebene der Eltern zu 

                                                        

280 Diese von der Weltbank vorgeschlagene Grenze zur absoluten Armut in Höhe von einem bzw. zwei 
verfügbaren US-Dollar pro Kopf und Tag ist in internationalen Zusammenhängen gebräuchlich.  
281 Hier und im Folgenden: Statistisches Jahrbuch 2007, 545. 
282 Äquivalenzeinkommen Männer: 1464 €, Frauen: 1395 €. Vgl. Statistisches Jahrbuch 2007, 556.  
Interessant im Vergleich zur relativen Armutsgrenze ist die Festlegung der „sächlichen Existenzminima“. 
Die nachstehende Tabelle weist die Werte für 2008 aus, in Euro pro Jahr. Vgl. BT-Drucks. 16/3265, 5. 

 Alleinstehende Ehepaare Kinder 

Regelsatz 4.140  7.464 2.676 
+ Kosten der Unterkunft 2.364 4.020 804 
+ Heizkosten 636 792 168 

= sächliches Existenzminimum 7.140 12.276 3.648 
Für einen Alleinstehenden liegt das Existenzminimum demzufolge bei monatlich 595 € und für ein Kind 
304 €. Additiert ergäbe sich daraus ein Existenzminimum eines alleinerziehendes Elters mit einem Kind 
von 899 €. 
283 Beschränkt auf Personen, die in Privathaushalten leben, d. h., inhaftierte, in Anstalten lebende usw. 
werden nicht mit eingerechnet. 
284 Vgl. Statistisches Bundesamt 2006. 
285 Vgl. BMAS 2008, 24. 
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vermindern.  

Vor diesem Hintergrund entspann sich in der Gruppendiskussion eine Kontroverse darüber, 

ob nicht auch auf andere Weise als durch direkte Maßnahmen, wie zum Beispiel Unterhalts-

vorschuss oder Unterhaltsersatzleistungen286, dazu beigetragen würde, das Armutsrisiko zu 

vermindern. Die Abteilungsleiterin warf implizit die Frage auf, ob die Arbeit der Beistände ne-

ben den konkreten Aufgaben, die die Unterhaltssicherung umfasst, nicht auch eine pädagogi-

sche Dimension habe. Dies wurde am Beispiel kindesunterhaltspflichtiger Väter wie folgt disku-

tiert: 

Fr. D:  Aber machen wir nicht auch ein bisschen mehr, als nur das Geld zu beschaffen? 

Hr. A:  Ja, eben, es ist eben die Frage. 

Fr. D:  Darum ist ja das ‚Armut’ angekringelt287, bei den Männern doch genauso, es ist doch nicht 

nur so, dass wir denen nur Geld abziehen, um die Unterhaltsansprüche geltend zu machen, 

sondern wir geben ihnen doch auch Hilfestellungen, was sie tun können, um ihre Lebenssi-

tuation zu verbessern. 

Hr. A: Na ja, das tun wir in den seltensten Fällen. 

Fr. B: Na ja. 

?:  überhaupt nicht. 

Fr. G:  Nee, das trägt nicht dazu bei, im Gegenteil, wir wollen ja Geld von ihnen. 

Fr. D:  Das ist eben die Frage, wie man die Frage interpretiert. Das ist eben der Punkt. *…+ Wie du 

eben sagtest, *…+ natürlich tun wir nicht *unmittelbar+ etwas dafür. 

Fr. F: Das ist Unterhalt der Kinder und nicht für die Mütter. 

Fr. D: Müssen wir das für sie tun oder müssen wir sie befähigen, ihren Weg zu gehen? Das ist 

doch die Frage. Du kannst dieses Darlehen dort nehmen. 

Fr. G: Wir sind sehr theoretisch. Was wir ihnen sagen, ist völlig klar: Also, du hast Unterhalt zu 

zahlen, du musst einen Nebenjob annehmen, du kannst, wenn du arbeitslos bist, 165 Euro 

dazu verdienen, du darfst nicht schwarzarbeiten gehen. Wobei sie genau wissen, dass wir 

nicht die Chance haben, daran zu kommen, und wenn wir Strafantrag wegen Verletzung 

der Unterhaltspflicht machen, dann sagt die Staatsanwaltschaft: Der Mann ist nicht leis-

tungsunfähig. Die prüft nie nach, ob ich mich schon seit Jahren mit ihm streite, prüfen nicht 

nach, warum der nicht leistungsfähig ist. Aber inwiefern trage ich dann dazu bei? Die Ar-

mut nicht. Wenn ich den an die Grenze setze, mit 840 Euro, dann mache ich den kahl, und 

                                                        

286 Gesetz zur Sicherung des Unterhalts von Kindern alleinstehender Mütter und Väter durch Unterhalts-
vorschüsse oder – ausfalleistungen (Unterhaltsvorschussgesetz) vom 17.07.2007 (BGBl. I 
S. 1446), zuletzt geändert am 21.12.2007 (BGBl. I S. 3194). Vgl. dazu: BMFSFJ 2008. 
287 Das „angekringelt“ bezieht sich auf Folgendes: Die DiskussionsteilnehmerInnen waren aufgefordert, 
ihre eigene Arbeit in Hinblick auf die sieben Gleichheitskriterien von Fraser zu bewerten. Diese sieben 
Kriterien hatte ich als Statements auf 14 Wandplakaten festgehalten, jeweils gleichlautend für Väter und 
Mütter. Zur Bewertung standen drei Antwortmöglichkeiten zur Auswahl: Stimme voll zu – teils, teils – 
stimme überhaupt nicht zu. Das zu bewertende Statement, um das es hier ging war: „Meine Arbeit trägt 
dazu bei, die Armut von geschiedenen bzw. getrennten (bei nichtverheirateten) Müttern zu beseitigen.“ 
(Stimme voll zu = 1; teils, teils = 4; stimme überhaupt nicht zu = 2). Das „Armut“ wurde von jemandem 
aus der Gruppe „angekringelt“. 
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wenn ich den pfände, dann auch, weil er sich so verhält. 

Fr. D: Aber du gibst ihm doch auch Hinweise. 

Fr. G: Welchen denn? 

Fr. D: Wie er zu mehr Geld kommen kann. 

Fr. G: Wie denn? Sag mir mal. Was denn? Was soll ich ihm denn sagen, einem Ungelernten, der 

absolut nichts hat? 

Fr. D: Ja, aber das ist doch der Extremfall. 

Fr. G: Das ist nicht extrem, das ist die Realität. Ich sage ihm: Du musst mehrere Jobs annehmen, 

du musst dich bemühen. Ich habe Herrn [ ]. Herr [ ], der Italiener sagt mir: Ich habe eine 

feste Stelle bekommen bei der Post. Ich musste runter auf 30 Stunden gehen. Okay, sage 

ich, weise mir das nach. Tut der einfach nicht. Nimm dir einen Nebenjob. – Ich wohne bei 

Mama und Papa. – Zieh aus bei Mama und Papa. Oder: Habe ich auch schon gemacht. Er 

antwortet nicht, er macht gar nichts. Und ich gehe jetzt zum vereinfachten Verfahren über. 

Und ich werde ihn kahl pfänden. Also bis zur Armutsgrenze. 

Fr. D: Ja, und trotzdem ist doch all das, was du ihm erzählst, sind doch Informationen, die er 

sonst vielleicht gar nicht hat. Zum Beispiel,  

Fr. G:  Die will der gar nicht hören. 

Fr. D:  dass er einen zweiten Job annehmen darf und kann. 

Fr. G:  Will der gar nicht hören. ‚Trägt dazu bei’ heißt, ich sage ihm wirklich was, ich sage ihm was, 

und ich sage: Hier, das versuche. *…+ Und insofern stimme ich dem nicht zu. 

Fr. F.: Und er wird immer saurer auf die Mutter, weil die Mutter hat den Antrag gestellt, dass wir 

Beistand werden sollen. 

Fr. D: Nein, ich denke, der Unterschied ist aber, dass ihr seht, ob ihr real was verändert, während 

ich sehe, dass ihr dazu beitragt, dass sich in seinem Denken und seinem Wissen etwas ver-

ändert. Das ist der Unterschied. 

In der Auseinandersetzung kollidierten zwei Standpunkte. Der eine Standpunkt besteht darin, 

dass ein Beitrag zur Überwindung von Armut nur dann geleistet würde, wenn jemandem kon-

krete Hilfestellungen oder Hinweise, gegeben würden, was getan werden könnte, um etwas 

mehr zur Verfügung zu haben als auf dem Sozialhilfeniveau. Der andere Standpunkt ist, dass 

ein Beitrag zur Überwindung von Armut allein schon dadurch geleistet würde, wenn den Be-

treffenden ein bestimmter Weg gewiesen und damit ihr Denken und Wissen verändert werde, 

sei es durch direkte Informationen im Sinne von Hilfe zur Selbsthilfe, sei es indirekt, etwa 

dadurch, dass jemand die restriktiven Maßnahmen zur Sicherstellung des Kindesunterhalts zu 

spüren bekomme. Trotz der Differenz in der Bewertung, ob auch diese quasi sozialpädagogi-

sche Dimension zur Verringerung von Armutsrisiken beitrüge, herrschte insgesamt Einigkeit 

darüber, dass das Denken und Wissen oder das Verhalten verändert werden soll. Bei den frag-

lichen Vätern in folgende Richtung: Erstens, bei den zu erbringenden Leistungen handle es sich 

um Unterhalt für das Kind, nicht für die Mutter; zweitens, um unterhaltsfähig zu werden oder 

zu bleiben, müsse man nötigenfalls mehrere Jobs annehmen; man dürfe aber nicht „schwarz“ 

arbeiten; drittens, wenn sich das Einkommen verringere, weil vom Arbeitgeber die Arbeitszei-

ten reduziert wurden, so sei das dem Amt nachzuweisen – kurz gesagt, man müsse mit dem 

Amt kooperieren.  

In Hinblick auf das dem Beistandschaftswesen zugrundeliegende Gender Regime ist interes-

sant, dass sich in der Diskussion zum einen die Figur des Vaters als Ernährer des Kindes ab-
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zeichnet und zum anderen, dass deutlich wird, der Vater steht unter staatlicher Überwachung, 

um zu gewährleisten, dass er diese Ernährer-Funktion auch erfüllt. Mit anderen Worten, es 

geht nicht allein um die Sicherstellung des Unterhalts für Kinder. Es geht auch darum, die El-

tern auf eine bestimmte Weise in die Fürsorgepflicht für ihre Kinder zu nehmen, mehr noch, 

sie sollen zur selbstverständlichen Übernahme ihrer elterlichen Pflicht erzogen oder allgemei-

ner formuliert, zu Eltern diszipliniert werden.  

In der Diskussion deutete sich ebenfalls an, dass die vorgegebene Aufgabe der Unterhaltssi-

cherung von den Beiständen weitgehend unabhängig von den individuellen und situativen In-

teressen der Eltern vollzogen wird, indem versucht wird, nach Maßgabe des Gesetzes die Inte-

ressen des Kindes zu gewährleisten. Die Beistände begreifen sich hierbei als 

Interessenvertretung des Kindes. Wie Goffman hierzu passend zu bedenken gibt, könne eine 

besonders starke Fokussierung auf die Interessen eines Klienten – hier des Kindes – dazu füh-

ren, dass sich die Dienstleistenden – hier die Beistände – von Idealvorstellung leiten ließen, die 

„zusammen mit den professionellen Normen des Geschmacks, der Leistung und der Fürsorg-

lichkeit, manchmal mit dem in Konflikt geraten, was ein bestimmter Klient *…+ als sein eigenes 

wohlverstandenes Interesse ansieht“288. Im Fall der Beistandschaft können solche Konflikte in 

mehrfacher Hinsicht entstehen. In der Diskussion wurde darauf hingewiesen, dass der unter-

haltspflichtige Vater auf die alleinerziehende Mutter immer wütender werden könne, weil sie 

die Beistandschaft zur Sicherung der Unterhaltsleistungen für ihr Kind in Anspruch genommen 

habe, mit den für ihn entsprechenden restriktiven Konsequenzen. Die restriktiven Mittel, die 

der Beistandschaft zur Verfügung stehen, reichen von zu erbringenden Vermögens- und Ein-

kommensnachweisen über Lohn-, Mobiliar- und Kontenpfändungen bis hin zu Freiheitsstra-

fen.289 Die Beistandschaft ergreift von sich aus solche Maßnahmen vor allem dann, wenn das 

Jugendamt bei der zentralen Vormundschaftskasse ein sogenanntes Mündelkonto290 eingerich-

tet hat, auf das der Unterhalt einzuzahlen ist und von dem aus die entsprechenden Unterhalts-

leistungen an die Mutter beziehungsweise das Kind transferiert werden. Bleiben die Zahlungen 

aus, werden unmittelbar entsprechende Schritte unternommen, den fälligen Betrag beizutrei-

ben. Wird der Unterhalt jedoch direkt auf das Konto des alleinerziehenden Elternteils einge-

zahlt, so wird die Beistandschaft erst nach einer schriftlichen Mitteilung über ausgebliebene 

oder zu geringe Leistungen entsprechend tätig. Im Rahmen einer Kleinen Anfrage aus dem Jahr 

2004 erklärte der Berliner Senat, dass die Beistände das ganze Spektrum der gesetzlichen Bei-

treibungsmöglichkeiten auch tatsächlich ausschöpften.291 

„Die Erfahrung zeigt, dass die Freiheitsstrafe292 (die selten über drei Monate hinausgeht) in der Regel zur 

                                                        

288 Goffman 1973 [1961], 322. 
289 Vgl. hier und im Folgenden: die Antwort auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Elfi Jantzen 
(B’90/Grüne) vom 19.03.2004 (AbgH-Drucks. 15/11312). 
290 Dabei handelt es sich faktisch um ein Konto bei einer Bank, z.B. der Sparkasse oder Postbank. 
291 Vgl. AbgH-Drucks. 15/11312. 
292 § 170 StGB Abs. 1:  
Wer sich einer gesetzlichen Unterhaltspflicht entzieht, so dass der Lebensbedarf des Unterhaltsberech-
tigten gefährdet ist oder ohne die Hilfe anderer gefährdet wäre, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jah-
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Bewährung ausgesetzt wird mit einer Bewährungsauflage, einen bestimmten Unterhaltsbetrag monat-

lich regelmäßig für den Zeitraum der Bewährung zu zahlen und dem Gericht nachzuweisen. Dieses Vor-

gehen verhilft den Kindern eher zu ihrem Unterhalt als das Verbüßen einer Haftstrafe.“293 

Eine solcherart eskalierte Situation, die in der (zur Bewährung ausgesetzten) Haftstrafe ei-

nes Elternteils gipfelt, kann sicherlich kaum als im Interesse des Kindes begriffen werden, vor 

allem dann nicht, wenn auch das Recht des Kindes auf regelmäßigen Umgang mit seinen Eltern 

hinzugedacht wird.294 Erschwerend kommt hinzu, dass nicht gänzlich klar ist, wer im Rahmen 

der dreistufigen beistandschaftlichen Hilfe295 nun tatsächlich die Position des Klienten innehat. 

Die rechtliche Konstruktion besagt zwar unmissverständlich, dass die Beistandschaft das Kind 

vertrete.296 Aber, wie oben ausgeführt, bietet das Jugendamt alleinerziehenden nichtehelichen 

Müttern als auch alleinerziehenden geschiedenen Eltern, also Müttern wie Vätern, Beratung 

und Unterstützung an, was in der Fachliteratur nicht ohne Grund auch als „kleine Beistand-

schaft“297 bezeichnet wird. Und es sind ebenfalls Eltern, die letztlich die Beistandschaft des Ju-

gendamts für ihr Kind beantragen. Faktisch sind also Eltern Auftraggeber und in diesem Sinne 

die Klienten der Beistandschaft.298 Die Dienstleistung wird für die alleinerziehenden Eltern er-

bracht, um sie dabei zu unterstützen, die Erfüllung der elterlichen Pflicht des anderen Elters im 

Interesse des gemeinsamen Kinds durchzusetzen.  

Die beistandschaftliche Vertretung der Kindesinteressen kann jedoch durchaus zu Konflik-

ten zwischen dem dienstleistenden Beistand und dem alleinerziehenden Elternteil als Klient 

führen. So kann es im Interesse des Kindes sein, das ein zu zahlender Unterhaltsbetrag festge-

legt wird, der unter dem liegt, was das alleinerziehende Elternteil sich vorstellt, um damit re-

gelmäßige Unterhaltsleistungen zu gewährleisten. Zur Aufrechterhaltung regelmäßiger Unter-

haltsleistung kann der Beistand auch ermöglichen, dass nicht in jedem Fall der volle 

vereinbarte Unterhaltsbetrag gezahlt werden muss, sondern der Betrag beispielsweise gestun-

det wird, also in kleineren Raten zu begleichen ist.299 Damit wird ein Beitrag dazu geleistet, 

dass der Unterhaltspflichtige nicht unter ein bestimmtes Einkommensniveau und damit selbst 

in Armut gerät, wodurch wiederum seine Unterhaltspflicht (zeitweilig) erlöschen könnte. Die 

Stundung kann darüber hinaus im mittel- oder langfristigen Interesse des Kindes als durchaus 

angemessen erscheinen und nichtsdestotrotz zu erheblichen unmittelbaren Belastungen des 

alleinerziehenden Elternteils – und damit einhergehend auch des Kindes – führen. Etwa dann, 

wenn die volle vereinbarte Summe notwendig ist, um laufende Kosten zu decken. Solche für 

die Alleinerziehenden unkalkulierbaren Schwankungen können bei einem insgesamt geringen 

Einkommen beispielsweise zu Mietrückständen, zinspflichtigen Kontoüberziehungen oder so-

                                                                                                                                                                   

ren oder mit Geldstrafe bestraft. 
293 Ebd. 
294 Vgl. §§ 1626 Abs. 3 und 1684 BGB. 
295 Siehe oben. 
296 Vgl. § 1712 Abs. 1 BGB. 
297 Oberloskamp 1998, 435, § 19, Rz 33. 
298 Vgl. Schwab 2001, 292, Rz 623-625. 
299 Vgl. § 9 Abs. 1 UhVorschG. 
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gar, wenn die Unterhaltszahlungen länger ausbleiben, zu Kontosperrungen führen und zu wei-

teren mit alledem einhergehenden Unannehmlichkeiten.  

Allgemein ist zu erwägen, wie Goffman zu bedenken gibt, dass solche Interessenkollisionen 

gerade dann auftreten könnten, wenn die Dienstleistenden darum bemüht sind, ihren Dienst 

im Sinne bestimmter Idealvorstellungen besonders gut auszuführen.300 Zusätzlich könne sich 

das Konfliktpotenzial verschärfen, je mehr eine Dienstleistung öffentlicher Kontrolle unterlie-

ge. Denn eine solche Kontrolle könne zur besonders strikten Ausrichtung an „Normen der Ge-

meinschaft“301 führen, mit dem Resultat, dass dadurch die unmittelbaren individuellen Interes-

sen eines bestimmten Klienten ins Hintertreffen gerieten. Diese von Goffman beschriebene 

Gefahr dürfte innerhalb der Jugendhilfe für die Beistandschaft als hoheitliche Aufgabe und 

quasi juristische Dienstleistung302 besonders ausgeprägt sein, da für sie die Bedeutung von ge-

setzlich verankerten Normen ungleich größer ist, als für andere eher (sozial-)pädagogisch ge-

prägte Dienstleistungen. Durch die rigorose Rechtsgebundenheit und die formale und organi-

satorische Einbettung in die öffentliche Verwaltung wird vom Beistand eine strikte Loyalität zur 

rechtsstaatlichen Gesellschaft(-sordnung) und zu ihren Normen erwartet. Hieraus resultieren 

Schwierigkeiten, denen sich die Beistände durchaus bewusst sind.  

Ein Beispiel für solche Schwierigkeiten ist, dass es ihnen im Einzelfall schwer fällt, den Un-

terhaltspflichtigen zu vermitteln, weshalb der von ihnen zu leistende, im vereinfachten Verfah-

ren festgelegte Unterhaltsbetrag ab einer bestimmten Einkommenshöhe konstant bleibt. Der 

Grund dafür liegt darin, dass dem Unterhaltspflichtigen nicht die Hälfte des Kindergeldes aus-

gezahlt wird, sondern anteilig mit dem Regelbetrag des Kindesunterhalts verrechnet wird. Das 

bedeutet, dass jemand, der wenig verdient, in der Summe de facto genauso viel Kindesunter-

halt zahlen muss, wie jemand, der ein deutlich höheres Einkommen erzielt. Ich will das an zwei 

fiktiven Fallkonstruktionen verdeutlichen:  

Im Jahr 2003 musste der unterhaltspflichtige Vater Herr Müller, der mit seiner 4-jährigen Toch-

ter nicht zusammenlebte, dieser 192 Euro Unterhalt zahlen, auf der Berechnungsgrundlage 

seines monatlichen Nettoeinkommens in Höhe von 1200 Euro. Im selben Jahr zahlte ein ande-

rer unterhaltspflichtiger Vater, Herr Schmidt, seinem ebenfalls 4-jährigen Sohn, mit dem auch 

er nicht zusammenlebte, gleichfalls 192 Euro Unterhalt, obwohl er 2200 Euro im Monat ver-

diente. Herr Müller zahlte 16 % seines Einkommens an Unterhalt und Herr Schmidt, mit einem 

1000 Euro höheren Monatseinkommen, nur 8,7 %. Herr Müller fühlte sich daher sehr unge-

recht behandelt und war darüber nachvollziehbarerweise sehr aufgebracht. Dem Beistand und 

der Mutter seines Kindes machte er deshalb bittere Vorwürfe. – Der geschilderte Fall ist fiktiv, 

er ist aber nicht unrealistisch, sondern alltäglich. Denn dieser Fall basiert auf der nachstehen-

den Tabelle, mit der in dem von mir beobachteten Jugendamt die Unterhaltsbeträge 2003/04 

berechnet wurden. Wie die Tabelle verdeutlicht, bleibt der zu leistende Unterhaltsbetrag in-

                                                        

300 Vgl. Goffman 1973 [1961], 322. 
301 Ebd. 
302 Vgl. ebd. 322f. 
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nerhalb einer bestimmten Einkommensspanne gleich. Im Folgenden wird daher also auch der 

Frage nachzugehen sein, welchen Grund das haben könnte. 
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Tabelle 4: Unterhaltsberechnung 2003/04 

Regelbetrag in % 1. Altersstufe in € 2. Altersstufe in € 3. Altersstufe in € 

100% (bis 1.300 €)
303

 199,00 241,00 284,00 

+ ½ Kindergeld 77,00 77,00 77,00 

Zwischensumme 276,00 318,00 361,00 

- Regelbetrag (135%) 269,00 326,00 384,00 

anrechenbares Kindergeld 7,00
304

 0,00
305

 0,00 

Zahlbetrag 192,00 241,00 284,00 
    

107% (1300-1500 €) 213,00 258,00 304,00 

+ ½ Kindergeld 77,00 77,00 77,00 

Zwischensumme 290,00 335,00 381,00 

- Regelbetrag (135%) 269,00 326,00 384,00 

anrechenbares Kindergeld 21,00 9,00 0,00 

Zahlbetrag 192,00 249,00 304,00 
    

114% (1500-1700 €) 227,00 275,00 324,00 

+ ½ Kindergeld 77,00 77,00 77,00 

Zwischensumme 304,00 352,00 401,00 

- Regelbetrag (135%) 269,00 326,00 384,00 

anrechenbares Kindergeld 35,00 26,00 17,00 

Zahlbetrag 192,00 249,00 307,00 
    

121% (1700-1900 €) 241,00 292,00 344,00 

+ ½ Kindergeld 77,00 77,00 77,00 

Zwischensumme 318,00 369,00 421,00 

- Regelbetrag (135%) 269,00 326,00 384,00 

anrechenbares Kindergeld 49,00 43,00 37,00 

Zahlbetrag 192,00 249,00 307,00 
    

128% (1900-2100 €) 255,00 309,00 364,00 

+ ½ Kindergeld 77,00 77,00 77,00 

Zwischensumme 332,00 386,00 441,00 

- Regelbetrag (135%) 269,00 326,00 384,00 

anrechenbares Kindergeld 63,00 60,00 57,00 

Zahlbetrag 192,00 249,00 307,00 
    

135% (2100-2300 €) 269,00 326,00 384,00 

+ ½ Kindergeld 77,00 77,00 77,00 

Zwischensumme 346,00 403,00 461,00 

- Regelbetrag (135%) 269,00 326,00 384,00 

anrechenbares Kindergeld 77,00 77,00 77,00 

Zahlbetrag 192,00 249,00 307,00 

                                                        

303 Nettoeinkommen des Barunterhaltspflichtigen. Die Stufen und Werte entsprechen der ab 01.07.2003 
gültigen Düsseldorfer Tabelle. 
304 Weil die Zwischensumme den Regelbetrag um diesen Betrag übersteigt. 
305 Weil die Zwischensumme unter dem Regelbetrag liegt. 
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2.4. Reproduktion arbeitsteiliger Elterlichkeit nach Geschlecht 

Die von Nancy Fraser Frage aufgeworfene Frage, um die es nun gehen soll, lautet: Inwiefern 

können wohlfahrtsstaatliche Einrichtungen einen Beitrag zur Überwindung oder Vermeidung 

von Ausbeutungsverhältnissen leisten. Das ist jedoch nicht frei von einigen theoretischen Vo-

raussetzungen. Zunächst wäre zu klären, was denn überhaupt unter Ausbeutung zu verstehen 

sein soll. Hier kann und soll es allerdings nicht um eine eingehende theoretische Erörterung 

des Ausbeutungsbegriffs und der Klassenfrage in der marxistischen Theorie gehen. Unbestreit-

bar ist jedoch, wenn heute von Ausbeutung die Rede ist, dann ist auch der Kapitalismus im 

Blick der Kritik. Denn, so erklärt der Politologe Elmar Altvater: „Eigentum und Aneignung – und 

daher auch Ausbeutung und Enteignung – sind verschiedene Aspekte der kapitalistischen Dy-

namik.”306 Wenn es also um Ausbeutungsverhältnisse geht, dann ist der Blick unweigerlich 

auch auf die Erwerbsarbeit zu richten. Allerdings sind Ausbeutungsverhältnisse nicht nur für 

marxistisch definierte Klassenverhältnisse kennzeichnend, sondern auch für Verhältnisse zwi-

schen anderen sozialen Gruppen (zum Beispiel in Bezug auf Religion, „Rasse“, Alter), so auch 

zwischen den Gruppen Frauen und Männer. Denn Ausbeutung ist ganz allgemein gesprochen, 

ein Vorgang, in dem Arbeitskräfte Überschüsse produzieren, den andere sich aneignen.307 In 

Hinblick darauf ist von feministischer Seite häufig der Standpunkt vertreten worden, dass die 

Gruppe Männer sich eine Vielzahl von Leistungen aneigne, die von der Gruppe Frauen erbracht 

würden.308 Oder vereinfacht gesagt: Frauen würden von Männern ausgebeutet.  

In Bezug auf Lohn- oder Erwerbsarbeit wird die Grenze der Ausbeutung durch das be-

stimmt, was die Arbeitskraft unbedingt benötigt, um sich selbst reproduzieren zu können. Den 

Arbeitskräften muss also aus ihrer Arbeit so viel zur eigenen Verfügung bleiben, dass sie sich 

daraus selbst und darüber hinaus nicht produktive Familienangehörige, vor allem Alte, Kranke 

und Kinder, versorgen können.309 Besonders interessieren für diese Untersuchung die Kinder. 

Zur Reproduktion der Arbeitskraft gehört auch die Erzeugung, Aufzucht und „gesellschaftsord-

nungskonformen”310 Erziehung des Nachwuchses, zur Sicherstellung des für die Produktion 

notwendigen sogenannten Sozial- oder Humankapitals311. Daraus könnte demnach der Schluss 

gezogen werden, dass der Barunterhalt für ein Kind (zumindest auch) die Funktion habe, die 

Reproduktion von Arbeitskraft materiell sicherzustellen. Die Funktion des sogenannten Natu-

ralunterhalts, gemeint sind damit Pflege und Erziehung des Kindes, bestünde folglich darin, die 

Reproduktion von Arbeitskraft qua Sozialisation zu gewährleisten. Beide Facetten des Kindes-

unterhalts wären so gesehen gleichermaßen wichtig für das Funktionieren der kapitalistischen 

Gesellschaftsordnung. – Vor diesem Hintergrund wäre von der Beistandschaft bürgerlichen 

                                                        

306 Altvater 2006, 50. 
307 Vgl. Altvater 2006, 54f.; Fraser 2001 [1997], 27. 
308 Vgl. Beer 1984, 19-22; Fraser 1996 [1990], 475; Young 1996 [1990], 115. 
309 Vgl. Altvater 2006, 54. 
310 Vgl. Wingen 1997, 95-125. 
311 Vgl. Fukuyama 2002 [1999], 57-70, kritisch dazu: Altvater 2006, 44-48. 
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Rechts als Aufgabe der öffentlichen Kinder- und Jugendhilfe, das heißt, als Teil der staatlichen 

Sozialverwaltung, auch kaum zu erwarten, dass sie kapitalistische Aneignungsmechanismen 

und damit verknüpfte Ausbeutungsverhältnisse grundsätzlich zu überwinden trachtet. Weniger 

eindeutig ist jedoch die Antwort auf die Frage, ob die Beistandschaft dazu beiträgt oder beitra-

gen könnte, vergleichbare Aneignungsmechanismen zwischen den Gruppen Männer/Väter und 

Frauen/Mütter zu überwinden beziehungsweise ihr Entstehen zu verhindern, etwa dadurch, 

dass Abhängigkeiten der einen Gruppe von der anderen minimiert würden. Hierzu wurde je-

doch von Seiten der Jugendamtsbeschäftigten der Standpunkt vertreten, dass dies außerhalb 

des Machbarkeitsbereiches der Beistandschaft liege, da die Aufgabenteilung zwischen den Ge-

schlechtern in der Gesellschaft noch immer fest verankert sei. Dazu führte die Gruppenleiterin 

(„Stadtvormünderin“) Frau G aus: 

„Dann müsste man eigentlich mal, müsste man einsetzen mit Vater und Mutter, müsste man im Denken 

unserer Gesellschaft was verändern, weil unsere Gesellschaft setzt voraus: Kinder gehören zur Mutter, 

Punkt. Kinder müssen bei der Mutter bleiben, Punkt. Man schlägt Kinder, man verhungert, aber man 

gibt keine Kinder weg. Eine Mutter, die ihr Kind weggibt, läuft Spießruten. Die wird also so was von 

schlecht behandelt, selbst wenn sie behindert ist und nicht kann.“ 

Die Beistände, die sich an der Gruppendiskussion beteiligten, vertraten allerdings mehrheit-

lich die Ansicht, dass sie mit ihrer Arbeit nicht dazu beitrügen, an dieser gesellschaftlich vor-

herrschenden Sicht etwas zu ändern. Als Schwierigkeit komme hinzu, dass es immer weniger 

Arbeitsstellen gebe, die für alleinerziehende Mütter in Frage kämen. In der Diskussion deutete 

die Abteilungsleiterin, Frau D, jedoch einige Ideen an, wie durch gesetzliche Regelungen be-

stimmte Abhängigkeiten minimiert werden könnten, aus denen womöglich Ausbeutungsver-

hältnisse resultierten, zum einen Abhängigkeit von der Sachbearbeitung im Rahmen der Unter-

stützung oder der Beistandschaft des Jugendamtes, zum anderen von den Forderungen eines 

Familienmitgliedes. So schlug sie vor, dass „bei Vätern *…+ unabhängig von den Wünschen des 

anderen Elternteils, also sprich, der Mutter, der Unterhalt nach den gesetzlichen Gegebenhei-

ten gefordert wird und nicht, was die Mutter haben will.“ Und in Bezug auf die tatsächliche 

Praxis führte sie weiter aus: „Also insofern denke ich, dass wir schon auch gegen die Ausbeu-

tung arbeiten, weil wir schon eine Grenze setzen. Also nicht, wenn Mutter kommt und sagt, ich 

will jetzt hier 600 Euro haben, dann rechnen wir aber aus und sagen, nee, dem Kind stehen 

aber nur 450 zu, und wenn du 600 haben willst, nicht mit uns. Sage ich jetzt mal ganz kurz und 

knapp. Ist das nicht auch ein ‚Ja’ gegen Ausbeutung?“ 

In diesem Zitat ist davon die Rede, dass ein unterhaltspflichtiger Vater der Ausbeutung 

durch eine alleinerziehende Mutter zum Opfer fallen könnte, wenn diese Unterhaltsforderun-

gen für ihr Kind stellen würde, die über das unbedingt Notwendige hinaus gingen. In der ge-

schilderten Situation würde ein unterhaltspflichtiger Vater durch die Arbeit der Beistandschaft 

davor geschützt, von der Mutter „ausgebeutet“ zu werden, weil die Höhe des von ihm zu leis-

tenden Unterhalts allein nach den gesetzlichen Maßgaben berechnet würde und nicht nach 

den (überzogenen) Vorstellungen der Mutter. Fraglich ist, ob hier Ausbeutung der treffende 

Begriff ist. Geht man für den Moment von Ausbeutung aus, so hieße das, dass die Mutter 

durch die Kinderunterhaltsleistungen des Vaters einseitig von dessen Arbeit oder Leistung pro-

fitiere und dass der Vater in gewisser Weise von der Mutter abhängig wäre. Vereinfacht ge-

sagt, der Mutter würde daraus, dass sie mehr Geld vom Vater des Kindes bekäme, als das Kind 

für seinen Unterhalt benötigte, ein Profit entstehen. Je größer dieser Profit der Mutter und je 
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weniger dem Vater dadurch zum Leben bliebe, desto eher könnte von Ausbeutung die Rede 

sein. Allerdings scheint mir dies nur unter bestimmten, sehr enggefassten Voraussetzungen 

schlüssig. Ich halte es aber für die Nachforschung zum Gender Regime der Beistandschaft für 

aufschlussreich, sich auf ein solches Gedankenspiel einzulassen. 

Die erste Prämisse wäre, wie sie auch von Frau G beschrieben wurde, dass zwischen der al-

leinerziehenden Mutter und dem Vater eine strikte geschlechterdualistische Aufgabenteilung 

herrscht: Die Mutter hat das Kind in ihrer Obhut und versorgt und pflegt es, wodurch sie den 

sogenannten Naturalunterhalt für das Kind erbringt; der Vater bringt ausschließlich den Barun-

terhalt auf. Die daran geknüpfte zweite Prämisse ist, dass die Mutter ausschließlich ihre unmit-

telbare Fürsorgetätigkeit als Erfüllung ihrer elterlichen Pflicht ansieht und der Vater ausschließ-

lich die Unterhaltsleistungen als die seine. Denn erst durch eine wechselseitige 

Ausschließlichkeit dessen, was väterliche und was mütterliche Elternpflicht umfasse, entstün-

de eine gegenseitige Abhängigkeit. Nur unter dieser Voraussetzung wäre der Vater im Interes-

se seines Kindes davon abhängig, dass die Mutter ihren Teil der Elternpflicht erfüllte, nämlich 

die unmittelbare Fürsorge und Erziehung. Denn nur, wenn man diese Annahme voraussetzt, 

könnte man zu dem Schluss gelangen, dass ein Mann und Vater grundsätzlich nicht das leisten 

könne, was die originären Pflichten der Frau als Mutter seien, er also davon abhängig wäre, 

dass sie ihren Teil erbrächte – und umgekehrt.  

Wenn man dieses Gedankenexperiment weiterführt, so folgt daraus, dass Naturalunterhalt 

und Barunterhalt zueinander in einem Äquivalenzverhältnis stehen müssten. Das Gesetz un-

terstreicht diese These durch die Konstruktion der gleichen Unterhaltsverpflichtung der Eltern 

aufgrund der Konstruktion der gleich nahen Verwandtschaft.312 Mit anderen Worten, die von 

der Mutter geleistete unmittelbare Fürsorge und die vom Vater dem Kind zugutekommenden 

Geldmittel müssten in Hinblick auf das Kind als gleichwertig betrachtet werden. Hieraus ergibt 

sich jedoch die Schwierigkeit, dass die von der Mutter geleistete Pflege und Erziehung ihres 

Kindes kaum mit dem Geldbetrag des Barunterhalts zu vergleichen ist, der notwendig ist, um 

für ein Kind ein Minimum sowohl an Nahrung, Kleidung, Unterkunft als auch an hygienischer 

und medizinischer Versorgung gewährleisten zu können. Diese Äquivalenzannahme ist vor al-

lem angesichts der faktischen Berechnungsmodi zur Festlegung von Unterhaltsleistungen völlig 

unhaltbar – oder sie wäre zynisch, allein schon deshalb, weil die Barunterhaltspflicht an das 

tatsächlich verfügbare Einkommen des Unterhaltspflichtigen geknüpft ist. Diese Verknüpfung 

ist vor dem Hintergrund eines notwendigen Selbstbehaltes des Unterhaltspflichtigen auch 

durchaus sinnvoll. Die logische aber absurde Schlussfolgerung unter der Prämisse einer Äqui-

valenzannahme wäre jedoch, dass der Wert der Fürsorgeleistung, die eine Mutter für ihr Kind 

erbringt, entsprechend der Einkünfte des unterhaltspflichtigen Vaters steigen oder sinken 

würde. Mit Blick auf die derzeit gültige Düsseldorfer Tabelle313 hieße das in konkreten Beträ-

gen, dass dieselbe von Müttern erbrachten Erziehungs- und Fürsorgeleistungen für ihre Kinder 

                                                        

312 Vgl. §§ 1589, 1591, 1592, 1606 Abs. 2 BGB. 
313 siehe oben. 
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je nach Alter der Kinder und Einkommen der Väter einem Wert zwischen Minimum 279 Euro 

und Maximum 653 Euro314 entspräche. Allerdings muss hier genauer hingesehen werden. Be-

trachtet man nämlich nur die unteren und mittleren Einkommen, so wird, wie oben erwähnt, 

der vom Unterhaltspflichtigen tatsächlich zu leistende Betrag durch die Anrechnung des Kin-

dergeldes gedeckelt315, sodass dieser letztlich aufzubringende Betrag als notwendiger sächli-

cher Unterhalt des Kindes betrachtet werden könnte.  

Zur Verdeutlichung sei noch einmal auf das im vorigen Abschnitt konstruierte Fallbeispiel 

Bezug genommen. Demzufolge wäre in Berlin im Jahr 2003 für den Lebensunterhalt eines vier-

jährigen Kindes 192 Euro plus Kindergeld nötig gewesen.316 Diese 192 Euro hatte ein Barunter-

haltspflichtiger tatsächlich aufzubringen, ganz gleich ob er nun, wie Herr Schmidt ein monatli-

ches Nettoeinkommen in Höhe von 2.200 Euro zur Verfügung hatte oder wie Herr Müller nur 

1.200 Euro. In beiden Fällen kam das hälftige Kindergeld anteilig hinzu (im Jahr 2003 waren das 

77 Euro), je nachdem, wie viel der Regelbetragssatz für die entsprechende Einkommensklasse 

des Unterhaltspflichtigen über die 192 Euro hinaus vorsah.317 Dem Kind von Herrn Schmidt 

standen demnach laut Düsseldorfer Tabelle von 2003 269 Euro zur Verfügung und dem Kind 

von Herrn Müller 199 Euro. Das Kind von Herrn Schmidt bekam folglich zusätzlich zum Unter-

halt des Vaters das gesamte Kindergeld (Hälfte der Mutter plus Hälfte des Vaters); das von 

Herrn Müller bekam jedoch nur die Hälfte des Kindergeldes, die der Mutter zufloss, plus sieben 

Euro anteiliges Kindergeld des Vaters. In der Gruppendiskussion wurde in diesem Zusammen-

hang auf eine wichtige und eng damit verknüpfte Schwierigkeit hingewiesen. So unterstrich ei-

ner der Gruppenleiter („Stadtvormund“), Herr A.:  

„Wobei das Problem mit dem *Unterhalt+ Zahlen natürlich bei unseren Vätern häufig auch einhergeht 

mit dem Verständnis des Bezahlens. Das heißt also sie sind der Auffassung, wenn sie Unterhalt zahlen, 

bezahlen sie etwas und wollen dafür auch eine Gegenleistung haben. Das heißt also: Wenn ich schon 

Unterhalt zahle; und wenn ich schon so viel zahle, dann will ich aber auch dieses und jenes und hier und 

da. Also, es ist nicht loszulösen davon.“ 

Für die Beistände stellt die von Herrn A. geschilderte Sichtweise der Unterhaltspflichtigen 

ein großes Problem dar, weil es ihnen schwer fällt, den Unterhaltspflichtigen, die auf diesem 

Standpunkt stehen, deutlich zu machen, dass sie durch ihre Unterhaltsleistungen nichts kau-

fen, dass sie also keine Gegenleistung zu erwarten hätten, sondern dass dieser Betrag einzig 

der Versorgung des von ihnen gezeugten Kindes zugutekomme. Nur das sei ihre Pflicht, die 

ihnen einzig und allein daraus entstehe, dass sie qua (ungeschütztem) Sex mit einer Frau ein 

Kind gezeugt haben. Dass unterhaltspflichtige Väter ihre Leistungen jedoch als Bezahlung für 

eine bestimmte Gegenleistung ansehen, ist nicht weiter verwunderlich, wenn man berücksich-

                                                        

314 Bei einem Einkommensniveau des Unterhaltspflichtigen über 5001 Euro im Monat könnte der Betrag 
auch noch höher sein. 
315 siehe oben. 
316 Andere Transferleistungen lasse ich hier der Einfachheit halber weg. 
317 Das heißt, bei einem Einkommen, das einen Unterhaltsregelsatz von über 269 Euro (= 192 Euro + 77 
Euro) festlegte, stieg der Unterhaltsbetrag wieder. Das war gemäß der damals gültigen  Düsseldorfer 
Tabelle der Fall ab einem Nettoeinkommen, das monatlich über 2.300 Euro lag. 
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tigt, dass es eine allgemeine gesellschaftliche Tendenz zu geben scheint, die Elmar Altvater wie 

folgt beschreibt:  

„Die Mikro- und Nanostrukturen des Lebens werden in Wert gesetzt und dabei so manipuliert, dass die 

Verwandlung in Ware und ihre Verwertung in Geldform herauskommen. *…+ Formen des sozialen Zu-

sammenlebens werden mehr und mehr vertragsförmig gestaltet und dadurch der Logik monetärer 

Marktäquivalenz unterworfen.“318 

Das Gesagte trifft auf die unter beistandschaftlicher Überwachung stehenden Unterhalts-

verhältnisse voll zu. Es geht unmittelbar um Strukturen familialen Lebens und damit verbun-

den um Geschlechterverhältnisse, deren Wert wechselseitig aufgerechnet wird. Denn tatsäch-

lich scheinen sich die elterlichen Leistungen regelrecht in Waren zu verwandeln und 

gegenseitig in Geldwerten aufgerechnet zu werden, was schließlich in verwaltungsverfahrens-

rechtlichem319 Sinne qua vollziehbarem Unterhaltstitel in Vertragsform festgehalten wird.  

3. Beistandschaft als autodidaktisch erworbenes Expertenwissen 

und das „Deutsche Institut für Jugendhilfe und Familienrecht“  

Während meiner Beobachtung stieß ich mehrfach auf den Umstand, dass sich die Beschäftig-

ten in der beobachteten Abteilung des Jugendamtes mit der Aneignung der Rechtsgrundlagen 

auf sich allein gestellt fühlten. Einer Selbsteinschätzung zufolge seien sie allesamt Autodidak-

ten. Der geäußerte vorherrschende Eindruck war jedoch, dass der Gesetzgeber von ihnen er-

warte, innerhalb kürzester Zeit die aktuellen Rechtsentwicklungen zur Kenntnis zu nehmen 

und direkt in die alltägliche Praxis zu übersetzen. Eine offizielle Form der Vermittlung solcher 

grundlegenden Kenntnisse gibt es jedoch nicht. Um also dem Aktualitätsanspruch gerecht zu 

werden, stellte die Fachzeitschrift „Das Jugendamt“ eine der wichtigsten Informationsquellen 

dar, wie mir die Beschäftigten erklärten. Das monatlich erscheinende Heft kursiert innerhalb 

der Abteilung von Gruppe zu Gruppe. Besonders relevante Beiträge werden von der Abtei-

lungsleiterin zur Kenntnisnahme markiert.  

„Das Jugendamt“ ist die Mitgliederzeitschrift des „Deutschen Instituts für Jugendhilfe und 

Familienrecht“ kurz: DIJuF. Das DIJuF ist zugleich eine Institution, die externe Fortbildung für 

die Beistände anbietet, worauf ich wie beiläufig von der Abteilungsleiterin hingewiesen wurde. 

Im März 2004 hatte das DIJuF erstmalig ein „Expertentreffen Beistandschaft“320 veranstaltet. 

Die Expertengruppe entwickelte ein umfassendes Thesenpapier zur Beistandschaft mit dem 

Titel „Berater, Unterstützer und Beistand – Profil eines modernen Dienstleisters im Jugend-

amt“321. Darüber hinaus ist das Institut auch die wichtigste Institution, die bei Beistandschafts-

                                                        

318 Altvater 2006, 22. 
319 Vgl. Gesetz über das Verfahren der Berliner Verwaltung. 
320 Vgl. http://www.dijuf.de/de/fachgremien/expertentreffen_beistandschaft.html [zuletzt: 18.12.2008]. 
321 Das Papier ist leider vergriffen und kann derzeit auch nicht, entgegen der Angaben auf der Internet-
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fällen mit Auslandsbezug, vor allem wenn der unterhaltspflichtige Elternteil im Ausland lebt, 

mit der Übernahme der Beistandschaft betraut wird. In Fällen, in denen der unterhaltspflichti-

ge Elternteil während einer laufenden Beistandschaft ins Ausland verzieht, regt das Jugendamt 

häufig an, dass die Beistandschaft an das DIJuF delegiert wird.322 Der Elternteil, in dessen Ob-

hut sich das Kind befindet, muss dem jedoch zustimmen. Von solch einem Fall erfuhr ich auch 

durch mein Aktenstudium vor Ort. 

Zwischen den Jahren 2003 und 2005 legte das Institut jährlich zwischen 420 und 455 neue 

„Prozess-Akten“ für Vaterschaftsfeststellungs- und Unterhaltsverfahren mit Auslandsbezug 

an.323 Im gleichen Zeitraum trieb das Institut als Vereinsbeistandschaft zwischen 4,7 und 5,5 

Millionen Euro an Unterhaltszahlungen ein.324 In der Festschrift aus Anlass des 100-jährigen Ju-

biläum des Instituts heißt es dazu: „Seit Gründung des Instituts gehört die Unterstützung der 

Jugendämter bei der Geltendmachung von Unterhaltsansprüchen für Kinder im Ausland zu den 

Hauptarbeitsgebieten.“325 

Vor diesem Hintergrund ist die Frage zu stellen, welche Bedeutung dieser Institution insge-

samt zukommt. Das DIJuF ist eine nicht offiziell staatliche Organisation, die als ein transnatio-

naler beistandschaftlicher Akteur auftritt. Das Institut betreibt Vaterschaftsfeststellungen im 

Ausland, es treibt von Eltern, die im Ausland leben, Unterhaltszahlungen bei, es klärt umge-

kehrt ausländische Einrichtungen über die in der BRD herrschende Rechtsordnung in Hinblick 

auf Jugendhilfe und Familienrecht auf. Das Institut bietet seinen Mitgliedern fachliche Fortbil-

dung an. In der Arbeits- und Orientierungshilfe, die vom überregionalen Arbeitskreis Beistand-

schaften 2005 verfasst wurde, heißt es dazu: „Die Organisation der Zusatzausbildung durch die 

Landesjugendämter, das DIJuF, Fachhochschulen, Universitäten ist anzustreben, damit einheit-

liche fachliche Grundkenntnisse vermittelt werden.“326 Das DIJuF wird hier nach den Landesju-

gendämtern selbst an erster Stelle genannt und in einer Reihe mit Fachhochschulen und Uni-

versitäten. Fragt sich, wie es zu dieser prominenten Stellung kommt. Ein Blick auf die Zahlen 

verdeutlicht das politische Gewicht des Instituts in der öffentlichen Jugendhilfe. Den Angaben 

der Homepage des DIJuF zufolge sind die Mitglieder des Instituts Städte und Landkreise, zehn 

Landesjugendämter, sechs Landesministerien und acht Institutionen, die Trägern der freien Ju-

gendhilfe angehören. Und: „Im Jahr 2007 waren 583 der 597 Jugendämter beim DIJuF Mit-

glied.“327 Vor diesem Hintergrund ist die enge Verflechtung zwischen öffentlicher Jugendhilfe, 

vor allem dem Beistandschaftswesen, und dem DIJuF genauer in den Blick zu nehmen. Das soll 

in den nachfolgenden Kapiteln geschehen. 

                                                                                                                                                                   

seite, beim DIJuF bestellt werden. 
322 Zur Vereinsbeistandschaft vgl. § 54 SGB VIII. Dazu auch Oberloskamp 1998, 342f., § 15, Rz. 43-47. 
323 Vgl. Mörsberger 2006a, 195f. 
324 Vgl. ebd. 194. 
325 ebd. 193. 
326 Wiedau/Pütz/Haak-Dohmen 2005, 503. 
327 http://www.dijuf.de/de/institut/mitglieder_satzung.html [zuletzt: 18.12.2008]. 
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Überleitung 

Das „Deutsche Institut für Jugendhilfe und Familienrecht“ beging im Jahr 2006 sein hundert-

jähriges Jubiläum. Unter diesem Namen firmiert die Einrichtung jedoch erst seit 1999. Gegrün-

det wurde sie 1906 als „Archiv deutscher Berufsvormünder“, hervorgegangen aus dem Umfeld 

des schon ein Vierteljahrhundert früher (1880) gegründeten „Deutschen Vereins für Armen-

pflege und Wohltätigkeit“328 und der 1899 in Frankfurt am Main gegründeten „Centrale für pri-

vate Fürsorge“. 1937 wurde das „Archiv deutscher Berufsvormünder“ offiziell in „Deutsches 

Institut für Jugendhilfe“ umbenannt, aber überwiegend „Deutsches Jugendarchiv“ genannt.329 

Auch nach 1945 bestand das „Deutsche Institut für Jugendhilfe“ fort. 1952 wurde der Name in 

„Deutsches Institut für Vormundschaftswesen“330 geändert und bis 1999 beibehalten.  

Im Jubiläumsjahr 2006 besann man sich im DIJuF scheinbar auf seine Anfänge und richtete 

das „DIJuF-Archiv Bund und Länder“ ein. Das neu eingerichtete Archiv ist nach eigenen Anga-

ben „ein besonderes Dienstleistungsangebot für Jugendhilfe und Politik, für Jugendämter und 

Landesjugendämter, Verbände und Institutionen, die sich mit Fragen der Kinder- und Jugend-

hilfe befassen, sowie für die Politiker/innen und Parteien auf Bundes-, Landes und kommuna-

ler Ebene“331. Die Serviceleistungen des Archivs umfassen die Aufbereitung der Materialien zur 

Rechtsentwicklung, die gezielte Förderung des Austausches zwischen den verschiedenen Akt-

euren in Jugendhilfe und Politik als auch Politikberatung.  

Die Gründung des „Archivs deutscher Berufsvormünder“ im Jahr 1906 ist nicht mit dem Be-

ginn des Berufsvormundschaftswesens gleichzusetzen, auf das im Gründungsnamen verwiesen 

wurde. Der im Entstehen begriffene Fachverband, der zugleich eine einflussreiche Lobby-

Organisation werden sollte, stellte allerdings einen wichtigen Professionalisierungs- und Etab-

lierungsschritt in der politischen Entwicklung des Vormundschaftswesens dar, den ich hier vor-

ab nur kurz umreißen will, bevor ich ihn eingehender zu rekonstruieren versuche. Die Vor-

mundschaft war bis ins 19. Jahrhundert als Einzelvormundschaft die Regel gewesen. 

Spätestens seit dem Römischen Recht, also seit mehr als 2000 Jahren, war es üblich, dass ein 

einzelner Mann, meist ein naher Verwandter, zum Vormund eines Kindes332 wurde. Diese of-

fensichtlich geschlechtlich konnotierte Regelung veränderte sich bis zum Ende des 19. Jahr-

hunderts. Die Vormundschaft für Kinder, vor allem für die „unehelichen“ unter ihnen, wurde 

zunehmend institutionalisiert und professionell betrieben. Die sogenannte Berufs-

vormundschaft hatte die Einzelvormundschaft in weiten Teilen des Reiches, vor allem in Groß-

städten wie Leipzig, Hamburg und Frankfurt am Main, abgelöst und sollte schließlich in der ge-

setzlichen Amtsvormundschaft münden, die 1924 mit dem Reichsjugendwohlfahrtsgesetz in 

Kraft trat. Als 1900 das BGB in Kraft trat, hatte die Berufsvormundschaft einen rechtspoliti-

                                                        

328 Heute: Deutscher Verein für private und öffentliche Fürsorge. 
329 Vgl. Jenner 2006, 111. 
330 Vgl. Zentralblatt für Jugendrecht und Jugendwohlfahrt 6/1952, 246f. 
331 Hier und im Folgenden: Kindschaftsrecht und Jugendhilfe 11/2006, 482. 
332 Um die Vormundschaft über Erwachsene geht es in dieser Untersuchung nicht.  
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schen Rückschlag erfahren, da das BGB abermals die Einzelvormundschaft als Regelfall nor-

mierte. Angesichts dessen erschienen eine Bündelung der Kräfte und eine Organisation der In-

teressen aus Perspektive der Berufsvormünder dringend geboten. Zwischen Gründung und Be-

ginn des Ersten Weltkrieges etablierte sich das „Archiv“ als zentrale politische Kraft in Fragen 

des Vormundschaftswesens. Das „Archiv“ entwickelte sich regelrecht zu einem Laboratorium, 

in dem die notwendige Grundlagenforschung betrieben und die politischen Argumente für die 

professionelle Bevormundung der „Unehelichen“ ausgearbeitet wurden. Auf die Verankerung 

der Berufsvormundschaft wirkte der Erste Weltkrieg geradezu wie ein Katalysator. Nach 

Kriegsende stagnierte die Entwicklung zunächst. Aber infolge des Reichsjugendwohlfahrtsge-

setzes von 1922, das schließlich 1924 in Kraft trat, wurden im ganzen Deutschen Reich Jugend-

ämter eingerichtet. Damit war die Voraussetzung gegeben, dass ein jedes (deutsches) „unehe-

lich“ geborenes Kind das örtlich zuständige Jugendamt zum Vormund bekommen konnte, wie 

es das Gesetz vorsah. Bis zur Reform des „Nichtehelichenrechts“ 1969 änderte sich daran 

nichts.333 Von da an wurde das Jugendamt mit der Amtspflegschaft für alle nichtehelichen Kin-

der betraut, was bis 1998 so blieb.  

In dieser Entwicklung war das Institut/Archiv stets eine maßgebliche politische Kraft. Eine 

wichtige Frage lautet daher, wie sich eine derart beständige Kraft formieren konnte. Auf der 

Suche nach einer Antwort darauf wird im Folgenden der Versuch unternommen, die Entwick-

lung des Vormundschaftswesens und andererseits die Institutionalisierung der sozialpoliti-

schen Kräfte im ausklingenden 19. Jahrhundert zu rekonstruieren. Dabei ist zu bedenken, dass 

die Vormundschaftsfrage Teil eines umfassenderen sozialpolitischen Diskurses war. Innerhalb 

dieses Diskurses formierte sich allmählich die Berufsvormundschaft als eine professionalisierte 

und sich zunehmend institutionalisierende Form von Macht, die eine Vielfalt von Instrumen-

ten, Techniken und Prozeduren ausbildete. Ziel war es, die Beziehung zwischen jenen Männern 

und Frauen zu regulieren und zu disziplinieren, die ein Kind in die Welt gesetzt hatten, ohne 

miteinander verheiratet zu sein. Die zentrale Institution, innerhalb derer das Thema der Be-

rufsvormundschaft verhandelt wurde, war zunächst der Deutsche Verein. In den ersten Jahren 

des 20. Jahrhunderts hatte sich jedoch ein derart komplexes und spezialisiertes Wissen um das 

Berufsvormundschaftswesen entwickelt, dass ein eigener Ort zur Fortentwicklung geboten 

schien, sodass es schließlich zur Gründung des „Archivs“ kam. Um diese Geschichte wird es in 

den folgenden Abschnitten gehen. 

                                                        

333 In der DDR wurden die Jugendämter abgeschafft und mit ihnen die Amtsvormundschaft. Die jugend-
pflegerischen Aufgaben wurden der „Freien Deutschen Jugend (FDJ)“ übertragen. Die Vormundschafts-
fragen wurden gerichtlich geregelt. Auf diese Entwicklung werde ich nicht näher eingehen. Vgl. dazu 
Jordan/Sengling 1992, 61-63. 



II 

Geburt der Berufsvormundschaft (1850-1918) 

„Wie zerstreute Versteinerungen älterer 

Schichten mitten in den Ablagerungen späterer 

Zeit stecken, so die Stimmungen und Einrich-

tungen der Fürsorge in der lebendigen Gegen-

wart; wer sie verstehen will, muß viel öfter die 

Auffassungen und Einrichtungen längst vergan-

gener Jahrhunderte heranziehen als das Gewe-

se unserer Tage.“1 

„Ich werde hier nicht sämtliche Institutionen 

analysieren, in denen sich der für die moderne, 

industrielle, kapitalistische Gesellschaft typi-

sche Panoptismus niederschlug. Ich möchte den 

Panoptismus, diese fundamentale Überwa-

chung, vielmehr dort beobachten, wo er nicht 

so deutlich zutage tritt, in größerer Entfernung 

zum Entscheidungszentrum, von der Staats-

macht; ich möchte zeigen, wie dieser Panop-

tismus auf der einfachsten Ebene und in der all-

täglichen Funktionsweise der Institutionen 

wirksam wird, die das tägliche Leben und den 

Körper des Einzelnen umgeben, also auf der 

Ebene des individuellen Daseins.“2 

„Die Losung heißt ganz einfach: ‚Heiratet und 

macht keine Kinder, die ihr dann im Stich laßt.’ 

Es ist ganz und gar eine Kampagne gegen die 

freie Verbindung ohne Trauschein, gegen die 

wilde Ehe, gegen die außer- oder parafamiliäre 

Fluktuation.“3 

                                                        

1 Klumker 1917, 7. 
2 Foucault 2003 [1973], 106. 
3 Foucault 2007 [1975], 351. 
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1. Disziplinierung zu Vater und Mutter – Bürokratisierung der 

Fürsorge für uneheliche Kinder Ende des 19. Jahrhunderts 

1.1. Berufsvormundschaft als Disziplin 

Im letzten Drittel des 19. Jahrhunderts kommt es zur ‚Geburt’ der Berufsvormundschaft; ihr 

‚Geburtsort’ ist Leipzig. Zu dieser Zeit wird erstmals eine städtische Institution zum Vormund 

über alle Kinder, die innerhalb einer bestimmten Region ‚unehelich’ geboren wurden. Die 

Vormundschaft für Kinder hat eine über 2000-jährige Tradition und lässt sich mindestens bis 

ins Römische Recht zurückverfolgen.4 Seit dieser Zeit wurde ein nahestehender (männlicher) 

Verwandter, zumeist der Großvater, Vormund für ein Kind, wenn dieses keine Eltern mehr hat-

te – zumindest keinen Vater.  

„Man darf sich das, was viele Jahrhunderte bis hin zur nachnapoleonischen Zeit als ‚Vormundschaft’ be-

zeichnet wurde, nicht als ein Rechtsinstitut vorstellen, wie es uns heute bekannt ist. In der Regel be-

stand die Aufgabe eines Vormundes lediglich darin, das elternlose Kind in seine Familie aufzunehmen 

und es wie sein eigenes Kind aufzuziehen und zu versorgen. Wer dies tat, übte automatisch auch alle 

elterlichen Rechte für das Mündel aus.“5 

Den Müttern kam es nicht zu, allein die ‚Mund’ oder ‚Munt’, so der Begriff des germani-

schen Rechts für die elterliche Gewalt, für ihre Kinder inne zu haben. Eine Frau stand zunächst 

unter der Munt ihres Vaters und wurde mit ihrer Heirat der Munt ihres Ehemannes überge-

ben.6 Die Frau war mit dem Soziologen Pierre Bourdieu gesprochen gewissermaßen das Objekt 

eines symbolischen Tauschs zwischen Männern.7 Diesen Objektstatus behielten Frauen bis 

weit ins 19. Jahrhundert hinein. Frauen standen unter der sogenannten Geschlechtsvormund-

schaft.8 Sie galten nicht als vollwertige Rechtssubjekte. Das bedeutete, dass sich Frauen vor al-

lem bei der Schließung von Geschäftsverträgen aber auch vor Gericht von einem Mann vertre-

ten lassen mussten.9 Folglich gestand man ihnen auch nicht die Erziehungsgewalt für ihre 

Kinder zu. Ein Kind stand generell unter der „patria potestas“, das heißt, unter einer „väterli-

chen Gewalt“10 – selbst dann, wenn es sich nicht um den leiblichen Vater handelte.11 Das galt 

                                                        

4 Vgl. Oberloskamp 1998, 1f., §1, RZ 1-10. 
5 Huvalé 1980, 17. 
6 Vgl. Dilcher 1997, 62. 
7 Vgl. Bourdieu 1997, 205. 
8 Vgl. Sabean 1997; Weber-Will 1997. 
9 Vgl. dazu Gerhard 1978, 180-188. 
10 „Gewalt“ darf hierbei nicht auf Tätlichkeiten reduziert begriffen werden, sondern umfassend im Sinne 
von Macht, Vormundschaft, Sorgerecht, Fürsorgepflicht usw. 
11 Vgl. Thomas 1997, 114f. 
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zumindest für eheliche Kinder. Nur wenn der Vater starb, konnte die Mutter unter bestimmten 

Voraussetzungen – Verzicht auf Wiederheirat und wenn der Vater testamentarisch nichts an-

deres verfügt hatte – die ‚Gewalt’12 über ihre Kinder erhalten. Ledige Mütter hatten diese Mög-

lichkeit grundsätzlich nicht.13 „Die Geburt eines nichtehelichen Kindes war für die Frau in der 

Regel eine soziale Katastrophe“,14 so der Rechtshistoriker Dieter Schwab. Da eine unverheira-

tete Frau im Prinzip noch immer der Munt ihres Vaters unterstellt war, lag es nahe, dass dieser 

– zumindest de facto – zum Vormund ihres Kindes wurde, vor allem wenn es sich um enge Fa-

milienverbände handelte.15 Diese Form der Vormundschaft hielt sich bis ins 19. Jahrhundert 

und sollte mit dem BGB von 1900 juristisch noch einmal reaktiviert werden. Im Laufe des 19. 

Jahrhunderts kam es jedoch zu einer Veränderung. Die Vormundschaft für uneheliche Kinder 

entwickelte sich zunehmend zu einem Beruf und schließlich zur Aufgabe eines Amtes.  

Dies ist im Kontext der allgemeinen sozialgeschichtlichen Entwicklung zu verstehen. Die 

Menschen des 19. Jahrhunderts mussten mit der rasanten Entwicklung einer bürgerlich-

kapitalistischen Gesellschaft Schritt halten. Die industrielle Revolution führte zu industriell ge-

prägten Großstädten, zu „Akkumulation der Menschen und Akkumulation des Kapitals“16, wie 

Foucault es treffend ausdrückt. Die vormals agrarisch geprägte Gesellschaft wandelte sich zur 

industriellen Gesellschaft. Es kam zu erheblichen Wanderungsbewegungen vom Land in die 

Städte. Die gesamte Gesellschaftsordnung befand sich im radikalen Umbruch. Zur Kanalisie-

rung der in Bewegung geratenen Kräfte entstanden jene Disziplinen, die zur Herstellung und 

Bewahrung gesellschaftlicher Ordnung und einer bestimmten Normalität führten. Disziplinen, 

im Sinne Foucaults, führten dazu, dass sich die Lebenszeit von Menschen in Arbeitszeit und 

dass die menschlichen Körper in Arbeitskraft verwandelten.17 Die Disziplinen straften Fehlver-

halten und belohnten Wohlverhalten und definierten was als Wohl- und was als Fehlverhalten 

anzusehen war.18 Zu diesen im 19. Jahrhundert entstehenden Disziplinen rechne ich auch die 

Berufsvormundschaft. Allerdings bleibt zu klären, was passiert war, durch das diese Disziplinie-

rung einer professionell und rationell betriebenen Vormundschaft zweckmäßig oder sogar 

notwendig erschien.  

In der entstehenden bürgerlichen Gesellschaft wurde das einzelne Individuum gestärkt und 

in einem bestimmten Sinne überhaupt erst erschaffen. Die Herauslösung des Einzelnen aus 

und seine Aufwertung gegenüber den verschiedensten Formen von Gemeinschaft ging einher 

mit einer gestärkten Bedeutung der Familie als Ort der Reproduktion, von der Foucault am 

                                                        

12 Im Folgenden verzichte ich darauf, den rechtlichen „Gewalt“-Begriff durch Anführungszeichen kennt-
lich zu machen. 
13 Vgl. Koch 1997, 81f. 
14 Schwab 2006, 552. 
15 Schwab (ebd. 553) hebt hervor, dass bis zur preußischen Vormundschaftsordnung von 1875 von einer 
staatlichen Vormundschaft ausgegangen worden sei, die gerade keinem Verwandten zu übertragen war. 
Erst die Verordnung codifizierte, dass der Großvater mütterlicherseits zum Vormund des „unehelichen“ 
Kindes wurde. 
16 Foucault 1994 [1976], 283 
17 Vgl. Foucault 2003 [1973], 116f. 
18 Vgl. ebd. 117. 
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Rande bemerkt, dass sie seit dem 18. Jahrhundert „zum Hauptort der Disziplinarfrage nach 

dem Normalen und Anormalen geworden“19 sei. Das hegemoniale Regime der bürgerlich-

kapitalistischen Gesellschaft erforderte Disziplinen, die zur Senkung öffentlicher Kosten und 

zur Steigerung nutzbarer Kräfte beitrugen. Die Familie wurde ein solcher ins „Private“ verscho-

bener Raum der „Reproduktion“.20 Dies geschah während des 19. Jahrhunderts jedoch in viel-

fältiger Weise. Die entstehende Berufsvormundschaft war ein Beispiel dafür. Auch sie wurde 

regelrecht zu einer „panoptischen Spielart der Macht“21, was nach Foucault bedeutet: Sie „*…+ 

ist nicht direkt von den großen rechtlich-politischen Strukturen einer Gesellschaft abhängig 

und bildet auch nicht deren unmittelbare Verlängerung. Sie ist aber auch nicht ganz unabhän-

gig davon.“22 Es geht am Beispiel des Vormundschaftswesens um eine der „Disziplinen im Un-

terbau“23, auf denen das repräsentative politische Herrschaftssystem ruht; um das „Unterge-

schoss zu den formellen und rechtlichen Freiheiten“24, die mit der sogenannten Aufklärung und 

der bürgerlichen Revolution proklamiert und konstitutionalisiert wurden; um das „technische 

Zwangsverfahren *… das+ nicht aufgehört *hat+, an den Rechtsstrukturen der Gesellschaft von 

unten her zu arbeiten, um die wirklichen Machtmechanismen im Gegensatz zu ihrem formel-

len Rahmen wirken zu lassen“25 und durch das die Individuen den hegemonialen sozialen Nor-

men unterworfen werden. Im Zentrum steht hier die soziale Konstruktion von Geschlecht und 

zwar vor allem in ihrer heteronormativen Logik der bürgerlichen Familie, von Frauen als Müt-

tern und Männern als Vätern. Daher wird im Folgenden mit dem Vormundschaftswesen ein 

Tätigkeitsfeld beleuchtet, das auf Ebene der Eltern einen bestimmten normierenden bezie-

hungsweise disziplinierenden Einfluss nimmt.  

1.2. Miserables Pflegekinderwesen als Reformanlass  

im Vormundschaftswesen 

1.2.1. Pflegekinderwesen und Klassenfrage 

Ein großer Aufgabenbereich innerhalb der sich im 19. Jahrhundert allmählich herausbildenden 

öffentlichen Jugendhilfe war das sogenannte Zieh-, Halte- oder Pflegekinderwesen. Pflegekin-

der kamen fast immer aus den ärmsten Verhältnissen der pauperisierten Arbeiterklasse, sie 

waren vor allem Voll- oder Halbwaisen und „Uneheliche“.26 Anders als in etwa Frankreich wa-

                                                        

19 Foucault 1994 [1976], 277 
20 Vgl. Pateman 1988, 1-38. 
21 Foucault 1994 [1976], 284. 
22 Ebd. 
23 Ebd. 285. 
24 Ebd. 
25 Ebd. 
26 In Frankreich war dies Elisabeth Badinter zufolge anders. Seit Ende des 18. Jahrhundert wurden dort 
Kinder aller gesellschaftlichen Schichten in Pflege gegeben. Nur die wenigsten Mütter stillten ihre Kinder 
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ren im deutschen Raum überwiegend Kinder „unehelicher Herkunft“ in Pflege gegeben.27 Un-

ehelichkeit und das damit eng verknüpfte Pflegewesen galten grundsätzlich als Problemfelder. 

Die vorherrschende Sicht vermittelt geradezu exemplarisch eine juristische Denkschrift aus 

dem Jahr 1851. Darin wird ein rasches rechtliches Handeln wegen der „Deflorations- Entschä-

digungs- und Alimentationsklagen wegen außerehelichen Beischlafs“28 gefordert, um etwas 

gegen „die furchtbar zunehmende Zahl des außerehelichen Proletariats und die immer mehr 

zunehmende Entsittlichung bezüglich der Befriedigung des Geschlechtstriebes“29 unternehmen 

zu können. Tatsächlich lag die Quote der nichtehelichen Kinder vor der Reichsgründung 1871 

zwischen zehn und zwölf Prozent.30 Die herrschende Meinung war, dass die „stets wachsende 

außereheliche Bevölkerung“31 – und damit verbunden die Ausdehnung des Pflegewesens – 

seinen Ursprung allein in den „niedersten Classen“32 hätte. Komplementär dazu wurde ange-

nommen: 

„In dem vermöglicheren Theile der Bevölkerung, sowohl unter den sogenannten Honoratioren als im 

Bürger- und Bauernstande sind die außerehelichen Kinder bedeutend seltener als im Proletariat, was 

offenbar in einer besseren Erziehung, in erhöhtem Scham- und Ehrgefühle und in der größeren Möglich-

keit, sich in den Ehestand zu begeben, seinen Grund hat *…+. Das Proletariat aber ist, soweit es sich von 

der außerehelichen Bevölkerung handelt, eine wahre Last für die Armenkassen und für den vermögli-

cheren Theil der Einwohner.“33 

Tatsächlich waren Pflegekinder in deutschen Ländern vorwiegend aus den ärmeren und 

ärmsten Gesellschaftsschichten. In wohlhabenderen Kreisen gab man seine Kinder nicht bei 

Fremden in Pflege, sondern holte sich stattdessen Ammen ins Haus.34 Die Pflegeeltern – ge-

nauer gesagt, waren es fast immer Pflegemütter – sollten den Pfleglingen ihre Existenz sichern, 

ein Mindestmaß an Erziehung und Bildung zuteilwerden lassen und sie vor allem vor dem Ver-

hungern bewahren. Dafür bezahlten die Eltern. Hatten diese kein Geld oder handelte es sich 

bei den Kindern um Waisen, kamen bestenfalls örtliche Armenkassen in bescheidenem Um-

fang für die Leistungen auf. Aber nicht nur die Pflegekinder und ihre Eltern wurden abgewer-

tet, sondern auch die Pflegemütter.  

1.2.2. Bild der Pflegemutter: die „Engelmacherin“ 

Bis heute kursiert ein Bild von Pflegemüttern, Pflegefamilien oder Betreibern von Pflegestellen, 

die sich am Ziehgeld bereicherten. Die damalige Öffentlichkeit debattierte viel über die gewis-

                                                                                                                                                                   

selbst. Vgl. dazu Badinter 1984, 9. 
27 Vgl. Badinter 1985 [1980], 9; Klumker 1923, 35. 
28 von Arnold 1851, 6-54. 
29 Ebd. 5. 
30 Vgl. Buske 2004, 34. 
31 von Arnold 1851, 6f. 
32 Ebd. 
33 Ebd. 8f. 
34 Vgl. Kniebiehler 1997, 395-402. 
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senlosen Praktiken der sogenannten Engelmacherinnen.35 Als Engelmacherin wurden Frauen 

bezeichnet, die entweder Abtreibungen vornahmen oder die in Pflege genommenen Säuglinge 

umbrachten beziehungsweise verhungern ließen, um sich am Kost- oder Ziehgeld zu berei-

chern. Die kindsmordende Engelmacherin fand Eingang in Lieder und Gedichte, wie dem nach-

stehendem, das ein Karl Henckell verfasst hat: 

 
Die Engelmacherin36 

 
Hier, mein Kind, hier, mein Kind, 

Eh deine Mutter kommt, geschwind! 
Zuckersüßen Branntewein – 

Bald lädt dich der Herrgott ein. 
Schmeckt es, mein Liebchen? 

So zieht man euch groß. 
Eia, popeia, 

Dann sind wir dich los. 
 

Ei so geht’s, ei so geht’s 
Zu meinem hübschen Vorteil stets. 

Kinder gibt es immer frisch, 
Goldne Vögel auf den Tisch. 

Wie mich der klingende 
Beutel entzückt! 

Eia, popeia, 
Bald ist mir’s geglückt. 

 

„Bist so blaß, bist so blaß“, 
Seufzt deine Mutter und weint sich naß. 

I, wer wird da gleich gerührt, 
Wenn so’n Mädel Kummer spürt? 

Kummer und Elend, 
Sünde und Pein, 

Eia, Popeia, 
Bringen was ein. 

 

Mit diesem Beispiel soll verdeutlicht werden, wie sehr die ‚Engelmacherin’ ein Schreckensbild 

war, das in seiner Allgemeinheit grundlegend für eine restriktive Regulierung des Pflegewesens 

war. Dabei handelte es sich bei der sogenannten Engelmacherei um Ausnahmefälle, die jedoch 

damals (wie heute) sensationslüstern skandalisiert wurden, wie auch manche Zeitgenossen kri-

tisierten.37 Max Taube, eine der zentralen Figuren, von denen im Folgenden noch ausführlicher 

die Rede sein wird, stellte Anfang des 20. Jahrhunderts rückblickend fest: 

„Wegen einiger selten vorgekommener Fälle von Engelmachereien wurden sämtliche Zieheltern mit die-

sen identifiziert, während in Wahrheit das Kind bei den Zieheltern fast stets die günstigste Pflege erhält, 

dagegen bei Müttern und Verwandten häufig vernachlässigt wurde.“38  

                                                        

35 Vgl. Buske 2004 40-42; Taube 1893, 5; Neises 1968, 8. 
36 Von Karl Henckell (1921, 35f.), entstanden zwischen 1883 und 1886. 
37 Vgl. Taube 1893, 5. 
38 Taube 1913, 10 
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Die Engelmacherin stellte vielmehr eine diskursive Figuration dar, die mehr auf ein grund-

sätzliches Mistrauen gegenüber Pflegemüttern verweist denn auf ein tatsächlich empirisch 

drängendes Problem. Die gesamte Diskussionen war von moralischen Argumenten geprägt, 

sodass weitgehend außer Acht gelassen wurde, dass Kindestötung meistens als ein Anzeichen 

großer menschlicher Bedrängnis zu verstehen gewesen wäre.39 Die Skandalisierung der Engel-

macherin überdeckte, dass nicht nur die in Pflege gegebenen Kinder arm waren, sondern auch 

die Pflegemütter selbst, die versuchten, sich von Teilen des Kostgeldes mitzuversorgen. Pflege-

kindern aufzunehmen, stellte für viele Frauen oft die einzige Möglichkeit dar, auf legale Weise 

Geld zu verdienen. Die Schlussfolgerung, dass sich Pflegemütter rücksichtslos bereicherten und 

planvoll die ihnen zur Pflege überlassenen Kinder verhungern ließen, scheint im Großen und 

Ganzen haltlos. Diese Fiktionen reflektieren eher die Perspektiven und Fantasien der wohlha-

benderen Schichten des aufsteigenden Bürgertums und des Adels und ihr Unverständnis für 

die Situation der Armen und eine tiefsitzende Furcht vor ihnen.40 Von daher sei noch einmal 

ausdrücklich betont, dass es sich bei der Inpflegenahme – vorrangig für Frauen – um eine legi-

time Form bescheidenster Erwerbstätigkeit handelte, was auch dadurch belegt wird, dass sich 

die ersten rechtlichen Regelungen des Pflegewesens in Gewerbeordnungen finden.41  

1.2.3. Pflegeerlaubnis, Arbeitsanstalt, Überwachung:  

Regulierungsversuche zur Eindämmung der Säuglingssterblichkeit 

Ab Mitte des 19. Jahrhunderts werden in einzelnen deutschen Staaten erste Regulierungsver-

suche unternommen, um die verheerenden Lebensbedingungen der in Pflege gegebenen Kin-

der verbessern. Angesichts der Armut der Eltern als auch der Pflegeeltern ist es nur wenig 

verwunderlich, dass die Säuglingssterblichkeit unter Ziehkindern enorm hoch war, wovon ins-

besondere die Unehelichen betroffen waren. Das Lebensniveau der in Pflege gegebenen Un-

ehelichen lag in der Regel noch unter dem von Waisenkindern. Das zeigte eine 1840 vom 

preußischen Innenministerium beauftrage Erhebung über die Lebenssituation der in Berlin un-

ehelich geborenen Kinder, deren Zahl sich zu jener Zeit auf 1000 bis 1100 pro Jahr belief.42 

Blieb das Kostgeld aus, so mussten die in Pflege gegebenen Kinder in aller Regel hungern, weil 

die Pflegeeltern die ausbleibenden Zahlungen nur selten aus eigener Kraft kompensieren 

konnten und die vorhandenen Armenkassen keine systematischen und regelmäßigen Leistun-

gen gewährten. Davon betroffen waren besonders die Unehelichen. Denn die „natürlichen Vä-

ter“ sahen sich ihren Kindern gegenüber in keiner Unterstützungspflicht und zur Übernahme 

irgendwelcher Leistungen zwingen konnten man sie bis dato auch nicht. 1855 wurde in Preu-

ßen ein Strafgesetz verabschiedet, das die Armenbehörde ermächtigte, einen Unterhaltssäu-

migen in eine Arbeitsanstalt zu stecken. In umständlichen Rechtsdeutsch hieß es:  

„Lässt ein Ehemann seine Ehefrau – ein Vater, oder, wenn der Vater todt oder verschollen ist, eine Mut-

                                                        

39 Vgl. Badinter 1985, 45; Buske 2004, 40; Taube 1893, 5f. 
40 Vgl. Taube 1893, 21f. 
41 Vgl. Scherpner 1966, 159. 
42 Vgl. Jordan/Sengling 1994, 31f. 
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ter die ehelichen, noch nicht 14 Jahre alten Kinder – oder eine Mutter ihre unehelichen Kinder eben die-

ses Alters, der gesetzlichen Verpflichtung zuwider, dergestalt hülflos, dass diese Angehörigen der Ar-

menpflege anheimfallen, so kann eine solche Person, falls sie die Armenpflege nicht in Anspruch ge-

nommen und deren Nothwendigkeit nicht nachgewiesen hat, sobald der Versuch fruchtlos geblieben ist, 

sie im verwaltungsrechtlichen Wege zur Unterstützung jener Angehörigen exekutivisch anzuhalten, auf 

so lange, als das Bedürfnis der Armenverpflegung für die Angehörigen fortdauert, in einer Arbeitsanstalt 

untergebracht werden.“43 

Der unehelichen Mutter half das nicht, denn den unehelichen Vater umfasste diese Norm 

nicht. Im Gegenteil, die Mutter selbst musste nun damit rechnen, in einer Arbeitsanstalt „un-

tergebracht“ zu werden, wenn sie es nicht vermochte, ihr Kind angemessen zu versorgen. Die 

Mütter waren somit auf eine eigene Erwerbstätigkeit angewiesen und von daher auch darauf, 

dass sie ihre Kinder wenigstens tagsüber in Pflegestellen geben konnten. Verdienten sie nicht 

genug, und durchschnittlich verdienten sie immer weniger als Männer, weil Frauenarbeit bes-

tenfalls so entlohnt wurde, als handelte es sich um ein zusätzliches Einkommen zum Familien-

lohn eines Ehemannes,44 so hatten auch ihre Kinder nichts, wenn die Pflegemütter oder Pflege-

familien den Ausfall nicht vorstrecken oder ausgleichen konnten. Dass die Situation der 

Unehelichen besonders hart war und sie im Vergleich zu Waisen noch weniger Unterstützung 

(beispielsweise vonseiten kirchlicher Organisationen) fanden, hing mit der vorherrschenden 

und stark moralisierten Wahrnehmung zusammen. Eine plastische Beschreibung jener herr-

schenden Sichtweisen im ausgehenden 19. Jahrhundert gibt Heinrich Neumann. Voller Bitter-

keit schreibt er in der Einleitung zu seiner 1900 erschienenen Studie über die Situation der un-

ehelichen Kinder in Berlin – der ersten empirischen Untersuchung in diesem Zusammenhang 

überhaupt: 

„Uneheliche Kinder! Indem ihre Erwähnung auf den unehelichen Geschlechtsverkehr hinweist, lässt sie 

Gefühle und Gedanken sehr wechselnder Art auftauchen. Der Fromme hebt den Blick zum Himmel, um 

nicht das uneheliche Kind im Schmutz der Unsittlichkeit zu bemerken, während vielleicht der Realpoliti-

ker die Unsittlichkeit und ihre Folgen für unvermeidlich hält und ohne Gefühlsaufwallung von ihr Kennt-

nis nimmt. Die Frau von Stand, Bildung und Moralität pflegt – soweit sie es überhaupt wagt, den Ver-

hältnissen des unehelichen Geschlechtsverkehrs ihre Aufmerksamkeit zuzuwenden – kühl und hart 

darüber zu urtheilen: je früher das uneheliche Kind den körperlichen und sozialen Leiden, die seiner har-

ren, durch den Tod entrückt wird, um so besser! Möge es denen Platz machen, die größere Berechti-

gung zum Dasein haben. Hingegen steht die Frau aus dem Volk dem außerehelichen Verkehr und seinen 

Folgen wenigstens unter bestimmten Umständen *…+ weniger schroff gegenüber. Dass der Mittelstand 

trotz aller Festigkeit in seinen Anschauungen und Gewohnheiten nicht ohne Teilnahme ist, lehren nicht 

selten Stiftungen für Findelhäuser und ähnliche Zwecke.“45 

Die miserablen Pflegeverhältnisse, die sich in der hohen Säuglingssterblichkeit widerspie-

                                                        

43 Gesetz zur Ergänzung der Gesetze vom 31. Dezember 1842 über die Verpflichtung zur Armenpflege 
und die Aufnahme neu anziehender Personen. Vom 21. Mai 1855 (Nr. 4224), Art. 13 (Gesetz-Sammlung 
für die königlichen Preußischen Staaten. 1855, S. 311-315) 
44 Vgl. Scott 1997, 462-465. 
45 Neumann 1900, 1. 
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gelten, führten in Preußen schon 1840 bei den, wie es Neumann vielleicht genannt hätte: ‚Re-

alpolitkern’ zu der Einsicht, dass ein Mindestmaß an Sicherheit, Versorgung und Erziehung von 

den Pflegestellen und -familien für ihre Pfleglinge gewährleistet werden müsste. Die Konse-

quenz, die daraus gezogen wurde, war eine Anordnung per königliche Zirkularverfügung, dass 

alle Pflegeeltern eine polizeiliche Erlaubnis einholen mussten, wenn sie Kinder unter vier Jah-

ren in Pflege nehmen wollten. Es wurde eine einmalige Eignungsprüfung eingeführt, die gröbs-

ten Missbrauch – wie die „Engelmacherei“ – auszuschließen helfen sollte. Diese polizeiliche 

Pflegeerlaubnis bewirkte aber keine Verbesserung der Situation in den Pflegefamilien, was 

nicht allein in Preußen ein Problem war und blieb. Die Situation in Preußen zeigte deutlich, 

dass ein Gesetz, dass adäquaten Schutz der sogenannten Privatpflegekinder gewährleisten 

sollte, erheblich weitergehende Regelungen umfassen musste. Das erste Gesetz, das nicht nur 

eine Genehmigungspflicht für Pflegestellen und -familien (für unter 6jährige)46 bestimmte, 

sondern auch eine fortlaufende staatlich zu gewährleistende Überwachung über ein Mindest-

maß an Hygiene und Erziehung, wurde 1878 im Großherzogtum Hessen verabschiedet. Damit 

begann die systematische Kontrolle des Pflegekinderwesens.47  

Allerdings ist hierzu kritisch anmerken, dass „scharfe Kontrollen vergeblich für das Allheil-

mittel“48 angesehen wurden. Zwar wurde auf diese Weise eine obrigkeitliche, polizeiliche 

Überwachung geschaffen, ohne jedoch den Mangel am Nötigsten, an dem Pflegestellen und -

familien und somit auch die Pfleglinge litten, zu beheben.49 So gesehen überrascht es kaum, 

dass die Kinder- und vor allem die Säuglingssterblichkeit trotz der gesetzgeberischen Bemü-

hungen dramatische Ausmaße annahmen: 1896 erreichten in Berlin nur 63 % der unehelichen 

Kinder das erste Lebensjahr; in anderen Gegenden war die Säuglingssterblichkeit noch erheb-

lich höher, beispielsweise in Großlichterfelde (bei Berlin), wo lediglich 20 % der Unehelichen 

eines Jahrganges das erste Lebensjahr vollendeten.50 Dabei ist aber zu bedenken, dass im ge-

samten Deutsche Reich um 1900 die Säuglings- und Kindersterblichkeit insgesamt sehr hoch 

war.51 – Offensichtlich bedurfte es tiefgreifendere Änderungen, um dem entgegenzuwirken. 

1.3. Einzelvormundschaft: unzulänglicher Regelfall  

für die Situation „unehelicher“ Pflegekinder  

                                                        

46 „…wenn die Pflegeeltern gut beleumdete, in geordneten häuslichen Verhältnissen lebende Personen 
sind, von welchem man sich verstehen kann, dass sie, gleichwie bei den eigenen Kindern, für das Wohl 
der ihnen anvertrauten Pfleglinge besorgt sind, und welche jeder Hinsicht Gewähr dafür bieten, dass sie 
ihre Pfleglinge gewissenhaft abwarten, beaufsichtigen und erziehen.“ (aus: Instruktion betreffend den 
Schutz der in fremde Verpflegung gegebenen Kinder unter 6 Jahren vom 29. Mai 1880, zit. nach: Uhlen-
dorf 2003, 72) 
47 Für diesen Absatz vgl. Uhlendorff 2003, 69-74. 
48 Neises 1968, 8. 
49 Vgl. Uhlendorff 2003, 81-90. 
50 Dazu vgl. Jordan/Sengling 1994, 32; Neises 1968, 9. Auch: Hansbauer/Mutke 2004, 31. Für Hessen in 
den 1870er Jahren vgl. Uhlendorf (2003, S. 71, Fußnote 104). 
51 Vgl. Göckenjahn 2008, 8f. 
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Eine Ursache für diese Zustände lag in der vorherrschenden Vormundschaftsregelung52 der 

deutschen Rechtssysteme. „Ursprünglich“, so Christian Jasper Klumker in einem 1931 erschie-

nenen Rückblick, sei die Vormundschaft „Sache kleinerer gesellschaftlicher Gruppen, der wei-

teren Familie, der Verwandtschaft, der Nachbarschaft, der Sippe, der Gilden und Zünfte“53 ge-

wesen. Mit der Herausbildung der modernen Nationalstaaten und vor allem mit dem Wandel 

der Produktionsweisen zerfiel die Funktion dieser Gruppen und zugleich wurden diese Funkti-

onen zunehmend rechtlich normiert, so auch die Vormundschaft.54 Klumker zufolge hatte sich 

seit dem 13. Jahrhundert allmählich die Leitvorstellung durchgesetzt, dass die Mündel Pflege-

befohlene des Staates und ihre unmittelbaren Vormünder lediglich Sachwalter des Staates sei-

en. Dem Staat beziehungsweise der Obrigkeit fiel demnach seit Mitte des 15. Jahrhunderts 

gewissermaßen eine Obervormundschaft zu.55 Uneheliche Kinder, die bei ihrer Mutter auf-

wuchsen, bekamen für gewöhnlich den Vater der Mutter zum de facto-Vormund.56 Rechtlich 

galten die Kinder als nicht mit dem „natürlichen“ Vater verwandt.57 – Eine gesetzliche Fiktion, 

die in Deutschland (West) bis zum Inkrafttreten des Nichtehelichengesetzes 1970 Bestand hat-

te. – In der bis Ende des 19. Jahrhunderts geltenden Sächsischen Allgemeinen Vormund-

schaftsordnung vom 10. Okt. 1782 hieß es exemplarisch: 

„Unehelichen Kindern werden die Mutter, Groß-Eltern und Anverwandten mütterlicher, nicht aber vä-

terlicher Seite zu Vormündern bestellt, immaaßen, wenn auch gleich der Vater zu solchen Kindern sich 

bekennet hat, dennoch auf deßen Verwandten hierunter das Absehen nicht zu richten ist.“58 

Aus solchen Regelungen leitete sich ab, dass vom sich ‚bekennenden’ Vater Unterhaltsleis-

tungen gefordert wurden. Weitergehende Ansprüche und Verpflichtungen, die sich familien-

rechtlich aus einem Verwandtschaftsverhältnis ergeben hätten, etwa gegenüber den Großel-

tern väterlicherseits, waren damit ausgeschlossen. Hinzu kam eine rechtliche Vorrangstellung 

der ‚ehelichen’ Kinder gegenüber den ‚unehelichen’, sodass die Verpflichtungen gegenüber 

den ‚unehelichen’59 Kindern de facto nachrangig waren. Die im rechtlichen Sinne Verwandten 

des Vaters hatten gegenüber den außerehelich gezeugten Kindern keinerlei Verpflichtungen, 

                                                        

52 An dieser Stelle geht es mir nicht um die Geschlechtsvormundschaft, nach der jede Frau eine Vertre-
tung durch einen Mann benötigte, insbesondere in Vermögenssachen oder um die eheliche Vormund-
schaft, durch die dem Ehemann v.a. die vermögensrechtliche Vertretung für seine Ehefrau zufiel – wie 
noch im BGB von 1900 fortgeschrieben (vgl. dazu: Dölemeyer 1997; Sabean 1997). 
53 Klumker 1931, 1. 
54 Vgl. Hansbauer/Mutke 2004, 22. 
55 Für diesen Abs. vgl. Hansbauer/Mutke 2004, 22-25. 
56 Es sei hier darauf hingewiesen, dass Vormundschaften  nicht nur für Minderjährige (bis zum Betreu-
ungsgesetz 1992) geführt wurden, sondern auch für volljährige ‚Geisteskranke’, ‚Verschwender’ und 
‚Gebrechliche’. Ganz allgemein lässt sich sagen, dass Vormundschaft eine Ergänzungsfunktion für je-
manden war und ist, der außerstande gilt, seine Angelegenheiten selbst zu regeln (vgl. Oberloskamp 
1998, 16). 
57 Das hatte vor allem erbrechtliche Gründe, was hier nicht näher ausgeführt werden soll. Vgl. dazu 
bspw. Schubert 2003, XLIX-LX. 
58 Kap 6, § 6, Nachdruck in: Kaltschmidt 1893, 196. 
59 Im Folgenden verzichte ich auf die einfachen Anführungszeichen und verwende die Begriffe ehelich 
und unehelich später auch nichtehelich ohne eine solche distanzierende Kennzeichnung. 
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anders als es bei ehelichen Kindern der Fall war. Das betraf insbesondere das Erbrecht: Unehe-

liche Kinder hatten gegenüber ihrem ‚natürlichen’ Vater und dessen Verwandten keinerlei Erb-

ansprüche. 

Die alltägliche Sorge wurde der Mutter überlassen, die rechtliche Vertretung hatte ein 

männlicher Vormund, wie gesagt, in der Regel der Vater der Mutter, zu übernehmen. Diese im 

deutschen Recht verbreitete Regelung stand in Tradition der patria potestas im römischen 

Recht.60 Wie der einstige Pater familias hatte der Vormund die Aufgabe, ein etwaiges Vermö-

gen des Mündels – das Uneheliche in aller Regel nicht hatten – zu verwalten und darüber zu 

wachen, dass und wie sein Mündel von der Mutter beziehungsweise durch andere Personen 

versorgt und erzogen wurde. In dieser Funktion hätte er auch den Vater des Kindes zu einer 

Unterhaltszahlung heranziehen können. Dieses Rechtskonstrukt enthielt aber keine Vorkeh-

rungen, um zu gewährleisten, dass der Vormund für seine vorgesehenen Aufgaben wie die Un-

terhaltssicherung geeignet war. Das Vormundschaftsrecht ging primär von der Waise aus, die 

nach dem Tod des Vaters beziehungsweise der Eltern im Familienverband blieb. Von daher 

blieb rechtlich unbeachtet, dass ledige Mütter der vorherrschenden Sichtweise zufolge Schan-

de über sich und über ihre Familien gebracht hatten – was häufig den Abbruch einer Vormund-

Mündel-Beziehung bedeutete beziehungsweise eine solche Beziehung überhaupt erst gar nicht 

zustande kam. Einerlei ob der Großvater oder andere Personen die Vormundschaften führten, 

die als Regelfall vorgesehene Einzelvormundschaft erwies sich insbesondere für die Uneheli-

chen als ungeeignet. Dies galt besonders dann, wenn Mündel und Vormund weit entfernt von-

einander lebten. Das war aufgrund der im Zuge von Industrialisierung und Urbanisierung zu-

nehmenden Arbeitsmigration häufig der Fall und musste angesichts der im Vergleich zu heute 

geringen Mobilität keine allzu große räumliche Entfernung bedeuten.61 Augenscheinlich war 

die Einzelvormundschaft, die sich ab dem 18. Jahrhundert in den Rechtskodifikationen der 

Länder des Deutschen Reichs weitgehend durchgesetzt hatte,62 de jure und de facto ungeeig-

net, die Misere der illegitimen Kinder sowie der in Pflege gegebenen Kinder insgesamt struktu-

rell zu vermeiden, geschweige denn zu überwinden. Sie erscheint vielmehr als eine ihrer Wur-

zeln. Dazu schrieb Max Taube in seiner Schrift „Der Schutz der unehelichen Kinder in Leipzig“: 

                                                        

60 Vgl. Harms-Ziegler 1997; Jenner 2006, 55; Oberloskamp 1998, 1f.; Weber 1907, 158-197. Jenner weist 
darauf hin, dass in der französischen Revolutionsgesetzgebung und dem Code Napoleon das Sorgerecht 
auch bei nichtehelichen Kindern vollständig der Mutter zufiel. Aber auch in dieser Rechtsauffassung be-
stand kein Verwandtschaftsverhältnis des Kindes zum Vater. Dieser Hinweis ist von daher besonders 
wichtig, weil linksrheinische Teile des Deutschen Reiches bis zum Inkrafttreten des BGB 1900 am franzö-
sischen Recht orientierte Rechtsordnungen hatten. (Vgl. 2006, 55f.) 
61 Es bestand jedoch mitunter die Möglichkeit, dass die Mutter vor Gericht anstelle des ungeeigneten 
gesetzlichen Vormunds, ihrem Vater also, einen anderen als Vormund für ihr Kind vorschlug. Dabei gab 
es jedoch einige Zuständigkeitshindernisse zu überwinden, die sich vor allem aus der Staatszugehörig-
keit des Mündels und/oder des Vormundes ergaben. So musste ein sächsisches Gericht einen vorgetra-
genen Fall u.U. an ein preußisches Gericht überweisen, da der Vormund des Kindes preußischer Staats-
bürger war. Dies musste es aber nicht, wenn sie dem Vorschlag der Mutter folgte und der neue 
Vormund sächsischer Staatsbürger war. (Vgl. Kaltschmidt 1893, 113)   
62 Vgl. Hansbauer/Mutke, 29. 
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„Das uneheliche Kind muß beschützt werden von Geburt an, *…+ ob es bei Fremden, Verwandten oder 

der eigenen Mutter sich befindet. Kerchensteiner63 wies in München nach, wie gerade die bei den Groß-

eltern untergebrachten Kinder die größte Sterblichkeit zeigten und haben wir in Leipzig die sichere Er-

fahrung gewonnen, daß die bei der Mutter und Verwandten untergebrachten Kinder *…+ in der größten 

Mehrzahl der Fälle schlecht entwickelt waren. Die Sterblichkeit bei der eigenen Mutter ist sicher we-

sentlich höher, als bei Zieheltern. Es starben in Leipzig in den ersten 3 Monaten 1891 80 uneheliche Kin-

der. Davon waren nur 13 bei der Ziehkinderanstalt eingetragene. Rechne ich noch 7, die vor der Eintra-

gung bei Zieheltern starben, so bleiben noch 60 Kinder übrig, die zum größten Theile bei der Mutter 

untergebracht waren und daselbst zu Grunde gingen. Der Staat hat das Recht und die Pflicht, hier ret-

tend einzugreifen *…+“64 

Anstelle von Verwandten wurde im wachsenden Maße die Vormundschaft an Einzelperso-

nen übertragen, die überhaupt erst aus diesem Grund „mit dem Kinde in Berührung kommen. 

So wird die Vormundschaft zur Fürsorge, zur Sorge für fremde Kinder“65. Die alte Vorstellung, 

dass der Vormund, der sein Mündel erzieht oder zumindest darüber wacht, dass es angemes-

sen erzogen wird, mit dessen Eltern verwandt oder doch zumindest bekannt wäre, verliert sich 

im Laufe des 19. Jahrhunderts zunehmend. „Die Einheit von Erziehung und Vormundschaft löst 

sich auf; daraus kann sich schließlich ein Verfall entwickeln, bei dem schließlich *…+ die Vor-

mundschaft ihre erzieherischen Aufgaben ganz verliert und zu einer reinen Vermögensverwal-

tung entartet“66, wie Klumker 1931 in einem Rückblick auf die Tendenzen Ende des 19. Jahr-

hunderts kritisch anmerkt. Der Wandel des Vormundschaftswesens, von der 

Einzelvormundschaft zur beruflichen Vormundschaft und schließlich zur Amtsvormundschaft, 

der sich im ausklingenden 19. Jahrhundert im Deutschen Reich vollzog, kann als ein Beleg für 

einen rechtlichen Änderungsbedarf gesehen werden und zugleich als die Reaktion darauf.  

1.4. Familienrechtliche Rahmenbedingungen:  

Unterhaltsregelung für uneheliche Kinder in den BGB-Vorarbeiten  

Im Jahr 1874 hatte eine erste Kommission die Arbeit an einem Entwurf eines Bürgerlichen Ge-

setzbuches für das Deutsche Reich aufgenommen. Nachdem 1871 durch die Reichsgründung 

die Einzelstaaten zu einem Reichsbund zusammengeschlossen worden waren, sollten die ver-

schiedenen einzelstaatlichen, teils erheblich voneinander abweichenden Gesetzeswerke durch 

eine einheitliche Rechtsordnung ersetzt werden. So auch durch das Gesetz über den Unter-

stützungswohnsitz vom 6. Juni 1870, in dem allen Mitgliedsstaaten des Deutschen Reiches die 

Schaffung von Orts- und Landesarmenverbänden zur Pflicht gemacht wurde.67 1887, also erst 

                                                        

63 Möglicherweise ist der Pädagoge Georg Kerschensteiner (1854-1932) gemeint. (Anm. DS) 
64 Taube 1893, 54f. 
65 Klumker 1931, 1. 
66 Ebd. 2. 
67 Vgl. Eckstein 1903, 1. 
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13 Jahre nach Beginn ihrer Arbeit, legte die Kommission ihren ersten Entwurf samt ausführli-

cher Begründung („Motive“) vor. Sollten professionelle Vormünder, wie der Leipziger Armen-

arzt Max Taube, an das neu entstehende Gesetz vielleicht die Hoffnung geknüpft haben, dass 

sich darin die Stellung der Unehelichen verbessern würde, so wurde diese Erwartung spätes-

tens im Frühjahr 1888 gedämpft. Das „Gesetz, betreffend die Unterstützung von Familien in 

den Dienst eingetretener Mannschaften“ vom 28. Februar 1888 bestimmte, dass die Ehefrau-

en und die ehelichen Kinder (unter 15 Jahren) der ‚Eingetretenen’ einen öffentlichen Unter-

stützungsanspruch in Form von ‚Kriegsleistungen’ gegenüber ihrem ‚Lieferungsverband’, das 

heißt, der Gemeinde, dem Kreis oder dem Land bekamen. Aber: „… geschiedenen Ehefrauen 

und unehelichen Kindern steht ein solcher Unterstützungsanspruch nicht zu“68, wie es im Ge-

setz ausdrücklich hieß. Das wog schwer im militaristischen Deutschland des zu Ende gehenden 

19. Jahrhunderts und spiegelt die dominierende Sicht in der Gesellschaft, genauer gesagt, der 

alten und neuen Machteliten, die den unaufhaltsam sich vollziehenden Wandlungsprozess und 

die damit verbundene soziale Lage vor allem der Arbeiterklasse nicht zur Kenntnis nahmen. Die 

politischen Wirren hatten den Gesetzgebungsprozess ins Schlingern gebracht. Am 9. März 

1888 war Wilhelm I. gestorben. Sein Nachfolger, Friedrich starb nach nur drei Monaten im Amt 

am 15. Juni 1888. Ihm folgte Wilhelm II., der sich schließlich mit dem ‚ewigen’ Reichskanzler 

Bismarck überwarf, der am 20. März 1890 nach beinahe 28 Jahren aus dem Amt schied69. 

Schließlich wurde 1891 eine zweite Kommission zur Erarbeitung des Bürgerlichen Gesetzbu-

ches gebildet, die den alten Entwurf bis 1895 abermals überarbeitete, bevor er dem Reichs-

kanzler vorgelegt wurde und schließlich in Bundesrat und Reichstag beraten werden konnte.70 

In Hinblick auf das Unehelichenrecht stand die Kommission vor dem Problem der personen-

rechtlichen Beziehung zwischen einem außerehelich gezeugten Kind und seinem ‚natürlichen’ 

Vater. Besondere Schwierigkeit bereitete die Frage, wie die Unterhaltspflicht eines uneheli-

chen Vaters rechtsdogmatisch einwandfrei begründet werden konnte, wenn der fragliche 

Mann seine Vaterschaft bestritt – die mit den damaligen medizinischen Mitteln nicht zweifels-

frei feststellbar war.71 In den juristischen Auseinandersetzungen dominierten zwei Sichtwei-

sen.72 Einerseits wurde die Kindesunterhaltspflicht damit begründet, dass der Mann ein Delikt, 

nämlich eine unerlaubte Handlung begangen hatte, indem er mit der nicht mit ihm verheirate-

ten Frau während der kritischen Zeit sexuell verkehrt hatte. Er sollte demzufolge für seine un-

erlaubte Handlung haften, wenn man so will: bestraft werden. Auf der anderen Seite stand das 

mehrheitlich bevorzugte Argument der Verwandtschaft. Der Zeugungsakt wurde damit zur Be-

gründung eines Verwandtschaftsverhältnisses zwischen Vater und Kind. Dieses Vater-Kind-

Verhältnis basierte auf der tradierten Logik der väterlichen Gewalt (patria potestas) im Römi-

                                                        

68 § 2 Abs. 3 Gesetz, betreffend die Unterstützung von Familien in den Dienst eingetretener Mannschaf-
ten vom 28. Februar 1888 (Reichs-Gesetzbl. No. 7 1888; Nr. 1771, S. 59-61). 
69 Vgl. hierzu Müller 1996, 195. 
70 Für diesen Absatz vgl. Schmitz 2000, 123. 
71 Vgl. Schöps 1973. 
72 Hierzu, zum Folgenden und darüber hinaus zu den feineren Abstufungen der konkurrierenden theore-
tischen Konzeptionen vgl. Schöps 1973, 11-13. 
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schen Recht oder auch der Munt im Deutschen Recht.73 Denn in beiden Rechtsvorstellungen 

war die alimentatorische Funktion des Vaters74 fest verankert und bildete so die Grundlage für 

seine Unterhaltspflicht. Diese Verwandtschaftstheorie wurde schließlich im BGB vom 

18.8.1896, in Kraft seit dem 1.1.1900, übernommen – wenngleich die familienrechtlichen Kon-

sequenzen einer Verwandtschaft durch die eingeführte Rechtsfiktion der Nichtverwandt-

schaft75 zwischen unehelichem Kind und seinem Erzeuger janusköpfig ausgeschlossen wurden, 

die exklusiv dem ehelichen Kind vorbehalten bleiben sollten. Eine weitgehende Angleichung 

der Rechtsstellung von unehelichen und ehelichen Kindern fand nur in Richtung der mütterli-

chen Familie statt: „Das uneheliche Kind hat im Verhältnisse zu der Mutter und zu den Ver-

wandten der Mutter die rechtliche Stellung eines ehelichen Kindes.“76 

Unterhaltsrechtlich war jedenfalls unter den beteiligten Juristen unstrittig, dass der Erzeu-

ger/Vater dem Kind unterhaltsverpflichtet sein sollte. Höchst umstritten war allerdings, wie 

dieser Erzeuger unzweifelhaft festgestellt werden sollte. Die erste BGB-Kommission sah folg-

lich eine Unterhaltsregelung vor, wonach das uneheliche Kind bei nachgewiesenem „Mehrver-

kehr“ der Mutter leer ausging.77 Lieber sollte ein uneheliches Kind überhaupt keinen Unterhalt 

bekommen, als dass mit der Rechtskonstruktion die Gefahr geschaffen würde, im Einzelfall ei-

nen Mann, „welcher der Erzeuger eines unehelichen Kindes nicht sei, als Erzeuger zu behan-

deln und zur Ernährung eines fremden Kindes zu nöthigen“78, wie es hieß. Vor allem aber wur-

den „Fundamentalprinzipien“ 79  angeführt. Man gab diese rigorosen Maßnahmen als 

notwendige Schritte im Kampf gegen das „Dirnenwesen und die Prostitution“ und zum Schutz 

„von der hohen sozialen Stellung und von der Heiligkeit der Ehe“ aus. In der zweiten BGB-

Kommission setzte sich schließlich die exceptio plurium concumbentium mit knappem Mehr-

heitsentscheid – elf gegen acht Stimmen – durch. Zum Schutz der allgemeinen Sittlichkeit soll-

te ein Kind, dessen Mutter mit mehreren Männern sexuell verkehrt hatte, keinen Unterhalt 

erhalten, anstatt – wie es das Gegenmodell vorsah, alle fraglichen Männer in „gesamtschuld-

nerische Haftung“ zu nehmen. Stand der „Erzeuger“ jedoch zweifellos fest, so wurde Unter-

haltssäumnissen „durch Drohungen mit gerichtlicher Strafe oder administrativem Zwang“80 

begegnet.81 Dies geschah, wie es hieß „zum Schutze der Armenbehörden vor Ausbeutung“82. 

Die vorherrschende Sicht bezüglich der (säumigen) väterlichen Unterhaltspflicht war: 

„Ein dergestalt Ernährungssäumiger verletzt nicht nur die durch Ehe und Blutsverwandtschaft, kraft Mo-

ral und positiver Gesetzesvorschriften dem Menschen auferlegten Pflichten gegen die ihm nahe Stehen-

                                                        

73 Vgl. Oberloskamp 1998, 1-3, RZ 1-14. 
74 bzw. der „Sippe“ väterlicherseits. 
75 § 1589 Abs. 2 BGB a.F.: Ein uneheliches Kind und dessen Vater gelten nicht als verwandt. 
76 § 1705 BGB a.F. 
77 Vgl. hier und im Folgenden: Schubert 1986, 33. 
78 Zit. nach ebd. 
79 Vgl. hier und im Folgenden: ebd. 34f. 
80 Eckstein 1903, 2. 
81 Entsprechende Regelungen fanden sich bspw. im Preußischen Strafgesetzbuch von 1851. Vgl. Eckstein 
1903, 2, Fußnote. 
82 Ebd. 
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den, er vergeht sich auch gegen die Allgemeinheit, denn er zwingt sie, aus ihren Mitteln Personen zu er-

nähren, zu deren Unterhalte er selbst im Stande und verbunden ist; er lebt so mit auf öffentliche Kosten 

und entzieht vor allem einen Teil der öffentlichen Unterstützungsmittel den wirklich Notleidenden.“83  

Der erste BGB-Entwurf von 1887 sah vor, dass der Vater eines unehelichen Kindes vor der 

Mutter und den sonstigen Verwandten des Kindes haften sollte, indem er dem Kind den ‚not-

dürftigen Unterhalt’ bis zur Vollendung des 14. Lebensjahres leistete. Dem lag die Prämisse zu-

grunde, dass der Vater „vor der Mutter dazu berufen *sei+, einer Erwerbstätigkeit nachzuge-

hen, während die Mutter durch die Pflege für das Kind an einer Erwerbstätigkeit gehindert 

sei“84. Weitergehende Vorstellungen, wie sie der Leiter der ersten BGB-Kommission Gottlieb 

Planck (1824-1910) vertreten hatte, waren zunächst chancenlos geblieben. Planck hatte in sei-

nem Vorentwurf von 1880 vorgeschlagen, dass die Unterhaltspflicht auf Antrag bis zum 18. Le-

bensjahr ausgedehnt werden können sollte und dass Mutter und Vater gemeinsam und je zur 

Hälfte zum Unterhalt des Kindes beitragen sollten.85 Im 1895er Entwurf hatte man sich solchen 

Vorstellungen etwas angenähert. Letztlich sah die Regelung vor, dass der Vater den Unterhalt 

bis zum 16. Lebensjahr des Kindes zu zahlen hatte, wobei sich die Höhe des Unterhalts allein 

nach der „Lebensstellung der Mutter“86 richtete.  

Weitreichende Forderungen, wie die vom als „Juristen-Sozialisten“87 geschmähten Anton 

Menger88 aus Wien blieben unberücksichtigt. Menger hatte es für am zweckmäßigsten gehal-

ten, „wenn der Unterhaltsanspruch des unehelichen Kindes gar nicht als eine bestimmte Grös-

se behandelt wird, sondern sich nach dem Einkommen des Vaters richtet.“89 Darüber hinaus 

forderte Menger, dass ein Mann zu einem seinem Stande entsprechenden Unterhalt verpflich-

tet werden könne, wenn er trotz fortgeschrittenen Alters, etwa ab 40 Jahren, keine Anstalten 

machte, eine Ehe zu schließen, vielmehr: „ihm die unehelichen Geschlechtsverhältnisse die 

Ehe ersetzen“90. Menger vertrat damit unter Juristen und Rechtspolitkern eine radikale Außen-

seiterposition. Vorherrschend wurde die Ansicht vertreten, dass es (auch) für das Kind am Bes-

ten sei, wenn sich der in Form einer Geldrente zu leistende Kindesunterhalt nach den Verhält-

nissen der Mutter berechne, bei der das Kind schließlich aufwachse.91  Diese Regelung 

entfaltete in den meisten Fällen keine besondere Wirkung, weil die unehelichen Kinder in aller 

                                                        

83 Eckstein 1903, 2. 
84 Schmitz 2000, 124f. 
85 Vgl. Schmitz 2000, 124; Schubert 1986, 33. 
86 § 1708 Abs. 1 BGB a.F.: Der Vater des unehelichen Kindes ist verpflichtet, dem Kinde bis zur Vollen-
dung des sechszehnten Lebensjahres den der Lebensstellung der Mutter entsprechenden Unterhalt zu 
gewähren. Der Unterhalt umfaßt den gesamten Lebensbedarf sowie die Kosten der Erziehung und der 
Vorbildung zu einem Berufe. 
87 So die abwertend gemeinte Bezeichnung durch Friedrich Engels und Karl Kautsky, vgl. Kästner 1974, 
118, Fußnote 378. 
88 Zu Leben und Werk Mengers vgl. Kästner 1974. 
89 Menger 1927, 94. 
90 Menger 1927, 95. 
91 So bspw. Otto Friedrich von Gierke (1841-1921) oder auch Planck (Planck 1899), vgl. dazu Schmitz 
2000, 125-127. 
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Regel von Vätern gezeugt wurden, die der gleichen sozialen Lage entstammten, wie die Müt-

ter. So ergaben jedenfalls zeitgenössische Erhebungen für Leipzig92, Berlin93 und Frankfurt am 

Main94. 

Es zeigt sich aber, dass durch diese Rechtskonstruktion für diejenigen Väter eine Schutz-

funktion eingebaut wurde, die höheren Schichten als die Mütter zugehörten, vor allem für be-

güterte Ehemänner, die außerehelichen Sex praktizierten. Argumentiert wurde mit dem Kin-

deswohl. Es hieß, es könne nicht im Interesse des Kindes sein, wenn es über weit mehr Mittel 

verfügte, als es für seinen, genauer, den mütterlichen Stand normal wäre. Schließlich wolle 

man Mutter und Kind einander beziehungsweise Mutter und Kind nicht ihrer sozialen Umwelt 

entfremden, indem dem Kind mehr Mittel zur Verfügung gestellt würden, als sie die Mutter 

unter ‚normalen’ Umständen je hätte aufbringen können. Die in Pflege gegeben Kinder hatte 

man bei alledem nicht im Blick. 

Damit ging die Kommission von widersprüchlichen und teils unzutreffenden Prämissen aus. 

Die erste Grundannahme war, dass die Eltern unehelicher Kinder in der Regel demselben Stand 

oder derselben Klasse zugehörten – was empirische Erhebungen, wie gesagt, zu bestätigen 

schienen. Eine weitere wenigstens implizite Voraussetzung war, dass die Betreffenden mindes-

tens dem Mittelstand angehörten: Anderenfalls ist nicht einzusehen, wie die zuvor erwähnte 

Aufgabenteilung zwischen Mutter und Vater in Kinderpflege und Erwerbstätigkeit zugrunde 

gelegt werden konnte. Für den Großteil war diese idealisierte bürgerliche Arbeitsteilung völlig 

lebensfern, weil Männer der (pauperisierten) Arbeiterklasse kaum die Möglichkeit hatten, ein 

Einkommen zu erzielen, das als ‚Familieneinkommen’ ausgereicht hätte. Die tatsächliche Er-

werbsbeteiligung der Frauen unterstreicht diesen Widerspruch. Anfang des 20. Jahrhunderts 

waren in Deutschland rund 9,5 Millionen Frauen erwerbstätig, mit anderen Worten: knapp ein 

Drittel aller Frauen.95 Neben dem realitätsfernen Arbeitsteilungsideal zwischen Männern und 

Frauen war die Annahme grundlegend, dass die Unehelichkeit allein ein Phänomen der unte-

ren sozialen Schichten sei. Diese Annahme basierte auf einem zumindest unsicheren empiri-

schen Fundament96 und vor allem führte dies zu diversen inhärenten Widersprüchen. Aber 

wenn diese Annahme zutreffend gewesen wäre, wie konnte dann das bürgerliche Familienmo-

dell zugrunde gelegt werden? Hätte es gestimmt, dass die Eltern der Unehelichen in aller Regel 

derselben sozialen Schicht angehörten, weshalb sollte sich dann der Unterhalt des Kindes nach 

den Lebensumständen der Mutter richten? Warum wurde offenkundig das Interesse des ver-

gleichsweise wohlhabenden Mannes geschützt – selbst dann, wenn er „sittenwidrigen“ Ehe-

bruch begangen hatte? Im umgekehrten Fall einer wohlhabenderen Mutter wäre ein ärmerer 

Vater, nicht zu entsprechend mehr Unterhaltsleistungen verpflichtet worden, wie auch, er hät-

                                                        

92 Vgl. Taube 1893, 16. 
93 Vgl. Neumann 1900, 22. 
94 Vgl. Klumker/Spann 1905, 15-17. 
95 So die Zahl für das Jahr 1907. Im Vergleich dazu waren rund 18,6 Millionen Männer erwerbstätig. Vgl. 
dazu Bebel 1910, 214. 
96 Vgl. Buske 2004, 42-46. 
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te dies schlicht nicht leisten können. Die Rechtskonstruktion bedeutete also, dass, von den Le-

bensumständen armer Mütter ausgehend, die Unterhaltszahlungen von wohlhabenderen Vä-

tern gedeckelt wurden, was wohl zweifellos in deren Interesse gelegen haben dürfte. Im Um-

kehrschluss heißt das, dass das Leistungsniveau niemals über dem liegen konnte, was der 

entsprechend unterhaltspflichtige Vater zu zahlen imstande war, ganz gleich um wie viel wohl-

habender als er die Mutter des gemeinsamen unehelichen Kindes auch gewesen wäre. Die 

Konstruktion bevorzugte also den Vater. Sie tat das auch, indem sie explizit Frieden und Glück 

seiner Ehefamilie über das Wohlergehen des unehelichen Kindes und das seiner Mutter stell-

te.97 Diese Ungereimtheiten und Widersprüche im BGB führten zu Rahmenbedingungen, unter 

denen die Lage der Mehrheit der Unehelichen miserabel blieb.  

„Man macht sich heute kein Bild mehr von der Situation der ledigen Mütter (…): weitgehend aus den 

unteren Volksschichten, dabei alleinstehend, wegen der ‚Schande’ von allen guten Geistern verlassen, 

hart und vor allem überlange arbeitend für geringen Verdienst; meist unfähig, ihre Ansprüche gegen den 

Vater des Kindes oder gegen die Armenbehörden zu verfechten, waren sie fast immer gezwungen, ge-

gen teures Geld ihr Kind an Pflegemütter zu geben, die aber fast ebenso darbten und dann, wenn das 

Pflegegeld ausblieb, genau so wenig für das Kind zu tun vermochten.“98 

1.5. Einführung der Amtsvormundschaft für alle „Unehelichen“:  

Bürokratisierung der patria potestas 

„Die Einrichtung zur Ueberwachung der unehelichen 

Kinder führt in Leipzig den Namen Ziehkinder-

Anstalt “99 

Vor diesem Hintergrund wurde 1886 mit dem „Leipziger System“100 die erste systematisch und 

professionell betriebene Form öffentlicher Vormundschaft etabliert. Ausgangspunkt dieser 

Entwicklung war die 1824 eingerichtete „Leipziger Ziehkinderanstalt“, die seit 1883 vom Kin-

derarzt Max Taube (1851-1915) geleitet wurde. Diese ‚Anstalt’ war eine Stiftung zum Zwecke 

                                                        

97 Vgl. dazu Schmitz 2000, 144. 
98 Neises 1968, 8. Ganz ähnlich hatte Marianne bereits 1907 beschrieben: „Die überwiegende Mehrzahl 
der ledigen Mütter stammt aus den handarbeitenden, intellektuell ungeschulten Klassen. Es sind 
Dienstmädchen, Land- und Fabrikarbeiterinnen, die zufolge ihrer Jugend, ihre geringen Bildungsgrades 
und ihres Mangels an Zeit in der Regel nicht im Stande sind, ihre Ansprüche gegenüber dem Erzeuger 
ihres Kindes zäh und gewandt jahraus jahrein ohne energischen Beistand durchzusetzen. Schon deshalb 
wäre die Beseitigung der individuellen Bevormundung des unehelichen Kindes nur nach Einführung all-
gemeiner Generalvormundschaft oder ähnlicher Einrichtungen ratsam. – Aber auch abgesehen von den 
technischen Schwierigkeiten, welche die Heranziehung des Vaters zur Erfüllung seiner Pflichten macht, 
ist es für Mutter und Kind vor allem dann wertvoll, einen ständigen Berater zur Seite zu haben der ge-
setzlich verpflichtet ist, sich um das Kind zu kümmern, wenn es – wie schon jetzt in sehr vielen Fällen – 
nicht bei der Mutter lebt, sondern bei Fremden in Pflege ist.“ (1907, 566,  Hervorhebung  im Original) 
99 Taube 1893, 6. 
100 Taube 1893, 32. 
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der Verbesserung der Lebenssituation vor allem der außerehelichen Kinder101. Max Taube gilt 

bis heute als „Vater der Berufsvormundschaft“102. 

Taube übernahm 1882 die Stelle des sogenannten Ziehkinderarztes an der Leipziger Zieh-

kinderanstalt. Dazu schrieb Christian Jasper Klumker: „Hatte man vorher die Ziehkinderanstalt 

wesentlich als Bekämpfung von Missständen, im besonderen der Engelmacherei angesehen, so 

war Taube wohl der Erste, der die wirklichen Leistungen der Pflegeeltern, ihre Aufopferungs-

fähigkeit und ihre Hingabe, die so viele von ihnen unter schwierigen Bedingungen bewähren, 

betont hat.“103 In diesem Sinne bewirkte Taube 1884 einen städtischen Erlass, der alle Pflege-

mütter dazu verpflichtete, innerhalb einer Woche, nachdem sie ein Pflegekind übernommen 

hatten, in seiner Sprechstunde vorstellig zu werden. Um zu gewährleisten, dass diesem Erlass 

auch tatsächlich Folge geleistet wurde, bediente sich Taube eines effektiven (Druck-)Mittels: Er 

hatte die Möglichkeit, bei Bedarf Zuschüsse an Milch sowie Holz und Kohle zu bewilligen. In 

der darauffolgenden Woche suchte er selbst die Pflegefamilie auf und überzeugte sich vor Ort 

von der Angemessenheit der Zustände. Erwiesen sich diese als für das Pflegekind unhaltbar, 

wurde es andernorts untergebracht. Danach unternahm eine verbeamtete Pflegerin regelmä-

ßig mindestens alle vier Wochen Hausbesuche, bei denen sie einerseits Beratung zur Verfü-

gung stellte, zum andern aber auch die Pflegebedingungen kontrollierte, um das Kind gegebe-

nenfalls der notwendigen medizinischen Versorgung zuzuführen beziehungsweise andernorts 

in Pflege zu geben.104 Es handelte sich um ein System „der geordneten, strengen Controle der 

Ziehmütter“105, das auch gegen den Willen der Zieheltern durchgesetzt wurde. Taube setzte 

sich nachdrücklich für diese „weibliche Nebencontrole“106 ein, um so Fehlverhalten aus Un-

kenntnis als auch Nachlässigkeiten der Pflegemütter von vornherein zu unterbinden: „Das Be-

wußstein, eine Controle hinter sich zu haben, mahnt schon zur Vorsicht.“107  

Dieses von Taube installierte „Sozialmanagement“108, das zudem stets dem „neuesten 

Standpunkt der Wissenschaft entsprechen“109 sollte, samt der Errichtung einer effektiven so-

zialen Bürokratie, ging über die seit Mitte des 19. Jahrhunderts übliche polizeiliche Genehmi-

gung und die abstrakte Überwachung der Pflegefamilien hinaus. Dieses unter Taubes Ägide 

fortlaufend verfeinerte Kontrollsystem über die Pflegeeltern, die gleichzeitig unterstützt und 

gefordert werden sollten, bewirkte, dass in Leipzig die Säuglingssterblichkeit unter den Unehe-

lichen zwischen 1851und 1890 von 28,5 % auf 24,5 % sank, während im Vergleich dazu die 

Sterblichkeitsrate unter den Ehelichen im gleichen Zeitraum annähernd bei rund 20 % stabil 

                                                        

101 Vgl. Jenner 2006, 18 
102 Vgl. Hasenclever 1978, 25; Jenner 2006, 17-23; Jordan/Sengling 1994, 32; Münder 2004, 22; Uhlen-
dorff 2003, 32f. 
103 Klumker 1931, 12 
104 Für diesen Absatz vgl. Taube 1893, 6-12; 37-46; 69f. 
105 Ebd. 37. 
106 Ebd. 20. 
107 Ebd. 
108 Buske 2004, 53. 
109 Taube 1893, 38. 
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geblieben war110. Damit war die Mortalitätsrate unter Unehelichen im Vergleich zu anderen 

Städten (36-50 %) verhältnismäßig gering.111 Durch diese Erfolge bestärkt, wandte sich Taube 

dem anachronistischen Vormundschaftswesen zu. Er hatte im Rahmen seiner Tätigkeit die Ein-

sicht gewonnen, dass die Lage der unehelichen Kinder in Pflegefamilien dadurch deutlich ver-

bessert werden könnte, dass die ‚natürlichen’ Väter tatsächlich ihren gesetzlich vorgesehenen 

Unterhaltsverpflichtungen nachkämen. Taube schrieb dazu:  

„Es bedarf daher, um die Heranziehung der Väter zu ermöglichen, nur Folgendes: Das erweiterte Zieh-

kinderamt erhält für die unehelichen Kinder vormundschaftliche Berechtigung: bei Anmeldung eines 

Kindes sofort nach der Geburt wird der angegebene Vater vorgefordert und wird sich derselbe durch 

den gesetzmäßigen Hintergrund des Amtes fast stets zur Zahlung verpflichten.“112 

Das ‚Leipziger System’ wurde von Taube im Laufe der Zeit immer weiter ausgefeilt und im 

Sinne Max Webers bürokratisch rationalisiert. So wurde auf Taubes Bestreben hin im Novem-

ber 1886 dem Leipziger Armenamt die sogenannte Generalvormundschaft für alle unehelichen 

Kinder von Geburt an übertragen, die in Pflege gegeben worden und bei der Ziehkinderanstalt 

gemeldet waren. – Am 1. April 1900 wurde die Generalvormundschaft auf alle Unehelichen 

ausgedehnt.113 – Alle Einzelvormundschaften, die vorher bestanden hatten, wurden aufgeho-

ben. Im Armenamt wurde ein Beamter ausschließlich zur Verwaltung der Mündel abgestellt. 

Dessen Tätigkeiten beschrieb Taube wie folgt:  

„Ein Beamter ist vollständig jetzt *1892, DS+ durch die unehelichen Kinder in Anspruch genommen. Füh-

rung der Listen, Vorladung der Mütter, Vorladung der Väter, Beaufsichtigung der rechtzeitigen An- und 

Abmeldung des Kindes durch Ziehmütter, Controle und etwaige Bestrafung derselben, Führung der 

Vormundschaftslisten *…+“114  

Die Arbeit der Amtsvormundschaft lässt sich folgendermaßen zusammenfassen: Nach der 

Geburt eines unehelichen Kindes wurde die Mutter vorgeladen, um ihre ‚Existenzverhältnisse’ 

offen zu legen und den Vater anzugeben. Benannte die Mutter den Vater und bestritt dieser 

seine Vaterschaft nicht, so wurde mit ihm ein Vertrag über regelmäßige Zahlungen eines soge-

nannten Ziehgeldes geschlossen. Wenn er nicht zahlte, wurde er vorgeladen und im Beisein 

der Mutter über seine Zahlungspflichten belehrt. Weigerte er sich, fortan (und rückwirkend) zu 

zahlen, so leitete der Berufsvormund unmittelbar ein Klageverfahren beim zuständigen Gericht 

ein.115 Diese Konstruktion diente zur Finanzierung der Inpflegegabe, das heißt, der Versorgung 

des unehelichen Kindes, ohne dabei die öffentliche Armenkasse zu belasten. Es war selbstver-

ständliche Grundannahme, dass die Pflege des unehelichen Kindes durch Dritte übernommen 

wurde und dass die Mütter durch eigenen Erwerb zum Unterhalt ihres Kindes beitrugen. Folge-

richtig war es den leiblichen Müttern nicht möglich, ihre Kinder aufzuziehen – zumindest nicht 

                                                        

110 Vgl. ebd. 36. 
111 Vgl. ebd. 13. 
112 Taube 1893, 19. 
113 Vgl. Hasenclever 1978, 24f.; Illner 1928, 13. 
114 Taube 1893, 29f. 
115 Vgl. ebd. 31. 
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ganztägig. Von daher mussten sie die Pflegeleistungen von Anderen gegen Geld in Anspruch 

nehmen, womit ein Circulus vitiosus der Armut wenn nicht geschaffen, so doch verstetigt wur-

de. Zugleich wurde normativer Einfluss auf die Eltern ausgeübt, indem ihnen ihre jeweiligen 

Pflichten sanktionsbewährt aufgezeigt wurden. 

Durch die Verschränkung mit dem Armenamt entstand ein System zur Regulierung der ar-

men und ärmsten Gesellschaftsschichten, obwohl es sich bei der Unehelichkeit um ein allge-

meines soziales Phänomen handelte. Dieses Phänomen wurde im herrschenden Diskurs der 

damaligen Zeit als Produkt einer sozialen Pathologie wahrgenommen: die ledige und darüber 

hinaus erwerbsarbeitende Frau.116 Taubes Statistik für das Jahr 1884 unterstreicht diese Per-

spektive, da es sich bei den unehelichen Müttern vorwiegend um Hausbedienstete, wie Gesell-

schafterinnen, Erzieherinnen und Dienstmädchen (128)117, um Fabrikarbeiterinnen (52), um 

Stickerinnen, Näherinnen und Verkäuferinnen (48), um Kellnerinnen und Sängerinnen (18) 

handelte oder um Frauen, die ohne eigene Einkünfte noch im Haus ihrer Eltern lebten (18)118. 

Taubes System lag eine idealtypische Fallkonstruktion zugrunde: 

„1. In der Mehrzahl der Fälle will die Mutter überhaupt nicht klagen, um den betreffenden Vater des 

Kindes nicht gegen sich zu erbittern, denn sie ist immer noch in dem Glauben einer Heirath befangen. Ist 

endlich jede Hoffnung geschwunden und sind alle ihre Mittel erschöpft, so tritt ihr 

2. das Vormundschaftsgesetz entgegen. Ehe es ihr gelingt, einen Vormund zu finden, das Armuths-Attest 

zu erlangen und die Klage anzubringen, ist der Vater öfter verschwunden und das Kind gestorben.“119 

Das System basierte argumentativ auf dem Schutz des Kindes und der Wahrung seiner Inte-

ressen – im Zweifel auch gegen die eigene Mutter.120 Zweifel und Skepsis gegen die Mütter wa-

ren in dem System dominierend. Dies fußte einerseits auf der Erkenntnis, dass das Mortalitäts-

risiko von Säuglingen bei den leiblichen Müttern statistisch gesehen höher war, als bei in 

Pflege gegebenen Kindern.121 Andererseits wog die im vorangehenden Zitat dokumentierte 

Perspektive schwer, dass Mütter zu sehr mit sich und der Beziehung zum Vater des Kindes be-

schäftigt gewesen seien, als dass sie sich angemessen um das Wohl ihres Kindes hätten küm-

mern können. Dies hing für Taube auch „mit dem Charakter des weiblichen Geschlechts“ zu-

sammen, den er, wie er in anderem Zusammenhang schrieb, dadurch bestimmt sah, „vor allem 

mit dem Gefühl zu urtheilen“122. Diese unterstellte weibliche Gefühligkeit stand für Taube rati-

                                                        

116 Vgl. Scott 1997, 476. 
117 Die mögliche Annahme, dass hier die „Herrschaften“ die Väter waren, wird durch Taubes Väter-
Statistik entkräftet. Den größten Teil stellten Handwerker (71); Kaufleute (34); Markthelfer und Handar-
beiter (22); Zimmermann, Maurer, Kutscher (17); Diener, Kellner (16); Soldaten (14); sonstige Arbeiter 
(11); Studenten (7); sonstige (9). Damit lassen sich, wenn man die Kaufleute nicht zurechnet, 36 Väter 
dem Mittelstand zurechnen: Beamte (14); Lehrer, Gelehrte, Ärzte, Advokaten (10); Sergeanten, Feldwe-
bel, Officiere (6); Ökonomen (6). (Vgl. ebd. 16f.) 
118 Vgl. ebd. 15. 
119 Ebd. 18. 
120 Vgl. ebd. 36; 55f. 
121 Vgl. ebd. 55. 
122 Ebd. 22. 
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onalem Handeln im Interesse des Kindes entgegen. Selbstverständlich waren das keine An-

nahmen, die sich nur bei einem Max Taube fanden, sie entsprachen vielmehr der herrschen-

den Sicht. Dennoch ist hier genauer hinzusehen, da Taube auf diesen Annahmen eine Diszipli-

nierungstechnologie errichtete. Durch diverse Einzelfälle sah er sich in diesen (Vor-) Urteilen 

und seinem darauf gründenden Misstrauen bestätigt. So berichtet Taube beispielsweise von 

einer Mutter, die gemeinsam mit einem anderen Mann das gesamte Unterhaltsgeld für das 

Kind vergeudete, das ihr in einer damals üblichen Einmalzahlung vom Kindesvater ausgehän-

digt worden war.123 Aufgrund solcher Erfahrungen setzte sich Taube dafür ein, die Väter zu re-

gelmäßigen Zahlungen zu verpflichten, über die im Rahmen der Generalvormundschaft des 

Armenamts ein eigens dafür zuständiger Beamter wachen sollte.  

Die Überwachung sah wie folgt aus: Zahlte der Vater nicht, sollte der zuständige Beamte 

dafür sorgen, dass die Zahlungen gegebenenfalls gerichtlich erzwungen und nötigenfalls durch 

Zwangsarbeit124 eingetrieben wurden. Die Begründung lautete, dass es besser sei, regelmäßig 

bis zum 14. Lebensjahr des Kindes – solange bestand damals die Unterhaltspflicht in Sachsen – 

einen für die Versorgung notwendigen Betrag gezahlt zu bekommen, als dass ein einmal fest-

gelegter Betrag der Mutter oder Ziehstelle ausgezahlt würde und damit Gefahr liefe, in kurzer 

Zeit aufgebraucht zu werden. Erschwerend kam hinzu, dass die Kinder aus vielerlei Gründen 

die Pflegestellen häufig wechselten. In einem solchen Falle den einmal ausgehändigten Betrag 

anteilsgemäß wieder einzutreiben, um ihn der neuen Pflegemutter/-stelle zu übergeben, er-

wies sich in Praxis als nahezu unmöglich. Folglich mussten die Armenkassen einspringen, um 

die Kinder zu versorgen. Um dies zu vermeiden, regte Taube an, dass Väter den Unterhalt re-

gelmäßig und direkt an die Armenkasse zahlen sollten, die dann das Geld zur Versorgung des 

Kindes entweder an die Mutter oder an die Pflegestelle weiterleiten würden.125 Darüber hinaus 

schlug er vor, dass die Unterhaltsbeträge direkt „von einem jeden Einkommen“ 126 des Vaters, 

wie es hieß, abgezogen würden. Gerade dieser Aspekt war letztlich ausschlaggebend für den 

Erfolg des Leipziger Modells, oder wie es bis heute heißt, des ‚Taubeschen Systems’. Am 

26.09.1885 veröffentlichte Taube in einer  

„wissenschaftlichen Beilage der Leipziger Zeitung, des damaligen Regierungsorganes, einen Aufsatz un-

ter dem Titel: Die Sicherung der Existenzbedingung der unehelichen Kinder und ihr Verhältnis zum neu-

en deutschen B.G.B. Er legte darin die Notwendigkeit der Ersetzung der Einzelvormundschaft durch die 

amtliche Vormundschaft klar. Der Aufsatz erweckte allgemeines Interesse, besonders durch die Hervor-

hebung der Ersparnisse, welche der Staat an öffentlichen Geldern machen könne. Es kam schließlich zu 

                                                        

123 Vgl. Taube 1893, 25. 
124 „Die Kosten der Unterhaltung eines lebenden Kindes können unmöglich auf die gleiche Linie mit einer 
zu bezahlenden Schuld gestellt werden, zu deren Bezahlung nur von einer gewissen Einkommenshöhe 
ab Abstriche möglich sind. 
Nur hierdurch allein entsteht die Belastung der Mütter, weil der Durchschnitt der Väter ein Einkommen 
unter diesem gesetzlichem Minimum besitzt. Hier sollte doch ein Vergleich mit einem ehelichen Vater 
gezogen werden, welcher nach unseren armenpolizeilichen Gepflogenheiten, wenn er seiner Pflicht zur 
Ernährung seiner Familie nicht nachkommt, zur Zwangsarbeit angehalten wird.“ (Taube 1893, 51) 
125 Vgl. ebd. 48. 
126 Ebd. 52. 
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Verhandlungen des Kgl. Sächsischen Justizministeriums mit dem Amtsgericht und der Ziehkinderanstalt 

von Leipzig, in denen die Ziehkinderanstalt der sächsischen Regierung vorschlug, ihr mit der Aufsicht zu-

gleich die vormundschaftlichen Rechte über die Kinder zu übertragen, und so die ganze öffentliche Für-

sorge für die unehelichen Kinder in den Händen der Ziehkinderanstalt zu vereinigen. Durch die Verord-

nung des Klg. Sächsischen Ministeriums über die Bevormundung unehelicher Kinder in Leipzig vom 11. 

Mai 1886, die am 1. November in Kraft trat, wurde diesem Vorschlag seitens der Regierung stattgege-

ben.“127 

Taube selbst zitierte, nicht ohne Stolz, den damaligen Leipziger Bürgermeister, der dieses 

System als großen Gewinn für die Stadt lobte. Im Folgenden sei das 4 Punkte umfassende Zitat 

dokumentiert. Es macht die entscheidende Weichenstellung sichtbar, die die vergeschlecht-

lichte bürokratische Praxis der öffentlichen Jugendhilfe im Bereich Vormundschaften bis hin 

zur heutigen Beistandschaft begründet. Bürgermeister Ebeling von Meerane bescheinigte dem 

Taubeschen Modell: 

„1. Erleichterung für Gericht, Armenamt und Publikum. Die Ausmittlung eines Vormundes ist meistens 

schwierig und die Wahl nicht geeignet. Die uneheliche Mutter ist als Vormund nicht befähigt *…+ Das 

Kind besitzt jetzt Vertretung, die Verpflichtung und Instruction fällt dabei weg, die unehelichen Mütter 

wissen sofort, wohin sie sich zu wenden haben, der amtliche Verkehr läßt sich dabei sehr vereinfachen.  

2. Erheblicher finanzieller Nutzen für die Armenkasse. Mutter und Vormund haben oft nicht die Energie, 

den Vater zu belangen. Bei der Mehrzahl der Fälle zahlt der Vater aus Furcht, oft hilft gütliche Verhand-

lung, in einfacher Form wird ohne Kosten ein Vertrag geschlossen, schließlich wirkt Klage. Je mehr Väter, 

desto weniger Kinder fallen der Armenkasse zur Last. In den Fällen, wo die Klage erfolglos, ist nach 

Dresdner Beispiel die städtische Arbeitsanstalt nothwendig. 

3. Durch die wachsame Controle gelangen die Unterhaltsbeiträge unverkürzt zur Pflege des Kindes. 

4. Die Vormundschaftseigenschaft überträgt der Gemeindebehörde die patria potestas und damit die 

Möglichkeit selbständig und ungehindert einzutreten, stärkt die Autorität der Behörde und kann die un-

glücklichen unehelichen Kinder vor Verwahrlosung bewahren.“128 

Am 26. April 1900 wurde angeordnet, dass die Ziehkinderanstalt durch das Standesamt 

über alle unehelichen Geburten zu informieren war und im November 1904 erteilte das städti-

sche Gesundheitsamt den Hebammen den Auftrag, die Geburt eines unehelichen Kindes spä-

testens drei Tage nach der Geburt anzuzeigen.129 Das System war damit komplett. 

Dieses Leipziger Modell der behördlichen Vormundschaft für uneheliche Kinder fand in den 

Ländern des Deutschen Reiches vielfach Nachahmung. Nach dem Ersten Weltkrieg fand das 

„Lex Taube“ mit dem 1924 in Kraft getretenen RJWG130 reichsweite Verbreitung, mit dem das 

Jugendamt zum Amtsvormund für alle unehelich geborenen Kinder bestimmt wurde.131 Bis da-

hin hatte das 1900 in Kraft getretene BGB im Anschluss an das alte deutsche Recht als Regelfall 

die Einzelvormundschaft normiert, was Taube bereits während der Vorarbeiten, „auch persön-

                                                        

127 Illner 1928, 12. 
128 zit. nach: Taube 1893, 47f. 
129 Vgl. Illner 1918, 13. 
130 §§ 32-41 RJWG. 
131 Vgl. Gries/Ringler 2005, 31; Oberloskamp 1998, 4. 
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lich bei den Kommissionsmitgliedern“132, kritisiert hatte133 und sich angesichts der vielen unter-

schiedlichen Berufsvormundschaften in den Ländern des Reiches als weltfremde Illusion er-

wies.134   

Zwischenfazit 

Die Generalvormundschaft der Leipziger Ziehkinderanstalt, wie sie Taube konzipiert und etab-

liert hatte, wurde regelrecht zur Blaupause für die weitere Entwicklung bis zur gesetzlichen 

Amtsvormundschaft des Jugendamtes, die das RJWG schließlich reichseinheitlich normieren 

sollte. Unter Taubes Ägide wurde ein Apparat konstituiert, indem die patria potestas bürokra-

tisch rationalisiert wurde und von wo aus sich ein am bürgerlichen Familienleitbild orientiertes 

Gender Regime auf die Mütter und Väter unehelicher Kinder ausbreitete. Es ging gewisserma-

ßen darum, das Verhalten der Väter und Mütter überwachen und kontrollieren zu können: 

„Eine permanente Überwachung von Menschen durch jemanden, der Macht über sie ausübt 

*…+ und der dank dieser Macht nicht nur die Möglichkeit hat, sie zu überwachen, sondern auch 

Wissen über sie anzusammeln.“135 Nach Foucault wurden in der Institution des Gefängnisses 

„die Prozeduren der anderen Disziplinaranlagen“, wie er schreibt, lediglich „auf ihre äußerste 

Spitze“136 getrieben. Taubes Anstalt kann ohne Zweifel zu diesen Disziplinaranlagen gezählt 

werden.  

Die professionalisierte Vormundschaft diente zentral der Disziplinierung unehelicher Väter 

zu Unterhaltspflichtigen und der Disziplinierung der ledigen Mütter, Pflegemütter und -stellen 

zu Erzieherinnen der bevormundeten Kinder. Es kam damit nicht nur zu einer Trennung von 

rechtlicher Vertretung und der unmittelbaren Versorgung und Erziehung der Mündel, wie bei-

spielsweise Hansbauer und Mutke betonen,137 sondern auch zur Konstituierung der geschlecht-

lichen (Arbeits-)Teilung zwischen finanzieller Versorgung (durch den Vater) und Personensorge 

(durch die Mutter). Entlang dieser Trennlinie formierte sich die entsprechende geschlechtlich 

konnotierte Disziplinierung durch eine sich zunehmend bürokratisierende Vormundschaft. An 

der Wende vom 19. zum 20. Jahrhundert entstand somit etwas Neuartiges: ein öffentliches 

System, das außerhalb der Institution Ehe die elterliche Verantwortung für ihre Kinder nor-

miert und damit verbunden, ein System, das Allgemeingültigkeit beanspruchende Geschlech-

terrollen für Mütter/Frauen und Väter/Männer nicht nur zugrunde legt, sondern rollengerech-

tes Wohlverhalten einfordert und gegebenenfalls unter Zuhilfenahme juristischer 

Disziplinarmechanismen von den Einzelnen erzwingt. Zur Begründung wurden regelmäßig zwei 

                                                        

132 Illner 1928, 15. 
133 Vgl. Taube 1893, 57-61. 
134 Vgl. Jenner 2006, 32, 44, 56-61; Oberloskamp 1998, 3f., 349f. 
135 Foucault 2003 [1973], 86. 
136 Foucault 1994 [1976], 302. 
137 Vgl. Hansbauer/Mutke 2004, 29-33. 
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Argumente angeführt, die bis heute immer wieder kehren, zum einen das Wohl des Kindes und 

zum anderen die Entlastung der öffentlichen Kassen. 

Die Schaffung öffentlicher Strukturen, wie dem Jugendamt, in denen letztlich das von Taube 

entwickelte Modell Verallgemeinerung erfahren sollte, wären ohne organisierte Interessenver-

tretung nicht möglich gewesen. Von daher werden in den folgenden Kapiteln einige der zentra-

len politischen Akteure in diesem Feld eingehender beleuchtet. 

2. Der Deutsche Verein für Armenpflege und Wohltätigkeit 

2.1. Gründungsanlass: Unzulänglichkeit des Wohlfahrtssystems 

Im vorigen Kapitel habe ich ausgeführt, dass sich das desolate Vormundschaftswesen als äu-

ßerst problematisch erwies, vor allem für die unehelichen Kinder selbst. Für die sozialpolitische 

Entwicklung dürfte aber entscheidender gewesen sein, dass durch dieses mangelhafte System 

die öffentlichen Armenkassen stark belastet wurden. Angesicht der sich im Zuge der Industria-

lisierung verschärfenden sozialen Probleme, vor allem der Armut, nicht nur im Pflegekinder- 

und Vormundschaftswesen, zeigte sich, dass die traditionellen freien und kirchlichen Einrich-

tungen der Wohlfahrt und Fürsorge offenkundig überfordert waren. Sie waren zu klein und zu 

zersplittert und von daher ungeeignet, um die drängende strukturelle Not zu beseitigen, die als 

„die Arbeiterfrage“ in die Geschichte einging. Die allgemeinen gesellschaftlichen Spannungen, 

die der Wandel von der agrarisch geprägten feudalen zur industriell kapitalistischen Wirt-

schaftsweise seit Ende des 18. Jahrhunderts einerseits und die Gründung des Deutschen Rei-

ches 1871 andererseits erzeugten, spiegelten sich auch im wohlfahrts- und fürsorgepolitischen 

Feld wieder. So herrschten zwischen den Einrichtungen der öffentlich, gesetzlich, behördlich 

institutionalisierten „Armenpflege“ und denen der in freier Trägerschaft erbrachten „Wohltä-

tigkeit“, „Liebestätigkeit“ oder „Fürsorge“ zum Teil erhebliche Spannungen.138 Eine Ursache für 

diese Spannungen und damit verbundene gravierende Versorgungslücken für die Betroffenen 

lag in den ungeklärten Zuständigkeiten. Verschärfend kam die höchst uneinheitliche Rechtsla-

ge zwischen den Einzelstaaten des noch jungen Deutschen Reiches hinzu, die nicht selten wi-

dersprüchlich war und bis zum Inkrafttreten des BGB 1900 – und in vielerlei Hinsicht auch da-

nach noch – blieb. Durch Art. 4 der Reichsverfassung war die Gesetzgebungskompetenz auf 

Reichsebene eng begrenzt. Sie erschöpfte sich in Rahmengesetzen, die sich häufig als für die 

Praxis unzulänglich erwiesen. Innerhalb dieses Rahmens war den Ländern die rechtliche Aus-

gestaltung im Detail weitgehend selbst überlassen. Für das Armenwesen hatte das eine enor-

me Unübersichtlichkeit und Uneinheitlichkeit zur Folge. Die Gründung bürgerlicher Vereine, 

                                                        

138 Zu den Begriffen vgl. Orthband 1980, 8f. 
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wie dem „Deutschen Verein für Armenpflege und Wohltätigkeit“, kann als eine Reaktion auf 

diese Situation verstanden werden. Es waren vorwiegend Mitglieder des mittleren und Groß-

bürgertums, die mit Hilfe solcher Vereinigungen für eine ihren Vorstellungen und Werten ent-

sprechende und einheitliche Ordnung sorgen wollten.139 Zu dieser Zeit entstanden vielfältige 

Interessenverbände aus einen Bedürfnis nach fachlichen Zusammenschlüssen für Erfahrungs-

austausch und aus dem Wunsch, ihren Interessen politischen Einfluss zu verschaffen. Der Bre-

mer Senator Albert Doell schlug 1879 in einer Denkschrift mit dem Titel „Die Reform der Ar-

menpflege“ vor, einen „Centralverein für deutsche Armenpflege“ zu gründen.140 

Die uneinheitliche Lage im Sozialrecht lässt sich kurz an einem Beispiel verdeutlichen, das 

auch für das Vormundschaftswesen von großer Bedeutung war und ist: die Freizügigkeit.141 Die 

1870er Jahre waren nach einem nur kurzfristigen wirtschaftlichen Aufschwung im Anschluss an 

den sogenannten Gründerkrach 1873 von einer lang anhaltenden Flaute geprägt. Hierdurch 

wurde die wirtschaftliche Struktur im Reichsgebiet maßgeblich verändert und der Wandel von 

der Agrar- zur Industriegesellschaft enorm beschleunigt. Eine Auswirkung davon war eine 

enorme Migration vom Land in die industriellen Ballungsräume. Diese Wanderungsbewegung 

war der Hintergrund für die intensive Auseinandersetzung mit dem Thema Freizügigkeit im 

Deutschen Verein in den ersten Jahren nach seiner Gründung 1880. Denn jetzt „prallten die 

Welt geordneter Bürgerlichkeit und die der entwurzelten und pauperisierten Massen frontal 

aufeinander“, wie Sachße und Tennstedt mit Blick auf die seinerzeit rasend expandierenden 

Städte zusammenfassen. Die Städte neuen Typs werden zu Ballungszentren von Menschen und 

Kapital. Die uneinheitliche Lage im Sozialrecht, wie am Beispiel der Freizügigkeit exemplarisch 

deutlich wird, war diesen Entwicklungen nicht gewachsen.142 Artikel 3 der Reichsverfassung 

von 1871 bestimmte, dass Angehörige eines jeden Bundesstaates sich in jedem anderen Bun-

desstaat niederlassen konnten, sowie dort Gewerbe treiben, Grund erwerben, öffentliche Äm-

ter übernehmen und weitgehend unbeschränkt die bürgerlichen Rechte beanspruchen konn-

ten, wie die sogenannten Inländer.143 Von dieser weitgehenden Gleichberechtigung war die 

                                                        

139 Vgl. Foucault 2003 [1973], 90-92. 
140 Vgl. Sachße/Tennstedt 2005b, 17. 
141 Vgl. Orthband 1980, 12-22. 
142 Vgl. Orthband 1980, 12-22; Sachße/Tennstedt 2005b, 17-19. 
143 RVerf 1871 Art. 3. 
1. Für ganz Deutschland besteht einen gemeinsames Indigenat mit der Wirkung, daß der Angehörige 
(Unterthan, Staatsbürger) eines jeden Bundesstaates in jedem anderen Bundesstaate als Inländer zu be-
handeln und demgemäß zum festen Wohnsitz, zum Gewerbebetriebe, zu öffentlichen Aemtern, zur Er-
werbung von Grundstücken, zur Erlangung des Staatsbürgerrechtes und zum Genusse aller sonstigen 
bürgerlichen Rechte unter denselben Voraussetzungen wie der Einheimische zuzulassen, auch in Betreff 
der Rechtsverfolgung und des Rechtsschutzes demselben gleich zu behandeln ist. 
2. Kein Deutscher darf in der Ausübung dieser Befugniß durch die Obrigkeit seiner Heimath, oder durch 
die Obrigkeit eines anderen Bundesstaates beschränkt werden. 
3. Diejenigen Bestimmungen, welche die Armenversorgung und die Aufnahme in den lokalen Gemein-
desverband betreffen, werden durch den im ersten Absatz ausgesprochenen Grundsatz nicht berührt. 
4. Ebenso bleiben bis auf Weiteres die Verträge in Kraft, welche zwischen den einzelnen Bundesstaaten 
in Beziehung auf die Uebernahme von Auszuweisenden, die Verpflegung erkrankter und die Beerdigun-
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Armenversorgung ausgenommen. Wenn ein ‚Ausländer’ hilfebedürftig wurde, konnte sein 

Recht auf Freizügigkeit beschränkt oder sogar aufgehoben werden und ihm drohte die Ab- o-

der Ausweisung.144 

Grundlage dafür war das Unterstützungswohnsitzgesetz von 1870145. Das Gesetz regelte, 

dass nur demjenigen Unterstützung zustand, der Heimatrecht genoss und das wiederum war 

gebunden an den sogenannten Unterstützungswohnsitz. Unterstützungswohnsitz erhielt man 

durch mindestens zweijährigen Aufenthalt innerhalb des Ortsarmenverbandes, durch Heirat 

oder durch Abstammung.146 Darüber hinaus regelte das Gesetz aber auch, dass ortsansässige 

Hilfebedürftige, selbst wenn sie die formelle Unterstützungsberechtigung (noch) nicht vorwei-

sen konnten, vorläufig durch die örtlichen Einrichtungen unterstützt werden mussten.147 Das 

führte zu Konflikten, weil es sich schwierig gestaltete, die für den ‚Ausländer’ erbrachten Leis-

tungen von den entsprechenden Stellen in dessen Herkunftsort zurückerstattet zu bekommen. 

Die Regelung erwies sich schon bald als völlig unzureichend, was sich durch stetig wachsende 

Arbeitsmigration zunehmend verschärfte.  

Vonseiten des Reiches war eine Beseitigung dieses Missstandes nicht zu erwarten. Konkre-

te, detaillierte und vor allem reichsweit einheitliche Regelungen – etwa für die Amtsvormund-

schaft in Form eines ‚Lex Taube’ – schienen im Rahmen der Reichsgesetzgebung unmöglich. 

Allenfalls waren durch Übereinkunft der Einzelstaaten Verbesserungen möglich, etwa durch 

Absprachen über entsprechend gleichlautende Regelungen im jeweiligen Einzelstaat.  

2.2. Vereinszweck: reichsweite Vereinheitlichung  

des Fürsorgewesens 

Vor dieser Folie ist die Gründung des Deutschen Vereins für Armenpflege und Wohltätigkeit 

1880/81 zu verstehen. Sie kann als Teil „eines umfassenden Prozesses der Systematisierung 

und Verwissenschaftlichung bürgerlicher Reformbewegungen verstanden werden“148. Zweck 

des Vereins war, wie es in der Gründungssatzung hieß, die zerstreuten Reformbestrebungen 

auf dem Feld der öffentlichen Armenpflege und der freien Wohltätigkeit zu bündeln und dar-

über hinaus, die in diesem Feld Tätigen, wie man heute sagen würde, miteinander zu vernet-

zen und ihnen in Form von jährlichen Tagungen Weiterbildung und fachlichen Austausch anzu-

                                                                                                                                                                   

gen verstorbener Staatsangehörigen bestehenden. 
5. Hinsichtlich der Erfüllung der Militairpflicht im Verhältniß zu dem Heimathslande wird im Wege der 
Reichsgesetzgebung das Nöthige geordnet werden. 
6. Dem Auslande gegenüber haben alle Deutschen gleichmäßig Anspruch auf den Schutz des Reichs. 
144 Vgl. Orthband 1980 15f. 
145 Es galt zunächst nur für den Norddeutschen Bund, wurde dann ausgedehnt auf das gesamte Reich 
und galt letztlich bis 1924 (vgl. Orthband 1980, 13). 
146 Vgl. §§ 9f. Unterstützungswohnsitzgesetz des Norddeutschen Bundes (in: Orthband 1980, 14). 
147 Vgl. § 28 Unterstützungswohnsitzgesetz des Norddeutschen Bundes (in: Orthband 1980, 14). 
148 Sachße/Tennstedt 2005b, 20. 
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bieten.149 Für den Historiker Eberhard Orthband150 steht fest, dass der Deutsche Verein gegrün-

det wurde, um Anstelle des Reiches, also Anstelle des Staates, „…die Fürsorge nicht nur im 

Rahmen bestehender Staatsgesetze aufzubauen und auszugestalten, sondern sie auch gemäß 

ihrer Eigengesetzlichkeit zu entwickeln und sie auf neue Arbeitsfelder auszudehnen“151. Die 

herausragende Stellung und das politische Gewicht des Deutschen Vereins wird an seiner Mit-

gliederstruktur deutlich ablesbar, die exemplarisch für das Gründungsjahr 1881 und für 1917 

tabellarisch dargestellt sei:  

Tabelle 5: Mitglieder des Deutschen Vereins 1881 und 1917 

Korporative Mitglieder 1881 1917 

Stadtgemeinden 93 273 

Provinzial- und Landarmenverbände 4 35 

(private) Wohltätigkeitsvereine 11 91 

staatliche Behörden k.a. 18 

Hinzu kamen ab den 1890er Jahren über 150 Einzelpersonen.152 

Das ursprüngliche Selbstverständnis des Deutschen Vereins war, anstelle des Staates und für 

den Staat ein in allen Bundesstaaten vereinheitlichtes Fürsorgesystem zu errichten. Hans 

Achinger charakterisierte das ausgehende 19. Jahrhundert daher auch als eine Zeit, in der die 

soziale Frage maßgeblich von freien Vereinen und Zusammenschlüssen behandelt worden 

sei.153 In diesem Lichte besehen, kann der Deutsche Verein tatsächlich in einem übertragenen 

Sinn „als Selbsthilfe-Organisation öffentlicher und privater Fürsorgeträger“154 verstanden wer-

den. Eine „Fachelite“155 organisierte sich, um die sich allmählich herausbildende bürgerliche 

Gesellschaftsordnung zu schützen und zu verfestigen. Die Träger des Fürsorgewesens vernetz-

ten sich also in einem Zentralverein, um die Sozialgesetzgebung selbst und nach eigenen Vor-

stellungen zu gestalten. Mit Stellungnahmen und Reformvorschlägen wurde auf die Gesetzge-

bung Einfluss genommen. Insbesondere durch die korporativen Mitglieder konnte die 

                                                        

149 Vgl. Orthband 1980, 6f. 
150 Der Historiker Wolfgang Ayaß bezeichnet Orthband aufgrund seiner unkritischen Darstellung der 
Vereinsgeschichte während der NS-Zeit despektierlich als „Hofberichterstatter des Deutschen Vereins“ 
(Ayaß 1992, 54). Der Wert von Orthbands Quellensammlung bleibt davon aber unberührt. 
151 Orthband 1980, 5. 
152 Vgl. hierzu Orthband 1980, 7f. Heute zählt der Deutsche Verein 2562 Mitglieder, darunter 673 Einzel-
personen. Als Hauptsäulen bezeichnet der Verein selbst seine folgenden Mitglieder: den Deutschen 
Städtetag, den Deutschen Landkreistag, den Deutschen Städte- und Gemeindebund, die AWO, das DRK, 
die Caritas, die Diakonie, den Paritätischen Wohlfahrtsverband, die Zentralwohlfahrtsstelle der Juden in 
Deutschland. Weiterhin gehören zu den Säulen: Bund und alle Bundesländer, Bundesbehörden und Län-
derverwaltungen (53), Überörtliche Träger der Sozial- und Jugendhilfe (13), Soziale Dienste und Einrich-
tungen (114), Universitäten, Fachhochschulen und andere Ausbildungsstätten (68). Vgl. hierzu 
http://www.deutscher-verein.de/01-verein/ueberuns/mitglieder/ [28.08.2007] und Jahresbericht des 
Deutschen Vereins von 2006, 93. 
153 Vgl. Achinger 1965b, 10. 
154 Orthband 1980, 5. 
155 Sachße/Tennstedt 2005b, 25. 
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Sozialpolitik, die Institutionalisierung der Fürsorge und der Gesetzgebungsprozess nach den 

eigenen Vorstellungen der vollziehenden Institutionen geformt werden. Man könnte sagen, 

die entstehende Wohlfahrtsbürokratie schuf sich ihr eigenes Regelwerk. Der Deutsche Verein 

wurde damit zu einer parastaatlichen Organisation par excellence: Er etablierte sich an der 

Wende vom 19. zum 20. Jahrhundert als der zentrale Aushandlungsort für die inhaltliche wie 

strukturelle Gestaltung des deutschen Wohlfahrtssystems, als ein eigenständiger Verein, der 

durch seine Mitglieder aufs Engste mit den staatlichen Strukturen verflochten war.156 Der An-

spruch, für das gesamte Deutsche Reich tätig zu sein, manifestierte sich symbolisch darin, dass 

die Jahrestagungen des in Frankfurt am Main ansässigen Vereins an immer anderen Orten 

stattfanden. Der Verein war von Beginn an als „Zentralverein für deutsche Armenpflege“157 ge-

dacht; er sollte nach eigenen Angaben unabhängig, das heißt, über konfessionelle und weltan-

schauliche Differenzen hinweg – selbstredend innerhalb eines konservativ-liberalen Spektrums 

– und ausschließlich auf Grundlage von Forschung und praktischer Erfahrung die „Bedürfnisse 

der Armenbevölkerung bei den Oberbehörden“ vertreten; er sollte im Dienst des Staates und 

auf Grundlage der gegebenen sozialen Ordnung stehen; und aus eben diesen Gründen sollte er 

von den Staatsbehörden gefördert werden. Von daher ist es wenig verwunderlich, dass die 

Kommission, in der die Gründung des Deutschen Vereins vorbereitet wurde, aus Vertretern der 

Kommunen, Kommunalverbände und der Wohltätigkeitsvereine bestanden hatte. 

2.3. Einige Betätigungsfelder bis Ende des Ersten Weltkrieges 

Im Folgenden werden aus dem breiten Spektrum vier Betätigungsfelder des Deutschen Vereins 

beleuchtet, die hier von besonderer Bedeutung sind. Dabei geht es zunächst um das soziale Si-

cherungssystem, mit dem auf die enorme Not und Armut in der Gesellschaft reagiert wurde. 

Im Anschluss daran soll am Beispiel des Wahlrechts verdeutlicht werden, wie sich im Rahmen 

der Sozialpolitik eine disziplinierende Kraft entfaltete, durch die Unterstützungsbedürftige zu 

‚Staatsbürgern’ gemacht werden (sollten). Im dritten Schritt soll neben der vorwiegend kriti-

schen Betrachtung der Auswirkungen auf die Geschlechterverhältnisse auch auf fortschrittliche 

Tendenzen hingewiesen werden. Schließlich wird der Bogen zurück zum engeren Untersu-

chungsfeld der Jugendwohlfahrt geschlagen. 

  

                                                        

156 Vgl. Sachße/Tennstedt 2005b, 20. 
157 Hier und im Folgenden: aus einem Rundschreiben aus dem Jahr 1879, also noch vor der offiziellen 
Gründung des Deutschen Vereins, Nachdruck in: Orthband 1980, 6f. 
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2.3.1. Soziales Sicherungssystem 

Die Frankfurter Nationalversammlung hatte Ende 1848 die Grundrechte beschlossen, die zur 

Grundlage des liberalen Rechtsstaates wurden, vor allem durch die Unverletzlichkeit der Frei-

heit der Person158, des privaten Eigentums159 und durch die freie Berufswahl160. Auch wenn dies 

formalrechtlich kaum Relevanz entfaltete, spiegelt sich hierin der gesellschaftliche Wandel von 

der feudalistischen Stände- zur bürgerlichen Industriegesellschaft, der sich seit der französi-

schen Revolution 1789 auch in den deutschen Ländern vollzog. Der bürgerlich-liberale Rechts-

staat entstand und mit ihm eine Klassengesellschaft unter Vorherrschaft des Industriekapitals: 

„an die Stelle des Vierten Standes geriet jetzt die Lohnarbeiterklasse.“161 Dieser gehörten mehr 

als zwei Drittel der Deutschen an, die größtenteils am Rande des Existenzminimums lebten. 

„Nach der Reichsgründung 1870/71, dem sog[enannten] Gründerkrach 1873 und der sich un-

mittelbar daran anschließenden, bis 1896 dauernden ‚Großen Depression’ veranlasste die 

durch wachsendes Elend der Industriearbeiter/innen gespeiste Angst vor der ‚roten Gefahr’ die 

Herrschenden zu weiteren Konzessionen.“162 Vor diesem Hintergrund ist zu sehen: „Sozialis-

tengesetz und Sozialversicherungsgesetzte gehören, vom Ursprung her, zusammen.“163 

Das „Gesetz gegen die gemeingefährlichen Bestrebungen der Sozialdemokratie“, wie das 

‚Sozialistengesetz’ vollständig hieß, wurde 1878, also zwei Jahre vor Gründung des Deutschen 

Vereins, erlassen. Am 1. Oktober 1890 lief es nach mehrmaliger Verlängerung aus. Bismarck 

hatte im Frühjahr desselben Jahres versucht, eine verschärfte Fassung durchzusetzen, um die 

Sozialdemokratie zu bekämpfen, die bei den Wahlen allen Widrigkeiten zum Trotz große Erfol-

ge erzielt hatte.164 Diesen verschärften Verlängerungsantrag nahm der Reichstag jedoch nicht 

an, was mit bewirkte, dass der „ewige Kanzler“ Bismarck von seinem Amt zurücktreten musste. 

Diese repressive Regierungsmaßnahme in Form der Sozialistengesetze sollte der radikalen In-

fragestellung der Gesellschaftsordnung von kommunistischer und sozialistischer Seite entge-

genwirken. Flankiert wurde die Systemstabilisierung durch die Einführung der Sozialversiche-

rungen, womit die Lohnarbeiterschaft qua Grundsicherung mit der herrschenden 

Gesellschaftsordnung versöhnt werden sollte – in Form von Krankenversicherung (1883), Un-

fallversicherung (1884) und Invaliditäts- und Altersversicherung (Rente) (1889).165 Für die Stabi-

lisierung der gesellschaftlichen Ordnung war aber noch ein weiterer eher pragmatischer As-

pekt zentral, auf den der Deutsche Verein 1891 bezüglich der von Bismarck vorangetriebenen 

Sozialpolitik hinwies: 

„Die neue Arbeiterversicherungsgesetzgebung bezweckt die wirtschaftliche Sicherstellung der Arbeiter 

                                                        

158 Art. III, § 8 Reichsgesetz, betreffend die Grundrechte des deutschen Volkes 
159 Art. VIII, § 32 Grundrechte 
160 Art. VI, § 28 Grundrechte 
161 Orthband 1980, 41. 
162 Butterwegge 2005, 40. 
163 Orthband 1980, 43. 
164 Vgl. hierzu und im Folgenden Butterwegge 2005, 45. 
165 Vgl. Butterwegge 2005, 42-45; Orthband 1980, 44-49; Pilz 2004, 24f. 
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gegen die Folgen von Krankheit, Unfall, Invalidität und Alter. Mit dieser Verbesserung der wirtschaftli-

chen Lage mußte und sollte Hand in Hand gehen die Erleichterung der öffentlichen Armenlast, wie das 

auch ausdrücklich in der Begründung zum Krankenversicherungsgesetz hervorgehoben wurde.“166 

Da die öffentlichen Kassen entlastet werden sollten, erklärt sich, dass die vorgesehenen 

Leistungen von vornherein auf ein Minimum beschränkt waren. Der Deutsche Verein forderte 

von daher, dass beispielsweise im Krankheitsfall so viel Krankengeld gezahlt werden müsste, 

dass es für den Kranken und dessen Frau und Kinder zum Leben reichte, was bis dato nicht der 

Fall war.167 Auffällig ist, dass der Deutsche Verein hier offenkundig vom bürgerlichen Familien-

modell168 der zahlenmäßig schmalen Ober- und oberen Mittelschicht ausging und der damit 

verbundenen geschlechtlichen Arbeitsteilung, wonach der Mann Frau und Kinder mit seinem 

Einkommen mitzuversorgen hatte, und gleichfalls normativ in diese Richtung intervenierte. In 

der Arbeiterklasse besaß dieses Geschlechter- und Familienverhältnis jedoch keine Gültig-

keit.169 Frauen waren in wachsender Zahl genauso in die Erwerbsarbeit eingebunden wie Män-

ner. Der einzige Unterschied, den etwa Marx und Engels im „Kommunistischen Manifest“ noch 

beschreiben konnten, bestand darin, dass die „Arbeitsinstrumente“, das heißt, die abhängig 

beschäftigten Frauen und Männer, „je nach Alter und Geschlecht verschiedene Kosten“170 ver-

ursachten und deshalb unterschiedliche Löhne bekamen.  

Der Deutsche Verein stellte die staatliche Ordnung und sein bürgerlich ehezentriertes Gen-

der Regime augenscheinlich nicht grundlegend in Frage, was aufgrund seiner Mitgliederstruk-

tur auch kaum anders zu erwarten war. Marx und Engels hätten die Reformforderungen des 

Deutschen Vereins vermutlich als „Bourgeoissozialismus“171 verspottet, nichts desto trotz 

mahnte man tiefgreifende Reformen an, mit denen die drängenden sozialen Missstände über-

wunden oder doch zumindest gelindert werden sollten. Auf der 25. Jahrestagung des Vereins 

1905 in Mannheim wurde kritisiert: „Zur Herrschaft gelangt fast im gesamten Wirtschaftsleben 

das moderne Lohnsystem, das die Hergabe von Arbeitskraft gegen Entgelt zur Basis der Wirt-

schaft macht.“172 Ferner wurde kritisiert, dass die Idee der liberalen Ökonomie, wonach sich 

jede und jeder selbst und die eigene Familie abzusichern habe, auch für den Fall von Krankheit, 

Invalidität, Alter oder auch einen möglichen Todesfall, allein schon daran scheitere, dass die 

realen Löhne der Arbeiterschaft dafür viel zu gering waren: „… ihr Lohnertrag entspricht im 

Durchschnitt gerade nur den laufenden Lebensanforderungen“173. Die Volkszählung von 1895 

zeigte, dass 16,5 Millionen von 22 Millionen Erwerbstätigen ihren Lebensunterhalt durch 

  

                                                        

166 Zit. nach Orthband 1980, 49. Hervorhebung DS. 
167 Vgl. ebd. 50. 
168 Vgl. dazu Gerhard 1978, 81-95. 
169 Vgl. Marx/Engels 1970 [1848], 36, 41f. 
170 Ebd. 33. 
171 Vgl. ebd. 51. 
172 Zit. nach Orthband 1980, 55. 
173 Ebd. 56. 
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 Lohnarbeit bestritten.174 Und man erkannte: „Der größte Teil davon ist besitzlos, und der 

überwiegend größte Teil bezieht jenen normalen Arbeitslohn, der sich nicht über das laufende 

Durchschnittsbedürfnis erhebt.“175  

Vor diesem Hintergrund kam der Deutsche Verein zu der Schlussfolgerung: „*Der Staat+ muß 

also in die staatliche Ordnung Institutionen aufnehmen, deren Wirkung es ist, die Existenz der 

Staatsangehörigen zu sichern.“176 Die Forderung des Vereins war also ein einklagbares „Recht 

auf Existenzsicherung durch die öffentliche Armenpflege“177 und die Einrichtung von entspre-

chend finanziell ausgestatteten Behörden, die jene Leistungen unter scharfer Kontrolle einer 

Aufsichtsbehörde zu erbringen hätten, um jeder Willkür entgegenzuwirken, wie sie noch durch 

die Form der unter Bismarcks Ägide eingeführten Sozialversicherungen allzu oft wirksam wur-

de. Diese „Existenzsicherung in Notfällen“178, das heißt,, wenn keine Privatmittel, Arbeitsein-

kommen und Familienbeihilfen vorhanden sind, sollten das Recht eines jeden Staatsbürgers 

sein und ohne tendenziell strafende negative Sanktionen, etwa den Entzug des Wahlrechts, 

bleiben. Damit betrieb der Deutsche Verein die bürokratische Rationalisierung und die Ver-

rechtlichung des sozialen Unterstützungswesens, wovon die zur gleichen Zeit entstehende 

Amtsvormundschaft schließlich ein Teil werden sollte. 

2.3.2. Wahlrecht 

Im Dienste des Staates und auf Basis der gegebenen sozialen Ordnung setzte sich der Deutsche 

Verein auch dafür ein, dass auch diejenigen ihr Wahlrechts behielten, die auf Armenhilfe an-

gewiesen waren. 1905 wurde vom Deutschen Verein festgestellt: „Die überwiegende Mehrzahl 

der Armenverwaltungen hält noch immer streng an dem Grundsatz fest, daß jede Unterstüt-

zung aus öffentlichen Mitteln den Verlust der politischen Rechte bewirkt.“179 Diese wahlrecht-

lichen Folgen gingen zurück auf das Reichstagswahlgesetz von 1869, das in § 3 Nr. 3 „Personen, 

welche eine Armenunterstützung aus öffentlichen oder Gemeindemitteln beziehen“ vom 

Wahlrecht ausschloss und das bis zur „Verordnung über die Wahlen zur Verfassungsgebenden 

deutschen Nationalversammlung“ vom 30. November 1918 in Kraft war.180 – Es sei daran erin-

nert, dass hierbei nur vom Wahlrecht von Männern die Rede war, denn Frauen erhielten das 

Wahlrecht überhaupt erst durch dieses sogenannte Reichswahlgesetz. – Der Deutsche Verein 

bemühte sich darum, die willkürliche politische Entmündigung von Hilfeempfängern durch Ab-

erkennung ihres Wahlrechts zu überwinden und eine einheitliche Regelung zu finden. Eine ge-

nerelle Aufhebung des Wahlrechtsentzugs erschien zu Beginn des 20. Jahrhunderts unrealis-

                                                        

174 Vgl. ebd. 
175 Ebd. 
176 Ebd. 
177 Ebd. 57. 
178 Ebd.  
179 Zit. nach Orthband 1980, 28. Zum Einsatz des Deutschen Vereins für das Wahlrecht für Hilfeempfän-
ger, vgl. ebd. 22-29. 
180 Vgl. Orthband 1980, 26f. 
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tisch.181 In den Städten und Gemeinden, die Vereinsmitglieder waren, wirkte der Verein in die-

ser Frage auf die Vereinheitlichung hin. Aber was bezweckte man eigentlich damit? 

1896 veröffentlichte der Deutsche Verein eine Schrift, in der davon ausgegangen wurde, 

dass der Wahlrechtsentzug  

„zweifellos die Bedeutung einer Strafe haben *soll+, insofern vielfach die Armenunterstützung lediglich 

oder hauptsächlich durch die Schuld des Unterstützten veranlaßt wird, und sie hat noch mehr die Be-

deutung eines Abschreckungsmittels, da die tägliche Erfahrung lehrt, daß gerade die Furcht vor Minde-

rung der politischen Rechte von der Inanspruchnahme öffentlicher Armenpflege fernhält.“182  

Diese im Recht und in der Rechtspraxis verankerte Perspektive wird vom Deutschen Verein 

problematisiert. So wurde argumentiert, dass eine rege „Teilnahme an staatlichen Handlun-

gen“183, und somit auch an den Wahlen, grundsätzlich im Interesse des Staates sein müsse. Ein 

weiteres Argument, das in die Diskussion eingebracht wurde, bezog sich auf die Pflicht des so-

genannten Verbandes:  

„Unsere alte Anschauung *im deutschen Recht, DS+ war: wer sich nicht erhalten kann, soll von dem Krei-

se erhalten werden, dem er angehört; das ist in erster Linie die Familie oder ein familienhafter Verband, 

dann die Gemeinde, endlich der Staat oder an seiner Stelle der Landarmenverband.“184  

Von daher hielt man es für widersinnig, jemandem das Wahlrecht und damit ein entschei-

dendes Element der seiner Zugehörigkeit zu diesem ‚Verband’ zu entziehen, weil der ‚Verband’ 

vom Betroffenen nun tatsächlich für das in die Pflicht genommen wird, wofür dieser überhaupt 

besteht. Es ging folglich um nicht weniger, als um den Erhalt und die (Re-)Stabilisierung der ge-

gebenen sozialen Ordnung und damit verbunden um die Tradierung bestimmter normativer 

Grundlagen des Staates. Gerade deshalb forderte der Deutsche Verein Reformen an als fehler-

haft erkannten Reichsgesetzen.  

2.3.3. Frauenfrage 

Aus Geschlechterperspektive ist interessant, dass die Arbeit des Deutschen Vereins von Anfang 

an darauf zielte, „…die Frauentätigkeit mit der öffentlichen Armenpflege in enge Fühlung zu 

setzen und die Frauen an der öffentlichen Armenpflege direkt zu beteiligen“, so steht es rück-

blickend in einer Schrift des Deutschen Vereins von 1903.185 Schon 1896 kritisierte der Präsi-

dent des Landgerichts in Frankfurt (Oder), Chuchul, dass „*d+ie Herren der Kommunen sich fast 

überall … die Erleichterung der Armenlast durch Frauenhilfe in zielbewusster Privatwohltätig-

keit gefallen *ließen+“186, aber eine weitergehende Förderung der Frauen, gar eine „gewisse 

Gleichberechtigung zu bewußt gemeinsamer ernster Arbeit“187 vermieden hatten; aber der 

                                                        

181 Vgl. ebd. 27. 
182 Aus dem Hauptbericht des Deutschen Vereins von 1896, zit. nach ebd. 24. 
183 Aus dem Hauptbericht des Deutschen Vereins von 1896,zit. nach ebd. 23. 
184 zit. nach ebd. 25. 
185 zit. nach ebd. 85. 
186 Hier und im Folgenden: zit. nach Orthband 1980, 85. 
187 Ebd. 
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Deutsche Verein trug mit Publikationen und Veranstaltungen zu einem allmählichen Bewusst-

seinswandel bei. Praktische Konsequenz war, dass 1908 auch eine Frau in den „ständigen Aus-

schuss“ genannten Vereinsvorstand aufgenommen wurde: Agnes Neuhaus.188 1896 formulierte 

er eine für die damalige Zeit recht radikale Position: „Ein gedeihliches Zusammenwirken beider 

Geschlechter in der Armenpflege kann nur auf der Basis vollständiger Gleichberechtigung auf-

gebaut werden.“189 Der (nicht nur) unter Männern weitverbreiteten Skepsis gegenüber der 

Tauglichkeit von Frauen für öffentliche Anstellungen – man hielt sie nicht für stetig und konse-

quent genug – wurde entgegnet, dass dies durch ihr praktisches Wirken seit Mitte des (19.) 

Jahrhunderts eindeutig widerlegt worden sei.190 Von dort aus war es nur noch ein kleiner 

Schritt zur Forderung nach einer adäquaten Ausbildung zum sozialen Beruf, insbesondere für 

Mädchen und Frauen. Gesellschaftlich gesehen, bedeutete dies einen großen Schritt, galt es 

bis dahin für (bürgerliche) Mädchen doch als schicklich, wie Alice Salomon (1872-1948), die 

Begründerin der Sozialen Frauenschule191, nicht ohne bitteren Spott ausführte: „Die Mädchen 

blieben … eben zu Hause und lagen brach. Man fütterte Kanarienvögel, begoß Blumentöpfe, 

stickte Tablettdecken, spielte Klavier und ‚wartete’.“192 Salomon setzte dem Deutschen Verein 

auf die Agenda, sich dafür einzusetzen, dass geeignete Lehrkräfte für die Ausbildung von Mäd-

chen und Frauen qualifiziert und eingesetzt würden – keine „Akademiker schlechthin“, wie sie 

unterstrich, sondern solche, die „ihre theoretischen Kenntnisse im Leben zu verwerten gesucht 

hatten“193. Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass der Deutsche Verein den Frauen 

den Einzug in die kommunale Fürsorge verschaffte – was sie zweifellos, wie Orthband zu Recht 

anmerkt, wohl auch ohnedies erreicht hätten.194 

2.3.4. Jugendwohlfahrt 

Eine 1912 erschienene Schrift des Deutschen Vereins bemühte sich darum, „*…+ den Gedanken 

klar herauszustellen, daß die Gesamtheit verantwortlich ist für das Wohl der Kinder, hinsicht-

lich deren Erziehung das Elternhaus aus irgendwelchen Gründen versagt.“195 Diese Aufgabe 

sollte nicht länger, so die zentrale Forderung, der Armenpflege überlassen bleiben: „Hier be-

darf es einer verständnisvollen Gesetzgebung, die die Jugendfürsorge vollkommen von der 

                                                        

188 Vgl. Hopmann 1977 [1949], 200. In den Vorarbeiten zum BGB war noch lange davon ausgegangen 
worden, dass Frauen grundsätzlich unter Geschlechtsvormundschaft zu stehen hätten, sodass sie von 
der Vormundschaft für (nicht nur uneheliche) Kinder ausgeschlossen bleiben sollten. Vgl. dazu die zeit-
genössische Kritik des Juristen Carl Bulling 1896, 164-170. 
189 Zit. nach Orthband 1980, 86 ( Hervorhebung DS). 
190 Vgl. Ebd. 88. 
191 Gegründet 1908 in Berlin-Schöneberg. Zuvor, seit Mitte der 1890er war Salomon im Verein „Mäd-
chen- und Frauengruppen für soziale Hilfsarbeit“ engagiert. Daraus ging später die heutige Alice Salo-
mon Hochschule Berlin hervor. 
192 So Salomon in eine 1913 erschienen Abhandlung über „Zwanzig Jahre Soziale Hilfsarbeit“, zit. nach 
Orthband 1980, 91. 
193 So Alice Salomon auf der Jahrestagung des Deutschen Vereins 1907, zit. nach ebd. 98f. 
194 Vgl. ebd. 85. 
195 Zit. nach ebd. 130. 
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Armenpflege trennt und sie zur eigenen Wahrnehmung leistungsfähigen Verbänden aufer-

legt.“196 Implizit ist hier die Rede von eigenständigen Jugendämtern, wie sie in einigen Städten 

jener Zeit bereits geschaffen wurden. Das sollte nicht heißen, dass Kinder in armen Verhältnis-

sen nicht weiterhin von der Armenfürsorge unterstützt werden sollten. Gemeint war vielmehr, 

dass die Erziehung von Kindern nicht als Armutsvermeidung sondern als Grundrecht eines je-

den Kindes begriffen und institutionalisiert sein sollte, womit der sich zu dieser Zeit vollziehen-

de pädagogische Wandel aufgegriffen wurde. 

Dieser Position war jedoch einiges vorangegangen. Auf der Jahrestagung des Deutschen 

Vereins 1902 in Colmar war das Pflegekinderwesen Hauptthema gewesen und es hatte sich ge-

zeigt, wie Klumker 1931 rückblickend schreibt, dass „trotz der zwanzig Jahre Arbeit eines Tau-

be die neuen Gedanken keineswegs allgemein verstanden wurden“197. Inhaltliche Gegensätze 

zeichneten sich ab, sodass auf der Jahrestagung 1905 angeregt wurde, dass sich diejenigen, die 

beruflich mit Vormundschaften zu tun hatten, „in Form einer privaten und zwanglosen Konfe-

renz von Zeit zu Zeit zusammenkommen“198 sollten, um gemeinsam Konzepte zu diskutieren 

und zu entwerfen, die dann im Verein insgesamt präsentiert und beraten werden konnten.199 

Die allgemeine Zielvorgabe lautete, den Schutz der Unehelichen zu verbessern. Aus dieser 

‚zwanglosen Konferenz’ ging schließlich 1906 das Archiv deutscher Berufsvormünder hervor. 

                                                        

196 Ebd. 
197 Klumker 1931, 19. 
198 Ebd. 20. 
199 Vgl. ebd. 18-21. 
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3. Die Centrale für private Fürsorge  

„[Industrielle wie …] Wilhelm Merton nahmen 

sich […] der Schattenseiten der Industriali-

sierung und Modernisierung an und widmeten 

ihr Tun und beträchtliche finanzielle Mittel der 

Lösung der ‚sozialen Frage’. Die Gründung der 

Centrale war ein Versuch, eine Antwort auf die 

drängensten sozialen Probleme der Zeit zu ge-

ben, […]“200 

Einleitung 

Im letzten Abschnitt wurde am Beispiel des Deutschen Vereins deutlich, wie sich bürgerliche 

Kräfte in parastaatlichen Vereinigungen organisierten, um die Sozialpolitik auf reichsweiter 

Ebene gestalten und institutionalisieren zu können, geht es im folgenden Kapitel um die 1899 

in Frankfurt am Main gegründete Centrale für private Fürsorge201. Die Beschäftigung mit der 

Centrale hat zwei Gründe, einen mehr inhaltlichen und einen mehr institutionellen. Erstens 

wurde in der Frankfurter Centrale das Leipziger Vormundschaftsmodell aufgegriffen, wie es 

Taube entwickelt hatte. Dadurch avancierte sie, besonders durch die enge personelle und 

strukturelle Verflechtung mit dem Deutschen Verein, regelrecht zum politischen Katalysator für 

die Professionalisierung des Vormundschaftswesens über uneheliche Kinder im gesamten 

Deutschen Reich. Zweitens bildete die Centrale gemeinsam mit dem Deutschen Verein gewis-

sermaßen den Geburtsort des Archivs Deutscher Berufsvormünder.202 Darüber hinaus lässt sich 

an der Centrale im kleineren Maßstab verdeutlichen, was sozialpolitisch im Deutschen Verein 

im größeren vonstattenging. 

                                                        

200 Eckhardt 1999, 39. Dieter Eckhard weist auf einen wichtigen Aspekt hin, den ich leider nicht vertiefen 
kann, dass soziale Einrichtungen wie die Centrale „ohne die Emanzipation des Judentums“ (ebd.) nicht 
denkbar gewesen wären und Merton und sein Mitstreiter Charles Hallgarten waren Juden. 
201 Das „Institut für Sozialarbeit e.V.“ 1899 als „Centrale für private Fürsorge“ von Wilhelm Merton be-
gründet, der mit vielfältigem sozialen und kulturellen Engagement in Frankfurt ein besonderes Beispiel 
für ‚sozial verantwortliches Unternehmertum’ darstellte. In ihrer langen Geschichte hat sich die „Centra-
le“, Mitte der siebziger Jahre umbenannt in „Institut für Sozialarbeit e.V.“, für ganz unterschiedliche 
Zielgruppen engagiert, je nach den Nöten und sozialen Problemen der Zeit. Heute liegen die Schwer-
punkte des Instituts in der Arbeit mit älteren Menschen. Vgl. http://www.buergerinstitut-
ffm.de/Ifs_elemente/Wir_ueber_uns/Index.html [zuletzt: 12.06.2008]. 
202 Die folgende Darstellung basiert maßgeblich auf der von Dieter Eckhardt verfassten Jubiläumsschrift 
zum 100jährigen Bestehen des Instituts für Sozialarbeit, wie die Einrichtung zwischen 1974 und 2005 
hieß (heute: Bürgerinstitut - Soziales Engagement in Frankfurt). 
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3.1. Gründungsanlass und Vereinszweck 

Die Sozialstruktur in Frankfurt am Main hatte sich seit Mitte des 19. Jahrhunderts durch In-

dustrialisierung und Expansion dramatisch verändert. In den letzten drei Jahrzehnten des 19. 

Jahrhunderts entwickelte sich die vom wohlhabenden Bürgertum geprägte Freie Stadt Frank-

furt, bedingt durch Einbindung in den preußischen Staat (1867), Industrialisierung, Eingemein-

dungen und Bevölkerungsexplosion, zu einer Großstadt mit überwiegend proletarischer Popu-

lation. Zu Anfang des 20. Jahrhunderts waren rund zwei Drittel der arbeitenden Bevölkerung 

Frankfurts Industriearbeiter/innen (gut ein Fünftel darunter Frauen).203 Vor diesem Hinter-

grund stellte der Industrielle und Sozialreformer Wilhelm Merton (1848-1916)204 fest: 

„Die vermögenden Klassen sind sich noch zu wenig dessen bewußt, daß ihnen neue Verpflichtungen er-

wachsen sind, zur Erleichterung des Drucks, unter welchem heute große Volksteile zu eigenem Schaden 

uns dem der Gesamtheit leiden, nach Kräften mitzuwirken; sie unterschätzen bisher das Maß der Opfer, 

welche sie sich zu diesem Zweck auferlegen müssen, und so sind die Zuwendungen vielfach auf dem 

frühen Stande des Geldwertes, etwa derjenigen vor 50 Jahren, zurückgeblieben.“205 

Die hier von Merton angesprochene Lohnpraxis führte dazu, wie schon im vorigen Kapitel 

angerissen, dass die Zahl der „Minderbemittelten“ dramatisch stieg. 1914 wiesen die Statisti-

ken aus, dass 87% der in Frankfurt Ansässigen arm oder besitzlos waren; weniger als ein Pro-

zent der über vierhunderttausend Einwohner konnten der Oberschicht zugerechnet werden 

und nur ein Achtel der Mittelschicht.206 Im Jahr 1883 war zur Bekämpfung der Armut ein städti-

sches Armenamt eingerichtet worden. Seine Arbeit wurde flankiert von privaten Fürsorgeein-

richtungen, deren Zahl sich bis Ende des 19. Jahrhunderts auf über 200 belief.207  

Bereits 1890 hatte Merton eine Studie über das Verhältnis zwischen öffentlicher und priva-

ter Fürsorge in Frankfurt am Main in Auftrag gegeben (erschienen 1892) und das Institut für 

Gemeinwohl gegründet. Zweck dieses Instituts war zweierlei: erstens die Zentralisierung der 

bis dato völlig zersplitterten privaten Fürsorgetätigkeit und zweitens die wissenschaftliche Er-

forschung der Armutsbedingungen und von Methoden, wie diese mittels sozialer Arbeit zu be-

kämpfen wäre.208 Im Laufe der Zeit fanden sich unter dem Dach des Instituts diverse Einrich-

tungen zur Bündelung bestimmter Aufgabengebiete der sozialen Arbeit wieder, u.a. die 

Auskunftsstelle für Arbeiterangelegenheiten209, das Institut für Gewerbehygiene210, die Gesell-

schaft für Wohlfahrtseinrichtungen211, die Zentrale für Bergwesen212 als auch das Bureau für 

                                                        

203 Für diesen Abs. vgl. Eckhardt 1999, 11-16. 
204 Vgl. Heinz 1998. 
205 Zit. nach Eckhardt 1999, 16. 
206 Vgl. Eckhardt 1999, 15. 
207 Vgl. ebd. 23-25. 
208 Vgl. ebd. 28. 
209 Beratungsstelle u.a. für Arbeits- und Sozialversicherungsrecht. 
210 Schriftensammlung und Grundlagenforschung zu gesundheitlichem Arbeitsschutz. 
211 Organisation v.a. von Armen- und Volksküchen. 
212 zur fachlichen Unterstützung des Bergbauwesens 
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Armenwesen.213 Von besonderer Bedeutung im vorliegenden Untersuchungskontext ist jedoch 

die im März 1899214 gegründete Centrale für private Fürsorge. 

3.2. Christian Jasper Klumker und seine Rolle in der Centrale 

Die Geschichte der Centrale für private Fürsorge ist aufs Engste mit der Person Christian Jasper 

Klumker verbunden, woran auch deutlich werden wird, wie sehr die Entstehung des deutschen 

Wohlfahrtssystems – und als Teil dessen die spätere Amtsvormundschaft – von einzelnen Per-

sonen und Organisationen geprägt wurde. Auch wenn es hier nicht darum gehen soll, eine Bio-

grafie zu schreiben, erscheint es mir sinnvoll, einige Angaben zur Person zu machen, um damit 

zu verdeutlichen, welche Akteure die sozialpolitische und vormundschaftliche Entwicklung in-

haltlich wie auch organisatorisch vorantrieben.  

Klumker wurde 1868 in Ostfriesland geboren.215 Sein Vater war Pfarrer; über seine Mutter 

ist nichts bekannt. Er studierte zunächst Theologie und sattelte Mitte der 1890er Jahre ein 

zweites Studium in Geschichte und Nationalökonomie auf. Klumker arbeitete schon vor dem 

endgültigen Abschluss seines Studiums im provisorischen Berliner Büro des Instituts für Ge-

meinwohl. Das Berliner Büro sollte als Dependance der Frankfurter Einrichtung zur Verwirkli-

chung von Mertons Vision einer Centralstelle für Armenpflege und Wohltätigkeit für das ge-

samte Reichsgebiet beitragen. Die Expansionspläne wurden jedoch fallen gelassen und man 

konzentrierte sich zunächst auf den Frankfurter Raum. Merton bestellte Klumker Ende 1897 

nach Frankfurt, um hier die Leitung des Bureaus für Armenwesen im Institut zu übernehmen, 

das alsbald in Abteilung für Armenpflege und Wohltätigkeit umbenannt wurde. „Beide *Klum-

ker und Merton] trafen sich in der Bemühung, Wissenschaft und Praxis, Theorie und Anschau-

ung in einer wirkungsvollen, reformkräftigen Synthese zusammenzufassen.“216  

Klumker trieb die Rationalisierung der von Merton und Gleichgesinnten, wie den Geschäfts-

leuten und Unternehmern Charles Hallgarten (1838-1908)217 und Eugen Lucius (1834-1903)  

begonnenen wohltätigen Arbeit voran. Er richtete zu diesem Zweck unter anderem eine Stelle 

                                                        

213 Vgl. Achinger 1965b, 131-156; Eckhardt 1999, 28. 
214 Sie bestand bis 1937. 
215 Vgl. hier und im Folgenden: Maier 1998a, Neises 1968, 1-12.  
216 Neises 1968, 5. 
217 Die Familie emigrierte in die USA, als Hallgarten 13 Jahre war. Er wurde US-amerikanischer Bürger 
und blieb dies bis zu seinem Tode. Von 1877 an lebte und wirkte er in Frankfurt am Main; er war mit 
Merton gut befreundet. Er war erfolgreicher Bankier und als solcher engagierte er sich als Sozialrefor-
mer und Philantrop. Er sympathisierte mit den Sozialdemokraten, unterstütze die freiheitlich-
demokratischen Parteien, wirkte aber selbst nie parteipolitisch. Sein Engagement galt eher sozialen Ver-
einen. In über 50 solcher war er Vorsitzender oder Schatzmeister und stellte ganz oder großteils deren 
Budgets (vgl. Stascheit 2003). Noch vor der Centrale engagierte er sich  stark gegen Antisemitismus – er 
war selbst Jude – (vgl. ebd. 138-142), und er gilt als Pionier des sozialen Wohnungsbaus (Friedemann 
2003, 89). (Vgl. Lustiger 2003) Auf Hallgarten wird im Folgenden nicht weiter eingegangen, da er für den 
Jugendhilfebereich nicht von großer Bedeutung ist. 
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ein, die alle Bittgesuche an die besagten sozialreformerisch tätigen und als solche allgemein 

bekannten Unternehmern zentral prüfte, was zu einer Vereinheitlichung im Umgang mit sol-

chen Hilfeanfragen führte, wodurch die bis dato vorherrschende Willkür und Zufälligkeit der 

mildtätigen Mittelvergabe an Bedürftige durch Systematisierung überwunden wurde.218 Am 4. 

März 1899 bekam diese Prüfstelle institutionelle Form: die Centrale für private Fürsorge. Die 

Satzung der Centrale, die auf der Gründungsversammlung angenommen wurde, war von 

Klumker entworfen worden.219 Klumker selbst erhielt den Posten des provisorischen Geschäfts-

führers der Centrale. Im April 1900 wurde er offiziell Geschäftsführer, was er bis 1911 blieb.220 

1903 wird Klumker als Geschäftsführer auch in den Vorstand berufen. In dieser Funktion wird 

Klumker noch im selben Jahr Mitglied im Hauptausschuss des Deutschen Vereins221. Am 1. Ja-

nuar 1906 wird Wilhelm Polligkeit (1876-1960), der 1902 Mertons persönlicher Sekretär ge-

worden war, neben Klumker zweiter Geschäftsführer im Vorstand der Centrale.222 Polligkeit gilt 

als eine der zentralen Figuren in der Entwicklungsgeschichte der sozialen Arbeit und, was für 

den hiesigen Zusammenhang wichtiger ist, als maßgeblicher Mitkonstrukteur des Reichsju-

gendwohlfahrtsgesetzes.223 1908 stirbt Hallgarten und 1911 zieht sich Merton aus gesundheit-

lichen Gründen aus dem Vorstand zurück. Polligkeit übernimmt 1911 die alleinige Geschäfts-

führung224, während sich Klumker nun vorrangig seiner Lehrtätigkeit widmet.  

Klumker hatte schon Ende 1900 dafür gesorgt, dass sich die Mitarbeiter der Centrale und 

Kollegen aus anderen Frankfurter Vereinen regelmäßig zu fachlichem Austausch trafen.225 Aus 

diesen Treffen gingen im Jahr darauf die „Vorträge für Armenwesen“ hervor, die Klumker an 

der 1900 von Merton begründeten Akademie für Sozial- und Handelswissenschaften hielt. Da-

mit bekommt die Centrale eine multiplikatorische Funktion und insbesondere Klumkers Stim-

me besonderes Gewicht im Wohlfahrtsdiskurs. Klumker organisierte für die Centrale den ers-

ten „Ausbildungskursus in der Kinderfürsorge“, der vom 18. bis 25. Juni 1903 in Frankfurt 

stattfand und an dem 29 Personen teilnahmen. Klumker referierte selbst bei diesen Kursen, 

die fortan regelmäßig angeboten wurden. In kürzester Zeit stieg die Nachfrage enorm. Im Früh-

jahr 1906 nahmen bereits mehr als 100 Personen an den Kursen teil, die auch aus Frankreich, 

Holland und der Schweiz kamen. Aufgrund dieser Erfahrungen beteiligte sich die Centrale an 

der Gründung des am 1. Januar 1914 eröffneten Seminars für soziale Berufsarbeit in Frankfurt 

am Main, in dem Sozialarbeiter/innen ausgebildet werden.226 Ebenfalls 1914 wurde die Frank-

furter Universität gegründet. Im Zuge dessen ging die Akademie für Sozial- und Handelswissen-

schaften in den Lehrstuhl für Armenwesen und Soziale Fürsorge über. Klumker wurde zunächst 

                                                        

218 Für diesen Abs. vgl. Eckhardt 1999, 29. 
219 Vgl. Eckhardt 1999, 35. 
220 Vgl. Jenner 2006, 24; Maier 1998a, 307. 
221 1914 wird Klumker Vorstandsmitglied des Deutschen Vereins. 
222 Vgl. Eckhardt, 46. 
223 Vgl. Dörrie 1998, 476. 
224 Polligkeit leitet die Geschäfte bis 1920, dann wird er Geschäftsführer des Deutschen Vereins (!). 
225 Vgl. hierzu und im Folgenden Eckhardt 1999, 65-67. 
226 Daraus entwickeln sich schließlich die heutigen Fachhochschulen. 



 

 
119 

Extraordinarius und 1920 schließlich der erste ordentliche Professor im Deutschen Reich für 

Fürsorgewesen und Sozialpädagogik.227  

1905 verfasste Klumker gemeinsam mit seinem wissenschaftlichen Mitarbeiter an der Cent-

rale, Othmar Spann, die Denkschrift „Die Berufsvormundschaft und der Schutz der unehelichen 

Kinder“. Im gleichen Jahr beginnt Klumker die Herausgabe der Buchreihe „Probleme der Für-

sorge. Abhandlungen der Centrale für private Fürsorge in Frankfurt am Main“, in der u.a. ande-

rem zwei weitere von der Centrale beauftragte Untersuchungen Spanns über die Situation der 

Unehelichen erschienen.228 Ab 1906 (bis 1914) gaben Polligkeit und Klumker gemeinsam das 

„Jahrbuch der Fürsorge“ heraus. Als zweiter Band der Jahrbücher erschien 1907 Polligkeits Dis-

sertation „Das Recht des Kindes auf Erziehung“ – dieser Titel wurde zu einem richtungswei-

senden Schlagwort. 

3.3. Vereinsvormundschaft nach Leipziger Vorbild  

3.3.1. Klumkers Bild von professioneller Vormundschaft über Uneheliche 

Im Zusammenhang der Vormundschaft engagiert sich Klumker Ende des 19./Anfang des 20. 

Jahrhunderts, inspiriert vom Leipziger Vorbild, nachdrücklich für die Einführung der General-

vormundschaft über uneheliche Kinder in Frankfurt am Main. Stärker als der praktizierende 

Armenarzt Max Taube war Klumker praxisorientierter Planer und konzeptioneller Denker, dem 

es nicht nur aus praktischer Erfahrung sondern gleichermaßen auf Grundlage sozialwissen-

schaftlicher und politischer Erkenntnisse um die Etablierung einer adäquaten Sozi-

al(rechts)politik ging – wenngleich er durchaus über unmittelbare Praxiserfahrung verfügte 

beispielsweise als Vormund. 1905 schrieb Klumker in seinem Vorwort zu Othmar Spanns „Un-

tersuchungen über die uneheliche Bevölkerung in Frankfurt am Main“: „Als die ‚Centrale für 

private Fürsorge’ in Frankfurt a. M. versuchte, in der Fürsorge für uneheliche Kinder Reformen 

praktisch zu erproben, ergab sich sofort der Mißstand, daß wir über das Schicksal der uneheli-

chen Kinder sehr wenig unterrichtet sind.“229 Um diese Wissenslücke zu schließen, wurde 

Spann von Klumker beziehungsweise von der Centrale mit diversen Forschungsarbeiten beauf-

tragt – auf die später noch näher noch eingegangen wird. Klumker maß der Wissenschaft einen 

hohen Stellenwert für die sozialpolitische Arbeit bei: „Denn die wissenschaftliche Untersu-

chung dieser Verhältnisse ist schließlich die unentbehrliche Grundlage für jede praktische Re-

formarbeit, die über tastende Versuche hinausgehen will.“230 Klumker vertraute nicht allein auf 

die Entwicklung in und aus der Praxis, sondern wollte diese auf wissenschaftlicher Basis planen 

und fortentwickeln. Vor dieser Folie betätigte sich Klumker selbst mit zahlreichen Publikatio-

                                                        

227 Vgl. Jenner 2006, 29; Krug von Nidda 1961, 24; Maier 1998a, 305. 
228 Siehe unten. 
229 Spann 1905, V. 
230 Ebd. VI. 
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nen und Vorträgen „im Dienst der Propaganda für die Berufsvormundschaft“231: Zwischen 1903 

und 1913 veröffentlichte Klumker rund 20 Zeitschriftenbeiträge und diverse Handwörterbuch-

Artikel zum Thema Berufsvormundschaft.232 Klumkers publizistischer Elan gründete zum einen 

auf seinem praktischen Wirken als Vormund und zum anderen auf einem propagandistischen 

Interesse an der Ausbreitung der Berufsvormundschaftsidee, die er mit wissenschaftlichen Er-

kenntnissen zu untermauern gedachte.  

Wie Klumker seine praktische Erfahrung für die Propagierung seiner Vorstellung professio-

neller Vormundschaft nutzte, lässt sich an seinem Beitrag im Jahresbericht der Baseler 

Pestalozzi-Gesellschaft von 1906 verdeutlichen. Klumker beschrieb darin die Erfahrungen mit 

seiner ersten Vormundschaft, ging aber über die bloße Situationsbeschreibung hinaus. Viel-

mehr verfocht Klumker mit seiner eindrücklichen Darstellung ein Modell der Vormundschaft 

über Uneheliche, das auf bestimmten Leitbildern beruht, die er implizit zu normativen Impera-

tiven zum Zwecke einer bestimmten Disziplinierung von Mutter und Vater erhob. Dies ist be-

sonders gravierend, weil Klumker aufgrund seiner exponierten Position in diesem politischen 

Feld, die Entwicklung des Vormundschaftsregimes in den ersten zwei Jahrzehnten des 20. 

Jahrhunderts entscheidend und vor allem: seinen Vorstellungen entsprechend prägte. 

„Ich erinnere mich noch an mein erstes Mündel. Seine Mutter, kaum 18 Jahre alt, sah selbst noch äu-

ßerst schutzbedürftig aus. Ihr Vater, ein rücksichtsloser Mensch hatte von jeher Mutter und Kinder 

schlecht behandelt und diese Tochter ohne deren Verschulden gänzlich verstoßen. Selbst die eigene 

Mutter darf sich nicht um sie kümmern. Sie verdient kaum 16 Mark als Spülmädchen und mußte daher 

froh sein, als sie ihr Kind von der Klinik in Gießen aus gleich in irgend eine billige Familie auf dem Lande 

bringen konnte. Mit dem unehelichen Vater hatte sich vorher Streit gehabt, war im Zorn von ihm ge-

schieden und hatte nicht gewußt, wo sie ihn finden solle, um ihm von dem Kinde Mitteilung zu machen. 

Natürlich muß sie sofort wieder eine Dienststelle antreten und froh sein, daß sie in ihrem schwachen 

Zustand gleich einen Platz findet. 

Den ersten freien Sonntag, wo sie ein paar Groschen hat, benutzt sie, um zu ihrem Kind hinaus zu fah-

ren; das Kind sah elend und kümmerlich aus. In Frankfurt hatte sie niemand, der ihr helfen konnte; kei-

nen, dem sie ihr Kind bringen konnte. Trotzdem entschließt sie sich, weil sie ihr Kind in dieser schlechten 

Pflege nicht lassen will, es mit sich zu nehmen. Abends kommt sie zurück ins Hotel, wo sie Spülmädchen 

ist, und muß froh sein, daß eine gutmütige Aufwartefrau das Kind zu sich nimmt und mit ihrem ganzen 

Monatslohn als Pflegegeld zufrieden ist. 

In diesem Zustand werde ich [Klumker] Vormund. Ich treffe das Kind in einer dumpfen, niedrigen Woh-

nung, wo fünf Menschen in einem einzigen Zimmer, das außer der Küche, die als Vorplatz dient, vorhan-

den ist, hausen müssen. Die Pflegefrau, die das Kind nur aus Gutmütigkeit genommen hat, sieht selbst 

ein, daß sie es nicht genug pflegen kann, da sie selbst verdienen muß. Die Polizei hat bereits die Erlaub-

nis, ein Pflegekind zu halten, verweigert. Aber die Mutter des hat keine Zeit, eine Pflegestelle zu suchen, 

ganz abgesehen davon, daß es ihr an jeglicher Erfahrung und Umsicht dafür fehlt. Den allerbesten Willen 

dazu hat sie freilich schon gezeigt. Für die Mutter eine verzweifelte Lage – und doch wie wenig war nö-

tig, um Ordnung zu schaffen. 
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Der uneheliche Vater, der durch mich zum ersten Mal von dem Kind erfuhr, war ohne weiteres bereit, 

seinen Verpflichtungen nachzukommen. Er ging sofort, selbst eine Pflegestelle bei Bekannten auszu-

machen. Er und die Mutter teilten sich das Pflegegeld. 

Freilich nicht alles ist so leicht verlaufen wie dieser Anfang. Lange Zeit haben beide gespart, um heiraten 

zu können; seine Eltern nahmen das Kind zu sich, um ihnen dies zu erleichtern. Dann haben beide sich 

wieder im Unfrieden getrennt, auch gelegentlich wieder auf unsere Aufsicht gescholten, wo sie ihnen 

nicht passte, bis sie endlich heirateten. Ich bin also weit entfernt, der Mutter ein so unbedingtes Loblied 

zu singen; dennoch habe ich noch jetzt dasselbe Gefühl der Hochachtung vor dem Mut dieser Mutter, 

die, selbst noch ein Kind, ohne Stütze und Hülfe ihr Kind mit sich nahm, weil sie es nicht im Elend lassen 

wollte. 

An diesem Beispiel sehen Sie klar, worauf es bei der Fürsorge für uneheliche Mütter und Kinder in erster 

Linie ankommt; nicht bloß den Müttern die Not erleichtern helfen, sondern sie anleiten zur Erfüllung ih-

rer Pflicht. Wo der ernste Wille vorhanden ist, ihre Mutterpflichten auch mit Opfern und Gefahr auf sich 

zu nehmen, da ist der rechte Angriffspunkt gegeben, um wirklich wertvolle Hülfe zu leisten.“233 

Klumker zeichnete hier das Bild der schutzbedürftigen jungen Mutter. Er verdeutlichte, oh-

ne es direkt auszusprechen, dass die alte Rechtspraxis, wonach der Vater der Mutter – oder 

auch ein anderer Verwandter – zum Vormund des unehelichen Kindes wurde, angesichts der 

beschriebenen familiären Verhältnisse völlig ungeeignet war. Klumker (re-)konstruiert folgen-

des Szenario: Wenn das Verhältnis der Mutter zu den eigenen Eltern abgebrochen war, wenn 

sie auf eine eigene Erwerbstätigkeit angewiesen war, wenn sie den Kontakt zum Erzeuger ihres 

Kindes verloren hatte, wenn sie ferner in der anonymen Umgebung einer Großstadt lebte, so 

hatte sie Hilfe bitter nötig. Für diese Hilfe sei der Vormund zuständig. Seine Aufgabe habe da-

rin bestanden, dafür Sorge zu tragen, dass sich die Mutter um ihr Kind kümmern oder dass sie 

dafür Sorge tragen könne, dass es von Pflegepersonen angemessen versorgt und erzogen wür-

de. Gleichzeitig wäre es Aufgabe des Vormunds, dafür zu sorgen, dass sie dies auch tatsächlich 

aufopferungsvoll tue. Des Weiteren, so lässt sich schlussfolgern, sollte der Vormund die unehe-

liche Mutter dazu bewegen, selbst bei immer wiederkehrenden Streitigkeiten, so irgend mög-

lich, mit dem Vater ihres Kindes die Ehe einzugehen. Das ist es, was Klumker zusammenfas-

send als Mutterpflichten bezeichnete. Klumker berührte in dem Zitat ebenfalls die 

Verpflichtungen des Vaters: sich um eine angemessene Versorgung des Kindes zu kümmern 

und seinen Teil zum Pflegegeld beizusteuern. Hierbei ist zu betonen, dass Klumker augen-

scheinlich nicht davon ausging, dass allein der Vater für die Finanzierung der Verpflegung des 

Kindes aufzukommen hätte, sondern Vater und Mutter gemeinsam. 

1902 hatte Klumker erreicht, dass die Centrale, genauer gesagt, die Abteilung für Kinderfür-

sorge Vereinsvormund für alle unehelichen Kinder in Frankfurt wurde, was heute auch als der 

„bedeutendste[ ] und bis dahin folgenreichste[ ] Einschnitt in die Geschichte der Centrale so-

wie die Kinder- und Jugendfürsorge im Deutschen Reich überhaupt“234 bezeichnet wird. Pri-

märziel war, die Not der Großstadtkinder, vor allem der unehelichen, systematisch zu lin-
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dern.235 Die Vereinbarung zwischen Centrale und Armenamt sah vor, dass der Geschäftsführer 

der Centrale zum Vormund für all jene unehelichen Kinder wurde, für die kein geeigneter Ein-

zelvormund im Sinne des BGB236 gefunden werden konnte; dieser Vormund war niemand an-

deres als Klumker.237 Am 23. April 1902 übernahm Klumker also die Sammelvormundschaft für 

rund 50 Kinder.238  

„Die wichtigste Arbeit wird sein, die Verpflegung der Kinder zu beaufsichtigen. Dies muß in en-

ger Fühlung mit der unehelichen Mutter geschehen, die mit der Sorge für die Person ihres Kin-

des auch das Recht besitzt, seinen Aufenthalt zu bestimmen. So wird man stets nach Kräften 

das Interesse der Mutter für ihr Kind wach zu halten suchen.“239 

In diesem Zitat zeichnet sich ab, dass es Klumker nicht zuletzt um eine Disziplinierung der 

(unehelichen) Mütter ging. Sie sollten durch den professionellen Vormund zu einer bestimm-

ten Form von Mütterlichkeit angehalten werden. Klumker ging folglich nicht von einer irgend-

wie natürlichen Mütterlichkeit aus. Vor dem Hintergrund, dass uneheliche Kinder mehrheitlich 

in Pflege gegeben wurden, erscheint Mütterlichkeit als etwas, für das ein Interesse wachgehal-

ten, unter Umständen erst geweckt werden müsse. Die im vorangegangenen längeren Text-

ausschnitt dargestellte opferbereite Mütterlichkeit erschien Klumker offensichtlich nicht 

selbstverständlich, aber sie war ihm normatives Leitbild. – Bis 1904 stieg die Zahl der von der 

Centrale bevormundeten Kinder und Jugendlichen auf 172.240 Wegen des damit verbundenen 

Arbeitsaufwands wurde die Sammelvormundschaftsfunktion schließlich ausgegliedert und 

dem 1903 gegründeten Kinderschutz e.V. übertragen.241 Gründer des Vereins war ebenfalls 

Klumker. 1910 übertrug der Verein Kinderschutz aus finanziellen Gründen die meisten seiner 

bis dato 920 Vormundschaften über Uneheliche an die städtische Sammelvormundschaft.242 

3.3.2. Grundlagenforschung zur Unehelichen-Situation 

Wie erwähnt, ging es Klumker wie Merton um die Synthese von Wissenschaft und Praxis. Von 

daher forcierte Klumker, die wissenschaftliche Untersuchung der Lebenssituation der sozial 

benachteiligten Gruppe der Unehelichen. Die Untersuchung oblag federführend einem jungen 

Wissenschaftler, der zwischen 1903 und 1907 Klumkers wissenschaftlicher Mitarbeiter in der 

Centrale war: Othmar Spann243 (1878-1950).  

Spann leistete während seiner Zeit in der Centrale wichtige Grundlagenforschung über die 

                                                        

235 Vgl. ebd. 52. 
236 §§ 1773 ff. a.F. 
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Lebenssituation der unehelichen Kinder.244 1904 erschien Spanns Forschungsbericht „Die Stief-

vaterfamilie unehelichen Ursprungs“; 1905 „Untersuchungen über die uneheliche Bevölkerung 

in Frankfurt am Main“ als zweiter Band der von Klumker verantworteten Reihe „Probleme der 

Fürsorge. Abhandlungen der Centrale für private Fürsorge in Frankfurt am Main“; 1909 als 

fünfter Band derselben Reihe „Die unehelichen Mündel des Vormundschaftsgerichtes in Frank-

furt am Main. Statistische Untersuchungen über Vormundschaftsführung und über die persön-

lichen Verhältnisse der unehelichen Kinder, namentlich ihre Verpflegungsverhältnisse“. Insge-

samt publizierte Spann zwischen 1904 und 1912 ein Dutzend Beiträge zum Thema 

Unehelichkeit und Berufsvormundschaft.245 Spann war es auch, der den Begriff „Berufsvor-

mundschaft“ einführte. 246  Spanns Ergebnisse wurden zu einer wichtigen quantitativ-

empirischen Grundlage für die weitere Entwicklung des Unehelichenrechts und der Berufs-

vormundschaften.247  

Ein entscheidendes Ergebnis der Untersuchungen war, dass uneheliche Kinder, die in 

„Stiefvaterfamilien“ aufwuchsen, keinen signifikanten Unterschied zu ehelichen Kindern in „in-

takten’“ Familien aufwiesen.248 Spann zeigte, dass es für die Entwicklung beziehungsweise die 

Erziehung des Kindes unerheblich war, ob es sich beim Ehemann der Mutter um den tatsächli-

chen Vater des Kindes handelt oder nicht. Entscheidend für das Wohl des Kindes war offenbar 

vielmehr, dass es in einer ehelichen Familie aufwachsen konnte.249 Damit wurde das weitver-

breitete Vorurteil, dass uneheliche Kinder aufgrund ihrer „unsittlichen“ Zeugung einen nachge-

rade genetischen Mangel aufweisen würden, der sie zu Delinquenz, Verwahrlosung und Krimi-

nalität disponiere, auf Grundlage sozialwissenschaftlicher Erkenntnisse entkräftet, die aus 

umfangreichen und relativ belastbaren Daten gewonnen wurden.250 Diese Ergebnisse bestärk-

ten Klumker in der Ansicht, dass die Berufsvormundschaft das einzig adäquate Instrument wä-

re, um den dramatischen Auswirkungen der herrschenden Vorurteile gegenüber unehelichen 

Kindern (und ihren Müttern) entgegenzuwirken: zuerst der hohen Säuglingssterblichkeit aber 

auch den Folgen der lebenslangen sozialen Ächtung wegen ihrer Unehelichkeit.251 

3.3.3. Verbreitung der Berufsvormundschaftsidee  

durch Ausbildung und Beratung 

Die 1903 begonnenen Aus- und Weiterbildungskursen zur Qualifizierung der Fürsorgetätigkeit 

von Verwaltungsbeamten, Lehrern und Lehrerinnen, Geistlichen und in Wohltätigkeitsvereinen 

beschäftigten Frauen und Männern drehten sich im Wesentlichen um die Berufsvormund-

                                                        

244 Vgl. Heinrich 1979, 22. 
245 Vgl. dazu die Publikationsliste von Heinrich 1979, S. 388-389. 
246 Vgl. Jenner 2006, 43; Klumker 1931, 26. 
247 Siehe unten. 
248 Vgl. Spann 1905, 117. 
249 Vgl. Spann 1905, 117f. 
250 Vgl. zusammnefassend Neises 1968, 10. 
251 Vgl. Jenner 2006, 27; Klumker 1926, 29f. 
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schaft.252 In diesen Kursen fand der fachliche Austausch unter Berufsvormündern aus dem ge-

samten Deutschen Reich und dem benachbarten Ausland statt. Die Centrale machte sich so 

unter Berufsvormündern – und Berufsvormünderinnen wie Agnes Neuhaus253 – einen Namen. 

Anfang des 20. Jahrhunderts gab es reichsweit bereits um die 90 Berufsvormundschaften. Sie 

waren äußerst heterogen gestaltet. Sie alle einte aber der Bedarf nach fachlichem Austausch, 

nach Expertise und nach Beratung in rechtlichen Fragen. Die Centrale wurde zunehmend als 

Beratungseinrichtung in Anspruch genommen, die schließlich eine eigene Sammlung von Ge-

setzesmaterialien und Urteilen, von einschlägiger Literatur und von Unterlagen über verschie-

dene Organisationsformen etc. begann.254 Diese sukzessiv entstandene Arbeit führt schließlich 

zur Gründung des Archivs deutscher Berufsvormünder im Jahr 1906, die die Arbeit fortan über-

nehmen und systematisch ausbauen sollte.255 

  

                                                        

252 Vgl. Neises 1968, 12. 
253 Vgl. Hopmann 1977 [1949], 190f. 
254 Vgl. Neises 1968, 12. 
255 An diesem Punkt verlassen wir den weiteren historischen Verlauf der Centrale, da sie nach der Grün-
dung des Archivs keinen besonderen eigenständigen Beitrag in der Entwicklung des Vormundschaftswe-
sens mehr leistete. Zur weiteren Geschichte vgl. die 1999 von Eckhardt verfasste Jubiläumsschrift zum 
100jährigen Bestehen. 
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4. Archiv deutscher Berufsvormünder 

„Wie kann schutzbedürftigen Kindern im In- und 

Auslande geholfen werden? 

Diese Frage umschreibt das ganze Arbeitsfeld der 

Kinderschutzorganisation: Archiv Deutscher Berufs-

vormünder in Frankfurt (Main), Stiftstr. 30. Seit der 

im Jahre 1906 erfolgten Gründung erteilt das Archiv 

in jährlich steigender Zahl unentgeltliche Auskünfte 

[…] über alle zur Lösung der vorangestellten Frage 

zuvor zu beantwortenden Einzelfragen, welche ihrer 

Natur nach teils auf medizinischem,  teils auf päda-

gogischem und nicht am wenigsten auf rechtlichem 

Gebiete liegen, und die sich aus all den kleinen, das 

tägliche Leben der Eltern und Vormünder be-

wegenden Sorgen ergeben, die das deutsche Bürger-

liche Gesetzbuch in die Sorge für die Person und in 

die Sorge für das Vermögen des Kindes eingeteilt 

hat. Bei der Sorge für das Vermögen überwiegen na-

turgemäß die Rechtsfragen. Unter den Rechtsfragen 

sind diejenigen Fragen […] von der größten prakti-

schen Bedeutung, die sich für die Verfolgung von 

Ansprüchen unehelicher Kinder ergeben, jener Kate-

gorie schutzbedürftiger Kinder, die eine ganz beson-

dere Beachtung beansprucht […].“256 

 

Einleitung 

In den beiden vorangegangenen Kapiteln ging es um zwei sozialpolitische Einrichtungen, die 

sich nicht primär, sondern nur unter anderem der professionellen Vormundschaft für Kinder 

widmeten. Deutscher Verein und Centrale sind jedoch, bildlich gesprochen, die Geburtsstätte 

des Archivs deutscher Berufsvormünder. In den ersten Jahren bleiben die Centrale und der 

Deutsche Verein vor allem infrastrukturell von immenser Bedeutung für den entstehenden be-

rufsständigen Interessenverband Archiv deutscher Berufsvormünder. Der Einfluss der Centrale 

auf die weitere Entwicklung des Archivs schwindet relativ bald, während der Deutsche Verein  

  

                                                        

256 Tomforde 1915, 101. 
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die Weimarer Zeit hindurch für das Archiv, gewissermaßen als umfassende sozialpolitische 

Dachorganisation im Hintergrund, wichtig bleibt. 
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Im nun Folgenden steht das Archiv deutscher Berufsvormünder im Mittelpunkt. Das Archiv 

ist bis zum Ende des Ersten Weltkrieges jene Institution, von der die reichsweite Etablierung 

und Professionalisierung der Berufsvormundschaft ausgeht: die Systematisierung und Verein-

heitlichung professionell betriebener Vormundschaft über Kinder, vor allem unehelicher Kin-

der. Der Name „Archiv“ umschreibt als Sammlung grundlegender Rechtsmaterialien nur den 

kleinsten Tätigkeitsbereich der entstehenden Institution. Denn mit dem Archiv formiert sich 

ein neues Kräftefeld oder, wie Foucault es nennen würde, ein neues „Subsystem“257. Ein bür-

gerlicher Verein konstruiert und institutionalisiert eine Technologie zur Disziplinierung unehe-

licher Väter und Mütter oder im Anschluss an Foucault, zur Disziplinierung von „anormalen“258 

Subjekten. Es geht, so meine These, um die Konstitution und den Schutz gesellschaftlicher 

„Normalität“. Im Interesse des „Kulturvolkes“ und der „Sittlichkeit“, wie es in den zeitgenössi-

schen Debatten hieß, sollten uneheliche Mütter und Väter nach den Maßstäben einer bürgerli-

chen Normalität diszipliniert werden. Im Archiv verdichtet sich ein diskursives Regime; zudem 

erlangten innerhalb dieser Institution einige Personen, vor allem Christian Jasper Klumker, Max 

Taube, Othmar Spann und als einzige Frau Agnes Neuhaus (die im Gegensatz zu ihren Kollegen 

eine Verfechterin der „organisierten“ Einzelvormundschaft war)259, eine besondere diskursive 

Autorität. Fraser beschreibt solche Vorgänge in Erweiterung Foucaults als „institutionelle Auto-

risierung einiger Personen, autoritative Wissensansprüche vorzubringen, und den damit ein-

hergehenden Ausschluß anderer“260. Innerhalb des Archivs werden spezielle Verfahren der In-

formationsbeschaffung von und über Personen entwickelt, die verschiedene Formen des 

Zwangs mit einschließen.261 Vom Archiv aus kommt es schließlich zu einer „Ausbreitung von 

Diskursen über Forschungsobjekte, die gleichzeitig Ziele im Anwendungsbereich der Sozialpoli-

tik sind“262. 

„Ehelichkeit und Unehelichkeit stehen einander wie normale und abnormale Bevölkerungs-

erneuerung gegenüber“263, schrieb Spann in der Einleitung zur 1904 erschienenen Studie „Die 

Stiefvaterfamilie unehelichen Ursprungs“, die er im Auftrag der Centrale angefertigt hatte. Zur 

Disziplinierung jener als „abnormal“ bezeichneten Erscheinung sollte die Berufsvormundschaft 

dienen. Vor allem Klumker, Spann und Taube betonten immer wieder, dass die Berufsvor-

mundschaft, um ein nutzbringendes Instrument werden zu können, auf der Grundlage empiri-

scher Sozialforschung ruhen müsste. 1924 wurde die Berufsvormundschaft mitInkrafttreten 

des Reichsjugendwohlfahrtsgesetzes zur Pflichtaufgabe der Jugendämter und damit zur Amts-

vormundschaft über alle unehelichen Kinder transformiert. Damit war die berufsvormund-

schaftliche Forschung endgültig im „Anwendungsbereich der Sozialpolitik“ angekommen.  

                                                        

257 Foucault 1994 [1976], 285. 
258 Vgl. Foucault 2007 [1975]. 
259 Vgl. Hopmann 1977 [1949], 204-217. 
260 Fraser 1994 [1989], 35. 
261 Vgl. Fraser 1994 [1989], 35. 
262 Fraser 1994 [1989], 35. 
263 Spann 1904, 3. 
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Klumker war und blieb, obwohl selbst in der Gesetzeskommission am Zustandekommen betei-
ligt, ein scharfer Kritiker des RJWG. Die bis dato lokal begrenzte Entfaltung der disziplinieren-
den Mikromacht Berufsvormundschaft, die zuvor von den entsprechenden Einrichtungen an 
vereinzelten Orten im Deutschen Reich ausgegangen war, hatte sich mit dem Reichsgesetz 
verallgemeinert. Die disziplinierende Mikromacht der professionellen Vormundschaft wurde 
entgrenzt, entwickelte sich zunehmend zu einer Form bürokratischer „Niemandsherrschaft“264 
und zirkulierte fortan „durch den gesamten sozialen Körper bis selbst in die kleinsten anschei-
nend belanglosesten Glieder“265. 

Davon ausgehend ist die Aufmerksamkeit besonders darauf zu richten, welche Elemente 

der Bevormundung, etwa aus dem Leipziger oder Frankfurter Modell, letztlich in die bürokrati-

sche Konstruktion des Vormundschaftswesens integriert und welche Leitbilder von Mutter und 

Vater aufgestellt wurden, weil sie sich aus der Perspektive der Verwaltungsabläufe und der 

Fallbearbeitung als funktionell-nützlich erwiesen. Die zentrale Frage ist, welche Formen von 

Mütterlichkeit und Väterlichkeit konstruiert und durchgesetzt, das heißt, welche verge-

schlechtlichten beziehungsweise vergeschlechtlichenden Aspekte in die bürokratische Vor-

mundschaftspraxis implementiert wurden. Dabei geht es nicht um Geschlecht im engeren Sin-

ne von Doing Gender, wie es zwischen Mutter und Vater in ihrer persönlichen Interaktion 

entsteht, sondern um die Vergeschlechtlichung der Klientel, dadurch dass sie in einem berufs-

vormundschaftlichen Spezialwissen auf bestimmte Weise subjektiviert wird; dadurch dass von 

ihr eine Anpassungsleistung erwartet beziehungsweise erzwungen wird, weil sie gemäß der 

bürokratischen Konstruktion all jene Eigenschaften aufweise, die es rechtfertigten die Maschi-

nerie professionalisierter Bevormundung in Gang zu setzen. 

4.1. Gründung des Archivs Deutscher Berufsvormünder 

Im Frühjahr 1906 wurde an „sämtliche Berufsvormünder im deutschen Reiche (Kollegialvor-

mundschaften, General- und „Kollektivvormünder, Anstaltsvormünder) folgende Einladung 

durch die ‚Zentrale266 für private Fürsorge’ versandt“267: 

„Sehr geehrte Herren! 

Die Berufsvormundschaft hat, obwohl ihr das Bürgerliche Gesetzbuch nur wenig Spielraum ließ, schon 

weite Verbreitung gefunden. Seit 1900 sind in mehr als 90 Städten Einrichtungen teils öffentlicher, teils 

  

                                                        

264 Arendt 1987 [1970], 39. 
265 Fraser 1994 [1989], 40 
266 Es handelt sich hierbei um die Centrale in Frankfurt am Main und nicht um die Zentrale für private 
Fürsorge in Berlin, bei denen es sich um zwei unterschiedliche Organisationen handelte. In dem Doku-
ment wird aber das ‚Z’ anstelle des ‚C’ verwendet. 
267 ZFdB 1906, V - unterzeichnet von Dr. Chr. J. Klumker (Zentrale für private Fürsorge Frankfurt a.M.), 
Direktor Dr. Petersen (Waisenhaus Hamburg), Stadtrat Dr. Pallmann (Ziehkinderanstalt der Stadt 
Leipzig), Beigeordnetem Dr. Schwander (Generalvormundschaft der Stadt Straßburg i.E.). 
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 privater Natur entstanden. Eine lebhafte Bewegung für ihre Einführung an anderen Orten ist im Gange. 

Sehr richtig erscheint es jetzt, an der inneren Ausgestaltung der vielfältigen Formen der Berufsvormund-

schaft zu arbeiten. Mag der Berufsvormund von Rechts wegen sein Amt ausüben (Generalvormund-

schaft) oder für den Einzelfall bestellt werden (Kollektivvormundschaft), stets wird sich seine Stellung 

wie seine Arbeitsweise wesentlich von der des Einzelvormundes unterscheiden. Insbesondere hat für 

ihn die grundsätzliche Klärung aller rechtlichen Fragen hohen Wert, weil sie ständig in seiner Praxis wie-

derkehren. Wie viel strittige Fragen ergeben sich noch bei der Stellung des Berufsvormundes gegenüber 

dem Vormundschaftsgericht, bei der Verfolgung der Unterhaltsansprüche gegen den außerehelichen 

Vater, bei der Ausübung der Erziehungsrechte des Vormunds, bei der Interessenvertretung der Mündel 

in Strafverfahren! Wie viel ließe sich da erreichen, wenn die Berufsvormünder mit einander in Verbin-

dung träten, ihre Erfahrungen austauschten, sich bei Rechtsstreiten und Nachforschungen gegenseitig 

unterstützten, oder gleichmäßiges Vorgehen verabredeten, um einheitliche Rechtsprechung herbeizu-

führen! Wichtigere Entscheidungen aus diesem Gebiete werden bereits im ‚Jahrbuch der Fürsorge’ ge-

sammelt. Doch wird der Wert dieser Sammlung wesentlich davon abhängen, daß alle Berufsvormünder 

sich daran beteiligen. Ebenso notwendig aber ist persönliche Aussprache der Berufsvormünder, die 

zwanglos von Zeit zu Zeit im Anschluß an Tagungen verwandter Organisationen stattfinden könnte.“268 

Dieses Einladungsschreiben markiert den Anfang des berufsständischen Interessenverbands 

namens Archiv Deutscher Berufsvormünder. Das Schreiben verdeutlicht ein drängendes Inte-

resse an fachlichem Erfahrungsaustausch und an fachlicher Abstimmung über die Fragen pro-

fessionell betriebener Vormundschaft. Eine Institution im engen Sinne war zunächst gar nicht 

vorgesehen; man wollte im Anschluss an andere Fachtagungen, vor allem die vom Deutschen 

Verein veranstalteten Fürsorgetage, zum Erfahrungsaustausch zusammenkommen und ge-

meinsame Verabredungen treffen. Die erste Zusammenkunft 1906 fand im Anschluss an einen 

der Ausbildungskurse der Centrale statt.269 10 Jahre später stellte Klumker auf die Entwicklung 

des Archivs zurückblickend fest: „Wir sind eigentlich wider Willen in die Welt getreten.“270  

Das seit 1900 geltende Bürgerliche Recht und die dementsprechende Rechtspraxis er-

schwerten die Arbeit der Berufsvormünder, die als solche vom formellen Recht gar nicht vor-

gesehen waren. Also musste man die Dinge selbst in die Hand, das heißt, auf Rechtsprechung 

und Gesetzgebung Einfluss nehmen – zumindest aus Sicht der Berufsvormünder. Bis zur Grün-

dung des Archivs 1906 verfolgte Klumker gemeinsam mit vor allem dem Hamburger Waisen-

hausdirektor Petersen271, dem Mainzer Bürgermeister Schmidt und dem Leipziger Ziehkinder-

arzt, Geheimrat Taube die Strategie, den Deutschen Verein, als wichtigstem parastaatlichen 

sozialpolitischen Akteur, für die Frage der öffentlichen Kinderfürsorge, genauer für die Frage 

der Berufsvormundschaft zu mobilisieren. Tatsächlich hatte die Gründung des Archivs dazu ge-

führt, dass im Jahr darauf die Vormundschaftsfrage zum zentralen Thema des 1907er Fürsor-

getages wurde.272 Spätestens dabei wurde den Berufsvormündern deutlich, dass eine eigene 

                                                        

268 Ebd. ( Hervorhebung i. O.) 
269 Vgl. Hopmann 1977 [1949], 192. 
270 Vgl. Klumker 1917, 4. 
271 Vgl. zu Petersen: Huvalé 1980, 39-41; Thorun 1998. 
272 Vgl. Hopmann 1977 [1949], 194. 
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berufsständische Vereinigung unausweichlich geworden war. Klumker erklärte 1917 in einem 

Rückblick, dass er sich immer geweigert hätte, 

„aus dem Rahmen *des Deutschen] Vereins mit einer selbständigen Gründung herauszugehen, bis diese 

drei Herren [Petersen, Schmidt, Taube], jeder für sich und schließlich alle drei gemeinsam, darauf ge-

drungen haben, daß diese Frage nicht länger liegen bleiben, nicht warten dürfe, bis sich einer derselben 

annimmt, sondern wir versuchen müssten, selbständig und unabhängig für diese Dinge zu wirken.“273 

Ein organisiertes Vorgehen schien den Protagonisten zunehmend unausweichlich. 1906 

verabredete man schließlich eine erste Zusammenkunft zur „Beratung deutscher Berufsvor-

münder“274 in Frankfurt am Main, an der mehr als 40 Personen teilnahmen. Unter anderem 

wurde dabei besprochen, inwiefern eine eigenständige Organisation Sinn machen würde und 

wenn ja, in welcher Form. Das Ergebnis war, dass eine Vereinigung gegründet wurde: das „Ar-

chiv Deutscher Berufsvormünder“. Man gab sich mit der Bezeichnung Archiv eine „Art indiffe-

renten Namen“275, wie Klumker sich später erinnerte: „Wir haben uns nach einem Ausdruck 

umgesehen, der möglichst wenig nach außen auffällt, der ein starkes Verantwortlichkeitsge-

fühl in sich trägt und der von irgendwelchem repräsentativem Auftreten nach außen hin ab-

hält.“276 

Damit bildete sich unterhalb der Ebene der formellen rechtlich-politischen Strukturen, au-

ßerhalb des kodifizierten rechtlichen Rahmens eine neue Mikromacht heraus und ein Ort, von 

dem aus sich diese Mikromacht ausdehnte und in die Gesellschaft hineinwirkte.277 Man wollte, 

mit Foucault gesprochen, nicht Teil des repräsentativen Regimes sein, sondern sich um die 

Vervollkommnung der „unscheinbaren, alltäglichen und physischen Mechanismen“278, der 

Konstitution der Disziplinarmaschinen kümmern. Im Archiv entwickelte sich ein „Komplex von 

Instrumenten, Techniken, Prozeduren, Einsatzebenen, Zielscheiben“279. Es wurde damit be-

gonnen, wie es von Foucault in anderem Zusammenhang treffend beschrieben wird, „an den 

Rechtsstrukturen der Gesellschaft von unten her zu arbeiten, um die wirklichen Machtmecha-

nismen im Gegensatz zu ihrem formellen Rahmen wirken zu lassen“280. Im eingangs zitierten 

Einladungstext war zuvor angedeutet worden, dass die berufsvormundschaftliche Praxis den 

Gesetzgeber und das geltende formelle Recht umgingen und dass die Rechtspraxis entspre-

chend der berufsvormundschaftlichen Bedürfnisse positiv beeinflusst werden sollte. Die größte 

rechtliche Hürde, die es dabei zu überwinden galt, war der Einzelvormund für die unehelichen 

Kinder, den das 1900 in Kraft getretene BGB als Regelfall normiert hatte. Durch massive Inter-

ventionen während der Vorarbeiten zum BGB, namentlich von Taube281, konnte erreicht wer-

                                                        

273 Ebd. 
274 Vgl. ZFB 1906. 
275 Ebd. 
276 Ebd. 
277 Vgl. Foucault 1976 [1994], 284f. 
278 Ebd. 285. 
279 Ebd. 277. 
280 Ebd. 285. 
281 Vgl. Taube 1893, 57-61; 1912, 2. 
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den, dass in das Einführungsgesetz (§ 136 EBGB) eine Ausnahmeregelung aufgenommen wur-

de, mit der bereits bestehende Formen professionell betriebener, institutioneller Vormund-

schaften, wie das „Leipziger System“, beibehalten bleiben konnten und nicht zwingend durch 

die Einzelvormundschaften ersetzt werden mussten.282 Von dieser Ausnahmeregelung ausge-

hend hatte sich das Berufsvormundschaftswesen in vielfältigsten Formen im gesamten Deut-

schen Reich ausgebreitet – gegen den ausdrücklichen Willen des Gesetzgebers. Anfang 1906 

waren denjenigen, die zur Beratung der Berufsvormünder einluden, bereits 90 städtische Vor-

mundschaftseinrichtungen bekannt. Diese hätte es auf Grundlage des Bürgerlichen Gesetzbu-

ches eigentlich gar nicht geben dürfen und Klumker selbst sagte von ihnen, dass sie „neben 

dem Gesetz stehen“283 würden.  

Die Mehrzahl der 42 Teilnehmenden284 an der ersten Versammlung, unter ihnen Agnes 

Neuhaus als einzige Frau, waren selbst von Berufs wegen Vormund (Generalvormund) oder 

waren politische Verantwortungsträger mit ausdrücklichem Interesse daran, dass ein solches 

Vormundschaftswesen auch in ihrem Zuständigkeitsbereich errichtet würde.285 Die versammel-

ten Personen bekleideten u.a. folgende Funktionen: Bezirksvorsteher286, Beigeordneter287, Bür-

germeister, Justizrat288, Magistratsassessor289, Magistratsobersekretär290, Oberregierungsrat291, 

Pastor, Regierungsassessor, Stadtobersekretär, Stadtrat, Stadtsekretär – „lauter Autoritä-

ten“292, wie Agnes Neuhaus es ausdrückte. Mit anderen Worten, die sich im Archiv herausbil-

dende Mikromacht war synaptisch verbunden mit der politisch dominierenden Klasse und den 

rechtlich-politischen Strukturen, zumindest im Feld der Wohlfahrtspflege. Die allmählich sicht-

bar werdende Mikromacht entfaltete sich expansiv: Ein Jahr später nahmen bereits 90 Perso-

nen an der Tagung des Archivs teil und im Deutschen Reich waren 147 Berufsvormundschaften 

mit mehr als 40.000 Mündeln eingerichtet.293  

Kurzum, im Vormundschaftswesen war im ersten Jahrzehnt des 20. Jahrhunderts tatsäch-

lich eine lebhafte Bewegung im Gange, wie es in der Tagungseinladung hieß. In dieser Bewe-

                                                        

282 Vgl. Klumker 1906, 2f. 
283 Klumker 1906, 2. 
284 16 weitere haben kurzfristig abgesagt, unter ihnen die Leipziger Ziehkinderanstalt (Max Taube). Vgl. 
ZFdB 1906, IX. 
285 Z.B. der Mainzer Bürgermeister Schmidt. 
286 Oberhaupt eines Stadtbezirkes in einer größeren Stadt. 
287 haupt- oder ehrenamtlich Tätiger, für bestimmte Verwaltungsbereiche zuständiger Gemeindebeam-
ter. 
288 Ehrentitel für ältere Richter, Anwälte und Notare. 
289 Magistrat bezeichnet den städtischen Gemeindevorstand.  
Assessor ist eine Dienstbezeichnung für Beamte (auch Richter) des höheren Dienstes auf Probe. 
290 Im Beamtenrecht steht der Obersekretär über dem Sekretär jedoch unter dem Hauptsekretär im 
mittleren Dienst. 
291 Oberregierungsrat ist eine Amtsbezeichnung im höheren Verwaltungsdienst. Voran geht der Regie-
rungsrat und in der Hierarchie folgt der Regierungsdirektor. 
292 Zit. nach Hopmann 1977 [1949], 192. 
293 ZFdB 1908, IX 
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gung wurden die „Aufgaben einer Berufsvormundschaft für uneheliche Kinder“294 konstruiert, 

wie der programmatische Titel von Klumkers Fachvortrag unterstrich, mit dem die erste Bera-

tung der Berufsvormünder Deutschlands am Abend des 27. April 1906 schließlich eröffnet 

wurde. Bevor ich auf die inhaltliche Dimension des Konstruktionsprozesses eingehe, soll das 

Profil des Archivs skizziert werden, um seine gesellschaftspolitische Position zu verdeutlichen.  

4.2. Betätigungsfelder und organisatorischer Aufbau des Archivs 

4.2.1. Organisationsdiagramm des Archivs 

Auf der ersten Tagung von 1906 war allen Teilnehmenden klar geworden, dass es zur Errei-

chung der eigenen Ziele nicht ausreichen würde, sich „zwanglos von Zeit zu Zeit im Anschluß 

an Tagungen verwandter Organisationen“ über Erfahrungen auszutauschen, wie es in der Ein-

ladung noch geheißen hatte. Eine „gemeinsame Veranstaltung“, das heißt, eine eigenständige 

Institution erschien unerlässlich. Der organisatorische Aufbau, den sich das Archiv gab, lässt 

sich folgendermaßen darstellen: 

Das Archiv deutscher Berufsvormünder  

(im Jahr 1914)295 

Der ständige Ausschuß: 

Vorsitzender: Klumker 

(mindestens 5) Mitglieder: 

1. Oberlandesgerichtsrat Diefenbach, Colmar 

2. Geh. Oberregierungsrat Falch, Stuttgart 

3. Magistratsrat Grieser, München 

4. Bürgermeister v. Hollander, Mannheim 

5. Professor Keller, Charlottenburg 

6. Stadtrat Köhler, Leipzig 

7. Amtsgerichtsrat Köhne, Berlin 

8. Hofrat Meier, München 

9. Frau Amtsgerichtsrat Neuhaus, Dortmund 

10. Amtsgerichtsrat Rothschild, Frankfurt 

11. Bürgermeister Schwander, Straßburg 

12. Pastor Pfeiffer, Berlin 

13. Geheimrat Taube, Leipzig 

14. Bürgermeister Westram, Ratibor 

 

Mitgliederversammlung 

(bei der jährlichen Tagung des Archivs) 

Abbildung 6: Organigram Archiv Deutscher Berufsvormünder 1914 

  

                                                        

294 Klumker 1906. 
295 Am Beispiel für das Jahr 1914, das Organisationsdiagramm änderte sich zwischen 1906/7 und 1918 
aber nicht wesentlich, lediglich die personelle Zusammensetzung wechselte. 
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4.2.2. Mitgliederentwicklung im Archiv 1906-1917 

Tabelle 6: Mitgliederentwicklung des Archivs 1906-1917
296

 

Um die wachsende Bedeutung des Archivs zu 

verdeutlichen, lohnt ein Blick auf die Entwick-

lung der Mitgliederzahlen, vor allem, wenn man 

bedenkt, dass die Mitglieder zum großen Teil 

Funktionsträger innerhalb der politischen Struk-

turen ihrer jeweiligen Herkunftsorte waren. Die 

Zahl der Mitglieder wuchs zwischen 1906 und 

1917 von 7 auf 390. Dabei handelte es sich um 

eine sehr aktive Mitgliedschaft, wie die Zahl der 

Tagungsteilnehmer belegt. Da die Tagungen 

zumindest teilweise (in der Regel der erste der 

zwei bis drei Konferenztage) öffentlich waren, 

überstieg die Zahl der Teilnehmenden mitunter 

die Zahl der Mitglieder des Archivs, was noch-

mals die breite Aufnahme der Arbeit des Archivs unterstreicht:  

Tabelle 7: Entwicklung Tagungsteilnahme 1906-1917
297

 

Jahr Anzahl Ort Jahr Anzahl Ort 

vor WK I während WK I 

1906 42 Frankfurt a.M. 1916 234 Leipzig 

1908 150 Straßburg 1917 170 Berlin 

1910 230 Berlin    

1913 300 Stuttgart    

4.2.3. Aufgabenbeschreibung und Satzung des Archivs 

Auf der ersten Besprechung 1906 zeichneten sich vier zentrale Tätigkeitsfelder für das Archiv 

deutscher Berufsvormünder ab:298  

1. die Rechtsordnung im Ausland299,  

2. die Rechtsprechung im Inland,  

3. die innere Organisation der Berufsvormundschaft und  

  

                                                        

296 Quellen: ZFB 1908-1919; Jenner 2006, 49. 
297 Vgl. Jenner 2006, 49. Die Liste enthält nicht Angaben zu allen stattgefundenen Tagungen zwischen 
1906 und 1917. 
298 Vgl. ZFdB 1906, X-XII. 
299 Hierbei geht es um zweierlei. Zum einen sollen die rechtspolitischen Entwicklungen im Ausland beo-
bachtet werden, um sich an den dortigen Entwicklungen orientieren zu können. Zum anderen geht es 
um die Kenntnis des geltenden ausländischen Rechts, damit der Vormund in Alimentationsverfahren mit 
Auslandsbezug (Vater und Mutter mit unterschiedlicher Staatsangehörigkeit oder Verzug des alimenta-
tionspflichtigen Vaters ins Ausland usw.) die Ansprüche des Kindes auch im Ausland durchsetzen zu 
können. 

 Jahr Anzahl 

 1906 7 

 1907 47 

 1908 75 

 1909 102 

Anfang 1910 177 

Ende 1911 189 

 1911 226 

 1912 275 

 1913 271 

 1914 320 

 1915 k.A. (kriegsbedingt) 

 1916 344 

 1917 390 
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4. die Werbearbeit zur Einrichtung neuer Berufsvormundschaften. 

Diese vier Betätigungsfelder blieben im folgenden Jahrzehnt die zentralen Handlungsfelder 

des Archivs, die im Laufe der Zeit lediglich im Detail ergänzt wurden. – Sie sind dies, mit Aus-

nahme von Punkt 4, bis zum heutigen DIJuF geblieben. –  

Ein weiteres zentrales Betätigungsfeld, das nicht eigens in den Veröffentlichungen des Ar-

chivs erwähnt wurde, stellte die publizistische Arbeit des Archivs selbst dar. Die Publikationen 

gaben der Arbeit des Archivs für seine Mitglieder gewissermaßen eine nutzbare Form. Zu nen-

nen ist hier an erster Stelle das ab 1908 erscheinende „Zentralblatt für Vormundschaftswesen, 

Jugendgerichte und Fürsorgeerziehung“300. Das Zentralblatt war das Organ des Archivs. Dane-

ben sind zu erwähnen: das „Jahrbuch der Fürsorge“, das zwischen 1907 und 1913 vom Archiv 

herausgegeben wurde, und die Vierteljahresschrift „Fortschritte des Kinderschutzes und der 

Jugendfürsorge“301, die zwischen 1913 und 1920 erschien. In dieser Reihe erschien unter ande-

rem 1915 Hans Tomfordes Schrift „Die Unterhaltsklage des unehelichen Kindes im In- und Aus-

lande“, die die Grundlage bildete für das Standardwerk zu den Rechtsgrundlagen der Vater-

schaftsfälle im internationalen Verkehr, das bis Ende der 1980er als der ‚Tomforde’ 

beziehungsweise ‚Tomforde/Webler’ bekannt war.302 

Bis Anfang 1911 blieb das Archiv eine Vereinigung ohne formellen Rechtsstatus. Im Herbst 

1910 (25.10.1910) wurde der „Ständige Ausschuss“ von der Mitgliederversammlung damit be-

auftragt, die notwendigen Schritte einzuleiten, um das Archiv als e.V. ins Vereinsregister einzu-

tragen, was am 8. Februar 1911 geschah.303 Als allgemeine „Aufgaben des Archivs deutscher 

Berufsvormünder“304 waren nun mittlerweile 7 Punkte festgelegt. Diese werden in der 1913er 

Ausgabe von „Zur Frage der Berufsvormundschaft“305 allen Mitgliedern des Archivs mitgeteilt: 

                                                        

300 1924-1983: „Zentralblatt für Jugendrecht und Jugendwohlfahrt“; 1938-1944: „Deutsche Jugendhilfe“; 
1984-2005: „Zentralblatt für Jugendrecht, Kindheit – Jugend – Familie“. 2006 fusioniert mit "KindPrax" 
(Zeitschrift für die praktische Anwendung und Umsetzung des Kindschaftsrechts) zu der Zeitschrift "ZKJ" 
(Zeitschrift für Kindschaftsrecht und Jugendhilfe). Zur Geschichte des Zentralblatts vgl. auch: Gey 1996. 
301 „Sie sollen *…+ jedem Arbeiter der Kinderfürsorge, der nicht viel Zeit auf Lektüre und Studium ver-
wenden kann, in diesen kleinen Heften die Forstschritte der Fürsorgegebiete vorführen und es ihm ohne 
große Mühe ermöglichen, sich in Fühlung mit den neueren Fortschritten zu halten und ihm zugleich We-
ge weisen, wie er in gedrucktem Material oder in persönlichen Nachfragen weitere Auskünfte erhalten 
kann, die durch die Auskunftsstelle des Archivs noch im einzelnen ergänzt werden können.“ So Klumker 
im Vorwort zur ersten Ausgabe 1913, IV. 
302 Bereits die dritte Auflage wurde nicht mehr von Tomforde verantwortet, sondern von dem Juristen 
Friedrich Diefenbach und dem Geschäftsführer des Archivs Heinrich Webler (seit 1923); 1935 erschien 
die vierte als letzte gebundene Auflage. Die fünfte von Webler verantwortete Auflage erschien 1953 
erstmals als Loseblattsammlung. 1979 übernimmt das Deutsche Institut für Vormundschaftswesen, wie 
das Archiv seit 1952 heißt, die Herausgeberschaft.  1988/89 wird „Das Recht des nichtehelichen Kindes 
und seiner Mutter im In- und Ausland“ durch die Sammlung „Internationales Jugend- und Familienrecht“ 
ersetzt. 
303 Vgl. ZFB V2, 1911, 155f. 
304 Zur Frage der Berufsvormundschaft Teil V1. Vor-Berichte zur fünften Tagung Deutscher Berufsvor-
münder in Berlin, am 24. und 25. Oktober 1910 hrsg. vom Ständigen Ausschuß, Dresden: Verlag von O.V. 
Böhmert 1910, S. 8-11 
305 In der vom Ständigen Ausschuß des Archivs herausgegebenen Reihe „Zur Frage der Berufsvormund-
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„1. Die Unterstützung der Berufsvormünder bei der Rechtsverfolgung im Ausland. 

2. Erteilung von Rat und Auskunft über Fragen des Kinderschutzes im In- und Ausland (Rechts- und 

Fürsorgewesen) an In- und Ausländer. 

3. Die Unterstützung der Berufsvormünder bei der Rechtsverfolgung im Inland und Einflussnahme auf 

die einschlägige Gesetzgebung und Rechtsprechung des Inlands. 

4. Beratende Unterstützung bei der inneren Organisation der Berufsvormundschaften. 

5. Die Werbearbeit zur Errichtung neuer Berufsvormundschaften. 

6. Die Vornahme von Untersuchungen über das Gebiet der Berufsvormundschaft berührende Gegen-

stände und Veröffentlichung der Untersuchungsergebnisse. 

7. Die Unterstützung des ‚Ständigen Ausschusses’ bei der Vorbereitung der Berufsvormündertagungen 

und bei der Durchführung von deren Beschlüssen.“306 

Neben diesen Aufgaben, die in „Zur Frage der Berufsvormundschaft“ (die Reihe wird allen Mit-

gliedern kostenfrei zugesandt) auch ausführlich erläutert wurden, stand die nachstehend do-

kumentierte Vereinssatzung. § 1 der Satzung beschrieb als allgemeinen Vereinszweck, den 

Ausbau berufsvormundschaftlicher Einrichtungen und deren Wirksamkeit zu fördern und der 

Entwicklung der gesamten Kinderfürsorge zu dienen, und unterstrich damit den Vereins-

Charakter als Subsystem der formellen staatlichen Strukturen, um diese mit- und umzugestal-

ten. Die Eintragung ins Vereinsregister bedeutet für das Archiv jedoch einen Schritt in Richtung 

Formalisierung und hinaus ans Licht der Öffentlichkeit, die über die engste Fachöffentlichkeit 

hinaus ging. 

                                                                                                                                                                   

schaft“ erscheinen die Vorberichte und Berichte zu den Tagungen des Archivs. Die Publikationen gehen 
allen Mitgliedern des Archivs kostenlos zu. Sie enthalten sowohl allgemeine Mitteilungen zum Archiv 
(z.B. Verzeichnis der Tagungsteilnehmer, Mitgliederverzeichnis, Finanz- und Jahresberichte, Satzungen, 
Darstellung der Aufgaben) als auch die Tagungsdokumentation (Berichte), ab 1909 erscheinen in einem 
eigenen Band die „Vor-Berichte“ zu den Tagungen, mit Beiträgen zur Vorbereitung auf die anstehende 
Tagung. 
306 Zur Frage der Berufsvormundschaft Teil VI1. Vor-Berichte zur sechsten Tagung Deutscher Berufsvor-
münder in Dresden, am 17. bis 19. September 1911 hrsg. vom Ständigen Ausschuß, Dresden: Verlag von 
O.V. Böhmert 1911, S. VII 



Satzungen des Archivs Deutscher Berufsvormünder, e.V. (1913)1 

§ 1. 

Der Verein hat den Namen „Archiv Deutscher Berufs-

vormünder“. Er hat den Zweck, den Ausbau berufsvor-

mundschaftlicher Einrichtungen und deren Wirksamkeit 

durch gemeinsame Veranstaltungen zu fördern und zu-

gleich der Entwicklung der gesamten Kinderfürsorge zu 

dienen. 

Der Verein hat seinen Sitz in Frankfurt a. M. und soll in 

das Vereinsregister eingetragen werden. 

§ 2. 

Mitglied kann jede physische oder juristische Person 

werden. Der Beitritt erfolgt durch Anmeldung beim Vor-

stand. Das Mitglied hat einen Jahresbeitrag von mindes-

tens 25 Mark in den ersten drei Monaten des Geschäfts-

jahres zu entrichten. 

Das Mitglied erhält die Veröffentlichungen des Archivs 

unentgeltlich. Der Austritt aus dem Verein muß schrift-

lich dem Vorstand mindestens drei Monate vor dem En-

de des Rechnungsjahres, das am 1. September schließt, 

erklärt werden. 

Die Mitgliedschaft erlischt, wenn das Mitglied nicht in-

nerhalb dreier Monate nach ausdrücklicher Aufforderung 

seinen Mitgliedsbeitrag entrichtet. 

Organe des Vereins sind: der Vorstand, der ständige Aus-

schuß und die Mitgliederversammlung. 

§ 3. 

Vorstand des Vereins ist der Vorsitzende des ständigen 

Ausschusses. Er vertritt den Verein gerichtlich und au-

ßergerichtlich. Er ist bei Führung der Geschäfte des Ver-

eins nach innen an die Beschlüsse des ständigen Aus-

schusses gebunden. 

§ 4. 

Der ständige Ausschuss, der mindestens fünf Mitglieder 

hat, wird von der Mitgliederversammlung auf drei Ge-

schäftsjahre gewählt. Er hat das Recht der Zuwahl weite-

rer Mitglieder, deren Amtsdauer bis zum Schlusse des 

Geschäftsjahres gilt. Er wählt den Vorsitzenden und den 

Schriftführer. 

Der ständige Ausschuß besorgt alle Angelegenheiten des 

Vereins, soweit nicht die Mitgliederversammlung aus-

drücklich für zuständig erklärt ist. 

Der ständige Ausschuß entscheidet in Sitzungen oder auf 

schriftlichem Wege. Er ist beschlussfähig, wenn in der 

Sitzung, zu der sämtliche Mitglieder eingeladen sind, 

mindestens drei der Mitglieder anwesend sind. 

Schriftliche Abstimmungen sind nur zulässig, wenn kein 

Mitglied des Ausschusses widerspricht. 

Über die Sitzungen ist Protokoll zu führen. 

Der ständige Ausschuß entscheidet mit Stimmenmehr-

heit. 

§ 5. 

Die Mitgliederversammlung ist alljährlich zur Entgegen-

nahme und Genehmigung des Jahresberichtes und der 

Jahresrechnung und zur Vornahme der ordentlichen 

Wahlen zu berufen und außerdem so oft es er Ausschuß 

für erforderlich hält. Die Einberufung erfolgt durch den 

ständigen Ausschuß vierzehn Tage vorher durch Be-

kanntmachung im Organe des Vereins, das vom ständi-

gen Ausschusse bestimmt wird. 

In der Mitgliederversammlung hat jedes Mitglied eine 

Stimme. 

Die Mitgliederversammlung entscheide nach Stimmen-

mehrheit, bei Wahlen nach einfacher Stimmenmehrheit. 

Zu Beginn der Mitgliederversammlung ist ein Vorsitzen-

der und ein Protokollführer zu wählen. Das Protokoll, in 

dem alle gefassten Beschlüsse niederzulegen sind, ist 

vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu unter-

zeichnen. 

§ 6. 

Über die Verwendung des Vereinsvermögens bei Auflö-

sung beschließt der ständige Ausschuß. 

Das Vermögen ist wissenschaftlichen oder praktischen 

Aufgaben verwandter gemeinnütziger Natur zuzuführen. 

Die Gründung des Vereins ist erfolgt durch die Mitglie-

derversammlung vom 13. Januar 1911. 

Eingetragen ins Vereinsregister zu Frankfurt a. M. unter 

Nr. 366 am 8. Februar 1911 

                                                        

1 ZFB 913 (VIII.1), 98f. 
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4.3. Der sich im Archiv kristallisierende  

Berufsvormundschaftsdiskurs 

„Die unehelichen Kinder, die in allen Ländern die 

Statistiken verschlechtern (insbesondere die der 

Säuglingssterblichkeit, der Militäruntauglichkeit und 

der Kriminalität), sind mit Recht die ‚Schmerzenskin-

der’ jeder Nation genannt worden. Ihre bloße Exis-

tenz ist im Grunde ein Symptom für tiefer liegende 

Übel, nämlich für die bestehenden sozialen Umstän-

de. Gleichwohl haben die Gesetzgeber mancher 

Länder bei der Normierung des Rechts der uneheli-

chen Kinder geglaubt, ihren Unwillen über die be-

stehenden sozialen Mißstände gegen die unehe-

lichen Kinder selber richten zu müssen, indem sie 

diese rechtlich schlechter stellten wie die ehelichen; 

durch eine Gleichstellung beider wähnten die Ge-

setzgeber eine staatliche Billigung des außereheli-

chen Geschlechtsverkehrs auszusprechen.“2 

 

4.3.1. Berufsvormundschaft zum Schutz des unehelichen Kindes 

Verlassen wir an dieser Stelle die institutionelle Ebene und wenden uns der Frage zu, inwiefern 

mit der Arbeit des Archivs die Berufsvormundschaft als eine ‚Technologie der Macht’ entwor-

fen und schließlich in Gang gesetzt wurde. Denn zwischen 1906 und Ende des Ersten Welt-

kriegs 1918, spätestens jedoch bis zur Verabschiedung des Reichsjugendwohlfahrtsgesetzes 

1922 ist das Archiv deutscher Berufsvormünder gewissermaßen das diskursive Labor, in dem 

eine professionalisierte Form der Vormundschaft erfunden, erprobt, fortentwickelt und fein 

justiert wurde.  

Als Erstes soll gezeigt werden, dass und wie der Schutz des unehelichen Kindes bezie-

hungsweise das uneheliche Kind an sich im (Berufs-)Vormundschaftsdiskurs zunächst auf die 

Agenda gesetzt und anschließend sukzessive zu einem Topos wurde, zu einem moralisch auf-

geladenen Gemeinplatz. Klumker selbst erklärte noch auf der Jahrestagung des Archivs 1916, 

„daß man über unehelichen Kinder in der Öffentlichkeit kaum reden und kaum schreiben kann, 

daß eigentlich die Berufsvormundschaft den unehelichen Kindern erst eine gewisse Beachtung, 

ein gewisses Recht, da zu sein, in der Öffentlichkeit verschafft hat.“3 Es stimmt, dass sich die 

Situation der Kinder verbesserte. Nichtsdestotrotz wurde das Schlagwort vom Schutz des Kin-

des zu einer euphemistischen Redewendung, die eine Disziplinierung der Eltern – der Mütter 

                                                        

2 Tomforde 1915, 102. 
3 Klumker 1917, 10f. 



 138 

wie der Väter – bezweckte und hinter der das Kind an sich zum Verschwinden kam.4 Dies lässt 

sich anhand von drei Grundlagentexten deutlich zeigen, auf die in den Verhandlungen des Ar-

chivs immer wieder Bezug genommen wurde – im Übrigen bis heute. Zum 100jährigen Jubilä-

um der Einrichtung wurde hervorgehoben: „Ärzte, Juristen und Sozialwissenschaftler hatten 

begonnen, nicht mehr nur weltanschauliche Bewertungen zu verkünden, die sich unrühmlich 

mit archaischen Diskriminierungsformen zu Lasten von Kindern und Jugendlichen verbanden, 

sondern nüchtern zu beobachten, zu dokumentieren und Missstände anzuprangern.“5 Der ers-

te beleuchtete Text wurde vom „Gründervater“ der Berufsvormundschaftsidee Max Taube ver-

fasst, der zweite vom Berliner Mediziner Hugo Neumann und der dritte schließlich von Othmar 

Spann.6 Ich begreife sie als Schlüsseltexte, in denen der Versuch deutlich wird, der Argumenta-

tion für den Schutz des unehelichen Kindes und für die Einrichtung der Berufsvormundschaft 

eine wissenschaftliche Basis zu geben. Sie spiegeln die Bemühungen, Fakten auf Grundlage sta-

tistischer Erhebungen und damit eines bestimmten Spezialwissens über die Unehelichen zu ge-

nerieren. In diesen Bemühungen konstituiert sich gleichzeitig ein „Macht-Wissen“7. Othmar 

Spann brachte es folgendermaßen auf den Punkt: „Denn der Frage: Was soll sein? muß stets 

die Frage: Was ist, und durch welche Ursachen ist es? vorangehen.“8 Die Grundgesamtheiten 

der Studien umfassten jeweils die Population einer Großstadt: Leipzig, Berlin und Frankfurt am 

Main.  

4.3.1.1. Ausgangspunkt I: „Der Schutz der unehelichen Kinder in 

Leipzig“ (Taube 1893) 

Zu Beginn sei kurz die besondere Stellung Taubes für die Arbeit des Archivs verdeutlicht. Aus-

gangs- und beständiger Referenzpunkt seiner Arbeit ist das in den 1880ern eingerichtete 

Leipziger System. Der Ingenieur dieses Systems, Taube, ist selbst bis zu seinem Tod 1915 Mit-

glied des Vorstandsgremiums des Archivs, dem Ständigen Ausschuss, und bringt sich regelmä-

ßig während der Tagungen in die Diskussionen ein. Welche Stellung Taube im Fachdiskurs ein-

nimmt, zeigt sich exemplarisch auf der 1912er Tagung des Archivs in Wien. Das Archiv tagte 

gemeinsam mit der kurz zuvor gegründeten Schwesterorganisation im Nachbarland, dem ös-

terreichischen Berufsvormündertag. Vor diesem Hintergrund wurden die österreichischen Kol-

legen von den drei „Vätern“9 der Berufsvormundschaft in Deutschland: Klumker, Petersen und 

Taube, über der Stand der Entwicklungen im Deutschen Reich in Kenntnis gesetzt. Es sind un-

bestritten die Granden im Feld der Berufsvormundschaft, die hier ein Zwischenresümee über 

                                                        

4 Damit wird gleichzeitig begründet, warum in dieser Untersuchung nicht näher auf die Kinder und Ju-
gendlichen eingegangen wird. 
5 Mörsberger 2006b, 546. 
6 Sybille Buske (2003) geht in ihrer Untersuchung neben den genannten auch auf den 1906 erschienen 
Text „Die uneheliche Mutter“ von Max Marcuse ein. In den Auseinandersetzungen im Archiv war dies 
aber kein Referenzpunkt. 
7 Vgl. Foucault 2003 [1973], 87. 
8 Spann 1907, XV. 
9 Vgl. Jenner 2006, 17-39. 
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die bisherige Entwicklung geben. Von daher ist sehr aufschlussreich, dass hier das von Taube 

konstruierte System zur Berufsvormundschaft sui generis stilisiert und Taube selbst zum ei-

gentlichen „Vater der Berufsvormundschaft“10 erklärt wurde. Woraus das Leipziger System im 

Wesentlichen bestand, fasste Klumker mit knappen Worten wie folgt zusammenfassen: „aus 

einer Vormundschaft über sämtliche uneheliche Kinder und einer Aufsicht über das Haltekin-

derwesen“11, die einem Amt obliegen. Die mit dem Namen Taubes verbundene Idee war von 

entscheidender Bedeutung für das gesamte weitere berufsvormundschaftliche Denken und 

Wissen. 

Taubes grundlegende Schrift „Der Schutz der unehelichen Kinder in Leipzig“ war schon 1893 

erschienen. Darin hatte er gewissermaßen den Bauplan des Leipziger Systems (re-)konstruiert. 

Um eine wissenschaftliche Untersuchung im strengen Sinne handelte es sich nicht. Der Text 

war vielmehr eine politische Denkschrift, die auf empirischen Praxis-Erkenntnissen basierte: In 

der ersten Hälfte wird in zwei dokumentierten Jahresberichten aus den zurückliegenden Jah-

ren 1884/1885 und einer zum Zeitpunkt des Erscheinens aktuellen Darstellung der Ziehkinder-

anstalt die Entstehung des Leipziger System bis Anfang der 1890er rekonstruiert; die zweite 

Hälfte enthält eine ausführliche Stellungnahme für die Einführung der Generalvormundschaft 

über alle unehelichen Kinder und eine Darstellung der Möglichkeiten und Hindernisse im gel-

tenden Recht, um dies umzusetzen – samt einiger Reformanregungen.  

Diese Publikation und die ihr zugrunde liegende Tätigkeit markieren den Beginn eines be-

stimmten (fach-)öffentlichen Redens über uneheliche Kinder, v.a. von Säuglingen. Das uneheli-

che Kind wird explizit Thema unter dem Gesichtspunkt öffentlichen Schutzes. Wobei der 

Schutz hier zwei Dimensionen aufweist, eine medizinisch-ärztliche und eine gesellschaftlich-

politische. Zum einen geht es um den unmittelbaren Schutz des körperlichen und geistigen 

Wohls der unehelich geborenen Kinder selbst. Andererseits geht es um den Schutz der Gesell-

schaft oder anders gesagt, der Gesellschaftsordnung. Taube selbst schrieb 1893: „Das uneheli-

che Kind hat die gleiche Forderung an das Dasein, wie das ehelich geborene, öfter noch eine 

berechtigtere, denn es sind im Durchschnitt gesunde und kräftige Kinder, welche, wenn ihre 

Existenzbedingungen gebessert sind, sich und dem Staate von Nutzen sein müssen.“12 Damit ist 

klar, der geforderte Schutz des Kindes war nicht allein und nicht einmal primär humanitär be-

gründet. Das uneheliche Kind sollte geschützt werden „*…+ in hygienischer und vermögens-

rechtlicher Beziehung, um es zu einem nutzbaren Mitgliede des Staates zu erziehen“13, wie 

Taube in einem Beitrag von 1912 betonte. Taube entwarf vor diesem Hintergrund eine jener 

Disziplinarinstitutionen, von denen Foucault sagt, dass sie eingerichtet werden, um eine „ge-

sunde Bevölkerung zu produzieren“14 und mit der sie „erhalten und nutzbar gemacht“15 wer-

                                                        

10 Klumker 1917, 7. 
11 Klumker 1906, 3. 
12 Taube 1893, 6. 
13 Taube 1912, 5 ( Hervorhebung DS). 
14 Foucault 2007 [1975], 67. 
15 Foucault 1994 [1976], 283. 
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den kann. Die explizite Thematisierung des unehelichen Kindes läuft darauf hinaus, wie im Fol-

genden genauer zu zeigen sein wird, das uneheliche Kind gesellschaftlich gewissermaßen ver-

schwinden zu lassen, genauer: die Unehelichkeit des Kindes, die „Erscheinung der unehelichen 

Fortpflanzung“16 unsichtbar werden zu lassen. Wenn ein Disziplinarmechanismus in dieser Hin-

sicht funktionieren soll, so bedarf es eines bestimmten Wissens und der Institutionalisierung 

dieses Wissens.  

Taube begann Ende des 19. Jahrhunderts damit, die Situation der unehelichen Kinder in 

Leipzig systematisch zu erfassen. Damit entstand das grundlegende Wissen über die Uneheli-

chen, in dem sich zugleich die Macht des Armenarztes und Berufsvormunds entfaltete. Taubes 

Ziel bestand in einer systematischen Grundlage, um davon ausgehend die im Vergleich zu den 

ehelichen Kindern erheblich schlechtere Lebenssituation der Unehelichen planmäßig verbes-

sern zu können. Aus dem gesammelten Datenmaterial generierte sich ein zur Disziplinierung 

verwendbares Wissen: Dazu musste er herausfinden, wie die Lage der Unehelichen überhaupt 

beschaffen war; er musste das Anormale zunächst einmal als solches intelligibel und sichtbar 

machen, um es dem Normalen anpassen zu können. Folglich wurde sowohl das Anormale, die 

Unehelichkeit, als auch das Normale, die Normalität der ehelichen Familie unter einer be-

stimmten Perspektive konstruiert: der Perspektive eines städtischen Armenarztes, der einer 

Anstalt vorsteht, die dem Selbstverständnis und dem Auftrage nach eine „Einrichtung zur 

Ueberwachung der unehelichen Kinder“17 war – zu deren eigenem Schutz.  

Taube legte für seine praktische 

Arbeit systematisch Statistiken über 

die Situation der unehelichen Kinder 

an und nutzte diese in seiner Schrift 

„Der Schutz der unehelichen Kinder in 

Leipzig“ gewissermaßen zu propa-

gandistischen Zwecken, um die Ein-

führung der Generalvormundschaft 

über alle unehelichen Kinder zu be-

gründen.20 Aber was erfasste das Zah-

lenmaterial und welches Wissen wur-

de damit hergestellt? Ausgangspunkt 

der Arbeit als Ziehkinderarzt und der 

Datensammlung war, wie im früheren 

Kapitel ausgeführt, die im 19. Jahrhundert hohe Sterblichkeit unter den in Pflege gegebenen 

unehelichen Säuglingen. Um die besondere Situation des unehelichen Kindes, das in Pflege ge-

                                                        

16 Spann 1904, 3. 
17 Taube 1893, 6. 
18 Taube 1912, 2. 
19 Taube 1912, 3 ( Hervorhebung DS). 
20 Vgl. Taube 1893, insb. 32-37. 

Zur Erinnerung: Der Leipziger Ziehkinderanstalt war 

seit 1. November 1886 die Generalvormundschaft ü-

bertragen. Sie war damit der erste institutionelle Vor-

mund über alle unehelichen Kinder (in Leipzig), „wel-

che in fremden Familien gegen Ziehgeld untergebracht 

waren“
18

. Am 31. März 1900 wurde diese Generalvor-

mundschaft zur gesetzlichen Vormundschaft erweitert: 

„Die Fürsorge und Aufsicht des Armenamtes (jetzt 

[1912] Pflege- und Jugendfürsorgeamt) erstreckt sich 

auf alle in Leipzig befindlichen unehelichen Kinder, von 

der Geburt ab bis zu ihrer Entlassung aus der Schule, 

gleichviel ob sie von der Mutter oder von fremden Per-

sonen verpflegt werden.“
19

 Die unehelichen Väter wur-

den zur Alimentationsleistung herangezogen, wenn sie 

nicht zahlten, wurde das Gericht eingeschaltet. 
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geben wurde, erfassen zu können, interessierte sich Taube für die berufliche Tätigkeit und die 

Einkommen der Zieheltern21, der unehelichen Mütter22 und der unehelichen Väter23. Dem stell-

te Taube eine Aufstellung von „Baarausgaben“24 der Ziehmütter gegenüber: für Essen (Milch, 

Semmel), Seife, Kohle, Spiritus, Sauger und Flasche. Damit wird auf einen Zusammenhang von 

ökonomischer Basis und der Lebensbedingungen der unehelichen Ziehkinder verwiesen. Dieser 

Zusammenhang bildete den Ausgangspunkt von Taubes Argumentation, mit der deutlich ge-

macht werden sollte: Für das Wohlergehen der in Pflege gegebenen unehelichen Kinder 

brauchte es Geld – vor allem in Form der väterlichen Alimente. Darstellung und Analyse jener 

wirtschaftlichen Daten standen in der Publikation an erster Stelle, noch bevor überhaupt auch 

nur die Zahl der unehelichen Kinder in Pflege angegeben wurde.25 Nachdem endlich mitgeteilt 

wurde, für wie viele Kinder die Ziehkinderanstalt im Erhebungszeitraum verantwortlich war – 

zwischen 1.10.1884 und 15.2.1885 waren es 282 Kinder –, wurde unmittelbar daran anschlie-

ßend ausgeführt, dass 18 dieser Kinder gestorben waren.26 Der Armenarzt Taube hielt eben-

falls detailliert fest, woran die unehelichen Kinder vorrangig starben: Magen- und Darmka-

tarrh, Krämpfe, Schwäche, Schwämmchen, Lues (Syphilis), Lungenentzündung usw.27  

Allein dieser knappe Blick auf Taubes statistisches Material deutet darauf hin, dass es nicht 

allein und nicht primär um den Schutz der unehelichen Kinder ging. Freilich, Taube war als Per-

son vermutlich tatsächlich darum bemüht, die Säuglings- und Kindersterblichkeit zu reduzie-

ren. Von größerer Bedeutung ist aber, dass sich in der Betrachtung Taubes als Funktionsträger 

der öffentlichen Armenverwaltung zwei Perspektiven kreuzten: einerseits die des Arztes, ande-

rerseits die des Leiters einer Einrichtung der städtischen Verwaltung. Darin findet sich eine Va-

riante dessen wieder, was Foucault für die mittelalterliche „Stadt im Pestzustand“28 beschreibt: 

„Dieses Territorium war das Objekt der feinen detaillierten Analyse, einer minutiösen Raste-

rung.“29 Dementsprechend wurde die Stadt in Zuständigkeitsbereiche (Bezirke, Viertel, Stra-

ßenzüge) unterteilt, es wurden straßenweise Wächter eingesetzt; diese waren für ein Viertel 

verantwortlichen Inspektoren unterstellt; sie wiederum unterstanden Bezirksverantwortlichen 

usw. bis zur Regierung.30 Dieses System ermöglichte eine kontinuierliche und lückenlose Über-

wachung. „Die Pest bedeutet die durchgängige Rasterung einer Bevölkerung mittels einer poli-

tischen Macht, deren kapillare Verzweigungen sich unablässig bis in den Kern der einzelnen In-

dividuen, in ihre Zeit, ihre Behausung, ihren Aufenthaltsort und ihre Körper hinein 

                                                        

21 Vgl. Taube 1893, 14. 
22 Vgl. ebd. 15. 
23 Vgl. ebd. 16. 
24 Vgl. ebd. 20. 
25 Vgl. ebd. 20f. 
26 Vgl. ebd. 20f. 
27 Vgl. Taube 1893, 34. 
28 Foucault 2007 [1975], 65. 
29 Ebd. 
30 Vgl. ebd. 65f. 



 142 

erstrecken.“31 Das ärztlich medizinische Wissen, sei es über die Pest, sei es über den Gesund-

heitszustand der unehelichen Ziehkinder, entfaltet eine Macht, die in das Machtfeld der poli-

tisch-institutionellen Konstitution der Stadt eingewoben ist.  

Ganz Ähnliches wurde, wie oben dargestellt, auch von Taube beschrieben.32 Die Ziehkinder-

anstalt war eine Unterabteilung des Leipziger Armenamtes und diesem gegenüber berichts-

pflichtig. Taubes Berichte und Reformvorschläge33, die er dem „Armen-Directorium“34 vorlegte, 

bewirkten, dass Ende 1886 die Generalvormundschaft auf die Ziehkinderanstalt übertragen 

wurde, was das Vormundschaftsgericht entlastete, das nun nur noch die Obervormundschaft 

inne hatte, also nicht mehr für jedes unehelich geborene Kind einen Einzelvormund bestellen 

musste.35 Die Verantwortlichkeiten verschoben sich, das Vormundschaftswesen über die un-

ehelichen Kinder nahm eine neue, institutionell-strukturierte Gestalt an. Über den unmittelba-

ren Schutz der Kinder hinaus wurde gleichzeitig eine politische Technologie verhandelt, einge-

stellt und in Funktion gesetzt. Es ging nicht nur um den Schutz. Der Schutz wurde vielmehr zu 

einem Argument für Kontrolle und Überwachung, woraus eine funktionell-produktive Macht 

entstand. Das belegen auch Taubes weitere Ausführungen. Er warf die Frage auf: „Welches ist 

nun der Grund für die geringere Sterblichkeit und günstigeren Gesundheitsverhältnisse der 

unehelichen Kinder in Leipzig?“36 – im Vergleich mit anderen Großstädten –, um sodann selbst 

zu antworten: „Der Haupteinfluß beruht in der geordneten, strengen Controle der Ziehmüt-

ter.“37 Derart klare Aussagen, dass die Ziehmütter der Kontrolle unterworfen werden sollten, 

finden sich selten. In der Regel wird so formuliert, dass das uneheliche Kind „sobald als möglich 

der Controle zu unterstellen“38 sei. Das Kind wird dadurch zum Topos, zu einem gesellschaftlich 

anerkannten Ausgangspunkt einer Argumentation, zu einem Ausgangspunkt, von dem aus eine 

neue Disziplinierungstechnologie plausibel gemacht werden kann. Auf diese Weise wird sozu-

sagen das „Jahrhundert des Kindes“39 eingeläutet, die Kindheit wird zur sozial-hygienischen, 

sozial-pädagogischen Aufgabe mit dem Ziel, die künftige gesunde Gesellschaft zu konstruieren. 

Taube entwarf im Namen des Kindes einen detaillierten sozial-pädagogischen Aufsichtsmecha-

nismus: Eine verbeamtete Pflegerin, die über Kenntnisse verfügen musste, die „dem neuesten 

Stand der Wissenschaft entsprechen“40, suchte ein bis zwei Mal pro Woche die Ziehmütter auf, 

um die Verhältnisse zu kontrollieren:  

„Bei ihrem Eintritt betrachtet sie die Ziehmutter, überblickt die Wohnung nach Größe, Raum, Licht und 

Reinlichkeit; fragt nach der Anzahl der Bewohner. Darauf prüft sie das Kind, die Lagerstätte, Betten, 

                                                        

31 Ebd. 68. 
32 Vgl. Kap. II.2. 
33 Bericht über das Jahr 1883: vgl. Taube 1893 8-11; 1884: ebd. 11-23; 1885: ebd. 23-25. 
34 Taube 1893, 8. 
35 Vgl. Taube 1893 26-29; 31. 
36 Taube 1893, 37 ( Hervorhebung im  Original). 
37 Ebd. ( Hervorhebung im  Original). 
38 Taube 1893, 38. 
39 So der Titel der vielbeachteten reformpädagogischen Schrift der schwedischen Sozialreformerin Ellen 
Key (1849-1926) aus dem Jahr 1900 (auf deutsch zuerst 1902). 
40 Ebd. 
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Kleidung; besichtigt dann genau das Kind und endlich die Nahrung. Ueber diesen Befund giebt sie einen 

kurzen Bericht an die Registratur. Gleichzeitig werden in das vorhandene Ziehkinderbuch durch zwei den 

Ziehmüttern unverständliche Buchstaben Bemerkungen über die Entwicklung und Verpflegung der Kin-

der eingetragen.“41 

Taube beschrieb damit nicht einfach ein funktionierendes Hygiene-Überwachungssystem. 

Die Beschreibung ist theoretisch wie praktisch Teil eines Konstruktionsprozesses, aus dem die 

regelrecht panoptische Überwachung der unehelichen Kinder, und ihrer Eltern und Pflegeel-

tern hervorgeht. In dem Zitat spiegelt sich der asymmetrische Charakter des panoptischen 

Blicks wieder: „der Wissenschaftler oder Aufseher konnte den Insassen sehen, aber nicht um-

gekehrt“42. Eine „individualisierte Sichtbarkeit“43, wurde hier von Taube beschrieben, die auf 

eine „erschöpfende, detaillierte Beobachtung von Individuen, ihrer Gewohnheiten und Le-

bensgeschichten“44 zielte. Taube ging in seinem architektonischem Entwurf der Disziplinierung 

noch einen Schritt weiter, womit der produktive Charakter der im Entstehen begriffenen (be-

rufs-)vormundschaftlichen Macht deutlich wird: 

„Durch alle diese Maßregeln *für die Ziehmütter+ wird zwar die Erhaltung des Kindes nach allen Kräften 

zu schützen gesucht, doch wird zugleich die Ziehmutter bedeutend belastet, ohne daß sie den hülfrei-

chen Beistand findet, um ihre Ausgaben zu decken und eine kleine Entschädigung zu erhalten. Es wäre 

daher unmöglich gewesen diese günstigen Resultate in einem so hohen Grade zu erreichen, wenn nicht 

die Generalvormundschaft eingeführt worden wäre.“45 

Diese Aussage beinhaltet den Anknüpfungspunkt der Generalvormundschaft, an dem die 

Arbeit des Archivs anschloss. Da die Praxis dieses Vormundschaftsmodell bereits dargestellt 

wurde46, kann im Folgenden direkt das Argument Schutz der unehelichen Kinder weiter verfolgt 

werden. 

4.3.1.2. Ausgangspunkt II: „Die unehelichen Kinder in Berlin“ (Neumann 

1900) 

Im Jahr 1900 erschien die Arbeit von Dr. med. Hugo Neumann (1857-1912) „Die unehelichen 

Kinder in Berlin“. Neumann war der Begründer und Leiter des 1896/97 in Berlin-Mitte einge-

richteten „Kinderhauses“, ein Kinderkrankenhaus, das später (ab 1905) die erste städtische 

Säuglingsfürsorgestelle im Deutschen Reich beheimatete.47 Neumann hatte Taube auf einer 

Konferenz im Jahre 1889 gehört und hielt das dort vorgestellte Leipziger System für vorbild-

lich.48 Ebenso wie Taube sah es Neumann als unerlässlich an, die Lage der unehelichen Kinder 

zu erhellen, um deren ungünstige Situation verbessern zu können. Neumanns Arbeit war die 

                                                        

41 Ebd. 
42 Fraser 1994 [1989], 39. 
43 Ebd. 38. 
44 Ebd. 
45 Taube 1893, 46 ( Hervorhebung im  Original). 
46 Vgl. Kap. II.2. 
47 Vgl. Reinicke, 1998, 432. 
48 Vgl. Neumann 1900, 76. 
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erste in einem engeren Sinne quantitativ-empirische Untersuchung über die Situation uneheli-

cher Kinder und sie war die Vorlage für spätere Arbeiten dieser Art, nicht zuletzt für die von 

Othmar Spann.  

Neumanns Untersuchung basierte auf der Auswertung von Daten des Geburtenjahrgangs 

1896, daher waren die getroffenen Aussagen kaum verallgemeinerbar, wie Neumann selbst 

kritisch einräumte.49 Aber der geringe Grad an statistischer Validität ist hier nicht entschei-

dend, denn vielmehr ist das Wie interessant, mit dem Neumann qua Statistik, ein realistisches 

Abbild der Lebensverhältnisse der 1896 unehelich geborenen Kinder zu zeichnen versuchte. 

Sehr aufschlussreich sind in dieser Hinsicht Neumanns schon an früherer Stelle zitierte einlei-

tende Ausführungen, mit denen er das Problemfeld umriss, vor dem er seine Untersuchung 

verortete. Er verwies dabei dezidiert auf den „unehelichen Geschlechtsverkehr“50, der den 

„Frommen“ schamerfüllt zum Himmel hinaufblicken und die „Frau von Stand, Bildung und Mo-

ralität“ wünschen ließe, dass die daraus hervorgehenden Kinder ein rasches Ende finden mö-

gen, um anderen „die größere Berechtigung zum Dasein“ hätten, Platz zu machen. Anders ge-

sagt, es ging bei der Unehelichkeitsfrage um eine Form von Sexualpolitik. Gemäß der 

bürgerlichen Sexualmoral war unehelicher Sex offensichtlich tabuisiert. Dies wird beispielswei-

se daran deutlich, dass Neumann der These widersprach, die Unehelichkeit sei allein ein Phä-

nomen der unteren sozialen Schichten, wogegen seiner Ansicht nach de die Zahl der Findelkin-

der gesprochen hätte. Neumann verwies damit implizit auf die Schwierigkeit, an der Wende 

vom 19. zum 20. Jahrhundert überhaupt uneheliche Kinder zu thematisieren, da so eine Form 

der Sexualität mitthematisiert wurde, die als inakzeptabel galt. Die Erwähnung eines uneheli-

chen Kindes rührte demnach an einem emotional aufgeladenen und gleichzeitig zu vermei-

denden, ja geradezu tabuisierten Thema: vor- oder außerehelicher Sex. Die bloße Thematisie-

rung dessen erschien skandalös und geriet zur moralischen Frage von Sittlichkeit und 

Unsittlichkeit. Uneheliche Kinder, Unehelichkeit, unehelicher Geschlechtsverkehr waren 

Neumann zufolge jedoch nicht nur offensichtlich vorhanden, sondern weit verbreitet – auch 

der Mittelstand sei daran nicht ohne „Teilnahme“, wie er vorsichtig formulierend andeutete51 

–, sie sollten aber unbemerkt bleiben, wurden ignoriert, bestenfalls als nicht zu verhinderndes 

Übel zur Kenntnis genommen. Selbst Ärzten und Wissenschaftlern wie Neumann fiel es in die-

sem gesellschaftlichen Klima augenscheinlich schwer, offen über die unehelichen Kinder zu 

sprechen. Das unterstreicht, dass ein Reden von Unehelichkeit an einem gesellschaftlich he-

gemonialen Tabu rührte. Die einzige Möglichkeit des Diskurses scheint in der Sprache der Sta-

tistik gelegen zu haben. Die Dringlichkeit, sich indes der tatsächlichen Lebensumstände der 

unehelichen Kinder anzunehmen, begründete Neumann letzthin genauso wie Taube, mit der 

bekanntermaßen besonders hohen Säuglings- und Kindersterblichkeit unter ihnen.52  Der 

Schutz der unehelichen Kinder war damit auch bei Neumann ein handlungsleitendes Motiv, 

                                                        

49 Vgl. ebd. 6f. 
50 Hier und im Folgenden: Neumann 1900, 1. 
51 Vgl. ebd. 
52 Vgl. ebd.  
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wenngleich er selbst den Begriff „Schutz“ nicht zur Begründung verwendete.  

Darin lassen sich abermals frappierende Überschneidungen mit dem von Foucault referier-

ten Phänomen der mittelalterlichen Pest ausmachen: Die Pest ist eine tödliche Bedrohung des 

Individuums, was panische Verwirrung erzeugt; sie ist in dieser Bedrohung eine das Individuum 

zersetzende und die Gesellschaft als ganze ‚verpestende’ Kraft; dies erzeugt zugleich eine „Art 

orgiastischen Traums der Pest, in dem die Pest der Moment ist, in dem die Individualitäten sich 

auflösen und das Gesetz vergessen wird“53 und „einen politischen Traum *…+ der vollen Aus-

übung der politischen Macht“54.  

Ähnliche Fantasien enthielten Neumanns Ausführungen, wonach der Schutz der Kinder 

durch die vorherrschenden (Vor-)Urteile über die Unehelichkeit erschwert würden: „Vielmehr 

als man denken sollte, stützen sich die Meinungen über den unehelichen Geschlechtsverkehr 

und über die unehelichen Geburten *…+ auf ein nur oberflächliche Kenntnis spärlicher Tatsa-

chen.“55 Das vorherrschende Bild erschien ihm von Vorkommnissen geprägt, die „zweifelsohne 

der Wirklichkeit entsprechen“56, so Neumann, die aber nicht verallgemeinerbar waren. 

Neumanns Schilderung dieser Vorkommnisse lassen sich recht gut mit Foucaults Beschreibung 

des ‚orgiastischen Traums’ vergleichen, „in dem die Individuen, vom vorbeiziehenden Tod be-

droht, ihre Identität verlieren, ihre Maske abwerfen, ihren Status preisgeben und die großen 

Orgien jener mitfeiern, die wissen, daß sie sterben werden“57. So hieß es bei Neumann: „Das 

unerfahrene Mädchen ein Opfer der Verführung, das Proletarierkind durch Noth dem reichen 

Wüstling in die Arme getrieben, die Dirne, die unter dem Deckmantel gewisser Berufe oder 

auch ohne einen solchen junge Leute anlockt“58. Neumann wollte im Gegensatz zu diesen 

spektakulären Bildern und jenem im obigen Zitat dargestellten moralisierendem Sich-

Abwenden, worin er als ein Teil des Problems der Unehelichkeit sah, den tatsächlichen Ver-

hältnissen nachgehen, unter denen die unehelichen Kinder aufwuchsen und diese mit Mitteln 

der Statistik objektiv ergründen.59  

Von den Kindern selbst handelt die knapp 80 Seiten fassende Studie indes auffallend wenig. 

Allerdings versuchte Neumann eine typologische Schärfung, indem er drei Klassen von Kindern 

unterschied: „1. aussereheliche erzeugte und ausserehelich geborene, das heißt uneheliche 

Kinder, 2. aussereheliche erzeugte, aber in der mittlerweile geschlossenen Ehe geborene Kin-

der, und 3. in der Ehe gezeugte und geborene, also eheliche Kinder.“60 Er fügte hinzu, dass die 

zweite Klasse durch eine sogenannte Legitimation „gleichsam einen Uebergang von den un-

ehelichen Kindern zu den ehelichen dar*stellt+“61. Im Übrigen kamen die Kinder selbst kaum 

                                                        

53 Foucault 2007 [1975], 68 
54 Ebd. 
55 Neumann 1900, 1. 
56 Ebd. 2. 
57 Foucault 2007 [1975], 68. 
58 Ebd. 
59 Vgl. Neumann 1900, 6. 
60 Ebd. 5. 
61 Ebd. 
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noch vor.  

Im ersten inhaltlichen Kapitel referierte Neumann unter der Überschrift „Lebensverhältnis-

se der unehelichen Kinder im 1. Lebensjahr“ zunächst fünf Seiten lang über die Mütter, die 

Hebammen und die Orte der Niederkunft, bevor die unehelichen Kinder erstmals explizit er-

wähnt wurden: „Von den unehelichen Kindern verzieht ein grosser Theil in seinem ersten Le-

bensjahr nach ausserhalb.“62 Damit endeten die Ausführungen, in denen explizit über das Kind 

gesprochen wird, auch schon wieder. Es folgten Angaben über das Zu- und Wegzugverhalten 

der unehelichen Mütter;63 eine Aufzählung der Orte, an die die Kinder verzogen;64 eine Darstel-

lung der Berufe der Mütter der besagten Kinder;65 eine Erörterung der Legitimierung von un-

ehelichen Kindern;66 schließlich widmete sich Neumann den „ausserehelichen Vätern“ und ih-

ren (unzureichenden) Alimentationsleistungen;67 er ging auf die Verhältnisse auf dem Lande 

ein;68 und auf die Pflegeverhältnisse, wobei es noch am ehesten um Kinder selbst ging, wenn-

gleich auch hier vorrangig die schlechten Randbedingungen beschrieben wurden.69 Kurzum, 

das uneheliche Kind, das in Neumanns Text sichtbar wird, ist ein aus Randbedingungen herzu-

leitetendes oder diesen unterworfenes Subjekt. Diese Randbedingungen ergeben sich aus der 

Situation der Mutter, der Pflegestelle, das Einkommensniveau und die Zahlungsbereitschaft 

des alimentationspflichtigen Vaters usw. Das Kind als Individuum verschwand hinter einem Ge-

flecht aus Zahlen, Daten, Relationen, Angaben von Wohnorten und Orten der Niederkunft, mit 

dem die Unehelichkeit beschrieben, genauer: konstruiert wird. Es ging immer nur mittelbar um 

das Kind. Im Vordergrund stand das Fürsorgesystem (für uneheliche Kinder), ein Versorgungs- 

und Kontrollnetz, das sich zwischen Pflegestellen, Ärzten, Armenbehörde, Polizei und Gericht 

spannte. Dieses beschrieb Neumann folgendermaßen:  

„Es bekümmern sich Gericht, Polizei, Armenverwaltung um diese *unehelichen Zieh-]Kinder – aber un-

vollständig und ohne einheitliches Vorgehen und darum – so scharf es auch klingen mag – zum Theil 

überhaupt ohne Erfolg, zum Theil in unzureichender Weise, zum Theil zu spät. 

Die Ausführung der Gesetze und Verordnungen entspricht in Folge des Mangels an Einheitlichkeit und 

Zusammenhang im Vorgehen nicht den guten Absichten des Gesetzgebers. Zudem ist die Fürsorge für 

die unehelichen Kinder mühselig, undankbar und unerquicklich, und es versagen hier leicht Verwal-

tungsorgane, die bei anderer Gelegenheit gut arbeiten. Wenn die zur Unterhaltung Verpflichtete nicht 

oder nicht sogleich zur Erfüllung ihrer Pflicht herangezogen werden können, so hätte im Falle der Be-

dürftigkeit die Armenbehörde die Pflicht, für den nöthigen Lebensunterhalt des Kindes zu sorgen: oder 

darf die öffentliche Armenpflege den unehelichen Kindern den zum Leben nöthigen Unterhalt verwei-

gern, um etwa schlechte oder leichtsinnige Mütter hierdurch zu strafen? Darf sie auch nur einen Tag mit 

                                                        

62 Ebd. 14. 
63 Vgl. ebd. 14f. 
64 Vgl. ebd. 16. 
65 Vgl. ebd. 17f. 
66 Vgl. ebd. 17-21. 
67 Vgl. ebd. 21-23. 
68 Vgl. ebd. 24. 
69 Vgl. ebd. 25-27. 
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der Erfüllung ihrer Pflicht zögern, wenn dieser eine Tag schlechter Pflege für den Neugeborenen den fast 

sicheren Tod bedeutet?“70 

Diese Textpassage verdeutlicht noch einmal, dass es um anderes ging als die Kinder, zumin-

dest auch. Es geht um das öffentliche Fürsorgesystem, das Gefahr läuft, anstatt die Belange 

der Neugeborenen zu regeln und zu schützen, zu einer Strafinstanz für leichtsinnige Mütter zu 

werden. Hier wird eine Kritik am bestehenden System geäußert. Das System erscheint defizi-

tär, womöglich sogar gänzlich ungeeignet zum Schutz der unehelichen Kinder. Die naheliegen-

de Schlussfolgerung war, dass es ein verändertes oder ein anderes System bräuchte. Damit 

wird eine implizite Begründung für die Einrichtung eines Berufsvormundschaftssystems gege-

ben, weshalb vonseiten des Archivs wiederholt auf Neumanns Arbeit Bezug genommen wurde. 

4.3.1.3. Ausgangspunkt III: „Die Stiefvaterfamilie unehelichen Ur-

sprungs“ (Spann 1904) 

Othmar Spann ist der erste Sozialwissenschaftler in einem engeren Sinne, der sich eingehend 

mit der Lage der unehelichen Kinder beschäftigte. Wie bereits erwähnt, nahm Spann 1903 die 

Stelle eines wissenschaftlichen Mitarbeiters bei der Centrale für private Fürsorge an, um die 

Lage der Unehelichen (in Frankfurt am Main) statistisch zu erheben. Aufgrund seiner in diesen 

Untersuchungen gewonnen Einsichten, setzte sich Spann später für die Einrichtung von Be-

rufsvormundschaften in Wien und Mähren ein.71 Spann ist sozusagen der rein wissenschaftli-

che Analytiker und fundamentierende Konstrukteur der „Berufsvormundschaft“, er hat, wie 

schon erwähnt, diesen Begriff überhaupt erst geprägt. Spann referierte später mehrfach auf 

den Tagungen des Archivs Deutscher Berufsvormünder und seine Untersuchungsergebnisse 

wurden zur wichtigen Argumentationsgrundlage in den Verhandlungen, womit seine Arbeiten 

im diskursiven Feld ein besonderes Gewicht erhielten. 

Spann legte in seinen Arbeiten größten Wert auf Aspekte „verfahrenstheoretischer Na-

tur“72. So war denn Spanns 1904 erschienene Arbeit „Die Stiefvaterfamilie unehelichen Ur-

sprungs“, wie es im Untertitel hieß: „Zugleich eine Studie zur Methodologie der Unehelich-

keits-Statistik“. Spann war ein strikt gesellschaftspolitisch ausgerichteter 

Sozialwissenschaftler.73 Von daher war ihm die Schärfung des statistisch-empirischen sozialwis-

senschaftlichen Instrumentariums nicht Selbstzweck, sondern ein zentrales politisches Anlie-

gen für die Schaffung praktisch verwendbaren Wissens. Er selbst verdeutlichte dies auf der 

zweiten Tagung der Deutschen Berufsvormünder 1907 in Eisenach (Spann war zu diesem Zeit-

                                                        

70 Ebd. 73f. 
71 Vgl. Heinrich 1979, 22. 
72 Ebd. 
73 Othmar Spann entwickelte in späteren Arbeiten die Idee eines „Ständestaates“, etwa in den 1920 ge-
haltenen Vorlesungen zu „Der wahre Staat“. Darauf basierte in vielen Punkten der spätere sogenannte 
Austrofaschismus. Spann gilt daher als einer der ‚geistigen Väter’ des Austrofaschismus. Vgl. dazu bspw. 
Hattstein 2006. 
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punkt Privatdozent an der Universität in Brünn, der Hauptstadt Mährens74) in seinem Vortrag 

„Wissenschaftliche Aufgaben innerhalb der Berufsvormundschaft“: „Wer Massen zu dirigieren 

hat, muss sich über ihre sozialen Verhältnisse und Lebensbedingungen orientieren, und so ent-

steht die Notwendigkeit systematischer Erforschung der Gründe und besonderen Gestaltungen 

aller in Betracht kommenden Erscheinungen.“75  

„Massen zu dirigieren“ war für Spann eine der zentralen Aufgaben der Berufsvormund-

schaft, namentlich in den Großstädten, und von daher für jede sozialwissenschaftliche For-

schung, auf der die Berufsvormundschaft basieren soll. Dies gilt bei ihm in besonderem Maße 

für die „Massen“ der „unteren Klassen“76, denn: „Die Klasse der häuslich Dienenden *…+ und 

der Arbeiterinnen *…+ nimmt also den größten Raum unter den unehelichen Müttern ein.“77 

Auf Spann trifft in besonderem Maße zu, was Stanley Diamond und Wolf-Dieter Narr kritisch 

zu bedenken geben: „Sozialwissenschaftler neigen dazu, gegebene Verhältnisse zu bestätigen. 

Ja sie verstärken die herrschende soziale Realität, indem sie sie mit ‚natürlichen’, quasi ontolo-

gischen, mit fundamental a-historischen Termini zu erklären suchen.“78
 Spanns berufsvor-

mundschaftlich-wissenschaftliche Perspektive auf die Kinder war die „einer auf die Erneuerung 

der Bevölkerung gerichteten Politik“79. Ihm ging es um die Sicherung und den Schutz der „Re-

generation der Bevölkerung“80 und gleichzeitig um die Vermeidung jeder „Degeneration im so-

zialen Körper“81, was als eugenisches Element in seiner Betrachtungsweise begriffen werden 

kann.82 Zu diesem Schutz des Gesellschaftskörpers bedürfte es, so Spann weiter, exakter 

Kenntnisse über das Schicksal folgender Gruppen von Kindern: der Familienlosen, der eheli-

chen Halb- und Vollwaisen, der Kinder, „die in Familien geistig oder sittlich minderwertiger El-

tern aufwachsen“83 und nicht zuletzt der Unehelichen. Es ging ihm um die „Erziehungs- und 

Entwicklungsbedingungen“84 für die unehelichen Kinder, die sich verschieden auswirkten „in 

bezug auf ihre Kriminalität, Berufsgliederung, Bildung usw.“85 Dazu Spann: „Speziell im Hinblick 

auf die letzteren waren wir bis vor kurzem – abgesehen von einigen statistischen Nachrichten 

über Sterblichkeit und Legitimation – im wesentlichen auf die Erfahrungen der Praktiker ange-

wiesen, welche, so wertvoll sie sind, doch notwendig der systematischen Geschlossenheit ent-

                                                        

74 Mähren war seinerzeit Teil von Österreich-Ungarn. Das heutige Morava umfasst das östliche Drittel 
Tschechiens. 
75 Spann 1908, XIII. 
76 Spann 1904, 31. 
77 Ebd. 32. 
78 Diamond/Narr 1985, 13. 
79 Spann 1908, XII. 
80 Ebd. XIII. 
81 Spann 1904, 4. 
82 Spann stand damit aber keineswegs allein. Zu Anfang des 20. Jahrhunderts war die Eugenik ungemein 
populär, quer durch das gesellschaftliche und politische Spektrum. Vgl. dazu Allen 2000.  
83 Spann 1908, XIII. 
84 Spann 1904, 5. 
85 Ebd. 6. 
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behren.“86 Als erste Ausnahme bezeichnete er Neumanns Untersuchung.87 

Spann war also der Erste, der im Auftrag der Centrale beziehungsweise Klumkers88 in größe-

rem Umfang Arbeiten über uneheliche Kinder anfertigte. Zu denen Spann selbstkritisch an-

merkte, dass sie „sich vor allem auf die erwachsene uneheliche Bevölkerung richten, – dabei 

aber leider nur das männliche Geschlecht erfassen, denn das Material lieferte die Militär-

stammrolle – sich aber auch auf die unehelichen Kinder im schulpflichtigen Alter, und auf die 

Geburten erstreckten“89. Für „Die Stiefvaterfamilie unehelichen Ursprungs“ analysierte Spann 

die Frankfurter Militärstammrolle, das waren die Musterungsunterlagen von 12 Jahrgängen 

(1870-1881; N = 2120).90 Von daher ist klar, dass seine Aussagen über die unehelichen Kinder 

mittelbare Ableitungen sind, denn das Analysematerial umfasste ausschließlich volljährige 

Männer. Die Wahl dieses Materials war zum einen pragmatischen Gründen der Verfügbarkeit 

geschuldet, sie lässt aber auch Schlüsse auf die eingenommene Analyseperspektive zu. Wie 

schon zuvor bei Neumann angemerkt, ist weniger die empirische Validität von Belang als viel-

mehr das, in welcher Form hier ein bestimmtes Wissen hergestellt wurde.  

Die „Unehelichkeits-Erscheinung“91 interessierte Spann und seine Auftraggeberin, die Cent-

rale, „in ihrer funktionellen Bedeutung für den sozialen Körper als Ganzes“92. Vergleichsfolie 

war dabei stets die „normale“, das heißt, die eheliche Familie. Spann ging der Frage nach, wie 

sich Eheliche und Uneheliche, also das „Normale“ und das „Abnormale“, innerhalb der wich-

tigsten „sozialen Erscheinungen“93 zueinander verhielten. Das Militär als „Schule der Nation“94 

galt zweifelsohne als eine der entscheidenden sozialen Erscheinungen. Wer als Mann „untaug-

lich“ ausgemustert wurde, fiel aus dem hegemonialen Raster des Normalen. Von daher sind 

die vorgefundenen statistischen Angaben zur Tauglichkeit und die daraufhin folgende Zuord-

nung zur Ersatz-Reserve und zum Landsturm95 aus Spanns Perspektive von großem Wert. 

Spann Frage danach, inwiefern die „körperliche Tüchtigkeit der militärpflichtigen Uneheli-

chen“96 sich von der der Ehelichen unterschiede. Er folgte damit der impliziten Hypothese, dass 

Unehelichkeit und körperliche Anomalie, das heißt, „Untauglichkeit“, in einem direkten Zu-

sammenhang stünden. Die zweite entscheidende soziale Erscheinung stellte der Arbeitsmarkt 

dar. Folglich widmete sich Spann eingehend den Daten über die Berufsverhältnisse der unehe-

lichen Mütter und ihrer Kinder oder der unehelich geborenen jungen Männer.97 Wie gesagt, 

                                                        

86 Spann 1908, XIII; Vgl. dazu auch Spann 1904, 3. 
87 Vgl. Spann 1904, 10; Spann 1908, XIII. 
88 Vgl. Klumker 1904, 39. 
89 Spann 1908, XIV. 
90 Vgl. Spann 1904, 6. 
91 Spann 1904, 3. 
92 Spann 1904, 4. 
93 Ebd. 
94 Diese Formulierung geht zurück auf das preußische Kriegsdienstgesetz von 1814, in dem die Armee als 
„Haupt-Bildungssschule der ganzen Nation“ bezeichnet wurde. Vgl. dazu Frevert 1997, 145. 
95 Vgl. Spann 1904, 18-28. 
96 Ebd. 19. 
97 Vgl. ebd. 29-36. 
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ging es Spann um die „soziale Degenerations-Erscheinung“98. Auch hierbei untersuchte er ei-

nen zugrunde gelegten hypothetischen Zusammenhang zwischen Unehelichkeit und der soge-

nannten Berufsgliederung, wobei die Hypothese darin bestand, dass Uneheliche nur eine ver-

gleichsweise niedrigere Stellung in der Berufswelt erreichen könnten. „Niedriger“ bezieht sich 

zum einen auf die Vergleichsgruppe der Ehelichen und zum andern auf den Vergleich zur Stel-

lung der eigenen Eltern, sodass Spann für Letzteres von „einem beruflichen Herabsinken, einer 

beruflichen Degeneration“99 der Unehelichen sprach.  

Zur Untersuchung dieser Zusammenhänge erschien es Spann offensichtlich unerlässlich, zur 

Schärfung des Analyseinstrumentariums die von Neumann aufgestellte Typologie unehelicher 

Kinder weiterzuentwickeln. So unterschied er:100 

- die funktionelle oder eigentliche Unehelichkeit, das heißt, jenes „rudimentäre Familienge-

bilde“ in dem das Kind „unter der bloßen Obhut der (unehelichen) Mutter heraufwächst“; 

- die uneheliche Waise, die einem „Subsidiär- oder Ersatzorgan“, also einer Erziehungsan-

stalt oder der öffentlichen Waisenpflege, übergeben wird; 

- den unehelichen Pflegling, das heißt, das Kind, dessen Mutter am Leben bleibt, aber ent-

weder  

o in einer fremden Familie (Ziehfamilie) oder 

o in einer halbfremden, „teilweise blutsverwandten Familie“ aufwächst; 

- das uneheliche Stiefkind, also ein Kind, dessen Mutter einen anderen Mann als den Vater 

heiratet oder dessen Vater eine andere Frau als die Mutter heiratet, also in einer „halb-

fremden Familie“ (Stieffamilie) aufwächst. – Die Stiefvaterfamilie überwog zahlenmäßig 

und wurde von Spann als die günstigere Variante angesehen,  

„denn die Mutter nimmt meist einen weitergehenderen Einfluß auf die Erziehung eines Kindes als 

der Vater (wenigstens sozusagen auf die ‚Exekutive’ der Erziehung) und kann diesen auch leichter 

zugunsten des Kindes bestimmen. Hingegen wird es dem natürlichen Vater im allgemeinen schwerer 

fallen, sein Kind vor den Benachteiligungen durch die Stiefmutter zu schützen.“101 

Die erstgenannte Gruppe der funktionellen oder eigentlichen Unehelichen stellte nach Spann 

die Gruppe der „abnormalen Bevölkerungserneuerung“102 dar, die „in vieler Hinsicht als soziale 

Degenerations-Erscheinung sich darstellt“103. Es fällt auf, dass Spann, anders als Neumann, die 

vorherrschende vorurteilsbeladene Wahrnehmung der Unehelichen nicht thematisierte, dem-

zufolge auch nicht operationalisierte. So sah er unkritisch Zusammenhänge zwischen „eigentli-

cher Unehelichkeit“ und der niedrigeren Stellung innerhalb der beruflichen Gliederung (über-

durchschnittlich viele ungelernte Arbeiter) im Vergleich zu Stiefkindern und Ehelichen, ohne als 

Erklärung dafür in Betracht zu ziehen, dass der „Makel“ der Unehelichkeit durch Vorverurtei-

                                                        

98 Ebd. 3. 
99 Ebd. 32. 
100 Vgl. ebd. 5. 
101 Ebd. 5. 
102 Ebd. 3. 
103 Ebd. 
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lungen den Zugang zum Arbeitsmarkt regulieren könnte, ihn womöglich ganz versperrte. Denn 

auch hier hätte gelten müssen, was Spann im Zusammenhang der körperlichen und gesund-

heitlichen Konstitution feststellte – je stärker jemand gilt, desto besser seine durchschnittliche 

berufliche Stellung, allerdings gedeckelt, da die kaufmännischen und höheren Berufe de facto 

herausfielen. Diese Bevorzugung der Stärkeren nahm Spann ebenfalls als gegeben hin: „Natür-

lich ist dieser Vorgang nur auf Grundlage der Bedürfnisse des Arbeitsmarktes möglich.“104 

Spann ging damit einen insgesamt anderen Weg als Neumann. Während Neumann implizit ei-

ne grundsätzliche Kritik an der ablehnenden Haltung gegenüber den Unehelichen formulierte, 

konstruierte Spann eine engere Gruppe der Unehelichen, gewissermaßen eine Gruppe „echter 

Anormaler“, für die ihm eine Ablehnung aus gesellschafts- oder bevölkerungspolitischen Grün-

den gerechtfertigt erschien. Von dieser Gruppe nahm er an, dass „durch ihre Mangelhaftigkeit 

eine Senkung des Kulturniveaus der neuen Generation eintreten“105 würde, was er, wie schon 

mehrfach erwähnt, als soziale Degeneration problematisierte. Damit konstruierte er die Grup-

pe der „eigentlichen Unehelichen“ durch das, was sie der Hypothese nach a priori auszeichne-

te: die Anomalie. Wer unehelich geboren wurde, aber „tauglich“ gemustert wurde, galt ihm 

schon beinahe „normalisiert“; wer eine berufliche Stellung erreichte, die dem Stand der eige-

nen unehelichen Eltern entsprach, verhielt sich, wie das „normale“ eheliche Kind, war also 

schon beinahe „normalisiert“. Das bedeutet, dass Spann mit „unehelich“ nicht „eine rein for-

mal-rechtliche Beziehung bezeichnen“106 wollte, sondern den Begriff „unehelich“, eben weil er 

die Anomalie umfassen sollte, nur für jene als Bezeichnung verwendete, von denen eine funk-

tionell (sozial) degenerative Wirkung auszugehen schien. Von diesem Begriff ausgehend kam 

Spann in der Analyse seines Datenmaterials wiederholt zu der Schlussfolgerung, „daß es für die 

unehelichen Kinder besser ist, ihre Mutter stirbt, als sie bleibt am Leben, ohne sich zu vereheli-

chen“107. Für die Kinder, die bei ihren Müttern aufwuchsen, stellte er anhand des Materials 

fest, dass sie weit überdurchschnittlich in all jenen Feldern vertreten sind, die für Spann die 

‚eigentliche’ Degeneration belegen: Wehruntaugliche und ungelernte Arbeiter. Um diese klei-

ne Gruppe „echter Unehelicher“ hatte sich in Spanns Augen die Berufsvormundschaft zu 

kümmern, um sie zu disziplinieren, zu normalisieren und damit gewissermaßen unsichtbar 

werden zu lassen. 

Zwischenfazit 

Warum habe ich mich nun so ausführlich mit der Rede beziehungsweise Nicht-Rede über das 

uneheliche Kind aufgehalten? Was habe ich zeigen wollen, mit dieser ausführlichen Darstel-

lung der Wissensproduktion und der darin verwurzelten Herstellung des Unehelichen-

Subjekts? Nun, zum einen ist das Subjekt, das hier als ein Effekt des Diskurses sichtbar wird, 

jenes, das die Berufsvormundschaft zu ihrer Begründung brauchte. Das uneheliche Kind ist die 

                                                        

104 Ebd. 33. 
105 Ebd. 4. 
106 Ebd. 
107 Ebd. 23; 35; 38 [ Hervorhebung DS]. 
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Figur, die sich die historische Erzählung vom Werden der Berufs- oder später, der Amtsvor-

mundschaft, zunutze machte: das Kind braucht den vormundschaftlichen Schutz, da ihm die 

ganze Familie, vor allem der Vater fehlt; das Kind, dem die Familie oder der Vater fehlt, dege-

neriert und wird damit zur Gefahr der guten Ordnung; also braucht die Gesellschaft zum 

Schutz ihrer Ordnung den normalisierenden Schutz des unehelichen Kindes. Die historische Er-

zählung, die sich exemplarisch bei Taube und Neumann findet, ist die von der unzureichenden 

Aufsicht über die Pflege- oder Ziehkinder, was die hohe Sterblichkeitsrate unter den (uneheli-

chen) Kindern begründete. Hieran lässt sich eine induktiv-narrative Strategie sichtbar machen. 

Taube (und ähnlich auch Neumann) ging in seinen Betrachtungen vom bestehenden (Leipziger) 

Kontrollsystem aus und bemerkte, dass seit Bestehen des Kontrollsystems, die Mortalitätsrate 

gesunken sei. Daraus schloss er, dass die zuvor höhere Sterblichkeit daran lag, dass es an jener 

effektiven Kontrolle fehlte. Das System wird damit zum Dreh- und Angelpunkt der Betrach-

tung, regelrecht zum berufsvormundschaftlichen Anno Domini. Die subsidiäre Einrichtung der 

Berufsvormundschaft wird zum Substitut und zu einem quasi Ding an sich. Das uneheliche Kind 

wird zunächst sichtbar gemacht, um etwas zu begründen, womit es als solches anschließend 

unsichtbar gemacht werden soll. Die Anomalie musste als eine solche erkennbar werden, um 

sie anschließend therapieren, normalisieren, disziplinieren, verschwinden lassen zu können. 

Mitte des 19. Jahrhunderts entstand eine Disziplin, die es zum Zeitpunkt ihres Entstehens er-

möglichte, die Säuglingssterblichkeit unter den (unehelichen) Pflegekindern zu senken. Diese 

Disziplin findet sich, wie Foucault es in anderem Zusammenhang formuliert, in den Wissen-

schaften ebenso wie „in juridischen Texten, in literarischen Ausdrücken, in philosophischen Be-

trachtungen, bei politischen Entscheidungen, in täglichen Redensarten, in Meinungen ange-

wandt“108. Die hier untersuchten Texte sind mehr oder minder Mischformen solcher Texte. 

Spanns Text ist noch am ehesten ein ‚rein’ wissenschaftlicher Text, wenngleich gerade Spanns 

Arbeiten wohl dem zugeordnet werden können, was Foucault als „völlig ideologisch durch-

tränkte Wissenschaften (wie die politische Ökonomie)“109 bezeichnet. Taubes Text ist juridi-

scher Text110, Darstellung und Dokument politischer Entscheidungen und philosophische Be-

trachtung in einem. Für Neumanns Text gilt dies in abgeschwächter Form auch, es handelt sich 

aber stärker um eine um wissenschaftliche und statistische Haltbarkeit bemühte Arbeit.  

Bis Ende des Ersten Weltkriegs bleibt das Kind, der Schutz des Kindes oder wie man heute 

sagen würde: das Kindeswohl, eine zentrale rhetorische Figur im Berufsvormundschaftsdis-

kurs, der vor allem im Archiv einen Kristallisationspunkt hat. Wie es zu diesem strategisch nütz-

lichen Argument kam, ist nicht weiter verwunderlich, denn die Disziplinierung des Subjekts, 

heiße es nun uneheliche Eltern, uneheliche Mutter oder unehelicher Vater, ist kausal an das 

Vorhandensein eines unehelichen Kindes gebunden. Die Unehelichkeit konstituiert sich durch 

und im unehelich gezeugten und geborenen Kind. Wie gezeigt, geht es aber nicht oder zumin-

                                                        

108 Foucault 1981 [1973], 254f.  
109 Ebd. 253. 
110 Kommentar zu den Vorarbeiten zum BGB und Anregung zu Gesetzesreformen im Königreich Sachsen 
resp. Leipzig 
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dest nicht primär um das Kind selbst. Dies sei noch einmal daran verdeutlicht, wie Klumker 

sagt, dass Spanns Ergebnisse „ein klarer Beweis *dafür seien+, daß das Menschenmaterial der 

Unehelichen von Natur nicht schlechter als das der ehelichen ist, daß also die ungünstige Lage 

der Unehelichen durch zweckmäßiges privates wie öffentliches Eingreifen sehr wohl gebessert 

werden kann.“111 Gewiss, Klumker wendet sich damit gegen die in der Gesellschaft vorherr-

schende Sichtweise, wie sie auch von Neumann kritisiert wurde, dass Unehelichkeit einen qua-

si biologischen Einfluss auf die gesundheitliche wie soziale Konstitution des Kindes hätte. Und 

Klumker fordert ein Eingreifen, um die Lage des unehelichen Kindes zu verbessern. Indem aber 

von „Menschenmaterial“ die Rede ist, werden die Kinder einer sozioökonomischen Verwer-

tungslogik unterworfen, wie sie sich auch bei Taube und vor allem bei Spann findet. Zur Ver-

besserung der Lage der Kinder sei zweckmäßig einzugreifen, wie es heißt. Aber welcher Zweck 

ist gemeint? Es geht um den Schutz des nationalökonomisch wertvollen Menschenmaterials 

durch ein bestimmtes Eingreifen. Klumkers Position liegt näher bei Taube und Neumann, de-

nen es um die Gesellschaft und um das individuelle Wohl des Kindes geht, als bei Spann, der 

weitaus stärker an einem volkswirtschaftlich gefassten Gemeinwohl orientiert ist und radikal 

vom Kind an sich abstrahiert, wenn er beispielsweise formuliert: „So erscheint die Berufsvor-

mundschaft und jedwede auf die Bevölkerungserneuerung gerichtete sozialpolitische Maß-

nahme auch als die produktivste Kapitalsanlage.“112 Der Berufsvormundschaftskonstrukteur 

Klumker sieht, anders als der Ökonom Spann, immer noch die Kinder selbst, wenn er die ge-

sellschaftliche und die sozialpolitische Praxis kritisiert: 

„Wir lassen körperlich und geistig normale Kinder zugrunde gehen, wir sehen zu, daß sie Gefängnisse 

und Irrenanstalten in starkem Maße bevölkern, während das bei ihnen nicht in höherem Maße einzutre-

ten brauchte als bei ehelichen Kindern. Wir lassen sie unter rohen Vorurteilen leiden und suchen Zu-

stände für Naturverhängnis auszugeben, die einfach durch die Schuld unserer Gesellschaft geschaffen 

und erhalten werden.“113 

Klumker hielt dies für skandalös. Er kommt dessen ungeachtet jedoch nicht zu dem Schluss, 

zumindest äußert er sich nicht in dieser Richtung, dass die gesellschaftlichen Verhältnisse 

grundsätzlich verändert werden müssten, sondern dass es nur eines probaten „Heilmittels“114 

bedürfe, um eine solche Verschwendung von „Menschenmaterial“, heute hieße es wohl „Hu-

mankapital“115, abzuschalten: „die Ersetzung der Einzelvormundschaft durch die berufliche 

Vormundschaft“116. In der Sprache dieser Argumentation fließen die besagten zwei Perspekti-

ven zusammen, einerseits die medizinisch-sozialhygienische, wie sie beispielsweise von Taube 

                                                        

111 Klumker 1904, 40 ( Hervorhebung DS). 
112 Spann 1908, XVI. 
113 Klumker 1904, 41. 
114 Ebd. 
115 Was etwa von Spann als ‚Degeneration’ beschrieben wurde, findet sich heute bei Fukuyama wenn er 
bspw. für die zweite Hälfte des 20. Jahrhunderts sagt: „Eine der wichtigsten Folgen des Verfalls des Sozi-
alkapitals in Familien ist die Abnahme des Humankapitals verschiedener aufeinanderfolgender Genera-
tionen.“ (2002 *1999+, 157) 
116 Klumker 1904, 41. 
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oder Neumann eingenommen wird, andererseits die nationalökonomische Perspektive, wie sie 

etwa von Spann entfaltet wird.  

Von diesem Konglomerat ausgehend entfaltete sich die Idee der Berufsvormundschaft als 

eine von der Geburt bis zur Volljährigkeit des unehelichen Kindes dauernde Aufgabe einer In-

stitution, eines privaten Vereins oder – und das wird schließlich die Regel – einer öffentlichen 

Einrichtung. Die medizinische Perspektive begründete die pflegerische Kontrolle und Aufsicht 

über die jüngsten Mündel, zur Bekämpfung der Säuglingssterblichkeit. Eines der nationalöko-

nomischen Ziele bestand darin, die „schulentlassene*n+ Mündel in das praktische Leben über-

zuführen, die Mädchen in den Dienst, die Knaben als Lehrlinge“117, wie es einer der Berufsvor-

münder, der Bürgermeister von Ratibor118 Westram, auf der ersten Tagung des Archivs 

ausdrückte, oder mit Taube: das Mündel „zu einem nutzbaren Mitgliede des Staates zu erzie-

hen“119; für Jungen beziehungsweise Männer ist noch die Wehrtauglichkeit hinzuzufügen.  

In Detailfragen waren die Berufsvormünder uneinig. Im großen Ziel stimmten sie aber 

überein: Es geht um die Sicherstellung der Erziehung von unehelichen Mündeln zu „nutzbaren“ 

Gliedern der Gesellschaft. Einigkeit herrschte auch darüber, was es dazu brauchte: Geld, klare 

und harte rechtliche Regeln sowie strikt vorgehende Institutionen. Blieb gemeinsam zu klären, 

woher das Geld kommen sollte und könnte; welchen Beitrag die unehelichen Mütter und die 

unehelichen Väter einerseits und die Armenverwaltung anderseits dabei zu leisten hätten und 

wie dies gegebenenfalls sicherzustellen wäre. Zudem blieb festzulegen, welche Rolle den Müt-

tern, den Vätern, Pflegestellen auf der einen Seite und den öffentlichen Institutionen, das 

heißt, dem Vormundschaftsgericht, der Armenverwaltung, gegebenenfalls der Berufsvor-

mundschaft, bei der Erziehung der unehelichen Kinder zu „nützlichen“ oder „nutzbaren“ Ge-

sellschaftsmitgliedern zukomme. Angesichts all dessen war eine weitere Frage unter den Be-

rufsvormündern von Anfang an virulent: „Wie kann man es verhindern, daß eine 

Berufsvormundschaft, namentlich wenn sie von einem kommunalen Beamten geführt wird, 

bürokratisch wird, daß sie an die Stelle des Lebens das Papier setzt.“120 Der Berliner Pastor 

Pfeiffer, ebenfalls Berufsvormund, bemerkte dazu:  

„Das Gespenst des Bürokratismus wird niemals ganz verscheucht werden können. Es wird immer da 

sein, und es wird nur solange zurückgehalten werden können, als eben die Berufsvormundschaft von 

Menschen geführt wird, die das Herz auf dem rechten Fleck haben, in der Leitung, wie in der Einzelfür-

sorge für die Kinder“121 

  

                                                        

117 ZFB 1906, 58. 
118 Ratibor (heute: Racibórz) ist eine Stadt in Schlesien und liegt im heutigen Polen. 
119 Taube 1912, 1-5 ( Hervorhebung DS). 
120 Rosenstock, ZFB 1906, 11. 
121 Pfeiffer, ZFB 1906, 16. 
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4.3.2. Berufsvormundschaf zum Schutz der Institution Ehe 

Im Mittelpunkt des folgenden Abschnitts steht die Normalitäts-Konstruktion, die der Berufs-

vormundschaft, wie sie im Archiv verhandelt wurde, zugrunde liegt: die bürgerliche Ehefamilie. 

Dass von der Ehefamilie ausgegangen wurde, wird von Anfang an deutlich. Taube schrieb Mitte 

der 1880er Jahre in einem Bericht – noch bevor der Begriff Berufsvormundschaft gebräuchlich 

war, weshalb in dem Zitat von „Ziehämtern“ die Rede ist: 

„Eine allgemeine Gründung solcher Ziehämter dürfte einen moralischen Einfluß auf die gesamte Bevöl-

kerung nicht verfehlen. In den unteren Schichten wird sich mancher Vater zur Heirath, wenn er einmal 

für das Kind mit zu sorgen hat, entschließen, in den anderen Ständen wird dadurch der frivole Leicht-

sinn, mit welchem die Verführung eines Mädchens betrachtet wird, sicher etwas nachlassen.“122 

Ein Jahrzehnt später hielt Spann fest, dass das Phänomen der „unehelichen Fortpflanzung“ 

theoretisch wie praktisch nur in den Griff zu bekommen sei, wenn dabei „an die sozialwissen-

schaftliche Forschung über die Familie angeknüpft“123 werde, gemeint war die Ehefamilie. Es 

ist also für die berufsvormundschaftliche Perspektive paradigmatisch, wenn sich Spann in sei-

nen ersten Untersuchungen über die Unehelichen auf die Stieffamilie und damit auf eine be-

stimmte Form der Ehefamilie konzentrierte, um das Problem der Unehelichkeit zu schärfen. 

Denn die Stieffamilie oszillierte gewissermaßen zwischen den Extrempolen „echter“ Unehe-

lichkeit einerseits und der originären Ehefamilie andererseits. Spann führt dazu aus:  

„Bei unehelichen Kindern wird die Stieffamilie wohl meistens eine Stiefvaterfamilie sein, denn gerade in 

jenen Fällen, in welchen der Vater seinem (unehelichen) Kinde gegenüber ein recht günstiges Verhalten 

zeigt, wird er naturgemäß in der Regel die (uneheliche) Mutter heiraten und damit die Legitimation des 

Kindes herbeiführen, womit die Erscheinung der Unehelichkeit auch rechtlich-formal verschwindet.“124 

Hier werden zwei Möglichkeiten der Normalisierung des unehelichen und damit eines sozu-

sagen anormalen Kindes angedeutet: zum einen durch die nachträgliche Heirat von Mutter 

und Vater des unehelichen Kindes und zum anderen durch die Heirat der unehelichen Mutter 

mit einem anderen Mann als dem Vater des Kindes.125 Aufschlussreich ist hierbei die Wortwahl 

„naturgemäß in der Regel“, denn sie weist eine klare Normalisierungstendenz auf: Wenn der 

Mann ein gemeinsames Kind mit der Frau will oder ein solches zumindest akzeptiert, so wird er 

sie heiraten. Und damit verschwindet die Unehelichkeit auch „rechtlich-formal“, womit das be-

rufsvormundschaftliche Ziel noch einmal klar benannt ist. Die Ehefamilie wird als Normalzu-

stand gesetzt.126  

                                                        

122 Taube 1893, 20 ( Hervorhebung DS). 
123 Spann 1904, 3. 
124 Spann 1904, 5 ( Hervorhebung DS). Spann weist an anderer Stelle darauf hin, dass die Legitimation 
noch eines ‚rechtlich-formalen Aktes’ bedürfe: die Beurkundung beim Standesamte, dies werde aber 
fast immer auch in den ersten Lebensjahres des Kindes erledigt. Vgl. dazu ebd. 10. 
125 Die Stiefmutterfamilie wird von Spann ebenfalls kurz behandelt. Da sie in dem von ihm untersuchten 
Material nur in äußerst seltenen Fällen vorkam, sieht er von einer weitergehenden Untersuchung ab. 
Vgl. Spann 1904, 5. 
126 Spann zeigt zwar, dass das Konkubinat, d. h., das Zusammenleben von Mann und Frau ohne formalen 
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Die Gründung der Ehe und damit die Herstellung des Normalzustands geht traditionell vonsei-

ten des Mannes aus. Folglich richtete sich die Erwartungshaltung der Berufsvormundschaft zur 

Eingehung einer Ehe zuerst an den unehelichen Vater. Wo sich der Vater des unehelichen Kin-

des weigerte, die Ehe mit der Kindesmutter einzugehen, oder wenn er anderweitig verheiratet 

war, wurde die Berufsvormundschaft für die Frau und ihr uneheliches Kind zum Ehe-Substitut. 

Die eheliche Pflicht des Mannes, sein Kind zu versorgen, blieb davon unberührt, vielmehr wur-

de sie als Alimentationspflicht universalisiert. Zur Begründung wurde das Argument des ge-

fährdeten unehelichen Kinds herangezogen. Daneben ging es um den Schutz der Institution 

der Ehe selbst, wie deutlich wird, wenn etwa der Königsberger Stadtrat Rosenstock auf der Be-

rufsvormündertagung 1911 formulierte: „Denn der beste Schutz der Ehe liegt in dem Schutze 

des unehelichen Kindes!“127 Rosenstock erläuterte seine Sichtweise wie folgt: 

„Da aber die unehelichen Kinder besonders gefährdet sind und ihnen die natürliche Grundlage gesunder 

körperlicher, geistiger und sittlicher Entwicklung, die Familie fehlt, und da ferner erfahrungsgemäß der 

Widerstand gegen die Ehe im wesentlichen vom männlichen Teil ausgeht, so fordert eine verständige 

Bevölkerungspolitik neben anderm zweierlei: möglichste Sicherung des unehelichen Kindes, damit die 

ihm drohenden Gefahren durch genügende körperliche Fürsorge und gute Erziehung überwunden wer-

den, möglichste Heranziehung des Erzeugers, damit er dem unehelichen Kinde nicht besser gegenüber-

steht wie dem ehelichen und nicht gewissermaßen gegenüber demjenigen, der durch die Ehe alle Sorgen 

des Familienvaters auf sich genommen hat, noch eine Prämie erhält.“128 

Die Sorge galt also auch, vielleicht sogar primär, der Aufrechterhaltung der bestehenden 

auf der Ehe gründenden Gesellschaftsordnung. Die Ehefamilie wird als „natürliche“ Grundlage 

für eine „gesunde“ Entwicklung der Kinder idealisiert und damit zur Funktionsträgerin der Ge-

sellschaft. Des Weiteren wird die Ehe hier zu einer Sorge, im Sinne einer Last, erklärt, die der 

eheliche Familienvater geradezu heldenhaft auf sich nehme. Ich denke, ich überinterpretiere 

nicht, wenn ich schlussfolgere, dass ein als „richtig“ geltender Mann diese Last auf sich zu 

nehmen hatte. Diesem richtigen Mann wird mit dem „Erzeuger“, wie der uneheliche Vater 

häufig genannt wurde und bis heute wird, der „Anormale“ gegenübergestellt, der sich aller 

Pflichten des Ehemanns und Vaters entledige und nicht einmal für das Kind einen Beitrag zum 

Lebensunterhalt leiste. Hier sollte, so Rosenstock weiter, eine „verständige Bevölkerungspoli-

tik“ qua Berufsvormundschaft disziplinierend eingreifen: „*D+er Schutz des unehelichen Kindes 

verlangt es, daß sein Ritter im ersten Augenblick des Daseins des Kindes schon gewappnet mit 

der ganzen Autorität, mit der ganzen Sachkunde, die ihm sein Amt und sein Beruf gibt, dasteht 

und für das Kind in die Schranken tritt.“129 Die Berufsvormundschaft wird hier eindeutig mit ei- 

  

                                                                                                                                                                   

Ehe-Schluss, keinen funktionellen Unterschied macht und er rechnet diese Form der Lebensgemein-
schaft daher auch nicht zur ‚eigentlichen’ Unehelichkeit, er vertritt damit aber eine Einzelposition. Vgl. 
Spann 1908, 12. 
127 Rosenstock 1911, 20. 
128 Ebd. 4f. 
129 Rosenstock 1919, 23. 



 

 
157 

ner Verhaltenssymbolik ritualisierter Männlichkeit begründet, wie sie auch dem Paterfamili-

as130 eignet: der Ritterlichkeit, der Autorität, der Sachkunde und der Verteidigung seiner 

Schutzbefohlenen.131 

Die Berufsvormundschaft orientiert sich am hegemonialen ‚Normalfall’ von Familie, also an 

der Ehefamilie und an der mit ihr verbundenen patria potestas und damit der Familiengewalt 

des Mannes. Von daher wird, wie etwa Spann betonte, auf die (Ehe-)Familienforschung Bezug 

genommen, um die Berufsvormundschaft im Sinne dieser Normalität funktionell ausgestalten 

zu können. Wichtige Ansatzpunkte liefert hierfür die rechtshistorische Forschung. So bezog 

sich etwa Neumann in der oben dargestellten Untersuchung auf die Arbeiten zum Ehe- und 

Familienrecht von Emil Friedberg (1837-1910).132 Friedberg beschäftigte sich vorrangig mit dem 

Kirchenrecht und diesem Zusammenhang auch mit der Entwicklung des deutschen Ehe- und 

Familienrechts im Spannungsfeld zwischen Kirche und Staat. 1876 erschien Friedbergs Schrift 

„Verlobung und Trauung“, in der er die deutsche Verlobungstradition darstellte. Um zu ver-

deutlichen, worauf die Berufsvormundschaftskonstruktion also aufgebaut wurde, sollen Fried-

bergs diesbezügliche Schilderungen kurz dargestellt werden. 

Friedberg zufolge war im deutschen Recht die „Eheschliessung ursprünglich ein Kauf der 

Frau“133, eine Vorstellung, die sich bis Ende des Mittelalters gehalten hätte. Allerdings räumte 

Friedberg ein, dass die ersten verfügbaren schriftlichen Quellen über das Eheschließungsrecht 

aus einer Zeit datierten, in der schon vorherrschend anderes gegolten hätte: „Nicht mehr die 

Frau wird gekauft, sondern die vormundschaftliche Gewalt über sie. Eheschliessung ist Mund-

kauf.“134 Aber auch dieser abgeschwächten Vorstellung nach kann die Verlobung als ein Kauf-

vertrag verstanden werden, der zwischen dem Vormund der Frau, in der Regel ihrem Vater, 

und dem Bräutigam geschlossen wurde und mit der Trauung zum vollständigen Abschluss kam. 

Im Laufe der Zeit habe die Einwilligung der Braut selbst an Bedeutung gewonnen. Die Verlo-

bung sei nicht mehr allein zwischen Vormund der Braut und Bräutigam geschlossen worden, 

sondern zwischen Braut und ihrer Familie einerseits – im „Consens der Familie“135 – und dem 

Bräutigam andererseits. Der Kaufvertrag hätte sich allmählich zu einer Art symbolischen Akt 

zwischen den (künftigen) Familienmitgliedern gewandelt.136 Im Reichsgesetz über die Beurkun-

dung des Personenstands und die Eheschließung vom 6. Februar 1875 wurde schließlich die Zi-

vilehe normiert, die allein durch „die Consenserklärung der Brautleute und die Erklärung des 

Standesbeamten“137 zustande kam.138 Damit war auch die Möglichkeit gegeben, dass die Ehe 

                                                        

130 Vgl. Thomas 1997, 114-118. 
131 Vgl. Kotthoff 1994, 176f. 
132 Vgl. Neumann 1900, 2f. 
133 Friedberg 1876, 7. 
134 Ebd. ( Hervorhebung  im Original). 
135 Friedberg 1876, 11. 
136 Vgl. Friedberg 1876, 8. 
137 Friedberg 1876, 70. 
138 Auf die sich ändernde Rolle der Kirche wird hier nicht näher eingegangen. Vgl. dazu die Schrift von 
Friedberg 1876. 
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gegen den Willen der Eltern geschlossen wurde – gewissermaßen als Ausnahme zur Bestäti-

gung der Regel. Die Ehe war fortan ein Vertragsschluss vor und mit dem Staat. – Soweit Fried-

berg. Der nachstehende Auszug aus dem 1875er Personenstandsgesetz verdeutlicht, was das 

Recht für die Eheschließung normierte:  

„Innerhalb des Gebietes des Deutschen Reichs kann eine Ehe rechtsgültig nur vor dem Standesbeamten 

geschlossen werden.“
139

 

„Zur Eheschließung ist die Einwilligung und die Ehemündigkeit der Eheschließenden erforderlich.  

Die Ehemündigkeit des männlichen Geschlechts tritt mit dem vollendeten zwanzigsten Lebensjahre, die 

des weiblichen Geschlechts mit dem vollendeten sechszehnten Lebensjahre ein. Dispensation ist zuläs-

sig.“
140

 

„Eheliche Kinder bedürfen zur Eheschließung, so lange der Sohn das fünfundzwanzigste, die Tochter das 

vierundzwanzigste Lebensjahr nicht vollendet hat, der Einwilligung des Vaters, nach dem Tode des Va-

ters der Einwilligung der Mutter und, wenn sie minderjährig sind, auch des Vormundes.“
141

 

„Auf uneheliche Kinder finden die im vorhergehenden Paragraphen für vaterlose eheliche Kinder gege-

benen Bestimmungen Anwendung“
142

 

An die von Friedberg beschriebene Kauftradition knüpfte auch das Familienrecht des 1896 ver-

abschiedeten BGB an. Es blieb dabei, dass die patria potestas, wie die Vormundschaft des 

Brautvaters auch bezeichnet werden könnte, mit der Verlobung und schließlich mit der Ehe an 

den Bräutigam überging. Voraussetzung der Ehe war bis zu einem bestimmten Alter, wie schon 

vorher, die Zustimmung der Eltern. Das gilt für die Braut wie auch für den Bräutigam:  

„Ein eheliches Kind bedarf bis zur Vollendung des einundzwanzigsten Lebensjahres zur Eingehung einer 

Ehe der Einwilligung des Vaters, ein uneheliches Kind bedarf bis zum gleichen Lebensalter der Einwilli-

gung der Mutter.“143  

Die inhaltliche quasi-vormundschaftliche Füllung des ehelichen Rechts des Mannes über 

‚seine’ Frau lautete sodann:  

„Dem Mann steht die Entscheidung in allen das gemeinschaftliche eheliche Leben betreffenden Angele-

genheiten zu; er bestimmt insbesondere Wohnort und Wohnung.“144  

„Das Vermögen der Frau wird durch die Eheschließung der Verwaltung und Nutznießung des Mannes 

unterworfen (eingebrachtes Gut). Zum eingebrachten Gute gehört auch das Vermögen, das die Frau 

während der Ehe erwirbt.“145 

Seit dem 1875er Personenstandsgesetz gehen Ehefrau und Ehemann mit dem Eheschluss 

einen Vertrag mit dem Staat ein. Dieser „liegt in der Logik der Ökonomie des symbolischen 

                                                        

139 § 41 PSTG 1875. 
140 § 28 PStG 1875. Dispensation (= Befreiung) bedeutet, dass Ausnahmen von dieser Regel möglich sind. 
141 § 29 Abs. 1 PStG 1875. 
142 § 30 PStG 1875. 
143 § 1305 BGB a.F. Minderjährige müssen mindestens sieben (!) Jahre alt sein, um eine Ehe eingehen zu 
können. Vgl. dazu § 1232 der Motive zum BGB 1888, 11. 
144 § 1354 Abs. 1 BGB a.F. 
145 § 1363 BGB a.F. 
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Tausches“146, wie mit Bourdieu gesagt werden kann: „Sie *die Logik+ weist den Frauen univer-

sell ihren Status als Tauschobjekte zu, den männlichen Interessen konform *…+ definiert und 

dazu bestimmt, zur Reproduktion des symbolischen Kapitals der Männer beizutragen.“147 Die 

Frau muss diesem Tauschgeschäft zustimmen, in dem besiegelt wird, dass sie nun nicht mehr 

unter der vormundschaftlichen Gewalt ihres Vaters steht, sondern unter der ihres Ehemannes. 

Die patria potestas geht vom Brautvater auf dessen Schwiegersohn über. Der Mann (und des-

sen Vater) stimmt diesem Wechsel gleichfalls zu und übernimmt die daraus resultierenden 

Rechte und Pflichten. Im Vergleich zu den von Friedberg beschriebenen früheren Zeiten haben 

sich die Rollen in dem Tauschhandel bis ins 19. Jahrhundert verkehrt. Rituell hält der Bräuti-

gam noch beim Vater und der Familie um die Hand der Tochter an. Aber der Bräutigam muss 

nicht mehr für die Braut bezahlen. Es ist nun vielmehr an der Familie der Braut, die etwas zah-

len muss, in Form einer angemessenen Aussteuer; was umso mehr in den höheren Gesell-

schaftsschichten von Bedeutung ist. In einem BGB-Kommentar von 1906 heißt es: „‚Aussteuer’ 

ist alles, was einer Tochter (nicht: auch dem Sohne) im Falle der Verheiratung zur Einrichtung 

des Haushalts gegeben wird.“148 Die Aussteuer ist ein einklagbares Recht der verheirateten 

Tochter gegen ihre Eltern, genauer: gegen ihren Vater.149 Und auch ihr Ehemann konnte, nach-

dem die Ehe geschlossen wurde, die Aussteuer einklagen.150 War die in Aussicht stehende Aus-

steuer nicht ausreichend, konnte es passieren, dass das Mädchen, die junge Frau ‚übrig bleibt’ 

und das Los der ‚alten Jungfer’ zu tragen hatte.151 Das war der allgemein vorherrschenden 

Sichtweise nach die ungünstigste Alternative. Denn sie wäre entschieden zulasten des „symbo-

lischen Kapitals“ der Brautfamilie, besser gesagt, des Brautvaters gegangen. Und da zugleich 

gesellschaftliche Einvernehmlichkeit darüber herrschte, dass eine unverheiratete Frau keine 

Kinder bekommen könne, ging die ledige Frau außerdem, so die Schlussfolgerung im Sinne der 

hegemonialen Logik, auf Kosten der Allgemeinheit. In der Konsequenz hieß das für Frauen, das 

es nur die Alternative gab zwischen: Ehe und Mutterschaft einerseits oder Zölibat anderer-

seits.152 

4.3.3. „Ehestiftung“ als Mittel berufsvormundschaftlicher Disziplinierung 

Die Ehe kann vor dem Hintergrund des bisher Gesagten als ein Kontrakt zur Festigung der 

Asymmetrien zwischen Frau und Mann verstanden werden. Das formelle Recht suggeriert zwar 

die Gleichheit der Vertragschließenden. Faktisch wird von den Heiratenden jedoch verlangt, 

sich einer Disziplin zu unterwerfen und „die Art ihrer Durchsetzung, die Spielregeln ihrer Me-

chanismen, die unumkehrbare Unterordnung der einen unter die anderen, die immer an eine 

Seite gebundene Übermacht, die ungleichen Positionen der verschiedenen ‚Partner’ hinsicht-

                                                        

146 Bourdieu 1997, 205. 
147 Ebd. ( Hervorhebung  im Original). 
148 Rosenthal 1906, 500. 
149 Vgl. Rosenthal 1906, 500. 
150 Vgl. ebd. 
151 Vgl. Peters 1984, 31. 
152 Vgl. ebd. 65-70. 
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lich der gemeinsamen Regelung“153 für gültig anzuerkennen. Was bedeutet das nun für die Be-

rufsvormundschaft? Das allgemeingültige gesellschaftliche Erziehungsziel ist die Ehemündig-

keit. Für ein Mädchen oder eine Frau bedeutete dies, eine Ehe eingehen zu können, in der sie 

und ihre Kinder vom Mann quasi-vormundschaftlich versorgt würden. Das Ziel hieß, das väter-

liche Haus zu verlassen, um in den Haushalt eines anderen Mannes überzugehen, mit dem sie 

eigene Kinder haben würde. In den „Motiven zu dem Entwurfe eine Bürgerlichen Gesetzbu-

ches“154 von 1888 hieß es dazu: 

„Die Ehemündigkeit bezeichnet *…+ diejenige Grenze, mit deren Erreichung in der Regel die zur Ehe-

schließung erforderliche körperliche, geistige und sittliche Reife und bei Männern die erforderliche 

wirthschaftliche Selbständigkeit eingetreten ist und deshalb allgemeine, dem Wesen der Ehe und dem 

öffentlichen Interesse zu entnehmende Rücksichten der Eheschließung nicht mehr entgegenstehen.“155 

Minderjährige bedürfen, wie gesagt, der Zustimmung des gesetzlichen Vertreters, das hieß 

im Normalfall ihres Vaters, ansonsten ihres Vormunds. Gleiches galt für Personen, die in der 

Geschäftsfähigkeit beschränkt waren, wie es im Gesetz heißt.156 In den Motiven hieß es zur Be-

gründung: Dies „dient zum Schutze derselben gegen eine leichtsinnige und unüberlegte Ehe-

schließung; dieser Schutz ist hier um so mehr angezeigt, als bei der Eheschließung die Gefahr, 

daß Besonnenheit und Ueberlegung durch die Leidenschaft beeinträchtigt werden, besonders 

nahe liegt.“157 Wenn eine Frau ein uneheliches Kind bekommen hatte, so kam der hier benann-

te Schutz vor übermächtigen „Leidenschaften“ gewissermaßen zu spät. Man könnte sagen, 

dass die Ehe vollzogen wurde, ohne dass dies durch den Staat legitimiert worden wäre. Da die 

Frau mit der Geburt ihres Kindes den praktischen Beweis erbracht hatte, dass sie die ‚erforder-

liche körperliche Reife’ für eine Eheschließung besaß, blieb zu prüfen, inwiefern sie auch in 

puncto Geist und Sitte ‚reif’ für die Ehe wäre. Die vorherrschende Sichtweise besagte aller-

dings, dass die Frau durch den Akt des außerehelichen Geschlechtsverkehrs bewiesen habe, 

dass sie geistig wie sittlich unreif sei. Die berufsvormundschaftliche Schlussfolgerung daraus 

lautete: Da sie erwiesenermaßen unreif ist, bedarf sie umso mehr eines Beistandes, allein 

schon im Interesse des Kindes. Prädestiniert als ein solcher Beistand der unehelichen Mutter, 

der sie berät und unterstützt, aber auch überwacht und gegebenenfalls maßregelt, erschien 

der Vormund des Kindes.158 Vor dem Hintergrund der praktischen Erfahrungen, wie sie in den 

oben dargestellten Studien beschrieben wurden, kam die Berufsvormundschaft zu dem 

Schluss: Am Besten wäre, die uneheliche Mutter würde den Vater ihres Kindes heiraten. Wenn 

das nicht möglich wäre, etwa weil dieser schon mit einer anderen verheiratet war, dann sollte 

sie sich einen anderen Mann suchen. Unverheiratet zu bleiben, das heißt, ohne Mann und da-

                                                        

153 Foucault 1994 [1976], 286. 
154 künftig nur noch: Motive. 
155 Motive 1888, 11. 
156 § 1304 Abs. 1 BGB: „Wer in der Geschäftsfähigkeit beschränkt ist, bedarf zur Eingehung einer Ehe der 
Einwilligung seines gesetzlichen Vertreters.“  
157 Motive 1888, 11. 
158 Vgl. dazu exemplarisch die Schilderung Klumkers über seinen ersten Mündel in: Klumker 1907. 
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mit ohne patria potestas über sich, war keine tolerable, mehr noch: eine im Wortsinne un-

denkbare Alternative für eine Frau mit einem unehelichen Kind. Blieb sie dennoch unverheira-

tet, so würde, um die Lücke zu schließen, der Berufsvormund an die Stelle des Ehemanns tre-

ten – mit annähernd gleichen Rechten wie dieser. Die uneheliche Mutter galt berufsvor-

berufsvormundschaftlich als quasi-ehelich zu disziplinieren, was auf geradezu zynische Weise 

empirisch begründet wurde. Wie bereits erwähnt, kam Spann aufgrund seiner Datenanalyse zu 

dem Schluss, da es den unehelichen Waisen vergleichsweise besser gehe als den unehelichen 

Kindern mit lebender Mutter, wäre es für letztere Kinder besser, wenn ihre Mütter gleichfalls 

stürben, weil sie so zu Waisen würden, wodurch sich ihre (statistischen) Lebenschancen ver-

besserten.159 Im Diskursverlauf wurde daraus sogar, „daß es für ein solches Kind das größte 

Glück bedeutet, wenn die uneheliche Mutter stirbt, - eine Tatsache, die hart und schmerzlich 

ist, aber durch die Statistik erwiesen wird“160. Die Schlussfolgerung daraus lautet sinngemäß: 

Uneheliche Mütter tun ihren Kindern nicht gut; am besten wäre, sie würden sterben; die Müt-

ter, die am Leben bleiben, müssen mit ihren Kindern unter Berufsvormundschaft gestellt wer-

den, wenngleich die offizielle Sprachregelung nur die Vormundschaft für das Kind umfasste.161 

Klumker beklagt in Hinblick auf das 1900 in Kraft getretene BGB und seine praktische Umset-

zung162: 

„Weil das bürgerliche Gesetzbuch der unehelichen Muter eine Art Vorrecht auf die Vormundschaft über 

ihr Kind einräumte, wurde dies von Theoretikern beiderlei Geschlechts als Fortschritt gepriesen, obwohl 

sich aus der Praxis die schwersten Bedenken dagegen erhoben. Sollte sich das Ergebnis von Dr. Spann 

bestätigen, daß jene unehelichen Kinder am schlechtesten stehen, deren Mütter ohne zu heiraten am 

Leben bleiben, daß diese sogar schlechter dastehen, als wenn ihre Mutter stürbe, so wäre es ein wichti-

ger weiterer Beweis dafür, wie unser Vormundschaftsrecht bei den unehelichen Kindern in eine Sack-

gasse geraten ist. 

Gewiß fällt der Frau bei der Fürsorge für die Unehelichen eine wichtige Rolle zu – in der Berufspflegerin 

für die Säuglingsaufsicht bildet sich dafür eine erste, feste Form –; wo aber so schwere Schäden großer 

Volkskreise in Frage stehen, gilt die Stellung der Frau nicht theoretisch zu regeln, sondern praktisch so zu 

gestalten, wie es das Gesamtwohl erfordert.“163 

Bleibt die uneheliche Mutter aber am Leben und kann (oder will) nicht heiraten, dann muss 

dieser Sichtweise folgend die Vormundschaft, genauer: die Berufsvormundschaft als „Hilfsor-

                                                        

159 Spann 1904, 38. 
160 So Amtsgerichtsrat Köhne auf der 1907er Tagung. (ZFB 1908, 19;  Hervorhebung DS) 
161 Es war aber klar, dass der Vormund des Kindes zugleich Beistand der Mutter würde. Vgl. dazu bspw. 
Jansen/Knöpfel 1967, 64. 
162 § 1778 Abs. 1 BGB a.F. normiert: „Wer nach § 1776 als Vormund berufen ist, darf ohne seine Zustim-
mung nur übergangen werden, wenn er nach den §§ 1780 bis 1784 nicht zum Vormunde bestellt wer-
den kann oder soll oder wenn er an der Übernahme der Vormundschaft verhindert ist oder die Über-
nahme verzögert oder wenn seine Bestellung das Interesse des Mündels gefährden würde.“  
In einem zeitgenössischen Kommentar zu § 1778 BGB heißt es: „Die sogen. ‚uneheliche Mutter’ darf also 
*…+ in erster Reihe für ihr Kind zum Vormund bestellt werden; hiervon wird in der Praxis viel Gebrauch 
gemacht.“ (Rosenthal 1906, 542;  Hervorhebung  im Original). 
163 Klumker 1904, 40. 
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gan für die unvollständige *…+ Familie“164 an die Stelle des Vaters oder des Ehemannes treten. 

Denn die Idee, dass eine Frau, insbesondere eine Mutter nicht in irgendeiner Form unter väter-

lich-männlicher Gewalt steht, ist berufsvormundschaftlich praktisch undenkbar.  

Was folgt daraus für die Disziplinarinstitution Berufsvormundschaft? Spann etwa beschrieb 

die Berufsvormundschaft als sozialpolitische „Zentralorganisation für sämtliche Hilfstätigkeit 

für die Familie“165, wie er auf der 1910er Tagung der deutschen Berufsvormünder in Berlin aus-

führte. „Die Gesellschaft unterstützt den Einzelnen nicht aus Mitleid, sondern nur dort, wo er 

gewisse Funktionen ausübt *…+. Sozialpolitik ist also: gewissen benachteiligten Gruppen in der 

Ausübung gewisser Funktionen, in der Ausübung gewisser sozialer Tätigkeiten zu Hilfe zu 

kommen.“166 Und als ‚soziale Tätigkeit’ der Frau galt vorrangig, Kinder zu bekommen und sie 

als Mutter zu nützlichen Gliedern der Gesellschaft zu erziehen, wie es andererseits für den 

Mann galt, ein ausreichend hohes Familieneinkommen herbeizuschaffen. So das Leitbild der 

Familie, deren gesellschaftliche Funktion (‚soziale Tätigkeit’) mit Max Horkheimer wie folgt zu-

sammengefasst werden kann: 

„Die Vorgänge in ihr *der Familie+ formen das Kind von seinem zartesten Alter an und spielen bei der 

Entfaltung seiner Fähigkeiten eine ausschlaggebende Rolle. So wie im Medium dieses Kreises die Wirk-

lichkeit sich spiegelt, erfährt das Kind, das in ihm aufwächst, ihren Einfluss. Die Familie besorgt, als eine 

der wichtigsten erzieherischen Mächte, die Reproduktion der menschlichen Charaktere, wie sie das ge-

sellschaftliche Leben erfordert, und gibt ihnen zum großen Teil die unerlässliche Fähigkeit zu dem be-

sonders gearteten autoritären Verhalten, von dem der Bestand der bürgerlichen Ordnung in hohem 

Maße abhängt.“167 

Der Bestand der bürgerlichen Ordnung ist Ausgangspunkt und Ziel der entstehenden Be-

rufsvormundschaft, daher leitet sie auch aus der tradierten vormundschaftlichen Familien- und 

Ehelogik ihre Legitimation ab. In diesem Sinne wird als Norm vorausgesetzt, dass bei der Frau 

im Allgemeinen und der unehelichen Mutter im Speziellen per se der Wunsch gegeben sei, von 

einem Ehemann versorgt zu werden, nicht zuletzt deshalb, um nicht länger der eigenen Her-

kunftsfamilie zur Last zu fallen. Das Ehemodell stellt darauf ab, wie auch die Berufsvormund-

schaft, die ihrerseits auf diesem Modell basiert, was Horkheimer für Ungleichheits- und Autori-

tätsverhältnisse allgemein (am Beispiel der Klassenordnung) feststellt,  

„dass nicht bloss der unvermittelte Zwang diese Ordnungen jeweils aufrecht erhalten hat, sondern dass 

die Menschen selbst sie bejahen lernten. *…+ Nicht bloss im Geist *…+, sondern auch im Herzen des Ein-

zelnen, in seinen Vorlieben und Wünschen spiegelt sich die Klassenordnung wider, in der sein äusseres 

Schicksal verläuft.“168  

Was Horkheimer hier beschreibt, entspricht der „Ökonomie der Disziplin“169, die die Subjek-

                                                        

164 Spann 1911, 165. 
165 Spann 1911, 163 ( Hervorhebung  im Original). 
166 Spann 1911, 159. 
167 Horkheimer 1987 [1936], 49f. 
168 Ebd. 23. 
169 Fraser 1994 [1989], 41. 
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te dazu bringt, sich selbst zu überwachen, sich regelkonform oder ‚normal’ zu verhalten. Der 

berufsvormundschaftlich zugrunde gelegte und forcierte Ehewunsch der Frau darf daher nicht 

als Liebesneigung missverstanden werden. Der Wunsch nach einer Ehe muss als ein Wunsch 

begriffen werden, sich und die eigenen Kinder versorgt zu wissen. Somit ist die (Versorgungs-

)Ehe das generelle Normalisierungs-Ziel und sei es in Form der Stieffamilie. Das spiegelt sich 

auch in Klumkers Argumentation wider, wenn er in Hinblick auf die Berufsvormundschaft er-

läutert, „daß ein künstlicher Schutz der unehelichen Kinder dort nicht unbedingt notwendig ist, 

wo sich auf natürlichem Wege normale Verhältnisse gebildet haben, wie es in der Stieffamilie 

der Fall ist.“170 Das bedeutet im Umkehrschluss, dass der „künstliche Schutz“ der Berufsvor-

mundschaft aber überall dort „unbedingt notwendig ist“, wo sich nicht auf „natürlichem Wege 

normale Verhältnisse“ bilden. Mit anderen Worten, ganz ohne (die Androhung von) Zwang ist 

die ehefamiliale Disziplinierung nicht zu haben, was den Einsatz von „physisch-politischen 

Techniken“171, notwendig erscheinen lässt. Horkheimer bringt das folgendermaßen auf den 

Punkt: 

„*… D+as Sich-Einfügen in eine gegebene Ordnung, mag es auch pragmatisch, moralisch oder religiös be-

gründet werden, geht wesentlich auf die Erinnerung an Zwangsakte zurück, durch welche die Menschen 

‚soziabel’ gemacht, zivilisiert worden sind und die ihnen auch heute noch drohen, wenn sie allzu ver-

gesslich werden sollten.“172 

Auf solche Zwangsakte und Mittel, die Erinnerung an erstere wach zu halten, wird später 

noch näher eingegangen. Zunächst soll es noch ein wenig um die gegebene Ordnung, um die 

gesellschaftliche Normalität gehen. Mit dem Eintritt in „normale Verhältnisse“, die auf „natür-

lichem Wege“, nämlich qua Eheschluss gebildet werden, endet das Interesse der Berufsvor-

mundschaft. Die unehelichen Kinder wie auch ihre Mütter und Väter sind dann „normalisiert“, 

folglich erübrigte sich eine normalisierende Disziplinierung durch die Berufsvormundschaft. 

Das Einzige was die Berufsvormünder zur Vervollständigung ihrer ‚Wissens- und Machtrequisi-

ten’173 dennoch an der Stiefvaterfamilie interessierte, waren die Bedingungen, die erfüllt sein 

mussten, damit (uneheliche) Mütter heirateten. Da es sich um eine relativ große Gruppe han-

delte, erschienen die Ergebnisse, dem Gesetz der großen Zahl folgend, von besonderer Aussa-

gekraft: „Von allen am Leben bleibenden unehelichen Müttern, welche nicht die Väter ihrer 

unehelichen Kinder heiraten, verehelicht sich ungefähr die Hälfte mit anderen Männern als 

den natürlichen Väter ihrer unehelichen Kinder.”174 Von dieser Gruppe wurde schließlich fest-

gestellt: „Die Mutter verheiratet sich *…+ zwar nicht ganz früh nach der (unehelichen) Nieder-

kunft, aber doch nur wenige Jahre nachher.“175 Für die Berufsvormundschaft war nun von Be-

deutung, warum die Mütter nicht sofort den Weg der Normalisierung einschlugen und 

                                                        

170 Klumker 1904, 41f. ( Hervorhebung DS) 
171 Foucault 1994 [1976], 287. 
172 Horkheimer 1987 [1936], 11. 
173 Vgl. Foucault 2007, 179. 
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heirateten. Spann erklärte sich das so: „Dies ist auch begreiflich, denn das Ereignis der geschei-

terten unehelichen Verbindung muß notwendig bereits einige Zeit zurückliegen, ehe die Mut-

ter wieder zur Anknüpfung eines neuen, zur Heirat führenden Verhältnisses gelangen kann.“176 

Eine Begründung dafür, warum letztlich nicht alle unehelichen Mütter den Pfad der Normalität 

beschreiten würden, findet sich bei Taube, der in anderem Zusammenhang bemerkte: „weil 

nur der gesündere, kräftigere und hübschere Teil der unehelichen Mütter heiratet“177. Auf die-

se sozialdarwinistische Auslese konnte die Berufsvormundschaft aber, schon aus Kostengrün-

den, nicht abstellen. Man drängte daher allgemein auf die Ehe. Weil es pragmatisch, moralisch 

und religiös undenkbar war, dass eine Frau unverheiratet bleibe, zumal als uneheliche Mutter, 

musste alles versucht werden, die Ehe herbeizuführen. Da die Ehe der ungebrochenen Traditi-

on zufolge vom Mann auszugehen hatte, musste zunächst dieser diszipliniert werden. Er muss-

te die Ehe anstreben; er musste die Ehe wollen gemacht werden – und sei es, weil sich die Ehe 

für ihn aufgrund der disziplinierenden Intervention des Berufsvormunds als das kleinere Übel 

darstellte. Der Vorstand des Leipziger Jugendfürsorgeamtes178 und in dieser Funktion General-

vormund, namens Koehler hielt auf der 1910er Berufsvormündertagung ein Referat über die 

Entlastung der Armenkassen durch die Berufsvormundschaft und führte mit Blick auf die väter-

liche Alimentationspflicht aus:  

„Die außerehelichen Väter *müssen+ wissen, daß ihnen im Weigerungsfalle nicht die schwache Kindes-

mutter und der ungewandte Einzelvormund gegenübertreten wird, sondern das scharf zufassende städ-

tische Jugendfürsorgeamt als Vertreter der Berufsvormundschaft. Da ziehen sie es eben vor, sich mit der 

Kindesmutter gütlich zu einigen und aus freien Stücken für das Kind zu sorgen. Sache der Berufsvor-

mundschaft wird es sein, soweit möglich, diese Annäherung zu unterstützen und vor allem auch im ge-

gebenen Falle auf die Verheiratung der Kindeseltern hinzuwirken.“179  

Dass die Erinnerung an frühere Zwangsakte durch die Berufsvormundschaft wachgehalten 

werden sollte, verdeutlichte auch der Königsberger Stadtrat und Berufsvormund Rosenstock in 

seinem Referat auf der 1917er Tagung:  

„Wir erleben es ja in der Berufsvormundschaft täglich: wenn wir den unehelichen Vater nur energisch 

anfassen, dann ist er sehr oft viel geneigter, mit der Mutter seines Kindes die Ehe einzugehen, als er vor-

her war, und so ist der Berufsvormund sehr oft der Ehestifter. Nun wird man ja nicht gar zu viel Gewicht 

auf diese Zwangsehen, wenn ich sie so nennen darf, legen dürfen, nicht alle verlaufen glücklich, das liegt 

in der Natur der Sache, in mancher Zwangsehe wird auch das Kind zu leiden haben. Aber im allgemeinen 

*…+ ist es im Interesse der Familie und auch im Interesse des Staates sowie im Interesse des unehelichen 

Kindes, wenn die Eltern heiraten und das Kind dadurch ein eheliches wird und im allgemeinen dann auch 

tatsächlich die Geschicke des ehelichen Kindes teilt. Und ist es einmal in normale rechtliche Verhältnisse 

gekommen, so pflegt auch *…+ sein weiteres Leben ein normales zu sein.“180 
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Die Berufsvormundschaft beschränkte sich in der Wahl ihrer Disziplinierungsinstrumente aber 

nicht auch die Erinnerung an frühere Zwangsakte, sondern erörterte auf den Jahrestagungen 

des Archivs auch eingehend die zweckdienliche Nutzbarmachung strafrechtlicher Maßnahmen. 

4.3.4. Strafrechtliche Mittel der berufsvormundschaftlichen Disziplinie-

rung  

„Wenn jemand einen außerehelichen Beischlaf eingeht, so kennt er die Folgen und muß sich 

derselben bewußt sein, besonders da der Mann mit wenigen Ausnahmen als der Verführer be-

zeichnet werden muss.“181 Hiervon ausgehend sollen im folgenden Abschnitt die strafrechtli-

chen Mittel im Fokus stehen, mit denen Väter berufsvormundschaftlich diszipliniert werden 

sollten, wenn sie der Unterhaltspflicht für ihre unehelichen Kinder nicht nachkamen. Das über-

geordnete Ziel lautete: „Erziehung dieser Väter dahin, daß sie sich selbst verpflichtet fühlen, 

für ihre Kinder das zu tun, wozu das Gesetz sie verpflichtet“182. Anders gesagt, es ging um die 

berufsvormundschaftliche Disziplinierung von Männern, die ein uneheliches Kind gezeugt ha-

ben, zu Vätern. Ferner ging es dabei um eine ‚Normalisierung’ väterlichen Handelns, um die 

Erweckung eines väterlichen Pflichtgefühls. Beides war ausgerichtet an den Pflichten, die ein 

ehelicher Vater idealiter zu erfüllen hatte. Im berufsvormundschaftlichen Diskurs hieß es aber 

einschränkend: „In der Hauptsache ist hier aber nur die Unterhaltspflicht zu schützen.”183  

Die Disziplin sollte dem Schutz einer Pflicht dienen. Die Unterhaltspflicht sollte zu einem 

Prinzip erhoben werden, das wie „eine Art absolut schicksalhaftes und notwendiges Gesetz *…+ 

gleichermaßen auf jedermann lastet“184, wie mit Foucault gesagt werden kann. In einer zeitge-

nössischen juristischen Abhandlung über „Die strafbare Verletzung der Unterhaltspflicht”185 ist 

nachzulesen, wie diese prinzipielle Pflicht ex negativum begründet wurde: 

„Ein dergestalt Ernährungssäumiger verletzt nicht nur die durch Ehe und Blutsverwandtschaft, kraft Mo-

ral und positiver Gesetzesvorschriften dem Menschen auferlegten Pflichten gegen die ihm nahe Stehen-

den, er vergeht sich auch gegen die Allgemeinheit, denn er zwingt sie, aus ihren Mitteln Personen zu er-

nähren, zu deren Unterhalte er selbst im Stande und verbunden ist; er lebt so mit auf öffentliche Kosten 

und entzieht vor allem einen Teil der öffentlichen Unterstützungsmittel den wirklich Notleidenden.“186 

Seine Nahestehenden nicht pflichtgemäß zu ernähren oder zu unterhalten erschien als eine 

sträfliche, genauer: als eine zu bestrafende Verletzung des positiven als auch des überpositiven 

Rechts. Auf Letzteres verweist die Bezugnahme auf Ehe, Blutsverwandtschaft und Moral. Der-

jenige, der sich seiner Unterhaltspflicht entzog, schädigte nicht nur Einzelne sondern darüber 

hinaus die Allgemeinheit, das Gemeinwesen, den Staat. Er tat dies in der Form, dass durch sein 

individuelles Fehlverhalten die Möglichkeit der Allgemeinheit, genauer gesagt, der Armenver-
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waltung geschmälert worden sei, ihrer obervormundschaftlichen Unterhaltspflicht nachzu-

kommen, nämlich für diejenigen, die wirklich Not litten – wie es unter anderem mit dem oben 

erwähnten Unterstützungswohnsitzgesetz von 1870 normiert worden war.  

Hier zeigt sich, was sich individualisierungstheoretisch wie folgt beschreiben lässt: „In der 

modernen Gesellschaft kommen auf den einzelnen neue institutionelle Anforderungen, Kon-

trollen und Zwänge zu. Über Arbeitsmarkt, Wohlfahrtsstaat und Bürokratie wird er in Netze 

von Regelungen, Maßgaben, Anspruchsvoraussetzungen eingebunden.“187 Bleibt zu ergänzen, 

dass der Einzelne durch diese institutionalisierten Anforderungen, Kontrollen, Zwänge usw. 

überhaupt erst auf eine bestimmte Weise sichtbar wird – im Prozess der rechtlichen „Subjekti-

vation“188. So wie die militärische Disziplin den Soldaten und auf der anderen Seite den Zivilis-

ten konstituiert, die medizinische Disziplin den Kranken und auf der anderen Seite den Gesun-

den, konstituiert die strafrechtliche Disziplin ex positivum den Straftäter und ex negativum den 

Rechtschaffenen und zwischen diesen Extrempolen das jeweilige Kontinuum. Folglich ist zu-

nächst der Frage nachzugehen, welche Verletzung einer Unterhaltspflicht strafrechtlich sankti-

oniert wird und wie sie dies wird. Ferner ist zu klären, welche Bedeutung diese Sanktionsge-

walt für die sich herausbildende berufsvormundschaftliche Disziplin hatte und welche 

vergeschlechtlichten Subjekte damit konstituiert wurden.  

4.3.4.1. Strafrechtliche Maßnahmen gegen den Ehemann wegen Ver-

nachlässigung seiner Unterhaltspflicht 

Die folgenden Gedankengänge schließen unmittelbar an das vorige Kapitel an. Die dort be-

schriebene Vorrangstellung der Ehe erwies sich aus berufsvormundschaftlicher Perspektive in 

bestimmten Momenten als eine janusköpfige Angelegenheit. Zum einen fungierte das Ideal 

der Versorgungsinstitution Ehe, wie dargestellt, als das allgemeine Erziehungsziel für ein jedes 

Individuum. Wo dieses Ziel nicht erreicht werden konnte, obwohl ein Kind unehelich gezeugt 

und zur Welt gebracht wurde, trat die Berufsvormundschaft gewissermaßen als Ehe-Substitut 

ein. Zum anderen bereitete das Eheprimat in der berufsvormundschaftlichen Praxis Schwierig-

keiten. In Hinblick auf die Unterhaltsleistungen für uneheliche Kinder hieß es: „Wenn der Vater 

sich verheiratet mit einer anderen Frau und selbst eheliche Kinder hat, gehen die eheliche Frau 

und die ehelichen Kinder den unehelichen Kindern vor, sodaß die Inanspruchnahme des un-

ehelichen Vaters in der Regel illusorisch ist *…+.”189  

                                                        

187 Beck/Beck-Gernsheim 1994, 12. 
188 Vgl. Butler 2001 [1997]. 
189 Luppe 1906, 49. In einem Gesetzeskommentar von Reinhard Frank (1911) hieß es zu § 361: 
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Hierbei ist zu beachten, dass zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des BGB ein gewisser Wandel 

seinen (vorläufigen) Endpunkt erreicht hatte, der die Konstruktion der elterlichen Unterhalts-

pflicht betrifft, vor allem für uneheliche Kinder. Bis Ende des 19. Jahrhunderts war in vielen 

Ländern des Deutschen Reiches die vorherrschende Meinung und auch rechtlich gefasst, dass 

beide unehelichen Eltern zum Kindesunterhalt beizutragen hatten. Um 1900 herum änderte 

sich dies allmählich. Zur hegemonialen Norm wurde, dass an erster Stelle der Vater für den ge-

samten Unterhalt zu sorgen habe.190  

Diese veränderte Sichtweise scheint auf den ersten Blick eine unmittelbare Mehrbelastung 

der Väter zu bedeuten. In der Praxis führte dies jedoch dazu, dass vor allem die Situation der 

Mütter erschwerte. Sie sahen sich, ganz gleich welcher gesellschaftlichen Schicht sie angehö-

ren, zunehmend mit der bürgerlichen Norm der „neuen Mütterlichkeit“191 konfrontiert, die die 

Kehrseite der selben Medaille darstellte. Das hieß dass Mütter keiner Erwerbstätigkeit nachzu-

kommen, sondern sich allein ums Kind (und den Haushalt) zu kümmern hatten. Die einseitige 

Zuschreibung der (Bar-)Unterhaltspflicht an die Väter führte in vielen Fällen zu einer parado-

xen Situation, nämlich der, dass das uneheliche Kind von seinem Vater überhaupt keinen Un-

terhaltsbeitrag gezahlt bekam und somit die Mutter allein für sich und ihr Kind aufkommen 

musste – was sie der herrschenden Logik nach, das heißt, ohne eigene Erwerbstätigkeit, indes 

nicht konnte. Max Taube merkte dazu schon Anfang der 1890er kritisch an: Die Gesetzgeber 

„gingen von den besseren Ständen aus und berücksichtigten nicht die große Masse; nur hier-

durch ist die unberechtigte Belastung der Mutter erklärlich.“192  

Wie erklärt sich dieser (scheinbar) paradoxe Effekt für die Mütter? In dem Maße, wie die 

vom Vater erwartete Unterhaltsleistung wuchs, entfaltete auch der im BGB normierte Schutz 

der Institution Ehe verstärkt die Wirkung, dass der Zugriff des (Berufs-)Vormunds eines unehe-

lichen Kindes erschwert wurde, um den Vater zu Alimentationen heranzuziehen. Dies hat seine 

rechtliche Grundlage in Folgendem: 

§ 1708 BGB193 

Der Vater des unehelichen Kindes ist verpflichtet, dem Kinde bis zur Vollendung des sechszehnten Le-

bensjahres den der Lebensstellung der Mutter entsprechenden Unterhalt zu gewähren. Der Unterhalt 

umfaßt den gesamten Lebensbedarf sowie die Kosten der Erziehung und der Vorbildung zu einem Beru-

fe. 

Ist das Kind zur Zeit der Vollendung des sechszehnten Lebensjahres in Folge körperlicher oder geistige 

Gebrechen außer Stande, sich selbst zu unterhalten, so hat ihm der Vater auch über diese Zeit hinaus 

Unterhalt zu gewähren; die Vorschrift des § 1603 Abs. 1 findet Anwendung. 

§ 1603 Abs. 1 BGB194 

                                                                                                                                                                   

Bewußtsein, zur Erfüllung der Unterhaltspflicht in der Lage zu sein. In der Lage aber ist der Aufgeforder-
te, wenn er auch nur einen Teil des Betrags leisten kann. *…+“ 
190 Vgl. ebd. 47. 
191 Vgl. Peters 1984, 72-79. 
192 Taube 1893, 52 
193 a.F. 
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Unterhaltspflichtig ist nicht, wer bei Berücksichtigung seiner sonstigen Verpflichtungen außer Stande ist, 

ohne Gefährdung seines standesmäßigen Unterhalts den Unterhalt zu gewähren. 

Die „sonstigen Verpflichtungen“ umfassten die Versorgungsverpflichtungen für die Ehe-

frau195 und die Unterhaltspflichten für die ehelichen Kinder196. Die Ehefamilie eines Mannes, 

der zudem Vater eines unehelichen Kindes war, stellte sich für den (Berufs-)Vormund dieses 

Kindes regelrecht als ein paragrafenbewehrtes Bollwerk dar. Und je höher die zu leistende Un-

terhaltspflicht allgemein angesetzt wurde, desto eher griff die Ausnahmeregelung aus § 1603 

Abs. 1 BGB, der den „standesmäßigen Unterhalt“ des Vaters schützte. Die praktische Konse-

quenz davon war, dass ein uneheliches Kind von seinem Vater, der mit einer anderen Frau als 

der unehelichen Mutter verheiratet war, in der Regel keine Alimente bekam. Das Kind hatte 

zudem auf dem Rechtswege nur geringe Chancen, Unterhaltsleistungen erfolgreich gegen sei-

nen Vater zu erstreiten. Aus Sicht der Berufsvormundschaft war das eine höchst unbefriedi-

gende Situation, die überwunden werden musste. 

Ausgangspunkt der berufsvormundschaftlichen Überlegungen war daher: Wenn davon aus-

gegangen werden konnte, dass die Unterhaltspflicht aus § 1708 BGB für den Vater eines un-

ehelichen Kindes grundsätzlich gelte und nur in Ausnahmefällen erlösche oder auszusetzen 

wäre, so stellte sich die Frage, wie eigentlich mit dem ehelichen Vater verfahren würde, der in 

analoger Weise seiner Unterhaltspflicht für seine ehelichen Kinder197 nicht nachkäme. Ansatz-

punkt war damit abermals die Ehe. Denn wenn die Ehe als Leitmotiv berufsvormundschaftli-

chen Handelns fungieren sollte, dann konnte konsequenterweise nicht allein vom Ehe-Ideal 

ausgegangen werden. Gleichermaßen waren die innerhalb der Ehe vorkommenden Abwei-

chungen von diesem Ideal zu berücksichtigen, etwa wenn zwar durchaus verheiratete aber 

„leichtsinnige oder böswillige Arbeitsscheue“198, die „die Beschaffung der für ihre Angehörigen 

notwendigen Unterhaltsmittel der Armenbehörde […+ überlassen und damit die eigne Unter-

haltsgewährung *…+ vernachlässigen“199. – In diesem Moment kam das Strafrecht ins Spiel. Im 

Strafgesetzbuch war die Möglichkeit normiert, unterhaltssäumigen Ehemännern und Vätern 

unter bestimmten Voraussetzungen eine Haft- oder Geldstrafe aufzuerlegen und zwar auf An-

trag der durch dieses Verhalten in Anspruch genommenen, also geschädigten Armenverwal-

                                                                                                                                                                   

194 a.F. 
195 § 1360 BGB:  
Der Mann hat der Frau nach Maßgabe seiner Lebensstellung, seines Vermögens und seiner Erwerbsfä-
higkeit Unterhalt zu gewähren. 
Die Frau hat dem Manne, wenn er außerstande ist, sich selbst zu unterhalten, den seiner Lebensstellung 
entsprechenden Unterhalt nach Maßgabe ihres Vermögens du ihrer Erwerbsfähigkeit zu gewähren. 
Der Unterhalt ist in der durch die eheliche Lebensgemeinschaft gebotenen Weise zu gewähren. *…+ 
196 § 1601 BGB: 
Verwandte in gerader Linie sind verpflichtet einander Unterhalt zu gewähren. 
§ 1602 BGB: 
Unterhaltsberechtigt ist nur, wer außerstande ist, sich selbst zu unterhalten. 
197 Die sich aus §§ 1601ff. BGB ergibt. 
198 Eckstein 1903, 2. 
199 Ebd. 
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tung. Diese Regelung wurde aus berufsvormundschaftlicher Perspektive mit großem Interesse 

verfolgt, wie die zahlreichen Diskussionen verdeutlichten, in denen auf den Tagungen der Be-

rufsvormünder oder in den Fachzeitschriften wie dem „Zentralblatt“ der Frage nachgegangen 

wurde, „inwieweit diese Bestimmungen auch gegen uneheliche Väter verwertbar sind.“200 Zwei 

Bestimmungen waren hierfür besonders bedeutsam: § 361 Nr. 5 und Nr. 10 des 1872 in Kraft 

getretenen Strafgesetzbuches für das Deutsche Reich. 

Die Strafbestimmung aus § 361 Nr. 5 war von Anfang an im StGB enthalten und normierte 

die Strafe für eine enggefasste Gruppe ehelicher Unterhaltspflichtiger. Sie besagt, dass mit Haft 

bestraft werde, „wer sich dem Spiel, Trunk oder Müßiggang dergestalt hingibt, daß er in einen 

Zustand geräth, in welchem zu seinem Unterhalte oder zum Unterhalte derjenigen, zu deren 

Ernährung er verpflichtet ist, durch Vermittelung der Behörde fremde Hülfe in Anspruch ge-

nommen werden muß.“201 Die vorgesehene Haft dauerte maximal bis zu sechs Wochen202. Die 

Haftstrafe sollte dazu dienen, den Delinquenten dazu zu animieren, nach verbüßter Strafe or-

dentlich einer Arbeit nachzugehen und für den Unterhalt der „ihnen gegenüber Ernährungsbe-

rechtigten“203 zu sorgen. Allerdings erzielte die Haft „erfahrungsgemäss“204 nicht den ge-

wünschten pädagogischen Effekt bei den inhaftierten Spielern, Trinkern und Müßiggängern. 

Also wurde als weitergehende disziplinierende Maßnahme die Möglichkeit geschaffen, „daß 

die verurtheilte Person nach verbüßter Strafe der Landespolizeibehörde zu überweisen sei. Die 

Landespolizeibehörde erhält dadurch die Befugniß, die verurtheilte Person entweder bis zu 

zwei Jahren in ein Arbeitshaus unterzubringen oder zu gemeinnützigen Arbeiten zu verwen-

den.“205 In einer Verfügung des Ministeriums des Innern aus dem Jahr 1882 wurde der offizielle 

disziplinarische Sinn und Zweck der Arbeitshäuser erläutert: 

„Die Arbeitshäuser haben die Bestimmung, die in den selben untergebrachten Personen durch strenge 

häusliche Zucht, durch Zwang zu geregelter Arbeit und durch Einwirkung auf die sittliche Besserung an 

eine geordnete Thätigkeit zu gewöhnen und vor dem Rückfall in einen strafbaren Lebenswandel zu be-

                                                        

200 Luppe 1906, 47. 
201 § 361 Nr. 5 StGB. 
§. 362 StGB 
Die nach Vorschrift des §. 361. Nr. 3. bis 8. Verurtheilten können zu Arbeiten, welche ihren Fähigkeiten 
und Verhältnissen angemessen sind, innerhalb und, sofern sie von anderen freien Arbeitern getrennt 
gehalten werden, auch außerhalb der Strafanstalt angehalten werden. 
Bei der Veurtheilung zur Haft kann zugleich erkannt werden, daß die verurtheilte Person nach verbüßter 
Strafe der Landespolizeibehörde zu überweisen sei. Die Landespolizeibehörde erhält dadurch die Befug-
niß, die verurtheilte Person entweder bis zu zwei Jahren in ein Arbeitshaus unterzubringen oder zu ge-
meinnützigen Arbeiten zu verwenden. Im Falle des §. 361. Nr. 4. ist dieses jedoch nur dann zulässig, 
wenn der Verurtheilte in den letzten drei Jahren wegen dieser Uebertretung mehrmals rechtskräftig 
verurtheilt worden ist, oder wenn derselbe unter Drohungen oder mit Waffen gebettelt hat. 
Ist gegen einen Ausländer auf Ueberweisung an die Landespolizeibehörde erkannt, so kann an Stelle der 
Unterbringung in ein Arbeitshaus Verweisung aus dem Bundesgebiete eintreten. 
202 Vgl. Ayaß 1993, 190. 
203 Eckstein 1903, 3. 
204 Ebd. 
205 § 362 Abs 2. S. 1f. StGB. 
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wahren.“206 

Der hier formulierte Besserungsgedanke stand allerdings im Widerspruch zur konkreten 

Praxis der Arbeitshäuser, deren Zustände Ende des 19. Jahrhunderts selbst Zeitgenossen als 

anachronistisch, ja, geradezu mittelalterlich erschienen.207 Das hatte zur Folge, dass die Ar-

beitshäuser im Allgemeinen weit mehr gefürchtet wurden als Gefängnisse. Die Arbeitshäuser 

waren Sinnbild für miserable Verpflegung, enormen Arbeitszwang und ein hohes Maß an Will-

kür, mit der der als „korrektionelle Nachhaft“208 bezeichnete Aufenthalt im Arbeitshaus verlän-

gert werden konnte.209 Zusammenfassend lässt sich sagen, dass in den Arbeitshäusern eine 

breite Lücke zwischen programmatischer Zielsetzung und den tatsächlichen Zuständen klaffte. 

Zudem schien sich die Arbeitshauspädagogik weniger nach innen als vielmehr nach außen zu 

richten: „Abgesehen von der zeitlich befristeten ‚Unschädlichmachung’ dürfte der intendierte 

Haupteffekt der Arbeitshäuser nicht in wie auch immer definierter Besserung oder Umbildung 

des Charakters der Insassen, sondern in der Disziplinierung potentiell bzw. vermeintlich gefähr-

licher Randgruppen gelegen haben.“210  

Zurück zu den eigentlichen strafrechtlichen Bestimmungen. § 361 Nr. 5 des Strafgesetzbu-

ches war so gefasst, dass auf dieser Rechtsgrundlage nur ein sehr enger Personenkreis eine Be-

strafung zugeführt werden konnte: trunk- oder spielsüchtige oder krankhaft sich der Arbeit 

verweigernde („Müßiggang“) Ehemänner. Diese Engfassung erschien vielen Juristen zuneh-

mend zweifelhaft. Sie kritisierten vor allem, dass es doch wohl vergleichsweise schlimmer sei, 

wenn jemand „aus reiner Frivolität seine Angehörigen im Stiche“211 lasse, als wenn dies aus 

„einer krankhaften Neigung“212 heraus geschehe. Folglich wurde eine strafrechtliche Regelung 

gefordert, mit der auch eine „böswillige Unterhaltsentziehung“213 geahndet werden konnte. Im 

Anschluss an Foucault kann hieran gezeigt werden, dass die Individuen in Bezug auf einen „vir-

tuellen Horizont der Krankheit“214 bestraft werden, sodass sie „zwar als Kriminelle verurteilt, 

jedoch in Begriffen des Normalen und Pathologischen beurteilt und kategorisiert werden“215. 

Während § 361 Nr. 5 StGB zunächst nur Strafen für ein primär als pathologisch wahrgenom-

menes Verhalten normierte, wurde mit Nr. 10216, die dem Paragrafen mit der 1894er Reform 

des Strafgesetzbuches hinzugefügt wurde, eher ein allgemeines von der Norm abweichendes 

                                                        

206 „Verfügung des Ministeriums des Innern, betreffend das Verfahren nach Überweisung verurteilter 
Personen an die Landespolizeibehörde, insbesondere die Unterbringung solcher Personen in einem Ar-
beitshaus. Vom 2. Februar 1882. (Reg.Bl. S. 60)“ nachgedruckt in: Scharpf: Handbuch des Armenrechts, 
1896, 504f. 
207 Vgl. Ayaß 1993, 198. 
208 Vgl. Ayaß 1993. 
209 Vgl. Ayaß 1993, 195. 
210 Ayaß 1993, 194f. 
211 Eckstein 1903, 3. 
212 Ebd. 
213 Ebd. 4. 
214 Foucault 2007 [1975], 123. 
215 Ebd. 
216 Vgl. dazu auch Diefenbach 1908. 
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Verhalten sanktioniert – allerdings ohne die Erweiterung von § 362, also ohne die Möglichkeit 

der ‚korrektionellen Nachhaft’ im Arbeitshaus: 

„*Mit Haft wird bestraft+ wer, obschon er in der Lage ist, diejenigen, zu deren Ernährung er verpflichtet 

ist, zu unterhalten, sich der Unterhaltspflicht trotz der Aufforderung der zuständigen Behörde derart 

entzieht, daß durch Vermittelung der Behörde fremde Hülfe in Anspruch genommen werden muß. 

In den Fällen der Nr. 9 und 10 kann statt Haft auf Geldstrafe erkannt werden.“217 

Die in diesem Paragrafen beschriebene Norm-Abweichung umfasst zwei Schritte. Erstens 

sich der Unterhaltspflicht zu entziehen; zweitens, und darauf wird die Strafbarkeit juristisch 

begründet, einer behördlichen Aufforderung nicht Folge zu leisten. Damit wird eine doppelte 

Schädigung der Allgemeinheit, des Gemeinwesens, des Gesellschaftskörpers konstruiert: Zu-

erst verhalte sich der Delinquent dem allgemeingültigen Prinzip zuwider, demzufolge die eige-

nen Angehörigen aus eigener Kraft zu unterhalten seien. Zudem stellte er dieses allgemein-

heitsschädigende Verhalten nicht ab, obwohl er auf eben diese allgemeinheitsschädigende 

Wirkung hingewiesen wurde und obwohl er die Möglichkeit hat, dieses Verhalten abzustellen. 

Mit anderen Worten: „Nicht fahrlässiges, sondern wissentliches Zuwiderhandeln gegen die Au-

forderung macht strafbar.“218 Dieses wissentliche Zuwiderhandeln des Delinquenten erschien 

im juristischen Diskurs als ein potenziertes Brechen des Gesellschaftsvertrags, der ja spätes-

tens mit der Eheschließung vor und mit dem Staat geschlossen wurde. Dadurch wurde derjeni-

ge, der so handelte und damit gewissermaßen vertragsbrüchig wurde, gemeingefährlich, denn 

„er ignoriert, daß sein Interesse darin kulminieren müßte, das Spiel der Kollektivinteressen zu 

akzeptieren“219. Er wies damit eine „widernatürliche Natur“220 auf, wurde geradezu ein „monst-

röses Individuum“221, wie mit Foucault gesagt werden kann. Damit erscheint dieses strafrecht-

lich zu sanktionierende anormale Verhalten ebenfalls als pathologisch – sozial-pathologisch. 

4.3.4.2. Der berufsvormundschaftliche Diskurs um den § 361,10 StGB als 

Disziplinarinstrument 

Vor dem Hintergrund des soeben Dargestellten stellte sich aus berufsvormundschaftlicher Per-

spektive die Frage, ob und wie dieses Recht auch für uneheliche Väter in Anschlag gebracht 

werden konnte. Dass die unehelichen Väter genauso wie die ehelichen eine für die Gesell-

schaft „gefährliche Randgruppe“ darstellten, vor allem wenn sie ihrer Unterhaltspflicht nicht 

nachkämen, stand für die Berufsvormünder mehrheitlich und von Anfang an fest. Schließlich 

bestand die Monstrosität der unehelichen Unterhaltsverweigerer in zweierlei: Erstens hatten 

sie ein Kind gezeugt, ohne den Bund der Ehe eingegangen zu sein, was gegen die gegebene 

Ordnung (Zivilisation) verstieß; zweitens verweigerten sie sich der „naturgesetzlichen“ Unter- 

  

                                                        

217 § 361 Nr. 10 StGB. Die Nr. 9 ist für den hiesigen Kontext irrelevant. 
218 Eckstein 1903, 44 ( Hervorhebung DS). 
219 Foucault 2007 [1975], 120. 
220 Ebd. 121. 
221 Ebd. 108. 
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haltspflicht zwischen Vater und Kind, die seit der Antike in jenen vor-sozialen Bereich der Not-

wendigkeiten des „biologischen Lebendigseins“222 des Menschengeschlechts fiel.223 Folgerichtig 

galten uneheliche Väter der Berufsvormundschaft als ebenfalls und mindestens genauso scharf 

zu disziplinieren wie eheliche Väter. In den berufsvormundschaftlichen Verhandlungen wurde 

argumentiert: 

„Das einzige Mittel nun, welches einen wirksamen Schutz gegen das böswillige Verhalten des uneheli-

chen Vaters verspricht, ist die Anrufung des Strafrichters. Setzt sich der Vater, welcher vorsätzlich seine 

Unterhaltspflicht verletzt, zuerst Geldstrafen, dann kürzeren und längeren und ständig sich wiederho-

lenden Freiheitsstrafen aus, so wird er darin eine so große und unerwünschte Störung seines Daseins 

finden, daß er in der Regel vorziehen wird, sich mit Geld von dem Strafübel los zu kaufen, das heißt 

eben, seine in Form einer Geldrente zu leistende Unterhaltspflicht zu erfüllen. Ein strafrechtliches Ein-

schreiten gegen den unterhaltspflichtigen Vater erscheint auch nach allgemeinen Erwägungen dann 

nicht ungerechtfertigt, wenn das Verhalten des unehelichen Vaters die Interessen der Allgemeinheit 

schädigt, das heißt wenn an seiner Stelle die öffentliche Armenpflege dem Kinde den Unterhalt gewäh-

ren muß.“224
 

Der hier proklamierte „wirksame Schutz“ beruhte auf der Möglichkeit, den Strafrichter an-

rufen zu können, auf der Möglichkeit, Haft- oder Geldstrafen verhängen zu können. Es war die 

abschreckende Wirkung, die zur Geltung gebracht werden sollte, wenn von der „unerwünsch-

ten Störung“ des eigenen „Daseins“ die Rede ist. Die berufsvormundschaftliche Disziplinierung 

zielte darauf, dass die Unterhaltspflicht vom unehelichen Vater tatsächlich als seine gewisser-

maßen „natürliche“ Verpflichtung anerkannt würde. Die Androhung strafrechtlicher Konse-

quenzen galt dabei als ein Mittel zur Disziplinierung. Dass die tatsächliche Anwendung der 

Sanktionen gar nicht die primäre disziplinierende Wirkung entfaltete, sondern die Möglichkeit, 

diese Sanktionen zur Anwendung zu bringen, zeigt sich in geradezu mustergültiger Weise 

schon in den frühen Ausführungen von Max Taube. Während im vorangehenden Zitat Geld-

strafen und Haft als Drohkulisse in Szene gesetzt werden, ist es beim frühen Taube das Ar-

beitshaus: 

„Die Ausführung dieser Maßregel *Arbeitshaus+ gegen die unehelichen Väter wird in den seltensten Fäl-

len nothwendig sein, die Androhung durch den Generalvormund wird fast stets genügen, um die Zah-

lung des geringen Beitrages, welcher nur einige Glas Bier und Cigarren weniger erfordert, zu erzielen. 

Doch muß der Generalvormund die Gewalt zur Ausführung in der Hand haben und dieses ist gleichfalls 

nur durch direkten Anschluß *des Arbeitshauses+ an die Behörde zu ermöglichen.“225 

Hierzu ist anzumerken, dass die seit Ende des 18. Jahrhunderts in deutschen Ländern einge-

richteten Arbeitshäuser in der Regel Teil der Armen- und der Landespolizeibehörden waren, 

womit ihnen also tatsächlich die von Taube als Voraussetzung geforderte „Gewalt zur Ausfüh-

rung“ gegeben war, womit eine Androhung nicht den Charakter einer leeren Drohung hatte. 

                                                        

222 Arendt 1998 [1958], 35. 
223 Vgl. ebd. 34f. 
224 Diefenbach 1908, 5f. 
225 Taube 1893, 53. 
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Diese disziplinierende Praxis institutioneller Vormundschaft, nötigenfalls an vorhandene 

Zwangsmittel zu erinnern, wurde anfangs allerdings nicht nur für die zahlungsunwilligen un-

ehelichen Väter angewandt, sondern richtete sich auch gegen die unehelichen Mütter. Ent-

sprechend formulierte Max Taube in seinem 1885er Bericht an die Direktion der Armenverwal-

tung über die Arbeit „seiner“ Leipziger Ziehkinderanstalt: „*M+it einem Mädchen, welches zum 

ersten Male fällt, muß man oft Mitleid haben, bei dem zweiten Kinde gebührt ihr das Arbeits-

haus.“226 Dabei muss bedacht werden, dass das Arbeitshaus vor allem Frauen drohte, die we-

gen unerlaubter Prostitution verurteilt wurden.227 Hier schließt ebenfalls an, womit Taube sei-

ner Forderung nach dem Arbeitshaus zur Disziplinierung unehelicher Mütter Ausdruck verlieh:  

„Ebenso muß aber gegen die leichtsinnigen außerehelichen Mütter vorgegangen werden, welche theils 

durch geistige Schwachheit, theils durch perverse geschlechtliche Reize mehrerer Kinder (wir kennen 

Personen mit 6 und 9 Kindern) besitzen. *…+ Eine derartige Person ist nicht berechtigt, die persönliche 

Freiheit zu bewahren, sie gehört in das Arbeitshaus und kostet den Staat dann weniger, als eine fortlau-

fende Reihe von zu ernährenden Kindern.“228 

Diese hier von Taube vertretene Sicht rückt im berufsvormundschaftlichen Diskurs bis 1900 

jedoch zunehmend in den Hintergrund.229 Die Selbstverständlichkeit, mit der Taube die Bestra-

fung unehelicher Mütter in Betracht zog, war Anfang des 20. Jahrhunderts so nicht mehr gege-

ben. Strafmaßnahmen wie das Arbeitshaus waren den Berufsvormündern nur noch für unehe-

                                                        

226 Ebd. 16. 
227 Vgl. Ayaß 1993, 190. 
228 Taube 1893, 52. 
229 In den 1950ern taucht das Thema Prostitution aber wieder im Vormundschaftsdiskurs auf. Ende 1952 
unternahm der Ausschuss für Fragen der Jugendfürsorge eine mehrtägige Besichtigungsfahrt. Im Proto-
koll dazu findet sich folgende Stelle:  
„Amtsgerichtsrat Dr. Schnapp, Richter in Baumholder, erläutert die Probleme *der gewerblichen Un-
zucht] aus der richterlichen Schau. Er beziffert die Zahl der nach Baumholfer zugereisten Mädchen mit 
etwa 300. Die Zahl sei aber sehr schwer zu schätzen. 
Der Richter erklärt, er habe anfänglich in vielen Fällen harte Strafen verhängt. Die Wirkung sei deutlich 
zu verspüren gewesen. Er bedauert, daß allerdings zahlreiche von ihm verhängte Strafen in 2. Instanz 
wieder aufgehoben worden seien. Er hält ein besonders strenges Vorgehen der Gerichte in diesen Ge-
bieten zum Schutze der Jugend für dringend erforderlich und bemängelt, daß ein zugriff der deutschen 
Polizei und der deutschen Gerichte nur erfolgen könne, wenn vorher die Militärpolizei eingegriffen ha-
be. Die Prostitution sei in letzter Zeit in Baumholder zurückgegangen, in stärkeren Umfange herrsche sie 
jedoch noch in den kleinen Gemeinden der Umgebung. [3] 
Folgende Probleme stellt Amtsgerichtsrat Dr. Schnapp heraus: Sobald die Mädchen nach Baumholder 
kommen, verschaffen sie sich zum großen Teil Arbeit bei den Amerikanern. Ein Zugriff in der Form der 
Einweisung in eine Arbeitshaus sei in diesem Fall nicht mehr möglich. Statistisch stehe fest, daß ein gro-
ßer Teil der Mädchen kriminell sei. Sie arbeiten zumeist als Dienstmädchen und Putzfrauen auf dem Ge-
lände der Besatzungsbauten. Die Stellenvermittlung erfolge durch ihre Freunde. Die Verhängung von 
Arbeitshaus sei nach seiner Meinung nicht immer die richtige Strafe. Man müsse sich überlegen, ob 
nicht evtl. eine Sonderform der Pflegschaft eingeführt werden sollte, vor allem für die Mädchen im Alter 
zwischen 18 und 25 Jahren. Er weist daraufhin, da im allgemeinen die Gerichte keine Tendenz für die 
Verhängung von Arbeitshaus zeigen. Als Vorschlag unterbreitet er die bedingte Verurteilung zu Arbeits-
haus. Dazwischen könne eine Einweisung in ein Vorasyl zur Bewährung erfolgen.“ (Quelle: BT-Archiv Ge-
setzesmaterialien I/519 Nr. 18, S. 3f.) 
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liche Väter eine Selbstverständlichkeit, wie in folgendem Zitat durch das „übrigens“ deutlich 

wird: „Die Strafbestimmungen sind übrigens nicht nur gegen den unehelichen Vater, sondern 

auch gegen die uneheliche Mutter anwendbar.“230 Hermann Luppe, er war seinerzeit Magist-

ratsassessor in der Frankfurter Verwaltung, erinnerte mit diesen Worten auf der ersten Be-

rufsvormündertagung 1906 an die formalrechtliche Gleichheit zwischen den unehelichen Vä-

tern und Müttern. Allerdings räumte er gleichfalls ein, dass diese formalrechtliche Gleichheit 

aus Sicht der Berufsvormundschaft nur von geringer Relevanz sei, denn „gegen den größten 

Teil der unehelichen Väter und Mütter wird aber mit Strafbestimmungen überhaupt nicht viel 

auszurichten sein“231, da die rechtlichen Regelungen in der gerichtlichen Praxis fast ausschließ-

lich für eheliche Väter Anwendung fänden. An dieser Praxis orientierte sich denn auch die wei-

tere Entwicklung des strafrechtlichen Instrumentariums zur Disziplinierung der unehelichen 

Väter. Die Disziplinierung der Mütter folgte zunehmend der Logik der ‚neuen Mütterlichkeit’ 

und bekam stärker ‚sozialpädagogischen’ Charakter, das heißt, rigorose strafrechtliche Maß-

nahmen rückten für sie in den Hintergrund. 

Exkurs: Zur Unterscheidung von Formen der Berufsvormundschaft 

Da hier und im Folgenden nicht von allen Formen beruflicher Vormundschaft die Rede ist, soll 

kurz dargestellt werden, welche Formen unterschieden werden können und welche davon von 

besonderer Relevanz sind. Sinnvollerweise ist dabei auf die Definition zurückzugreifen, die im 

Berufsvormundschaftsdiskurs zu Anfang des 20. Jahrhunderts eine herausragende Stellung 

einnahm, wie die aus dem Dokumentationsband der Berufsvormündertagung des Jahres 1913. 

Die Definition stammt von Klumker und Petersen und ist erstmals in ihrem Grundlagenwerk 

„Berufsvormundschaft – Generalvormundschaft“ von 1907 erschienen. Mit dem Wiederab-

druck will das Archiv die immer wieder sichtbar werdenden „Unklarheiten in der Bezeichnung 

der verschiedenen Formen der Berufsvormundschaft“232 beseitigen und seine Mitglieder da-

von zu überzeugen, dass diese Begriffsdefinition „wegen ihrer Klarheit benutzt werden und all-

gemeiner befolgt werden sollte“233: 

„Der Oberbegriff ist: 

Berufsvormundschaft 

als Bezeichnung aller vormundschaftlichen Einrichtungen, die von der Einzelvormundschaft, Zwangs-

vormundschaft, Bestallungsvormundschaft des B.G.B. abweichen, indem die Vormundschaft als beson-

dere berufliche Aufgabe einer Person oder Behörde behandelt wird. 

Die erste Gruppe bilden diejenigen Berufsvormundschaften, die kraft Gesetzes ohne Bestellung eintre-

ten. 

I. Die gesetzlichen Vormundschaften (Berufsvormundschaften kraft Gesetzes), darunter fallen: 

1. amtliche Vormundschaften für sämtliche unehelichen Kinder, wie sie im Königreich Sachsen, Ham-

                                                        

230 Luppe 1906, 50 ( Hervorhebung DS). 
231 Ebd. 50f. 
232 ZFB 1913 (VIII.2), 156. 
233 Ebd. 
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burg, Sachsen-Coburg-Gotha, Oldenburg, Sachsen-Rudolstadt, Bremen u.a. durch Landesgesetz er-

möglicht sind, 

2. Armenamtsvormundschaften, die nur die vom Armenamt versorgte Mündel umfassen, 

3. Gesetzliche Anstaltsvormundschaften, wo der Vorstand einer Anstalt kraft Gesetzes Vormund der in 

der Anstalt oder von seiner Anstalt versorgten Minderjährigen wird. 

II. Die Sammelvormundschaften (Vormundschaften kraft Bestellung), bei denen die Bestallung wie ge-

wöhnlich erfolgt, aber eine größere Zahl Vormundschaften in der Hand einer geschulten Persönlichkeit 

oder eines Vereins vereinigt wird. 

1. Die Sammelvormundschaften eines Beamten (amtliche Sammelvormundschaften), wie sie von Städ-

ten und kommunalen Verbänden für uneheliche Kinder, vereinzelt auch für Armenpfleglinge, errich-

tet werden. 

2. Anstaltsvormundschaften, wo die Anstalt ihren Vorstand für jeden Mündel besonders bestellen 

läßt. 

III. Vereinsvormundschaften. Ein Verein vereinigt eine größere Anzahl Vormundschaften entweder auf 

die Person eines Mitglieds oder auf den Namen verschiedener Vereinsmitglieder. Die Führung der Be-

rufsvormundschaft erfolgt mit Hilfe einer geschulten Geschäftsstelle, teils durch ehrenamtliche, freiwil-

lige, teils durch besoldete Kräfte.“
234

 

Die für den hiesigen Untersuchungskontext relevanten Formen, sind gesetzliche Vormundschaft (I) 

und amtliche Sammelvormundschaft (II.1.), die in der im RJWG von 1922/24 normierten gesetzlichen 

Amtsvormundschaft der Jugendämter ihre Fortsetzung finden.
235

 

 

Wenige Jahre nach Inkrafttreten des Bürgerlichen Gesetzbuches erschien die bereits erwähnte 

Schrift von Eckstein (1903), in der er es um die strafbare Verletzung der im BGB normierten 

Unterhaltspflicht ging. Die dabei eingenommene Perspektive entsprach der des Strafrechts: die 

der öffentlichen Behörde. Da die Behörde die Geschädigte sei, wie oben ausgeführt, müsste 

folgerichtig sie die Klageführende sein. Aber Eckstein stellte in seiner Schrift erstaunt fest: „Es 

scheint fast, als ob die Armenbehörden sich der Macht, die ihnen § 36110 gegen Väter uneheli-

cher Kinder in die Hand giebt, noch nicht recht bewusst sind“236. Für Eckstein stand fest, dass § 

361 Nr. 10 StGB die unehelichen Väter genauso umschließen würde wie die ehelichen. Für die 

Gerichte allerdings erschien dieser Standpunkt offensichtlich nicht gleichermaßen selbstver-

ständlich. Auf der ersten Tagung der deutschen Berufsvormünder 1906 wurde dementspre-

chend festgestellt, dass die Gerichte „da außerordentlich zögernd“237 vorgehen würden. Und in 

den folgenden Jahren wurde wiederholt problematisiert, dass die gerichtliche Praxis im Deut-

schen Reich gespalten sei, grob gesagt zwischen Preußen und den übrigen Ländern.238 Im Ge-

gensatz zum Rest des Reiches und der Überzeugung von Juristen wie Eckstein und der Mehr-

                                                        

234 Ebd. 156f. 
235 Vgl. § 35ff. RJWG. 
236 Eckstein 1903, 34. 
237 Luppe 1906, 49. 
238 Vgl. bspw. Friedeberg 1911, 80-82. 
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zahl der Berufsvormünder galt in Preußen § 361 Nr. 10 StGB als nicht für uneheliche Väter an-

wendbar.239 Aufgrund der hegemonialen politischen Stellung Preußens im Deutschen Reich 

führte das zu einer gewaltigen Hürde für die berufsvormundschaftlich ersehnte Vereinheitli-

chung der Rechtspraxis und der damit verbundenen einheitlichen Disziplinierungsmöglich-

keiten: „Solche Rechtsunsicherheit, der Zustand, daß dieselbe Handlung vor dem einen Gericht 

in Preußen strafbar ist, vor dem anderen nicht, ist natürlich höchst beklagenswert.“240 Die Fol-

ge davon war, dass aufgrund der vielfältigen bürokratischen und rechtlichen Hürden Bestra-

fungen von unehelichen Vätern nur selten vorkamen, wie von den Berufsvormündern aus-

drücklich beklagt wurde.241 Nicht nur in Preußen, sondern auch in den anderen Ländern waren 

die rechtlichen Voraussetzungen für eine effektive Heranziehung der Väter zu Unterhaltsleis-

tungen für ihre unehelichen Kinder hoch – aus berufsvormundschaftlicher Perspektive zu hoch: 

„Es genügt nicht, dass der Vater *zu Unterhaltsleistungen] verurteilt ist, er muß auch in der Lage sein, für 

das Kind zu sorgen. *…+ Diese Voraussetzung *…+ bildet einen der Hauptgründe warum auch mit diesem 

Paragraph praktisch nichts anzufangen ist. Wenn der Vater sich verheiratet mit einer anderen Frau und 

selbst eheliche Kinder hat, gehen die eheliche Frau und die ehelichen Kinder den unehelichen Kindern 

vor, sodaß die Inanspruchnahme des unehelichen Vaters in der Regel illusorisch ist *…+“242 

Es ging in den Augen der Berufsvormünder zu weit, dass die Gerichte „ein ziemlich erhebli-

ches Existenzminimum für den unehelichen Vater festsetzen“243, während die Kinder leer aus-

gingen. Hinzu kam, dass die Durchsetzung von Unterhaltsansprüchen der Mündel gegen ihre 

unehelichen Väter durch die behördliche Aufgabenteilung verkompliziert wurde, wie schon 

1900 von Neumann für Preußen kritisiert worden war.244 Wenn ein unehelicher Vater trotz der 

allgemein beklagten gerichtlichen Zurückhaltung zu Unterhaltszahlungen verurteilt wurde, so 

entstanden weitere Schwierigkeiten und vor allem die Langwierigkeit der Beitreibung der fälli-

gen Alimente dadurch, dass in vielen Ländern, wie in Preußen, die Aufforderung zur Alimenta-

tion nur durch die Behörde vorgenommen werden durfte, „die Kraft Gesetzes vorzubeugen 

hat, daß kein Notstand eintritt; das ist Sache der Polizeibehörde.“245 Als negativer Effekt dieser 

Aufgabenteilung zwischen Armenverwaltung und Polizeibehörde wurde beschrieben: 

„Die Armenbehörde muß sich an die Polizeibehörde wenden, damit dieses die Aufforderung erläßt, 

dann geht die Sache zurück an die Armenbehörde, die muß abwarten, ob der Vater der Aufforderung 

nachkommt, und erst wenn er es nicht tut, kann sie sich an die Staatsanwaltschaft zur Einleitung des 

Strafverfahrens wenden. Dabei verjährt die ganze Strafverfolgung nach Ansicht der meisten Gerichte als 

Übertretung innerhalb von drei Monaten. Und dazu kommt es oft, weil es vielfach schwierig ist, den 

Aufenthaltsort der unehelichen Väter zu ermitteln.“246 

                                                        

239 Vgl. Diefenbach 1908, 10f. 
240 Friedeberg 1911, 80. 
241 Vgl. Luppe 1906, 47. 
242 Luppe 1906, 49 ( Hervorhebung  im Original). 
243 Ebd. 
244 Vgl. Neumann 1900, 73f. 
245 Luppe 1906, 49. 
246 Ebd. 
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Von der berufsvormundschaftlichen Position aus erschien das als unhaltbarer Zustand. Folglich 

wurde darüber nachgedacht, wie Regelungen und Abläufe im Sinne Max Webers „rationali-

siert“247 werden könnten, um der Schwere des Vergehens der unterhaltssäumigen Väter an-

gemessene rechtlich-administrative Maßnahmen ergreifen zu können. Als angemessen er-

schienen der berufsvormundschaftlichen Logik entsprechend solche Maßnahmen, die den 

besonderen Anomalien der Delinquenten Rechnung trügen, also erstens durch Härte der Stra-

fen und zweitens dadurch, dass sich dieser Strafen nicht entzogen werden konnte, etwa durch 

Ortswechsel. Denn nur unter diesen Voraussetzungen, so die implizite Sicht, könnte sich eine 

disziplinierende Wirkung durch Abschreckung entfalten. Mit anderen Worten, es ging weniger 

um die Strafen selbst, als vielmehr darum, „Machtrequisiten“248 zur Hand zu haben, die nöti-

genfalls direkt anwendbar und nach eigenem Gutdünken dosierbar gewesen wären. Was sich 

mit Weber als „Kadi-Charakter“ der Verwaltung bezeichnen lässt.249 Denn hier wurde die for-

male Rechtsgleichheit, die dem bürgerlichen Recht, als Ideal zugrunde liegt, an die tatsächli-

chen Klassenverhältnisse angepasst. Das heißt, auf eine besondere Art und Weise der Verwal-

tungstätigkeit wurden die ökonomischen und sozialen Lebenschancen der besitzlosen Massen 

an die Normen der Besitzenden angepasst. Ein entsprechender Gedankengang findet sich in 

einem Referat auf der Berufsvormündertagung 1906: 

 „Wie kann da eine Änderung eintreten? Diese kann nur nach der Richtung erfolgen, daß die Strafbe-

stimmung verschärft, daß sie als Vergehen charakterisiert wird, das nur Gefängnisstrafe verhängt und 

nicht in drei Monaten verjährt. Es muß auch Überweisung an die Landespolizeibehördenbehörde, ins 

Arbeitshaus möglich sein, oder man muß pflichtvergessene Väter auch einfach ohne gerichtliche Ent-

scheidung in eine Arbeitshaus unterbringen können.“ 250 

Hieran lässt sich der berufsvormundschaftliche Gedankengang nachvollziehen: Das Ziel ist 

die Schärfung des Disziplinarinstrumentariums; wo jetzt noch Geldstrafen und Haftstrafen zur 

Wahl standen, sollte künftig nur noch Haft möglich sein; wo bisher ein Verfahren eingeleitet 

werden musste, um einen Delinquenten an die Polizeibehörde beziehungsweise ins Arbeits-

haus zu übergeben, sollte dieser Zwischenschritt unnötig gemacht werden. Die Berufsvor-

mundschaft wollte die Strafmittel in eigener Hand halten. Sie würden schärfer zugreifen als die 

Gerichte, die den unehelichen Vater zu häufig aus seiner Alimentationspflicht entkommen las-

sen. Der Wunsch des Berufsvormunds nach quasi väterlicher Autorität samt Strafgewalt des 

Paterfamilias spiegelt sich hierin wider. Folgerichtig wurde bedauert, dass die preußische Re-

gierung und das höchste preußische Gericht (Kammergericht) diese Ermächtigung der Berufs-

vormundschaften für unzulässig hielt, während andere Staaten, wie Sachsen oder Mecklen-

burg „eine solche Verwaltungszwangseinweisung“ 251  ins Arbeitshaus vorbildlicherweise 

                                                        

247 Vgl. Weber 2005 [1922], 160-166. 
248 Foucault 2007 [1975], 179. 
249 Vgl. Weber 2005 [1922], 721. 
250 Luppe 1906, 50. 
251 Ebd. 
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eingeführt hatten: „Das wäre ein Weg auf dem praktisch weiterzukommen ist.“252 Auch in den 

folgenden Jahren blieb die Frage virulent, inwiefern mit dem Strafrecht die Möglichkeit gege-

ben wäre, gegen den unehelichen Vater einzuschreiten. Dazu hieß es:  

„Solange § 360,10 nicht den Zusatz bekommt, daß auch die Überweisung an die Landespolizeibehörde 

oder in ein Armen- und Arbeitshaus möglich ist, bleibt der § 360,10 eine ganz ungenügende Vorschrift. 

Und ich meine, auf den Punkt sollten wir wieder hinauskommen, daß, selbst wenn die Vorschrift vom 

Gericht angewendet wird, sie ohne einen solchen Zusatz vollständig ungenügend und ohne Einfluß ist, 

gegenüber den ehelichen Eltern wie dem unehelichen Vater.“253 

In der berufsvormundschaftlichen Auseinandersetzung über die Möglichkeiten des Straf-

rechts fanden sich neben solchen relativ engen, rechtlich-administrativ fokussierten Diskussi-

onsbeiträgen auch breitere Reflexionen über den Sinn und den Nutzen strafrechtlicher Sankti-

onsmittel in Händen der Berufsvormundschaft. In diesen Überlegungen spiegelten sich die 

zentralen berufsvormundschaftlichen Argumentationsebenen wider: erstens das Kindeswohl, 

zweitens das Eheprimat und drittens der pragmatische fiskalische Gesichtspunkt. Daran lässt 

sich erkennen, dass es der Berufsvormundschaft um eine umfassende Disziplinierung ging. Es 

ging sowohl um den einzelnen Mann als dem unehelichen Vater wie auch um die gesamtge-

sellschaftliche Bedeutung von Vaterschaft, Verwandtschaft und Familie insgesamt, die mit der 

Unterhaltsfrage verknüpft wurde. Der folgende Textausschnitt verdeutlicht dies geradezu bei-

spielhaft: 

 „Diese Frage ist von erheblicher Wichtigkeit vor allem für die Armenbehörden aus finanziellen Gründen, 

aber auch für den Vormund der unehelichen Kinder, insbesondere den Berufsvormund, aus ethischen 

Erwägungen. Es ist für das uneheliche Kind, für seine Wertschätzung in der öffentlichen Meinung, insbe-

sondere aber auch für seine eigene Selbstachtung und für seine Stellung gegenüber der ehelichen Fami-

lie des Vaters keineswegs gleichgültig, ob das Kind seinen Unterhalt und seine Erziehung auf Kosten der 

Armenbehörde, oder ob es ihn auf Kosten des Vaters bestritten hat; die tatsächliche Leistung des Un-

terhalts durch den Vater wird zweifellos das doch einmal vorhandene familienrechtliche Band zwischen 

dem Vater und dem Kind kräftigen, da der Vater bzw. sein Geldbeutel fortgesetzt Interesse an dem Kin-

de nehmen muß; in manchen Fällen wird wohl auch der Vater leichter geneigt sein, die Mutter noch 

nachträglich zu ehelichen und so das Kind zu legitimieren.“254 

Auf der 1911er Tagung der deutschen Berufsvormünder wurde der § 361 Nr. 10 StGB als 

das „Schmerzenskind der Berufsvormünder und der Vormundschaftsgerichte“255 bezeichnet. 

Unter den Berufsvormündern wurde nun auch diskutiert, inwiefern denn das Strafrecht über-

haupt als ein adäquates Mittel darstellte, um delinquente Väter zu disziplinieren, „da diejeni-

gen Väter, die überhaupt erst eingesperrt werden müßten, sich wohl auch nachher ihrer Un-

terhaltspflicht entziehen würden.“ 256  Tatsächlich stand den Befürwortern strenger 
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254 Diefenbach 1908, 5f. 
255 Friedeberg 1911, 80. 
256 Ebd. 81. 
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strafrechtlicher Sanktionen vorwiegend eine bestimmte Gruppe von Unterhaltsverweigerern 

vor Augen, von der sie an sich eine besonders untadelige Lebensführung erwarteten:  

„Es handelt sich nämlich hier oft um reiche Haussöhne, mitunter auch um verheiratete Männer, die sich 

der Unterhaltspflicht in der Weise entziehen, daß sie sich der Unterhaltspflicht in der Weise entziehen, 

daß sie sich von ihren Eltern oder Frauen ernähren lassen, und so zivilprozessual durch Zwangsvollstre-

ckung nicht fassbar sind. Wenn man aber diesen Leuten, die durchweg den besseren Ständen angehö-

ren, klar macht, daß sie sich hier einer ehrlosen und strafbaren Handlung schuldig machen, und ihnen 

mit Einsperrung droht, dann werden sie ihrer Unterhaltspflicht wohl bald nachkommen.“257  

Die bürgerliche Familie sollte die Institution sittlicher Lebensführung sein. Das beschriebene 

Verhalten von „reichen Haussöhnen“ und Ehemännern, die vorgaben, von ihren Eltern bezie-

hungsweise Ehefrauen ernährt zu werden, verhielten sich nicht nur gegenüber ihren uneheli-

chen Kindern schändlich, sondern gefährdeten das Familienleitbild als Ganzes. Besonders 

ihnen sollte mit der Strafandrohung die Ehrlosigkeit ihres Verhaltens deutlich gemacht wer-

den. Vor diesem Hintergrund wurde, um endlich zu einer praktikablen und nachhaltigen straf-

rechtlichen Lösung zu gelangen, eine Resolution verabschiedet, mit der auf den zwischenzeitig 

in Gang gekommenen Prozess der Strafrechtsreform258 entsprechender Einfluss genommen 

werden sollte. „Sie geht dahin: 

die Versammlung der Berufsvormünder hält die zweifelsfreie Ausdehnung des § 361 Ziff. 10 des Strafge-

setzbuches auf uneheliche Väter für dringend erforderlich und begrüßt in dieser Richtung mit Freuden 

die Fassung des Vorentwurfes zu einem Strafgesetzbuch. 

Vorsitzender [Klumker]: Ich frage die Versammlung, ob sie hiermit einverstanden ist. – Widerspruch er-

folgt nicht, die Erklärung ist einstimmig angenommen.“259 

Die große Reform des Strafgesetzbuches blieb indes Wunsch. Erst im Jahr 1969 wurde das 

StGB im Zuge einer Strafrechtsreform grundlegend überarbeitet. Die Diskussion um die An-

wendbarkeit des § 361 Nr. 10 StGB wurde in den Fachkreisen und Fachpublikationen wie dem 

„Zentralblatt für Vormundschaftswesen, Jugendgerichte und Fürsorgeerziehung. Organ des Ar-

chivs Deutscher Berufsvormünder und des Allgemeinen Fürsorgeerziehungstages“ weiterge-

führt auch noch während des Ersten Weltkriegs.260 In wachsendem Maße ging es dabei um die 

Fragen kleinteiliger bürokratischer Praxis. Die berufsvormundschaftlichen Grundsatzdebatten 

um den Strafrechtsparagrafen 361 Nr. 10 StGB waren mit der Resolution von 1911 jedoch zu 

einem Ende gekommen.  

  

                                                        

257 Ebd.  
258 Vgl. Schubert 1990. 
259 Friedeberg 1911, 82. 
260 Vgl. bspw. Zentrallblatt 6/1915. 
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5. Politik des Archivs deutscher Berufsvormünder während des 

Ersten Weltkriegs 

Mit Beginn des Ersten Weltkriegs setzte für das Archiv eine Zeit besonders erfolgreicher politi-

scher Aktivität ein, die zugleich eine zunehmende machttechnologische Verschmelzung des 

(Berufs-)Vormundschaftswesens mit dem herrschenden Gender Regime bedeutete, insbeson-

dere eine strategisch-opportunistische Verstetigung hegemonialer Männlichkeit. Der Erste 

Weltkrieg kann im Allgemeinen als „Katalysator“ in der Entwicklung des Wohlfahrtsstaates be-

griffen werden, da paradoxerweise durch die Kriegssituation „die Weichen für den Durchbruch 

des Sozialstaatsgedankens“261 gestellt werden konnten. „Die neue Bahn, in welche die prakti-

sche Arbeit des Archivs gelenkt worden ist, ist durch den Krieg gewiesen worden“262, wie Klum-

ker 1916 für den speziellen Zusammenhang des Vormundschaftswesens formulierte. In den 

Jahren von 1914 bis 1918 erreichte das Archiv weitgehende Änderungen im Unehelichenrecht, 

festigte die Position der professionellen Vormünder für uneheliche Kinder und leistete einen 

maßgeblichen Beitrag für die reichsweite Einrichtung von Jugendämtern und bei den Vorarbei-

ten zum Jugendwohlfahrtsgesetz.  

5.1. Kriegsunterstützung auch für uneheliche Kinder 

Am 28. Juli 1914 hatte Österreich Serbien den Krieg erklärt, worauf Russland am 30. Juli mit 

der Generalmobilmachung reagierte. Die deutsche Generalität sicherte dem österreichischen 

Militär zunächst volle Unterstützung zu und erklärte schließlich seinerseits am 1. August Russ-

land den Krieg. Zwei Tage später wurde auch Frankreich der Krieg erklärt und tags darauf, also 

am 4. August, erklärte England dem Deutschen Reich den Krieg.263 

Für die Berufsvormünder zeichnete sich im Zuge dieser Kriegsmobilisierung ab, dass das 

„Gesetz betreffend die Unterstützung von Familien in den Dienst eingetretener Mannschaften“ 

von 1888 zu einem drängenden Problem werden würde. Mit dem Gesetz war seinerzeit nor-

miert worden, dass Ehefrauen und Kinder von Soldaten während der Kriegsdauer im Bedarfs-

fall Anspruch auf öffentliche Familienunterstützung hatten. Geschiedene Ehefrauen als auch 

uneheliche Kinder waren davon aber ausdrücklich ausgenommen.264 Das war aus der herr- 

  

                                                        

261 Butterwegge 2005, 47. 
262 Klumker 1917, 10f. 
263 Für diesen Absatz vgl. Müller u.a. 1996, 360f. 
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schenden familienrechtlichen Perspektive nur konsequent, da Vater und uneheliches Kind als 

nicht miteinander verwandt zu gelten hatten.265 Da die in der Mehrheit besitzlosen „Erzeuger“ 

ihrer Unterhaltspflicht nur dann nachkommen konnten, wenn sie ein Einkommen durch Er-

werbsarbeit erhielten, war klar, dass mit der Einberufung zum Kriegsdienst solche Einkünfte 

wegfallen würden und somit auch die Unterhaltsleistungen für die von ihnen gezeugten Kin-

der. Vor diesem Hintergrund verfasste Klumker im Namen des Archivs eine Eingabe, die beim 

Reichstag am 2. August einging:266 

Eingabe an den Reichstag am ersten Mobilmachungstage,  

2. August 1914. 

An die Mitglieder  

des Deutschen Reichstages! 

 

Unter den zu den Fahnen gerufenen Mannschaften befinden sich auch fast alle Väter von mehr als 

einer Million unehelicher Kinder, wovon reichlich die Hälfte zum Unterhalte dieser Kinder beigetragen 

hat. Während das Reichsgesetz vom 28. März 1888 den ehelichen Kindern im Falle der Bedürftigkeit Un-

terstützungen bewilligt, hat dies Gesetz in einer besonderen Bestimmung § 2, Absatz 3 den unehelichen 

Kindern, die so gut wie alle im Sinne des Gesetzes hilfsbedürftig werden, jede Unterstützung aberkannt. 

Wenn wir es wagen, in diesem ernsten Augenblicke den Reichstag für dieses Elend in Anspruch zu neh-

men, so geschieht es, weil dieser Mangel nur auf einer veralteten Auffassung beruht und z. B. im ent-

sprechenden Gesetze unseres Bundesgenossen Österreich geändert ist. Dort bestimmt das neue Gesetz 

vom 26. Dezember 1912, daß Anspruch auf einen Unterstützungsbeitrag haben: 

1. die Ehefrau und die ehelichen Nachkommen 

2. ………………………………………………… 

3. die uneheliche Mutter und uneheliche Kinder. 

Um ein einhelliges Votum des Reichstags zu erreichen, möchten wir die Frage der unehelichen Mutter 

ausscheiden und nur bitten, der Reichstag möge in seiner nächsten Sitzung am 4. August durch ein Not-

gesetz den Bundesrat bevollmächtigen die Unterstützungen aus dem Gesetz vom 28. Februar 1888 

auch den unehelichen Kindern zu gewähren. 

Wir glauben, daß die dringliche Not dieser Kinder, die keiner weiteren Erläuterung bedarf, wie das 

Beispiel des verbündeten Nachbarn zur Begründung genügen wird. 

Das Archiv deutscher Berufsvormünder 

Der Vorsitzende: Professor Klumker=Frankfurt 

Der ständige Ausschuß: 
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Oberlandesgerichtsrat Diefenbach, Colmar 

Geh. Oberregierungsrat Falch=Stuttgart 

Magistratsrat Grieser=München 

Bürgermeister v. Hollander, Mannheim 

Professor Keller, Charlottenburg 

Stadtrat Köhler, Leipzig 

Amtsgerichtsrat Köhne, Berlin 

Hofrat Meier, München 

Frau Amtsgerichtsrat Neuhaus=Dortmund 

Amtsgerichtsrat Rothschild, Frankfurt 

Bürgermeister Schwander, Straßburg 

Pastor Pfeiffer=Berlin 

Geheimrat Taube=Leipzig 

Bürgermeister Westram, Ratibor 

 

Taktisch geschickt wurde in der Petition auf den „Bundesgenossen Österreich“ Bezug genom-

men und zugleich die in Österreich auch für uneheliche Mütter vorgesehene staatliche Unter-

stützung ausgeklammert. Tatsächlich entschied der Reichstag in seiner Sitzung am 4. August, 

also am selben Tag als England Deutschland den Krieg erklärte, im Sinne der Eingabe.267 Dieser 

Erfolg lässt sich mit einer allgemeinen Kriegsbegeisterung erklären, die auch zur Folge hatte, 

dass der Verlust der Alimentationsleistungen für mehr als eine halbe Million Kinder wegen des 

„vaterländischen Dienstes“ ihrer Väter tatsächlich als eine besondere Härte empfunden wur-

de.268 Damit war in einem zentralen Fürsorgegesetz die Rechtsposition der unehelichen Kinder 

erheblich an die der ehelichen Kinder angeglichen worden, was bis zu diesem Zeitpunkt aus 

Gründen der „Sittlichkeit“ und aus Standesdünkel unmöglich gewesen war. Die Gesetzesände-

rung ging sogar noch über die in der Eingabe gestellte Forderung hinaus.269 Das Archiv hatte 

lediglich gefordert, dass die Kinder, die von ihren Vätern schon vor ihrem Dienstantritt Unter-

halt gezahlt bekamen, ein Recht auf öffentliche Unterstützung bekommen sollten. Das Gesetz 

bestimmte jedoch, dass für die öffentliche Unterstützung die Berechtigung auf Unterhaltsleis-

tung maßgeblich sei. Auf einen entscheidenden Punkt weist Sybille Buske hin: „Da die Mehr-

heit der Väter nicht zahlungsfähig oder -willig war, bedeutete der Familienunterhalt für viele 

nichteheliche Kinder die erste Unterstützung überhaupt.“270 Mit dem Inkrafttreten des Gesetz-

tes, ebenfalls noch am 4. August, endete die Tätigkeit des Archivs aber keineswegs, wie Klum-

ker auf der Jahrestagung des Archivs 1916 ausführte:  

„Die Auslegung dieses schon wegen seiner Kürze scheinbar einfachen Gesetzes hat doch nicht geringe 

Schwierigkeiten bereitet. Eine Reihe von Ausführungsverordnungen und Erlassen haben den Kreis der 

Unterstützungsberechtigten erweitert, zahlreiche Zweifel beseitigt und zugleich neue Streitfragen ge-

schaffen. Eine klare und einheitliche Auslegung konnte naturgemäß erst nach und nach erreicht werden. 

Hierzu hat das Archiv seinen Teil beigetragen. Hunderte von Anfragen aus allen Teilen des Reiches, Ös-

terreich-Ungarns und der Schweiz bewiesen immer wieder grundsätzliche Verschiedenheiten in der Aus-

legung seitens der Lieferungsverbände [= der Städte und Kommunen], wobei das Archiv beratend und 

vermittelnd eingegriffen hat, stets den Standpunkt des Gesetzes und im Zweifel den des unehelichen 

Kindes vertretend. Mancher ländliche Bezirk musste anfangs durch das Archiv von dem Bestehen des 

neuen Gesetzes erst überzeugt werden. Vielen Kindern ist auf diese Weise zu ihrem Recht verholfen 

                                                        

267 Vgl. RGBl. Nr. 4438 vom 04.08.1914. 
268 Vgl. Neises 1968, 18. 
269 Vgl. Klumker 1931, 66-77. 
270 Buske 2004, 96. 
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worden.“ 271 

In Klumkers Ausführungen wird auch die Einflussnahme des Archivs auf die behördliche 

Umsetzung und praktische Verankerung des neuen Rechts, selbst über die Landesgrenzen hin-

aus deutlich. Damit wurde insbesondere den im vorangehenden Kapitel herausgearbeiteten 

Positionen der Berufsvormundschaft Vorschub geleistet. In der Aufgabenbeschreibung des Ar-

chivs nahm die „Werbearbeit“ für die Sache der Berufsvormundschaften, wie oben dargestellt, 

einen hohen Stellenwert ein. Dem kam Klumker tatkräftig nach: Mit zahlreichen Beiträgen in 

einschlägigen Fachblättern, Tagespresse, allgemeinen Periodika, Zeitschriften diverser Frauen-

vereine und so weiter verbreitete er den Gedanken des neuen Rechts der unehelichen Kin-

der.272 

Kaum verwundern dürfte, dass sich gegen dieses Gesetz und seine nachdrückliche Verbrei-

tung im Archiv auch Widerstand formierte. Von einem konservativen Standpunkt aus wurde 

argumentiert, dass damit dem ungezügelten Geschlechtsverkehr und der Ausbreitung von 

Konkubinaten oder anders gesagt, von nichtehelichen Lebensgemeinschaften, Tür und Tor ge-

öffnet würde, wodurch die ohnehin viel zu große Gefahr für die „heilige Institution“ Ehe, kurz-

um: der allgemeine Sittenverfall nur noch verstärkt würde.273 Hinzu kam, dass durch das neue 

Gesetz große juristische Probleme entstanden waren.274 Schnell wurde deutlich, dass das eilig 

erlassene Gesetz in seinen juristischen Konsequenzen nicht zu Ende gedacht worden war. Un-

klar war beispielsweise, ob durch den Eintritt der staatlichen Familienunterstützung die Unter-

haltspflicht des Vaters (zumindest für die Zeit des Kriegsdienstes) erlosch oder lediglich ruhen 

sollte. Hätte die Inanspruchnahme der öffentlichen Leistung dazu geführt, dass die Unterhalts-

pflicht dauerhaft erlischt, so wäre ein Vormund, gemessen an den langfristigen Interessen sei-

nes Mündels, geradezu schuldig geworden, wenn er Anspruch auf die Leistung erheben wollte: 

Denn nach Beendigung des Kriegsdienstes hätte das Kind dann weder Familienunterstützung 

noch Alimente vom Vater bekommen. Würde die Unterhaltspflicht andererseits nicht erlö-

schen, so hätte die im Unterhaltsrecht verankerte Regelung, dass Unterhalt auch für die Ver-

gangenheit gefordert werden konnte, einen aus vorherrschender Sicht völlig unerwünschten 

Effekt gehabt: Uneheliche Kinder hätten sowohl Familienunterstützung beziehen als auch den 

Vater, nach Ausscheiden aus dem Kriegsdienst, rückwirkend auf Unterhaltszahlungen verkla-

gen können, das heißt, sie wären finanziell besser gestellt worden als die ehelichen Kinder.  

In der Praxis setzte sich durch, dass die Unterhaltspflicht der kriegsdienstleistenden Väter 

aufrecht erhalten blieb, wenn keine Familienunterstützung für das Kind in Anspruch genom-

men wurde.275 Auf der anderen Seite wurde die Unterhaltsverpflichtung des Vaters bei Inan-

spruchnahme der Unterstützung de facto ausgesetzt. Daraus entstand eine soziale Schieflage. 

Als Soldat hatte ein Vater keine Erwerbseinkünfte, er musste seinen Zahlungsverpflichtungen 

                                                        

271 Klumker 1917, 10f. 
272 Vgl. Neises 1968, 18. 
273 Vgl. Neises 1968, 18; Schubert 1986, 34. 
274 Vgl. hier und im Folgenden: Jenner 2006, 76f. 
275 Vgl. hier und im Folgenden: Jenner 2006 77f. 
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aber (theoretisch) trotzdem nachkommen, konnte auf zivilrechtlichem Wege276 gepfändet 

werden oder notfalls rückwirkend zur Zahlung verpflichtet. Auf der Tagung des Archivs im Jahr 

1917 zeigten sich in den Berichten der Berufsvormünder die paradoxen Folgen dieser Rechts-

praxis: Wenn sich ein wohlhabender Vater widerrechtlich seiner Unterhaltspflicht entzog, 

wodurch sein Kind auf Familienunterstützung angewiesen war, weil die Mutter nicht genügend 

Einkünfte erzielen konnte, hatte das zur Folge, dass seine Unterhaltspflicht wegen der öffentli-

chen Unterstützung erlosch. Auf der anderen Seite blieb ein besitzloser Arbeiter, obwohl er als 

Soldat über keinerlei Einkünfte verfügte, weiterhin unterhaltspflichtig, wenn die Mutter des 

Kindes durch ihre Arbeit beispielsweise in einer Munitionsfabrik gerade soviel verdiente, dass 

sie beziehungsweise ihr Kind kein Anrecht auf Familienunterstützung hatte.  

Hierin spiegelt sich eine Grundtendenz der bürgerlichen Rechtsordnungen wider, die be-

reits am Unehelichenrecht in den Vorarbeiten zum BGB sichtbar geworden war: Die wohlha-

benden Gesellschaftsschichten wurden gegenüber den besitzlosen bevorzugt. Anfang des 19. 

Jahrhunderts wurde mitunter klar ausgesprochen, was sich jetzt in den ersten Jahrzehnten des 

20. Jahrhunderts als inhärente Logik des Rechts und der Rechtspraxis verstetigte.  

„Die Gesetze sind gut; gut für die Armen; leider entziehen die Armen sich dem Gesetz, und das ist ver-

werflich. Auch die Reichen entziehen sich dem Gesetz, aber das hat keine Bedeutung, denn die Gesetze 

sind nicht für die Reichen gemacht. Allerdings hat das zur Folge, dass die Armen dem Beispiel der Rei-

chen folgen und das Gesetz missachten.“277 

Mit diesen Worten fasst Foucault einen Abschnitt aus einer 1804 publizierten Predigt zu-

sammen, die ein englischer Bischof vor einem Verein zur Bekämpfung des Lasters gehalten 

hatte. Die Predigt schloss mit einem Appell an die Reichen, man möge doch bitte die Gesetze 

befolgen, da nur so eine Chance bestünde, „die ärmeren Klassen zu kontrollieren und zu über-

wachen“278. Foucaults Arbeiten verdeutlichen, dass normative Appelle wie dieser politische 

Macht entfalteten, sich verallgemeinerten und institutionalisierten und damit zur Grundaus-

richtung der sich im Laufe des 19. verstetigenden Disziplinargesellschaft wurden.279 Was auch 

für das Vormundschaftswesen zutrifft. 

5.2. Kriegerwaisenunterstützung auch für uneheliche Kinder 

Nach den ersten Kriegsmonaten zeichnete sich aus Sicht der Berufsvormünder erneut ein 

drängendes rechtliches Problem ab. Die Zahl der im Krieg getöteten Soldaten und die allmäh-

lich einsetzende Erkenntnis, dass der Krieg keineswegs, wie von den Militärstrategen gedacht 

und propagiert worden war, im Handstreich zu gewinnen sein würde, hatten den dringenden 

                                                        

276 Vgl. dazu die Diskussion über die „Lohnpfändung gegen Militärpersonen“, die bereits bei der ersten 
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277 Foucault 2003 [1973], 93. 
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Handlungsbedarf deutlich gemacht, „möglichst den unehelichen Kriegerwaisen dieselbe Unter-

stützung zu verschaffen wie den ehelichen“280. Doch diesmal agierte das Archiv zögerlicher, als 

mit der Eingabe vom August 1914. Auf der Tagung des Archivs im September 1916 berichtete 

Klumker: „Im Januar 1915 ergab die persönliche Fühlung mit den verschiedenen Parteien, daß 

nirgends Bedenken gegen diese Maßnahme vorlagen.“281 Klumker schätzte: „Wenn der Krieg 

damals zu Ende gegangen wäre, würde auch eine solche Bestimmung ohne Anstand durchge-

gangen sein.“282 Klumker war darum bemüht, eine breite gesellschaftliche Kraft zu mobilisie-

ren. Zu diesem Zwecke brachte er sein Anliegen Ende Januar 1915 im Zentralausschuss des 

Deutschen Vereins vor. 283  Dort wurde beschlossen, das Thema Kriegerwitwen- und -

waisenfürsorge auf einer allgemeinen Tagung Mitte April zu behandeln. Diese Tagung fand im 

Berliner Reichstag statt und es versammelten sich dort sowohl Vertreter der Behörden als 

auch der führenden Wohlfahrtsvereinigungen.284 Im Anschluss daran formierte sich ein Aus-

schuss, der die Ergebnisse der Verhandlung sichern sollte, dem Repräsentant/innen von 31 

Wohlfahrtsverbänden, darunter das Rote Kreuz, die Inner Mission, die Caritas, die großen Ge-

werkschaften sowie Frauenverbände, angehörten sowie die Reichverbände der Städte und 

Gemeinden.285 In diesem Bericht hieß es hinsichtlich der unehelichen Kinder, ihnen sei, „in Er-

satz von Alimenten und Kriegsunterstützung, eine geordnete Versorgung zu erwirken. Gute 

Schulung und Berufsbildung der Kriegswaisen, gemäß ihren Anlagen, ist nicht nur Dankes-

pflicht gegen die gefallenen Väter, sondern Gebot nationalwirtschaftlicher Selbsterhaltung.“286 

Eine dieser Forderung entsprechende Eingabe an den Reichstag wurde schließlich im Oktober 

1915 vorgelegt, also erst ein Dreivierteljahr nach Klumkers ersten „Fühlungsnahmen“. Zwi-

schenzeitig war das Kriegsende immer mehr in eine ungewisse Zukunft gerückt und als eine 

Folge der breiten fachöffentlichen Diskussion waren zunehmend auch grundsätzliche „Beden-

ken gegen eine solche Regelung geltend gemacht“287 worden.  

Letztlich konnte das Archiv mit seiner Petition die angestrebte Novellierung des Militär-

Hinterbliebenengesetzes288 auf Reichsebene nicht bewirken, obwohl sie von über 530 Vor-

mundschaftsgerichten, mehr als 200 Behörden, rund 400 Vereinen – darunter die großen 

Frauenvereinigungen, Erziehungs- und Lehrervereinigungen, diverse protestantische und sogar 

rein katholische Vereine – und weiteren 3000 Einzelpersonen unterzeichnet worden war.289 

Das Ziel der Eingabe hatte darin bestanden, überall wo im Militär-Hinterbliebenengesetz von 

den ehelichen oder legitimierten Kindern die Rede war, den Zusatz „ehelichen oder legitimier-
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ten“ zu streichen.290 In der Begründung wurde einleitend, offenbar in der Hoffnung, an den Er-

folg der ersten Petition anknüpfen zu können, auf eben diese Eingabe Bezug genommen. Dabei 

wurde ausdrücklich hervorgehoben, dass man zu keiner Zeit beabsichtigt hätte, an der Recht-

stellung der unehelichen Kinder gegenüber den ehelichen etwas zu ändern. Ohne eine solche 

Formulierung wäre eine Zustimmung von katholischer Seite ausgeschlossen und damit jede 

Chance auf eine entsprechende Gesetzesänderung von vornherein Makulatur gewesen. Von 

daher wurde betont, dass man lediglich versucht habe, „die Pflicht des Vaterlandes erfüllen“ 

zu helfen, und auch die unehelichen Kinder als „die Angehörigen der Krieger vor Not und Elend 

zu schützen“291. 1918 war in der juristischen Zeitschrift „Beiträge zur Erläuterung des deut-

schen Rechts“ eine dazu passende Erklärung zu lesen: „Der Wehrpflicht des einzelnen ent-

spricht eine Fürsorgepflicht der Gesamtheit. Sie erwächst in erster Linie gegenüber den Kriegs-

beschädigten und den Hinterbliebenen derer, die im Felde gefallen sind.“292 In diesem Sinne 

gemahnte das Archiv den Gesetzgeber: 

„Nachdem viele der unehelichen Väter bereits gefallen sind, und noch mehr fallen werden, erscheint es 

geboten, die weitere Frage zu regeln, ob man nach dem Kriege diese Kinder, die bisher die Kriegsunter-

stützung beziehen, sich wieder selbst überlassen soll. Die Pflicht der Dankbarkeit und Gerechtigkeit ge-

bietet es, ihnen wie den Familienangehörigen verheirateter Gefallener weiter behilflich zu sein und 

ihnen auch die Kriegswaisenrente zu gewähren.“
 293

 

Man knüpfte ferner an das herrschende patriarchale Familienverständnis an und unter-

strich die besondere Schutzbedürftigkeit des unehelichen Kindes, da ihm durch den Verlust des 

Vaters jede Chance auf „eine feste, gesellschaftliche anerkannte und gesicherte Familie, die es 

schützen würde“294 genommen worden sei. In der Argumentation wurde subtil die These von 

der sozialen Degeneration, wie sie Spann in seinen Studien vertreten hatte, als argumentative 

Drohkulisse aufgegriffen, um die Gleichbehandlung der unehelichen gegenüber den ehelichen 

Kindern zu begründen: „Es wäre daher im Interesse des Staates und der Gesellschaft höchst 

verderblich, ihm [dem unehelichen Kind] eine geringere Rente als dem ehelichen Kinde auszu-

setzen.“295 Mit Nachdruck wurde auch auf den praktischen Nutzen einer einheitlichen Rege-

lung hingewiesen, würde doch anderenfalls eine Sonderregelung für die unehelichen Kinder 

diverse rechtliche Schwierigkeiten zur Folge haben. Unter dem Gesichtspunkt der geschlech-

terpolitischen Disziplinierung der Eltern ist jedoch vor allem das folgende Argument zu beach-

ten. Um zu verdeutlichen, dass im Interesse des Kindes nichts gegen eine Gleichbehandlung 

der Kriegswaisen sprechen könne, hieß es in der Petition rhetorisch geschickt: 

„Ein Grund dazu könnte doch höchstens darin liegen, daß man das uneheliche Kind für den Fehltritt sei-

ner Eltern strafen wollte. Das wäre aber nicht nur im höchsten Maße ungerecht, wo es sich um einen 
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Fehler der Mutter nicht des Kindes handelte, sondern es wäre auch Unrecht gegen den Vater. Hat dieser 

doch in derselben Weise sein Leben für das Volk gelassen wie der eheliche Vater, so sollte die Gesell-

schaft nicht noch nachträglich bestrebt sein, statt seiner, den sie doch nicht mehr erreicht, sein Kind zu 

strafen und zurückzusetzen.“296 

In diesem Zitat tritt die Konstruktion des herrschenden Gender Regimes an die Oberfläche, 

denn hier wird unter Bezugnahme auf den Schutz des Kindes verhandelt, was als normativ 

„richtiges“ und „falsches“ Verhalten von Frauen und Männern gelten sollte. Die Unehelichkeit, 

genauer, der außereheliche Geschlechtsverkehr wird als Fehler der Eltern, vor allem aber als 

ein Fehler der ledigen Mutter gedeutet. Der Fehler der Mutter wir hier offenkundig als 

schwerwiegender beurteilt. Aber warum? Das herrschende Leitbild war die Ehefamilie. Erin-

nern wir uns, dass die zivilrechtliche Ehe an der Idee anknüpfte, dass mit der Eheschließung die 

Vormundschaft über die Frau von ihrem Vater an ihren Ehemann übergehe.297 Der Ehemann 

war als Familienoberhaupt gedacht. Dem Mann wurde die Rolle des Vormundes für seine Frau 

und Kinder zugeschrieben. Damit verband sich nicht nur eine Privilegstellung sondern auch ei-

ne Versorgungs- und Fürsorgepflicht. Zugleich wurde diese Ehefamilie als die einzig legitime 

„Keimzelle“ der Gesellschaft konstruiert. Sie wurde als für die Reproduktion der Gesellschaft 

verantwortlich gedacht, das heißt, aus ihr mussten Kinder hervorgehen und der Vater hatte zu 

gewährleisten, dass diese zu „nutzbaren“ Gliedern der Gesellschaft erzogen würden. Bis Ende 

des 19. Jahrhunderts hatte sich zwar zunehmend die Ansicht verbreitet, dass eine volljährige 

ledige Frau durchaus als eigenständiges und vollwertiges Rechtssubjekt denkbar wäre. Folglich 

ging man auch davon aus, dass sie selbständig den Bund der Ehe eingehen könnte. Die Frau 

würde nicht mehr direkt aus der Hand des einen Vormunds in die eines anderen Vormunds 

übergehen. Unverändert wurde jedoch die Idee vom Primat des Mannes in der Ehe aufrecht 

erhalten. Die juristische Logik besagte nun: Die volljährige und voll rechtsfähige ledige Frau 

könne frei darüber entscheiden, welchen Vertrag sie schließen wolle – mit voller Haftung für 

alle vertraglichen Konsequenzen. Wenn sie die mit einem Mann die Ehe schließen wollte, dann 

konnte sie das tun. Der Rechtslogik entsprechend gab die Heiratsurkunde ihrem vertraglich 

bekundeten Willen Ausdruck, sich dem Primat ihres Ehemannes zu unterwerfen, Kinder zu be-

kommen, den Haushalt zu führen und in Erziehungsfragen den Wünschen und Vorgaben des 

Mannes und Vaters widerspruchslos Folge zu leisten. Einzig das stellte die hegemoniale Vor-

stellung von einer sittlichen und somit akzeptablen Geschlechterordnung dar. Daraus wurde 

als zwingender Schluss gefolgert, dass ein Kind geradezu zwangsläufig dem physischen wie sitt-

lichen Verderb ausgeliefert sei, wenn es ohne die fürsorgliche Schutzaufsicht eines Paterfamili-

as aufwachsen müsste. Eine Frau konnte demnach nur wählen zwischen Unterordnung unter 

einen Mann als Ehefrau und Mutter oder volle Rechtssubjektivität und Zölibat. – Denn dass 

lesbisches Zusammenleben erst recht undenkbar war, bedarf keiner weiteren Erläuterung. – 

Eine ledige Mutter beging vor diesem Gedankengebäude also gleich ein zweifaches nomologi-
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sches Vergehen: Erstens, sie hatte Sex, obgleich sie unverheiratet war. Worin lag hierbei das 

Vergehen? Da Sex mit der Chance gleichgesetzt wurde, schwanger zu werden, wurde gefolgert 

sie nähme willentlich (oder fahrlässig) in Kauf, ein Kind zu bekommen. Ein Kind musste jedoch 

unter väterlicher Gewalt stehen, dass tat es aber nur, wenn Vater und Mutter verheiratet wa-

ren. Daraus folgt das zweite Vergehen: Sie war aber ledig, womit sie das Kind sträflicherweise 

dem als unbedingt notwendig gedachten väterlichen Schutz und der väterlichen Versorgung 

entzog. Das erste Vergehen beging sie im Lichte dieser Logik an der allgemeinen Ordnung und 

Sittlichkeit, das zweite an ihrem Kind.  

Im Gegensatz dazu wurde argumentiert, dass der als Soldat gestorbene uneheliche Vater 

„sein Leben für das Volk gelassen“, also gewissermaßen seine gesellschaftliche Bringschuld als 

Mann erfüllt habe, womit eine weitgehende Gleichstellung mit dem ehelichen Vater legitimiert 

wurde. Damit wurde an die damalige hegemoniale Männlichkeitskonstruktion angeknüpft. He-

gemoniale Männlichkeit bedeutet im Anschluss an R.W. Connell immer auch eine relative Ab-

wertung von Weiblichkeit.298 Dies kann auch durch die Überhöhung eines bestimmten Han-

delns von Männern geschehen, wie in der folgenden Rechtfertigung: „Im Interesse der 

Gesellschaft, des ganzen Volkes, für das auch ihre Väter in den Tod gingen, kann man den un-

ehelichen Kindern um so eher diese Hülfe gewähren, als der bisherige Rechtszustand bereits 

Vorkehrungen getroffen hat, daß die Rente nur dem Kinde, nicht aber der Mutter zugute 

kommt.“299 Aus strategischen Gründen wird hier „eine höchst effektive symbolische Ressource 

zur Reproduktion gegebener Machtrelationen zwischen den Geschlechtern“300 ins Spiel ge-

bracht, die männliche Selbstaufopferung für Gesellschaft und Volk. Damit wird die Hegemonie 

einer bestimmten Form, nämlich der soldatischen Männlichkeit301 zementiert und zugleich die 

diskriminierende Entmündigung der ledigen Mütter als richtig und wichtig hervorgehoben. Im 

Anschluss an Anja Seiffert kann der Erste Weltkrieg „als ein gewalttätiger Schöpfungsakt einer 

männlichen Ordnung“302 begriffen werden. In dieser Ordnung entfaltet eine diskursive Strate-

gie ihre Wirkung, in der sich das Argument vom Fehlverhalten der Mütter mit dem Argument 

der rechtlichen Beschränkung eben dieser Mütter verknüpft. Worauf diese diskursive Strategie 

abzielt, wird am Ende der Petition deutlich. Denn zum Schluss wurde noch der Vormund ins ar-

gumentative Feld geführt, gewissermaßen als Garant für die gesellschaftlich so dringend erfor-

derliche soziale Reproduktion, als Stellvertreter des Paterfamilias. Dementsprechend hieß es: 

„Die Verwaltung dieser Gelder steht nach dem Gesetz nicht der Mutter, sondern dem Vor-

munde des Kindes zu; dadurch besteht eine starke Gewähr, daß diese Gelder wirklich allein 

dem Ziele dienen, dem Vaterland ein tüchtiges Glied zu erziehen.“303  

Auch wenn das Archiv keine reichsgesetzliche Reform bewirken konnte, so hatte es weitrei-
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chende politische Wirkung entfaltet, indem es seine enge Verbindung zum Deutschen Verein 

nutzte. So wurde das politische Programm von den im Deutschen Verein organisierten Verbän-

den, von den Einzelstaaten und Kommunen auch ohne eine reichsrechtliche Regelung in die 

Tat umgesetzt. Im Bericht über die Tagung des Deutschen Vereins 1916 hieß es dazu: „Dieser 

neue Geist hat sich dann weiter verbreitet und hat *…+ alle Stellen, Körperschaften und die 

ganze öffentliche Meinung ergriffen und beherrscht sie jetzt völlig.“304 

5.3. Norwegisches Unehelichenrecht als Vorbild 

Zur gleichen Zeit entstand aber auch vonseiten der Ministerien des Reiches und Preußens ein 

spezielles, nämlich bevölkerungspolitisches Interesse an den unehelichen Kindern.305 Anlass da-

für war der enorme Bevölkerungsrückgang innerhalb des ersten Kriegsjahres – allein in Preu-

ßen um rund 550 000. Vor diesem Hintergrund erschien die besonders hohe Säuglingssterb-

lichkeit unter den unehelichen Kindern plötzlich als drängendes gesellschaftliches Problem, das 

es aus bevölkerungspolitischen Gründen abzustellen galt. Anfang Mai 1916 trafen Vertreter 

aus Behörden des Reiches und Preußens im preußischen Innenministerium zusammen, um 

Maßnahmen zur Bekämpfung des Geburtenrückganges zu erörtern. Süffisant merkte Klumker 

im Herbst des selben Jahres auf der Tagung des Archivs angesichts des wachsenden Interesses 

für das Thema Unehelichkeit an:  

„Neuerdings zeigt sich eine lebhaftere Teilnahme für das Schicksal dieser Kinder. Für eine Verbesserung 

ihrer Rechtslage, mit der sich auch die Regierungen befassen, werden langsam weitere Kreise lebendig. 

*…+ Leider nimmt die Kenntnis der Dinge und ihr sorgsames Studium nicht in demselben Maße zu wie 

jene Teilnahme.“306 

Abermals kreisten die Verhandlungen der politischen Administrative im Wesentlichen um 

das juristische Problem der exceptio plurium, zu Deutsch: der Mehrverkehrseinrede, das auch 

schon in den Vorarbeiten zum BGB im Zentrum der Auseinandersetzungen um die Sittlichkeits-

frage im Unehelichenrecht gestanden hatte. In den rechtspolitischen Diskussionen bis Mitte 

der 1920er Jahre stellte das norwegische Gesetz vom 10.04.1915 einen zentralen Bezugspunkt 

dar.307 Klumker beklagte jedoch eine weitgehende Unkenntnis im internationalen Rechts- und 

Systemvergleich. Seiner Ansicht nach hätten sehr viele dem norwegischen Gesetz „mit ihrem 

Urteile ganz hilflos gegenüber [ge]standen, weil sie den wesentlichen Unterschied in der Be-

handlung der Unehelichen bei uns und in Dänemark-Norwegen nicht kannten.“308  

Das norwegische Recht erscheint gemessen an den deutschen Verhältnissen geradezu radi-

kal fortschrittlich: Zunächst unterschied es zwischen anerkannter und festgestellter Vater-
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schaft einerseits und einer reinen Zahlvaterschaft andererseits.309 Wurde die Vaterschaft aner-

kannt oder festgestellt, so war das uneheliche Kind dem ehelichen Kind in der Stellung zu sei-

nen Eltern völlig gleichgestellt und es konnte wahlweise den Namen des Vaters oder der Mut-

ter tragen. Das Gesetz normierte einen Anspruch des Kindes auf Unterhalt, Erziehung und 

Ausbildung gegen beide Eltern. Die elterliche Gewalt wurde demjenigen Elternteil zuerkannt, 

bei dem das Kind lebte. Die Unterhaltsleistungen, zu denen beide Eltern verpflichtet waren, 

richteten sich nach deren jeweiligen wirtschaftlichen Möglichkeiten, waren aber nach unten 

hin durch einen Mindestunterhalt begrenzt. Kamen mehrere Männer als Väter in Frage, so hat-

ten sie gemeinsam für den vollen Betrag aufzukommen, was durch ein zuständiges Amt gere-

gelt wurde. Voller Anerkennung fasste Klumker das norwegische Modell zusammen: 

„Dort gibt es einen ausgebildeten öffentlichen Schutz der Unehelichen, *…+ während uns etwas gleich-

wertiges fehlt. Nicht nur die Festsetzung der Alimentenansprüche des Kindes ist drüben Sache einer Be-

hörde, sondern auch die Beitreibung, Gewährung der festgesetzten Beiträge, soweit der Vater nicht 

zahlt, ohne eine andere Voraussetzung als das[s] der Vater nicht geleistet hat. Aus beiden ergibt sich ein 

großes Maß öffentlichen Schutzes; der Unterhalt des unehelichen Kindes wird im Grunde durch den 

Staat gewährt, seine Ansprüche gegen die Eltern erscheinen in weiterem Maße als Ersatzansprüche ei-

ner Behörde für den von ihr gewährten Unterhalt.“310 

Klumker hoffte, dass dieses Modell auch für die deutsche Rechtsentwicklung zum Vorbild 

würde, anstatt sich, wie schon in den Vorarbeiten zum BGB, im „Gezänk unklarer, ältester 

Rechtskonstruktionen“311 zu verfangen. Die ganze rechtspolitische Diskussion der Sittlichkeits-

frage kam ihm offenkundig absurd vor. Seiner Meinung nach hätte man sich auch hierfür am 

Vorbild Norwegens orientieren können. „Der sittliche Leitpunkt der norwegischen Reformen 

ist am besten in dem Satze zusammenzufassen: Die unehelichen Eltern sollen ebensoviel für 

ihren Nachwuchs tragen, wie die ehelichen und sie sollen mindestens mit derselben Strenge 

dazu angehalten werden wie die ehelichen Eltern.“312 

In dieser Aussage verdeutlicht zweierlei. Zum einen strebte Klumker zweifellos doch die 

weitgehende rechtliche und gesellschaftliche Gleichstellung der unehelichen und der ehelichen 

Kinder an, was ja in den Petitionen des Archivs, die dem Reichstag vorgelegt wurden, vehe-

ment bestritten wurde. Zum anderen wird klar erkennbar, dass es auch hier im Namen des 

Kindes um eine Disziplinierung der Eltern ging, der ehelichen wie unehelichen, und mit dersel-

ben Strenge für alle. Darüber hinaus wird deutlich, dass Klumker und die im Archiv zusammen-

geschlossenen Berufsvormünder trotz des Krieges und der allgemein verbreiteten Kriegsrheto-

rik langfristige Überlegungen anstellten. Klumker und das Archiv insgesamt erkannten, dass 

sich durch die politische Situation die Chance zu politischen und rechtlichen Veränderungen 

bot, die strategisch genutzt werden sollte. In diesem Sinne meinte Klumker: 

„Von unserem Standpunkt aus ist das zweifellos eine nicht ungünstige Entwicklung, daß die Fürsorge für 
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die Unehelichen von diesem Standpunkt aus das Interesse des Staates an einem tüchtigen Nachwuchs 

stärker in den Vordergrund tritt. Wir können nur froh darüber sein, daß der Schutz der Unehelichen un-

ter Betonung dieser Seite der Dinge hoffentlich jetzt rascher und entschiedener vorankommen wird.“313 

Aber anders als häufig dargestellt stimmte Klumker nicht in den Chor der nationalistischen 

Kriegsrhetorik mit ein.314 Sein Anliegen war nicht der Erhalt der Truppenstärke, sondern primär 

der Schutz der Kinder. Zu ihrem Wohl stand ihm ein bestimmtes elterliches Geschlechtermo-

dell vor Augen, das er mittels der Berufsvormundschaft und politisch verstärkt durch das Ar-

chiv deutscher Berufsvormünder unbedingt gesellschaftspolitisch durchsetzen wollte. Wie ge-

zeigt, kam es dabei zur tiefgreifenden Verschränkung von Berufsvormundschaftsdiskurs und 

Militärdiskurs. Klumker betonte als zentralen Fokus die hohe Sterblichkeitsrate unter den au-

ßerehelich geborenen Kindern:  

„*D+ie unehelichen Kinder sterben in viel höherem Maße als die ehelichen Kinder, die unehelichen ha-

ben eine etwa *…+ doppelt so große Sterblichkeit wie die ehelichen Kinder. Jedes Jahr sterben etwa 

40.000 uneheliche Kinder. Es dürften eigentlich, wenn nicht mehr stürben als eheliche, etwa nur 20.000 

sterben, also sterben 20.000 nur deshalb, weil sie nicht den selben Schutz während der ersten Lebens-

jahre genießen, wie die ehelichen.“315  

Und hieran schließt Klumkers häufig zitierte Aussage an, mit der seine Nähe zur nationalisti-

schen Kriegsrhetorik und Bevölkerungspolitik zu belegen versucht wird, die aber im Gegenteil 

gerade seine Distanzierung davon darstellte. Er betonte:  

 „Wir kommen nicht viel weiter, wenn ich Ihnen eine ganze Reihe von Umwandlungen dieser Zahl vor 

Augen führen wollte, wenn ich etwa erwähnen wollte, daß wir etwa zwei Armeekorps kampftüchtiger 

Soldaten mehr ins Feld hätten stellen können, wenn wir in den letzten 20 Jahren wirklich durchgreifend 

den Schutz der Unehelichen betrieben hätten.“316 

Diese Aussage auf der 1917er Jahrestagung des Archivs verdeutlicht Klumkers langfristige 

Perspektive, die über aktuelle politische Trends hinausreichte. Ihm ging es um die Sache, das 

heißt, den Schutz der Kinder zu verbessern und zu diesem Zwecke die Eltern auf eine bestimm-

te Weise zu disziplinieren. Hierfür wäre man seiner Auffassung nach mit militärischen Nützlich-

keitserwägungen „nicht viel weiter“ gekommen. Näher stand Klumker eher der Position, die 

ein Berliner Berufsvormund namens Bornstein auf der selben Tagung vertreten hatte:  

„Wir sollten lieber Krieg führen gegen die Säuglingssterblichkeit und nicht Krieg führen – ich will mich 

darüber hier nicht weiter aussprechen. Wir sollten jedenfalls nicht gleich jedes Kind als Munition be-

trachten, wie das in den letzten Jahren in einer großen Versammlung des Vereins für Bevölkerungspoli-

tik gesagt worden ist.“317 

Für die Berufsvormünder ging es darum, auch für die Zeit nach dem Krieg einen systemati-

schen Schutz für die unehelichen Kinder zu institutionalisieren. Vor diesem Hintergrund ist 
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auch Klumkers regelrechte Begeisterung für das norwegische Modell zu sehen. Für ihn stand 

fest, dass auch im Deutschen Reich erst eine Form des öffentlichen Schutzes gefunden werden 

müsste, bevor weitreichende Reformen des Familienrechts zugunsten unehelicher Kinder 

überhaupt wirksam werden könnten. Von daher stand bei ihm immer die Entwicklung eines 

solchen Fürsorgesystems im Vordergrund und dahinter erschien ihm die Frage des Rechts ne-

bensächlich.318 Zur Installation eines solchen systematischen öffentlichen Schutzes hielten er 

und viele andere der Archiv-Mitglieder selbstredend vor allem die Berufsvormünder für prä-

destiniert.319 Als ein zentrales Argument wurde dabei immer wieder die Entlastung der Armen-

kassen angeführt. Anhand von Klumkers Ausführungen jedoch wird besonders deutlich, dass 

es im Namen des Kindesschutzes um eine Disziplinierung der Eltern („die Weckung von Ver-

antwortlichkeitsgefühl und Teilnahme der Eltern gegen ihr Kind“320) und von daher um einen 

„Entwurf subtiler Zwangsmittel für eine zukünftige Gesellschaft“321, wie mit Foucault gesagt 

werden kann,  gehen sollte:  

„Wie die Aufgaben der Berufsvormundschaft nicht mit dem Unterhaltsstreit und der Beitreibung der 

Gelder enden, sondern das alles nur Wert hat als Grundlage der erzieherischen Tätigkeit die das We-

sentliche des öffentlichen Schutzes und daher den Kern der Berufsvormundschaft bildet, so wird sich  

auch nur unter der gleichen Betrachtung die Regelung seines Unterhaltsrechts durchführen lassen.“322 

5.4. Idee eines Jugendamtes unter berufsvormundschaftlicher Leitung 

Ausgehend von diesen Überlegungen kristallisierte sich immer deutlicher die Idee eines ein-

heitlichen Jugendamtes heraus, das nach Auffassung der Berufsvormünder unter ihrer Leitung 

stehen sollte. Dieser Führungsanspruch wurde durch die Entwicklungen während des Ersten 

Weltkriegs bestärkt, vor allem dadurch, dass sich die Position der Berufsvormundschaft durch 

die Kriegssituation erheblich gefestigt hatte. Gegenüber der Institution Militär erwies sich die 

Konstruktion der Einzelvormundschaft, die das BGB als Regelfall für die Interessenvertretung 

unehelicher Kinder vorsah, als völlig unzureichend. Dem Einzelvormund, etwa einem Großva-

ter oder gar einem vom Gericht bestellten Fremden, mangelte es schlicht am nötigen politi-

schen Gewicht, um durch die militärischen Strukturen hindurch die Unterhaltszahlung eines 

einberufenen Soldaten sicher stellen zu können. Ihm fehlten im Normalfall die dafür nötige ju-

ristische Finesse und nicht zuletzt die entsprechenden institutionellen Verbindungen. Demge-

genüber hatte die professionalisierte und institutionalisierte Berufsvormundschaft weitaus 

mehr Möglichkeiten, um sich gegen eine Organisation wie das Militär effektiv durchzusetzen. 

                                                        

318 Vgl. Klumker 1915, 157. 
319 Vgl. dazu in der Dokumentation der Archiv-Tagung von 1917 neben Klumkers Beitrag auch die Aus-
führungen von Blaum (ZFB 1919, 53-75) und Klose (ebd. 76-83). Im Gegensatz dazu vgl. die Kritik von 
Agnes Neuhaus (ebd. 102f.; Hopmann 1977 [1949], 192-217). 
320 Klumker 1915, 158. 
321 Foucault 1994 [1976], 269. 
322 Klumker 1917, 11f. 



 

 
193 

Die mit rechtlichen Befugnissen ausgestatteten und häufig an Behörden wie dem Armenamt 

und der Polizei angegliederten berufsvormundschaftlichen „Großbetriebe“323 hatten verglichen 

mit dem Einzelvormund einen ganz anderen Stand dem Militärapparat gegenüber. Dabei er-

wies sich die durch das Archiv bewirkte Familienunterstützung als äußerst zweckdienliches In-

strument. Diese Grundlage hatte es entschieden erleichtert, die fraglichen Männer zur Aner-

kennung ihrer Vaterschaft zu bewegen. Denn nun konnte ihnen in Aussicht gestellt werden, 

dass sie nicht unmittelbar Alimente zahlen müssten, weil dies während ihrer Dienstzeit im 

Rahmen der Familienunterstützung übernommen würde.324 In Fällen, in denen dieses Argu-

ment nicht ausreichte, wandten sich die Berufsvormünder „mit der ganzen Autorität ihres 

Amts an die Dienstvorgesetzten des Soldaten, in der Regel an den Kompaniechef“325. 

Bedenkt man hierbei, dass die im Archiv organisierten Berufsvormünder ihre zentrale Auf-

gabe in der Erziehung zu einem bestimmten elterlichen Verantwortungsbewusstsein sahen, so 

ist die nachdrückliche Durchsetzung der Vaterschaftsanerkennungen und der damit verbunde-

nen Unterhaltspflichten in das Militär hinein von immenser gesellschaftspolitischer Bedeutung. 

Begreift man die besondere disziplinierende Wirkung des Militärs, das in diesem Sinne vor-

trefflich als „Schule der Nation“326 und als „als Schule der Männlichkeit“327 bezeichnet werden 

kann, so liegt die Annahme auf der Hand, dass es hier zu einer Verzahnung des berufs-

vormundschaftlichen Männlichkeits- oder genauer gesagt, Väterlichkeitsideals mit dem Ideal 

„soldatischer Männlichkeit“328 kam.  

In diesem Lichte ist die Jugendamtsidee zu sehen, die im Berufsvormundschaftsdiskurs zu-

nehmend Gestalt annahm. Die Idee eines eigenständigen Jugendamtes war freilich schon älter, 

sie war schon 1910 auf dem vom Deutschen Verein ausgerichteten Fürsorgetag in Königsberg 

eingehend debattiert worden.329 Die Berufsvormünder gingen von einer Einrichtung unter ihrer 

Führung aus, zählten sie doch die Väter des institutionalisierten Kinder- und Jugendschutzes 

wie Taube in Leipzig, Petersen in Hamburg oder Schmidt in Mainz und nicht zuletzt Klumker in 

Frankfurt am Main nicht nur zu den prominentesten Pionieren dieser Entwicklung sondern zu 

den, ihrer Ansicht nach, einzig Berufenen für eine effektive Organisation öffentlicher Jugend-

fürsorge im Sinne von „Erziehungsauswahl und Erziehungsaufsicht“330. Auf der Jahrestagung 

des Archivs 1911 hatte sich Klumker zum wiederholten Male nachdrücklich gegen die Einzel-

vormundschaft und für die Berufsvormundschaft ausgesprochen. Dabei unterstrich er den ex-

klusiven Führungsanspruch der Berufsvormünder in einer sich zunehmend institutionalisieren-

den Kinder- und Jugendfürsorge. Schon zu diesem frühen Zeitpunkt erhob sich bei den freien 

Vereinigungen Widerspruch gegen diesen Exklusivitätsanspruch, namentlich von Agnes Neu-
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haus, die wie Klumker Mitglied im Vorstand des Archivs (und des Deutschen Vereins) war und 

zudem Begründerin des „Katholischen Fürsorgevereins für Mädchen und Frauen“331. Sie führte 

aus: 

„Wir halten die Berufsvormundschaft für etwas unbeschreiblich Segensreiches und für etwas absolut 

Notwendiges. Darüber besteht in den Reihen meiner Mitarbeiterinnen kein Zweifel. Ich halte ferner die 

gesetzliche Berufsvormundschaft für die unehelichen Kinder für eine Notwendigkeit, schon deshalb, weil 

sie so schnell eintreten und zunächst viel wirksamer sein kann, als die gewöhnliche Einzelvormund-

schaft. Aber: In dem Augenblick, wo irgend eine Berufsvormundschaft den Charakter der Exklusivität, 

auch tüchtigen Kräften gegenüber einnimmt, können wir nicht mehr mit. Denn es gibt zahlreiche Fälle, 

wo wir den geschulten und tüchtigen Einzelvormund für besser halten, als den Berufsvormund. Ich den-

ke hier vor allem an das heranwachsende Kind *…+. Ich habe *… früher+ schon gesagt, für welche Fälle wir 

den Zwangsvormund des B.G.B. ganz ausmerzen möchten; aber für dieselben Fälle heranholen möchten 

wir den freiwilligen, organisierten Einzelvormund, der seiner Aufgabe durchaus gewachsen ist, sie freu-

dig übernimmt, und von seiner Organisation gestützt und geschult wird.“332 

Diese Kontroverse blieb auch während des Krieges bestehen. Durch die vielfältigen politi-

schen Erfolge des Archivs deutscher Berufsvormünder hatte es den Anschein, als könnte die 

Vorrangstellung des Berufsvormunds in der sich allmählich herausbildenden Konstruktion ei-

ner reichsweiten und einheitlichen öffentlichen Jugendfürsorgebehörde durchgesetzt werden. 

Klumker und sein Kollege aus der Centrale wie dem Deutschen Verein Wilhelm Polligkeit setz-

ten sich massiv in dieser Richtung ein. 1916 richteten Deutscher Verein und Archiv gemeinsam 

eine Kommission ein, die eine reichsgesetzliche Regelung der Jugendfürsorge erarbeiten soll-

te.333 Ausgehend vom Berufsvormund sollte eine Einrichtung geschaffen werden, die sich um 

alle Bereiche der Kinder- und Jugendbetreuung kümmern würde. Wie schon bei der Krieger-

waisenunterstützung zeigte sich auch jetzt, dass politische Erfolge vorrangig über die öffentli-

chen Einrichtungen auf Ebene der Städte und Kommunen erzielen ließen. Anfang Dezember 

1917 hatte Klumker den Entwurf eines Jugendamtsgesetzes veröffentlicht. Dass die Berufs-

vormundschaft eine starke Position erlangt hatte, wird dadurch ersichtlich, dass nur wenig spä-

ter in Preußen eine Gesetzeskommission eingesetzt wurde, die einen Entwurf eines Gesetzes 

über „Jugendämter und Berufsvormundschaft“ erarbeiten sollte.334 Dieser Kommission gehörte 

– als einzige Frau – auch Neuhaus an.335 „Am 9. Juli 1918 legte die preußische Regierung den 

Entwurf dem Landtag vor, der die Beratung zwar noch begann, aber vor dem Umsturz nicht 

mehr beendete.“336 Noch am 20. und 21. September 1918 veranstalteten der Deutsche Verein 

und das Archiv gemeinsam mit der Deutschen Zentrale für Jugendfürsorge, der Zentralstelle für 
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Volkswohlfahrt, dem Allgemeinen Fürsorgetag und dem Deutschen Kinderschutzverband in 

Berlin den ersten Deutschen Jugendfürsorgetag, der „Jugendämter als Träger der öffentlichen 

Jugendfürsorge im Reich“ zum Thema hatte. Die politischen Verhältnisse des Kaiserreiches 

schienen noch kurz vor Kriegsende so stabil, dass eine fachpolitische Tagung mit rund 1.400 

Teilnehmenden veranstaltet werden konnte, „die sich nicht unmittelbar mit den Fragen des 

Krieges, der Versorgung oder des drohenden Zusammenbruchs befasste, sondern in aller Aus-

führlichkeit sozialpolitische Themen und ihre Entwicklungsmöglichkeiten diskutierte“337. Der 

Fürsorgetag beschloss eine Resolution, in der die reichsweite Einführung von Jugendämtern 

gefordert wurde, die neben Aufgaben der Jugendfürsorge und Jugendpflege auch die Vor-

mundschaftsführung übernehmen sollten.338 Der Berliner Jugendfürsorgetag kann daher „als 

die eigentliche Geburtsstunde des Jugendamtes angesehen werden“339. 

Womöglich war es gerade die offenkundige Zugehörigkeit des Archivs deutscher Berufsvor-

münder zum politischen System der Kaiserzeit und die enge Verflechtung mit den Machteliten 

und Behörden, was dazu führen sollte, dass die Berufsvormünder im Zuge der politischen Um-

wälzungsprozesse der Nachkriegszeit innerhalb der Entwicklung des Kinder- und Jugendfürsor-

gewesens und im Aufbau der Jugendämter schließlich zugunsten der Jugendpflegeverbände 

und der Jugendbewegung in den Hintergrund gedrängt wurden. Aber dazu im folgenden Kapi-

tel mehr. 
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III 

Werden der Amtsvormundschaft (1918-1933) 

1. Ausgangslage am Ende des I. Weltkriegs 

Am 4. Oktober 1918 hatte die Reichsregierung auf Druck der Obersten Heeresleitung dem US-

amerikanischen Präsidenten Woodrow Wilson ein Waffenstillstandsgesuch überstellt.1 Bis zum 

endgültigen Waffenstillstandsabkommen dauerte es noch bis zum 11. November 1918. Denn 

Vorbedingung der Alliierten für den Waffenstillstand war, dass man nur mit einer vom Volk ge-

tragenen Regierung verhandeln würde. Die Aufstände der Matrosen und Soldaten Ende Okto-

ber führten schließlich zur Abdankung Kaiser Wilhelm II. und zur doppelten Ausrufung der Re-

publik durch Philipp Scheidemann und Karl Liebknecht am 9. November 1918.2 Am selben Tag 

übertrug der letzte kaiserliche Reichskanzler, Max von Baden die Regierungsgeschäfte an 

Friedrich Ebert (SPD). Tags darauf formierte sich der Rat der Volksbeauftragten als provisori-

sche Regierung bis zur Nationalversammlung am 10. Februar 1919.3 Jetzt konnte auch das offi-

zielle Waffenstillstandsabkommen unterzeichnet werden. 20 Millionen Menschen waren un-

mittelbar infolge der Kriegshandlungen gestorben, davon neun Millionen Soldaten, unter 

denen mehr als zwei Millionen deutsche Soldaten waren.4 Weitere rund 2,7 Millionen deut-

sche Soldaten überlebten den Krieg physisch und psychisch schwer verletzt. Vor diesem Hin-

tergrund fanden am 19. Januar 1919 die Wahlen zur Nationalversammlung statt, zu denen 

erstmalig auch Frauen, aktiv wie passiv, zugelassen waren:5 Stärkste Partei wurde die SPD (37,9 

%), gefolgt vom Zentrum (19,7 %) und der linksliberalen Deutschen Demokratischen Partei 

(18,5 %). Die USPD erzielte lediglich 7,6 % der Stimmen und im rechten Spektrum entfielen 

10,3 % auf die Deutschnationale Volkspartei und 4,4 % auf die Deutsche Volkspartei.  

Für die sozialpolitische Entwicklung, vor allem der öffentlichen Jugendwohlfahrt, war ent-

scheidend, dass die gesellschaftlichen Verhältnisse und Lebensumstände bei Kriegsende noch 

bedrückender waren als nur wenige Jahre zuvor. Schon auf der zehnten Jahrestagung des Ar-

chivs im September 1916 hatte es in der Begrüßungsrede geheißen: 

„*D+ie jetzige Kriegszeit *ist+ auch an unserer Jugend nicht spurlos vorübergegangen. Bei der älteren Ju-

gend fehlt der Vater, fehlt die väterliche Autorität und Zucht; sie beginnt zu verwildern. Das beweist am 

besten die ständige Zunahme unserer jugendlichen Kriminalität. Aber auch bei den Kleinen und insbe-

                                                        

1 Vgl. hier und im Folgenden: Müller 1996, 223f. 
2 Vgl. hier und im Folgenden: ebd. 228f. 
3 Vgl. ebd. 229. 
4 Vgl. hier und im Folgenden: http://www.dhm.de/lemo/html/wk1/kriegsverlauf/tod/index.html [zuletzt 
16.01.2009]. 
5 Vgl. hier und im Folgenden: ebd. 230f. 
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sondere bei den Säuglingen tut Hilfe dringend not. Unsere Frauen, unsere Mütter tun ja jetzt, man kann 

es nicht oft genug rühmend hervorheben, geradezu Bewundernswertes, aber alles zu tun, alles 

in die richtigen Bahnen und Wege zu leiten, dazu sind sie außerstande. Hier müssen Staat und Gemein-

den, hier müssen wir alle eingreifen.“6 

In diesem Zitat zeichnete sich die Grundtendenz der weiteren Entwicklung im und Jugend-

hilfe- und Vormundschaftswesens ab: zum einen die Anerkennung „mütterlicher“ Leistungen 

und zum anderen eine systematische Verankerung der patria potestas in staatlichen Institutio-

nen, wie öffentlichen Erziehungsanstalten und insbesondere dem Jugendamt, als Kompensati-

on für die fehlende „väterliche Autorität und Zucht“. Das von Frauen und Müttern Geleistete 

beschränkte sich keineswegs auf den engsten Raum der Familie, wie es bürgerlichen Vorstel-

lungen entsprach. Denn für viele Frauen, gerade für ledige Mütter war Erwerbstätigkeit eine 

existenzielle Notwendigkeit, angesichts der niedrigen Frauenlöhne, lebten viele von ihnen trotz 

Arbeit in bedrückender Armut.7 Aber auch auf eine andere Weise waren Frauen aus dem en-

gen Raum der Familie ausgebrochen, vor allem Frauen aus dem Bürgertum. So hatte bei-

spielsweise Alice Salomon 1915 in einem Artikel für „Die Frauenfrage“ gefordert: „Wir [Frauen] 

müssen das Leben in der Heimat so erhalten und gestalten, daß die rückkehrenden Männer 

sich wieder heimisch fühlen können, daß ihnen alles, was sie vorfinden, die Überzeugung 

weckt, daß es lohnt, dafür gekämpft zu haben.“8 Ganz in diesem Sinne wurde auf Anregung 

von Hedwig Heyl und Gertrud Bäumer beim preußischen Innenministerium hin zu Kriegsanfang 

der Nationale Frauendienst eingerichtet, als eine reichsweit agierende Kriegsfürsorgeorganisa-

tion.9 Der Nationale Frauendienst fasste die verschiedenen politischen, konfessionellen und 

überparteilichen Frauenorganisationen, Wohlfahrtsverbände und Gewerkschaften zusammen 

und entwickelte sich damit zur zentralen Fürsorgeeinrichtung für Familien der kriegsdienstleis-

tenden Soldaten.10 Auch im engeren Feld der Kinder- und Jugendpflege waren es überwiegend 

Frauen, von denen auf lokaler Ebene die praktische Arbeit der unzähligen Organisationen in 

freier Trägerschaft geleistet wurde.  

Bis in die ersten Kriegsjahre hinein hatte vor allem die öffentliche Jugendfürsorge, wozu 

auch die Berufsvormundschaft zu rechnen ist, an politischer Stärke gewonnen. Mit der Dauer 

des Krieges wuchsen auch die Nöte und Gefährdungen der Kinder und Jugendlichen und zwar 

quer durch alle Gesellschaftsschichten und nicht mehr nur unter den „Armen“. Durch die prak-

tische Arbeit, vor allem von Frauen, den sogenannten Volksmüttern, war die Position der 

freien lokal organisierten Hilfeeinrichtungen gegenüber den öffentlichen Institutionen gestärkt 

worden.11 Vor diesem Hintergrund ist für den weiteren politischen Verlauf besonderes Au-

genmerk auf die Vorstandsfrau sowohl im Archiv deutscher Berufsvormünder als auch im Deut-

schen Verein für öffentliche und private Fürsorge zu richten: Agnes Neuhaus, die als Delegierte 

                                                        

6 ZFB 1917, 2. 
7 Vgl. dazu Buske 2003, 114-121. 
8 Zitiert nach Peters 1984, 457. 
9 Vgl. ebd. 457. 
10 Vgl. Buchka 1998, 65f. 
11 Vgl. Uhlendorff 2003, 300. 
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der katholizistischen Zentrumspartei in die Nationalversammlung gewählt wurde und an-

schließend in den Reichstag, dem sie bis 1930 angehörte. Weder Klumker noch Polligkeit, als 

zwei der bis dahin wichtigsten Akteure für Archiv und Deutschen Verein, hatten, anders als 

Neuhaus, den politischen Weg ins Parlament eingeschlagen. Beide blieben jedoch auch in den 

Folgejahren wichtige sozialpolitische Akteure und betätigten sich gewissermaßen als sozialpoli-

tische und speziell jugendfürsorgepolitische Lobbyisten. Sie blieben in engem Kontakt mit 

Neuhaus, die (nicht nur) in den Feldern Jugendhilfe und Unehelichenrecht zu einer treibenden 

sozialpolitischen Kraft im Parlament wurde. Vielleicht spiegelt sich hierin auch eine Tendenz, 

die Christoph Sachße und Florian Tennstedt in ihren grundlegenden Studien zur „Geschichte 

der Armenfürsorge“ für die Weimarer Zeit ausmachen: Die großen Interessenverbände der 

Wohlfahrtspflege versuchten in noch stärkerem Maße als zuvor, ihre Interessen auf direktem 

Wege durchzusetzen, im Rahmen fachlicher Kooperationen mit der Ministerialbürokratie und 

somit an den mühsamen demokratischen Gesetzgebungsprozessen durch Parteien und Parla-

ment vorbei.12 So gesehen wäre es möglich, dass die Person Neuhaus, obwohl Abgeordnete im 

Reichstag, womöglich weniger entscheidend für den weiteren Verlauf der sozialpolitischen 

Entwicklungen, vor allem des Vormundschaftswesens, war, als Interessenverbände wie der 

Deutsche Verein oder das erheblich spezialisiertere Archiv. 

2. Entstehung eines Reichsgesetzes für Jugendwohlfahrt 

2.1. Fundamente: ein Geflecht von Mikromächten 

Von Foucault wurde das Spannungsfeld zwischen den offiziellen rechtlich-politischen Struktu-

ren samt eines parlamentarischen und repräsentativen Regimes einerseits und den sogenann-

ten Mikromächten andererseits, zu denen bürgerliche Vereine wie die Interessenverbände 

zweifellos gerechnet werden können, ausführlich beschrieben.13 Er hat für das 19. Jahrhundert 

gezeigt, dass von diesen Mikromächten die tatsächlichen disziplinierenden Mechanismen aus-

gingen, auf denen das formelle Recht und politische System gründete. Die Wirkung dieser 

Machtmechanismen kann dabei sowohl im Einklang mit dem Wortlaut der Gesetze stehen als 

auch im direkten Gegensatz dazu. Diese Machtmechanismen, die Foucault unterhalb der gro-

ßen staatlichen Apparate wie der Regierung, dem Parlament oder der Ministerialbürokratie lo-

kalisiert, bilden die eigentlich gesellschaftsformenden Kräfte: die Disziplinen. Sie sind mit den 

offiziellen Strukturen verflochten, von ihnen aber nicht maßgeblich abhängig. Foucault be-

zeichnet diese Disziplinen oder vielleicht genauer: die disziplinierenden Wirkungen deshalb 

                                                        

12 Sachße/Tennstedt 1992, 133 
13 Vgl. Foucault 1994 [1976], 251-292. 
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auch als eine Art „Gegenrecht“14.  

Bedenkt man, dass das RJWG primär ein Gesetz für öffentliche Jugendämter werden sollte, 

so ist unter dem Gesichtspunkt der Disziplin besonders die von Johannes Petersen entwickelte 

Konzeption staatlicher Erziehungsanstalten beachtlich. Petersen war zu Beginn des 20. Jahr-

hunderts Direktor des Hamburger Waisenhauses und als dieser seit 1908 auch Leiter des ers-

ten offiziellen Jugendamtes in Deutschland. Er gilt neben Max Taube als der zweite „Vater der 

Berufsvormundschaft“15 und war ebenfalls prominentes Gründungsmitglied des Archivs. In ei-

ner 1915 posthum16 erschienen Schrift mit dem Titel „Jugendfürsorge“ führte Petersen aus: 

„Die erzieherische Bedeutung des Anstaltsorganismus *…+ kommt besonders wirksam zum Ausdruck, 

wenn die Anstalt nicht zu klein ist. Je größer die Anstalt, umso intensiver legt sich dem Einzelnen ein Ge-

fühl auf, nur ein ganz kleines dienendes Glied im Ganzen zu sein, umso mehr fühlt das Individuum die 

Notwendigkeit der Unter- und Einordnung in das Ganze. *…+ Nur in der größeren Anstalt kommt die 

Wucht des abstrakten Gesetzes zur vollen Wirkung.“17 

Mit diesem Zitat wird Foucaults Begriff des „Gegenrechts“ verständlich. Petersen entwarf 

hier ein System der öffentlichen Erziehungsanstalten für Kinder und Jugendliche, das auf einer 

autoritären Sozialethik basierte. Petersen betrachtete Erziehung als Staatsaufgabe und umge-

kehrt, die Erziehungsanstalt als ein „Art Staatswesen“18 en miniature. Als Ziel von Erziehung 

begriff Petersen: das Wollen eines Menschen und das ethische Sollen in Übereinstimmung zu 

bringen.19 Dieses ethische Sollen bestand für Petersen primär in der Arbeit: Der Junge war zur 

ordentlichen Arbeit zu erziehen und das Mädchen, neben einer Qualifizierung zum Dienstmäd-

chen im Haushalt, zur Näherin, Schneiderin oder Stenotypistin, vor allem zur Führung eines Ar-

beiterhaushaltes.20 Hierin ist ein zentraler Aspekt des „abstrakten Gesetzes“ zu sehen, das 

durch eine größere Anstalt zur vollen Wirkung gebracht werden sollte. Petersen sah an erster 

Stelle die Familien in der Erziehungsverantwortung.21 Wo sie dazu aber nicht willens oder im-

stande waren, wie bei den unehelichen Müttern, sollte der Staat die Erziehungsgewalt über-

nehmen. Petersen gilt als „Modernist, aber zugleich auch Pragmatiker, der dem Staatserzie-

hungsgedanken das Wort redete“22. Er war jedenfalls kein Vertreter einer konfessionell 

gebundenen Jugendfürsorge. Aber er war ein wichtiger Vordenker der öffentlichen Jugendhilfe 

und einer ihrer praktischen Pioniere. 

Zur gleichen Zeit gab es noch andere gegenrechtliche Tendenzen, etwa vonseiten der er-

starkten Jugendbewegung oder der Arbeiterbewegung. Besonderer Einfluss auf die politische 

Gestaltung kam jedoch vom politischen Katholizismus’. Ihm ging es gleichfalls um das ethische 

                                                        

14 Ebd. 286. 
15 Vgl. Jenner 2006, 30-34. 
16 Petersen war 1913 gestorben. 
17 Zitiert nach Uhlendorf 2003, 223. 
18 Ebd. 
19 Vgl. ebd. 227f. 
20 Vgl. ebd. 225f. 
21 Auch die Schulen, aber um diesen Aspekt kann es hier nicht gehen. 
22 Ebd. 224. 
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Sollen, jedoch primär ausgerichtet an den Vorstellungen der katholischen Kirche beziehungs-

weise des Vatikans. Im politischen System der entstehenden Weimarer Republik verschränkten 

sich der verschiedene Submächte wie Interessenverbände oder Religionsgemeinschaften. Und 

diese wiederum verbanden sich mit den offiziellen rechtlich-politischen Mächten, was zu einer 

Potenzierung gesellschaftspolitischer Gestaltungsmacht führte. Die Durchsetzung bestimmter 

Normen geschah sowohl mittels der parlamentarischen und gesetzgeberischen Instrumente 

als auch mittels direkter Einflussnahme auf die entsprechenden Einrichtungen, beispielsweise 

den entsehenden Jugendämtern. An der historischen Figur Neuhaus lässt sich die Kristallisation 

der verschiedenen politischen Kräfte deutlich zeigen. Sie war Abgeordnete für das Zentrum, 

repräsentierte vor allem die freie katholische Fürsorge, insbesondere den von ihr begründeten 

Katholischen Fürsorgeverein für Mädchen, Frauen und Kinder, zugleich repräsentierte sie als 

jeweilige Vorstandsfrau sowohl den größten Fürsorgeverband, den Deutschen Verein, als auch 

das Archiv als berufsständischen Interessenverband der professionellen Vormundschaft. Am 

Beispiel Neuhaus zeigt sich in besonderem Maße das von Nancy Fraser beschriebene Phäno-

men, dass institutionell autorisierte Personen bestimmte autoritative Wissensansprüche gel-

tend machen und gleichzeitig andere Kräfte ausschließen können.23  

Viele katholische Vertreter waren grundsätzlich der Auffassung, dass man sich nicht an der 

Republik beteiligen sollte. Im Gegensatz dazu argumentierte Neuhaus, wie 1919 in einem Brief 

an den geistlichen Berater im Vorstand des Fürsorgevereins, Prälat Bartels: „Die Lokomotive 

geht voran, ob wir uns in den Zug hineinsetzen oder nicht. Sie wollen sich nun neben das Ge-

leise stellen *…+ Ich möchte mich am liebsten neben den Lokomotivführer stellen und tun, was 

ich kann, um die Richtung und das Ziel soviel mitzubestimmen, als in meinen Kräften steht.“24 

Betrachtet man die verschiedenen Berichte und Quellen aus den Anfangsjahren der Weimarer 

Zeit, so zeigt sich, dass sich Neuhaus in der Sozialpolitik, vor allem beim Reichsjugendwohl-

fahrtsgesetz (RJWG), tatsächlich „neben den Lokomotivführer“ gestellt hatte, wenn nicht 

selbst zur „Lokomotivführerin“ wurde. Denn ohne den hartnäckigen Einsatz von Agnes Neu-

haus im Parlament und in der Gremienarbeit wäre das RJWG wohl nicht zustande gekommen.  

Als Mitglied der Nationalversammlung war Neuhaus unmittelbar an der Verfassungsgebung 

beteiligt. Sogleich setzten sich die Leiter des Deutschen Vereins, darunter Polligkeit, mit ihr in 

Verbindung, mit der Bitte, sie möge sich doch dafür einsetzen, dass die Jugendfürsorge in der 

Verfassung zum Gegenstandsbereich der reichsgesetzlichen Regelung gemacht würde. Nach-

dem tatsächlich die Wohlfahrtspflege in Artikel 9 der Weimarer Verfassung und in Artikel 7 Nr. 

7 „die Bevölkerungspolitik, die Mutterschafts-, Säuglings-, Kinder- und Jugendfürsorge“25 als 

durch die Reichsgesetzgebung zu regeln verankert worden war, wurde in einem Vorstands-

schreiben des Deutschen Vereins anerkennungsvoll hervorgehoben: „An erster Stelle ist dieser 

Erfolg dem energischen Eintreten unseres Vorstandsmitgliedes Frau Agnes Neuhaus zu dan-

                                                        

23 Vgl. dazu Fraser 1994 [1989], 35. 
24 Zitiert nach Hopmann 1977 [1949], 243. 
25 Vgl. RGBl. 152, vom 11.08.1919, 1384. 
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ken.“26 Durch diese verfassungsrechtlichen Regelungen war überhaupt erst die rechtliche Vo-

raussetzung für ein reichseinheitliches Jugendamts- oder Jugendwohlfahrtsgesetz geschaffen, 

das auf dem Berliner Jugendfürsorgetag im September 1918 als drängender Wunsch einer 

Mehrheit der entsprechenden Fachkreise sichtbar geworden war. Denn bis dahin waren Fra-

gen der Fürsorge und Wohlfahrt Angelegenheit der einzelnen Bundesstaaten gewesen. 

Mit diesem Engagement für die Sache des Deutschen Vereins und des Archivs, hier vor al-

lem in Bezug auf die Jugendfürsorge, stellte sich Neuhaus zugleich gegen die dominierende 

Sicht in der katholischen Kirche und Fürsorge, unter der nicht nur allgemein die Republik son-

dern auch eine einheitliche Reichsgesetzgebung abgelehnt wurde, weil man befürchtete, dass 

durch zentralstaatliche Regulierung der lokale konfessionelle Einfluss massiv beschränkt wür-

de, vor allem im Fürsorgewesen.27 Ein Beispiel für die von katholischer Seite befürchtete Do-

minanz des Staates, die ja etwa Petersen positiv vorgeschwebt hatte, lieferte Artikel 120 der 

Weimarer Verfassung, worin es hieß: „Die Erziehung des Nachwuchses zur leiblichen, seeli-

schen und gesellschaftlichen Tüchtigkeit ist oberste Pflicht und natürliches Recht der Eltern, 

über deren Betätigung die staatliche Gemeinschaft wacht.“ Neuhaus vertrat jedoch Skeptikern 

aus dem katholischen Umfeld gegenüber den Standpunkt, dass aufgrund des starken fachpoli-

tischen Drucks eine reichsgesetzliche Regelung im Fürsorgewesen nicht zu verhindern gewesen 

wäre. Folglich hielt sie es für die katholische Sache zweckdienlicher, an der Gesetzgebung mit-

zuwirken, um „die Dinge so mit zu beeinflussen, daß sie nicht so schlecht werden, wie sie ohne 

unsere Mitarbeit werden können“28, wie sie in dem schon früher zitierten Brief an den Prälaten 

Bartels formulierte. Neuhaus trat also gleichermaßen für die Anliegen der organisierten Wohl-

fahrtsarbeit ein, vor allem der in freier Trägerschaft, als auch für ihre religiösen Werte und 

Überzeugungen. Ihr Politikstil war geprägt von einer katholisch ethischen Grundhaltung, der 

praktischen Erfahrung im Fürsorgeverein und ihren engen persönlichen Verbindungen zu di-

versen Interessenverbänden, wie dem Deutschen Verein oder dem Archiv, in denen sie selbst 

engagiert war. Neuhaus handelte aber vor allem sachorientiert, dabei durchaus streitbar aber 

doch pragmatisch und kompromissbereit.29 Dies wurde auch während der Reichstagsverhand-

lungen zur ersten Lesung des RJWG am 13. Juni 1922 deutlich, indem sie sagte: „Freilich, wenn 

die Jugendfürsorge nicht mehr Selbstzweck bleibt, wenn sie Mittel zum Zwecke der politischen 

Agitation wird, wofür sie viel zu schade ist, dann sieht es böse aus. Wenn wir aber nur unsere 

Jugend fassen, ihre Nöte kennenlernen und ihr helfen wollen, kann man mit den verschiedens-

ten Parteien weite Wegstrecken zusammen gehen.“30 Durch diese Haltung trug sie erheblich 

dazu bei, dass das von breiten Kreisen unterschiedlichster Provenienz gewünschte RJWG tat-

sächlich verwirklicht werden konnte.  

                                                        

26 Der Verfasser war der damalige Vorsitzende des Deutschen Vereins Ruland. Zitiert nach Hopmann 
1977 [1949], 242. 
27 Vgl. Hopmann 1977 [1949], 242f. 
28 Zitiert nach ebd. 243. 
29 Vgl. Hopmann 1977 [1949], 247. 
30 Zitiert nach Orthband 1980, 190. 
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2.2. Archiv und Deutscher Verein im Entstehungsprozess 

Das RJWG wurde letztlich zu einem Kompromissgesetz, das von den an seinem Zustandekom-

men Beteiligten mehrheitlich als Provisorium begriffen wurde. In diesem Sinne hatte Karl 

Neundörfer 1923 in dem viel zitierten Artikel „Widerstreitende Mächte im Reichsgesetz für Ju-

gendwohlfahrt“ festgestellt: „So ist es eine Tatsache, daß das neue RJWG dem Katholizismus 

nicht weniger entgegenkommt als dem Sozialismus. Es offenbart sich darin die starke Span-

nung, die in dem Gesetz liegt, sowie die große Bedeutung, welche seiner praktischen Ausfüh-

rung zukommt.“31 Bis es jedoch soweit war, hatte der Gesetzesentwurf einen langwierigen 

Prozess durchlaufen.  

Ende 1919 waren im Reichsinnenministerium die Vorarbeiten zum RJWG begonnen wor-

den. Als externe Experten waren daran unter anderem Wilhelm Polligkeit als zweiter Vorsit-

zender des Deutschen Vereins und Albert Lenné, der ebenfalls eine Leitungsposition im Deut-

schen Verein bekleidete, aber hier vor allem als Vertreter der Caritas fungierte, beteiligt.32 

Über beide, vor allem aber über Lenné, als dessen vertrauliche Beraterin, wirkte Neuhaus un-

mittelbar an dem ersten Regierungsenentwurf des RJWG mit, der am 15. Februar 1920 dem 

Reichstag vorgelegt wurde. Bevor der Entwurf jedoch beraten werden konnte, kam es am 13. 

März 1920 zum sogenannten Kappputsch, der zur Auflösung der Nationalversammlung führte 

und zu Neuwahlen am 6. Juni 1920, den ersten Reichstagswahlen.33  

Nach den Wahlen regte sich weder im Reichstag noch in der Regierung ein Interesse daran, 

die Arbeiten am RJWG wieder aufzunehmen und rasch zu einem Ende zu führen. Vielmehr ver-

liefen die Ausschussberatungen äußerst zäh.34 Die Vorlage des RJWG-Entwurfs verzögerte sich 

immer mehr. Schließlich initiierte die wiedergewählte Neuhaus am 20. November 1920 eine 

parlamentarische Anfrage, für die sie über die Fraktionsgrenzen hinweg alle Frauen unter den 

Reichstagsabgeordneten zur Unterschrift gewinnen konnte.35 Anderenfalls wäre das Gesetz 

womöglich in Vergessenheit geraten. Neuhaus selbst vertrat in einem Brief rückblickend die 

Auffassung: „Jedenfalls wäre das Gesetz ohne meinen Anstoß nicht gekommen.“36 Am 27. Ja-

nuar 1921 wurde die Interpellation der Frauen im Reichstag behandelt. Die mündliche Begrün-

dung sollte eigentlich Neuhaus geben, sie war aber aufgehalten worden, sodass an ihrer Stelle 

die Abgeordnete Paula Mueller-Otfried (Deutschnationale Volkspartei) sprach.37 In ihrer Rede 

betonte Mueller-Otfried die katastrophale Situation der Kinder und Jugendlichen, die vor allem 

durch den Krieg verursacht worden war. Sie führte unter anderem aus: 

„Wir kennen auch alle die erschreckenden Feststellungen über den Rückgang der physischen Kraft unse-

                                                        

31 zit. nach: Jordan 1987, 24 
32 Vgl. hier und im Folgenden: ebd. 245. 
33 Vgl. Müller 1996, 237f. 
34 Vgl. Hasenclever 1978, 52f. 
35 Vgl. Hopmann 1977 [1949], 248. 
36 Zitiert nach ebd. 249. 
37 Vgl. ebd. 
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rer Kinder: die furchtbaren Folgen der unmenschlichen Hungerblockade unserer grausamen Feinde! Es 

ist noch kürzlich dargelegt worden, daß über 136.000 stark unterernährte, hilfsbedürftige Kinder in un-

seren Großstädten vegetieren. Es ist mitgeteilt worden, in welchem Umfang sich die Fälle von Rachitis 

und Tuberkulose vermehrt haben.“38 

Diese Bezugnahme auf die offenkundige Notlage und das Elend einer großen Zahl von Kindern 

und Jugendlichen, vor allem in den Großstädten39, bewirkte tatsächlich eine Beschleunigung 

des Gesetzgebungsprozesses. Bereits am 15. März 1921 wurde dem Reichstag ein zwischen 

Reichstag und Reichsregierung abgestimmter Gesetzesentwurf vorgelegt. In der ersten Lesung 

am 19. März 1921 wurde ohne weitere Aussprache beschlossen, einen Reichstagsausschuss 

zur Überarbeitung des Entwurfs anzuberaumen.40 Dieser arbeitete sehr eng mit einer Sachver-

ständigenkommission zusammen, die schon am 15. März von Deutschem Verein und Archiv 

einberufen worden war.41 Diese 50-köpfige Kommission leitete Polligkeit, der in dieser Funkti-

on auch als Wortführer in der Reichstagskommission auftrat.42 Klumker, einer der wichtigsten 

Initiatoren einer reichseinheitlichen Gesetzgebung für die Jugendfürsorge, war ebenfalls Mit-

glied dieser Kommission. Er wurde währenddessen jedoch zu einem scharfen Kritiker der Ge-

setzesentwicklung. Zwar erkannte er durchaus einige wichtige Fortschritte an, aber der Ent-

wurf erschien ihm in seiner gesamten Grundanlage unausgegoren. 1922 kommentierte er in 

der sozialdemokratischen Zeitschrift „Kommunale Praxis“ voller Polemik sowohl den Geset-

zesentwurf als auch die Kommissionsarbeit, in der nicht weniger als „vier Fünftel der Paragra-

phen *…+ verändert oder gestrichen“43 wurden: 

„Was dem Gesetz an allen Ecken und Enden fehlt, tritt hier kraß zutage: der Wille klaren Denkens und 

richtigen Ausdrucks fehlt. *…+ Hat man das Unglück, nach einer Erörterung des schweizerischen Zivilge-

setzbuches zu einer Besprechung des Reichsjugendwohlfahrtsgesetzes zu kommen, so fragt man sich 

erstaunt, ob das wirklich noch die deutsche Sprache sei. Dort klare, anschauliche Sätze, die der feinen 

Begriffsbildung der Juristen genügen, aber doch dem Volke faßbar und verständlich sind – hier Ungetü-

me von Wort- und Satzbildungen, die durch Verweisungen und Einschachtelungen verziert werden. Nur 

mühsam findet der Fachmann mühsamen Suchen und Sinnen, was wirklich gesagt und dann meistens, 

was gemeint ist.“44 

Die Vorarbeiten an dem Gesetzesentwurf wurden am 1. Februar 1922 beendet.45 Am 10. 

März 1922 wurde der Entwurf dem Reichstag vorgelegt. Nach der zweiten Lesung am 

                                                        

38 Reichstagsprotokoll, 58. Sitzung 27.01.1921, Nachdruck in: Jordan/Münder 1987, 84, Hervorhebung 
im Original. 
39 1875 lebten 61 % der Bevölkerung auf dem Land, 33% in Städten von 2000 – 100000 Einwohnern und 
6 % in Großstädten. 1925 war das Verhältnis: 36 % (Land), 37 % (kleine und mittlere Städte) und 27 % 
(Großstädte). (Quelle: „Das junge Deutschland“. Ausstellung des Landesausschusses Westfalen der 
deutschen Jugendverbände, Dortmund 1928, Nachdruck in: Jordan/Münder 1987, 43-80, 61) 
40 Vgl. Gries/Ringler 2005, 27. 
41 Vgl. hier und im Folgenden: Orthband 1980, 180f. 
42 Vgl. Hasenclever 1978, 55 
43 Müller 1994, 28 
44 Klumker 1922, 53. 
45 Vgl. hier und im Folgenden: Gries/Ringler 2005, 28. 
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13.06.1922 wurden nur noch kleine Änderungen vorgenommen, sodass das RJWG tags darauf 

nach der dritten Lesung mehrheitlich angenommen und schließlich am 29.07.1922 im Reichs-

gesetzblatt veröffentlicht wurde. Trotz oder vielleicht gerade wegen seines Kompromiss- und 

Provisoriums-Charakters, der sich nicht zuletzt in der verklausulierenden Sprache widerspiegel-

te („Mindestens sollte das Gesetz von jemand, der deutsch versteht, in unsere Sprache über-

tragen werden.“46), stellte das RJWG einen Wendepunkt für die Kinder- und Jugendhilfe dar. 

Denn es verkörperte den Versuch, die Zersplitterung der privaten Jugendhilfeträger und das 

organisatorische Zuständigkeitswirrwarr zwischen Armenbehörden, Erziehungsanstalten, Vor-

mundschaftsbehörden und Polizei als auch die zum Teil erheblichen rechtlichen Unterschiede 

zwischen den einzelnen Bundesländern zu überwinden. Für Gertrud Bäumer, die als Ministeri-

alrätin im Reichsinnenministerium zwischen 1920 und 1933 mit dem Bereich der Jugendwohl-

fahrt (und dem Schulwesen) betraut war,47 lag die ihrer Ansicht nach „bahnbrechende Bedeu-

tung des Jugendwohlfahrtsgesetzes“, wie sie in „Die Frau“ (1921/22) schrieb, „in der 

organisatorischen Zusammenfassung der verschiedenen Zweige der Jugendfürsorge zu einem 

großen System und einem einheitlichen praktischen Werk, und zweitens in der Tatsache, daß 

das Werk durch das Reich und für das Reich geschaffen ist“48.  

Insgesamt manifestierten sich im RJWG verschiedene Einflüsse: zum einen die Anliegen der 

sozialpädagogischen und berufsvormundschaftlichen Fachkräfte, für die Wilhelm Polligkeit und 

Christian Jasper Klumker beispielhaft stehen, dann die Perspektive der bürgerlichen Frauen-

bewegung, für die beispielsweise Gertrud Bäumer und Helene Lange stehen, und an der 

Schnittstelle von beidem, die im katholischen Milieu verwurzelte Agnes Neuhaus. Aber auch 

die Anliegen vonseiten der Sozialdemokraten und Kommunisten finden sich wieder, etwa da-

rin, dass die Jugendwohlfahrt im RJWG nicht primär als Teil der Armenhilfe normiert wurde, 

sondern – sicher durch die drängenden Nachkriegsnöte und das alle gesellschaftlichen Schich-

ten erfassende Massenelend bedingt – gleichermaßen für alle gesellschaftlichen Schichten, in-

dem mit dem Gesetz gleichermaßen die Jugendhilfe (Wohlfahrt) als auch die Jugendarbeit 

(Pflege) geregelt wurden.49  

Wichtig ist jedoch zu unterstreichen, dass es sich beim RJWG in erster Linie um ein Jugend-

amtsgesetz handelte. Es blieb einem obrigkeitlichen Denken in Maßnahmen zur Gefahrenab-

wehr verhaftet, gerichtet gegen „verwilderte“ und „kriminell“ gewordene Jugendliche, denen 

die väterliche Autorität fehle.50 Auf der anderen Seite kam es durch das Gesetz, wie Christoph 

Sachße formuliert hat, „Zur Bürokratisierung von Mütterlichkeit“51. 

                                                        

46 Klumker 1922, 54. 
47 Vgl. Matthes/Hopf 2003, 231 
48 zit. nach Matthes/Hopf 2003, 245 
49 Vgl. Uhlendorff 2005, 427 
50 Vgl. Schneider 1964, 102-111; ZFB 1917, 2. 
51 Vgl. Sachße 1986, 305-311. 
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2.3. Ein Gesetz im Geiste der „Mütterlichkeit“? 

In der Begründungsrede zur Interpellation aller im Reichstag vertretenen Frauen von 1921 hat-

te die Abgeordnete Mueller-Otfried der Hoffnung Ausdruck verliehen: 

„Wir ersehnen nicht ein Gesetz und wollen es ganz gewiß nicht herbeiführen, das uns lediglich eine bu-

reaukratische, nach schematischen Regeln arbeitende behördliche Jugendfürsorge mit einem Heer von 

neuen Beamten bringt, sondern wir wünschen eine Organisation, die ein planvolles Ineinandergreifen 

der öffentlichen und privaten Veranstaltungen und Einrichtungen gewährleistet und ermöglicht.“52 

Zu diesen „privaten Veranstaltungen und Einrichtungen“, die dem Wunsch der Interpellan-

tinnen entsprechend durch ein Jugendamt koordiniert werden sollten, gehörten in großem 

Umfange Institutionen, in denen sich vornehmlich Frauen ehrenamtlich und professionell be-

tätigten. Es kam hier also nicht nur zu einem politischen Ringen um das sogenannte Subsidiari-

tätsprinzip, mit anderen Worten um die Vorrangstellung zwischen den öffentlichen Behörden, 

wie dem Jugendamt, und den freien Hilfeeinrichtungen, sondern damit einhergehend zu einem 

Kampf zwischen institutionell geronnenen Formen von Männlichkeit und Weiblichkeit. Auf der 

einen Seite standen öffentliche Institutionen wie die Berufsvormundschaften, die einen Man-

gel an väterlicher Autorität kompensieren sollten, und auf der anderen Seite Vereine und Ver-

bände, in denen eine große Zahl Frauen eine Form organisierter Mütterlichkeit geschaffen und 

institutionalisiert hatte. Dadurch stellt das RJWG einen Bezugspunkt zur sogenannten bürgerli-

chen Frauenbewegung dar, die aufs Engste mit Namen wie Helene Lange und Gertrud Bäumer 

verknüpft ist.53 Die Vertreterinnen der bürgerlichen Frauenbewegung engagierten sich nicht 

nur für eine gesellschaftliche Besserstellung von Mädchen und Frauen – vor allem durch Bil-

dung –, sondern auch in den pädagogischen Fachdiskussionen.54 Diese Verschränkung von (So-

zial-)Pädagogik und einer bestimmten Frauenpolitik führte auch in der Jugendwohlfahrts- und 

Familienpolitik jener Zeit zur Aufwertung eines gewissen Eltern- und vor allem Mütterlichkeits-

                                                        

52 Paula Mueller-Otfried, Reichstagsprotokoll, 58. Sitzung 27.01.1921, Nachdruck in: Jordan/Münder 
1987, 83. 
53 Eine ausführliche Darstellung und Würdigung des politischen Wirkens und Lebens der beiden promi-
nentesten Vertreterinnen der Frauenbewegung am Anfang des 20 Jahrhunderts bietet die historische 
Arbeit von Angelika Schaser (2000). Darin findet sich auch eine sehr ausführliche und vortrefflich kom-
mentierte Darstellung des Forschungsstands zu Lange, Bäumer und der Frauenbewegung ihrer Zeit ins-
gesamt. Schaser unterstreicht zudem, dass die verbreitete Unterscheidung von bürgerlicher und sozialis-
tischer Frauenbewegung zu sehr die Gegensätze betont, trotz einer Vielzahl an Gemeinsamkeiten. Sie 
spricht daher übergreifend von der alten Frauenbewegung (2000, 13, 23). Mir erscheint hier aber der 
Begriff „bürgerlich“ besser geeignet, um deutlich zu machen, dass sich politischen Bestrebungen doch 
weitgehend innerhalb des bürgerlichen Gesellschafts- und Geschlechtermodells, wie es beispielhaft im 
BGB verankert war, bewegten, trotz teils schärfster Kritik an den patriarchalischen Zügen, die etwa von 
Marianne Weber oder eben von Lange und Bäumer geübt wurde. 
54 Vgl. Matthes/Hopf 2003. Lange und Bäumer setzten sich u. a. auch kritisch mit Ellen Keys Sichtweisen 
auseinander. Da es in dieser Arbeit nicht vorrangig um die pädagogischen Entwicklungen geht, sei hier 
nur auf die weiterführende Literatur verwiesen. Vgl. dazu bspw. die Beiträge von Bäumer (1901/02): 
„Der moderne Individualismus und die Erziehung“ und Lange (1906/07): „Vom Individualismus in der 
Erziehung“ Nachdruck in: Matthes/Hopf, 2003, 36-56. 
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ideals, das letztlich auch für das RJWG die Hintergrundfolie bildete: „Unter dem Begriff der 

‚geistigen Mütterlichkeit’ sollten die pflegenden und heilenden Potenzen und Kompetenzen 

der Frauen über den engen Familienkreis hinaus in der Gesellschaft zum tragen kommen.“55 In 

ähnlicher Weise argumentierte auch Agnes Neuhaus, die dezidiert keine Vertreterin des maß-

geblich von Lange und Bäumer geprägten Konzepts der „geistigen Mütterlichkeit“ war. Aller-

dings waren ihre Vorstellungen in weitem Umfang deckungsgleich. In einem 1929 erschiene-

nen Rückblick schrieb Neuhaus:  

„Ich will hier nicht die schon so oft und mit Recht gemachten Äußerungen wiederholen, daß die Frau 

auch in die politische Arbeit ihre Eigenart hineintrage *…+ Wie soll ich mich ausdrücken, um nicht un-

freundlich gegenüber dem Manne zu scheinen, nichts liegt mir ferner. Aber ich weiß jetzt, daß dem 

Mann – abgesehen von Ausnahmen, die ja nur die Regel bestätigen – einfach von Natur aus das Organ 

fehlt für diese Dinge, die für unser Volkstum, also auch in der Politik, von großer Bedeutung sind, die ei-

ne bestimmte, elementare, ich möchte fast sagen: naturhafte innere Anteilnahme und Behandlung ver-

langen. Das ist die Selbstverständlichkeit der Sorge für alles Hilfsbedürftige, Hilflose, Schwache, - für die 

hoffende und sorgende Mutter und ihr Kind (nicht etwa nur die uneheliche), für die körperlich und geis-

tig gefährdete, für die verwahrloste Jugend, für haltlose und wankende, gestrauchelte Menschen, - ich 

denke an all die Not, die eine Mutter verlangt. 

Das kann der Mann nicht, er kann keine Gesetze anregen, schaffen, ausbauen, die brauchbare Unterlage 

für die hier von dem lebendigen Leben geforderte Hilfe bringen.“56 

In diesem Zitat wird die vorherrschende Vorstellung dipolarer Geschlechts-Charaktere deut-

lich. Die bürgerliche Frauenbewegung als auch engagierte Sozialpolitikerinnen wie Neuhaus 

sahen in der „natürlichen“ Rolle der Mutter als Erzieherin der nachkommenden Generationen 

den zentralen Ausgangspunkt für eine veränderte und verbesserte Welt.57 Das übergeordnete 

Ziel war die Korrektur einer gesellschaftlichen Fehlentwicklung, die durch eine einseitig männ-

lich geprägte Kultur verursacht angesehen wurde.58 Dazu sollte die „natürliche Mütterlichkeit“ 

ein Gegengewicht bilden. Damit war jedoch keinesfalls gemeint, dass jede Frau, die Mutter 

wurde, hierzu geeignet wäre. Im Gegenteil viele Mütter, nicht zuletzt die ledigen Mütter, wur-

den aus vielfältigen Gründen hart kritisiert.59 Mit „Mütterlichkeit“ waren idealisierte, vermeint-

lich „echte“ weibliche Charaktereigenschaften gemeint, wie beispielsweise Wärme, Hilfsbe-

reitschaft, Einfühlungsvermögen oder Geborgenheit, die emphatisch als Elemente der 

„geistigen Mutterschaft“ proklamiert wurden.60 Zudem wurde bei alledem von der gemäßigten 

Mehrheit der bürgerlichen Frauenbewegung niemals die Ehe als Grundvoraussetzung in Frage 

gestellt. 

                                                        

55 Schaser 2000, 26 
56 Zitiert nach Hopmann 1977 [1949], 239. 
57 Vgl. Stecklina 1997. 
58 Vgl. Schaser 2000, 79. 
59 Zu der Kontroverse innerhalb der sog. Bürgerlichen Frauenbewegung zum Thema „Unehelichkeit“ zwi-
schen bspw. Gertrud Bäumer, Helene Lange, Alice Salomon und Marianne Weber einerseits und v.a. 
dem Bund für Mutterschutz, insbesondere dessen wichtige Vertreterin Helene Stöcker andererseits vgl. 
Buske 2004, 69-73. 
60 Vgl. Sachße 1986, 105–116; Stoer 2000, 93-98. 
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Exkurs: Konzepts der „geistigen Mütterlichkeit“ 

Helene Lange gilt als eine der wichtigsten Vordenkerinnen des Konzepts der „geistigen Mütterlichkeit“. 

In ihren 1921 erschienen Memoiren schrieb sie: 

„Denn bis jetzt ist die Frau keine Macht im Leben der Völker. Sie ist eine Macht im Heim, als Mutter, als 

Gefährtin des Mannes. Und nie haben Dichter innigere Töne gefunden als für das Hohelied der Frauen-

liebe, der Mutterliebe, der Gattentreue. (…)  

Gerade was echt und lebensvoll, nicht nur äußeres Programm, an der gesteigerten Kraft der Frau ist, 

wird zuerst und vor allem ihren engsten Kreis, ihre nächsten Beziehungen tönen und gestalten. Insofern 

sind die Frauen in der Familie (…) die Trägerinnen des neuen Geistes gerade an der entscheidensten 

Stelle. Sie werden nicht die Selbstlosigkeit verlieren, die das ewige Merkmal aller Mütterlichkeit ist. Aber 

sie werden an Sicherheit und Würde wiedergewinnen, die der verantwortungsbelasteten Hausfrau 

früherer Zeiten eigen war, die aber durch das Einschrumpfen dieser Verantwortung vielfach in flacher 

Damenhaftigkeit und Äußerlichkeit verloren ging.  

Und sie werden eine neue, bisher nicht getragene Würde erwerben: die unbewußt und bewußt selbst-

verständliche Behauptung ihres Menschentums. Wenn auch die Frau eine Macht als Mutter ist, so hat 

sie geistig in der Familie doch noch nicht alles bedeutet, was sie aus der Kraft ihres Wesens sein könnte. 

Der Weg der Kultur, der bezeichnend ist durch die allmähliche Hebung der Frauenwürde in der Familie, 

ist noch nicht zu Ende. Was das Familienrecht formal ausdrückt, ist vielfach auch innerlich das Wesen 

der Ehe. Und doch – wer mehr als ein halbes Jahrhundert bewussten Lebens überschaut, weiß, wie viel 

sich hier schon geändert, wie die geistige Kameradschaft den alten Patriarchalismus vielfach schon ver-

drängt hat. Das ist unprogrammatisch und den Frauen vielfach selbst unbewusst geschehen. Und das ist 

gut so. Denn an den innersten, lebendigsten Beziehungen gestaltet nur das Leben selbst, nicht die Theo-

rie. (…) 

Nur wenn die Frau so ihre Aufgabe in der Familie bewußt vertieft, wenn sie hier zeigt, daß sie nicht nur 

männliche Maßstäbe anzunehmen, sondern eigene zu schaffen weiß, wird sie als Hausfrau und Mutter – 

dann aber auch entscheidend – die neue Kultur heraufführen helfen, dazu beitragen, die Frau zu einer 

Macht im Leben der Völker zu machen.“
61

 

Vor diesem Hintergrund ist noch einmal besonders zu betonen, dass das RJWG 1922 nur ver-

abschiedet wurde und 1924 tatsächlich in Kraft trat, weil die 33 Parlamentarierinnen aller 

Fraktionen, allesamt Repräsentantinnen der gemäßigten oder bürgerlichen Frauenbewegung, 

auf Initiative von Agnes Neuhaus hin am 20. November 1920 dem Reichstag eine Interpellation 

vorgelegt hatten, in der sie nachdrücklich „im Interesse unserer Jugend eine möglichst baldige 

reichsgesetzliche Regelung dieser Materie“62 forderten. Das RJWG verdankt seine Existenz dem 

Engagement der Frauen im Parlament, die „nicht selten in überparteilicher Zusammenarbeit, 

damit beschäftigt *waren+, ‚mütterliche’ Politik auf höchster Ebene zu realisieren“63.  

                                                        

61 Zitiert nach Beckmann 1931, 87-89. 
62 Nachdruck in: Jordan/Münder 1987, 81. 
63 Stoehr 2000, 96. 
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2.4. In-Kraft-Treten 

Dass das RJWG 1924 tatsächlich in Kraft treten konnte, wie es ursprünglich vorgesehen war, 

war angesichts der dramatischen politischen Entwicklungen keineswegs selbstverständlich. Die 

allgemeine Wirtschaftskrise und die enorme Inflation im Jahr 1923 ließen ein Inkrafttreten des 

RJWG zunehmend fraglich erscheinen. Die flächendeckende Einrichtung von Jugendämtern64, 

einer der zentralen Punkte des Gesetzes, erschien nun als finanzielle Überforderung der Län-

der und Gemeinden. Dementsprechend wurde im November 1923 vom Städtetag die Forde-

rung erhoben, das RJWG bis auf den Abschnitt zum Vormundschaftswesen (!) gänzlich aufzu-

geben.65 Denn von der Idee der Amtsvormundschaft erhoffte man sich eine Entlastung der 

öffentlichen Kassen. Der Verband Deutscher Landkreise wollte demgegenüber nicht einmal die 

Amtsvormundschaft bewahren, da man sie für ländliche Regionen ungeeignet hielt. Durch sol-

che Bestrebungen alarmiert, berief der Deutsche Verein Anfang Dezember 1923 eine Konfe-

renz ein, auf der ein für alle Seiten tragbarer Kompromiss gefunden werden sollte und schließ-

lich auch gefunden wurde. Mit Blick auf die Finanzkrise hieß es in dem Vermittlungsvorschlag 

vom 10. Dezember 1923:  

„Unter diesen Umständen hält es unser Verein für die gegebene Lösung, zwar an dem Zeitpunkt des 1. 

April 1924 für das Inkrafttreten des Gesetzes festzuhalten, jedoch für eine Übergangszeit von etwas drei 

Jahren Bestimmungen zu erlassen, die in erweitertem Umfange eine Befreiung von der Errichtung von 

Jugendämtern, die Übertragung ihrer Aufgaben auf bestehende Behörden und die Einschränkungen ih-

res Aufgabenkreises zuzulassen.“66 

Mitte November war die Reichsmark durch die sogenannte Rentenmark ersetzt worden, was 

zwar zu einem Abbremsen der Inflation führte, aber nichts an der allgemeinen Finanznotlage 

änderte: „Hatten vorher die Gemeinden infolge der Inflation zu viel Geld ohne Kaufkraft, so 

jetzt infolge der Neuwährung zu wenig Geld mit Kaufkraft.“67 – Das galt im Übrigen auch für 

Familien und ledige Mütter samt ihrer Kinder: Den unterhaltspflichtigen Vätern fiel es schwer 

ihren Pflichten nachzukommen, und wenn sie dies taten, dann war mit dem gezahlten Betrag 

angesichts des hyperinflationären Geldwertverfalls nicht mehr viel anzufangen.68 – Der Deut-

sche Verein nahm mit seinem Vermittlungsversuch von Außen auf den Gesetzgebungsprozess 

Einfluss. Im Inneren des parlamentarischen Betriebs war es abermals Neuhaus. Sie organisierte 

im Reichstagsgebäude eine Demonstrationsversammlung, bei der sie eine Rede hielt, in der sie 

nachdrücklich für das Inkrafttreten des RJWG warb.69 Als günstiger politischer Umstand für 

Neuhaus erwies sich hierbei, dass das Zentrum zu diesem Zeitpunkt mit Wilhelm Marx den 

Kanzler stellte. Neuhaus konnte ihren Parteifreund überzeugen, das Gesetz in Kraft treten zu 

                                                        

64 Vgl. § 8 RJWG. 
65 Vgl. hier und im Folgenden: Hasenclever 1978, 60; Orthband 1980, 186f. 
66 Zitiert nach Orthband 1980, 187. 
67 Ebd.  
68 Vgl. Buske 2003, 110. 
69 Vgl. hier und im Folgenden: Hopmann 1977 [1949], 255. 
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lassen, was aufgrund des Ermächtigungsgesetzes vom 08.12.1923 („zur Überwindung der Not 

von Volk und Reich“) im Ermessen der Reichsregierung gelegen hatte. Allerdings wurde das 

RJWG sechs Wochen vor Inkrafttreten per Verordnung vom 14.02.1924 auf Grundlage dieses 

Ermächtigungsgesetzes weitreichend ausgehebelt. So wurde, wie es der Kompromissvorschlag 

des Deutschen Vereins vorgesehen hatte, die flächendeckende Einrichtung eigenständiger Ju-

gendämter gemäß § 8 RJWG ins Ermessen der obersten Landesbehörden gestellt und damit in 

der Regel aufs Abstellgleis. Das stellte auch § 35 RJWG in Frage, in dem es hieß: „Mit der Ge-

burt eines unehelichen Kindes erlangt das Jugendamt des Geburtsortes die Vormundschaft.“ 

Die §§ 40 und 44 RJWG sahen aber die Möglichkeit vor, dass anstelle des Jugendamtes auch 

einem Einzelvormund die Vormundschaft übertragen werden konnte – was eine der zentralen 

Forderungen von Neuhaus und der katholischen Kräfte insgesamt gewesen war.70 Vielfach 

wurde die Amtsvormundschaft anderen Behörden übertragen. Grundlage dafür war eine For-

mulierung, mit der in der Verordnung die Möglichkeit geschaffen wurde, „die dem Jugendamt 

obliegenden Aufgaben einer anderen nach Maßgabe des Gemeindeverfassungsrechts gebildeten Amts-

stelle der Selbstverwaltung oder einer anderen geeigneten Amtsstelle zu übertragen, die erforderlichen-

falls eine auf die Jugendwohlfahrt hinweisende Zusatzbezeichnung zu führen haben“71. Anders als in 

dem Vermittlungsvorschlag des Deutschen Vereins vorgesehen worden war, wurden diese 

Ausnahmeregelungen nicht auf drei Jahre begrenzt. Die Folge war, dass das Gesetz in vollem 

Umfang erst durch eine Novelle von 1953, also dreißig Jahre nach seiner Verabschiedung, in 

Kraft trat.72 An Neuhaus gerichtet erklärte Wilhelm Polligkeit auf einer Sitzung des Deutschen 

Vereins aus Anlass ihres 70. Geburtstags im März 1924: 

 „Es ist nicht zu viel gesagt, wenn wir feststellen, daß dieses Gesetz, welches hoffentlich den Markstein 

für eine neue Epoche der deutschen Jugendfürsorge bilden wird, nicht verabschiedet worden wäre, 

wenn es nicht Ihrer ebenso unermüdlichen wie sachkundigen Mitwirkung gelungen wäre, die stets neu 

auftauchenden Schwierigkeiten zu überwinden.“
73

 

  

                                                        

70 Vgl. Jenner 2006, 94. 
71 Nachdruck in: Jordan/Münder 1987, 153. 
72 Vgl. hierzu bspw. Gries/Ringler 2005, 30-34; Hasenclever 1978, 58-62; Jenner 2006, 92-95; Schneider 
1964, 113; Uhlendorff 2003, 315f. 
73 Zitiert nach Hopmann 1977 [1949], 256. 
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Gesetzeskritik und Entwicklung des Archivs 

2.5. Klumkers Kritik am RJWG: Verwässerung des „Erziehungsgedankens“ 

Klumker war äußerst unzufrieden mit der Entwicklung, die das RJWG letztlich genommen hat-

te. Innerhalb des Gesetzgebungsprozesses hatte das Archiv deutscher Berufsvormünder und 

vor allem Klumker selbst den Versuch unternommen, den Vormundschaftsdiskurs in seinem 

Sinne nachhaltig zu beeinflussen. Dieses Vorhaben war weitgehend gescheitert. Klumker hatte 

mit eigenen Gesetzesentwürfen und in unzähligen Artikeln vehement dafür gestritten, dass das 

Jugendamt ein „Erziehungsamt“74 unter Führung der bisherigen Berufsvormünder würde. 

Klumkers Verständnis von Erziehung beschränkte sich dabei nicht allein auf die unmittelbare 

Erziehung von Kindern und Jugendlichen, sondern umfasste auch „*d+as große Gebiet der un-

absichtlichen, unbewussten Erziehungseinflüsse“75. So seien „Kameradschaft“, „die Straße“ 

und „das ganze Gesellschaftsleben, mit dem das Kinde in Berührung“76 komme, ebenfalls Teil 

der Erziehung. Heute wäre eher von Peergroups, sozialem Umfeld und Umwelt die Rede und 

würde man sie als Sozialisationsfaktoren bezeichnen. Wie dem auch sei, Klumker jedenfalls sah 

die zentrale Aufgabe des zukünftigen Jugendamtes darin, Einfluss auf all diese Bereiche zu 

nehmen, die er an der „Formung des Menschen“77 beteiligt sah.78 In diesem Sinne hätte Erzie-

hung, seiner Ansicht nach, zum Dreh- und Angelpunkt der gesamten öffentlichen Jugendfür-

sorge werden müssen.  

Mit dem RJWG schien ihm der umfassende Erziehungsgedanke allerdings Makulatur ge-

worden. Er drückte später wie folgt sein Bedauern darüber aus: „Leider hat die Bewegung die-

ses Ziel nicht erreicht, und vieles, was erreicht worden war, ist leider seitdem schon in bedenk-

lichem Umfange zerstört worden.“ 79  Der von vielen bis in die Gegenwart 80  gelobte 

Kompromisscharakter des RJWG stellte für Klumker nichts anderes als übereilte „Gesetzesma-

cherei der Nachkriegszeit“81 dar, „die übelste Folgen gehabt“ hätte. Anstatt klare und engum-

grenzte Aufgaben eines Jugendamtes zu definieren, sei das Gesetz „eine Zusammenschachte- 

  

                                                        

74 Klumker 1927, 1. 
75 Ebd. 8. 
76 Ebd. 1. 
77 Ebd. 1. 
78 Vgl. ebd. 7. 
79 Ebd. 2. 
80 Vgl. bspw. Buske 2003, 106. 
81 Hier und im Folgenden: Klumker 1927, 5. 
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lung entgegengesetzter Forderungen“82 geworden. Allerdings war der Umfang des RJWG durch 

die Notverordnungen derart zusammengeschrumpft, dass „der Wirkungskreis der Jugendäm-

ter, den man eben erst ins Ungemessene erweitert hatte, stark beschnitten“83 worden sei. 

Dabei erschien Klumker zum Zeitpunkt der Verabschiedung des Gesetzes das Jugendamt als 

eine solche Erziehungsinstanz dringend geboten. Denn der erhebliche Wandel der Gesellschaft 

innerhalb des zurückliegenden Jahrhunderts, nicht zuletzt in der Wirtschaftsform, hätte dazu 

geführt, dass die Familien in der Mehrheit nicht mehr allein die erforderliche Erziehungsarbeit 

der Kinder und Jugendlichen leisten konnten.84 Daher hielt er „*g+ewaltige planvolle Erzie-

hungsleistungen der Gesellschaft“85 für unbedingt notwendig. Diese öffentliche Erziehung be-

trachtete er als zentrale Aufgabe der entstehenden Kinder- und Jugendfürsorge, in deren Zent-

rum das Jugendamt als Koordinierungsstelle hätte stehen sollen. Dem Jugendamt kam in 

Klumkers Modell die „Erziehungsleitung“86 zu, das heißt, zum einen: die Koordination von Be-

ratungsleistungen, die beispielsweise von Müttervereinen, Säuglings- und Mütterberatungs-

stellen, Fürsorgestellen oder auch dem Jugendamt selbst erbracht werden sollten.87 Zum ande-

ren heißt das: Aufsicht darüber, dass die Kinder eine entsprechende Erziehung bekämen. Ziele 

und Inhalte der Erziehung ergaben sich für Klumker auf folgende Weise: „Was die Gesellschaft 

oder Gruppen in ihr an Erziehung für notwendig erachten, zu dessen Leistung soll auf diesen 

beiden Wegen die Familie angeleitet, verpflichtet werden.“88 Die Aufgabe des Jugendamtes, 

und zwar nötigenfalls in enger Zusammenarbeit mit dem Vormundschaftsgericht, bestand sei-

ner Ansicht nach also nicht primär in unmittelbarer Erziehung von Kindern, sondern in Anlei-

tung zur Erziehung und Gewährleistung von Erziehung. Es wurde eine pädagogische Disziplin 

konzipiert, die auf Pflegefamilien, auf Tageseinrichtungen wie Horte, auf Waisenhäuser und 

Erziehungsanstalten zielte. An erster Stelle jedoch standen die Eltern im Visier dieser Disziplin, 

denn sie galten an vorderster Stelle als zur Erziehung der Kinder verpflichtet. 

Die Kontrolle und Korrektur elterlicher Erziehung schien Klumker absolut notwendig. Für 

ihn war klar, dass die Familien angesichts der gesellschaftlichen Verhältnisse in ihrer Mehrzahl 

nicht mehr allein die gesamte Erziehung ihrer Kinder erbringen konnten, wie sie für ein Funkti-

onieren der Gesellschaft notwendig geworden war. Mit anderen Worten, für ihn stand unver-

rückbar fest, dass es das Jugendamt brauchte, um die Eltern zu erziehen. Denn die vielfältigen 

Beratungsangebote der freien Träger wären, so seine Sorge, im Zweifelsfall nutzlos geblieben, 

denn: „Solche Beratung setzt voraus, daß Eltern willig und bereit sind, sie anzunehmen“89. Die 

entscheidende Frage bestand also darin, wie es gelingen konnte, die Eltern davon zu überzeu-

gen, dass sie auf Unterstützung (Beratung) vonseiten Dritter angewiesen seien. Es ging also  

                                                        

82 Ebd. 6. 
83 Ebd. 6. 
84 Vgl. Klumker 1923, 5. 
85 Ebd. 6. 
86 Ebd. 12. 
87 Vgl. ebd. 7f. 
88 Ebd. 7. 
89 Ebd. 8. 
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darum, Willigkeit und Bereitschaft zur Beratung in den Eltern zu erzeugen. An diesem Punkt 

brachte Klumker die Aufsichtsfunktion der öffentlichen Jugendfürsorge über die Familien ins 

Spiel.90  

Diese Aufsicht sollte überwachen, dass die Kinder eine angemessene Erziehung erhielten, 

angemessen in dem Sinne, wie es die von Klumker erwähnten „bestimmten gesellschaftlichen 

Gruppen“ definierten. Diese Sichtweisen müssten dann einen Grad allgemeiner Überzeugung 

erlangen, auf deren Grundalge eine entsprechende Erziehung tatsächlich Staatsaufgabe wer-

den konnte, gestützt durch allgemeine Gesetze, flankiert durch Polizeiverordnungen und so 

weiter. Dies war für Klumker die notwendige Voraussetzung, um die Erziehungsziele „selbst da 

durchzusetzen, wo die Eltern ihre Zweckmäßigkeit nicht einsehen oder sich nicht fügen wollen. 

Dieser Widerstand wird dann durch Zwang, durch Strafen gebrochen, vielleicht auch dadurch 

beseitigt, daß das Kind weggenommen und in eine andere Umgebung gebracht wird.“91 Argu-

mentationsgrundlage war hierbei der Kinderschutz, etwa die Durchsetzung des Kinderarbeits-

verbots, wie es durch das Kinderschutzgesetz von 1903 normiert worden war.92 Eine funktio-

nierende Aufsicht, die den Schutz des Kindes gewährleisten sollte, blieb demzufolge davon 

abhängig, dass tatsächliche Missstände auch bekannt würden, bei den zuständigen Einrichtun-

gen wie dem Vormundschaftsgericht angezeigt würden und schließlich durch politische Maß-

nahmen effektiv abgestellt würden. Für Klumker war somit ebenfalls klar, dass Probleme wie 

die Kinderarbeit nicht allein mit Zwang und durch Strafe zu bekämpfen waren, sondern etwa 

die Überwindung von Armut voraussetzte, damit Eltern ihre Kinder nicht mehr zur Arbeit an-

halten würden.93 In solchen Feldern sah Klumker die Hauptaufgabe der öffentlichen Jugendfür-

sorge durch Jugendämter und Vormundschaftsgerichte. Vor diesem Hintergrund ist zu verste-

hen, was Klumker ausführte: 

„Grundsätzlich ist die Familie der Obervormundschaft, der Aufsicht des Vormundschaftsrichters unter-

stellt, die freilich nicht ständig in Wirksamkeit tritt, sondern nur, wo ein besonderer Anlaß vorliegt. *…+ 

Wir werden in absehbarer Zeit dahin kommen, die elterliche Gewalt als eine Aufgabe anzusehen, die 

von der Gesellschaft den Eltern übertragen ist, die jederzeit vom Richter eingeschränkt, ja beseitigt wer-

den kann, wenn ihr Zweck, zu dem sie übertragen wurde, die Erziehung des Kindes es nötig macht.“94 

In diesem Textausschnitt wird deutlich, wie sehr es um eine Normierung elterlichen Verhal-

tens ging. Erziehung der Kinder sollte allgemein-gesellschaftlichen Zwecken dienen. Bei Peter-

sen war am Beispiel der Anstaltserziehung deutlich geworden, dass damit zum einen die Erzie-

hung zur Fügsamkeit unter ein abstraktes Gesetz gemeint war, aber zugleich und vorrangig die 

Erziehung zur Erwerbstätigkeit bei den Jungen und zur Hausfrau und Mutter bei den Mäd-

chen.95 Dies ist mitzubedenken, wenn die Erziehung zum „Mittelpunkt des Jugendamtes“96 er-

                                                        

90 Vgl. ebd. 
91 Ebd. 8f. 
92 Vgl. ebd. 9. 
93 Vgl. ebd. 10. 
94 Ebd. 24f. 
95 Siehe oben. 
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klärt wurde und wenn für Jugendamtsbeamte zur Bedingung gemacht werden sollte: „Worin 

also jeder Beamte*…+ geschult sein muß, das ist die Erziehungsarbeit; für sie, für Wesen und 

Art des Kindes muß jeder, der im Jugendamt tätig ist, Sinn und Gefühl besitzen. Je wichtiger 

aber der Posten eines Beamten ist, um so gründlicher muß seine Ausbildung in dieser Hinsicht 

sein.“97 Klumker hielt dafür den Berufsvormund am geeignetsten.  

Von daher war er umso stärker vom RJWG enttäuscht, mit dem nicht der Berufsvormund 

zum Leiter des Jugendamtes erklärt wurde, sondern ein Kollegium aus leitenden Beamten und 

in der Jugendwohlfahrt erfahrenen Männern und Frauen, vor allem Vertreter/-innen der freien 

Vereinigungen der Jugendwohlfahrt und Jugendbewegung.98 Klumker und viele andere der im 

Archiv organisierten Berufsvormünder hatten im Gegensatz dazu stets die Auffassung vertre-

ten: Die Leitung des Jugendamtes als „Keimzelle eines Erziehungsamtes“99 könne „nur durch 

Persönlichkeiten geschehen, die über eine sehr gute Schulung verfügen, selbst Anstaltsbetrie-

be verschiedener Art gründlich kennen gelernt haben und in Erziehungsfragen wohl unterrich-

tet sind.“100 Verstärkt wurde Klumkers Ernüchterung dadurch, dass durch die Notverordnung 

nicht einmal die Amtsvormundschaft überall eingeführt werden musste.101 Vor dem Inkrafttre-

ten des beschnittenen RJWG hatte Klumker noch anerkennend geäußert, dass sich allmählich 

die Einsicht durchgesetzt hätte, „daß überall im Reiche das uneheliche Kind bei seiner Geburt 

einen solchen Vormund finden müsse.“102 Was so auch im 1922 verabschiedeten Reichsju-

gendwohlfahrtsgesetz Niederschlag gefunden hatte. Klumker meinte beispielsweise die Cent-

rale, wenn er ferner schrieb: „Die Vereine, die bisher in dieser Vormundschaft tätig waren, sind 

selbst entschieden für diese Neuerung eingetreten. Sie haben dabei ihren Wirkungskreis den 

Jugendämtern abgetreten, so dem Wohle des Kindes sich selbst untergeordnet und auf eine 

lieb gewordene Arbeit verzichtet.“103 Hieraus wird auch die große Enttäuschung erklärlich, die 

aus Klumkers Schriften spricht, die nach 1924 erschienen. Klumker hatte sich in der Centrale, 

dem Deutschen Verein und nicht zuletzt im Archiv zwei Jahrzehnte lang für den öffentlichen 

Schutz der unehelichen Kinder eingesetzt. Seine Position war: „Da sie keinen Vater haben und 

der Mutter nur die Sorge für die Person zusteht, so müssen sie alle einen Vormund bekom-

men. Dieser hat der Mutter bei jener Sorge zu helfen, das Kind rechtlich zu vertreten und sein 

Vermögen zu verwalten.“104 Klumker hielt die im BGB als Regelfall verankerte Einzelvormund-

schaft für ungeeignet, sodass er in der Amtsvormundschaft des Jugendamtes „die wesentlichs-

te Grundlage des Unehelichenschutzes gegeben“105 sah. Er meinte: „*A+ller weiterer Fortschritt 

                                                                                                                                                                   

96 Klumker 1923, 49. 
97 Ebd. 
98 Vgl. § 9 RJWG. 
99 Klumker 1927, 1. 
100 Klumker 1923, 41f. 
101 Vgl. Klumker 1927, 7. 
102 Klumker 1923, 27f. 
103 Ebd. 
104 Klumker 1923, 27f. 
105 Ebd. 
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muß sich an diese Amtsvormundschaft anlehnen und auf ihr aufbauen.“106 Hieran knüpfte er 

die Hoffnung, dass schon bald auch das Unehelichenrecht geändert würde und zwar derge-

stalt, dass dabei die vormundschaftliche Stellung des Jugendamts gefestigt würde, da nur so 

der Schutz der Kinder gewährleistet werden könnte.107 Er hoffte ferner, dass Regelungen ge-

funden würden, dass Mutter oder Vater unehelicher Kinder nach vormundschaftsgerichtlicher 

Prüfung Teile der elterlichen Gewalt übertragen werden könnten. Er forderte, es müssten „die 

Vorurteile gegen das uneheliche Kind verschwinden, die in manchen Teilen der Gesellschaft 

noch vorhanden“ 108 waren, da er in ihnen die Gefahr sah, „was die Amtsvormundschaft sich 

bemüht, gut zu machen, leider zu hemmen oder gar zu vernichten. Das Kind hat doch nichts 

verschuldet; und kein eheliches Kind hat von Natur ein Vorrecht vor ihm.“109  

1923 war Klumker davon ausgegangen, dass etwa eine Million Kinder unter 14 Jahren eines 

Amtsvormundes bedürften. Von den Jugendämtern hätte also für eine Million Kinder Unterhalt 

geleistet „oder von den Pflichtigen beigetrieben, also verwaltet werden müssen. Ein gewaltiges 

Stück Erziehungsarbeit“110, wie Klumker resümierte. Mit dem 1924 stark beschnitten in Kraft 

getretenem RJWG war jedoch völlig ungewiss, inwieweit die Amtsvormundschaft flächende-

ckend eingerichtet würde und ob sie schließlich einen Teil der „Erziehungsleitung“ überneh-

men würde, wie sie sich Klumker vorgestellt hatte.111 Klumker selbst meinte später, dass die 

„Gestaltung der neuen Jugendämter dem Zufall überlassen“112 worden war. Insgesamt schien 

er wenig hoffnungsfroh, dass seine Vorstellungen Umsetzung finden würden angesichts des 

allgemeinen Personalabbaus im öffentlichen Dienst: „Beamte aus allen möglichen Ämtern, die 

nie im geringsten mit Erziehung zu tun hatten, wurden in den zahlreichen Stellen der neuen 

Jugendämter untergebracht.“113 Von daher sah Klumker die weitere Aufgabe – nicht zuletzt des 

Archivs – darin, den Erziehungsgedanken in „die Jugendämter und ihre Tätigkeit“114 hineinzu-

bringen. Pessimistisch fügte er jedoch hinzu: „Die Aussichten dafür sind im großen höchst un-

günstig; um so bedeutsamer ist der Weg der Kleinarbeit.“115 

2.6. Stabilisierung und Ausweitung der Diskursmacht 

Klumker selbst konzentrierte sich seit Anfang der 1920er auf eben diese „Kleinarbeit“, widme-

te sich verstärkt seiner Lehrtätigkeit, sowohl in Aus- und Weiterbildungskursen der Centrale 

                                                        

106 Ebd. 29f. 
107 Vgl. hier und im Folgenden: ebd. 
108 Ebd. 29f. 
109 Ebd. 
110 Ebd. 47. 
111 Vgl. ebd. 12f. 
112 Klumker 1927, 9. 
113 Ebd. 8. 
114 Ebd. 9. 
115 Ebd. 
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und des Archivs aber vor allem im Rahmen seiner Professur116 für Fürsorgewesen und Sozial-

pädagogik an der Frankfurter Universität. Hier konnte er seine Sicht direkt an die (künftigen) 

Jugendamtsbeschäftigten vermitteln. Man kann dies als „Ausweichmanöver“117 begreifen, um 

das eigentliche Ziel, die Verankerung der Disziplin Vormundschaft in den Jugendämtern, auf 

anderem Wege als dem der Gesetzgebung zu erreichen. Klumker blieb weiterhin Vorsitzender 

des Archivs, aber seine weitere Entwicklung wurde ab 1923 zunehmend durch den neuen Ge-

schäftsführer geprägt, dem zu diesem Zeitpunkt erst 26 Jahre alten Heinrich Webler (1897-

1981) – der die Leitung bis 1965 innehaben sollte. Webler hatte unter anderem bei Klumker 

studiert. 1922 hatte er promoviert und im Jahr darauf, inmitten der allgemeinen Wirtschafts-

krise, die Geschäftsführung des Archivs übernommen.  

Die schwierige wirtschaftliche Situation hatte auch Auswirkungen auf das Archiv. Die gro-

ßen Jahrestagungen, die bis in die letzten Kriegsjahre regelmäßig stattgefunden hatten, waren 

in dieser Form nicht mehr möglich. Schon 1922 waren erste Sparmaßnahmen ergriffen wor-

den, so wurde beispielsweise Nichtmitgliedern nicht mehr kostenlos Auskunft erteilt, sondern 

bei Erstanfrage 25 Mark und für alle weiteren Auskünfte 10 Mark in Rechnung gestellt.118 Ver-

mutlich hätte die Entwicklung des Archivs angesichts des akuten Geldmangels bald ein Ende 

gefunden, wenn nicht zwischen Archiv und dem Deutschen Verein, vor allem durch Klumker 

und Polligkeit, eine enge personelle, ideelle und infrastrukturelle Verbindung bestanden hät-

te.119 Der Deutsche Verein, dessen erster Vorsitzender und Geschäftsführer in Personalunion 

seit 1922 Wilhelm Polligkeit war, bewahrte das Archiv vor dem Bankrott. Webler richtete das 

Archiv in den folgenden Jahren neu aus, verstärkt wurde vor allem die fachliche Beratungstä-

tigkeit für die neu entstandenen Jugendämter, also das, was Klumker als „Kleinarbeit“ be-

zeichnet hatte.120 War es der Gründergeneration um Taube, Klumker, Neuhaus, Petersen oder 

auch Polligkeit vorrangig darum gegangen, eine reichsweite Etablierung von Jugendämtern 

und dabei vor allem deren vormundschaftliche Funktion zu erreichen, so orientierte Webler 

sich und das Archiv, da das RJWG diese Bedingungen bei aller Detailkritik ja erfüllt hatte, auch 

breiter jugendpolitisch; was wohl damit in Zusammenhang stand, dass er der Jugendbewegung 

eng verbunden war (mit 12 Jahren war er dem „Wandervogel“ beigetreten)121.  

Entscheidender für den hiesigen Kontext ist aber, dass sich die Position des Archivs nach 

dem Inkrafttreten des RJWG verfestigte, wie etwa die rasant steigende Mitgliederzahl verdeut-

lichte: zwischen 1922 und 1931 von 430 auf 1.231 Mitglieder.122 Darunter waren in großer Zahl 

die auf Grundlage des RJWG trotz aller widrigen Voraussetzungen im ganzen Deutschen Reich 

entstandenen Jugendämter. – Laut Reichsstatistik gab es am 31. März 1928 1251 Jugendämter, 

darunter 30,6 % selbständige Jugendämter, die restlichen zwei Drittel waren Teile eines ande-

                                                        

116 Die er von 1920 bis 1936 innehatte. Vgl. Neises 1968, 87; Webler 1942, 89. 
117 Foucault 2003 [1973], 11. 
118 Vgl. Jenner 2006, 96. 
119 Vgl. ebd. 
120 Vgl. ebd. 97. 
121 Vgl. Kuhlmann 1998, 612. 
122 Vgl. hier und im Folgenden: Jenner 2006, 97. 



 216 

ren Amtes, meist des Wohlfahrtsamtes.123 – Auch die Zahl der Beschäftigten in der Frankfurter 

Geschäftsstelle des Archivs stieg zwischen 1922 und 1931: von 2 auf 12124. Einen stetig größer 

werdenden Aufgabenbereich des Archivs stellte die Unterhaltsbeitreibung aus dem Ausland 

dar. Hierzu passend erschien 1924 eine aktualisierte zweite Auflage von Hans Tomfordes 1915 

erstmals aufgelegten Buches „Die Unterhaltsklage des unehelichen Kindes im In- und Auslan-

de“; die dritte und vierte Auflage von 1930 und 1935 verantwortete Webler gemeinsam mit 

dem Juristen Friedrich Diefenbach. Die Summe der beim Archiv aus dem Ausland eingehenden 

Unterhaltsbeträge stieg von 18.518 Mark für das Rechnungsjahr 1924/25 auf 198.015 Mark für 

1930/31, im Jahr 1931 war das Archiv mit rund 10.000 solcher Fälle beschäftigt.125 Die neue 

durch das RJWG geschaffene Gesetzesgrundlage erweiterte das Betätigungsfeld des Archivs. So 

löste ab 1925 der Rundbrief des Archivs deutscher Berufsvormünder das Zentralblatt als Mit-

gliederzeitschrift ab, da das Zentralblatt zum gemeinsamen Organ von Archiv, Allgemeinem 

Fürsorgeerziehungstag und Deutschem Kinderschutzverband umgebaut worden war.126 Insbe-

sondere der Rundbrief entsprach der „Kleinarbeit“, mit der die Idee der Amtsvormundschaft 

durch das Archiv in die Jugendämter hineingetragen wurde. Der Rundbrief berichtete über die 

aus Sicht der Amtsvormundschaft wichtigen Gerichtsentscheidungen und über die aktuelle 

Rechtsentwicklung. Unterfüttert wurde dies ab 1926 durch diverse vom Archiv herausgegebe-

ne Einzelpublikationen, in denen spezielle Fragen vor allem der Jugendamtstätigkeit behandelt 

wurden: 

Abbildung 7: Publikationen des Archivs Deutscher Berufsvormünder 1926-1929 

1926  

Archiv: Vaterschaftsfeststellung und Verwandtschaft im Unehelichenrecht. Be-

richt über die Sachverständigenkonferenz des A.D.B. vom 26. und 27. Feb-

ruar 1926 zu Dresden 

Archiv: Gesetzentwürfe zur Reform des Unehelichenrechts 

Alice Eisner: Die letzten zivil- und öffentlichrechtlichen Mittel gegen böswillige Unter-

haltspflichtige (2., stark erw. Aufl./1927; 3., völlig überarb. und erw. Aufl. 

1932)  

  

1927  

Erich Müller: Beurkundungen im Jugendamt. Mit Gesetzestexten der Länder, Muster-

beispielen und Formularen  

Friedrich Tegtmeyer: Verzeichnis der deutschen Jugendämter 

 - Teil 1: Preußen (1927) 

 - Teil 2: Länder außer Preußen (1928) 

  

1928  

                                                        

123 Vgl. Hasenclever 1978, 100. 
124 1929/30 waren es sogar 14 Beschäftigte. Vgl. Jenner 2006, 98. 
125 Vgl. ebd. 100. 
126 Vgl. hier und im Folgenden: ebd. 98. 
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Margarete zur Nieden: Adoptionsvermittlung. Entwicklung, Bedeutung, Organisation, Ar-

beitsweise, Finanzierung  

Archiv: Gesetzentwürfe zum Unehelichenrecht. Gegenentwurf und Regie-

rungsentwurf 

Annemarie Wulff: Das Schicksal der Unehelichen in Berlin 

Gottlieb Friedrich Storck: Die ausländischen Minderjährigen im deutschen Jugendrecht 

  

1929  

Elfriede Walter: Uneheliche Kinder in der Vaterfamilie. Untersuchungen auf Grund des 

Materials eines Berliner Bezirks-Jugendamtes 

  

Die Auslandsarbeit, die vielfältigen Fort- und Weiterbildungsangebote und nicht zuletzt die 

Publikationen festigten die Autoritätsposition des Archivs im Vormundschaftsdiskurs. Auf eine 

dieser Publikationen soll im Folgenden exemplarisch ein wenig näher eingegangen werden.  

2.7. Schärfung des amtsvormundschaftlichen Disziplinierungsinstrumen-

tariums 

Zwischen 1926 und 1932 war Alice Eisners „Die letzten zivil- und öffentlichrechtlichen Mittel 

gegen böswillige Unterhaltspflichtige“127 in drei Auflagen erschienen. Eisners Abhandlung hatte 

zum Ziel, all jene juristischen Mittel aufzuzeigen, die den Jugendämtern zur vormundschaftli-

chen Disziplinierung der Unterhaltsverpflichteten zur Verfügung standen. Webler unterstrich in 

seinem Vorwort zur 1932er Auflage die besondere Bedeutung von Eisners Arbeit damit, dass 

die „Zwangsmaßnahmen gegen böswillige Unterhaltspflichtige den Berufsvormund und -

pfleger in wachsendem Maße in Anspruch nehmen“128 würden. Auf Grundlage eines preußi-

schen Gerichtsurteils im Jahre 1931 waren die Jugendämter im größten Bundesland des Deut-

schen Reiches dazu verpflichtet worden, die im RJWG vorgesehenen hoheitlichen Aufgaben 

wie die Amtsvormundschaften zu übernehmen. Demnach gab es einen besonderen Bedarf an 

juristischen Handreichungen. Vor diesem Hintergrund ist die Neuauflage von Eisners Buch zu 

sehen. Denn das Archiv strebte in Fragen der (Amts-)Vormundschaft nach Deutungshoheit. So 

hoffte man, wie Webler in seinem Vorwort deutlich machte, neben den Amtsvormundschaften 

auch Rechtsanwälten und Fürsorgeverbänden mit dieser Publikation „gute Dienste“, so Web-

ler, zu leisten.129  

Im Zentrum der Abhandlung stand darum das Arsenal der rechtlichen Disziplinierungsmit-

tel, darunter zivilrechtliche Mittel wie Pfändung, Zwangsvollstreckungen, Offenbarungseid, 

Konkurs oder auch einstweilige Verfügungen aber auch öffentlichrechtliche („Passsperre“) und 

                                                        

127 Ich beziehe mich im Folgenden auf die letzte Auflage von 1932.  
128 Eisner 1932, 1. 
129 Vgl. ebd. 
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strafrechtliche Mittel. Es sollten alle erdenklichen Möglichkeiten aufgezeigt werden, mit denen 

Schwierigkeiten der Amtsvormundschaften bei der Zwangsvollstreckung überwunden werden 

konnten. Ein Schwerpunkt lag auf dem Aspekt der Lohnpfändung, mit dem sich das Archiv seit 

seinen Anfangstagen beschäftigte und das Eisner zufolge das am Häufigsten zur Anwendung 

gebrachte Rechtsmittel der Vormünder darstellte.130 Allerdings würden die Versuche der 

Zwangsvollstreckung „bei böswilligen Unterhaltsverpflichteten oft gar nicht oder erst nach 

Ueberwindung erheblicher Schwierigkeiten zum Ziele“
 131

 führen. Eisners Überblicksarbeit ver-

sprach, hier Abhilfe zu schaffen.  

Schon vor dem Krieg waren zwei Gruppen von „böswilligen Unterhaltsverpflichteten“ im 

Archiv problematisiert worden. Zum einen „reiche Haussöhne“ und verheiratete Männer, „die 

sich der Unterhaltspflicht in der Weise entziehen, daß sie sich von ihren Eltern oder Frauen er-

nähren lassen, und so zivilprozessual durch Zwangsvollstreckung nicht fassbar sind.“132 Diese 

Gruppe war aber verhältnismäßig klein und fiel nicht weiter ins Gewicht. Das Hauptaugenmerk 

lag auf der zweiten Gruppe: auf unehelichen Vätern, die sich durch Arbeitsplatzwechsel oder 

durch Absprachen mit ihren Arbeitgebern ihrer Unterhaltspflicht entzogen. 1911 hatte sich das 

Archiv an die Arbeitgeberverbände und Arbeitnehmerorganisationen gewandt, um mit verein-

ter Kraft gegen die Pflichtverletzungen der unehelichen Väter vorgehen zu können.133 In einem 

im Zentralblatt veröffentlichten Schreiben des Archivs an die Gewerkschaften hieß es: 

 „Bei der Durchführung der Maßnahmen zur Sicherung der Unterhaltsforderungen stieß der Berufsvor-

mund in den häufig auftretenden Fall, daß ein Arbeiter unehelicher Vater war, insofern vielfach auf 

Schwierigkeiten, als bei einer durch ihn ausgebrachten Lohnbeschlagnahme der Arbeitgeber den Arbei-

ter entließ, lediglich um etwaigen durch die Pfändung entstandenen Umständlichkeiten aus dem Wege 

zu gehen.“134 

Das Interesse seitens der Berufsvormünder bestand darin, dass die Arbeitgeber ihre Arbei-

ter nicht sofort entließen, sobald der Lohn auf Bestreben des Vormunds hin zur Unterhaltssi-

cherung beschlagnahmt werden sollte, sondern „vielmehr auf ein Einvernehmen zwischen Ar-

beiter, Arbeitgeber und Berufsvormund hinzuwirken, um auf diese Weise dem Kinde seinen 

Unterhalt nicht zu entziehen und den Arbeiter nicht brotlos zu machen.“135 Dieses Anliegen 

vonseiten des Archivs wurde von den Handels-, Gewerbe-, Handwerkskammern als auch den 

größeren Arbeitgeberverbänden unterstützt. Allerdings sah sich die Arbeitgeberseite ohne 

Handhabe, wenn die Arbeiter von sich aus eine neue Stellung annahmen, in der sie nur ein 

Einkommen in Höhe ihres notdürftigen Unterhalts erzielten und damit nicht mehr pfändbar 

waren. Vor diesem Hintergrund wandte sich das Archiv an die Arbeiterorganisationen mit der 

Bitte,  

                                                        

130 Vgl. Ebd. 7. 
131 Ebd. 7 
132 ZFB 1911, 80. 
133 Vgl. Zentralblatt 15/1911, 177. 
134 Zentralblatt 15/1911, S. 177. 
135 Ebd. 
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„*…+ auf die Arbeiter in der Richtung einzuwirken, daß sie im Falle einer Lohnbeschlagnahme durch den 

Berufsvormund die Arbeit nicht sofort niederlegen, sondern zunächst zwecks Verständigung mit dem be-

treffenden Vormunde ins Vernehmen treten. Es wird meist die Lohnbeschlagnahme in Höhe der gesam-

ten Forderung ausgebracht. Da es aber selbstverständlich ist, daß der Arbeiter die gesamten Rückstände 

zu zahlen meist nicht in der Lage ist, so wird regelmäßig mit dem Berufsvormunde eine Einigung dahin-

gehend getroffen werden können, daß die Rückstände nicht eingefordert werden, falls nur der laufende 

Unterhalt des Kindes bei Berücksichtigung des Verdienstes des Arbeitervaters von ihm gewährt wird. 

Der Berufsvormund wird regelmäßig von dem Arbeiter nur das verlangen, was er zu zahlen in der Lage 

ist.“136 

Anfang der 1930er stellte sich die Situation bereits etwas anders da, wie aus Eisners Schrift 

ersichtlich wird. Sie beschrieb zwar eine ähnliche Ausgangssituation: So würden „böswillige 

Unterhaltsschuldner“ häufig versuchen, „die LohnPf*ändung+ in der Weise zu vereiteln, daß sie 

angeben, kein oder ein geringeres als das vereinbarte Entgelt für ihre Arbeit oder Dienstleis-

tung zu erhalten“137 und dabei würden sie oft durch den Arbeitgeber unterstützt. Aber die 

Vormünder waren nicht mehr allein auf die Kooperationswilligkeit der Arbeitgeber angewie-

sen, sondern hatten auf Grundlage einer Notverordnung eine handfeste Möglichkeit, Druck auf 

die Arbeitgeber auszuüben, wie Eisner in reinstem Juristendeutsch formulierte:  

„Es empfiehlt sich, bei Anfragen an Arbeitg. nach den Einkommensverhältnissen des Schuldners den Ar-

beitg. darauf aufmerksam zu machen, daß nach § 27 der FürsPflVO in der Fassung der 2. NotVO gegen 

Arbeitg., die eine Auskunft über Art und Dauer der Beschäftigung und über den Arbeitsverdienst der Ar-

beitn. Gegenüber dem BezFürsVbd verweigern, eine Ordnungsstrafe bis zu 150 RM verhängt werden 

kann.“
138

 

Es wird ersichtlich, wie sich die amtsvormundschaftliche Disziplinarmacht in die Gesell-

schaft ausbreitete, indem sie sich der Arbeitgeber und der Gewerkschaften zu bedienen such-

te, um den Arbeiter, der unehelicher Vater war, zum „Unterhaltsverpflichteten“ zu disziplinie-

ren. Auf der anderen Seite wurde gleichzeitig den Amtsvormundschaften eingeschrieben, dass 

sie diese Disziplin rigoros zur Anwendung zu bringen hatten. Maßgabe war: „Dem unehelichen 

Vater braucht nur der notdürftige Unterhalt belassen zu werden“139. Wie viel das war, war ge-

setzlich nicht festgelegt. Fest stand lediglich, der notdürftige Unterhalt sei „nicht gleichbedeu-

tend mit dem Richtsatz der öffentlichen Fürsorge oder dem der AlU [Arbeitslosenunterstüt-

zung]. Er wird sich aber letzterem und den Durchschnittslöhnen der untersten Arbeiterklassen 

und ihren Lebensbedürfnissen, so wie dem Lebenshaltungsindex angleichen müssen.“140 – Hier 

finden sich offenkundig diskursive Anknüpfungspunkte der heutigen beistandschaftlichen Pra-

xis der Jugendämter auf Grundlage von Berechnungsschlüsseln wie der Düsseldorfer Tabelle. 

                                                        

136 Ebd. 
137 Eisner 1932, 7. 
138 Ebd. 
139 Ebd. 9. 
140 Ebd. 
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3. Unvollendetes Reformprojekt: Unehelichenrecht 

Einleitung 

Der im letzten Drittel des 19. Jahrhunderts sich herausbildende Berufsvormundschaftsdiskurs 

war von Anfang an eng verschränkt mit juristischen Diskursen, in denen unter anderem die 

Fragen der Verwandtschaft, der Unterhaltspflichten, des Sorgerechts („elterliche Gewalt“), des 

öffentlichen und des Zivilrechts in Hinblick auf die Unehelichkeit verhandelt wurden. So hatte 

Taube schon in den 1880er Jahren versucht, auf die Vorarbeiten zum BGB Einfluss zu nehmen. 

In diesen juristischen Diskursen nahmen die Positionen von Archiv und Deutschem Verein, die 

diese Institutionen durch Tagungen und Konferenzen, vor allem aber durch das Schrifttum ein-

genommen verbreiteten und befestigten, eine wichtige Stellung ein; es wurden Gesetzesent-

wicklungen und Urteile kommentiert, eigene Gesetzesentwürfe zur Diskussion gestellt, auf 

Probleme hingewiesen und so weiter. Für die Entwicklung der Vormundschaft für uneheliche 

Kinder zur Amtsvormundschaft und darüber hinaus war vor allem das im BGB verankerte Un-

ehelichenrecht von immenser Bedeutung. Von daher war es für die weitere rechtliche und po-

litische Entwicklung entscheidend, dass nicht nur die Jugendfürsorge Verfassungsrang erhalten 

hatte, sondern auch der Schutz der Unehelichen. 

3.1. Verfassungsauftrag: gleiche Bedingungen für uneheliche Kinder 

In der verfassungsgebenden Nationalversammlung 1919 war die Frage der Nichtehelichen 

breit diskutiert worden. Während die USPD zur 2. Lesung den Antrag stellte, dass die Verfas-

sung normieren solle: „Das uneheliche Kind trägt den Namen des Vaters und steht dem eheli-

chen Kinde gleich“, formulierte die SPD-Fraktion ein wenig abgemildert: „Die unehelichen Kin-

der haben ein Recht auf den Namen des Vaters und stehen den ehelichen Kindern gleich.“ 

Und: „Das uneheliche Kind hat das gleiche Recht auf Unterhalt, Erziehung und Erbe an Mutter 

und Vater wie die ehelichen Kinder.“141 Beides wurde aber von den bürgerlichen Parteien ab-

gelehnt, die dadurch vor allem das Primat der Ehe gefährdet sahen. Zuletzt setzte sich eine 

Formulierung der DDP als Kompromiss durch: „Den unehelichen Kindern sind durch die Ge-

setzgebung die gleichen Bedingungen zu schaffen wie den ehelichen Kindern.“142 

Dass der Schutz der unehelichen Kinder in einem eigenen Verfassungsartikel geregelt wur-

de, ging auf das Streben des Zentrums zurück. Denn zum einen sollte der Unehelichenschutz 

vorangetrieben werden, zum anderen aber sollte die „heilige Institution der Ehe“ unangefoch-

                                                        

141 Zit. nach Schubert 1986, 47, so auch das nachfolgende Zitat. 
142 Art. 121 WRV. 
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ten bleiben. Daher wurde die Unehelichenfrage von der Regelung des Schutzes von Ehe und 

Familie143 getrennt und in einem eigenen Artikel normiert. 

Zwischen 1920 und 1930 wurden vier Anläufe zu einer Reform des Unehelichenrechts un-

ternommen. Das Reformprojekt wurde letztlich zwischen den unlösbaren Kontroversen zwi-

schen Parteien, Kirchen und Wohlfahrtsverbänden aufgerieben. Trotz der geringen „legislatori-

schen Ergebnisse“144  lohnt sich ein näherer Blick auf den Prozess dieses gescheiterten 

Reformprojekts, um zu verdeutlichen, welche Sichtweisen auf Männer und Frauen und auf 

Mütter und Väter, auf Familie, Ehe und Unehelichkeit vorhanden waren und welche sich letzt-

lich im rechtspolitischen Diskurs eine hegemoniale Stellung einnehmen konnten. 

3.2. Erster Anlauf 1920:  

Referentenentwurf zur Abschaffung der „Mehrverkehrseinrede“ 

Vor dem Hintergrund dieser Verfassungsnorm (§ 121 WRV) entstand im Reichsjustizministeri-

um ein erster „Unverbindlicher Referenten-Entwurf eines Gesetzes über uneheliche Kinder“145, 

der am 12.07.1920 den Ländern zugestellt wurde. Darin war vorrangig die Abschaffung der 

Mehrverkehrseinrede, der Exceptio plurium, im BGB vorgesehen, ansonsten sollte aber nahezu 

alles beim Alten belassen werden. Dieser Entwurf wurde in einer eigens einberufenen Sachver-

ständigenkonferenz weiterdiskutiert, die vom Justizministerium zu einer Stellungnahme beauf-

tragt worden war146. An dieser Konferenz nahmen elf Fachleute teil, unter ihnen auch Polligkeit 

und Klumker. Im Laufe ihrer Verhandlungen näherte sich die Kommission der Perspektive des 

norwegischen Rechts an. Große Sympathie wurde vor allem der darin normierten Unterhalts-

regelung entgegengebracht. Wie geschildert, sicherte das norwegische Recht den „Mehrver-

kehrskindern“ einen Unterhaltsanspruch gegen den Staat zu. Folglich oblag es dem Staat, seine 

Ausgaben gegebenenfalls vom Vater des Kindes beizutreiben – denn dass Väter für ihre Kinder 

den Unterhalt zu erbringen hatten, stand auch dort fest. Trotz großer Sympathien für dieses 

Modell entschied sich die Konferenz schließlich doch dafür, die primäre Haftung für den Un-

terhalt der Kinder bei den Eltern zu belassen.147 Um den Entwurf und die Ergebnisse der Sach-

verständigenkonferenz vertiefend zu diskutieren, veranstaltete das Justizministerium Ende Ok-

tober 1920 eine zweitägige Anhörung, bei der es um die „Besserung der rechtlichen Stellung 

                                                        

143 Art. 119 WRV: „Die Ehe steht als Grundlage des Familienlebens und der Erhaltung und Vermehrung 
der Nation unter dem besonderen Schutz der Verfassung. Sie beruht auf der Gleichberechtigung der Ge-
schlechter. 
Die Reinerhaltung, Gesundung und soziale Förderung der Familie ist Aufgabe des Staates und der Ge-
meinden. Kinderreiche Familien haben Anspruch auf ausgleichende Fürsorge. 
Die Mutterschaft hat Anspruch auf den Schutz der Fürsorge des Staats.“ 
144 Schwab 2007a, 282. 
145 Nachdruck in: Schubert 1986, Dok. II 2, 102-107 
146 Vgl. hierzu und zum folgenden Schubert 1986, 48-54 
147 Für diesen Absatz vgl. Schubert 1986, 49. 
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der unehelichen Kinder“148 ging. An dieser Anhörung waren rund 30 Fachleute des gesamten 

Jugendwohlfahrtsspektrums, aus Ministerien und Behörden, aus Verbänden und Vereinen un-

ter ihnen so bekannte Vertreterinnen der bürgerlichen Frauenbewegung wie Helene Stöcker, 

Helene Weber, Elisabeth Lüders oder Paula Müller-Otfried aber auch Klumker, Neuhaus, Pol-

ligkeit.149 

Wie schon zu Zeiten der Vorarbeiten zum BGB war wieder die Mehrverkehrseinrede ein 

zentrales Thema. Allerdings wurde sie von allen Teilnehmenden, bis auf den Repräsentanten 

des Berliner Vormundschaftsamts namens Schoenberner, grundsätzlich abgelehnt. Alle ande-

ren anstehenden Regelungen blieben indes kontrovers. Das galt auch für die Regelungen, die 

als Folgen eines „Mehrverkehrs“ der Mütter begriffen wurden. Die Diskussion verlief offen-

sichtlich ganz ähnlich wie zuvor in der Kommission. So wurde beispielsweise der Anspruch des 

Kindes auf einen öffentlich gewährten Versorgungsanspruch favorisiert. Es konnte aber keine 

Einigkeit darüber erzielt werden, wie dies gegenfinanziert werden sollte. Mit anderen Worten, 

„die Frage der Haftung des Erzeugers“150 fand keine einstimmige Antwort. Es gab zwar lebhaf-

ten Widerspruch, aber kein letztgültiges Votum für oder gegen die „von einigen der anwesen-

den Frauen“151 eingebrachte Idee, ob nicht alle in Frage kommenden „Konkumbenten“ in die 

Haftung genommen werden könnten – und zwar in je voller Höhe; die nicht verbrauchten Be-

träge sollten in einen Fonds eingezahlt werden, der zugunsten von nichtehelichen Kindern ein-

zurichten wäre.  

Ein weiteres Streitthema war, wie weit die Rechtstellung der nichtehelichen Kinder an die 

der ehelichen angeglichen werden sollte. Einige wollten, in Anlehnung an das norwegische 

Recht, die Gruppe der Nichtehelichen unterteilen, in solche, die vom Vater anerkannt wurden 

und solche, bei denen das Gericht die Vaterschaft feststellen musste. Erstere seien eher den 

ehelichen Kindern gleichzustellen, befand die eine Seite, während die andere Seite152 eine sol-

che Unterteilung prinzipiell ablehnte, damit nicht bestimmte nichteheliche Kinder anderen ge-

genüber bevorzugt beziehungsweise benachteiligt würden, anstatt alle gleichermaßen den 

ehelichen gleichzustellen.153 Auch die Gruppe der „Brautkinder“, das waren Kinder, die Verlob-

te bekamen, bevor die Ehe geschlossen worden war, sollten nicht herausgehoben werden, wie 

die Mehrheit fand.154 

In den Diskussionen wurde auch darum gestritten, ob nicht das Rechtskonstrukt beseitigt 

                                                        

148 Aufzeichnungen über die am 29. und 30. Oktober 1920 im Reichsjustizministerium abgehaltenen Be-
ratungen, betreffend die Besserung der rechtlichen Stellung der unehelichen Kinder, Nachdruck in: 
Schubert 1986, Dok. III, 107-120. Dabei handelt es sich um ein Ergebnisprotokoll. Ein Wortprotokoll ist 
davon nicht vorhanden. 
149 Vgl. Schubert 1986, 107, Fußnote 2. 
150 Ebd. 110. 
151 Ebd. 111. 
152 Unter ihnen befanden sich Klumker und Neuhaus. 
153 Schubert 1986, 111. 
154 Ebd. 113. 
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gehöre: „Ein uneheliches Kind und dessen Vater gelten nicht als verwandt.“155 Dieses Konstrukt 

verhinderte unter anderem, dass nichteheliche Kinder den Namen des Vaters annehmen konn-

ten.156 Folglich haftete ihnen durch ihren Namen der Makel der Unehelichkeit an, trugen doch 

eheliche Kinder immer den Namen ihres Vaters.157 Vor diesem Hintergrund wurde beispiels-

weise von Klumker gefordert, dass Kinder, deren Vater festgestellt werden konnte, auch den 

Namen ihres Vaters führen können sollten, wohingegen andere stärker betonten, dass das 

Kind den Namen desjenigen Elternteils führen können sollte, bei dem es tatsächlich lebe.158 Am 

Rande dieser namensrechtlichen Auseinandersetzungen wurde von Agnes Neuhaus angeregt, 

dass eine tatsächliche gesellschaftliche Besserstellung der Unehelichen schon dadurch erreicht 

werden könnte, wenn auch ledige Mütter „Frau“ genannt würden und damit nicht länger 

durch die Anredeform „Fräulein“ als unverheiratet stigmatisiert wären.159 Mehrheitlich be-

stand aber die Auffassung, dass weder das Namensrecht noch das daneben ebenfalls ausführ-

lich verhandelte Erbrecht160 in der Praxis von großer Bedeutung für die tatsächliche Verbesse-

rung der Stellung von unehelichen Kindern wäre.161 

Während sich Neuhaus, wie eben angedeutet, namensrechtlich stark für die Rechte der 

Mütter einsetzte, war es in Bezug auf das Sorgerecht (elterliche Gewalt) eher die Perspektive 

des Kindes, die sie leitete. So sprachen sie und andere sich dafür aus, dass es im Einzelfall im 

Interesse des Kindes sein könne, wenn behördlich, also amtsvormundschaftlich, in das Sorge-

recht der ledigen Mutter eingegriffen werden könne. Dies betraf vor allem das Aufenthaltsbe-

stimmungsrecht. Hintergrund dieser Forderung war zum einen, dass Mütter in zahlreichen Fäl-

len ihre Kinder nicht aus schlechten Pflegestellen nähmen, um sie in bessere zu geben – wider 

besseren Wissens und obwohl es ihnen finanziell möglich wäre. Zum andern wurde befürchtet, 

dass viele Mütter ihre Kinder zu früh als Arbeitskraft einsetzen würden, wenn sie nicht unter 

einer am Interesse des Kindeswohls orientierten Schutzaufsicht stünden. Von daher wurde ge-

fordert, dass das Vormundschaftsgericht den Müttern gegebenenfalls das Aufenthaltsbestim-

mungsrecht (leichter) entziehen können müsse.162  

                                                        

155 § 1589 Abs. 2 BGB a. F. 
156 § 1706 Abs. 1 BGB a. F.: Das uneheliche Kind erhält den Familiennamen der Mutter. 
157 § 1616 BGB a. F.: Das Kind erhält den Familiennamen des Vaters. 
158 Das hätte einen namensrechtliche Stärkung des nichtehelichen Kindes bedeutet. Denn bis dahin be-
stimmt § 1706 Abs. 2 BGB a. F.: Führt die Mutter in Folge einer Verheirathung einen anderen Namen, so 
erhält das Kind den Familiennamen, den die Mutter vor der Verheirathung geführt hat. Der Ehemann der 
Mutter kann durch Erklärung gegenüber der zuständigen Behörde dem Kind mit Einwilligung des Kindes 
und der Mutter seinen Namen erteilen; die Erklärung des Ehemanns sowie die Einwilligungserklärung des 
Kindes und der Mutter sind in öffentlich beglaubigter Form abzugeben. 
159 Vgl. dazu auch Buske 2003, 91. 
160 Auf das Erbrecht werde ich nicht näher eingehen, da hierfür eine eigene Untersuchung notwendig 
wäre. Vgl. bspw. Faigle 1998. 
161 Für diesen Absatz vgl. die „Aufzeichnungen über die am 29. und 30. Oktober 1920 im Reichsjustizmi-
nisterium abgehaltenen Beratungen, betreffend die Besserung der rechtlichen Stellung der unehelichen 
Kinder“, Nachdruck in: Schubert 1986, Dok. III, 111-113. 
162 Für diesen Absatz vgl. die „Aufzeichnungen über die am 29. und 30. Oktober 1920 im Reichsjustizmi-
nisterium abgehaltenen Beratungen, betreffend die Besserung der rechtlichen Stellung der unehelichen 
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Solche Fälle waren wahrscheinlich auch die Grundlage dafür, dass mehrheitlich, so auch von 

Klumker und Neuhaus, die Ansicht vertreten wurde, dass den ledigen Müttern die volle elterli-

che Gewalt nicht grundsätzlich übertragen werden sollte, wie einzelne Sachverständige163 ge-

fordert hatten, sondern ihnen lediglich auf Antrag – und damit nach gerichtlicher Prüfung – die 

Vormundschaft zu übertragen. In den Argumenten für die damit verbundene Beibehaltung ei-

ner vormundschaftsgerichtlichen Aufsicht beziehungsweise prospektiv einer Aufsicht des Ju-

gendamts – das RJWG war ja zu diesem Zeitpunkt erst im Entstehen – spiegelt sich ein doppel-

tes Misstrauen wider: Einerseits wurde den Müttern misstraut, die Interessen ihrer Kinder voll 

zu wahren; andererseits wurde den „Erzeugern“ unterstellt, „ungehindert auf die Mutter zu 

deren und des Kindes Nachteil einzuwirken“164. Interessanterweise wurde in Hinblick auf ein 

Umgangsrecht des Vaters mit dem Kind, das prinzipiell von allen befürwortet wurde, mehrheit-

lich165 die Ansicht vertreten, dass dies dem Vater aber nicht generell zustehen sollte, sondern 

dass ihm dieses Recht nur im Einzelfall und nach Anhörung der Mutter vom Vormundschafts-

gericht verliehen werden können sollte. In diesem Punkt wurde den Müttern die Interessen-

wahrung des Kindes offenkundig prinzipiell zugetraut.166  

Kurzum, in den Verhandlungen der Kommission als auch in der Anhörung zum ersten Refe-

rentenentwurf von 1920 wurde die Zuschreibung der persönlichen Sorge für das Kind den 

Müttern zugeteilt, während die Väter für die finanzielle Versorgung haftbar gemacht wurden. 

Der persönliche Umgang zwischen Vater und Kind – die rechtlich nicht als miteinander ver-

wandt galten – sollte im Ermessen des Gerichts stehen, das die Mutter dazu anzuhören hatte. 

Das Sorgerecht sollte der Mutter nur unter Aufsicht eines Vormunds oder, so sie die Vormund-

schaft für ihr Kind übertragen bekommen hatte, unter Aufsicht des Vormundschaftsgerichts 

zugestanden werden. Insgesamt wurde somit den nichtehelichen Familien nicht die gleiche Ei-

genverantwortlichkeit zugestanden, wie den ehelichen. Vielmehr wurde auf das Verhältnis 

zwischen Mutter und Vater mit großer Vorsicht und Skepsis geblickt. 

3.3. Zweiter Anlauf 1922:  

Gesetzesentwurf hält an „Mehrverkehrseinrede“ fest 

Bis Mitte des Jahres 1922 wurde ein „Entwurf eines Gesetzes über die unehelichen Kinder und 

die Annahme an Kindesstatt“ erarbeitet, den der zu dieser Zeit gerade amtierende Reichjus-

                                                                                                                                                                   

Kinder“, Nachdruck in: Schubert 1986, Dok. III, 116. 
163 Jellinek, Friedeberg. 
164 „Aufzeichnungen über die am 29. und 30. Oktober 1920 im Reichsjustizministerium abgehaltenen Be-
ratungen, betreffend die Besserung der rechtlichen Stellung der unehelichen Kinder“, Nachdruck in: 
Schubert 1986, Dok. III, 117. 
165 u.a. Polligkeit, Jellinek, Stöcker. 
166 Vgl. „Aufzeichnungen über die am 29. und 30. Oktober 1920 im Reichsjustizministerium abgehalte-
nen Beratungen, betreffend die Besserung der rechtlichen Stellung der unehelichen Kinder“, Nachdruck 
in: Schubert 1986, Dok. III, 117. 
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tizminister Gustav Radbruch (SPD) am 29. Juli 1922 den Landesregierungen „zur gefälligen 

Kenntnisnahme“167 übersandte. Zugleich lud er zu einer Besprechung dieser Vorlage ein, die er 

Ende September anberaumte.168 Die Besprechung zeigte, dass die Länder den Grundlinien des 

Entwurfes zustimmten, vor allem was die Streichung der exceptio plurium concumbentium an-

belangte.169 Insgesamt war dieser Gesetzesentwurf stark an besagtem norwegischen Recht an-

gelehnt. Dies galt insbesondere für die Feststellung der Vaterschaft für ein uneheliches Kind als 

Voraussetzung für die Verurteilung zu Unterhaltsleistungen.170 So griffen die im Entwurf vorge-

schlagenen Paragrafen 1717 bis 1718c BGB die Unterscheidung auf zwischen (a) Anerkennung 

der Vaterschaft durch den Vater gegenüber dem Vormundschaftsgericht171, (b) gerichtlicher 

Feststellung der Vaterschaft172 und (c) der sogenannten Zahlvaterschaft, was eine Unterhalts-

pflicht für denjenigen Mann bedeutete, dessen Vaterschaft zwar nicht festgestellt werden 

konnte, der aber im Empfängniszeitraum mit der Mutter geschlafen hatte173. Aber der Entwurf 

machte auch deutlich: „Ein Anspruch des Kindes oder der Mutter besteht nicht, wenn die Mut-

ter innerhalb der Empfängniszeit einen dirnenhaften Lebenswandel geführt hat.“174 Zudem sah 

der Entwurf auch vor, dass gegebenenfalls mehrere in Frage kommende Männer als Gesamt-

schuldner zum Kindesunterhalt verpflichtet würden175.  

Insbesondere Letzteres wurde vonseiten der Bundesländer Preußen, Bayern, Sachsen, Thü-

ringen und Braunschweig scharf kritisiert. Mehrfache Vaterschaften sollten unmissverständlich 

ausgeschlossen werden. Alle Angelegenheiten des Vaterschaftsanerkennungsprozesses und 

des Vaterschaftsfeststellungsprozesses sollten künftig, so wurde von Thüringen angeregt, vom 

Jugendamt übernommen werden oder – so Sachsen und Hamburg – im Wege der freiwilligen 

Gerichtsbarkeit. Kurzum, Einigkeit bestand nur darin, dass die Vaterschaftsfeststellung klar ge-

regelt werden sollte und dass sie keinesfalls, etwa durch weitgehende Erbrechtsregelungen, 

den Familienfrieden väterlicherseits stören durften.176 In ebendiese Richtung zielte auch die 

Argumentation für die Beibehaltung der bis dato möglichen Einmalzahlung, die der Entwurf 

                                                        

167 Schreiben des Reichsjustizministers vom 29.7.1922 an die Länder, Nachdruck in: Schubert 1986, Dok. 
IV, 121f. 
168 Von dieser Beratung liegen drei Ergebnisprotokolle vor, Nachdruck in: Schubert 1986, Dok. IV 3a-c, 
137-153. 
169 Vgl. den Bericht des bayrischen Vertreters Gerber vom 16.10.1922, ebd. 150-153, 151. 
170 § 1717 BGB a.F. 
171 §§ 1717 Nr. 1 bis 1717 c Entwurf eines Gesetzes über die unehelichen Kinder und die Annahme an 
Kindesstatt [Nichtehelichenrechtsentwurf 1922], Nachdruck in: Schubert 1986, Dok. IV, 122-137 . 
172 §§ 1717 Nr. 2, 1717 d bis 1717 e Nichtehelichenrechtsentwurf 1922. 
173 § 1718 Nichtehelichenrechtsentwurf 1922. 
174 Ebd. Abs. 3. 
175 § 1718 a Nichtehelichenrechtsentwurf 1922. 
176 Mecklenburg-Schwerin hatte die Befürchtung, „daß eine gewissermaßen zwangsweise Einführung 
des unehelichen Kindes in die Familie des Vaters dem Kinde regelmäßig nicht zum Vorteile gereichen 
und daß es von den väterlichen Verwandten meist als ein Eindringling angesehen und behandelt wür-
de“. Aufzeichnungen des Reichsjustizministeriums, Nachdruck in: Schubert 1986, Dok. IV 3a, 137-147, 
138. 
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grundsätzlich durch regelmäßige Unterhaltszahlungen ersetzen wollte.177  

Zusammengenommen wird an alldem deutlich, dass über die Frage, inwieweit die nichtehe-

lichen den ehelichen Kindern gleichgestellt werden sollten, kaum Einigkeit zu erzielen war. So 

erhoben Vertreter der Länder Bayern, Baden und Mecklenburg-Schwerin gegen verschiedene 

Regelungen Widerspruch, die ihrer Ansicht nach den verfassungsrechtlichen Schutz der Fami-

lie178 zu stark berührten.179 Dabei ging es ihnen primär um den „sittlichen“ Schutz der Instituti-

on Ehe. Sie wollten verhindern, dass der „wilden Ehe“ Tür und Tor geöffnet würden, zum Bei-

spiel durch die Möglichkeit, dass Mutter und Vater eines nichtehelichen Kindes zugleich die 

elterliche Gewalt hätte übertragen werden können.180 Denn genau das wäre die logische Folge 

gewesen, wenn es im BGB künftig geheißen hätte, wie der 1922er Entwurf vorsah: „Das unehe-

liche Kind hat im Verhältnis zu der Mutter und zu den Verwandten der Mutter sowie nach 

Maßgabe dieses Titels auch im Verhältnis zu dem Vater die rechtliche Stellung eines ehelichen 

Kindes.“181  

3.4. Dritter Anlauf 1925: keine volle Gleichstellung unehelicher Kinder 

In den folgenden zwei Jahren wurden die Anregungen und Einwände der Fachkreise wie der 

Länder im Reichjustizministerium in einen neuerlichen, äußerst detaillierten Entwurf eingear-

beitet, den das Reichskabinett am 28. Dezember 1924 verabschiedete und der ein knappes 

halbes Jahr später, am 22. Mai 1925 dem Reichsrat vorgelegt wurde, wo er dreieinhalb Jahre 

lang einer Entscheidung harrte.182 Dass die Länder sich offenbar nicht sonderlich für die The-

matik interessierten, zeigte sich unter anderem daran, dass es allein bis Ende 1927 dauerte, bis 

alle Länder zum Entwurf auch nur Stellung genommen hatten und das obwohl sich in den Stel-

lungnahmen letztlich bestätigte, dass die Länder den Entwurf ungeachtet aller politischen und 

weltanschaulichen Differenzen im Grundsatz unterstützten und nur in Detailfragen noch 

                                                        

177 Vgl. Schubert 1986, 55. 
178 Art. 119 WRV: Die Ehe steht als Grundlage des Familienlebens und der Erhaltung und Vermehrung 
der Nation unter dem besonderen Schutz der Verfassung. Sie beruht auf der Gleichberechtigung der 
beiden Geschlechter. 
Die Reinerhaltung, Gesundung und soziale Förderung der Familie ist Aufgabe des Staats und der Ge-
meinden. Kinderreiche Familien haben Anspruch auf ausgleichende Fürsorge. 
Die Mutterschaft hat Anspruch auf den Schutz und die Fürsorge des Staats. 
179 Vgl. die Aufzeichnungen des Reichsjustizministeriums, Nachdruck in: Schubert 1986, Dok. IV 3a, 137-
147, 138. 
180 § 1707 b Satz 2f. Nichtehelichenrechtsentwurf 1922: Es [das Vormundschaftsgericht] kann dem Vater 
auf seinen Antrag die Sorge für die Person des Kindes oder die elterliche Gewalt verleihen, wenn dies 
aus besonderen Gründen im Interesse des Kindes geboten erscheint; …  
181 § 1705 Nichtehelichenrechtsentwurf 1922. § 1705 BGB a.F.: Das uneheliche Kind hat im Verhältnis 
zur Mutter und zu den Verwandten der Mutter die rechtliche Stellung eines ehelichen Kindes. 
182 Vgl. Schubert 1986, 56. 
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Nachbesserungsbedarf sahen.183 Jedenfalls war der anfängliche Vorwärtsdrang im Reformpro-

zess verflogen, nachdem der Entwurf den Ländern im Reichsrat vorgelegt worden war. Die 

Grundlinien von 1922 waren beibehalten worden und diverse Detailregelungen den Wünschen 

des konservativen Mainstreams entgegenkommend angepasst: In der Neufassung wurde die 

vollständige Angleichung der rechtlichen Stellung von nichtehelichen und ehelichen Kindern 

aufgegeben.184 – Das Kind sollte nicht mehr den Namen des mit der Mutter verheirateten 

Stiefvaters erhalten, sondern den Namen der Mutter weiter führen185, wenngleich eine Na-

mensänderung erleichtert wurde.186 – Ein Erbrecht gegenüber dem Vater beziehungsweise der 

väterlichen Familie war nicht länger vorgesehen, dieses wurde vollständig durch eine Abfin-

dungsregelung in Höhe des Pflichtteils ersetzt.187   

Trotz alledem konnte der Gesetzgebungsprozess nicht beschleunigt werden. Vielleicht lag 

dies an der Sperrigkeit und dem großen Umfang des Gesetzesentwurfs. Vielleicht wollte man 

in diesem sensiblen Rechtsgebiet auch einfach nicht voreilig handeln, wovor etwa Klumker im 

Zentralblatt eindringlich gewarnt hatte, schließlich würde – hoffentlich zum Besten der Kinder 

– erheblich in die elterliche Gewalt eingegriffen.188 Retrospektiv erscheint aber als Erklärung 

für den retardierenden Prozess wahrscheinlicher, dass dem Entwurf, wie Klumker ebenfalls 

feststellte, die klare Linie fehlte und er zu wenig auf die aktuellen Problemlagen bezogen war: 

„Dieser Entwurf könnte auch vor 10 oder 20 Jahren erscheinen sein; er tut so, als ob das BGB. 

in seiner alten Form von 1900 noch unberührt wäre.“189 Geradezu prophetisch kam Klumker zu 

dem Schluss: „Ziemlich ein Menschenalter wird vergehen, bis jener Unehelichenschutz, den 

das Gesetz will, Leben und Gestalt gewinnt, bis wirklich die JAe. *=Jugendämter+ da sind.“190 

Faktisch war das Jugendamt, für das sich Klumker so sehr engagiert hatte und das seit Inkraft-

treten des RJWG 1924 Vormund für jedes uneheliche Kind wurde, nicht im Blick der hauptsäch-

lich verantwortlichen Rechtspolitiker. Wenn im Zusammenhang des Unehelichenrechts von 

Behörden die Rede war, dann war in der Regel das Vormundschaftsgericht gemeint. Klumker 

                                                        

183 Vgl. ebd. 64. 
184 Vgl. § 1705 Nichtehelichenrechtsentwurf 1922 und § 1705 Nichtehelichenrechtsentwurf 1925. 
185 Vgl. § 1706 Nichtehelichenrechtsentwurf 1925. 
186 Vgl. §§ 1706 a bis d Nichtehelichenrechtsentwurf 1925. 
187 Im Wortlaut des § 1712 a Abs. 1 Nichtehelichenrechtsentwurf 1925 hieß es:  
Die Ehefrau und die ehelichen Abkömmlinge des Vaters können, wenn sie den Vater beerben, das Kind 
mit dem [Vater Betrag] abfinden der dem Kinde als Pflichtteil gebühren würde, wenn es ehelich wäre.  
Näheres sollten die §§ 1712 b bis d Nichtehelichenrechtsentwurf 1925 regeln. 
§ 1712 Abs. 2 Satz 1 Nichtehelichenrechtsentwurf 1922 lautete ganz ähnlich:  
Die Ehefrau und die ehelichen Abkömmlinge des Vaters können, wenn sie den Vater beerben, das Kind 
mit dem Betrag abfinden, der ihm als Pflichtteil zustehen würde, wenn es ehelich wäre.  
Abs. 5 lautete:  
Beerbt das Kind den Vater, so kann es von einem Miterben die Gewährung des Unterhalts insoweit nicht 
verlangen, als die Einkünfte aus der Erbschaft zu seinem Unterhalt ausreichen. 
Dieses implizit gewährte Erbrecht tauchte im 1925er Entwurf nicht mehr auf. 
188 Vgl. Klumker 1925, 158. 
189 Ebd. 
190 Ebd.159. 
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äußerte dazu den Verdacht:  

„Der Entwurf hält offenbar das JA. für eine Art polizeiliches Aufsichtsorgan, das aus Mißtrauen gegen die 

Eltern handelt; er hat gar nicht erkannt, daß die Berufsvormundschaft vor allem als Hilfe nicht nur für 

das Kind, sondern auch für die Eltern gedacht ist und sich in dieser Richtung entwickelt.“191 

Der 1925er Entwurf beinhaltete ein Novum, in Form einer ausführlichen Begründung.192 Ei-

nige Passagen aus dieser Begründung, die das Reichsjustizministerium dem an die Länder ver-

schickten Gesetzesentwurf beigefügt hatte, sollen im Folgenden exemplarisch dokumentiert 

werden, da in ihnen die grundlegenden Geschlechterkonstruktionen des Unehelichenrechts-

diskurses offen zutage treten. 

Von heute aus betrachtet, fällt auf, wie stark der Unehelichenrechtsdiskurs von der Frage 

des „Mehrverkehrs“ bestimmt war. Schließlich konnten die Gerichte nur in den seltensten Fäl-

len – die Rede war von 4 % – den geäußerten Verdacht bestätigen, dass die Mütter im fragli-

chen Zeitraum auch noch mit anderen Männern Sex gehabt hatten. Trotz dieser quantitativen 

Randständigkeit stand die Frage immer wieder im Mittelpunkt der Auseinandersetzungen dar-

über, wie mit dem „Mehrverkehr“ der Mutter umzugehen sei – selbst dann noch, als man dar-

über übereingekommen war, dass ein solcher nicht länger den Ausschluss einer Unterhaltsver-

pflichtung eines oder mehrerer in Frage kommender Männer rechtfertigen sollte. Diese 

Debatten können aber nicht leichthin als „historischer Ballast“ abgetan werden, wie der 

Rechtshistoriker Schubert Mitte der 1980er anmerkt: „Denn hinter diesen Auseinandersetzun-

gen steht auch das heute noch nicht befriedigend gelöste Bemühen, der Stellung des nichtehe-

lichen Vaters gegenüber seinem Kind gerecht zu werden.“193 – Ergänzend wäre hinzuzufügen: 

auch nicht der Stellung von Vater und Mutter zueinander.  

Kurzum, einig war man sich lediglich darin, dass an erster Stelle der Vater respektive Erzeu-

ger dem Kind Unterhalt schulde. Eine der zentralen Fragen war, ob und wie mehrere in Frage 

kommende Männer gegebenenfalls als Gesamtschuldner haftbar gemacht werden konnten. Da 

es mehrheitlich für ungerecht gehalten wurde, dass alle Männer für den Lebensunterhalt eines 

Kindes zahlen sollten, die mit der Mutter Sex gehabt hatten, gab es unter anderem den Vor-

schlag, dass der Vormund des Kindes nach bestem Wissen und Gewissen den Mann in die 

Pflicht nehmen sollte, der ihm unter den möglichen Vätern am ehesten als dieser in Frage zu 

kommen schien. Der Gesetzgeber schien skeptisch, dass dies am ehesten der Vormund im In-

teresse des Kindes regeln könnte – beziehungsweise das Jugendamt als Amtsvormundschaft, 

wie es seit 1924 in § 35 RJWG vorgesehen war: „Mit der Geburt eines unehelichen Kindes er-

langt das Jugendamt … die Vormundschaft“194. Dessen eingedenk ist das folgende Zitat aus der 

Entwurfsbegründung zu lesen:  

„Eine Regelung, die es dem Vormund ermöglichen würde, aus der Zahl der Verpflichteten einen von ih-

                                                        

191 Ebd. 159 (Fußnote). 
192 Begründung zum Gesetzentwurf vom 22.5.1925, auszugsweiser Nachdruck in Schubert 1986, Dok. V 
2, 177-188. 
193 Schubert 1986, 78. 
194 § 35 Abs. 1 RJWG. 
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nen mit der Wirkung herauszugreifen, daß dieser allein dem Kinde haften würde und keinen Ausgleichs-

anspruch gegen die anderen hätte (so im wesentlichen das österreichische Recht), müsste von den Be-

troffenen überaus hart empfunden werden, Verbitterung und Zahlungsunwilligkeit zur Folge haben und 

daher dem Kinde regelmäßig zum Nachteil gereichen.“195 

Es wird deutlich, dass die Frage der Zahlung im Zentrum der Überlegungen stand. Von da-

her mussten Vorkehrungen getroffen werden, um der „Zahlungsunwilligkeit“ vorzubeugen. 

Dass der Erzeuger der originär Zahlungspflichtige sei, stand unhinterfragt fest. Darauf basierte 

selbst das mehrheitlich bevorzugte Modell, das dem Kind einen Anspruch gegenüber dem 

Staat zusicherte. Der Unterschied zu anderen Modellen lag lediglich darin, dass der Va-

ter/Erzeuger dem Staat und nicht dem Kind gegenüber regresspflichtig wäre. Von daher war 

aus fiskalischer Sicht vorrangig zu klären, wer als Zahlungspflichtiger anzusehen war und wel-

che rechtlichen Konsequenzen, welche Rechte und Pflichten sich daran knüpfen sollten. 

Dieses Problem stand im Spannungsfeld zwischen dem rechtlichen Konstrukt der (uneheli-

chen) Vaterschaft, die bis dato juristisch nicht als Verwandtschaftsverhältnis galt196, und der 

Vaterschaft als biologischem Vorgang. Dieses, wie mit Foucault gesagt werden kann: „biopoliti-

sche“197 Spannungsverhältnis prägte die gesamten Auseinandersetzungen um das Uneheli-

chenrecht. Der Gesetzgeber tat sich sichtbar schwer damit, eine adäquate Lösung zu finden. 

Schließlich sollten den Einzelnen, das heißt, den Kindern, Müttern und den als Väter in Frage 

kommenden Männern keine allzu großen materiellen Lasten aufgebürdet werden. Noch grö-

ßere Schwierigkeiten bereitete dem Gesetzgeber aber das Problem, wie eine Regelung ausse-

hen sollte, mit der die Institution Ehe nicht gefährdet würde.  

Eine unantastbare Prämisse war, dass ein Mann nur als Vater gelten konnte, wenn er auch 

tatsächlich alle Voraussetzungen einer Zeugung erfüllte. Damit wurde eine Bekenntnispflicht 

ins Unehelichenrecht eingebaut: Vor Gericht war gegebenenfalls darzulegen, in welchem Zeit-

raum welche sexuellen Handlungen vollzogen worden waren und wie es um die Potenz des 

Mannes bestellt war.198 Schließlich sollte das Gericht und damit der Staat darüber entscheiden, 

wer Vater ist und wer nicht – mit allen daran geknüpften Konsequenzen. Zum Nachweis der 

unehelichen Vaterschaft, der in den §§ 1705 a bis n BGB normiert werden sollte, hieß es in der 

                                                        

195 Begründung zum Gesetzentwurf vom 22.5.1925, auszugsweiser Nachdruck in: Schubert 1986, Dok. V 
2, 187 (alle Hervorhebungen im Original). 
196 § 1589 Abs. 2 BGB a.F. 
197 Vgl. Foucault 2001 [1976], 276-283. 
198 Hier sei auf Foucault verwiesen, der in „Der Wille zum Wissen“ mit Blick auf die christliche Beichtpra-
xis im 17. Jahrhundert und die sich seitdem ausbreitende „Diskursivierung“ des Sexes schreibt: „Es ist 
ein Imperativ errichtet worden, der fordert, nicht nur die gesetzeswidrigen Handlungen zu beichten, son-
dern aus seinem Begehren, aus seinem gesamten Begehren einen Diskurs zu machen. Nichts soll mehr 
der Formulierung entgehen, auch wenn die Worte, deren sie sich bedient, sorgfältig neutralisiert sein 
müssen.“ (Foucault 1986 [1976], 31) Und ein wenig fügt er hinzu: „Der Staat muß wissen, wie es um den 
Sex der Bürger steht und welchen Gebrauch sie davon machen. Aber auch jeder einzelne muß fähig sein, 
den Gebrauch, den er vom Sex macht, zu kontrollieren. Der Sex ist zum Einsatz, zum öffentlichen Einsatz 
zwischen Staat und Individuum geworden; ein ganzer Strang von Wissen, Analysen und Geboten hat ihn 
besetzt.“ (Ebd. 39) 
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Entwurfsbegründung: 

„Bei der Erörterung der Maßnahmen, die für eine Besserstellung des unehelichen Kindes in Frage kom-

men, sieht man sich zunächst der Tatsache gegenüber, daß die Voraussetzungen, unter denen die Ab-

stammung eines Kindes von einem bestimmten Manne als gewiß angesehen werden kann, nur bei einem 

Teile der Kinder gegeben sind, während im übrigen, insbesondere in den Fällen, in denen die Mutter 

während der Empfängniszeit mit mehreren verkehrt hat, nicht mit Sicherheit dargetan werden kann, auf 

welchem Geschlechtsverkehr die Zeugung beruht. Es liegt auf der Hand, daß von einer ‚Vaterschaft’ im 

natürlichen und im rechtlichen Sinne nur in Fällen der ersteren Art die Rede sein kann, und es werden 

daher Maßnahmen, welche die Lage des Kindes nicht auf wirtschaftlichem, sondern vor allem auf fami-

lienrechtlichem Gebiete verbessern, auf diesen Teil der Unehelichen beschränkt bleiben müssen. Von 

einer die Annahme der Vaterschaft rechtfertigenden Gewissheit der Abstammung läßt sich dabei natur-

gemäß nur unter bestimmten, eng umgrenzten Voraussetzungen sprechen. 

Nach dem Entwurfe soll als ‚Vater’ zunächst derjenige angesehen werden, der durch gerichtliche Ent-

scheidung ‚als Vater festgestellt’ ist; diese Feststellung ist … dann zu treffen, wenn der als Vater ange-

sprochene Mann der Mutter in der Empfängniszeit beigewohnt hat, es sei denn, daß Tatsachen vorlie-

gen, die einen erheblichen Zweifel an einer Empfängnis aus dieser Beiwohnung begründen (z. B. 

Zeugungsunfähigkeit des Mannes, Mehrverkehr der Mutter). Sodann läßt der Entwurf denjenigen als 

Vater gelten, der mit Einwilligung des Kindes oder eines gesetzlichen Vertreters einer Behörde gegen-

über die Erklärung abgibt, daß er das Kind als das seinige anerkenne. Man wird davon ausgehen dürfen, 

daß eine Anerkennung regelmäßig nur erklärt und eine Einwilligung nur erteilt werden wird, wenn die 

Mutter in der in Betracht kommenden Zeit nur mit dem Anerkennenden, nicht auch mit einem anderen 

Geschlechtsumgang gehabt hat und auch sonst keine Zweifel daran bestehen, daß die Empfängnis auf 

die Beiwohnung des anderen zurückzuführen ist. *…+“199 

Dieser Textausschnitt verdeutlicht, dass der sexuelle Akt zur zentralen Grundlage genom-

men wurde. Der Geschlechtsverkehr wurde zur expliziten Voraussetzung für eine „Feststel-

lung“ einer Vaterschaft und zur Begründung einer berechtigten Annahme der (eigenen) Vater-

schaft, die eine „Anerkennung“ legitimierte. Wenn ich hier von Annahme spreche, dann in dem 

doppelten Wortsinne: Ich nehme an, dass ich der Vater bin und von daher nehme ich die 

(Rechte und Pflichten einer) Vaterschaft an, genauer gesagt: auf mich. Wie fundamental nach 

dem exklusiven Zeugungsakt des Einen geforscht wurde, um davon ausgehend „familienrecht-

liche“ Konsequenzen legitimieren zu können, unterstreicht den patrimonialen und patrilinea-

ren Blick auf das Familienrecht, wie auch Folgendes unterstreicht: 

„Die Einführung eines gewisse familienrechtliche Wirkungen äußernden ‚Vaterschaftsverhältnisses’ 

macht den Erlaß von Vorschriften notwendig, die, soweit es unter den gegebenen Verhältnissen über-

haupt möglich ist, eine Gewähr dafür bieten, daß nur derjenige, auf dessen Geschlechtsverkehr die Zeu-

gung beruht, die rechtliche Stellung des Vaters erlangt, und die insbesondere die Möglichkeit aus-

schließt, daß im gegebenen Falle mehrere Männer als ‚Vater’ eines und desselben Kindes gelten. Das 

familienrechtliche Vaterschaftsverhältnis darf … weder dadurch begründet werden können, daß jemand 

einseitig, ohne Rücksicht auf den vielleicht entgegengerichteten Willen des Kindes oder seines Vormun-

                                                        

199 Begründung zum Gesetzentwurf vom 22.5.1925, auszugsweiser Nachdruck in: Schubert 1986, Dok. V 
2, 177f. (alle Hervorhebungen im Original). 
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des, sich als Vater bekennt, noch durch eine Feststellung, die in einem gewöhnlichen, dem Parteibetrieb 

unterworfenen zivilprozessualen Verfahren, etwa lediglich als Grundlage für einen Unterhaltsanspruch 

erfolgt. Ebenso wenig darf es möglich sein, daß mehrere Männer, von denen sich jeder für den Vater des 

Kindes hält, vor verschiedenen Behörden die Vaterschaft anerkennt, und daß etwa noch ein weiterer 

Mann, dem der Mehrverkehr der Mutter unbekannt ist oder der nicht nachzuweisen vermag, als Vater 

des Kindes gerichtlich festgestellt wird.“200 

In diesem Ausschnitt geht es vorrangig darum, klare Verhältnisse für das Kind zu schaffen 

und eine eindeutige Regelung für die Unterhaltszahlungen zu erreichen. Nicht weniger geht es 

aber auch darum, die Herstellung und Aufrechterhaltung des hegemonialen Familienmodells, 

der auf lebenslanger Monogamie basierender Ehefamilie, bestehend aus Vater, Mutter und 

Kindern, zu sichern. Das Verhältnis zwischen einem festgestellten oder sich bekennenden Va-

ter und dessen (Ehe-)Familie und (unehelichem) Kind sollte nicht von dritter Seite getrübt wer-

den können. Es sollte, so gut es eben ginge, gewährleistet werden, dass eine irrige Vater-

schaftsfeststellung oder Anerkennung bei Gericht ausgeschlossen wäre. Zugleich wurde 

solcher Irrtum aber befürchtet, und zwar in vielfältiger Gestalt. Zum einen wurde hierzu para-

doxerweise der Wille des Kindes angeführt. Die Konsequenz davon wäre gewesen, dass der Er-

zeuger des Kindes nicht Vater im Sinne des Rechtes werden konnte, wenn es dem Willen des 

Kindes entgegen stand. Damit wäre das zuvor aufgestellte Zeugungs-Primat ausgehebelt wor-

den. Zum anderen wurde der Wille des Vormunds, sprich: des Jugendamtes angebracht. Folg-

lich sollte der Vormund/das Jugendamt in bestimmten Grenzen darüber befinden können, wer 

als Vater gelten konnte und wer nicht. Dann wurde der „Parteibetrieb“ im Zivilprozess er-

wähnt, dessen Ausgang, also etwa eine Verurteilung zum Kindesunterhalt, nicht dazu führen 

sollte, dass allein durch diese Verurteilung das uneheliche Kind im Sinne des Familienrechts201 

als Abkömmling des zur Zahlung verurteilten gelten könne. Eine gewisse Willkür, mit der hier 

Pflichten und Rechte auf die beteiligten Seiten verteilt wurden, tritt offen zutage. Und dass es 

immer auch um die Wahrung der Interessen derjenigen ging, die anderenfalls – etwa durch ei-

ne Versorgungspflicht oder ein weitreichendes Erbrecht – befürchten mussten, Eigentum und 

Besitz zu verlieren, ist ebenfalls evident.202  

Vor diesem Hintergrund bekommt das nachfolgende Zitat einige Brisanz. Darin geht es um 

die Möglichkeit für die „Väter“, Umgang mit ihrem unehelichen Kind haben zu können und 

schließlich sogar darum, inwieweit ihnen auch neben der Mutter die Personensorge übertra-

gen werden könnte. An den Ausführungen dazu wird deutlich, dass die Zahlungswilligkeit des 

Vaters – und damit ist implizit immer auch die Zahlungsfähigkeit verbunden – honoriert wer-

den sollte, indem man ihm mehr Vaterrechte zuerkennen würde. Daran lässt sich zweierlei zei-

                                                        

200 Begründung zum Gesetzentwurf vom 22.5.1925, auszugsweiser Nachdruck in: Schubert 1986, Dok. V 
2, 178f. (alle Hervorhebungen im Original). 
201 §§ 1589f. BGB a.F. 
202 Dazu merkte bspw. der zeitgenössische Kommentator des BGB Anton Menger kritisch an, dass eine 
„…Benachteiligung der besitzlosen Volksklassen dadurch bewirkt *wird+, dass die Gesetzgebung von ih-
rem formalistischen Standpunkt aus für Reich und Arm dieselben Rechtsregeln aufstellt, während die 
völlig verschiedene soziale Lage beider auch eine verschiedene Behandlung erheischt.“ Menger 1927, 19 
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gen. Zum einen offenbart sich das vorrangige Interesse des Staates: ein Mann, der zu diesem 

Zwecke vom Gericht als Vater oder als für die Zeugung in Frage kommend festzustellen ist, 

trägt die finanzielle Last des Kindesunterhalts; mehrere Männer als Gesamtschuldner haftbar 

zu machen bleibt nur eine Notlösung. Zum anderen wird ein Kausalzusammenhang zwischen 

Erziehungskompetenz des Vaters und seinen Unterhaltsleistungen hergestellt. Zusammenge-

nommen handelt es sich dabei bildlich gesprochen um einen Kuhhandel: Wenn Du ordentlich 

für das Kind zahlst, dann kannst Du auch in Deinem Sinne auf das Kind Einfluss nehmen. Und 

umgekehrt: Wenn Du auf das Kind (und damit implizit auch auf die Mutter) Einfluss haben 

willst, dann kannst Du Dir diese Möglichkeit durch regelmäßige Unterhaltsleistungen erkaufen. 

Aber darüber entscheidet ein Gericht. – Tatsächlich sollte die in Aussicht gestellte Einfluss-

nahme so konstruiert werden, dass sie Männer zur Zahlungswilligkeit verführen sollte. Im Ori-

ginaltext heißt es: 

„Um dem Vater die Möglichkeit zu geben, sich über die Unterbringung und Pflege des Kindes fortlaufend 

zu unterrichten und um damit sein Interesse an dem Kinde sowie seine Zahlungswilligkeit zu steigern, 

sieht der Entwurf vor, daß das Vormundschaftsgericht den Vater auf seinen Antrag zum persönlichen 

Verkehr mit dem Kinde ermächtigen, auch den Verkehr näher regeln kann (§1707 a Satz 1 des Entwurfs). 

Die Vorschrift, die lebhaften Wünsche der Praxis entspricht …, hat einen gewissen Vorgang im § 1636 

BGB.
[203]

, wonach ein geschiedener Ehegatte, auch soweit er die Sorge für die Person eines ehelichen 

Kindes nicht hat, zum persönlichen Verkehr mit dem Kinde befugt bleibt; sie unterscheidet sich aber von 

jener Regelung insofern, als dem Vater eine solche Befugnis nicht ohne weiteres zusteht, er vielmehr 

zum Verkehr mit dem Kinde einer besonderen Ermächtigung bedarf, die im wohlverstandenen Interesse 

des Kindes allgemein nur erteilt wird, wenn er eine gewisse Zeit hindurch seinen Verpflichtungen regel-

mäßig und pünktlich nachgekommen ist. Nach § 1707 d Abs. 1,2 hat das Vormundschaftsgericht vor der 

Entscheidung den gesetzlichen Vertreter und die Mutter des Kindes sowie aus naheliegenden Gründen 

auch die Ehefrau des verheirateten Vaters zu hören; das Kind soll gehört werden, wenn es das 14. Le-

bensjahr vollendet hat. *…+ 

Der Vater, der die Unterhaltszahlungen ordnungsgemäß leistet, das Kind von Zeit zu Zeit bei der Mutter 

oder in der Pflegestelle besucht und Interesse an seinem Wohlergehen zeigt, wird nicht selten den 

Wunsch hegen, einen gewissen Einfluß auf Unterbringung, Pflege und Erziehung des Kindes sowie auf 

die Verwendung der Unterhaltsbeträge zu erlangen. Nach der Auffassung aller mit den Verhältnissen 

vertrauten Kreise würde es nicht selten für das Kind von Vorteil sein, wenn der Vater unter gewissen Vo-

raussetzungen an der Besorgung der Angelegenheiten des Kinds beteiligt werden und dadurch zu ihm  

                                                        

203 § 1636 BGB a.F.: Der Ehegatte, dem nach § 1635 die Sorge für die Person des Kindes nicht zusteht, 
behält die Befugniß, mit dem Kinde persönlich zu verkehren. Das Vormundschaftsgericht kann den Vor-
gang näher regeln. 
§ 1635 BGB a.F.: Ist die Ehe … geschieden, so steht, solange die geschiedenen Ehegatten leben, die Sor-
ge für die Person des Kindes, wenn ein Ehegatte für allein schuldig erklärt ist, dem anderen Ehegatten 
zu; sind beide Ehegatten für schuldig erklärt, so steht die Sorge für einen Sohn unter sechs Jahren oder 
für eine Tochter der Mutter, für einen Sohn, der über sechs Jahre alt ist, dem Vater zu. Das Vormund-
schaftsgericht kann eine abweichende Anordnung treffen, wenn eine solche aus besonderen Gründen 
im Interesse des Kindes geboten ist; es kann die Anordnung aufheben, wenn sie nicht mehr erforderlich 
ist. 
Das Recht des Vaters zur Vertretung des Kindes bleibt unberührt. 
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in engere persönliche und rechtliche Beziehungen treten zu können. Der Entwurf sucht dies auf die Wei-

se zu erreichen, daß in Fällen, in denen es aus besonderen Gründen im Interesse des Kindes geboten er-

scheint, das Vormundschaftsgericht ermächtigt wird, dem Vater auch seinen Antrag neben der Mutter 

die Sorge für die Person des Kindes zu verleihen (§ 1707 d, 1707 g). *…+“204 

In dem vorangehenden Zitat ging es hauptsächlich um die Disziplinierung von Vaterschaft. 

Wenn der uneheliche Erzeuger regelmäßig Unterhalts zahlte, so würde er damit in einem ge-

wissen Umfang den praktischen Nachweis seiner Väterlichkeit erbringen. Denn die Unterhalts-

pflicht gilt als primärer Erziehungsbeitrag des Mannes/Vaters und als dessen primäre Erzie-

hungspflicht. Die ideale Konstruktion der vollen Vaterschaft oder der „normalen“, also der 

ehelichen Vaterschaft beinhaltet auch den unmittelbaren Kontakt. Was zur normalen Vater-

schaft gehören sollte, wird deutlich in dem, wie beispielsweise Klumker an anderer Stelle un-

terstrichen hatte, dass der Vormund keineswegs den Platz des Vaters einnähme, da der Vor-

mund nicht an „Elternstelle bei seinem Mündeln“205 träte. „Denn dann müßte es ihm *dem 

Vormund] in der Regel obliegen, selbst seine Mündel zu erziehen, das heißt, sie in seiner Fami-

lie zu haben, unmittelbar persönlich auf sie einzuwirken, denn diese Seite der Erziehung setzt 

eine unmittelbare Lebensgemeinschaft voraus.“206 Die Gesetzeskommission stellte nun also in 

Aussicht, dass der uneheliche Erzeuger durch regelmäßige Unterhaltsleistungen ein Anrecht 

auf eine teilweise Normalisierung als Vater erwerben könne: „persönlichen Verkehr mit dem 

Kinde“ oder Mitspracherecht bei der – durch die Mutter zu gewährleistenden – Pflege und Er-

ziehung. Im folgenden Zitat geht es vor der Folie des Kindesunterhaltsanspruchs wesentlich 

auch um die sexualpolitische Disziplinierung der unehelichen Mutter. In dem Textausschnitt 

wird die Abschaffung der Mehrverkehrseinrede begründet. So sei es zweifellos problematisch 

einzelne oder mehrere Männer zu Unterhaltszahlungen zu verpflichten, wenn nicht gesichert 

feststünde, wer tatsächlich der Erzeuger eines Kindes sei. Im Interesse des Kindes sei es aber 

notwendig, dass überhaupt Unterhaltszahlungen gewährt würden. Dies wurde als so wichtig 

angesehen, dass selbst sittenbedrohende Gefahren in Kauf genommen worden wären: 

„Die Gefahr, daß manche Frau, die sich bisher mit Rücksicht auf den sonst drohenden Verlust der Unter-

halts- und Ersatzansprüche eines weiteren Geschlechtsumgangs enthalten hat, künftig leichter geneigt 

sein wird, sich mehreren Männern hinzugeben, weil sie jenen Nachteil nicht mehr zu befürchten 

braucht, läßt sich nicht völlig von der Hand weisen. Es hat auch an sich etwas Mißliches, wenn mehrere 

Männer, die einer Frau innerhalb eines bestimmten Zeitraumes beigewohnt haben, nebeneinander zum 

Unterhalte des Kindes herangezogen werden, und wenn die Öffentlichkeit oder das heranwachsende 

Kind im Laufe der Zeit davon Kenntnis erlangt. Aber diese Bedenken, deren Ernst keineswegs verkannt 

werden soll, müssen hinter der Rücksicht auf das Leben und die Gesundheit des Kindes sowie hinter der 

Erwägung zurücktreten, daß das Kind nicht unter dem Verhalten der Mutter leiden und daß es nicht 

deshalb, weil sein wirklicher Vater nicht festgestellt werden kann, jeden Anspruchs gegen denjenigen 

oder diejenigen, die mit der Mutter geschlechtlichen Umgang gehabt haben, verlustig gehen darf. Der 

                                                        

204 Begründung zum Gesetzentwurf vom 22.5.1925, auszugsweiser Nachdruck in: Schubert 1986, Dok. V 
2, 182f. (alle Hervorhebungen im Original). 
205 Klumker 1923, 12. 
206 Ebd. 



 234 

Entwurf will daher die Einrede des Mehrverkehrs in ihrer gegenwärtigen Form beseitigen. Daraus folgt 

natürlich nicht, daß nunmehr zwischen dem Kinde und dem Manne oder den Männern, die seiner Mut-

ter in der Empfängniszeit beigewohnt haben, ein familienrechtliches oder familienähnliches Verhältnis 

begründet würde; es genügt, wenn ein Kind, das einen ‚Vater’ im Rechtssinne nicht hat, gegen den oder 

die Beiwohner einen schuldrechtlichen Anspruch auf Gewährung von Unterhalt erlangt.“207 

3.5. Vierter Anlauf 1929: mehr Rechte für Väter unehelicher Kinder 

Erst Anfang 1928 wurde die Arbeit an dem Reformgesetz im Reichjustizministerium wieder 

aufgenommen, die seit 1925 geruht hatte. Ende Mai lag eine erste Diskussionsfassung für ei-

nen Neuentwurf vor, der insbesondere die Bedenken aus den Ländern Sachsen und Preußen 

aufgegriffen hatte. Ein Arbeitstreffen, das für Ende Juni 1928 anberaumt war, kam nicht zu-

stande, weil im Vorfeld zwischen den Ländern keine ausreichende Übereinstimmung in wichti-

gen Einzelfragen erreicht werden konnte. Erst nachdem durch Entschließungsanträge von SPD 

und DDP parlamentarischer Druck ausgeübt worden war, nahm man sich in den zuständigen 

Ausschüssen des Reichsrats wieder dem Unehelichenrecht an. Vom 26.9.1928 bis zum 

1.10.1928 fand die 1. Lesung samt Generaldebatte im Reichsrat statt. Nach einer Überarbei-

tung konnte einen Monat später, am 6.11.1928 die 2. Lesung stattfinden. Am 22.11.1928 folg-

te noch eine weitere Sitzung, die weiteren Überarbeitungsbedarf ergab. Schließlich wurde die 

redigierte Fassung ohne längere Sachdebatte am 29.11.1928 vom Plenum des Reichsrates ver-

abschiedet. Diesen Entwurf legte Reichsjustizminister Koch am 11. Januar 1929 dem Reichstag 

vor, womit er auf die Ende 1928 von SPD, DDP und KPD im Reichstag erneut gestellten Ent-

schließungsanträge zum Unehelichenrecht reagierte. Die 1. Lesung des Gesetzentwurfs fand 

Anfang März 1929 statt. Nach nur kurzer Debatte wurde der Entwurf abermals zur Überarbei-

tung an den Rechtspflegeausschuss überwiesen, wo er bis Anfang November unbearbeitet lie-

gen blieb.208  

Der Ausschuss tagte zwischen Anfang November 1929 und Ende Mai 1930 sechs Mal. In 

diesen Beratungen wurden alle noch offenen Fragen abschließend behandelt – mit Ausnahme 

des „Mehrverkehrsproblems“. Der vom Ausschuss beschlossene Entwurf sah vor, dass dem Va-

ter eines unehelichen Kindes die Möglichkeit eingeräumt werden sollte, seine Vaterschaft vor 

dem Vormundschaftsgericht anzuerkennen, insofern das Kind dem zustimmte.209 Zudem sollte 

dem nichtehelichen Vater im Einzelfall das Personensorgerecht übertragen werden können, in 

Ausnahmefällen sollte ihm sogar die gesamte elterliche Gewalt verliehen werden können. Die 

Unterhaltspflicht des feststehenden nichtehelichen Vaters sollte erheblich ausgeweitet wer-

den, zugleich aber auch sein erzieherischer Einfluss, etwa in Form eines Mitwirkungsrechts bei 

                                                        

207 Begründung zum Gesetzentwurf vom 22.5.1925, auszugsweiser Nachdruck in: Schubert 1986, Dok. V 
2, 187 (alle Hervorhebungen im Original). 
208 Für diesen Absatz vgl. Schubert 1986, 66-68. 
209 Vgl. hier und im Folgenden: Schubert 1986, 68-76 und 1989, 19f. 
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der Berufswahl des Kindes. Erbrechtlich sollte das nichteheliche Kind dem ehelichen gleichge-

stellt werden, nicht aber im rechtlichen Verhältnis zu den Eltern. Die Frage des Mehrverkehrs 

fand bis zur Auflösung des Reichstags im Juli 1930 keine Kompromisslösung. Die Vorlage stieß 

auf massive Ablehnung bei den Jugend- und Fürsorgeverbänden, vor allem weil sie durch die 

Neureglungen die Amtsvormundschaft bedroht sahen. Schließlich wurde das Reformprojekt 

von Reichskanzler Brüning für beendet erklärt. Zu einer grundlegenden Reform des Nichteheli-

chenrechts im BGB kam es dann erst 1969 in der Bundesrepublik Deutschland. 

Zwischenfazit 

Nachdem in den ersten Jahren des Ersten Weltkrieges einige rechtliche Neuregelungen, vor al-

lem unterhaltsrechtlicher Art, für uneheliche Kinder auf Initiative des Archivs erwirkt worden 

waren, festigte sich der politische Einfluss dieses berufsvormundschaftlichen Interessenver-

bandes in der Weimarer Zeit und breitete sich weiter aus. In den entsprechenden fachpoliti-

schen parlamentarischen und gesetzgeberischen Vorgängen nahm vor allem Neuhaus als Mit-

glied der Nationalversammlung und des Reichstags eine gewichtige Stellung ein, von der aus 

sie entscheidende diskursive Impulse für die weitere vor allem rechtspolitische Entwicklung 

des Vormundschaftswesens für Uneheliche setzte. An der historischen Figur Neuhaus werden 

die diversen diskursiven Verschränkungen erkennbar, die für das Feld Vormundschaftswesen 

maßgeblich waren, zwischen inhaltlichen Diskurssträngen210 wie Armut, Ehe, Familie, Ge-

schlechterverhältnis, Kinder- und Säuglingssterblichkeit, Ökonomie, Sexualität, Sitte, Volk, 

Wohlfahrt und so weiter, als auch zwischen den Diskursebenen211 wie den freien Fürsorgeein-

richtungen, Interessenvereinigungen und Parteien, dem sich allmählich formierenden Fach So-

zialpädagogik wie auch den Kirchen, Wohlfahrtsverbänden und so fort. Ebenso wurde in den 

vorangehenden Ausführungen deutlich, dass das außerparlamentarische Wirken entscheidend 

auf die Gestaltung der öffentlichen Jugendwohlfahrt und insbesondere der Amtsvormund-

schaft einwirkte. Während die Rechtsgrundlagen in den offiziell-rechtlichen Strukturen und In-

stitutionen geschaffen wurden oder, wie im Fall der Unehelichenrechtsreform, nicht geschaf-

fen wurden, die gleichfalls in dem diskursiven Netz der diversen rivalisierenden 

institutionalisierten Interessen („Submächte“) verstrickt waren, so wurde die alltägliche Praxis 

durch Autorität und Objektivität beanspruchende Rechtsauslegungen und Urteilskommentie-

rungen der Interessenverbände wie dem Archiv, durch die sogenannte Kleinarbeit, bestimmt. 

Auf diese Weise entstand Spezialwissen und dieses wiederum erzeugte Machtverhältnisse – 

neben oder unterhalb der offiziellen konstitutionell proklamierten Strukturen, Institutionen 

und Verfahren. Die Amtsvormundschaftsführung innerhalb der öffentlichen Behörden, vor al-

lem Jugendämtern, wurde durch die fachliche Aus- und Weiterbildung, wie beispielsweise 

                                                        

210 Vgl. zum Begriff der Diskursstränge Jäger 2004, 160f. 
211 Vgl. ebd. 163f. 
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Klumkers Seminaren für die Centrale oder für das Archiv und vor allem an der Frankfurter Uni-

versität, zu dem, was Goffman als „esoterische und empirisch effektive Kompetenz“212 von 

Dienstleistenden bezeichnet. Für die alltägliche Amtsvormundschaftstätigkeit wurden die Auf-

bereitungen der rechtlichen Entwicklungen in Zeitschriften wie dem Zentralblatt oder dem 

Rundbrief und in Handreichungen und Handbüchern essenzielle Orientierungshilfen. Damit 

waren sie als diskursive Produktivkräfte einer amtsvormundschaftlichen Wirklichkeit von ele-

mentarer Bedeutung, denn sie definierten das Normale und Abweichende, konstruierten sta-

tistisch fundierte Gefahren und legitimierten damit restriktives Handeln und gaben konkrete 

Anleitung zur geschlechtsspezifisch elterlichen Disziplinierung von Frauen zu Müttern und 

Männern zu Vätern. 

                                                        

212 Goffman 1973 [1961], 310. 



IV 

Brüche und Kontinuitäten (1933-1945):  

Jugendwohlfahrt und Unehelichenpolitik im NS 

„Na ja, der Staat hat ja Interesse daran, überhaupt 

viel Kinder zu bekommen; woher die Kinder kom-

men, ist gleich -, so daß durch die Tendenz hinein-

kommt, das uneheliche Kind absolut gleichzustellen 

mit dem ehelichen Kind. Ich sehe hier eben die Not-

wendigkeit jetzt, daß wir darüber einmal ganz klar 

unseren nationalsozialistischen Gesichtspunkt her-

ausstellen, daß wir selbstverständlich, und ich per-

sönlich auch, immer dafür sind, daß das uneheliche 

Kind, besonders wenn es nun wertvoll und gesund 

ist, geschützt wird, und daß wir auch dafür sorgen 

wollen, […] daß auch die uneheliche Mutter anstän-

dig behandelt wird, um dadurch wieder ein wertvol-

ler Mensch zu werden und nicht unter der Diskrimi-

nierung zu leiden, wie es auf dem Dorfe der Fall ist. 

Wenn sie dort ein uneheliches Kind hat, dann ist sie 

erledigt.“1 

1. Neue politische Rahmenbedingungen  

1.1. Nationalsozialistische Machtübernahme  

Bei den Reichstagswahlen im September 1930 war die NSDAP zweitstärkste Partei geworden 

und bei den Wahlen im Juli 1932 die stärkste.2 Schließlich wurde Adolf Hitler am 30. Januar 

1933 von Reichspräsident Paul von Hindenburg zum Reichskanzler ernannt. Neben Hitler ge-

hörten dem Kabinett nur zwei weitere NSDAP-Abgeordnete an: Wilhelm Frick als Innenminis-

ter und Hermann Göring als Minister zunächst ohne eigenen Geschäftsbereich. Daneben be-

stand das Kabinett aus weiteren acht Ministern des national-konservativen Lagers. Anfang 

März 1933 fanden erneut Reichstagswahlen statt, bei denen die NSDAP 43,9 % der Stimmen 

                                                        

1 Gertrud Scholtz-Klink (später Heißmeier) bei der Sitzung des Akademie-Ausschusses für Rechtsfragen 
der Bevölkerungspolitik vom 14.1.1935, Protokoll nachgedruckt in: Schubert 2001b, 64-85, 70f. 
2 Vgl. hier und im Folgenden: Müller 1996, 258-304. 
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erzielte, womit sie aber nicht die angestrebte absolute Mehrheit erreichte, sondern weiterhin 

auf einen Koalitionspartner (DNVP 8 %) angewiesen blieb.  

Nach der konstituierenden Sitzung des Reichstags am 21. März 1933, die als „Schauspiel 

von Potsdam“3 in die Geschichtsbücher eingegangen ist, vergingen nur zwei Tage, bis Hitler 

dem Reichstag das sogenannte Ermächtigungsgesetz vorlegte. Das Gesetz wurde mit 444 von 

538 abgegebenen Stimmen angenommen, lediglich die 94 anwesenden Abgeordneten der SPD 

hatten dagegen gestimmt.4 Mit dem Gesetz wurde der in der Verfassung vorgesehene parla-

mentarische Gesetzgebungsprozess ausgehebelt und die Legislativgewalt der Regierung über-

tragen. Zusätzlich wurde der Reichstagsbrand vom 27. zum 28. Februar 1933 zum Anlass ge-

nommen, die Möglichkeit zu schaffen, dass die Polizei ohne jedes Gerichtsurteil „Schutzhaft“ 

verhängen konnte. Dem NS-Forscher Wolfgang Benz zufolge erlangte der Begriff „Schutzhaft“ 

in den kommenden Jahren zentrale Bedeutung, denn sie sollte zu einem der wichtigsten In-

strumente zur Unterdrückung oppositioneller Regungen werden. Zu diesem Zwecke wurde sie 

„als präventive Maßnahme zur Verhaftung von politischen Gegnern legalisiert und bald in der 

neuen Institution ‚Konzentrationslager’ praktiziert.“5  

Mit dem „Vorläufigen Gesetz zur Gleichschaltung der Länder mit dem Reich“ vom 31. März 

1933, das am 7. April durch ein zweites Gesetz erweitert wurde, war die Selbstständigkeit der 

Bundesländer aufgehoben und der Reichsregierung, genauer gesagt: der NSDAP-Führung un-

terstellt worden. Am 22. Juni 1933 wurde die SPD verboten, am 27. Juni lösten sich DNVP und 

DVP auf und als Letztes das Zentrum, am 5. Juli. Mit dem Verbot, neue Parteien zu gründen, 

vom 14. Juli 1933 war die parlamentarische Demokratie endgültig beseitigt und ein Jahr später 

mit der Vereinigung des Amtes des Reichspräsidenten und dem des Reichskanzlers durch den 

NS-Führerstaat ersetzt worden.6 Damit war schließlich das Grundgerüst der totalitären Diktatur 

errichtet. 

1.2. Auswirkungen für die Jugendwohlfahrt: Dominanz von NSV und HJ 

Der radikale Umbruch in der gesellschaftlichen wie politischen Entwicklung schlug sich nicht 

zuletzt auch im sozialpolitischen Bereich und damit auch in der Jugendwohlfahrt nieder. Das 

erst 1924 in Kraft getretene RJWG galt während der NS-Zeit nominell weiter, wurde aber in 

Weiten Teilen ausgehöhlt, unterwandert oder praktisch umgangen. Rechtliche Instrumente, 

die im nationalsozialistischen Sinne funktionell erschienen, wurden beibehalten, alles andere 

wurde beseitigt, umgangen oder ignoriert.7 Nicht nur die Parteien wurden verboten, aufgelöst 

                                                        

3 Müller 1996, 264, vgl. auch Benz 2000, 25. 
4 Die 81 Abgeordneten der KPD und die fehlenden 26 der SPD waren nach dem Reichstagsbrand vom 
27.02.1933 verhaftet worden oder untergetaucht. Vgl. Müller 1996, 265. 
5 Benz 2000, 23. 
6 Vgl. Gesetz über das Staatsoberhaupt des Deutschen Reiches (RGBl. I, 751 vom 01.08.1934). 
7 Vgl. dazu auch Sünker 1991, 49. 
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oder ‚gleichgeschaltet’, das Gleiche geschah auch mit den diversen Verbänden, Organisationen 

und Institutionen, die sich nicht in das neue Regime einfügten oder einfügen ließen. Damit er-

ledigten sich auch Fachdebatten, wie die um die kollegiale Zusammenarbeit von öffentlichen 

und freien Trägern der Wohlfahrt kurz: um das Subsidiaritätsprinzip, die während der Weima-

rer Zeit breiten Raum eingenommen hatten.8 Im Folgenden soll der Frage nachgegangen wer-

den, was unter dem NS-Regime mit der Amtsvormundschaft passiert ist und schließlich mit je-

ner Institution, die maßgeblich für die Aus- und Fortbildung der mit der 

Amtsvormundschaftsführung betrauten Jugendamtsbeschäftigten als auch für die regelmäßige 

Information über die aktuelle Rechtsentwicklung verantwortlich zeichnete: das Archiv deut-

scher Berufsvormünder.  

Schließlich war das im Frankfurt am Main ansässige Archiv personell und strukturell eng mit 

dem Weimarer System verflochten gewesen, und hatte, vor allem durch Klumker und Neu-

haus, maßgeblich an Verfassungsgebung und Rechtsentwicklung mitgewirkt, entscheidenden 

Einfluss darauf genommen, dass das Jugendamt auf Grundlage eines Reichsgesetzes als öffent-

liche Behörde und damit als Teil der politischen Infrastruktur, eingerichtet wurde. Für die Nati-

onalsozialisten als selbst erklärte Feinde des Weimarer Systems hätte dies Grund genug gewe-

sen sein können, alldem ein Ende zu setzen, wie es etwa mit der Arbeiterwohlfahrt oder dem 

Zentralwohlfahrtsausschuss der christlichen Arbeiterschaft geschehen war.9 Fraglich ist, welche 

Bedeutung den strategischen Bemühungen von Personen wie Polligkeit (für den Deutschen 

Verein) oder Webler (für das Archiv) zukam, um für die eigenen Institutionen Handlungsspiel-

räume zu bewahren oder zu schaffen. Schließlich galten zunächst alle Formen der Wohlfahrts-

pflege in der nationalsozialistischen Ideologie als lächerliche und zwecklose „Wohlfahrtsduse-

leien“, wie es Hitler in „Mein Kampf“ ausgedrückt hatte.10 Die Wohlfahrtsarbeit, wie sie sich bis 

in die 1930er Jahre hinein entwickelt hatte, schien den Nationalsozialisten in Form und Inhalt 

mit ihren originären programmatischen Zielen von „Volksgesundheit“ und „Rassenhygiene“ 

unvereinbar, widersprach insbesondere der Idee einer „natürlichen Auslese“. Von daher ist es 

auch nicht verwunderlich, dass selbst explizit nationalsozialistisch orientierte Wohlfahrtsorga-

nisationen, wie sie sich ab Mitte der 1920er Jahre an verschiedenen Orten des Reichs heraus-

gebildet hatten, von der NSDAP zunächst bekämpft worden waren. Dies änderte sich jedoch 

nach der Machtübernahme 1933, als der propagandistische Effekt von Wohlfahrtsleistungen, 

besonders infolge des „Winterhilfswerks“11, zur Legitimation des eigenen Herrschaftsanspruchs 

und zur Stabilisierung des Herrschaftssystems von führenden Nazis, allen voran von Propagan-

daminister Joseph Goebbels12, erkannt worden war. Folglich wurden „eigene“ Wohlfahrtsorga-

                                                        

8 Verstärkt wurde diese Entwicklung durch die Änderung der §§ 9 und 14 am 01.02.1939. Vgl. dazu Ha-
senclever 1978, 130. 
9 Vgl. Orthband 1980, 283. 
10 Auszugsweise nachgedruckt in: Vorländer 1988, Dok. Nr. 178, 380. 
11 Das Winterhilfswerk war eine Sammel- und Spendenaktion, die erstmals im Winter 1931/32 stattfand 
und die reichsweit von verschiedenen freien Wohlfahrtsorganisationen getragen wurde. D. h.,  das 
WHW war keine Erfindung der Nationalsozialisten. Vgl. dazu Sachße/Tennstedt 1992, 120-128. 
12 Vgl. Sachße/Tennstedt 1992, 111. 
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nisationen nicht nur akzeptiert sondern massiv ausgebaut – insbesondere die „Nationalsozia-

listische Volkswohlfahrt“, kurz: NSV.  

Der fundamentale Unterschied zu der bis dahin geleisteten Wohlfahrtsarbeit lag darin, dass 

nicht länger das Individuum um seiner selbst willen unterstützt werden sollte, sondern sie in 

den Dienst der nationalsozialistischen Biopolitik gestellt wurde, mit der das „Volksganze“ und 

die „Gesundung des Volkskörpers“ zum alleinigen Orientierungspunkt erklärt wurde. Das hatte 

zur Folge, dass auch die Wohlfahrtsleistungen fortan unter „gesundheitshygienischen“ und 

„rassehygienischen“ Nützlichkeitserwägungen bewilligt beziehungsweise versagt wurden. In 

der Konsequenz bedeutete das, dass die Nationalsozialisten nur noch „wertvolle“, „gesunde“, 

„erbgesunde“ und „arische“ Menschen zu unterstützen gedachten. Alle anderen, etwa „Kran-

ke“ oder „Asoziale“13, kurz gesagt, alle von den Nationalsozialisten als „minderwertig“ oder 

„lebensunwert“ angesehenen Menschen sollten entweder sich selbst oder aber im günstigsten 

Fall der allerdings ebenfalls weitgehend ‚gleichgeschalteten’ konfessionellen Wohlfahrt und 

Fürsorge („Liebestätigkeit“) überlassen werden – beispielsweise dem von Neuhaus begründe-

ten Katholischen Fürsorgeverein. 1937 bemerkte Neuhaus vor dem Hintergrund dieser ‚Gleich-

schaltung’ für die eigene katholisch-humanistische Wohlfahrtstätigkeit: „Wir müssen unser La-

ternchen verdeckt durch diese Zeit tragen, nicht erlöschen lassen.“14  

Im Verlauf ihrer 12-jährigen Herrschaft schreckten die Nationalsozialisten bekanntlich auch 

nicht vor drastischsten Maßnahmen zurück. Sie errichteten ein ganzes System der „Ausgren-

zung, Unterdrückung und Verfolgung von ‚Fremden’, von ideologischen Gegnern, von allen ge-

genüber, die nicht dazu gehören sollten oder wollten“15, wie es Benz auf den Punkt bringt. Auf 

Grundlage des 1933 erlassenen „Erbgesundheitsgesetzes“ wurden unter der Nazi-Herrschaft 

„etwa 400 000 Menschen zwangssterilisiert: Fürsorgeempfänger, Langzeitarbeitslose, Alkoho-

liker, ‚Asoziale’, Geisteskranke, körperlich Behinderte und andere“16. Mit dem Mittel der ‚Steri-

lisation’ wollten die Nationalsozialisten alle als „lebensunwert“ Angesehenen mittelfristig 

„ausmerzen“. Man wollte auf diese Weise Einfluss auf die ‚erbbiologische’ Entwicklung („Ras-

senverbesserung“, „Aufartung“) nehmen. Ab 1939 wurde zu diesem Zwecke auch vor massen-

haftem Mord „an Unerwünschten erst des eigenen Volkes, dann der ‚Untermenschen’, an den 

‚Lebensunwerten’ und ‚Minderwertigen’“17 nicht Halt gemacht. Besonders ab dem Jahr 1938, 

das in der Literatur als Wendepunkt beschrieben wird, wurde die rassistische Selektionspolitik 

im gesamten Wohlfahrtssektor erheblich verschärft.18 Das bedeutete vor allem die radikalisier-

te systematische Verfolgung und Ermordung von Juden, worauf jedoch im Rahmen dieser Un-

tersuchung nicht näher eingegangen werden kann. Im Folgenden geht es vor allem um die 

rechtlichen und institutionellen Kontinuitäten und Weiterentwicklungen und weniger um  

                                                        

13 Zur Kategorie „Asoziale“ vgl. bspw. Ayaß 1995; Scherer 1990. 
14 Zitiert nach Hopmann 1977 [1949], 324. 
15 Benz 2000, 109. 
16 Ebd. 
17 Ebd. 
18 Für diesen Absatz vgl. Sachße/Tennstedt 1992, 46-54; Schnurr 1997, 28-40. 
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das immer exzessiver werdende Terror-, Verfolgungs-, und Vernichtungsregime. Denn neben 
dem System des Terrors, der Konzentrationslager, der willkürlichen Strafjustiz und so weiter, 
bestand ein gewisses Maß an Rechtssicherheit fort und gab es ein Interesse an Juridifikation 
der NS-Politik.19 

Wenden wir uns an dieser Stelle der Frage zu, was dies für die öffentliche Jugendhilfe be-

deutete. Im Zuge der soeben skizzierten Vorgänge wurde das Betätigungsfeld der Jugendämter 

auf jene hoheitlichen Aufgaben begrenzt, die im formal weiterhin geltenden RJWG vorgesehen 

waren, wozu auch die gesetzliche Amtsvormundschaft für uneheliche Kinder gehörte.20 Zentra-

le Tätigkeitsfelder wie die sogenannte Familienfürsorge wurden schon bald den aus „rassehy-

gienischen“ Gründen politisch erheblich aufgewerteten und umgestalteten Gesundheitsäm-

tern überantwortet.21 Die vor allem in sozialpädagogischen Fachkreisen kursierende Idee eines 

Jugendamtes als Institution für alle Belange von Kindern und Jugendlichen wurde nicht nur aus 

finanziellen Gründen, sondern aus ideologischer Überzeugung aufgegeben. Anstelle der Ju-

gendämter übernahmen die Nationalsozialistischen Volkswohlfahrt (NSV) die jugendfürsorgeri-

schen Aufgaben und die Hitlerjugend (HJ)22 die jugendpflegerischen Aufgaben.23 Eine weitere 

Organisation, die um die Aufgaben im Feld der Jugendwohlfahrt konkurrierte, war der am 12. 

Dezember 1935 vom „Reichsführer-SS“, Heinrich Himmler  gegründete Lebensborn e.V.. Auf 

diesem Wege wurde eine weitgehende Aushebelung der öffentlichen Institutionen und eine 

Verdrängung der freien Träger durch Umverteilung ihrer Aufgaben auf Organisationen der 

NSDAP oder ihres engeren Umfelds vollzogen. Das kann als Teil des dynamischen Machtergrei-

fungsprozesses der Nationalsozialisten begriffen werden. Auf diesem Wege wurde der Rechts-

staat de facto abgeschafft und zugleich ein System zur einerseits totalen ideologischen Erzie-

hung und andererseits zur ‚erbbiologischen Gestaltung’ der Bevölkerung aufgebaut, das sich 

jedoch auch weiterhin des Instruments ‚Recht’ bediente.  

Jedenfalls kann festgehalten werden, dass die gewachsenen Strukturen und die bereitge-

stellten Mittel für öffentliche Wohlfahrtsleistungen im NS massiv beschränkt wurden: Beliefen 

sich die staatlichen Sozialausgaben 1933 noch auf 2,3 Mrd. Reichsmark, so wurden sie bis 1937 

auf 0,4 Mrd. Reichsmark gekürzt.24 Das gesamte Wohlfahrtssystem sollte der NS-Ideologie an-

gepasst werden, das heißt, eine rassenideologisch ausgerichtete „Volkswohlfahrtspflege“ wer-

den. Vielen Formen von Einzelfallhilfen in Form von Geldzahlungen wurde die Legitimation 

entzogen. Grundalge dafür war unter anderem das Programm der NSDAP. Unter Punkt zehn 

                                                        

19 Vgl. Benz 2000, 111. 
20 Gem. § 35 RJWG. 
21 Zur Rolle der Familienfürsorgerinnen im NS („Hilfe zur Aussonderung“) vgl. Mitrovic 1987, 24-35. 
22 Die „Zweite Durchführungsverordnung zum Gesetz über die Hitler-Jugend“ (25.03.1939) definierte in 
§ 1 die Unterteilung der Hitler-Jugend. Alle deutschen Jugendlichen zwischen 10 und 18 Jahren waren 
zum Dienst verpflichtet: Jungen von 10-14 im „Deutschen Jungvolk“ (DJ), Mädchen im „Jungmädelbund“ 
(JM); Jungen von 14 bis 18 in der „Hitler-Jugend“ (HJ) und Mädchen im „Bund Deutscher Mädel“ (BDM). 
(in: Webler 1941a, 6f.)  
23 Zu dieser Aufgabenteilung zwischen HJ und NSV vgl. die Vereinbarung zwischen NS-Volkswohlfahrt 
und Reichsjugendführung vom 03.08.1933, nachgedruckt in: Vorländer 1988, Dok. Nr. 17, 200. 
24 Vgl. dazu Müller 1994, 50. 
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des Parteiprogramms hieß es etwa: „Erste Pflicht jedes Staatsbürgers muß sein, geistig oder 

körperlich zu schaffen. Die Tätigkeit des Einzelnen darf nicht gegen die Interessen der Allge-

meinheit verstoßen, sondern muß im Rahmen des Gesamten und zum Nutzen Aller erfolgen.“25 

Von daher wurde im anschließenden Punkt elf die „Abschaffung des arbeits- und mühelosen 

Einkommens“26 gefordert.  

1.3. Leitbild der NS-Wohlfahrt: „Pflege des Volkskörpers“ 

Das Programm der NSDAP war insgesamt auffallend unkonkret formuliert. Das galt auch für in 

Hinblick auf die Wohlfahrtspolitik. Dadurch war das Programm in Teilen durchaus anschlussfä-

hig an den fachpolitischen Mainstream.27 Denn, anders als es die Propaganda der Nationalsozi-

alisten suggerierte, verfocht die Mehrheit in wohlfahrtspolitischen Fachkreisen mitnichten eine 

staatliche Rundumversorgung eines jeden Einzelnen.28 Wichtige Fachvertreter/innen wie bei-

spielsweise Wilhelm Polligkeit oder Alice Salomon29 waren überzeugt von einem Subsidiari-

tätsprinzip, mit dem sie ein erhebliches Maß an Eigenverantwortlichkeit des Einzelnen, der 

Familien und der freien Träger verbanden; erst an letzter Stelle sollten öffentliche Wohlfahrts-

institutionen tätig werden.30 Die inhaltliche Anschlussfähigkeit und auch Anschlusswilligkeit 

verdeutlicht beispielsweise ein Zitat von Polligkeit zur Weiterentwicklung der Jugendwohlfahrt 

im Nachrichtendienst des Deutschen Vereins aus dem Frühjahr 1933: „Der auf nationalen und 

sozialen Grundlagen aufgebaute Staat verlangt eine einheitliche Jugendpolitik im Sinne natio-

nalpolitischer Erziehung, die sich auf die gesamte Jugend erstreckt. Jugendpflege und Jugend-

fürsorge sind diesem umfassenden Ziele einzuordnen.“31 Insgesamt könnte man sagen, dass 

„sich die freie Wohlfahrtspflege – mit Ausnahme der AWO – zum Zeitpunkt der nationalsozia-

listischen ‚Machtergreifung’ ohnehin in einem Zustand konservativer Neuorientierung“32 be-

funden habe. Dass die nationalsozialistische Wohlfahrtspolitik dennoch eine weitaus radikalere 

ideologische Qualität hatte als der zunehmend konservative, mithin reaktionär orientierte 

Mainstream, soll an einigen Textauszügen aus zwei Publikationen exemplarisch verdeutlicht 

                                                        

25 Zitiert nach Webler 1941a, 2. Zur Entwicklung der Jugendhilfe und der Jugendämter im NS vgl. bspw. 
Gries/Ringler 2005, 35-44; Hasenclever 1978, 127-153; Hering/Münchmeier 2000, 184-188; Jor-
dan/Sengling 1994, 48-55; Kühn 1994, 35-53; Müller 1994, 50-54 
26 Zitiert nach Webler 1941a, 2. 
27 Die Kontinuitäten und Widersprüche werden am Beispiel von „Reformpädagogik“ und NS-Ideologie 
der Erziehung bspw. erörtert in: Oelkers 1991. 
28 Dazu ausführlich: Sünker 1991, 49-55. 
29 Hier ist allerdings wichtig, zu beachten, dass sich Salomon aufgrund der gesellschaftlichen Entwicklun-
gen schließlich gezwungen sah, das Land zu verlassen , während Polligkeit zwar weitgehend entmachtet 
wurde, aber ansonsten unbehelligt blieb. Siehe zur Rolle des Deutschen Vereins und Polligkeits während 
der NS-Zeit auch: Ayaß 1992. 
30 Vgl. Sachße/Tennstedt 1992, 46f. 
31 Zitiert nach Hasenclever 1978, 128. 
32 Sachße/Tennstedt 1992, 133. 
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werden: erstens dem „Handwörterbuch der Wohlfahrtspflege“ und zweitens einer Abhandlung 

mit dem programmatischen Titel „Nationalsozialistische Volkswohlfahrt. Wesen, Aufgaben und 

Aufbau“.  

Das „Handwörterbuch der Wohlfahrtspflege“ erschien 1935 in dritter, völlig neubearbeite-

ter Auflage, nachdem die vorangehenden Auflagen von 1924 und 1929 inhaltlich mit der neu-

en „Weltanschauung“ nicht mehr vereinbar schienen. Dieses Handbuch war bis dahin ein 

Standardwerk zu allen Fragen der sozialen Arbeit gewesen. Es war folglich keine originär natio-

nalsozialistische Schöpfung. Vielmehr bediente man sich wohl aus strategischen Gründen etab-

lierter Formate, um das neue ideologische Weltbild zu verbreiten. Das Geleitwort zu dem 

Handwörterbuch verfasste der im Wohlfahrtsbereich ranghöchste Parteifunktionär, Erich Hil-

genfeldt.33 Dadurch wird deutlich, dass das Handwörterbuch einen nahezu amtlichen Charak-

ter hatte.34 Bevor ich weiter unten auf die NSV eingehen werde, erscheint es mir sinnvoll zu-

nächst die offizielle wohlfahrtspolitische Neuausrichtung zu umreißen. Bereits anhand einiger 

weniger Textausschnitte lässt sich veranschaulichen, dass die gesellschaftspolitischen Ziele, die 

mit den Wohlfahrtsleistungen nationalsozialistischen Zuschnitts verfolgt werden sollten, im 

Vergleich zu denen der Weimarer Zeit und den RJWG-Normen eine erhebliche Verschiebung 

erfuhren: 

„Seit dem Jahre 1933 hat sich die Zielsetzung der Wohlfahrtspflege, ihre praktische Anwendung und die 

Ausgestaltung ihrer Einrichtungen grundlegend gewandelt. Die nationalsozialistische Wohlfahrtspflege 

als Arbeit und Dienst am Volksganzen stellt nicht mehr den einzelnen notleidenden Menschen in den 

Mittelpunkt ihres Wirkens, sondern das Volk selbst. Sie schafft aus der Gemeinschaft für die Gemein-

schaft. Sie setzt sich das Ziel durch vorbeugende Arbeit die Volksgemeinschaft körperlich, geistig und 

seelisch gesund zu erhalten. *…+ 

Durch diese neue Zielsetzung sind die Aufgaben der Volkswohlfahrtspflege gegenüber der individualisti-

schen Ausrichtung in der Vergangenheit nur an Größe gewachsen und haben tieferen Sinn erhalten. Sie 

fordern heute den vollen Einsatz eines jeden Mitarbeiters und seine einheitlich ausgerichtete Arbeit aus 

einer klaren und eindeutigen nationalsozialistischen Grundhaltung heraus. *…+“35 

Hilgenfeldt hebt in diesen Zeilen besonders auf die Verschiebung ab, die durch den Natio-

nalsozialismus im Gegensatz zur „Systemzeit“ vollzogen werden sollte. Wie gesagt, handelte es 

sich bei dem „Handwörterbuch“ um ein allgemeines Grundlagenwerk für Fachkräfte der Wohl-

fahrtspflege, das nicht originär für Nationalsozialisten verfasst worden war, das aber nun eine 

inhaltliche „Gleichschaltung“ erfuhr und den Totalitätsanspruch des Nationalsozialismus als 

ideologisch-normativem Imperativ unterstrich. Berücksichtigt man diesen Adressatenkreis, so 

                                                        

33 Zu Hilgenfeldt ist anzumerken, dass er ohne jede inhaltliche Vorbildung im Bereich der Sozialpolitik 
oder der Wohlfahrtsarbeit zum „Hauptamtsleiter in der Reichsleitung der NSDAP. Hauptamt für Volks-
wohlfahrt“ gemacht wurde. Er war langgedienter Parteisoldat und hatte sich als überzeugter National-
sozialist und vor allem als außerordentliches Organisationstalent erwiesen – was er anschließend mit 
dem rasanten Ausbau der NSV zu einer Massenorganisation eindrucksvoll unter Beweis stellte. Vgl. Vor-
länder 1998, 249. 
34 Vgl. Jenner 2006, 151. 
35 In: Althaus/Betcke 1935. 
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ist nicht weiter verwunderlich, dass Hilgenfeldt, offenbar um Anschlussfähigkeit bemüht, in 

Wortwahl und Ausdruck verhältnismäßig moderat blieb. Aber trotz der Zurückhaltung wird die 

nationalsozialistische Sichtweise und ihre Konzepte von „Erbbiologie“ und „Rassenhygiene“ 

durch die Verweis auf die „Gesundhaltung“ der „Volksgemeinschaft“ durchaus erkennbar. Sehr 

viel klarer wurden die Herausgeber des „Handwörterbuches“ des wohlfahrtspolitischen „Chef-

ideologen“36 Hermann Althaus und Werner Betcke in ihrem anschließendem Vorwort: 

„Der Nationalsozialismus als Grundlage des gesamten völkischen Lebens hat auch der öffentlichen und 

freien Wohlfahrtspflege eine neue Grundlage gegeben. Der Totalitätsanspruch der NSDAP auf die Mens-

chenführung hat auch da, wo noch keine grundlegende Rechtserneuerung eingeleitet oder abgeschlos-

sen worden ist, eine neue Ausrichtung der praktischen Arbeit herbeigeführt. 

Die beiden großen Gesetze, die der Wohlfahrtspflege in der Nachkriegszeit die Grundlage gaben, die 

Fürsorgepflichtverordnung vom 13.2.24 (mit den ihr folgenden Reichsgrundsätzen) und das Reichsju-

gendwohlfahrtsgesetz vom 9.7.22, sind im wesentlichen noch heute [1935] in Kraft. Nur auf dem Gebie-

te der Gesundheitsführung liegen bereits weittragende Ergebnisse einer rechtlichen Neugestaltung vor. 

Dennoch ist festzustellen, daß sich in der Wohlfahrtspflege bereits eine durchgreifende Wandlung der 

Anschauungen und der zur Anwendung gelangenden Arbeitsgrundsätze vollzogen hat. Eine neue Zielset-

zung, die nicht mehr voraussetzungslos die Notlage des Einzelnen zum Maß der Hilfe macht, sondern 

Leistungswillen und Gemeinschaftswillen des Hilfsbedürftigen fordert und voraussetzt, bedingt eine 

weitgehende Änderung des Inhalts und der Arbeitsweise der Fürsorge. Der Ersatz des auf die Not des 

Einzelmenschen abgestellten Begriffs der ‚Fürsorge’ durch den der Volkswohlfahrtspflege bringt bereits 

den Vorrang der Volksgemeinschaft auf dem Arbeitsgebiet und auf den Nachbargebieten der Sozialpoli-

tik und Gesundheitspolitik zum Ausdruck.“37 

Althaus und Betcke gaben damit unmissverständlich zu verstehen, dass die NS-Ideologie 

Grundlage des gesamten „völkischen Lebens“ werden sollte, und dass die NSDAP dabei einen 

„Totalitätsanspruch“, nicht nur für ihre Weltanschauung, sondern auf die gesamte „Menschen-

führung“, und zwar im Sinne eben dieser Weltanschauung, geltend machte und all dies gege-

benenfalls auch über geltendes Recht hinweg. Bedenkt man, dass Othmar Spann bereits auf 

der zweiten Tagung des Archivs 1907 in einem Vortrag davon sprach, dass der Berufsvormund 

„Massen zu dirigieren“38 hätte und sich von daher „über ihre sozialen Verhältnisse und Le-

bensbedingungen orientieren“ müsste, weshalb es dringend der systematischen Erforschung 

bedürfte. Bedenkt man ferner, dass Spann später zu einem der Vordenker des sogenannten 

Austrofaschismus wurde, so wird hier eine gewisse diskursive Kontinuität erkennbar. In diesem 

Lichte ist denn auch die ‚Gleichschaltung’ des Deutschen Vereins im August 1935 zu sehen, 

durch die der Verein von einem der führenden sozialpolitischen Dachverbände zu einer wis-

senschaftlichen Forschungsstelle umfunktioniert wurde, allerdings ohne je nennenswerte For-

                                                        

36 Sünker 1991, 51. Althaus war Amtsleiter im Hauptamt für Volkswohlfahrt der Reichsleitung der NSDAP 
und Leiter der größten Abteilung in der NSV, dem Amt für Wohlfahrtspflege und Jugendhilfe. Er war ab 
Ende 1933 auch offizieller Leiter des Archivs, dazu unten mehr. 
37 In: Althaus/Betcke 1935. 
38 Spann 1908, XIII. 
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schungsaufträge bekommen zu haben.39 Bis dahin war Polligkeit Vorsitzender und Geschäfts-

führer gewesen; er wurde auf Hilgenfeldts Anweisung hin durch Althaus ersetzt.40  

Hieran wird exemplarisch deutlich, dass die im Handwörterbuch dargestellte Politik auch in 

die Tat umgesetzt wurde. Es ging um nicht weniger, als die Errichtung eines totalitären Sys-

tems unter nationalsozialistischer Führung. Im Zentrum der künftig zu erbringenden Leistun-

gen sollte nunmehr ausschließlich der Nutzen für das Volksganze stehen, was auch immer kon-

kret darunter zu verstehen sein sollte. Fest stand, dass Hilfe um des Einzelnen willen strikt als 

„Individualismus“ abgelehnt wurde. Die Verweise auf die Sozial- und Gesundheitspolitik und 

vor allem auf die „Gesundheitsführung“ nahmen unter anderem auf das „Erbgesundheitsge-

setz“41 und stärker familienrechtlich: auf das völkisch-rassistische „Blutschutzgesetz“42 („Nürn-

berger Gesetze“) sowie das „Ehegesundheitsgesetz“43 Bezug.44 Mit anderen Worten, die Auto-

ren bereiteten, ohne es an dieser Stelle explizit auszusprechen, den normativen Grund für die 

sich in den Folgejahren tatsächlich vollziehende Entwicklung zur Schaffung (oder Züchtung) ei-

ner homogenen „Volksgemeinschaft“. – So sollten die massiv ausgebauten Gesundheitsbehör-

den45 alle „Minderwerten“, ab 1939 hieß es dann: „Lebensunwerten“, registrieren. Damit wa-

ren unter anderem Familienfürsorgerinnen 46  betraut, zu deren Aufgaben es gehörte, 

„Sippentafeln“ der von ihnen betreuten Familien anzufertigen.47 Hier wurde gewissermaßen 

das Ende des 19. Jahrhunderts entwickelte „Taubesche System“ zugespitzt, das ja zu einem er-

heblichen Teil auf der Arbeit von öffentlich beschäftigen Pflegerinnen basierte, von denen im 

Rahmen ihrer „weiblichen Nebencontrole“48 die sogenannten Zieheltern oder Pflegefamilien 

sittlich und medizinisch überwacht wurden. In der Zuspitzung dieses Systems durch die Natio-

nalsozialisten liegt auch die „Mitschuld behördlicher Sozialarbeit an den späteren Euthanasie-

                                                        

39 Vgl. Orthband 1980, 284. 
40 Vgl. ebd. 285-287. 
41 Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses vom 14.07.1933. 
42 Gesetz zum Schutze des deutschen Blutes und der deutschen Ehre vom 15.09.1935 (Nachdr. in: Schu-
bert 1993, 17). 
43 Gesetz zum Schutze der Erbgesundheit des deutschen Volkes vom 18.10.1935 (Nachdr. in: Schubert 
1993, 21f.); vgl. dazu die Ausführungen von Gütt 1936, 264-277. 
44 Für eine konzise Darstellung der Entwicklung des Familienrechts im NS vgl. Ramm 1984. 
45 Die nationalsozialistische Gesundheitspolitik und die Gesundheitsbehörden sollen hier nicht näher be-
leuchtet werden, trotz des engen Zusammenhangs mit dem Bereich der Jugendhilfe, dadurch dass Sozi-
alleistungen nur noch mit offiziellem Gesundheitsnachweis erbracht wurden. Dies würde für diese Ar-
beit zu weit führen. Einen guten Einstieg in das Thema geben u. a. Sachße/Tennstedt 1992, 97-110. 
46 Ab Mitte der 1930er leisteten die Familienfürsorgerinnen ihre Dienste immer häufiger im Aufgaben-
bereich der Gesundheitsämter, anstatt im Feld der Kinder- und Jugendfürsorge. Das war die Konsequenz 
aus der rassebiologischen Ausrichtung, in deren Folge nur „erbgesunde“ Familien unterstützt werden 
sollten, während diejenigen, die nicht als „erbgesund“ galten, minimal oder gar nicht unterstützt oder 
gar der planvoll vernichtet wurden. Vgl. dazu Kühn 1994, 52f. Zur Diskussion um die Fürsorgerinnen als 
„Täterinnen“ im NS vgl. den Sammelband Ebbinghaus 1987, 7-150; kritisch dazu: Reese 1991. 
47 Vgl. Hering/Münchmeier 2000, 167. Einige interessante Interviewausschnitte mit damaligen Fürsorge-
rinnen finden sich in: Kramer 1995, 204-207. 
48 Taube 1893, 20. 
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Morden“49 begründet. Mit anderen Worten, die Fürsorgerinnen 

Inwieweit indes die von Althaus und Betcke aufgestellte Behauptung zutraf, dass sich die 

neue Perspektive schon beim Erscheinen des ersten Teilbandes des Handbuchs 1935 in der 

konkreten Arbeit, vor allem in den kommunalen Verwaltungen etabliert hatte, muss von den 

Geschichtswissenschaften beurteilt werden. In der Literatur finden sich verschiedentlich Hin-

weise darauf, dass dies eher der Wunsch der Nationalsozialisten, als eine Tatsachenbeschrei-

bung war.50 Nichtsdestoweniger bildete die nationalsozialistische Ideologie nun die vorgege-

bene normative Grundlage für die Wohlfahrtsarbeit. Wie weit sie tatsächlich von den 

einzelnen Beschäftigten internalisiert wurde, ist schwer zu beurteilen, dass sie aber in den bü-

rokratischen Vollzug einfloss, etwa in den Jugendämtern und allen voran in den parteieigenen 

oder parteinahen Organisationen, ist kaum zu bezweifeln. Vielmehr darf als wahrscheinlich 

gelten, dass die geschickt ausgeklügelten Machtinstrumente der Nationalsozialisten tatsächlich 

Wirkung entfalteten, etwa das Gesetz „zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums“ vom 

11.4.1933, mit dem Demokraten, Sozialisten, Kommunisten und alle sogenannten Nichtari-

schen aus dem Staatsdienst ausgeschlossen wurden.51 Sachße und Tennstedt sind davon über-

zeugt: „Die nationalsozialistische Berufsverbotspolitik verunsicherte die Beamtenschaft und 

spornte zu neuem Diensteifer an.“52 Wie die führenden nationalsozialistischen Funktionäre 

versuchten, neben der ohnehin geringgeschätzten Gesetzgebung inhaltlich Einfluss zu nehmen, 

sowohl auf die Einzelnen als auch auf die Strukturen, machen die hier versammelten Textaus-

schnitte deutlich.  

Das folgende Zitat ist der von Althaus verfassten Schrift über die „Nationalsozialistische 

Volkswohlfahrt“53 entnommen. Anders als das „Handwörterbuch“ adressierte diese Veröffent-

lichung explizit ein nationalsozialistisches Publikum, sodass hierin unverblümt ausgeführt wur-

de, was von den führenden Funktionären wie Hilgenfeldt und Althaus gedacht und gewollt 

wurde. Das gilt auch für die Begründung der neuen Ausrichtung auf das „Volksganze“, die Hil-

genfeldt voller NS-Pathos in seinem Vorwort gab. Auffallend ist, dass sich Form und Stil ganz 

erheblich von dem zuvor zitierten Geleitwort zum „Handwörterbuch“ unterschieden, das Hil-

genfeldt vergleichsweise sachlich gehalten hatte. Da beide Texte zur gleichen Zeit verfasst 

wurden, wird deutlich, dass Hilgenfeldt strategisch agierte – wo Zurückhaltung geübt wurde 

und wo Klartext geredet wurde. Bemerkenswert ist auch, dass dieses Vorwort unverändert in 

allen sechs Auflagen (1935 – 1941) der Abhandlung vorangestellt blieb. 

„Wie auf allen Gebieten des völkischen Lebens, haben wir auch im Bereich der Wohlfahrtspflege die 

schwierige aber äußerst bedeutsame Aufgabe, eine Umschulung zu vollziehen, den Menschen begreif-

lich zu machen, daß sie auf dieser Welt sind um zu kämpfen, und nicht um zu leiden. *…+ Sie müssen 

durch das Leid und die Not stark werden. Auch die Bergkiefer, die mühsam mit dem Leben ringt, stellt 

                                                        

49 Müller 1994, 47. 
50 Vgl. Sachße/Tennstedt 1992, 95. 
51 Vgl. Kühn 1994, 38f.; Müller 1994, 48. Wie rücksichtslos und brutal die „Machtübernahme“ in den Ber-
liner Wohlfahrtsämtern vonstattenging, ist sehr eindrucksvoll nachzulesen bei: Kramer 1995, 198-213. 
52 Sachße/Tennstedt 1992, 29. 
53 Althaus 1935ff. 
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sich dem Sturm, dem Wind entgegen, und der Wind und der Sturm erreichen, daß sich an der Seite wo-

her sie kommen, Zelle um Zelle im Stamme des Baumes verdichtet, so daß die kleine Bergkiefer in den 

Stand versetzt wird, dem Sturm Widerstand zu leisten. In der Geschichte der Völker sehen wir das glei-

che. *…+ Alles aber, was die Notzeit übersteht, ist Auslese des Volkes, Auslese, die wir überall im Leben 

finden. Alles, was lebendig ist, wird vom Leben geprüft und wird verworfen, wenn es schwach ist. 

Aus dieser Schau der Dinge heraus müssen wir auch der Wohlfahrtspflege im nationalsozialistischen 

Volksstaat einen ganz neuen Sinn geben.“54 

In diesen Zeilen werden einige der zentralen Leitmotive der NS-Ideologie (Kampf, Standhaf-

tigkeit, Auslese) eingeführt, die den „neuen Sinn“, von dem Hilgenfeldt hier sprach, auszeich-

nen. Vor allem ist der Begriff der „Auslese“ hervorzuheben. Nicht jede und jeder sollte in den 

Genuss von Unterstützung kommen können, sondern nur diejenigen, die zur „Auslese des Vol-

kes“ gehörten beziehungsweise gehören sollten. Zwar waren auch schon lange vor der Macht-

übernahme der Nationalsozialisten und nicht alleine im Deutschen Reich eugenische Tenden-

zen in pädagogischen Fachkreisen weit verbreitet, etwa bei der Reformpädagogin Ellen Key.55 

Im pädagogischen Diskurs wurde beispielsweise das Instrument der Geburtenkontrolle ver-

handelt, mit dem eine allmähliche Entwicklung hin zu einer gesünderen Bevölkerung erreicht 

werden sollte. Im Gegensatz zu dieser eugenischen Perspektive in der Pädagogik, die auf Ver-

hinderung von Geburten basierte, knüpften die Nationalsozialisten überwiegend an rassisti-

schen und vulgär-darwinistischen Strömungen innerhalb der Eugenik an, denn sie wollten kei-

neswegs nur Geburtenkontrolle, sondern spätestens ab 1939 die „Gesundung des Volkes“ 

aktiv herbeiführen, durch alle erdenklichen Formen aktiver „Auslese“ und „Ausmerze“. Das 

war bis zu einem gewissen Grade in republikskeptischen bürgerlichen Kreisen durchaus an-

schlussfähig.56 In welcher Weise die Selektionsgedanken der NS-Eugenik in die künftige Wohl-

fahrtsarbeit einfließen sollten, machte Althaus unmissverständlich deutlich. Die rassistisch-

eugenische Ideologie sollte dem Volk auch durch die Wohlfahrtspflege beigebracht werden:  

„Nationalsozialistische Wohlfahrtspflege ist wesentlich Erziehungsaufgabe. Aus den Grundanschauun-

gen des Nationalsozialismus heraus will sie den Befürsorgten über die materielle Hilfe hinaus in seinem 

inneren seelischen Verhalten beeinflussen und unter Benützung nationalsozialistischer Motive, die für 

den Betreuten als starke Imperative wirken, aus ihm ein nützliches, leistungswilliges Glied des Volksgan-

zen machen.“57  

In dieser Klarheit war der wohlfahrtspolitische Disziplinierungsanspruch zuvor kaum be-

nannt worden, dass auf die einzelnen Hilfeempfänger ideologischer Einfluss genommen wer-

                                                        

54 In: Althaus 1935ff. Im Folgenden zitiere ich aus der Ausgabe von 1935, die bis 1941 nur unwesentlich 
verändert wurde. Die in den Folgeausgaben vorgenommenen Änderungen betreffen v. a. das Zahlenma-
terial und beschränken sich ansonsten weitgehend auf Auslassungen und Kürzungen. 
55 Vgl. dazu Allen 2000. 
56 Zur Nähe der katholischen Kirche zu eugenischen Ideen in den 1920ern und ihr Verhältnis zur natio-
nalsozialistischen Familienpolitik vgl. Rölli-Alkemper 2000, 51-59; Sachße/Tennstedt 1992, 99. Allgemein 
zur Eugenik in der Pädagogik in der Weimarer Republik und im NS vgl. Allen 2000; Hering/Münchmeier 
2000, 157-188; Sachße/Tennstedt 1992, 97-110. 
57 Althaus 1935, 13. 
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den sollte. Zwar waren die Wohlfahrtsleistungen auch schon früher klar gesellschaftspolitisch 

pädagogisch motiviert, aber die Ziele wurden indirekter durchzusetzen versucht. Erst die Nati-

onalsozialisten konzipierten ihre Wohlfahrtsarbeit derart eindeutig als Bonuszugabe für „völki-

sches Wohlverhalten“58. Bekanntlich sollte es nicht bei der ideologischen Beeinflussung blei-

ben, wie noch zu zeigen sein wird. Jedenfalls wurde das gesamte Verhältnis zwischen Staat und 

Familie auf die „Volksgemeinschaft“ hin ausgerichtet, um so den „Erbstrom“ kontrollieren zu 

können. Im folgenden Textausschnitt wird ausgeführt, in welchem Verhältnis Familie, Volk und 

Staat zueinander stehen sollten und welche wohlfahrtspflegerischen Aufgaben sich daraus 

ergäben. 

„Volk ist nach nationalsozialistischer Auffassung eine Kette von Geschlechtern, geknüpft durch die Fami-

lien, in deren Schoß die einzelnen Volksangehörigen gezeugt und aufgezogen und in den Zusammen-

hang des völkischen Lebens eingeordnet werden. Volk greift aus der Gegenwart in die Vergangenheit 

und Zukunft, zu den Ahnen, deren biologisches Erbe die gegenwärtigen Individuen tragen und das sie 

wieder den Kommenden weiterzureichen verpflichtet sind, auf daß diese Ungeborenen, durch die Zeu-

gung ins Dasein Gerufenen, auf starken und gesunden Schultern den heiligen Schrein der Erbwerte ihres 

Volkes zu seiner Erhaltung und Ehre in die Zukunft tragen. 

Aus dieser weltanschaulichen Einstellung heraus ist eine Wohlfahrtspflege nationalsozialistischer Prä-

gung grundsätzlich erbbiologisch und rassenhygienisch orientiert. Ihr gilt nicht der Satz der Gleichheit 

der Staatsbürger. Sie weiß, daß die Erbanlage die Menschen ungleich in ihrem Wert für das Wohl des 

Ganzen macht. Die Umweltbedingungen sind nicht das Entscheidende für die Entwicklung der Individu-

en.“59 

Durch den letzten Satz unterscheidet sich die nationalistische Eugenik erheblich von den 

eugenischen Tendenzen in der sozialreformerischen Pädagogik, die in der Umwelt, im sozialen 

Umfeld eine mindestens ebenso bedeutsame Ursache für die Entwicklung des einzelnen Men-

schen sah.60 Für die Nationalsozialisten war nahezu ausschließlich das „Erbbiologische“, das 

„Rassische“ und „Völkische“ von Bedeutung. Von daher ist es auch nur konsequent, wenn Alt-

haus forderte: 

„Um der Gesunderhaltung unseres Volkes willen muß darum eine nationalsozialistische Volkswohlfahrt 

eine Befürsorgung Minderwertiger ablehnen bzw. auf ein Mindestmaß einschränken unter gleichzeitiger 

Abdrosselung des kranken Erbstromes. Eine um so intensivere Betreuung wird sie aus ihrer erbbiologi-

schen und rassenhygienischen Orientierung den Gesunden zukommen lassen.”61  

  

                                                        

58 Sachße/Tennstedt 1992, 97. 
59 Althaus 1935, 16. 
60 Vgl. Allen 2000, 109-112. 
61 Althaus 1935, 18. 
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2. Nationalsozialistische Volkswohlfahrt (NSV) 

2.1. Aufgaben und Aufbau der NSV 

Vor diesem Hintergrund soll nun der Fokus auf die zentrale wohlfahrtspolitische Organisation 

innerhalb des nationalsozialistischen Systems gerichtet werden: die Nationalsozialistische 

Volkswohlfahrt. Sie wurde im September 1931 im Berliner Stadtteil Wilmersdorf gegründet 

und am 22. Juni des Folgejahrs im Vereinsregister des Amtsgerichts Berlin-Tempelhof einge-

tragen. Zunächst war die Berliner NS-Volkswohlfahrt nicht mehr als eine nationalsozialistisch 

orientierte Selbsthilfeorganisation, die, wie viele andernorts entstehende Organisationen 

auch, auf rein lokaler Ebene Nachbarschaftshilfe, Familienhilfe, Gefangenenhilfe, Armenspei-

sungen, Brennstoffversorgung und dergleichen mehr organisierte – vor allem für SA-Leute und 

Parteigenossen.62 Da eine nationalsozialistische Volkswohlfahrt nicht in das ursprüngliche Kon-

zept der NSDAP passte, forderte die in München ansässige „NSDAP-Reichsleitung“ in einem 

Schreiben vom 15. Dezember 1932 den Berliner Verein auf, „die irreführende Vereinsbezeich-

nung ‚nationalsozialistisch’ oder ‚NS’ sofort abzulegen“63 und drohte gegebenenfalls eine ge-

richtliche Klärung dieser Frage an. Man wollte nicht in den Verdacht geraten, selbst in irgend-

einer Form an der als unsinnig und verschwenderisch gebrandmarkten Unterstützung von 

‚unwerten Subjekten’, wie es im Nazi-Jargon hieß, beteiligt zu sein. 

Nach den anfänglichen Divergenzen zwischen der Berliner NS-Volkswohlfahrt und der 

Münchner NSDAP-Zentrale entwickelte sich die NSV schließlich zur zentralen Institution der im 

Sinne der nationalsozialistischen Weltanschauung umzugestaltenden Wohlfahrtspflege. Prote-

giert durch den Berliner Gauleiter Joseph Goebbels und dessen Frau Magda Goebbels und ab 

März 1933 unter der Leitung Erich Hilgenfeldts, wurde die NSV zu einem bedeutenden Werk-

zeug des NS-Erziehungsstaates. Allein schon quantitativ lässt sich die herausragende Bedeu-

tung der NSV verdeutlichen: So wuchs die Mitgliederzahl zwischen 1933 und 1943 von 3.500 

auf über 17 Millionen Mitglieder. Durch die Mitgliedsbeiträge führte dies auch zu enormer fi-

nanzieller Stärke. Schließlich wurde die NSV zur zweitgrößten Massenorganisation der NSDAP 

nach der Deutschen Arbeitsfront (DAF)64 und sah sich selbst als „Zentralstück” zur konkreten 

Umsetzung nationalsozialistischer Politik.65 

                                                        

62 Vgl. hier und im Folgenden: Vorländer 1988, 4-20. 
63 Nachdruck in Vorländer 1988, Dok. Nr. 5, 191. 
64 Die DAF war innerhalb der „innerorganisatorischen Polykratie“ der NSDAP eine der bedeutendsten 
konkurrierenden Organisationen zur NSV auf dem Feld der Sozialpolitik. Vgl. dazu Sachße/Tennstedt 
1992, 115. 
65 Vgl. Kersten 1993, 1-17. 
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Abbildung 8: Organigramm der NSV 

Bevor es aber soweit war, vollzog die NSV eine beachtliche Entwicklung. Am 3. Mai 1933 er-

kannte Hitler die NSV, gegen parteiinternen Widerstand aus München, namentlich von Robert 

Ley und Rudolf Heß, als Parteiorganisation an.66 In einer Verfügung Hitlers hieß es, dass sie 

                                                        

66 Vgl. dazu das Schreiben von Ley an Heß vom 25.04.1933 (Dok. 11) und das Antwortschrieben von 
Stark vom 19.05.1933 (Dok. 13), nachgedruckt in: Vorländer 1988, 196f. 
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fortan für „alle Fragen der Volkswohlfahrt und der Fürsorge“67 zuständig sein solle. Damit ge-

riet die NSV in Konkurrenz zur „Reichjugendführung“, genauer gesagt, zu der von Baldur von 

Schirach geführten Hitlerjugend. Die Konkurrenz entstand insbesondere dadurch, dass sich die 

NSV auch erheblich auf dem Feld der Jugendwohlfahrt ausbreitete. Grundlage für diesen Ex-

pansionsanspruch bildete § 2 der Vereinssatzung vom 14. August 1933, in der es allgemein 

hieß:  

„Die NSV ist nach Verfügung des Führers vom 3. Mai 1933 die zuständige oberste Stelle der NSDAP für 

alle Fragen der Wohlfahrt und Fürsorge. Sie hat die Führung der freien Wohlfahrtspflege und erlässt 

Richtlinien und Anweisungen für die gemeinsamen Aufgaben. Die NSV ist ferner Dachorganisation für 

Wohlfahrts- und Selbsthilfeverbände. *…+ 

Vornehmlichste Pflicht der NSV ist es, die lebendigen, gesunden Kräfte des deutschen Volkes zu entfal-

ten und zu fördern. Sie übernimmt die Gesundheitsführung des deutschen Volkes.“68 

Um einen Eklat zwischen den konkurrierenden Organisationen und ihren Führungskräften 

zu vermeiden, vereinbarte man bereits am 3. August 1933 eine klare Aufgabenteilung zwi-

schen NSV und HJ. Die NSV übernahm demnach folgende jugendfürsorgerischen Aufgaben69: 

1. Mutterschutz und Säuglingsfürsorge, 

2. das Pflegekinder- und Vormundschaftswesen (!), 

3. die Kleinkinderfürsorge (Krippen, Kindergärten und Horte), 

4. die Gefährdetenfürsorge, 

5. Jugendgerichtshilfe und 

6. Fürsorgeerziehung. 

Der HJ wurden die jugendpflegerischen Aufgaben überlassen. Mit dieser Vereinbarung konnte 

die Konkurrenz zwischen den Organisationen aber nicht wie gewünscht aufgelöst werden, so-

dass schon im Februar 1936 erneut eine Vereinbarung getroffen werden musste, mit der die 

Position der HJ gestärkt wurde.70 Das bestätigte die Position der HJ gegenüber der NSDAP, die 

im Vergleich zur NSV weitaus eigenständiger war, was schließlich durch das Gesetz über die 

Hitlerjugend vom Dezember 1936 zementiert wurde: „Die gesamte deutsche Jugend innerhalb 

des Reichsgebietes ist in der Hitler-Jugend zusammengefaßt.“71 Die NSV unterstand als partei-

eigene Organisation (zwischen 1933 und 1935) und dann als ein der NSDAP angeschlossener 

Verband unmittelbar der Parteikontrolle.72 So bestand die gesamte Führungsebene nach dem 

                                                        

67 Vgl. den Nachdruck der Verfügung Hitlers in: Vorländer 1988, Dok. Nr. 12, 197. 
68 Satzung der NS-Volkswohlfahrt vom 14. August 1933, Nachdruck in: Vorländer 1988, Dok. Nr. 19, 201-
203. 
69 Vgl. Vereinbarung zwischen NS-Volkswohlfahrt und Reichsjugendführung vom 3. August 1933, Nach-
druck in: Vorländer 1988, Dok. Nr. 17, 200. 
70 Vgl. Vereinbarung zwischen dem Hauptamt für Volkswohlfahrt und der Reichsjugendführung vom 4. 
Februar 1936, Nachdruck in: Vorländer 1988, Dok. Nr. 138, 338. 
71 §1 Gesetz über die Hitler-Jugend vom 1. Dezember 1936. 
72 Vgl. dazu den Auszug aus dem „Organisationsbuch der NSDAP“, in: Vorländer 1988, Dok. Nr. 128, 321-
328, insb. 321. 
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Reichsleiter Hilgenfeldt, das heißt, die Leiter der fünf Ämter, aus Politischen Leitern der 

NSDAP. Das setzte sich fort durch die gesamte hierarchische Gliederung der NSV, bis hinab zu 

den NSV-Blockwaltern. Auf allen Ebenen wurden die jeweiligen NSV-Positionen der Partei un-

terstellt: dem jeweiligen Blockleiter, Zellenleiter, Ortsgruppenleiter, Kreisleiter beziehungswei-

se Gauleiter der NSDAP.73 Diese enge Bindung an die Partei beschränkte die NSV aber nicht 

nur. Im Gegenteil, sie konnte dadurch von einer enormen staatlichen Unterstützung profitie-

ren, die ihr durch diese enge Verflechtung zuteilwurde.74  

2.2. Hilfswerk „Mutter und Kind“ 

Kurzum, die Bedeutung der NSV wuchs ab 1934 erheblich. Im März 1934 wurde die „Reichsar-

beitsgemeinschaft der freien Wohlfahrtspflege“ gegründet, in der unter der Führung der NSV 

alle noch bestehenden freien Wohlfahrtsverbände der bisherigen Reichsgemeinschaft (die im 

Juni dann aufgelöst wurde) zusammengeschlossen wurden: das Deutsche Rote Kreuz, die Inne-

re Mission der Deutschen Evangelischen Kirche und der Deutsche Caritasverband.75 Besonde-

res Gewicht kam der NSV aber durch das Hilfswerk „Mutter und Kind“ zu, ihre „große neue 

Aufgabe“ 76, wie Goebbels es ausdrückte. Ziel des Hilfswerks war Goebbels zufolge, „zusätzliche 

Hilfe überall dort [zu] bringen, wo es gilt, einer deutschen Mutter in körperlicher und geistiger 

und seelischer Not beizustehen, einem deutschen erbgesunden Kinde zu gesunder Fortent-

wicklung zu verhelfen“77. Die praktischen Aufgaben des Hilfswerks sollten sein: „die wirtschaft-

liche Hilfe, die Arbeitsplatzhilfe, die Wohnungshilfe, Müttererholung und Mütterschutz, Hilfe 

für die werdende Mutter, die Wöchnerin und das Kind sowie Sondermaßnahmen für die ledige 

Mutter“78, wie aus einem Schreiben des Reichsinnenministeriums vom 4. April 1934 hervor-

geht. Damit wandelte sich die NSV von einer typischen Wohlfahrtsorganisation79 zu einer all-

umfassenden und äußerst gewichtigen Dachorganisation für Wohlfahrtspflege. Das Hilfswerk 

„Mutter und Kind“ wurde als ständige Einrichtung der NSV eingerichtet, für das der Leiter des 

Amtes für Wohlfahrtspflege und Jugendhilfe, Hermann Althaus zuständig war.80 Dadurch dehn-

te sich der Einfluss der NSV auch erheblich auf den Bereich der (öffentlichen) Jugendhilfe aus 

                                                        

73 Vgl. dazu den Auszug aus dem „Organisationsbuch der NSDAP“, in: Vorländer 1988, Dok. Nr. 128, 324-
326. 
74 Vgl. Sachße/Tennstedt 1992, 118. 
75 Vgl. ebd. 135 und Dokument zur „Gründung der Arbeitsgemeinschaft der Spitzenverbände der freien 
Wohlfahrtspflege vom 24. März 1934“, Nachdruck in: Vorländer 1988, Dok. Nr.29, 210f. 
76 Zitiert nach Vorländer 1988, Dok. Nr. 67, 256-258, 257. 
77 Vorländer 1988, Dok. Nr. 67, 256-258, 257. 
78 Ebd. Dok. Nr. 68, 258. 
79 Bereits Mitte 1933 bestehen neben der NSV nur noch drei Spitzenverbände: Innere Mission (ev.), Cari-
tas (kath.) und das Rote Kreuz; alle anderen Organisationen wurden entweder aufgelöst oder in die NSV 
eingegliedert (vgl. Hering/Münchmeier 2000, 175). 
80 Vgl. Sachße/Tennstedt 1992, 128. 
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und geriet abermals in beträchtliche Konkurrenz mit der HJ.81  

Wie sehr die NSV ihre Dominanz im Bereich der Jugendhilfe ausbaute, spiegelt sich auch in 

der bereits zitierten Schrift von Althaus zu „Wesen, Aufgaben und Aufbau“ der NSV wider. Die 

ersten beiden Auflagen von 1935 und 1936 enthielten im zweiten Teil, der die Aufgaben der 

NSV beschrieb, einen eigenen Abschnitt zur Jugendhilfe. Althaus bezeichnete „das Sonderge-

biet der Jugendhilfe“82 darin als besonders erwähnenswert, da die Jugendhilfe mit ihren „Maß-

nahmen und Einrichtungen im Zusammenhang mit der Familie … eine der wertvollsten Formen 

der Familienhilfe“83 darstelle. Ab der dritten Auflage von 1937 wurde indes auf einen eigenen 

Abschnitt zur Jugendhilfe verzichtet. Der bisherige Inhalt wurde in den Abschnitt „Das Hilfs-

werk ‚Mutter und Kind’“ integriert. Diese neue Anordnung reflektiert, dass die einstige Selbst-

ständigkeit von freier und öffentlicher Jugendwohlfahrt zugunsten der NSV, genauer: der NSV-

Jugendhilfe und insbesondere dem Hilfswerk „Mutter und Kind“ vollständig aufgehoben wor-

den war. Dies entsprach dem Totalitätsanspruch auf die „Einheit von Staat und Partei“84. In 

den ersten beiden Auflagen war „Mutter und Kind“ als die zweite große Aufgabe der Volks-

wohlfahrt neben dem Winterhilfswerk beschrieben worden. Ab der dritten Auflage wurde 

„Mutter und Kind“ demgegenüber erheblich aufgewertet, indem Althaus das Hilfswerk zum 

„eigentlichen Kern nationalsozialistischer Volkswohlfahrtspflege“85 erklärte. Durch diese zent-

rale Stellung der NSV war auch das Verhältnis zu den kommunalen Jugendämtern berührt. Da-

zu schrieb Althaus ab 1937: 

„Die *NSV-]Jugendhilfe führt einen großen Teil ihrer Arbeit im Auftrage der Jugendämter durch. Maßge-

bend für ihre Arbeit ist der Grundgedanke, daß nicht das Kind um seinetwillen, wie es in liberalistischer 

Einstellung der § 1 des Jugend-Wohlfahrts-Gesetzes besagt, körperlich, seelisch und gesellschaftlich zur 

Entfaltung gebracht werden soll, sondern im Dienst für das Wohl des Volkes, dessen Zukunft es bedeu-

tet.“86 

Verstärkt wurde die in diesem Zitat euphemistisch als „Auftrag der Jugendämter“ bezeich-

nete Entmachtung der öffentlichen Jugendhilfe87 zusätzlich durch das per Gesetz eingeführte 

„Führerprinzip“: Ab dem 1. Februar 1939 bestimmte der geänderte § 9 RJWG, dass die Jugend-

amtsgeschäfte fortan vom Bürgermeister zu führen waren. „Die Jugendamtsausschüsse wur-

den in stark verwässerter Form zwar beibehalten; sie waren jedoch durch die Gesetzesände-

rung jeder Beschlußfunktion entkleidet worden und konnten als ‚Beiräte’ auf die 

Jugendwohlfahrtspflege keinen Einfluß von Bedeutung mehr ausüben.“88 Dieser Beirat sollte 

                                                        

81 Vgl. Kersten 1993, 22. 
82 Althaus 1935, 35. 
83 Ebd. 
84 Vgl. dazu bspw. das Schreiben des Bayerischen Staatsminister des Innern an das Ordinariat des Erzbis-
tums München und Freising, München, 1. April 1936, Nachdruck in: Vorländer 1988, Dok. Nr. 100, 292f. 
85 Althaus 1937, 28. 
86 Ebd. 31. 
87 Zur Entmachtung der kommunalen Jugendämter durch die NSV vgl. bspw. Sachße/Tennstedt 1992, 
160-162. 
88 Gesetzesmaterialien I 519 A, Nr. 24, 4. 
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aus dem zuständigen Vormundschaftsrichter, einem Lehrer, einer Lehrerin, dem Leiter des 

Kreisamtes des Amtes für Volkswohlfahrt (also der kommunalen Ebene der NSV) sowie einem 

Vertreter der HJ und einer Vertreterin des BDM bestehen. Mit diesem Gesetz war die Idee ei-

ner umfassenden Fachbehörde für alle Kinder- und Jugendfragen vollends aufgekündigt und 

lediglich eine rein behördliche Verwaltung, darunter der Amtsvormundschaften, aufrecht er-

halten worden.89 Die restlichen verbliebenen „freien“, das heißt, die konfessionellen Träger der 

Jugendwohlfahrt wurden im Zuge dessen vollständig von der Übernahme irgendwelcher Auf-

gaben ausgeschaltet. „Die NSV-Jugendhilfe hat als Organisation zur Ergänzung und Unterstüt-

zung der behördlichen Tätigkeit der Jugendämter eine ausschließliche Stellung: Nur ihr und 

keiner anderen Organisation können von dem Jugendamt Geschäfte zur Erledigung übertragen 

werden.“90 Am 24. Oktober 1941 erging ein Runderlass des Reichsinnenministers Wilhelm 

Frick, indem die Jugendämter angewiesen wurden, alle delegierbaren, das heißt,, alle nichtho-

heitlichen Aufgaben der NSV zu überlassen.91 Ausgenommen davon waren jedoch „Kinder und 

Jugendliche, bei denen nach ihrem [der NSV] Urteil keine Aussicht besteht, daß sie zu brauch-

baren und nützlichen Mitgliedern der Volksgemeinschaft erzogen werden können“92, wie es in 

einer Vereinbarung zwischen dem Reichsminister des Innern und dem Leiter der Parteikanzlei 

Martin Bormann vom 27. August/21. September 1941 hieß. – Interessanterweise wurde diese 

Vereinbarung nicht mit dem Hauptamtsleiter der Volkswohlfahrt Erich Hilgenfeldt geschlossen. 

– Damit wurde die Eigenständigkeit der Jugendämter als Träger der öffentlichen Jugendwohl-

fahrt zugunsten der NSV empfindlich beschränkt. Allerdings regelte der Erlass detailliert, wel-

che Aufgaben93 allein das Jugendamt zu übernehmen hatte – darunter auch die Amtsvormund-

schaften nach § 35 RJWG – womit die bis dahin gewachsene Unübersichtlichkeit durch die 

vielfältigen Kompetenzüberschneidungen, vor allem zwischen NSV, HJ und den Ämtern, aufge-

löst wurde. Tatsächlich aber drängte die NSV weiterhin in die durch den Runderlass des Reich-

sinnenministers vom 24.10.1941 klar den Jugendämtern zugeteilten Bereiche, wie beispiels-

weise Reichsleiter Fiehler vom Hauptamt für Kommunalpolitik und Vorsitzender des Deutschen 

Gemeindetages in einem Schreiben an Bormann beklagte: 

„Der Runderlaß und die Vereinbarung wird praktisch vielfach missachtet, wenn nicht offen sabotiert. Mit 

                                                        

89 Vgl. Gesetzesmaterialien I 519 A, Nr. 20, 7. 
90 Vereinbarung zwischen dem Reichsminister des Innern und dem Leiter der Partei-Kanzlei betr. Der 
Übertragung von Geschäften des Jugendamtes auf die NSV-Jugendhilfe, 27. August/21. September 1941, 
Nachdruck in: Vorländer 1988, Dok. 264, 469f. Dazu merkt David Kramer an, dass die Zusammenarbeit 
von NSV und öffentlicher Wohlfahrtspflege weitgehend Propaganda blieb. Aber: „Bei der bedeutenden 
Rolle, die das Winterhilfswerk und andere Aktivitäten der NSV in der nationalsozialistischen Propaganda 
spielten, hätten die Nazis schon aus Prestigegründen niemals zugeben können, daß die öffentliche Ver-
waltung gerade in der Reichshauptstadt kaum mit der NSV kooperierte.“ Kramer 1995, 213. Zum Ver-
hältnis zwischen NSV und Jugendämtern vgl. auch: Hasenclever 1978, 142-148. 
91 Vgl. Nachdruck des Runderlasses in: Vorländer 1988, Dok. Nr. 265, 470-472. 
92 Nachdruck in: Vorländer 1988, Dok. 264, 469f., 469. 
93 Die Aufgaben aus den §§ 22; 25; 27; 35; 41; 42; 43; 46; 57; 60 Abs. 3; 65 RJWG und zusätzlich diverse 
Aufgaben der Jugendgerichtshilfe. Vgl. Nachdruck des Runderlasses in: Vorländer 1988, Dok. Nr. 265, 
470-472. 
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allen Mitteln und teilweise entgegen den gesetzlichen Bestimmungen wird versucht, das Personal der 

Jugendämter … ‚wegzuengagieren’ und den Jugendämtern auch auf andere Weise das Wasser abzugra-

ben.“94 

Im Anschluss an Sachße und Tennstedt lässt sich die Entwicklung der NSV im Bereich der 

Jugendwohlfahrt abschließend wie folgt darstellen95: Organisatorisch war die Entwicklung 

durch die massive Ausdehnung in die Aufgabenbereiche der kommunalen Jugendämter und 

der freien, also konfessionellen Träger der Jugendhilfe geprägt, bis hin zur vollständigen Über-

nahme dieser Aufgaben. Dabei kam es zu erheblichen Domänenstreitigkeiten zwischen NSV 

und HJ. Inhaltlich folgte die nationalsozialistische Jugendhilfe sowohl pädagogisch wie auch 

materiell der zentralen rasse- und erbgesundheitlichen „Aufartungs“-Ideologie, in der Mütter- 

und Säuglingsfürsorge, im Kindergartenausbau und in der rassistisch und „gesundheitshygie-

nisch“ selektiven Zuteilung von Leistungen. 

2.3. Stabilisierung und Expansion 

Die Jahre 1933 bis 1939 waren die Phase des Aufbaus und der Etablierung des nationalsozialis-

tischen Volkswohlfahrtspflege-Systems. Wie gesagt handelte es sich dabei um eine rassistische 

und selektive Form der quasi-staatlichen Unterstützung der als wertvoll erachteten Teile des 

Volkes in ihrem „Lebenskampf“. Dies geschah nicht um der Menschen selbst oder gar zur Auf-

rechterhaltung einer friedlichen gesellschaftlichen Ordnung, sondern bedeutete die systemati-

sche Vorbereitung auf Krieg und notfalls den Tod, propagandistisch umrahmt von ideologi-

schen Argumenten wie der rassischen „Aufartung“ des „Volkskörpers“ und der gleichen mehr. 

Damit wurde die Wohlfahrtspflege „zu einem Agenten des völkischen Krieges“96. 

Seit Kriegsbeginn 1939 dehnte sich der Einflussbereich der NSV enorm aus. Insbesondere in 

den eroberten und besetzten Gebieten etablierte sich die NSV als wichtigste Unterstützungs-

einrichtung für die als „arisch“ kategorisierte Bevölkerung, etwa für „volksdeutsche“ Umsied-

ler, samt erklecklicher Hilfeleistungen. Die vor der Eroberung und Besatzung vorhandenen so-

zialen Einrichtungen, ganz gleich ob privat oder öffentlich betrieben, wurden vollständig 

ausgeschaltet. An ihre Stelle trat ausnahmslos die NSV.97 In diesem Zusammenhang ist beson-

ders erwähnenswert, dass die NSV, wie auch ihr Leiter Hilgenfeldt selbst, immer stärker mit 

der SS kooperierte. Hilgenfeldt war im Jahr 1937 der SS beigetreten und stieg schließlich bis 

zum Gruppenführer auf, immerhin die dritte Ebene nach dem Reichsführer (Himmler).98 Zwi-

schen NSV und SS ergab sich eine perfide Arbeitsteilung zwischen den „komplementäre*n+ 

                                                        

94 Zitiert nach Kersten 1993, 56. 
95 Vgl. Sachße/Tennstedt 1992, 165f. 
96 Ebd. 198. 
97 Von der HJ soll hier nicht weiter gehandelt werden, da es in dieser Untersuchung nicht so sehr um die 
jugendpolitische Dimension der Wohlfahrt geht. 
98 Vgl. Vorländer 1998, 249. 
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Momente*n+ der ‚Volkspflege’“99. Die NSV übernahm die „positive“ Volkspflege und die SS die 

„negative“. Mit anderen Worten, rassistisch und „gesundheitshygienisch“ selektiv befürsorgte 

die NSV, unterstützt durch die Gesundheitsämter100, den als „wertvoll“ geltenden, kriegsbe-

dingt notleidenden Teil der Bevölkerung, während die SS die „Minderwertigen“ unterjochte 

und die „Lebensunwerten“ „ausmerzte“, das heißt, systematisch umbrachte. NSV und SS wa-

ren bildlich gesprochen, Zuckerbrot und Peitsche zur Herstellung eines „rassereinen“ und 

„erbgesunden“ „Volkskörpers“. Zum zehnjährigen Jubiläum der NSV schrieb Althaus 1942 in 

der Zeitschrift „Deutsche Jugendhilfe“101, für die Heinrich Webler nach wie vor als Redakteur 

verantwortlich zeichnete: 

„Die Sicherung des deutschen Lebensraumes und der deutschen Volkszukunft ist die uns vom Führer ge-

stellte Aufgabe der Gegenwart. Sie kann nur gelöst werden, wenn dem ruhmreichen Sieg der deutschen 

Waffen ein biologischer Sieg durch Steigerung der Geburten und Mehrung der deutschen Leistungskraft 

folgt. Diesen biologischen Sieg herbeizuführen, ist Ziel der nationalsozialistischen Menschenführung, Er-

ziehungsaufgabe und soziale Aufgabe zugleich. Es gilt nicht nur die innere Haltung der Volksgenossen, 

sondern auch die sozialen Gegebenheiten im Volksleben so zu gestalten, daß die Lebenskraft des deut-

schen Volkes ungebrochen zu voller Entfaltung kommt und sich ständig erneuern kann. Hier entschei-

dend mitzuwirken, ist Auftrag der Nationalsozialistischen Volkswohlfahrt.“102 

3. „Lebensborn e.V.“ – uneheliche Kinder im Griff der SS 

3.1. Konkurrierende Familienleitbilder in der NS-Ideologie 

Im Mittelpunkt des vorigen Kapitels stand die NSV als die zentrale reichsweit agierende und 

letzthin fast omnipotente nationalsozialistische Wohlfahrtspflegeorganisation. Wie dargestellt, 

expandierte sie vor allem durch das Mutterhilfswerk und der darin eingelassenen NSV-

Jugendhilfe auch auf familienpolitischem Terrain. Die Familien sollten unter rasse- und ge-

sundheitshygienischen Gesichtspunkten kontrolliert („erzogen“) und unter der Voraussetzung 

„völkischen“ Wohlverhaltens durch Wohlfahrtsleistungen zur Zeugung zahlreichen Nachwuch-

ses animiert werden. Alternativen zur NSV gab es schließlich nicht mehr. Entweder waren sie, 

wie alle jüdischen Einrichtungen und die Arbeiterwohlfahrt, vollständig aufgelöst oder sie wa-

ren ‚gleichgeschaltet’ oder unter Führung der NSV gestellt worden, wie die Verbände in der 

„Reichsarbeitsgemeinschaft der freien Wohlfahrtspflege“ oder auch im Kleinen das Archiv – 

dazu später mehr. Diese Entwicklung auf der institutionellen Ebene wurde durch eine national-

sozialistische Familienpolitik flankiert, die primär darauf zielte, die Familie zum Dienst am Vol-

                                                        

99 Sachße/Tennstedt 1992, 222. 
100 Vgl. Sachße/Tennstedt 1992, 221. 
101 Zuvor: Zentralblatt für Jugendrecht und Jugendwohlfahrt. 
102 Althaus 1942, 1. 
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ke, insbesondere zur Zeugung des „künftigen Volkskörpers“ zu verpflichten. Hitlers Vorgabe 

war: „Die Ehe kann nicht Selbstzweck sein, sondern muß dem einen höheren Ziel der Vermeh-

rung und Erhaltung der Art und Rasse dienen.“103 In diesem Sinne propagierten die Nationalso-

zialisten das Ideal der „Vaterfamilie“ mit mindestens vier Kindern. Im Handbuch der Wohl-

fahrtspflege hieß es dazu unter dem Schlagwort „Familienpflege“:  

„Die Germanen gehören zu denjenigen Völkern, deren Kultur durch den Mann und seine Tätigkeit be-

stimmt ist. Daher wurde nicht nur das wirtschaftliche und politische Leben des Volkes von Männern be-

stimmt, sondern auch die Familie baute sich von der Mannesseite her auf, was man mit dem Begriff Va-

terfamilie bezeichnen kann. *…+ *E+ins ist sicher, daß Rassen- und Familienpflege sich nur in einer 

vaterrechtlichen Einehe treiben lassen, wenn die Kinder alle denselben Vater haben… Es ist also … fest-

zustellen, daß wir an der Einehe festhalten müssen, wenn wir eine Aufartung der Familie und unseres 

Volkes erreichen wollen.“104 

Um die Verwirklichung dieses Ideals zu beschleunigen, wurde ein Familienlastenausgleich 

geschaffen, mit dem Gutverdienende bei wachsender Kinderzahl steuerlich entlastet wurden. 

Als Teil der „Erb- und Rassenpflege“ wurden so die als besonders wertvoll erachteten, weil 

besserverdienenden105, Familien zur „Geburtenfreudigkeit“ animiert.106 Als weiteres familien-

politisches Instrument fungierte das im Jahr 1933 geschaffene Ehestandsdarlehen.107 Im 

Handwörterbuch der Wohlfahrtspflege heißt es dazu im Beitrag zur „Erb- und Rassenpflege“:  

„Die Verordnung über die Förderung der Eheschließungen (Abschn. V des Gesetzes zur Verminderung 

der Arbeitslosigkeit vom 1. Juni 1933, RGBl. I S. 323, 326) will durch eine zunächst rein wirtschaftlich 

wirkende Maßnahme nicht nur die Wirtschaft beleben, sondern gleichzeitig auch die Schließung zahlrei-

cher Ehen und die Erzeugung möglichst zahlreichen Nachwuchses sicherstellen.“108  

Als ein Mittel zu dieser Belebung der Wirtschaft und der Bekämpfung von Arbeitslosigkeit 

sollten die Frauen vom Arbeitsmarkt gedrängt werden. Von daher waren die besagten Darle-

hen so konzipiert, dass sich die Rückzahlungsverpflichtung pro in einer Hausfrauenehe gebore-

nem Kind um ein Viertel der aufgenommenen Gesamtsumme reduzierte, sodass bei vier Kin-

dern das Darlehen „abgekindert“ war. Ab 1937, als die Vollbeschäftigung erreicht worden war, 

wurde die Voraussetzung, dass die Frauen ihre Erwerbstätigkeit aufzugeben hatten, um als 

Familie in den Genuss des Darlehens zu kommen, abgeschafft. Das Leitbild der Frau als Haus-

frau und Mutter109 blieb gleichwohl bestehen. Entsprechend hieß es im Handwörterbuch der 

                                                        

103 So Hitler in „Mein Kampf“, zit. nach Sachße/Tennstedt 1992, 177 
104 Gütt 1937, 334. 
105 Daran zeigt sich die Widersprüchlichkeit der Ideologie. Zum einen wurde der gemeinsame Volkskör-
per propagiert und gefordert, dass nicht materieller Wohlstand, sondern allein das Volk und das Wohl 
des Volkes leitend sein sollte, auf der anderen Seite galten die Wohlhabenden und Besserverdienenden 
im Gegensatz zu einfachen Arbeitern als höherwertiger. Allerdings konnte diese Sichtweise, je nach Si-
tuation, auch in ihr Gegenteil verkehrt werden, um bspw. bürgerliche Dekadenz zu kritisieren. 
106 Vgl. Gütt 1936, 261; Sachße/Tennstedt 1992, 178. 
107 Dies war Teil des Gesetzes zur Verminderung der Arbeitslosigkeit vom 1.Juni 1933. Zu den folgenden 
Ausführungen zum Darlehen vgl. Sachße/Tennstedt 1992, 177-182. 
108 Gütt 1936, 261. 
109 Das Leitbild der Frau als Mutter wird von Arthur Gütt (1937, 334) mustergültig unpräzise und in der 
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Wohlfahrtspflege unter dem Schlagwort „Arbeiterinnenschutz und Mutterschutz“:  

„Die Frau als Trägerin der Nation hat, wenn die wirtschaftlichen Verhältnisse sie zu Erwerbstätigkeit 

zwingen, eine doppelte Aufgabe zu erfüllen. Neben den Hausfrauen- und Mutterpflichten muß sie noch 

Erwerbstätigkeit leisten. Außerdem ist ihr Organismus im allgemeinen weniger widerstandsfähig gegen 

die schädlichen Einwirkungen der Fabrikarbeit wie der des Mannes. Es ist daher ganz selbstverständlich, 

daß ihr schon aus bevölkerungspolitischen Gründen ein besonderer Schutz gewährt werden muß. *…+ 

Mit dem Nationalsozialismus hat eine neue Epoche des Frauenschutzes begonnen. Nach nationalsozia-

listischen Grundsätzen soll die Frau nur Arbeiten verrichten, die im organischen Verhältnis zu ihren Kräf-

ten stehen.“110 

Allerdings stand nun die bevölkerungspolitisch motivierte Vermehrung des als rassisch und 

gesundheitlich wertvoll erachteten deutschen Nachwuchses im Vordergrund, sodass die Frage, 

ob Frauen erwerbstätig sein sollten oder nicht, in den Hintergrund rückte. Mit Beginn des Krie-

ges wurde das Ideal der Frau als Nur-Hausfrau-und-Mutter ohnehin Makulatur, da ihre Ar-

beitskraft für die Kriegsproduktion gebraucht wurde. Von daher ging es primär um Fragen der 

Arbeitsschutzgesetzgebung, wie dem neuen Mutterschutzgesetz, das im Mai 1942, bezeich-

nenderweise am Muttertag, erlassen wurde.111  – Des Weiteren wurden steuerliche Kinderer-

mäßigungen und direkte Kinderbeihilfen, für Familien mit mindestens vier Kindern, gewährt, 

womit es den Eheleuten erleichtern sollte, sich für Kinder zu entscheiden. Selbstverständlich 

waren auch alle diese Leistungen an rassistisch-selektive Voraussetzungen geknüpft. Zudem 

war diese „Familienpflege“112 Teil der nationalsozialistischen „Menschenführung“, mit der be-

wusst und immer massiver bis in die intimsten Bereiche der familialen Sphäre hineingewirkt 

wurde.  

Alles das setzte die eheliche Familie selbstverständlich voraus. Die Ehe wurde auch unter 

den Nationalsozialisten mehrheitlich als die einzig legitime „Keimzelle“ des Volkes angesehen. 

Vor diesem Hintergrund forderte Kurt Schmidt Klevenow vom Rasse- und Siedlungshauptamt 

in Berlin in einem 1937 erschienenen Beitrag der Zeitschrift das „Deutsche Recht“, die Frühehe 

zu fördern und darauf hinzuwirken, dass uneheliche Mütter nachträglich heirateten.113  

Daneben gab es aber auch Strömungen, wozu auch Hitler selbst und dessen Stellvertreter114 

Rudolf Heß hinzuzurechnen sind, in denen nicht an der Ehe als unabdingbarer Voraussetzung 

für den Wert des Nachwuchses festgehalten wurde, sondern im Gegenteil ab Ende 1939 ange-

                                                                                                                                                                   

Wortwahl mystifizierend beschrieben: „…und deshalb hat auf keinem anderen Gebiet die Frau eine so 
bedeutungsvolle Aufgabe wie auf dem der Familienpflege. Gelingt es ihr, ihren Familienangehörigen ein 
Heim zu schaffen, eine Stätte also, die die Ruhe und Freude, Schutz und Erholung bietet, gelingt es ihr, 
eben alle jenen Werte lebendig zu machen, deren Vorstellung in uns wach wird, wenn wir das Wort 
‚Mutter’ aussprechen, dann hat sie die wichtigste Grundlage zur Schaffung der Familie gelegt.“  
110 Wunram 1935, 38f. 
111 Vgl. dazu Schmidt 1943. 
112 Vgl. dazu Gütt 1937, 330-336. 
113 Vgl. Schubert 1989, 26. 
114 Bis zu dessen „Schottlandflug“ im Mai 1941, bei dem Heß in britische Kriegsgefangenschaft kam. 
Nachfolger wurde Martin Bormann. 
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sichts der „Kriegsverluste“ sogar die außereheliche Zeugung proklamierten.115 Besonders von-

seiten der SS wurde gegen die Ehe als „Sakrament“ polemisiert, wie im SS-Organ „Das Schwar-

ze Korps“ deutlich wurde:116 

„Die Ehe erhält ihren sittlichen Wert also erst durch das Kind oder zumindest durch den Willen zum 

Kind. 

Wenn man nun solchen Frauen, die nicht aus natürlichen, vielmehr aus anderen Gründen unbemannt 

blieben, einen Notausgang ins Leben offen hält, wenn man ihnen das Recht zubilligt, auch außerhalb ei-

ner Ehe Kinder zu gebären und aufzuziehen, so ist es doch nicht zu bezweifeln, daß auch dies des Kindes 

wegen geschieht. 

Die ledige Mutterschaft erhält ihre Sanktion also durch das Kind und wegen des Kindes, und der morali-

sche Schutz wider die Anwürfe der sogenannten bürgerlichen Moral gilt der Mutter, nicht aber der Frau, 

die einen von Hemmungen unbeschwerten Lebenswandel führt.“117 

Diese geschlechterpolitische Tendenz ist für meinen Untersuchungszusammenhang, nicht 

zuletzt in Hinblick auf die Entwicklung der Amtsvormundschaft, von besonderer Bedeutung, 

wie an einem Beispiel institutionalisierter Unterstützung und Förderung von nichtehelichen 

Kindern und Müttern unter den ideologischen Vorgaben des Nationalsozialismus gezeigt wer-

den kann: dem SS-Verein Lebensborn e. V. 

3.2. Spannungen zwischen Lebensborn und NSV 

Um den Lebensborn ranken sich bis heute viele Mythen. Die wohl hartnäckigste Vorstellung ist, 

dass der Lebensborn ein im Geheimen wirkender Zuchtverein gewesen wäre, in dem ausge-

wählte Frauen und Männer verkuppelt wurden, um in Sexorgien Kinder für Führer, Volk und 

Vaterland zu züchten. Bis Mitte der 1980er blieb der Lebensborn eine öffentlich zwar durch 

Romane, Illustriertenreportagen und Filme breit rezipierte Institution im Nationalsozialismus, 

nur die wissenschaftliche Aufarbeitung blieb weitgehend aus. Erst die 1985 erstmals publizier-

te und bis heute grundlegende Untersuchung von Georg Lilienthal erhellte die Ziele und Struk-

turen des Lebensborn e. V. und verortete den Verein im Gesamtsystem des Nationalsozialis-

mus.118 

Am 12. Dezember 1935 wurde der Lebensborn e. V. auf Veranlassung des Reichsführers-SS 

Heinrich Himmler in Berlin gegründet. Himmlers Motive dafür waren vielfältig. Zum einen war 

er in seiner Funktion als Chef von Polizei und Gestapo auf das Abtreibungsproblem, vor allem 

von ledigen Frauen aufmerksam geworden. Diese Abtreibungen sollten vermieden werden – 

zum einen um der Frauen willen aber wohl vor allem aus Interesse an dem „Plus an Gebur-

                                                        

115 Vgl. Lilienthal 2003, 14-39; 131-139. 
116 Vgl. dazu die nachgedruckten Auszüge aus den Ausgaben 16 und 26/1942 in: Deutsche Jugendhilfe 3-
4/1942, 67-69. 
117 Zitiert nach Deutsche Jugendhilfe 3-4/1942, 68. 
118 Dieses Kapitel basiert maßgeblich auf dieser Arbeit in der erweiterten Auflage aus dem Jahr 2003. Da-
rin findet sich auch eine Darstellung des Forschungsstands. Vgl. dazu Lilienthal 2003, 7-13. 
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ten“119 und damit an zusätzlichen Rekruten. Himmler ging davon aus, dass der Lebensborn jähr-

lich rund 100.000 Abtreibungen verhindern könnte.120 Neben diesem inhaltlichen Motiv steht 

ein machtstrategisches: Himmler fühlte sich durch die wachsende Bedeutung der von Hilgen-

feldt geführten NSV im polyarchischen Machtgeflecht des NS-Systems herausgefordert. Folg-

lich wurde der Lebensborn als rassepolitisches Instrument der SS propagiert. 

Bis 1940 bestanden zwischen NSV, und hierin insbesondere dem Hilfswerk Mutter und Kind, 

und dem Lebensborn enge Beziehungen, vor allem dergestalt, dass die NSV die Einrichtung von 

Lebensborn-Entbindungsheimen im großen Umfang finanzierte.121 Gleichzeitig baute das Hilfs-

werk Mutter und Kind ihre eigene Arbeit für ledige Mütter stetig aus. Unehelichkeit wurde 

zwar normativ verurteilt.122 Die ledigen Mütter erhielten aber, so sie denn den vorgegebenen 

rassistischen und gesundheitlichen Voraussetzungskonstruktionen entsprachen, die gleichen 

Unterstützungsleistungen, wie verheiratete Mütter. Das führte zu Konkurrenzkämpfen zwi-

schen NSV/Mutter und Kind und SS/Lebensborn. Hilgenfeldt, als oberster Funktionär der NSV, 

hatte wohl die Absicht, durch die bereitgestellten Finanzmittel eine gewisse Kontrolle über die 

Lebensborn-Einrichtungen zu bekommen, wogegen sich Himmler strikt zur Wehr setzte.123 Um-

gekehrt sah Hilgenfeldt durch die Expansion des Lebensborns das Hilfswerk Mutter und Kind 

gefährdet, was ihn schließlich dazu veranlasste, ab 1940 die weitere Finanzierung des Lebens-

borns einzustellen.124 Indem die NSV ihrerseits damit begann, Entbindungsheime einzurichten, 

sowohl im Reichsgebiet als auch im besetzten Ausland, etwa in den Niederlanden, durchbrach 

sie endgültig die Monopolstellung des Lebensborns auf diesem Gebiet.125 Schließlich gründete 

die NSV sogar Heime, in denen gleichzeitig bis zu 800 (!) Mütter aufgenommen werden konn-

ten und die passenderweise Stadt der Mütter genannt wurden. 

Insbesondere während des Krieges gerieten die konkurrierenden Einrichtungen Mutter und 

Kind und Lebensborn in Konflikt, der 1942 in einem Eklat zwischen Hilgenfeldt und Himmler 

gipfelte.126 Sie stritten darum, wem die Kompetenz für die „Eindeutschung“ von Heimkindern 

und von unehelichen Kindern in den eroberten und besetzten Gebieten (wie in Polen, Tsche-

chien, Jugoslawien und der Sowjetunion) zufallen sollte.127 Für Himmler war dies eigentlich 

keine Frage. In seinen Augen sollte die Partei – und damit auch ihre Organisationen, wie die 

NSV – sich auf die politische Führung konzentrieren, während die „Menschenzüchtung“ und 

„Aufnordung“ Aufgabe der SS und damit auch des Lebensborns hätte sein sollen.128 Die expan-

                                                        

119 Lilienthal 2003, 43. 
120 Vgl. Lilienthal 2003, 47. 
121 Vgl. Kersten 1993, 47f.; „Schreiben des geschäftsführenden Vorstands des ‚Lebensborn e. V.’ an den 
aufsichtsführenden Vorstand des ‚Lebensborn’, SS-Gruppenführer Pohl“ vom 21.06.1938, auszugsweise 
nachgedruckt in: Vorländer 1988, Dok. 104, 297. 
122 Vgl. Lilienthal 2003, 29-31. 
123 Vgl. Kersten 1993, 48. 
124 Vgl. Liebenthal 2003, 128f.; Vgl. Kersten 1993, 48. 
125 Vgl. hier und im Folgenden: Kersten 1993, 49. 
126 Vgl. Lilienthal 2003, 202f. 
127 Vgl. Kersten 1993, 48. 
128 Vgl. Lilienthal 2003, 24. 
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sive Tendenz der NSV, die sich selbst als zentrales Exekutivinstrument der nationalsozialisti-

schen Politik verstand, gefährdete jedoch diesen Exklusivanspruch der SS. Mit dem Lebensborn 

wollte Himmler dazu ein Gegengewicht schaffen. 

3.3. Aufbau und Aufgaben des Lebensborn e. V. 

3.3.1. Organisationsaufbau 

Bis Anfang 1938 hatte der Lebensborn seinen Dienstsitz in Berlin. Organisatorisch war der Ver-

ein eingebunden in das Sippenamt, ein Unteramt des Rasse- und Siedlungshauptamts der SS. 

Den Vereinsvorstand bildeten der Vorsitzende (bis 1938: SS-Oberführer Freiherr von Kanne) 

und dessen Stellvertreter (bis 1938: SS-Sturmbannführer Haidn). Dieser Vorstand bestand aber 

lediglich nominell. Die eigentliche Führung lag beim Geschäftsführer, zwischen 1936 und 1940 

war dies SS-Sturmbannführer Guntram Pflaum, danach SS-Standartenführer Max Sollmann.129 

Ab 1. März 1938 war der Dienstsitz nach München verlegt worden, was Himmlers Streben um 

größere Eigenständigkeit des Lebensborns sowohl gegenüber dem in Berlin angesiedelten Ras-

se- und Siedlungshauptamt aber auch gegenüber der Partei unterstrich.130 Bereits zum 1. Janu-

ar 1938 war der Lebensborn aus dem Rasse- und Siedlungshauptamt ausgegliedert und dem 

persönlichen Stab des Reichsführers-SS und damit direkt Himmlers Führung unterstellt wor-

den.131 Im Zuge dieser Umstrukturierung war auch eine neue Satzung notwendig geworden, 

was Himmler dazu nutzte, die alte Form des Vorstands, die noch den Vorgaben des Vereins-

rechts im BGB gefolgt war, grundlegend zu verändern. Der Vorstand bestand nun aus drei Per-

sonen: zwei Aufsicht führenden Vorständen und einem geschäftsführenden Vorstand. Die Auf-

sichtsführung übernahmen ein Repräsentant des Rasse- und Siedlungshauptamts, SS-

Oberführer Ebrecht, und ein Repräsentant der SS-Verwaltungsführung, SS-Gruppenführer 

Pohl. Als Drittes kam der Chef des SS-Sanitätsamtes, SS-Standartenführer Dermietzel, in den 

Vorstand. Damit wurde deutlich gemacht, dass der Lebensborn nicht länger nur Teil eines dem 

Rasse- und Siedlungshauptamt untergeordneten Amtes war. Die hierarchische Aufwertung des 

Vereins fand seine augenscheinliche Krönung darin, dass sich Himmler selbst als Reichsführer 

der SS zum Vorsitzenden des Vorstands machte. Dies geschah nicht nur pro forma, sondern 

bedeutete tatsächlich, dass Himmler alle über die alltäglichen Angelegenheiten hinausgehen-

den Grundsatzentscheidungen traf.132 Die tatsächliche Leitung der Geschäfte blieb bis auf Wei-

teres bei Pflaum, obgleich er einige Kompetenzen an den Vorstand abtreten musste.133 

                                                        

129 Vgl. ebd. 49. 
130 Vgl. ebd. 53. 
131 Nebenbei bemerkt kam es über dieser Entwicklung zum Bruch zwischen Himmler und dem Leiter des 
Rasse- und Siedlungshauptamts SS-Obergruppenführer Darré. Vgl. ebd. 54. 
132 Wie weit die Einflussnahme ging, wird beispielhaft daran deutlich, dass Himmler sich sogar in die Es-
senszubereitung in den Lebensborn-Heimen einschaltete. Vgl. ebd. 68. 
133 Vgl. ebd. 54. 
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3.3.2. Ziel: Stärkung der Volksgemeinschaft 

In Himmlers Augen stellten die Angehörigen der SS – der nur Männer angehören konnten134 – 

die oberste Auslese des deutschen Volkes dar. Von daher galten ihm die Kinder von SS-

Männern auch als die wertvollsten. Folglich sollte eine Einrichtung geschaffen werden, in der 

die Ehefrauen, Verlobten und Freundinnen von SS-Männern gut versorgt und betreut ihre Kin-

der gebären konnten, um so bei der gewünschten Vermehrung des „nordischen Blutes“ unter-

stützt zu werden.135 Und diese Einrichtung konnte in Himmlers Augen nur eine Einrichtung der 

SS selbst sein.  

Besonders hervorzuheben ist der Aspekt der unverheirateten Mütter. Hierzu vertrat Himm-

ler eine gänzlich andere Auffassung, als es in der NSV vorherrschend der Fall war. Für ihn war 

die moralisierende Verachtung der unehelichen Kinder und ihrer Mütter nichts weiter, als ein 

Ausdruck christlicher und bürgerlicher Bigotterie. 136  Dass Frauen Kinder bekommen, sei 

schlicht ein Naturgesetz, folglich fand er es unerheblich, ob sie vorher einen „staatlichen 

Stempel“137 oder gar den kirchlichen Segen bekommen hätten.138 Damit stellte er sich eindeu-

tig gegen die Position der führenden „Rassehygieniker“, für die feststand, dass Unehelichkeit 

negative „rassehygienische“ Auswirkungen hätte.139 Himmler folgte dieser Perspektive nicht, 

denn er hielt die Frage der Ehelichkeit für absolut nachrangig; an erster Stelle stand die „rassi-

sche“ Reinhaltung des Blutes.140 Eine Ehe hatte seiner Ansicht nach wenig Wert, wenn aus ihr 

nicht mindestens vier Kinder hervorgingen.141 In einem Anfang 1938 veröffentlichten Prospekt 

des Lebensborns hieß es dazu: „Wenn schon der Staat heute den mit Erbkranken behafteten 

Teil des Volkes von der Fortpflanzung ausschließt, so muß auf der anderen Seite jedes erbge-

sunde Leben guten Blutes, das zur Welt kommt, gefördert und um jeden Preis erhalten wer-

den.“142 Vor diesem Hintergrund bestimmte § 2 der Satzung die Aufgaben des Vereins: 

„1.  Rassisch und erbbiologisch wertvolle, kinderreiche Familien zu unterstützen, 

2. Rassisch und erbbiologisch wertvolle werdende Mütter unterzubringen und zu betreuen, bei 

denen nach sorgfältiger Prüfung der eigenen Familie und der Familie des Erzeugers durch das 

Rasse- und Siedlungshauptamt-SS anzunehmen ist, daß gleich wertvolle Kinder zur Welt 

kommen; 

3. für diese Kinder zu sorgen; 

4. für die Mütter dieser Kinder zu sorgen.“143 

                                                        

134 Im Verwaltungsapparat und in den Dienstsellen der SS waren aber immer auch Frauen beschäftigt, 
wenngleich nur selten in leitender Position. Vgl. dazu Böltken 1995, 110.  
135 Vgl. Lilienthal 2003, 47. 
136 Vgl. ebd. 46f. 
137 So soll Hitler es ausgedrückt haben, vgl. ebd. 22. 
138 Vgl. Lilienthal 2003, 26f. 
139 Vgl. Jenner 2006, 127-129; Schubert 1989, 27. 
140 Vgl. Lilienthal 2003, 27f. 
141 Vgl. ebd. 44. 
142 Zit. nach ebd.  28. 
143 Zit. nach ebd. 43. 
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Zu diesem Zwecke richtete der Verein Mütterheime ein, in denen ledige Frauen ihre Kinder 

geheim zur Welt bringen konnten. Zum anderen konnten Ehefrauen und Verlobte von SS-

Angehörigen und von Polizisten in diesen Heimen entbinden.144 Himmler wollte die SS-Familien 

zum „bevölkerungspolitische*n+ Schrittmacher der Nation“145 machen. Schon 1931 war der Be-

fehl an alle SS-Mitglieder erlassen worden, sich zu verloben und zu heiraten. Da die Ehelichkeit 

für Himmler kein Selbstzweck war, konkretisierte er 1936 in einem Rundschreiben an die SS-

Führer, dass er von SS-Familien erwarte, dass sie als Voraussetzung für eine „gute und gesunde 

Ehe“ mindestens vier Kinder zu bekommen hätten. Vor diesem Hintergrund ist Absatz 1 des § 2 

der Satzung zu sehen, denn die darin angebotene finanzielle Unterstützung kam nur SS-

Familien mit fünf oder mehr Kindern zugute.146 Diese Aufwendungen stellten für den Lebens-

born aber nur eine unbedeutende Größe dar, sodass diese finanzielle Unterstützung im Jahr 

1942 ganz der SS übertragen wurde, die diese Leistungen aus ihren Fürsorgemitteln bestritt.147 

Lediglich aus propagandistischen Gründen blieb der Lebensborn offiziell die zuständige Zahl-

stelle. Man wollte nicht das Image einer nationalsozialistischen „Musterorganisation“ der Un-

ehelichen-Fürsorge mit eigenen Entbindungsheimen gefährden, das sich der Verein bis 

1938/39 unter dem Protektorat des Reichsführers-SS Himmler mühsam aufgebaut hatte.148  

3.3.3. Expansion und Stabilisierung  

Herzstück der Arbeit des Lebensborns waren die Entbindungsheime, die im gesamten Reich, 

auch in den besetzten Gebieten, eingerichtet wurden. Das erste dieser Heime eröffnete der 

Lebensborn am 15. August 1936 im südöstlich von München gelegenen Steinhöring (Heim 

„Hochland“). Es hatte zunächst 30 Betten für Mütter und 55 Betten für Kinder (bis 1940 wuchs 

die Zahl auf 50 und 109). Im Juni 1937 wurde das Heim „Harz“ in Wernigerode eröffnet und im 

September desselben Jahres das Heim „Kurmark“ in der Nähe von Berlin. 149 

  

                                                        

144 Vgl. dazu Buske 2004, 164-166. 
145 Lilienthal 2003, 44. 
146 Vgl. ebd. 44f. 
147 Vgl. ebd. 45. 
148 Ebd. 21. 
149 Quelle für die nachstehenden Angaben: http://de.wikipedia.org/wiki/Lebensborn_e.V. und: 
http://www.nationalsozialismus.de/lexikon/lebensborn-ev (zuletzt: 21.06.07). 
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Abbildung 9: Mütterheime des Lebensborn e. V. in Deutschland in den Grenzen von 1937 

- „Hochland“ in Steinhöring bei Ebersberg (1936 - April 1945) 

- „Harz“ in Wernigerode (Harz) (1937)  

- „Kurmark“ in Klosterheide (Mark) (1937)  

- „Pommern“ in Bad Polzin (heute Polen) (1938 - Februar 1945)  

- „Friesland“ auf dem Gut Hohehorst in Löhnhorst (heute Schwanewede) bei Bremen (1937 - Januar 

1941)  

- Kinderheim „Taunus“ in Wiesbaden (1939 - März 1945)  

- „Kriegsmütterheim“ in Stettin (1940) 

- Kinderheim „Sonnenwiese“ in Kohren-Sahlis bei Leipzig (1942)  

- „Schwarzwald“ in Nordrach (Baden) (1942) 

- Kinderheime „Franken“ I und II in Schalkhausen b. Bocksberg (Kreis Ansbach) (1944) 

- Familie-Mann-Villa in München, Poschinger Straße 

Der Schwerpunkt der Arbeit des Lebensborns im Gebiet des sogenannten Altreiches, also 

innerhalb der Reichsgrenzen von 1937, lag auf den Entbindungsheimen. Während des Kriegs 

dehnte sich der Handlungsraum des Vereins auch auf die eroberten und besetzten Gebiete 

aus. Dabei verfolgte der Lebensborn für den Osten andere politische Ziele als in den westlichen 

und nördlichen Gebieten. Im Osten zielte die Arbeit des Lebensborns im Zuge der „Volkstums-

politik“ vor allem auf die „Eindeutschung“, das bedeutet: die Verschleppung von sogenannten 

volksdeutschen sowie von ausländischen, etwa von „besonders gutrassigen“150, kleinen Kin-

dern polnischer Familien.151 Zwar wurden auch für diese Gebiete Lebensborn-Heime geplant, 

beispielsweise in Warschau und Krakau, sie blieben aber bis Kriegsende unverwirklicht. 

Die bevölkerungspolitischen Ansinnen des Lebensborns im Osten führten, wie bereits er-

wähnt, zu massiven Auseinandersetzungen mit der NSV.152 Dies ging soweit, dass sich Hilgen-

feldt im Frühjahr 1942 zu der Forderung verstieg, den Lebensborn der NSV einzuverleiben oder 

ihn aber gänzlich aufzulösen. Seiner Ansicht nach war allein das NSV-Hilfswerk „Mutter und 

Kind“ für die volkstumspolitischen Fragen bei der Schaffung ausreichenden Nachwuchses zu-

ständig, also auch für die „Eindeutschung“ von unter rassistischen Gesichtspunkten als ‚wert-

voll’ geltenden ausländischen Kindern in den Ostgebieten.153 Hilgenfeldt hoffte offenbar, den 

personell und finanziell vergleichsweise kleinen aber überaus unbequemen Nebenbuhler Le-

bensborn ausschalten zu können.  

Wie unbequem der Lebensborn aus Sicht der NSV war, lässt sich beispielsweise daran er-

kennen, dass es dem Lebensborn – anders als der NSV – mithilfe von Sonderregelungen gelun-

gen war, sich der Schutzaufsicht der Jugendämter über Pflegekinder154 zu entziehen, wodurch  

  

                                                        

150 So Himmler in einem Schreiben an den Gauleiter des „Warthegaus“ vom 18.06.1941. Zit. nach Lilien-
thal 2003, 200. 
151 Vgl. Buske 2004, 165. 
152 Vgl. Lilienthal 2003, 196-207. 
153 Vgl. ebd. 196. 
154 § 24 RJWG lautete: „Pflegekinder unterstehen der Aufsicht des Jugendamts. Das gleiche gilt für un-
eheliche Kinder, die sich bei der Mutter befinden.“ 
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die betroffenen Kinder ohne äußere Kontrolle durch Amtsvormundschaft oder vormund-

schaftsgerichtliche Oberaufsicht dem Lebensborn und der SS ausgeliefert waren.155 Selbst der 

sonst totale Zugriff der NSV war bei diesen Kindern ausgeschlossen. Zwar hatte sich die NSV 

durch eine überaus weit gedehnte Auslegung des § 11 RJWG156 auch die Aufsicht über Pflege-

kinder, eigentlich eine hoheitsrechtliche Exklusivaufgabe der Jugendämter, übertragen las-

sen.157 Da die beim Lebensborn in Pflege befindlichen Kinder aber aufgrund der Sonderrege-

lungen nicht der Schutzaufsicht der Jugendämter unterstanden, konnte diese Aufsicht auch 

nicht auf die NSV übertragen werden.158  

Solche Arrangements spiegeln die Machtkämpfe auf der höchsten Führungsebene, zwi-

schen Partei (NSV) und SS (Lebensborn) und zwischen den verantwortlichen Personen, Hilgen-

feldt und Himmler, wider. Wechselseitig versuchten sie, sich gegenüber der jeweils anderen 

Seite zu profilieren und sich einen Vorteil zu verschaffen. Es hat den Anschein, dass dies Teil 

des nationalsozialistischen Systems war, das darauf beruhte, dass sich die verschiedenen Kräf-

te gegenseitig in Schach hielten. So hatte Hitler, der zur Klärung des Streits zwischen Hilgen-

feldt und Himmler hinzugezogen wurde, es offensichtlich vermieden, eine Grundsatzentschei-

dung für oder gegen einen der beiden Kontrahenten zu treffen. Statt dessen hat er sie zu einer 

Übereinkunft bewogen, ohne damit die grundsätzliche Rivalität auszuräumen, die vielleicht 

auch gar nicht in Hitlers Absicht lag, wie etwa Lilienthal zu bedenken gibt.159 Letztlich blieb es 

dabei, dass der Lebensborn weiter bestand und dass die NSV in den Ostgebieten ihre Vorrang-

stellung unbestritten behielt.  

3.4. Vereinsvormundschaft des Lebensborn e.V.: Unterminierung der Ju-

gendämter  

Lilienthal kommt in seiner Untersuchung zu dem Schluss, dass ledige Mütter, die sich in den 

Lebensborn-Entbindungsheimen aufhielten – abgesehen von den ideologischen Beeinflus-

sungsversuchen – den Eindruck gewinnen konnten, dass ihnen und ihren Kindern dort unei-

gennützig geholfen würde. Tatsächlich war an der alltäglichen Arbeit in den Entbindungs- und 

in den Kinderheimen des Lebensborns nicht auf den ersten Blick zu erkennen, worauf sie zielte: 

„die unehelichen Kinder Schritt für Schritt näher an die SS zu binden“160. Aber genau das war 

Himmlers explizite Absicht. Während sich Juristen, Fachleute und Politiker vor allem in der am 

                                                        

155 Vgl. Lilienthal 2003, 88. 
156 In Satz des § heißt es: „Das Jugendamt kann die Erledigung einzelner Geschäfte oder Gruppen von 
Geschäften … Vereinigungen für Jugendhilfe und für Jugendbewegung … widerruflich übertragen.“  
157 Vgl. den Runderlass des Reichsministers des Innern vom 24.10.1941 „Übertragung von Geschäften 
des Jugendamts auf die NSV-Jugendhilfe und Zusammenarbeit von Jugendamt und NSV-Jugendhilfe“, 
Nachdruck in: Vorländer 1988, Dok. 265, 470-472. 
158 Vgl. Lilienthal 2003, 203. 
159 Vgl. ebd. 205. 
160 Ebd. 70. 
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26. Juni 1933 in München gegründeten Akademie für deutsches Recht ergebnislos über ein de-

zidiert nationalsozialistisches Familienrecht den Kopf zerbrachen161, setzte Himmler praktische 

familienpolitische Instrumente in die Tat um. So schuf er unter anderem die Möglichkeit, dass 

ledige Frauen ihre Kinder auf Wunsch geheim zur Welt bringen konnten. Da sich trotz aller an-

tibürgerlichen Propaganda der Nationalsozialisten162 die gesellschaftliche Stellung von uneheli-

chen Kindern und ihren Müttern nicht verbessert hatte, ihre soziale Benachteiligung und Aus-

grenzung keineswegs beseitigt worden war, war das Angebot, anstatt einen riskanten 

Schwangerschaftsabbruch vornehmen zu lassen, das Kind geheim zur Welt bringen zu können, 

für viele Mütter sicherlich reizvoll. In dieser Situation war es den betroffenen Frauen vermut-

lich auch gleichgültig, dass hinter diesem Angebot generativitätspolitische Ziele standen. Für 

sie war es vorrangig eine Hilfe in ihrer individuellen Notlage. Trotzdem bleibt das hinter diesem 

Angebot stehende Motiv relevant. Denn es (re-)produzierte ein Frauen- und Mutterbild, das 

weitestgehend vom bevölkerungspolitischen Nutzen bestimmt war. Das Bild wäre aber nur un-

zureichend beschrieben, reduzierte man es vollständig auf das viel zitierte Bild der Mutter als 

„Gebärmaschine“163. Gegen diese rein funktionalistische Sichtweise sprechen die erheblichen 

Anstrengungen, die unternommen wurden, um den (ausgesuchten) ledigen Müttern zu helfen. 

Anhand der vom Lebensborn ermöglichten Geheimhaltung wird erkennbar, dass mit erhebli-

chem Aufwand ein anderes Modell von Mutterschaft ermöglicht werden sollte und tatsächlich 

auch wurde, wodurch en passant die etablierten und dominierenden bürgerlich-rechtlichen 

Konstruktionen und Institutionen unterminiert werden konnten. Im Anschluss an Foucault lie-

ße sich das als eine Form von Submacht bezeichnen.164  

Die den Müttern angebotene Geheimhaltung konnte nur unter Umgehung der vormund-

schaftsrechtlichen Vorgaben vor allem der im RJWG geregelten Amtsvormundschaft165, aber 

auch im Widerspruch zu den Bestrebungen des Familienrechtsausschusses der Akademie für 

deutsches Recht166, realisiert werden. Das RJWG bestimmte unmissverständlich: „Mit der Ge-

burt eines unehelichen Kindes erlangt das Jugendamt des Geburtsorts die Vormundschaft.“167 

Um das zu unterwandern, musste die gesetzliche Routine durchbrochen werden: Dass der 

Standesbeamte das Vormundschaftsgericht und das zuständige Jugendamt umgehend von der 

                                                        

161 Vgl. dazu Schubert 1989, 1993. 
162 Im Gegensatz dazu finden sich aber auch zahlreiche „weltanschauliche“ Äußerungen, die unmittelbar 
am bürgerlichen Ideal der Hausfrauenehe anknüpfen. D. h., die nationalsozialistische Propaganda war in 
Bezug auf Ehe und Familie mitnichten konsistent. Siehe dazu beispielsweise die Ausführungen von Gütt 
(1937) im Handwörterbuch der Wohlfahrtspflege zur Familienpflege. 
163 Lilienthal rekonstruiert anhand einer Aktennotiz Ebners aus dem Jahr 1940 einen Vorfall in einem 
Entbindungsheim, bei dem sich eine Frau über die unpersönliche und rücksichtslose Behandlung be-
schwerte, schließlich seien die Frauen keine „Gebärmaschinen“. Vgl. Lilienthal 2003, 68. 
164 Vgl. Foucault 2003 [1973], 122f. 
165 §§ 35 ff. RJWG. 
166 Im von der Akademie erarbeiteten Entwurf zum „Zweiten Familienrechts-Änderungsgesetz“ von 1940 
war bspw. vorgesehen, dass aus Gründen der „Rassenpflege“ „*b+ereits die Kenntnis von der Schwan-
gerschaft einer ledigen Frau vom Jugendamt an das Vormundschaftsgericht weitergeleitet werden“ 
(Buske 2004, 159) sollte. 
167 § 35 Abs. 1 Satz 1 RJWG. 
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Geburt eines unehelichen Kindes unterrichtete; das Jugendamt die Vormundschaft für das Kind 

übernahm; dieses dem Vormundschaftsgericht mitteilte; woraufhin das Gericht dem Jugend-

amt unverzüglich eben jene Übernahme der Vormundschaft bescheinigte.168 Dieses Primat der 

Jugendämter wurde nicht allein vom Lebensborn attackiert. Auch die NSV versuchte, auf die-

sem Gebiet Einfluss zu nehmen. Die NSV stieß dabei über § 11 RJWG vor, das heißt, über die im 

Gesetz geschaffene Möglichkeit, dass das Jugendamt einzelne seiner Geschäfte anderen Wohl-

fahrtsorganisationen übertragen konnte.169 Die Amtsvormundschaft war als eine hoheitliche 

Aufgabe davon dezidiert ausgenommen.170 Daran störte sich der Lebensborn nicht und ging 

wesentlich radikaler vor: Er hebelte die im Gesetz vorgesehen Wege kurzerhand aus.  

Himmler bewirkte, dass der Lebensborn im Juli 1942171 die Zustimmung des Reichinnenmi-

nisteriums dafür bekam, selbst anstelle des Jugendamts Vormund für die unehelichen Kinder172 

zu werden, die in seinen Entbindungsheimen geboren wurden. Es nimmt nicht Wunder, dass 

die Übernahme dieser Vormundschaften nach Gutdünken gehandhabt wurde: Entsprachen die 

Kinder nicht den „Auslese“-Vorstellungen der SS, übergab man sie bereitwillig der Vormund-

schaft des Jugendamtes oder überließ sie sogenannten Euthanasie-Anstalten, das heißt, der 

Vernichtung.173 Das war ein Grund dafür, dass der Lebensborn de facto nicht, wie propagiert 

wurde, für alle unehelichen Lebensborn-Kinder die Vormundschaft übernahm, um sie so un-

mittelbar an die SS zu binden.174 Die konkrete Zahl der Lebensborn-Vormundschaften ist für 

meine Untersuchung weniger entscheidend175 als vielmehr die Tatsache, dass und wie der Ver-

ein eine Submacht entfaltete, die dazu führte, die Exklusivzuständigkeit der Jugendämter zu 

umgehen oder auszuschalten. 

Ein wichtiger Faktor ist dabei, dass Himmler nicht nur Reichsführer der SS sondern auch 

Chef der Polizei war. Das eröffnete ihm die Möglichkeit, dafür zu sorgen, dass in den Lebens-

born-Heimen eigene Meldestellen eingerichtet werden konnten. Dies war für die Geheimhal-

tung der Schwangerschaft notwendig, um die damals bestehende strenge polizeiliche Melde-

                                                        

168 Vgl. § 36f. RJWG. 
169 s.o. 
170 Vgl. dazu den Runderlass des Reichsminister des Innern vom 24.10.1941 zur „Übertragung von Ge-
schäften des Jugendamts auf die NSV-Jugendhilfe und Zusammenarbeit von Jugendamt und NSV-
Jugendhilfe“, Nachdruck in: Vorländer 1988, Dok. 265, 470-472. 
171 Vgl. Lilienthal 2003, 88. 
172 Diese von SS-Sturmbannführer Dr. Günther Tesch (Leiter des Hauptamtes Rechtswesen im Lebens-
born e. V.) ausgehandelte Geheimhaltungsregelung betraf in der Konsequenz aber auch und vor allem 
Kinder, die „eingedeutscht“ werden sollten, die in den besetzten Gebieten von deutschen Soldaten ge-
zeugt wurden, Heimkinder oder Kinder, die gar von ihren Familien entführt wurden. Vgl. ebd. 88f. 
173 Vgl. Böltken 1995, 109 Solche Anstalten gab es in Grafeneck, Brandenburg, Hartheim, Pirna, Bernburg 
und Hadamar. Dort wurden bis August 1941 insgesamt rund 70.000 Menschen - zumeist durch Verga-
sung oder Injektion - ermordet. Vgl. dazu auch: 
http://www.dhm.de/lemo/html/wk2/holocaust/euthanasie/index.html (zuletzt: 25.01.2009) 
174 Vgl. Lilienthal 2003, 72f. 
175 Um die Größenordnung einschätzen zu können: Bis Ende 1939 wurden 1371 Kinder in den Heimen 
geboren, davon mehr als die Hälfte unehelich. Für 43,2% aller Kinder war der Lebensborn Vormund. Vgl. 
ebd. 72. 
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pflicht zu umgehen. Ohne diese Vorkehrung hätten die heimatlichen Meldebehörden darüber 

in Kenntnis gesetzt werden müssen, wenn die werdenden Mütter für einige Monate in die Le-

bensborn-Heime umsiedelten. – „Der Aufenthalt der ledigen Mütter dauerte im allgemeinen 

vom siebenten Schwangerschaftsmonat bis zwei Monate nach der Entbindung.“176 – Bevor die-

se eigenen Meldestellen geschaffen worden waren, riet man den Müttern, sich „auf Reisen“ zu 

melden, mit anderen Worten, die Meldebehörden zu belügen. Ab 1938 wurde dieser Schwin-

del systematisiert, indem verschiedene Deckadressen geschaffen wurden, die von den Frauen 

angeben werden konnten. Handelte es sich um fiktive Adressen, so fielen diese bei den örtli-

chen Meldebehörden jedoch rasch auf. Da Himmler zwar den Frauen die Möglichkeit geben 

wollte, unbehelligt ein uneheliches Kind zu bekommen, aber nicht beabsichtigte, dass sie dafür 

untertauchten, sondern ihr tatsächlicher Aufenthaltsort bekannt bleiben sollte, wurden im 

Sommer 1939 bei den Polizeipräsidien in Berlin, München und Wien spezielle Meldebüros für 

den Lebensborn eingerichtet.177 Diese speziellen Büros, wie auch die Heimmeldestellen sollten 

gewährleisten, dass die Mütter bei ihren Heimatmeldestellen nicht die Lebensborn-

Entbindungsheime als Aufenthaltsorte angeben mussten.  

Zusammengenommen wurden somit Exekutive und Judikative unterminiert, indem die poli-

zeilichen Meldestellen, Jugendämter und Vormundschaftsgerichte hintergangen, umgangen 

und ausgeschaltet wurden. Die öffentlichen Bürokratien wurden entmachtet und ihnen wurde 

nur überlassen, was sich gemessen an den rassistischen und biologistischen Maßstäben der SS 

beziehungsweise der Partei als nicht lohnend darstellte. In diesem Sinne hieß es in einer Ver-

einbarung über die Aufgabenverteilung zwischen NSV und Jugendamt: „Die Tätigkeit der NSV-

Jugendhilfe erstreckt sich nicht auf Kinder und Jugendliche, bei denen nach ihrem Urteil keine 

Aussicht besteht, daß sie zu nützlichen Mitgliedern der Volksgemeinschaft erzogen werden 

können.“178 Und in diesem Punkt traf bis zuletzt zu, was Hilgenfeldt bis 1940 dazu veranlasst 

hatte, den Lebensborn finanziell zu unterstützen, nämlich dass „… die Tätigkeit des ‚Lebens-

born e. V.’ ideenmäßig der NSV nahe steht“179.  

  

                                                        

176 Ebd. 65. 
177 Vgl. ebd. 81. 
178 „Vereinbarung zwischen Reichsminister des Innern und dem Leiter der Partei-Kanzlei betr. Übertra-
gung von Geschäften des Jugendamtes auf die NSV-Jugendhilfe“ vom 27.08.1941, Nachdruck in: Vorlän-
der 1988, Dok. 264, 469f. 
179„Schreiben des geschäftsführenden Vorstands des ‚Lebensborn e. V.’ an den aufsichtsführenden Vor-
stand des ‚Lebensborn’, SS-Gruppenführer Pohl“ vom 21.06.1938, auszugsweiser Nachdruck in: Vorlän-
der 1988, Dok. 104, 297.  
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4. (Amts-)Vormundschaft zur NS-Zeit  

4.1. Volksgesetzbuch und BGB – Wunsch und Wirklichkeit im NS 

Das Vormundschaftsrecht war bekanntlich seit 1900 im familienrechtlichen Teil180 des BGB ge-

regelt.181 Dies blieb auch während der NS-Zeit die formelle Rechtsgrundlage, weil das von füh-

renden NS-Juristen, allen voran Hans Frank, angestrebte „Volksgesetzbuch des großdeutschen 

Reiches“ unverwirklicht blieb.182 Das Gleiche galt auch für den in dieser Untersuchung im Vor-

dergrund stehenden vormundschaftsrechtlichen Sonderfall der gesetzlichen Amtsvormund-

schaft für uneheliche Kinder. Denn auch das RJWG galt, zumindest in diesem Bereich, nach 

1933 weitgehend unverändert fort, trotz der bis 1940 anhaltenden erheblichen Bestrebungen, 

ein neues dezidiert nationalsozialistisches Nichtehelichenrecht zu schaffen.183  

1940 setzte Hitler dem Reformprozess ein Ende, indem er den ihm vorgelegten Zweiten 

Familienrechts-Änderungsentwurf, in dem es nicht zuletzt um das sogenannte Unehelichen-

recht ging, endgültig ablehnte. Von da an standen allein unmittelbar kriegsrelevante Entschei-

dungen im Vordergrund, die Frage des Unehelichenrechts gehörte nicht dazu. Bis zu diesem 

Zeitpunkt jedoch waren nationalsozialistische Juristen sehr darum bemüht gewesen, die gel-

tenden Vorschriften des BGB über die elterliche Gewalt und die Vormundschaft daraufhin zu 

untersuchen, inwieweit die in ihnen zur Rechtsnorm erhobenen Rechtsgedanken sich mit nati-

onalsozialistischer Auffassung vereinbaren ließen, wie Hans Müller im Vorwort zu seiner 1937 

verfassten Schrift „Elterliche Gewalt und Vormundschaft“ ausführte.184 

Dieser Band war in der Schriftenreihe der Akademie für Deutsches Recht erschienen und ih-

rem Gründer und Präsidenten185, Reichsminister186 Frank herausgegeben worden. Müllers Ab-

handlung war in puncto Elternschafts-/Kindschaftsrecht und Vormundschaftsrecht der zentrale 

Bezugspunkt bei den Vorarbeiten zum geplanten „Volksgesetzbuch“.187 Die von Müller erarbei-

teten Gesetzesvorschläge zum Kindschaftsrecht beziehungsweise zur Normierung der elterli- 

  

                                                        

180 4. Buch, 3. Abschnitt, 1. Titel. 
181 §§ 1773 – 1895 BGB. 
182 Vgl. dazu den Quellenband von Schubert 1988. 
183 Vgl. dazu Buske 2004, 159-162; im Detail: den Quellenband von Schubert 1993. 
184 Vgl. Müller 1938, Vorwort. 
185 Er blieb dies bis zu seinem Zerwürfnis mit Himmler im Jahr 1942 (Jenner schreibt: 1943, [vgl. 2006, 
121+). Danach wurde er all seiner Ämter enthoben, abgesehen davon, dass er „Generalgouverneur“ (seit 
1939) über das besetzte Polen blieb. 
186 ohne eigenen Geschäftsbereich. 
187 Vgl. dazu die „Zusammenstellung der bisher formulierten Texte für das Volksgesetzbuch“ vom Mai 
1941, nachgedruckt in: Schubert 1988, 45-206. 
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chen Gewalt des Vaters und der Mutter wurden wörtlich in dem Entwurf übernommen.188 Das 

Gleiche gilt auch für das Vormundschaftsrecht.189 Es kann also davon ausgegangen werden, 

dass sich in diesem Band die hegemonialen Ideen der NS-Elite niederschlugen. Denn die Aka-

demie für Deutsches Recht war die zentrale Einrichtung, in der die juristischen und politischen 

Eliten zusammenkamen, um die bevölkerungspolitischen Leitlinien zu diskutieren, die rechtlich 

verankert und politisch umgesetzt werden sollten.190 Das übergeordnete rechtspolitische Ziel 

der Akademie bestand darin, das gesamte deutsche Recht im Sinne der nationalsozialistischen 

Weltanschauung umzugestalten.191 In diesem Sinne war auch Müllers Schrift motiviert.  

Der Frage des Unehelichenrechts wurde selbst von ranghöchster Stelle große Bedeutung 

beigemessen. Dies wird dadurch deutlich, dass an den entsprechenden Beratungen im Famili-

enrechtsausschuss Vertreter des Justiz- und Innenministeriums, des rassenpolitischen Amtes 

der NSDAP und der SS als auch des Hauptamtes für Volkswohlfahrt, bei einzelnen entschei-

denden Sitzungen sogar Hans Frank und Heinrich Himmler selbst teilnahmen.192 Auffallend ist, 

dass die Reformdiskussionen in den entsprechenden Ausschüssen der Akademie als auch in 

Müllers Abhandlung inhaltlich in weiten Teilen an die Diskussionen der Weimarer Zeit an-

knüpften. Anders als vielleicht angenommen werden könnte, wurde kein scharfer Bruch gefor-

dert, sondern es zeigte sich eine Tendenz, die Grundzüge des bis dato geltenden Rechts zu er-

halten und es lediglich punktuell dem nationalsozialistischen Weltbild anzupassen. 

4.2. Regelung der elterlichen Gewalt - Verhältnis Eltern-Kind-Staat 

Das Vormundschaftsrecht regelt – damals wie heute – in der Hauptsache das trianguläre Ver-

hältnis zwischen Eltern, Kind und Staat. Das Rechtsinstitut der Vormundschaft wird in dem 

Moment wirksam, in dem ein Minderjähriger „nicht unter elterlicher Gewalt“193 oder „nicht 

unter elterliche Sorge“194 steht. Die Regelung der Vormundschaft im BGB gründet in erster Li-

nie auf der im römischen Recht kodifizierten Konstruktion der „patria potestas“ und erst in 

zweiter Linie auf der deutschrechtlichen Konstruktion der „Munt“.195 Müller hob jedoch aus 

NS-ideologischen Gründen besonders die germanische Traditionslinie zur „Munt“ hervor. So 

stellte er etwa die Behauptung auf, dass diese germanische Traditionslinie in den „Motiven“ 

zum BGB dadurch eindeutig zum Ausdruck gebracht worden sei, indem man bestimmte, dass 

„die elterliche Gewalt ihrer wesentlichen Grundlage nach als ein vormundschaftliches, das 

                                                        

188 Vgl. ebd. 72-78 und Müller 1938, 56ff. 
189 Vgl. Schubert 1988, 79f. und Müller 1938, 67f. Das umfasst jedoch nicht die Amtsvormundschaft! 
190 Vgl. Buske 2004, 149. 
191 Vgl. dazu die von Schubert editierten Quellensammlungen (bislang sind 17 Bände erschienen) zu den 
verschiedenen Ausschüssen der Akademie. 
192 Vgl. Buske 2004, 150. 
193 § 1773 BGB ursprüngliche Fassung. 
194 So § 1773 BGB seit der Sorgerechtsreform von 1979. 
195 Vgl. Oberloskamp 1998, 1f., RZ 1-16. 
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heißt als ein dem Interesse des Kindes dienendes Schutzinstitut aufzufassen [sei], welches für 

den Inhaber der elterlichen Gewalt die Pflicht und das Recht begründet, für die Person und das 

Vermögen des Kindes zu sorgen.“196 Diese Zusammenfassung des rechtlich kodifizierten Eltern-

Kind-Verhältnisses wurde von Müller als Beleg für die germanische oder deutschrechtliche 

Traditionslinie verwendet. Dieser Satz hätte in seiner Allgemeinheit genauso gut vor einem 

bürgerlichen, liberalen oder auch sozialdemokratischem Hintergrund verfasst worden sein 

können. Damit wird ersichtlich, dass Müllers Argumentation eine Strategie verfolgte.  

Der Hintergrund war, dass rechtliche Regelungen dann unter nationalsozialistischen, „völki-

schen“ Gesichtspunkten als erhaltenswert erschienen, wenn gezeigt werden konnte, dass sie 

in irgendeiner Weise an der deutschrechtlichen Traditionslinie anknüpften. Das hieß für Juris-

ten, dass alle Regelungen, die sie aus welchen Gründen auch immer für richtig und bewah-

renswert hielten, halbwegs plausibel mit dem Etikett „germanisch“ oder „deutschrechtlich“ 

versehen werden mussten. Im Gegenzug galt alles, was mit dem römischen Recht in Verbin-

dung gebracht werden konnte, als verwerflich. Folglich waren unliebsame Regelungen mit dem 

Etikett „römischrechtlich“ zu versehen, wenn eine Begründung für ihre Abschaffung geliefert 

werden sollte. Hitler interessierte sich nicht sonderlich für solcherart juristisches Geplänkel, 

denn für ihn war allein sein Wille Gesetz, ganz gleich, ob sich das nun mit den Gesetzbüchern 

vertrug oder nicht. Gleichzeitig bedurfte es aber des Rechts als Sequestrierungsinstrument, um 

diesen „Führer-Willen“ in die Praxis zu übersetzen. Folglich bestanden trotz aller radikalen Ein-

schnitte, insbesondere den 1935 erlassenen sogenannten Nürnberger Gesetzen („Reichsbür-

gergesetz“, „Gesetz zum Schutze des deutschen Blutes und der deutschen Ehre“), vielfältige 

Rechtskontinuitäten, darunter auch die Amtsvormundschaft.  

Die Amtsvormundschaft erwies sich hierbei als besonders anschlussfähig, wie etwa an der 

allgemeinen Kritik an der Rechtskonstruktion der elterlichen Gewalt deutlich wird. So wurde 

kritisiert, dass sich der Staat durch das BGB und verstärkt durch die Weimarer Verfassung 

weitgehende Zurückhaltung gegenüber der elterlichen Gewalt auferlegt habe, indem die „Ein-

griffsbefugnis der vormundschaftlichen Organe auf ein möglichst geringes Maß beschränkt 

worden“197 sei. Diese Schutzfunktion des Rechtes gegenüber staatlichen Eingriffen in die 

Selbstbestimmung der Einzelnen wurde als ein Übermaß an individueller Freiheit kritisiert, die 

nicht mit der „völkischen“ Weltsicht des Nationalsozialismus zu vereinbaren war. Wieder ein-

mal wurde das Kind ins Zentrum der Argumentation gerückt. Die Kinder seien „das kostbarste 

Gut der Volksgemeinschaft“198 und müssten folglich ausschließlich „im Geiste des Nationalsozi-

alismus zum Dienst am Volk und der Volksgemeinschaft“199 erzogen werden, wie es hieß. Also, 

so die Schlussfolgerung, sollte „notwendigerweise der Staatsgewalt ein beherrschender Einfluß 

und eine stärkere Überwachung der Eltern bei der Ausübung der elterlichen Gewalt zustehen, 

                                                        

196 Müller 1938, 1. 
197 Ebd. 
198 Ebd. 
199 Ebd. 
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als das nach den Bestimmungen des BGB. der Fall“200 war. Hierfür bot die Amtsvormundschaft 

eine günstige Voraussetzung.  

Ende des 19. Jahrhunderts war bereits dem Taubeschen Modell der behördlichen Vor-

mundschaft vom damaligen Leipziger Bürgermeister Ebeling von Meerane bescheinigt worden, 

dass der Gemeindebehörde mit der Generalvormundschaft über alle unehelichen Kinder die 

patria potestas übertragen worden sei und damit die Möglichkeit selbständig und ungehindert 

einzutreten, mit gestärkter Autorität, um die Kinder vor Verwahrlosung zu bewahren.201 Frei-

lich hätte Müller wohl kaum den römischrechtlichen Begriff der patria potestas verwendet. 

Aber die allgemeine Vorrangstellung des Vaters in der Familie und die Vorrangstellung des 

Staates oder der sogenannten Volksgemeinschaft über die einzelne Vater-Familie, wie sie in 

einer gestärkten Autorität von Behörden zum Ausdruck kommt, vor allem dann, wenn gar kein 

Vater vorhanden ist, das entsprach durchaus nationalsozialistischen Vorstellungen.202 

4.2.1. Verteilung der elterlichen Gewalt zwischen Vater und Mutter in der 

Ehe 

Müller verteidigte in seiner Schrift die patriarchalische Ehestruktur, also die Vorrangstellung 

des Ehemannes und Vaters in der Familie. Am Beispiel des sogenannten Letztentscheids203 dis-

kutierte er das Für und Wider einer gestärkten Position der Mutter gegenüber dem Vater. Als 

zentrales Argument für eine rechtliche Stärkung der Position der Mutter führte Müller die tat-

sächliche Ausübung der Personensorge an: Da die Personensorge im Regelfall, wegen der au-

ßerhäusigen Erwerbstätigkeit des Vaters, praktisch von der Mutter ausgeübt werde, sei die 

Vorrangstellung des Vaters kaum aufrecht zu erhalten und für die Frau und Mutter Gleichbe-

rechtigung zu schaffen. Dieser Forderung erklärte Müller jedoch eine klare Absage, wobei er 

sich auch für die Familie auf das „Führerprinzip“ berief, um die Vorrangstellung des Vaters zu 

begründen.204 Die väterliche Gewalt sei jedoch nicht unumschränkt, schließlich könne es nicht 

angehen, dass ein Kind unter rücksichtslosen Entscheidungen seines Vaters zu leiden habe, 

weil dieser Maßnahmen ergreife, die nicht zum Besten des Kindes seien.205 Genau aus diesem 

Grunde sollten die Familien unter schärfere Kontrolle und Überwachung durch die Vormund-

schaftsgerichte gestellt werden, denen zudem weitgehende Befugnisse eingeräumt werden 

sollten, um gegebenenfalls in die elterliche Gewalt eingreifen zu können. Das Primat des Va-

                                                        

200 Ebd. 2. 
201 Zit. nach: Taube 1893, 47f. 
202 Dieter Schwab (1997, 802) vertritt die Auffassung, dass die herrschende Meinung im NS nicht darin 
bestand, das Führerprinzip auch für die Familie gelten zu lassen. Schwab räumt aber ein, dass bspw. Thi-
lo Ramm davon ausgehe, dass genau das geschehen sei (vgl. ebd. Fußnote 49). 
203 § 1354 BGB a. F. (bis 1958): 
„Dem Manne steht die Entscheidung in allen das gemeinschaftlichen eheliche Leben betreffenden Ange-
legenheiten zu; er bestimmt insbesondere Wohnort und Wohnung. Die Frau ist nicht verpflichtet, der 
Entscheidung des Mannes Folge zu leisten, wenn sich die Entscheidung als Missbrauch seines Rechtes 
darstellt.“ 
204 Vgl. Müller 1938, 7. 
205 Vgl. hier und im Folgenden: ebd. 6f. 
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ters sollte Müller zufolge seine Grenze im „Interesse des Kindes“ finden. Dazu führte er aus: 

„Muß der Vater befürchten, daß bei unsachgemäßen und unvernünftigen Anordnungen das Gericht 

nicht nur die Meinungsverschiedenheit im Sinne der Mutter entscheidet, sondern daß es ihm in solchen 

Fällen darüber hinausgehend die elterliche Gewalt ganz oder zum Teil nehmen kann, so scheint mir im 

Interesse des Kindes der erforderliche Schutz gesichert, ohne daß die Einheitlichkeit in der Führung der 

elterlichen Gewalt beeinträchtigt wird.“206 

Offensichtlich wurde auch hier, wie schon in den vorangehenden Jahrzehnten, eine ver-

schärfte und an bestimmten Normen ausgerichtete Disziplinierung der Eltern, hier vor allem 

des Vaters, mit einem Interesse des Kindes begründet. Zwar sollte die „Einheitlichkeit in der 

Führung der elterlichen Gewalt“ unangetastet bleiben, aber das bedeutete nichts anderes, als 

dass der Mann durch die geforderten vormundschaftsgerichtlichen Maßnahmen zu eben die-

ser „Führung“, zum „Führer“ der Familie diszipliniert werden sollte. Des Weiteren zeichnet sich 

in dieser Formulierung ab, dass die elterliche Gewalt, die richtiger als väterliche Gewalt zu be-

zeichnen wäre, nicht ausschließlich an den tatsächlichen Vater geknüpft wurde, denn sie sollte 

teilweise an die Mutter übertragen oder aber vollständig durch die Vormundschaft ersetzt 

werden können. Auf der anderen Seite wurde die elterliche Gewalt des Vaters, anders als im 

BGB, nun ausschließlich für den biologischen Vater reserviert207, wodurch es im Vergleich zur 

vorher herrschenden Rechtsauffassung implizit zu einer Stärkung der Rechtsposition der Frau 

als Mutter gekommen wäre. Müller forderte: „Steht fest, daß das Kind nicht von dem Mann 

erzeugt ist, der als ehelicher Vater gilt, so steht die elterliche Gewalt allein der Mutter zu. Der 

Ehemann erlangt in diesem Fall die elterliche Gewalt auch nicht nach dem Fortfall der Gewalt 

der Mutter.“208 Diese Konstruktion enthält offenkundig eine biologistische Prämisse. Diese 

Prämisse führte einerseits zu einer klaren Absage an die rein formalrechtliche Konstruktion der 

(ehelichen) Vaterschaft im BGB, die darauf beruhte, dass ein Mann bereits dadurch zum Vater 

würde, dass er mit der Frau verheiratet sei, die ein Kind bekomme, unabhängig davon, ob er 

faktisch der Erzeuger gewesen sei oder nicht: „Man wird zu erwägen haben, ob ein Ehemann 

zur Ausübung der elterlichen Gewalt auch dann berufen ist, wenn das Kind zwar als ehelich 

gilt, aber unzweifelhaft nicht von ihm abstammt.“209 Zur Begründung eines entsprechenden 

Änderungsbedarfs unterstrich Müller die biologistische Prämisse des nationalsozialistischen 

Rechtsverständnisses, indem er ausführte:  

„Hier fehlt das natürliche Band des Eltern- und Kindesverhältnisses, das die Grundlage der elterlichen 

Gewalt abgibt. Es dürfte heutiger Rechtserkenntnis entsprechen, daß einem Mann, der keine blutmäßi-

ge Bindung zu dem Kinde hat, nicht schon kraft Gesetzes die verantwortungsvolle Rechtsstellung des In-

                                                        

206 Ebd. 6f. 
207 So sollte auch bei Adoptionen („Annahme an Kindesstatt“) eine dauernde vormundschaftliche Auf-
sicht installiert werden. Vgl. dazu bspw. das Protokolle der Sitzungen des familienrechtlichen Akademie-
Ausschusses vom 19. und 20. März 1937, nachgedruckt in: Schubert 1989, 478-509 und 509-523. 
208 Müller 1938, 7. 
209 Ebd. 3. 
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habers der elterlichen Gewalt zufallen darf“210. 

4.2.2. Unehelichenrecht im NS 

Die logische Konsequenz aus der Betonung der „Blutsverwandtschaft“211 war eine mittelbare 

Aufwertung der Rechtsposition des unehelichen Vaters innerhalb des Rechtsdiskurses.212 Dies 

galt zumindest für den unverheirateten Mann und selbstredend nur, wenn Frau und Mann als 

„rassenhygienisch“ einwandfreie Personen angesehen wurden.213 Frank führte 1937 während 

einer Sitzung des Familienrechtsausschusses der Akademie aus:  

„Der Rassegedanke des Nationalsozialismus ist hier das entscheidendste. Denn er hat an die Stelle pa-

pierener oder sonstiger aus dem individuellen Recht hervorgegangener Wertmaßstäbe des einzelnen 

einen großen Wertmaßstab gesetzt, nämlich den des Blutes. Es ist ganz klar, daß nach diesem Wertmaß-

stab ein uneheliches Kind *…+ mit wertvollerem Blut besser behandelt werden muß als ein uneheliches 

Kind mit wertloserem oder weniger wertvollem Blut.“214  

Welche drastischen Konsequenzen dieser Rassegedanke im Unehelichenrecht nach sich 

ziehen sollte, zeigte sich bereits während einer Sitzung der Arbeitsgemeinschaft II des bevölke-

rungspolitischen Ausschusses der Akademie am 11.3.1935, bei der die „Lösung der Bastardfra-

ge“ im Vordergrund gestanden hatte.215 Der Amtsleiter des Rassenpolitischen Amtes der 

NSDAP, Walter Groß führte laut Sitzungsprotokoll in seinem Referat aus, dass es in Deutsch-

land etwa 500 bis 800 „Bastarde“216 gebe, wobei er sich vor allem auf die „Negerbastarde“ 

konzentrierte.217 Da es bei diesen unehelichen Kindern um Nachkommen deutscher Mütter 

handle, hätten sie ebenfalls die deutsche Staatsangehörigkeit, sodass mit ihnen nach deut-

schem Recht hätte verfahren werden können, zumal „Negerbastarde“ unter keinem beson-

dern Schutz des Völkerbundes gestanden hätten.218 Folglich hätte man diese Frage ganz nach 

„sachlicher und politischer Zweckmäßigkeit“219 handhaben können, wie er sagte. Da die „Fort-

pflanzung der Bastardkinder“220 unerwünscht war und verhindert werden sollte, sah man nur 

zwei Lösungsmöglichkeiten: die „Sterilisierung auf Grund einer unerwünschten Rassenzugehö-

                                                        

210 Ebd. 3. 
211 Vgl. Webler 1934b, 189. 
212 Was auf erheblichen Widerstand der christlichen Kirchen stieß, insbesondere der katholischen. Vgl. 
Buske 2004, 154-156. 
213 Vgl. ebd. 159. 
214 Zitiert nach ebd. 151. 
215 Vgl. dazu auch das Kapitel „Die ‚Schwarze Schmach’ und die Sterilisierung ‚schwarzer Besatzungskin-
der’“ in ebd. 184-189. 
216 Laut Deutschem Rechtswörterbuch (1914-1932) wurden mit „Bastard“ allgemein nichteheliche Kin-
der bezeichnet. Hier jedoch waren uneheliche Kinder gemeint, die eine ausländischen Soldaten zum Va-
ter hatten. 
217 Vgl. hier und im Folgenden: den Nachdruck der „Niederschrift über die Sitzung der Arbeitsgemein-
schaft II am 11.3.1935“ in: Schubert 2001b, 352-388. 
218 Vgl. ebd. 353. 
219 Ebd. 
220 Ebd. 
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rigkeit“221 oder die „Ausgliederung aus dem deutschen Lebensraum“222. Die Sterilisation hielt 

man für ein brauchbares „Hilfsmittel“, das jedoch illegal gewesen wäre, sodass Mittel und We-

ge zur Umgehung geltenden Rechts gefunden werden sollten, „etwa durch hierzu besonders 

befugte Organe der Partei abseits des mit der Durchführung der gesetzlichen Sterilisation be-

auftragten Apparates“223.  

Auf Grundlage der Blutsverwandtschaft sollte, anders als bis dahin im BGB verankert, fortan 

nicht nur die Mutter, sondern auch der nichteheliche Erzeuger als mit dem Kind verwandt gel-

ten. Dies fand auch Niederschlag in dem 1940er Entwurf zu einem Gesetz zur Änderung fami-

lien- und erbrechtlicher Vorschriften, der letztlich von Hitler zurückgewiesen wurde.224 „Das 

nichteheliche Kind – im Entwurf hieß es ‚natürliches Kind’ – sollte zu den gesetzlichen Erben 

des Vaters und der väterlichen Verwandten gehören und in Höhe des Pflichtteils Erbe sein.“225 

Hitler, der die Reform des Unehelichenrechts eigentlich ebenfalls für dringend geboten hielt, 

lehnte den Entwurf jedoch aus wenigstens drei Gründen ab:226 Erstens hielt er es für undenk-

bar, dass ein Ehemann seine Vaterschaft vor Gericht anfechten können sollte, obwohl er mit 

der Mutter des Kindes verheiratet war, wie es der Entwurf vorsah; zweitens sollte die elterli-

che Gewalt seiner Ansicht nach einer unehelichen Mutter grundsätzlich zustehen und nicht nur 

auf Antrag und nach richterlicher Prüfung der Kindeswohldienlichkeit; drittens lehnte Hitler die 

Möglichkeit kategorisch ab, dass dem unehelichen Vater überhaupt die elterliche Gewalt ver-

liehen werden könne, weil dies einzig und allein als das „ethische Recht der Mutter“ anzuse-

hen sei.227 Alle weiteren Versuche, vor allem von Heß, doch noch einen Kompromiss zu erzie-

len, etwa in Form eines kurzen Ermächtigungsgesetzes oder eines Führererlasses, schlugen 

fehl. Hitler blieb dabei, dass das Gesetz, wie es im Entwurf angelegt war, grundsätzlich der na-

tionalsozialistischen Weltanschauung widersprochen habe, insbesondere weil es eine Entrech-

tung der unehelichen Mütter darstellte. Damit ist auch klar, dass ‚Unehelichkeit’ für Hitler und 

andere führende Nationalsozialisten nicht automatisch als ein Kriterium angesehen wurde, das 

ausgereicht hätte, jemanden per se als ‚asozial’ einzuordnen mit allen bekannten Konsequen-

zen, die das bedeutet hätte.228 Allerdings mussten unterhaltssäumige Väter damit rechnen, 

dass sie als „Asoziale“ zu Zwangsarbeit verurteilt würden. Der Historiker Wolfgang Ayaß er-

wähnt etwa für das Beispiel des bremischen Zwangsarbeitslagers „Teufelsmoor“229, dass sich 

                                                        

221 Ebd. 354. 
222 Ebd. 353. 
223 Ebd. 
224 Vgl. dazu die Quellensammlungen von Schubert 1993, 1996. In letzterer vgl. insb. das Protokoll zur 
Sitzung vom 20.1.1938, bei der es zentral um das Erbrecht des unehelichen Kindes ging. (Schubert 1996, 
413-444) 
225 Schubert 2003, XVIII. Vgl. dazu auch den erbrechtlichen Teil im Entwurf zum Volksgesetzbuch von 
1941 in: Schubert 1988, 81-85. 
226 Vgl. hier und im Folgenden: Buske 2004, 160, Fußnote 47. 
227 Hierzu ist anzumerken, dass Vater und Mutter als gemeinsame Träger der elterlichen Gewalt, noch 
undenkbar waren. 
228 Vgl. Scherer 1990, 47f. 
229 Vgl. Ayaß 1995, 68-75. 



 276 

bis Ende der 1930er Jahre die Einweisungspolitik auf interessante Weise verändert hatte, von 

„arbeitsunlustigen Wohlfahrtserwerbslosen“230 zu „Männern, die mit Unterhaltsverpflichtun-

gen im Rückstand waren“ und Alkoholikern, womit die seit Ende des 19. Jahrhunderts disku-

tierten und praktizierten Disziplinierungsmaßnahmen fortgeführt wurden. An denen waren 

auch die Jugendämter beteiligt, wie Ayaß’ Aktenanalyse zeigt: So wurde, um nur ein Beispiel 

aufzugreifen, ein 32-jähriger Mann wegen ausstehender Unterhaltszahlungen für ein uneheli-

ches Kind vom Leiter des Bremer Jugendamtes als „Volksschädling“ stigmatisiert, mit der Fol-

ge, dass er 12 Monate lang Zwangsarbeit in „Teufelmoor“ verrichten musste.231 

4.3. Vormundschaften: Regelfall Einzelvormund – Ausnahme Amtsvor-

mundschaft 

Die bisherigen Regelungen des Vormundschaftswesens hätten sich weitgehend bewährt und 

müssten von daher nur wenig geändert werden, hieß es in der oben zitierten Schrift von Hans 

Müller „Elterliche Gewalt und Vormundschaft“.232 Die allgemeine Vormundschaftsregelung, die 

nicht die unehelichen Kinder betrafen, sollte Müller zufolge darin bestehen, dass jemand nur 

vom Vormundschaftsgericht zum Vormund bestellt werden konnte. Denn nur so sei gewähr-

leistet, dass eine Obervormundschaftsbehörde im Vorhinein prüfe, ob derjenige, der Vormund 

werden sollte, auch hierfür geeignet wäre.233 Vorrangig sollten Familienangehörige Vormund 

werden. Im Duktus des NS-Juristen hieß es: „Es wird daran nichts zu ändern sein, daß dort, wo 

die Eltern als Träger der elterlichen Gewalt fehlen, in erster Linie ein Glied der erweiterten Sip-

pe, oder ein geeigneter Volksgenosse als Vormund zu bestellen ist. Das entspricht germani-

scher Rechtsauffassung.“234 Wenig später wurde hinzugefügt: „Die Berufung der Großväter vor 

übrigen Personen zum Vormund stellt sich als Ausdruck des Sippengedankens dar, der nicht 

aufgegeben werden sollte.“235 Allerdings sollte auch das Vormundschaftsrecht der Rassenideo-

logie angepasst werden. Von daher habe zum Vormund eines „deutschen Kindes“ nicht be-

stellt werden dürfen: 

„1. wer nicht dem gleichen oder artverwandten Blute wie der Mündel zugehört, 

2. wer nicht die Gewähr für eine Erziehung des Mündels zum Dienst an Volk und Volksgemeinschaft bie-

tet, 

3. wer die elterliche Gewalt für die eigenen Kinder verwirkt oder sie durch Entzug durch das Vormund-

schaftsgericht verloren hat.“236 

                                                        

230 Hier und im Folgenden: Ayaß 1995, 71. 
231 Vgl. Ayaß 1995, 73. 
232 Vgl. Müller 1938, 36-38. 
233 Vgl. ebd. 39. 
234 Ebd. 39. 
235 Ebd. 41. 
236 Ebd. 42. 
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Für uneheliche Kinder sollte vom Grundsatz des Einzelvormundes abgewichen werden und 

zwar durch den Eintritt der Amtsvormundschaft des Jugendamtes, wie es in § 35 RJWG vorge-

sehen war. Damit würde jedoch lediglich zum Ausdruck gebracht, wie Müller ausführte, dass 

„die Volksgemeinschaft für diese besonders hilfs- und schutzbedürftigen Kinder zunächst ein-

mal selbst durch die von ihr hierfür bestimmten öffentlichen Organe eintritt.“237 Müller räumte 

ein, dass die Berufsvormundschaft, namentlich die Amtsvormundschaft für die Interessenwah-

rung unehelicher Kinder besser geeignet wäre, als Einzelpersonen. Von daher sollte dieses be-

währte Modell ausgedehnt werden und das Vormundschaftsgericht das Jugendamt zum Vor-

mund bestellen, wenn und solange dies dem Interesse des Kindes entspräche.238 1943 erschien 

in der Zeitschrift die „Deutsche Jugendhilfe“ ein Artikel, der verdeutlicht, dass die Vormund-

schaftsfunktion der Jugendämter selbst während der Kriegsjahre aufrecht erhalten blieb. Aus 

Anlass des 25-jährigen Jubiläums der Berliner Jugendamtsarbeit berichtete Georg Schmidt239, 

dass die Vormundschaftsführung in Berlin Aufgabe der Bezirksjugendämter sei und dass diese 

zu jener Zeit rund 60.000 Vormundschaften und Pflegschaften führten. „Für den Lebensunter-

halt dieser Mündel wurden von den unterhaltspflichtigen Angehörigen im Jahre 1942 rund 11 

000 000 RM sichergestellt.“240 Die Aufrechterhaltung der Amtsvormundschaften war, wie im 

Folgenden zu zeigen sein wird, eines der zentralen Anliegen Heinrich Weblers gewesen. 

5. Vom „Archiv deutscher Berufsvormünder“  

zum „Deutschen Institut für Jugendhilfe“ 

Bis zur Machtübernahme der Nationalsozialisten war das „Archiv deutscher Berufsvormünder“ 

von entscheidender Bedeutung für die Entwicklung des Amtsvormundschaftssystems und der 

damit verbundenen öffentlichen Jugendhilfe. Die Leitidee, die vor allem von Klumker verfolgt 

worden war, bestand darin, die Amtsvormundschaft zum Angelpunkt der gesamten öffentli-

chen Jugendwohlfahrt zu machen. Im Folgenden ist der Frage nachzugehen, inwiefern diese 

Idee zwischen 1933 und 1945 weiterhin handlungsleitend für das Archiv beziehungsweise für 

Klumkers Nachfolger Heinrich Webler war. Fest steht jedenfalls, dass das Archiv unter Weblers 

Leitung die „staatlicherseits anerkannte Einrichtung für das Vormundschaftswesen im Deut-

schen Reich“241 wurde, wie aus einem Schreiben des SS-Standartenführers und Geschäftsfüh-

rers des Lebensborns, Guntram Pflaum242  vom 3. Juli 1939 an den Reichsführer der SS, Himm-

                                                        

237 Ebd. 39. 
238 Vgl. Ebd. 43. 
239 Ich konnte nicht klären, ob es sich hierbei um den ehemaligen Mainzer Bürgermeister, Begründer des 
dortigen Jugendamtes und Mitglied des Archivs wie auch des Deutschen Vereins handelt. 
240 Schmidt 1943, 215. 
241 Zitiert nach Jenner 2006, 143. 
242 Pflaum war von der Gründung im Dezember 1935 bis Mai 1940 Geschäftsführer des Lebensborn e. V., 
ihm folgte im Amt Standartenführer Max Sollmann (bis Kriegsende). 
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ler, deutlich wird, mit dem Pflaum um Weblers Aufnahme in die SS bat. 

In diesen einleitenden Zeilen ist angedeutet, dass das Archiv auch während des NS-Regimes 

weiterbestand und auch im NS vormundschaftspolitisch wichtig blieb. Waren schon in den 

Jahrzehnten zuvor einzelne Personen von entscheidender Bedeutung für die Fortentwicklung 

des Vormundschaftsdiskurses gewesen, darunter insbesondere Klumker, Neuhaus und Pollig-

keit, so erhielten Einzelne im NS, vor allem auf Grundlage des „Führer-Prinzips“, nun ein noch 

größeres Gewicht. Man könnte sagen, dass Webler in kürzester Zeit zu einem konzeptionellen 

Vormundschafts-Führer aufstieg. Seine Interessen gingen eigentlich über das Spezialthema 

Vormundschaft hinaus, denn er war umfassend jugendpolitisch und jugendrechtlich ambitio-

niert. Dem Historiker Harald Jenner zufolge habe sich Webler als Jugendpolitiker verstanden, 

dem es um die Vollendung der Jugendbewegung gegangen sei, darum, die eigenständigen 

Rechte, Pflichten und Aufgaben der Jugend zu bestimmen. „Fragen der Vormundschaft und 

der unehelichen Kinder waren für ihn wichtig, aber nicht das alleinige Thema.“243 Im Rahmen 

dieser Untersuchung liegt der Fokus jedoch auf seiner Position im Vormundschaftsdiskurs. 

Aber auch tatsächlich hatte Webler auf die nationalsozialistische Jugendarbeit, vor allem auf 

die HJ keinen maßgeblichen Einfluss. Weblers Einflussbereich lag zum einen im Bereich der öf-

fentlichen Jugendhilfe, vor allem durch seine vielfältige publizistische Tätigkeit, wie der Her-

ausgabe der seit 1925 erscheinenden „Rundbriefe“ des Archivs oder des „Zentralblatts für Ju-

gendrecht und Jugendwohlfahrt“, dessen Herausgeber Webler seit 1927 war.244 Zum anderen 

aber wirkte Webler auch unmittelbar an der rechtspolitischen Entwicklung mit, zum einen 

auch hier durch seine Publikationen, in denen er eine gewisse Nähe zu rechtskonservativem 

Gedankengut erkennen gelassen hatte245, aber insbesondere durch seine persönliche Mitarbeit 

in verschiedenen Ausschüssen der „Akademie für Deutsches Recht“ wie dem Familienrechts-

ausschuss. 

5.1. Weblers Werdegang während der NS-Zeit 

Bevor die weitere Entwicklung des Archivs dargestellt werden soll, erscheint es mir sinnvoll, 

stichpunktartig den Werdegang Weblers während der NS-Zeit zu skizzieren. Daran lässt sich 

verdeutlichen, dass er eng in das neue politische Regime eingebunden war und nicht ohne 

Weiteres davon ausgegangen werden kann, wie es noch 1995 im „Amtsvormund“ hieß, dass 

Webler es erfolgreich verstanden hätte, „das Institut von den damaligen politischen Verhält-

nissen frei und unabhängig zu halten“246. Webler war im März 1933 der NSDAP beigetreten 

und im Anschluss daran den Parteiorganisationen „Bund Nationalsozialistischer Juristen“ und 

                                                        

243 Jenner 2006, 111. 
244 Vgl. Gey 1996, 99. 
245 Vgl. ebd. 
246 DAVorm 6/1995, 728, Fußnote. 2. 
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der SA („Sturmabteilung“).247 Noch im selben Jahr wurde er Leiter des „Deutschen Jugendar-

chivs“ – dazu in Kürze mehr – und als dieser Funktion, ehrenamtlicher Mitarbeiter im Haupt-

amt für Volkswohlfahrt (an der Seite von Althaus und Hilgenfeldt) im Reichsinnenministerium. 

Ab 1935 war Webler häufig als Sachverständiger in verschiedenen Ausschüssen der „Akademie 

für Deutsches Recht“ zugegen.  

Zur selben Zeit entfaltete Webler eine enorme publizistische Aktivität. Er verfasste bei-

spielsweise vier Artikel zu der der NS-Ideologie angepassten Neuauflage des „Handwörter-

buchs der Wohlfahrtspflege“ von 1935 zu den Schlagworten: Jugendrecht, Reichsjugendwohl-

fahrtsgesetz, Unehelichenrecht und Vormundschaft. Darüber hinaus zeichnete Webler 

verantwortlich für die ab 1935 in mehreren Auflagen erschienene Gesetzessammlung „Deut-

sches Jugendrecht“, die Webler als das „erste Handwerkszeug“248 für die „vielen neu in der Ju-

gendhilfe und Jugendpflege arbeitenden Volksgenossen“ ansah. Auch dieses „Handwerkszeug“ 

entsprach in seinem Aufbau und seiner Gesetzesinterpretation vollkommen dem nationalso-

zialistischen Weltbild.249 Weiterhin blieb Webler der Herausgeber des Zentralblatts für Jugend-

recht und Jugendwohlfahrt, das 1938 in Deutsche Jugendhilfe umbenannt wurde. Webler blieb 

bis zur letzten Ausgabe 1944 Redakteur dieser Zeitschrift.250 Ab 1938 gab Webler das 19-

bändige „Handbuch der Jugendhilfe“ heraus, das eher eine Lehrbuchreihe, denn ein Handbuch 

im landläufigen Sinne war. In diesen „Handbüchern“ wurden auf Grundlage der herrschenden 

Rechtsordnung Einzelaspekte der Jugendhilfe behandelt, etwa die Jugendhilfeträger (Nr. 2), die 

Kindertagesstätten (Nr. 4), die Jugendpflege (Nr. 6), der Jugendschutz (Nr. 7), die Fürsorgeer-

ziehung (Nr. 9), das Pflegekinderwesen (Nr. 11), das Vormundschaftswesen (Nr. 13) oder die 

„Erbbiologie im Dienste der Vaterschaftsfeststellung“ (Nr. 17). In der zweiten Hälfte der 1930er 

kam es zur Annäherung Weblers an die SS, vor allem über den Lebensborn.251 Mitte 1939 bean-

tragte Webler über den Lebensborn die Aufnahme in die SS. Himmler stimmte der Aufnahme 

Weblers im Rang eines SS-Sturmbannführers zu.252 Von 1939 bis 1942 und von 1944 bis 1945 

diente Webler als Soldat.253 

5.2. „Gleichschaltung“ des Archivs 

Im November 1932, also kurz nachdem die NSDAP zur stärksten Reichstagsfraktion gewählt 

worden war und nur wenige Monate bevor Hitler zum Reichskanzler ernannt wurde, veröffent-

lichte Webler im Zentralblatt einen Artikel mit dem Titel „Die heutige Lage der Amtsvormund-

                                                        

247 Vgl. Kuhlmann 1998, 613. 
248 Hier und im Folgenden: Webler 1941a, Vorwort. 
249 Vgl. Jenner 2006, 117. 
250 Herausgeber waren nun Hermann Althaus, Fritz Ruppert, Otto Schroeder, Ralf Zeitler. 
251 Vgl. Jenner 2006, 141-144. 
252 Vgl. ebd. 143. Abdruck der Aufnahmebestätigung ebd. 144. 
253 Vgl. Kuhlmann 1998, 613. 
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schaft“. Darin schrieb er, dass trotz der seit 1929 herrschenden Finanzkrise, die Amtsvormund-

schaft, verglichen mit andern Bereichen des Wohlfahrtssystems, weitgehend unbeschädigt ge-

blieben sei. Als Erklärung führte er an, dass die Amtsvormundschaft in Form der Unterhaltsbei-

treibung Geld einbrachte und sie von daher „eine natürliche Sparmaßnahme“254 gewesen sei. 

Im Vergleich zu anderen Wohlfahrtseinrichtungen habe die Amtsvormundschaft davon profi-

tiert, dass sie durch das RJWG vorgeschrieben gewesen war, sodass sie nicht ohne Weiteres 

vernachlässigt oder beseitigt werden konnte. Für Webler stand außer Frage, dass die Amts-

vormundschaft „durch ihre erzieherische Wirkung und die Beitreibung des Unterhalts *…+ auch 

in der künftigen Entwicklung der Jugendhilfe weiterhin eine sehr wesentliche Rolle spielen“255 

musste. Webler verfocht die Idee, wie es schon Klumker getan hatte, dass der Amtsvormund 

das eigentliche Zentrum der Jugendhilfe bilden sollte. Von diesem Standpunkt aus, hielt er das 

RJWG für einen „Umweg, so sehr auch sein Kräfteeinsatz und seine Gesamttendenz bejaht 

werden“256 müssten. Da die Amtsvormundschaft, wie Klumker gefordert hatte, während der 

1920er nicht zur zentralen Koordinationsstelle geworden war, sei es vielfach zu „Auswüch-

sen“257 gekommen, unter anderem zu der „bequemen Unsitte“258, den unverheirateten Müt-

tern selbst die Vormundschaften für ihre Kinder zu übertragen. Er sah dies als „Unsitte“ an, 

weil er die Mütter in ihrer Mehrzahl ungeeignet für diese Aufgabe hielt. Wenn dann noch hin-

zukommen sei, so Webler weiter, dass aus Kostengründen die notwendige Beratung der Ein-

zelvormünder eingeschränkt oder gänzlich eingestellt wurde, so wäre dies hinsichtlich der Kin-

der geradezu eine „Fahrlässigkeit“259. In Zukunft sollten solche Fehlentwicklungen durch eine 

im Zentrum der neuen Jugendhilfe stehenden Amtsvormundschaft „im Sinne ihrer alten Ver-

fechter“260 korrigiert werden.  

Webler hoffte, dass die nationalsozialistische Bewegung diese Korrekturen bewirken wür-

de. Wie für viele andere, so galt auch für Webler, dass er sich für den vermeintlichen Neuauf-

bruch begeisterte, weil er von ihm eine Verbesserung für seine Arbeit im Archiv erwartete. 

Seine Versuche, die NS-Vorherrschaft zu nutzen und wo möglich einige Elemente des alten 

aber für richtig gehaltenen Systems zu konservieren, führten mindestens zu „Mitläufertum, 

Teilhabe und Verstrickung“261. Hier soll es jedoch nicht um eine moralische Bewertung von 

Weblers Verhaltens gehen, sondern der Frage nachgegangen werden, inwiefern sich der radi-

kale Wandel der gesellschaftspolitischen Rahmenbedingungen im NS auf das System der 

Amtsvormundschaft und damit auf die institutionalisierte vormundschaftliche Disziplinierung 

unehelicher Mütter und Väter auswirkte. 

Fest steht, dass Webler durch seinen Eintritt in die NSDAP 1933 in seiner Stellung als Ge-
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schäftsführer eine entscheidende politische Weichenstellung für das Archiv unternommen hat-

te, die, gegen den vergeblichen Widerstand von Klumker und Elisabeth Zillken262, zur ‘Gleich-

schaltung’ des Archivs im Mai 1933 führte.263 Im Zuge dessen wurde der Ständige Ausschuss, 

der das bisherige Leitungsgremium des Archivs bildete, vollständig aufgelöst und lediglich for-

mell durch einen Beirat ersetzt, dem zwar Klumker und Polligkeit weiterhin angehörten, der 

aber ohne Einfluss war. Für Klumker bedeutete das den Anfang vom Ende seines langjährigen 

sozial- und vor allem jugendwohlfahrtspolitischen Engagements.264 Die Leitung des pro forma 

übriggebliebenen Ständigen Ausschusses, also den Vorsitz des Archivs, übertrug man einem 

NSDAP-Funktionär aus Lübeck, namens Dr. Storck.265 Weblers politische Ambitionen reichten 

aber weiter. Er wollte am sogenannten nationalen Aufbruch teilhaben und so schien es ihm 

strategisch sinnvoll, das Archiv vom bürgerlichen und jüdisch-liberalen Frankfurt am Main nach 

Berlin, ins Zentrum der Macht, umzusiedeln.266 Weblers Bestrebungen zielten darauf, den poli-

tischen Gestaltungsspielraum des Archivs über das Vormundschaftswesen hinaus auf die ge-

samte Jugendfrage zu vergrößern und wohl nicht zuletzt: auch die eigene politische Gestal-

tungsmacht.  

In diesem Licht ist auch die Vereinigung von „Archiv deutscher Berufsvormünder“ mit dem 

„Archiv für Jugendwohlfahrt“, das seit 1924 beim Reichsministerium des Innern angesiedelt 

war, zu sehen. Die Fusion war vorgeblich aus Kostengründen vollzogen worden. Möglicher-

weise kam es tatsächlich zu solchen Synergieeffekten, aber vor allem rückte Webler dadurch 

erheblich näher an das Zentrum der politischen Macht.267 Das „Archiv für Jugendwohlfahrt“ 

war bis 1933 von Gertrud Bäumer geleitet worden. Webler hatte also im ‚Gleichschaltungs’- 

und Fusionierungsprozess nicht nur seinen ehemaligen Lehrer und Förderer Klumker ins politi-

sche Abseits gestellt, sondern verdrängte nun auch die zentrale Figur der bürgerlichen Frauen-

bewegung und erste Ministerialrätin überhaupt aus ihrer leitenden Position: Gertrud Bäumer. 

                                                        

262 Von 1916 bis 1958 war sie Generalsekretärin und zwischen 1944 und 1971 überdies die Leiterin 
(Nachfolgerin von Agnes Neuhaus) des Katholischen Fürsorgevereins. Vgl. dazu ebd. 39. 
263 Im Gegensatz hierzu geht Kuhlmann (1998, 613) davon aus, dass Webler in Absprache mit Klumker 
die Eingliederung ins Innenministerium befürwortet habe, um zu vermeiden, unter den Machteinfluss 
der Reichsjugendführung zu geraten, also in den Einflussbereich von Baldur von Schirach und der HJ. Der 
von Jenner dokumentierte Briefwechsel zwischen Klumker und Zillkens widerlegt jedoch die Annahme, 
dass Klumker mit der Einbindung des Archivs ins Innenministerium einverstanden gewesen wäre. Vgl. 
dazu Jenner 2006, 107. Webler (1952, 179, Fußnote 2) erklärte in den 1950ern: „Klumker hatte der Ver-
legung des ‚Archivs Deutscher Berufsvormünder’ und die Vereinigung mit dem ‚Deutschen Archiv für Ju-
gendwohlfahrt“ in Berlin zunächst als zweckmäßig und begrüßenswert bejaht, sie jedoch später – nach 
seiner Aussage von dritter Seite umgestimmt – verworfen, allerdings erst, nachdem die vorbereitenden 
Vereinbarungen bereits abgeschlossen waren. Bei der Zusammenlegung blieb von beiden Organisationen 
das „Archiv deutscher Berufsvormünder“ als Rechtsperson bestehen, während das „Deutsche Archiv für 
Jugendwohlfahrt“ den Vorsitzenden stellte.“ 
264 Vgl. Neises 1968, 27f. 
265 Webler (1952, 179) verortete Storck in Hamburg. Storck war zu dieser Zeit Präsident der Lübecker 
Landesversicherungsanstalt. Vgl. Jenner 2006, 106. 
266 Vgl. Jenner 2006, 106. Webler (1952, 179) stellte den Vorgang so dar, dass die Verlegung nach Berlin 
von Storck verantwortet worden sei – und nicht von ihm selbst. 
267 Vgl. Jenner 2006, 108. 
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Noch im selben Jahr wurde das Jugendarchiv in das Reichsministerium des Inneren eingeglie-

dert. Ganz so, wie es Webler gehofft hatte, wurde es damit endgültig Teil des offiziellen politi-

schen Systems und Webler mit der Leitung beider „Archive“ betraut. Das „Archiv deutscher Be-

rufsvormünder“ blieb ein eigenständiger Verein und behielt damit bis zu einem gewissen 

Grade Eigenständigkeit. Die beiden „Archive“ waren letztlich nur nominell zusammengefasst 

worden, denn trotz ihres gemeinsamen Namens „Deutsches Jugendarchiv“ verschmolz die in-

haltliche Arbeit nicht, auch nicht bis zur Umbenennung in „Deutsches Institut für Jugendhilfe“ 

1937.268 Der Nazifizierungsprozess fand seinen augenscheinlichen Abschluss, als Hermann Alt-

haus, der Hauptamtsleiter der NSV, Ende 1933 den Vorsitz des Jugendarchivs übernahm, ne-

ben Webler als dem geschäftsführenden Direktor.269 

Mit dem Umzug nach Berlin, aber spätestens mit der Umbenennung im Jahr 1937 endete 

die Ära des alten Zentrums der deutschen Fürsorge in Frankfurt am Main. Klumkers politische 

Rolle war zu diesem Zeitpunkt endgültig ausgespielt.270 „Sein“ Archiv war in dem neuen Institut 

aufgegangen, mit Sitz in Berlin. Die einstige Mutterorganisation, die „Centrale für private Für-

sorge“ war liquidiert und der Deutsche Verein, wie oben erwähnt, bereits 1935 vom größten 

Fürsorgedachverband zu einer unbedeutenden Forschungseinrichtung degradiert, ebenfalls 

Althaus unterstellt und in die Reichshauptstadt Berlin verlegt worden.271 Die fachlichen und po-

litischen Wirkungsstätten von bürgerlichen Sozialreformern und Sozialreformerinnen, wie 

Klumker, Polligkeit, Neuhaus und vielen anderen waren ‚gleichgeschaltet’ worden oder exis-

tierten nicht mehr.272 

5.3. Weblers Einsatz für die Amtsvormundschaft 

Wie dargestellt, hatte Webler Ende 1932 im Zentralblatt die Auffassung vertreten, dass die 

Amtsvormundschaft unbedingt erhalten bleiben müsse, dass sie im Gegenteil durch „künftige 

Regelungen“273, wie er es ausdrückte, „im Sinne ihrer alten Verfechter“274 ausgebaut werden 

müsste. Weblers Hoffnung, dass sich der Nationalsozialismus unmittelbar positiv für die Sache 

der Amtsvormundschaft auswirken würde, war schon knapp zwei Jahre später offensichtlich 

getrübt. In seinem im September 1934 erschienenen Artikel „Zur rassebiologischen Bewertung 

des unehelichen Kindes“275 schrieb er: 

„Die Unklarheit der Zielsetzung und die damit zusammenhängende Maß- und Formlosigkeit der Sozial- 

und Fürsorgepolitik der hinter uns liegenden Epoche bringen es mit sich, daß heute alle Zweige der alten 

                                                        

268 Vgl. ebd. 112. 
269 Vgl. ebd. 108. 
270 Klumker starb am 19. Juli 1942. 
271 Vgl. Dörrie 1998, 476; Neises 1968, 28 
272 Für den gesamten Absatz vgl. Jenner 2006, 106-146. 
273 Webler 1932, 285. 
274 Ebd. 
275 Webler 1934a. 
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‚Fürsorge’ zunächst einmal grundsätzlich in Frage gestellt sind. Sie müssen ihre völkische Bedeutung erst 

erweisen und es sich zuvor gefallen lassen, mitsamt ihren Schützlingen angezweifelt und beiseite ge-

schoben zu werden.“276 

Webler, der 1932 die Beseitigung der „Umwege“277 des RJWG und die praktischen „Aus-

wüchse“278 in der Jugendfürsorge ersehnt hatte, schien nun jedoch ernüchtert davon, dass 

auch die Grundlagen der Amtsvormundschaft radikal in Frage gestellt wurden. Hatte er doch 

vielmehr erwartet, dass die nationalsozialistische Bevölkerungspolitik, vor allem das „besonde-

re Interesse, das der völkische Staat an einem gesunden und leistungsfähigen Nachwuchs“279 

haben musste, zu einer unmittelbaren Aufwertung der unehelichen Kinder und der für eben 

diese Kinder tätigen Amtsvormundschaft hätte führen müssen. Die Entwicklung verlief aber in 

diametral entgegengesetzter Richtung, wie Webler beispielsweise an der Verfügung einer nicht 

näher benannten städtischen Behörde feststellen musste, in der es geheißen habe: „Als nicht 

arische Abstammung gilt auch die nichteheliche Abstammung.“280  

Nach den gescheiterten Reformbemühungen im Unehelichenrecht zwischen 1920 und 1929 

war Webler davon ausgegangen, dass im Zuge eines nationalsozialistischen Neubeginns zügig 

die entscheidenden Wendungen möglich würden, die dazu geführt hätten, den unehelich ge-

borenen Kindern die notwendige öffentliche Unterstützung zuteilwerden zu lassen.281 Tatsäch-

lich wurde schon 1934 ein Entwurf zur Reform des Unehelichenrechts vorgelegt, aber dieser 

entsprach kaum Weblers Erwartungen, da allein eine Novellierung des BGB vorgesehen war, 

ohne Berücksichtigung des RJWG und damit der Amtsvormundschaft.282 Im Gegenteil, sah 

Webler die Amtsvormundschaft grundsätzlich in Frage gestellt und sich genötigt, auch jetzt ge-

gen überkommene Vorurteile ankämpfen zu müssen, etwa dass uneheliche Kinder im Ver-

gleich zu ehelichen biologisch und sittlich minderwertig seien.283 So betonte er, unter anderem 

auf die oben ausführlich dargestellten Arbeiten von Spann und Klumker Bezug nehmend, dass 

die landläufige Vorstellung falsch sei, dass es sich bei den unehelichen Kindern vorwiegend um 

verwahrloste Kinder von „Dirnen und Landstreichern“284, von hemmungslosen oder trunksüch-

tigen Eltern handelte. Ferner seien die Eltern unehelicher Kinder ebensowenig in nennenswer-

ter Zahl Angehörige verschiedener Gesellschaftsschichten, vielmehr entsprängen die uneheli-

chen Kinder überwiegend „Liebesverhältnissen mehr oder minder ernsthafter Natur aus 

                                                        

276 Ebd. 156f. 
277 Vgl. ebd. 
278 Vgl. ebd. 
279 Webler 1934b, 188. 
280 Zitiert nach Webler 1934a, 157. 
281 Vgl. dazu Webler 1934b. 
282 Nachgedruckt in: Schubert 1996, 272-277. Vgl. dazu auch die Kritik von Peters 1934. 
283 Vgl. Webler 1934a, 157f. Siehe dazu auch Weblers Kritik an den Ausführungen des „Rassehygieni-
kers“ Fritz Lenz während der Sitzung des familienrechtlichen Ausschusses der Akademie für Deutsches 
Recht am 13.7.1937, Protokoll nachgedruckt in: Schubert 1989, 598-646, insb. 635f. Vgl. dazu auch Bus-
ke 2004, 152; Jenner 2006, 123-131. 
284 Ebd. 157. 
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Kreisen der handarbeitenden Bevölkerung“285. Uneheliche und eheliche Kinder hätten nach-

weislich die gleichen gesundheitlichen wie sittlichen Anlagen, also sei vom Staat dafür Sorge zu 

tragen, dass die Kinder gut versorgt würden. Für Webler waren nicht die Erbanlagen entschei-

dend, sondern die Umwelteinflüsse, daraus schloss er, dass man es sich nicht leisten könne, 

„daß eine nicht zu unterschätzende Gruppe von zum größten Teil gesunden Jugendgenossen 

eine derart fahrlässige Bemakelung erfährt, die zusammen mit der moralischen Verfemung 

dieser Kinder in alle Lebensgebiete hineinreicht und sie auf diesem Umweg zu minderwertigen 

volksfeindlichen Elementen erst erzieht!“286 Daraus zog er den Schluss, dass es „Pflicht des völ-

kischen Staates ist, dafür zu sorgen, daß sie zu vollwertigen Volksgenossen erzogen werden“287. 

Dazu zählte Webler eine rechtliche Grundlage zur „Feststellung der Abstammung und die Be-

gründung einer wirklichen Vaterschaft im familienrechtlichen Sinne, die sinnvolle Regelung der 

Erziehung und die Sicherstellung eines ausreichenden Unterhalts“288.  

Webler begrüßte das familienrechtliche Vorhaben, die biologische Vaterschaft dadurch auf-

zuwerten, dass das rechtliche Verhältnis zwischen Kind und Vater einander angeglichen wer-

den sollte, ganz gleich, ob es sich dabei um eine nichteheliches Kind und seinen „natürlichen“ 

Vater handelte oder um ein eheliches Kind und den mit seiner Mutter verheirateten Vater. Da-

von versprach er sich vor allem, dass Väter, wenn die Kinder ihren Familiennamen trügen, ein 

größeres Verantwortungsbewusstsein für ihre Kinder entwickeln würden und ohne Anstalten 

zu machen, ihrer Unterhaltspflicht nachkämen.289 Woran deutlich wird, dass es nach wie vor 

um eine Disziplinierung einer bestimmten Form von Väterlichkeit oder väterlicher Verantwor-

tung ging. Denn Webler hob sogleich hervor: „Das uneheliche Kind hat keine ‚Eltern’, sondern 

nur einen Vater und eine Mutter.“290 Voraussetzung von Elternschaft, wie sie Webler vor Au-

gen stand, war die eheliche Hausgemeinschaft, denn nur so sei das für die Kindeserziehung 

notwendige „ständige* + engste* + Zusammenwirken beider Elternteile“ gewährleistet. Wo die-

se Hausgemeinschaft nicht gegeben sei, müsse der öffentliche Jugendschutz greifen – in Form 

der (Amts-)Vormundschaft. Von daher ist es auch nur konsequent, dass Webler anregte, diese 

vormundschaftliche Aufsicht auch auf getrennt lebende oder geschiedene Eltern und ihrer 

Kinder („Scheidungswaisen“) auszudehnen.  

In der Regel sollte der Mutter die Sorge für die Person zustehen, an diesem Grundsatz sei 

festzuhalten.291 Ebenso sei aber auch daran festzuhalten, dass ihr ein Beistand in Gestalt des 

Vormundes zur Seite gestellt würde – angeblich „nicht aus Mißtrauen zu ihr, ob ihrer Minder-

wertigkeit, sondern aus der Erkenntnis ihrer ungünstigen sozialen Lage“292. Im Interesse des 

Kindes sollte also auch das mütterliche Verhalten diszipliniert werden. Denn, so formulierte ein 

                                                        

285 Ebd. 160. 
286 Ebd. 162. 
287 Ebd. 
288 Webler 1934b, 189. 
289 Vgl. ebd. 191. 
290 Hier und im Folgenden: ebd. 190. 
291 Vgl. hier und im Folgenden: ebd. 191. 
292 Ebd. 
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Kollege Weblers, die unehelichen Mütter würden „weit in der Mehrzahl den wirtschaftlich 

schwächsten, intellektuell unteren Volksschichten angehören“293 und seien daher „ziemlich 

ungewandt in der Vertretung ihrer Kinder“294.  

Die vormundschaftliche Überwachung hielt Webler auch für den Fall geboten, dass dem Va-

ter ausnahmsweise das Recht der Personensorge übertragen würde. Die vormundschaftliche 

Überwachung hielt Webler für absolut unerlässlich, da es jeder Erfahrung widerspräche, „zu 

erwarten, daß sich die getrennt lebenden Eltern ergänzen“295. In der Regel komme es statt des-

sen zu einer „gegenseitigen Befehdung“ der Eltern, weil es vorrangig um „Verpflichtungen vor 

allem materieller Art (Unterhalt) gegenüber ihrem Kinde“296 ginge – immer zum Leidwesen der 

beteiligten Kinder, so Webler. Mit diesen Ausführungen hatte Webler heftige Kontroversen un-

ter nationalsozialistischen Juristen und Rechtspolitikern ausgelöst.297 

Er hatte sich damit aber auch als der führende Fachmann in Fragen des Vormundschafts-

rechts positioniert, als der auch an der rechtspolitischen Weiterentwicklung im Rahmen der 

legislativen Vorarbeiten der „Akademie für Deutsches Recht“ beteiligt wurde. Webler enga-

gierte sich mindestens zwischen 1933 und 1937 mit allem Nachdruck für die Sache der Amts-

vormundschaft. Ich würde so weit gehen, zu sagen, dass ohne sein persönliches Engagement 

das System der Amtsvormundschaft als Aufgabe der öffentlichen Jugendhilfe, sprich der Ju-

gendämter, im NS aufgegeben worden wäre.  

5.3.1. Streitpunkt: Unehelichkeit als Bedrohung der Volksgesundheit 

„Rassenfrage“ und „Volksgesundheitsfrage“ standen spätestens seit den „Nürnberger Geset-

zen“ von 1935 immer wieder im Vordergrund, wurden regelrecht zu einem „Paradigma für die 

zukünftige Rechtsgestaltung“298. Von bedeutendem Einfluss war hierbei der bereits erwähnte 

Professor für „Rassehygiene“ an der Berliner Universität, Fritz Lenz. „Er war die maßgebliche 

wissenschaftliche Autorität in Fragen der Erbegesundheit während des Dritten Reichs und hat-

te entscheidenden Einfluss auf die nationalsozialistische Rassenpolitik.“299 Webler stand im 

krassen Gegensatz zu Lenz, hatte er doch mit seinen 1934 veröffentlichen Ausführungen 

gründlich widerlegt, dass uneheliche Kinder biologisch minderwertig seien. Aber genau das 

war Lenzens zentrale These, wie er sie in seinem Anfang der 1930er veröffentlichten Buch 

„Menschliche Auslese und Rassenhygiene (Eugenik)“ vertreten hatte: „Es ist nicht zu bezwei-

feln, daß die erbliche Veranlagung der unehelichen Mutter und infolgedessen auch die ihrer 

Kinder im Durchschnitt ungünstiger ist als die der ehelichen. Sie bestehen zum großen Teil aus 

dummen, leichtsinnigen, unbeherrschten Personen *…+“300 1937 kam es bei einer Sitzung des 

                                                        

293 Peters 1934, 228. 
294 Ebd. 
295 Webler 1934b, 191. 
296 Ebd. 
297 Vgl. Buske 2006, 150. 
298 Ebd. 152. 
299 Jenner 2006, 123. 
300 Zitiert nach Huvalé, 1980, 116. 
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Familienrechtsausschusses zwischen Lenz und Webler zur direkten Konfrontation. Am Morgen 

des 13.7.1937 hatte Lenz referiert und seinen Standpunkt abermals unterstrichen, dass die un-

ehelichen Kinder zu 80% erbbiologisch minderwertig seien.301 Am Nachmittag ergriff Webler in 

dem Ausschuss die Gelegenheit, die Lenz’schen Ausführungen zu widerlegen: 

„Zu den Ausführungen von Herrn Professor Lenz möchte ich dann noch einige grundsätzliche Bemer-

kungen machen. Es ist nicht richtig, daß das uneheliche Kind grundsätzlich biologisch weniger wert sei 

als das eheliche. Die Auffassung, die ihren letzten Grund zumeist in konfessionellen Bedenken hat, ist 

zwar wiederholt ausgesprochen worden; bisher ist aber nicht ein einziger Beweis für ihre Richtigkeit ge-

liefert worden. Ich habe schon vor längerer Zeit alles brauchbare statistische Material darüber zusam-

mengestellt und veröffentlicht, und die Ergebnisse, zu denen ich gekommen bin, sind bisher nicht wider-

legt worden.“302 

Webler argumentierte hier äußerst geschickt, indem er darauf anspielte, dass die Annahme 

einer Minderwertigkeit der unehelichen Kinder, einen konfessionellen Hintergrund hätte. 

Schließlich stellten sich die Nazis über kirchliche Moralvorstellungen.303 Die argumentative Vor-

lage dafür hatte Lenz gegeben, indem er sich in seinen Ausführungen auf einen der führenden 

„Eugeniker” im NS, den Psychiater und Neurologen Werner Villinger bezog, der unter anderem 

als Chefarzt in der diakonischen Anstalt in Bethel für Zwangssterilisationen von Behinderten 

verantwortlich war.304 Villinger war auch für die Innere Mission und die Caritas als Berater tä-

tig, sodass Webler leicht auf einen konfessionellen Bezug verweisen konnte. Damit disqualifi-

zierte Webler zwei der führenden Vordenker der NS-Rassenideologie zum einen als unwissen-

schaftlich und zum anderen als mit den NS-Idealen unvereinbar. 

Auch im Weiteren argumentierte Webler strategisch geschickt, indem er mit einem Verweis 

auf die rechtlichen Möglichkeiten zur Sterilisation, implizit auf das Gesetz zur Verhütung erb-

kranken Nachwuchses vom 14. Juli 1933 verwies, worin es hieß: „Wer erbkrank ist, kann durch 

chirurgischen Eingriff unfruchtbar gemacht (sterilisiert) werden *…+“305 Ob Webler hier aus in-

nerer Überzeugung oder lediglich zynisch und zweckdienlich argumentierte, kann anhand des 

Textes nicht abschließend geklärt werden.306 Lenz hatte jedenfalls die Behauptung aufgestellt, 

dass auch geistige „Minderwertigkeit“ vererbt werde; und da intelligente Frauen seines Erach-

                                                        

301 Das stenographische Protokoll des Referats ist auszugsweise abgedruckt in: Schubert 1989, 646-651. 
Vgl. dazu auch Buske 2004, 152f.; Jenner 2006, 123-130. 
302 Webler, Protokoll der Sitzung des Familienrechtsausschusses, 13.7.1937, in: Schubert 1989, 635. 
303 Vgl. Jenner 2006, 124. 
304 Vgl. ebd. 123. 
305 § 1 Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses (RGBl. Nr. 86/1933, 529). 
306 Dass Webler häufiger an rassistische und biologistische Argumentationsmuster anknüpfte, ist jedoch 
unzweifelhaft. So hatte Webler auf einer Sitzung des Ausschusses im März des selben Jahres bspw. in 
eine Argumentation gegen die vorgeburtliche Vaterschaftsanerkennung ausgeführt: „Es kann sich ein 
Jude im Hintergrund halten. Es kann eine Bestechung vorliegen. Der Richter erfährt davon nichts. Nur 
die Mutter und ein Arier treten hier auf. Das Kind ist noch nicht geboren. Die Beteiligten haben das 
größte Interesse, noch vor der Geburt die Feststellung [der Vaterschaft] treffen zu lassen; denn das Kind 
könnte vielleicht mit einer krummen Nase usw. auf die Welt kommen und dann sieht es der Richter.“ 
Webler, Protokoll der Sitzung des Familienrechtsausschusses, 19.3.1937, in: Schubert 1989, 461. 
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tens nicht uneheliche Mütter würden, meinte er im Umkehrschluss davon ausgehen zu kön-

nen, dass die Mütter in der Regel „schwachsinnig“ seien und von daher, eine kausale Erblogik 

zugrunde legend, auch die unehelichen Kinder.307 Mit einem Seitenhieb darauf, dass an einer 

Schwangerschaft nicht nur die möglicherweise schwachsinnigen Mütter beteiligt wären, hielt 

Webler dem entgegen: „Was die Schwachsinnigen anlangt, so ist uns allen bekannt, daß eine 

gewisse Sorte von schwachsinnigen Mädchen ein sehr gesuchtes Objekt für gewisse leichtferti-

ge Männer sind.“308 Und er führte weiter aus: 

„Wir können aber die geringe Zahl dieser schwachsinnigen Mütter doch nicht so in den Vordergrund rü-

cken und wollen auch bei künftigen Auseinandersetzungen nicht vergessen, daß wir doch heute die ge-

setzliche Handhabe besitzen, die Schwachsinnigen rechtzeitig zu sterilisieren! Bei der Diskussion über 

den biologischen Wert des unehelichen Kindes wollen wir also nicht länger von den schwachsinnigen 

Müttern ausgehen. Die Frage, ob das uneheliche Kind nach seinem Erbwert oder nach seinem sozialen 

Verhalten minderwertig ist, muß unbedingt im letzteren Sinne, also nach der Umwelt entschieden wer-

den.“309 

Diese klare Positionierung gegen die Erblogik ist durchaus beachtlich, stellte sich Webler 

damit nicht nur gegen „wissenschaftliche“ Autoritäten, sondern auch gegen seinen unmittel-

baren Vorgesetzten Althaus, der in seinem Buch zur NSV unterstrichen hatte, dass die Um-

weltbedingungen nicht das Entscheidende für die Entwicklung der Individuen seien, sondern in 

erster Linie ihre Erbanlagen.310 In seinen weiteren Ausführungen drehte Webler die Argumen-

tation regelrecht um und versuchte zu belegen, dass die unehelichen Kinder im Durchschnitt, 

gemessen an nationalsozialistischen Idealen, sogar höherwertiger seien, als viele der ehelichen 

Kinder. Dazu führte er aus: „Die große Mehrzahl der unehelichen Mütter stammt vom Lande, 

also aus dem Bevölkerungsteil, der nach der richtigen Meinung unserer Bevölkerungspolitiker 

den eigentlichen Quell für den Nachwuchs unseres Volkes, auch in den Städten schafft. Es 

handelt sich deshalb um gesunde Mütter.“311 Alle statistisch nachweisbaren gesundheitlichen 

und sittlichen Nachteile der unehelichen Kinder führte Webler ausschließlich auf entsprechend 

schlechte Lebensumstände zurück. Mit diesem Verweis auf die sozialen Umstände begründete 

er zugleich die Aufrechterhaltung der Amtsvormundschaft und der Jugendämter. Schließlich 

sei es allein diesen Einrichtungen und ihren Erziehungsmaßnahmen zu verdanken, so Webler, 

dass sowohl die Säuglinssterblichkeitsrate als auch die Kriminalitätsrate unter den unehelichen 

Kindern erheblich gesunken seien, Letztere sogar unter den Gesamtdurchschnitt.312 Webler 

deutete ferner nur an, dass er einzig die Amtsvormundschaft dafür geeignet hielt, dafür zu 

sorgen, dass die unehelichen Kinder „*u+nter einigermaßen anständigen Lebensverhältnis-

sen“313 aufwachsen könnten – durch Überwachung der Mütter und Pflegestellen und durch 

                                                        

307 Vgl. ebd. 124f. 
308 Webler, Protokoll der Sitzung des Familienrechtsausschusses, 13.7.1937, in: Schubert 1989, 635. 
309 Ebd. 
310 Vgl. Althaus 1935, 16. 
311 Ebd. 636. 
312 Vgl. ebd. 
313 Ebd. 
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Beitreibung des Unterhalts von den Vätern oder im Idealfall dadurch, dass die Amtsvormünder 

„von dem unehelichen Vater erwarten und verlangen, daß er die Mutter heiratet.“314 

5.3.2. Vormundschaftliche Disziplinierung der unehelichen Väter 

In dem Vorangehenden zeichnete sich ab, dass hier weiterhin die „Normalisierung“ der Eltern 

qua Eheschließung als Zielrichtung der amtsvormundschaftlichen Disziplin beibehalten blieb. 

Ebenfalls wurde erkennbar, dass sich allerdings der Rahmen durch das Paradigma der „Ras-

sen“- und „Volkskörperhygiene“ verschob. Wie sehr die Ehelichkeit als normativer Imperativ 

aufrecht erhalten blieb, wird geradezu exemplarisch durch die folgende Äußerung des Aus-

schussleiters Ferdinand Mößmer deutlich, in der er ausführte:  

„Wir haben nach dem geltenden Recht drei Möglichkeiten, um einem an sich unehelichen Kind die 

Rechtswohltat – man darf wohl in gewissem Umfang so sagen – der Ehelichkeit zu verschaffen *…+:die 

Ehelichkeitserklärung, die Ehelichkeit durch nachfolgende Ehe und die Annahme an Kindes statt.“315 

Wie oben bereits dargestellt, dominierte im NS-Weltbild die Vorstellung vom Primat des 

Vaters, unter der Voraussetzung der Blutsverwandtschaft. Davon ausgehend war es für die 

Mehrheit der nationalsozialistischen Juristen und Rechtspolitiker unstrittig, dass die Rechtsfik-

tion des BGB der Nicht-Verwandtschaft zwischen unehelichem Kind und seinem Erzeuger ab-

geschafft werden müsste. Schon im Jahr 1935 hatte Althaus bei einer der Familienrechtsaus-

schusssitzungen klar gemacht,  

„daß wir im Interesse des Kindes die Vaterschaft als solche feststellen wollen und da muß das Interesse 

des Kindes im Vordergrund stehen. Man kann die Mutter so oder so bewerten mögen, aber im Interesse 

des Kindes müssen wir die Vaterschaft überhaupt einführen, damit das Kind weiß, ich habe tatsächlich 

einen Vater.“316 

Darauf reagierte der Vorsitzende Mößmer einigermaßen erstaunt, da dies vollkommen von 

der bisherigen rechtlichen Begründung abweichen würde, die darauf beruhte, daß der unehe-

liche Verkehr ein Delikt sei, aus dem eine Schadensersatzpflicht, er meinte damit die Unter-

haltspflicht, resultierte.317 Er räumte aber unmittelbar ein, dass dieser ursprüngliche Ausgangs-

punkt früherer Rechte maßgeblich von der katholischen Meinung beeinflusst gewesen sei, 

wodurch er seine eingangs geäußerten Einwände entkräftete.  

Wie gesagt, begrüßte Webler diesen Vorstoß im Familienrecht, mit dem die biologische Va-

terschaft aufgewertet werden sollte. Er vertrat jetzt auch den Standpunkt, dass für das Kind 

„moralisch“ besser sei, „daß es einen Vater hat und keinen Zahler“318. Er unterstützte durchaus 

die Forderung, dass das uneheliche Kind für vom Vater als ehelich anerkannt werden können 

sollte und auch, dass es den Namen des Vaters tragen dürfe: „Ich möchte ja auch dahin kom-
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315 Mößmer, Protokoll der Sitzung des Familienrechtsausschusses, 19.3.1937, in: Schubert 1989, 478. 
316 Althaus, Protokoll der Sitzung des Familienrechtsausschusses, 29.3.1935, in: Schubert 1989, 299. 
317 Vgl. ebd. 
318 Webler, Protokoll der Sitzung des Familienrechtsausschusses, 30.3.1935, in: Schubert 1989, 358. 



 

 
289 

men, daß das Kind den Namen des Vaters erhält.“319 Er hatte allerdings Zweifel daran, dass ein 

Gesetz allein das geeignete Mittel war, um das eigentliche Ziel zu erreichen, „daß nämlich der 

Vater sich zu seinem Kinde bekennt“320, dafür bräuchte es eher „der nationalsozialistischen Er-

ziehung der Bevölkerung“321, wie er sagte. Das Erziehungsziel definierten die 1937er Leitsätze 

von Ferdinand Mößmer: 

„Der uneheliche Vater ist vor der Mutter zur Unterhaltsleistung verpflichtet. 

Der Unterhalt ist, solange sich das Kind in der Obsorge der Mutter befindet, in Form einer Geldrente zu 

entrichten. 

Für die Bemessung des Unterhalts sind maßgebend die Bedürfnisse des Kindes unter Berücksichtigung 

seiner körperlichen und geistigen Anlagen. Höhere Vermögens- und Einkommensverhältnisse des Vaters 

sind zu berücksichtigen.“322 

Und wem diese Aufgabe zufallen sollte, die Väter hierzu zu „erziehen“, Stand für Webler 

gleichfalls fest: „Das Jugendamt! Es muß hier eine öffentliche Stelle eingeschaltet werden, um 

die [familiären] Verhältnisse zu überwachen. *…+ Es wird nicht Sache des Familienrichters sein, 

sondern Sache des Vormunds, hier aufzupassen.“323 

5.3.3. Disziplinierung der unehelichen Mütter 

Diese Überwachung sollte selbstverständlich nicht nur zur Disziplinierung der betreffenden Vä-

ter dienen, sondern ebenfalls der der Mütter. Webler räumte ein, dass der unehelichen Mutter 

prinzipiell die rechtliche Möglichkeit gegeben sein sollte, dass sie vom Gericht zur Vormünde-

rin für ihr Kind ernannt werden könnte, allerdings sollte das nicht gleichgesetzt werden mit der 

Übertragung der vollen elterlichen Gewalt.324 Zur Begründung wurde wieder einmal auf das 

Kindeswohl Bezug genommen, um die Ehefamilie als Normalität zu konstruieren: 

„Wie verhält es sich mit der Lage des unehelichen Kindes? Wir sprechen auch hier jetzt schon von Fami-

lie. Aber das uneheliche Kind *…+ hat keine Familie. Das uneheliche Kind hat eben nur einen Vater und 

eine Mutter, die beiden haben niemals eine Familiengemeinschaft, sie wohnen niemals zusammen. El-

terliche Gewalt ist nur da möglich, wo wirklich Eltern, d. h. Eheleute, in Familiengemeinschaft beisam-

men wohnen. Wir brauchen für das uneheliche Kind – und deshalb haben wir vor 30 Jahren und mehr 

Jahren den Berufsvormund und den Amtsvormund eingerichtet – unter allen Umständen eine öffentli-

che Aufsicht und wir können deshalb eine volle elterliche Gewalt an irgendeinen Elternteil niemals ge-

währen, weil damit die öffentliche Aufsicht hinfällig wird.“325 

Das ist durchaus eine beachtenswerte Wendung, denn hier wird der Ausschluss einer Über-

tragung der elterlichen Gewalt an die nichtehelichen Eltern damit begründet, dass dadurch die 
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öffentliche Überwachung hinfällig würde. Die Überwachung wird damit gewissermaßen zu ei-

nem Selbstzweck. Webler begründet hiermit ein panoptistisches System zur amtsvormund-

schaftlichen Disziplinierung elterlichen Verhaltens. Der Überwachung, mit der die Einhaltung 

der vormundschaftlichen Disziplin kontrolliert und gewährleistet werden soll, sollen einerseits 

die Väter, andererseits die Mütter aber auch – und das ist ein neuer Aspekt, die öffentlichen 

Stellen selbst unterstellt werden. Webler argumentiert: 

„Es handelt sich bei der Vormundschaft nicht in erster Linie um Personensorge, sondern um Vertre-

tungssachen. Es gibt heute zwanzig Möglichkeiten, einem unehelichen Kind eine Rente zu verschaffen. 

Dazu muß man sämtliche Sozialgesetze kennen. Wir haben aus diesem Grunde den sogenannten Berufs- 

bzw. Amtsvormund, der sich allein in diesem Dingen wirklich auskennt; zum Teil kennt er sich übrigens 

heute noch nicht aus, nach beinahe 20 Jahren!“326 

Webler argumentierte strikt für ein bestimmtes normatives Modell elterlichen, genauer vä-

terlichen Wohlverhaltens, das des Versorgers. Die biologische Verbindung zwischen Kind und 

Vater war ihm wichtig, aber nicht alleinentscheidend, denn an erster Stelle zielte seine Vorstel-

lung auf die Aufrechterhaltung der Unterhaltsfunktion. Darum fand er zwar die Idee an sich 

gut, dass der mit einer anderen Frau als der Mutter seines unehelichen Kindes verheiratete Va-

ter sein Kind in den Haushalt aufnehmen und es damit zu einem ehelichen machen dürfe, er 

bestand aber darauf, dass hierbei das Jugendamt zu beteiligen sei und dass auch weiterhin die 

vormundschaftliche Überwachung bestehen bleiben müsse, denn es hätte sich gezeigt, „daß 

etwa in der Hälfte der Fälle dem Antrag auf Ehelicherklärung nicht stattgegeben werden kann, 

weil sich herausstellt, daß der Vater nur deswegen das Kind für ehelich erklären lassen will, 

weil er sich der Aufsicht entziehen will.“327 

5.3.4. Das Normativ der Ehe 

Aus Weblers Ausführungen wird klar ersichtlich, dass er die Ehe nicht im Sinne eines vertrags-

rechtlichen Instituts als normative Grundlage elterlichen Verhaltens ansah, sondern die soziale 

Konstruktion der bürgerlichen Ehefamilie zum allgemein verbindlichen Ethos erheben wollte. 

Ihm ging es nicht um den Erhalt der formalrechtlichen Ehe, sondern um die Durchsetzung ei-

nes Ethos, der auf einem idealtypischen Versorger-Ehe-Lebensmodell und eines dementspre-

chenden Gender Regimes basierte. Webler setzte sich dafür ein, dass ein Kind auf Wunsch des 

Vaters für ehelich erklärt werden konnte, damit der Vater, gewissermaßen durch eine positive 

Sanktion in Form der Hervorhebung seines Verwandtschaftsverhältnisses, sich stärker an die 

ethischen Verbindlichkeiten gebunden fühlen würde, sein Kind zu versorgen. Von daher vertrat 

Webler auch die Auffassung, das bei einem offenkundigen Verlöbnis zum Zeitpunkt der Zeu-

gung das Kind grundsätzlich als „Brautkind“328 gelten sollte, unabhängig davon, ob die Ehe 

schließlich zustande käme oder nicht und wenn nicht, dann seien die Gründe dafür unerheb-

lich: „Wenn nur die beiden Partner den Verkehr in Erwartung einer späteren Ehe ausüben, 
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scheint mir nachträglich der Grund für die Lösung des Verlöbnisses ohne Belang zu sein.“329 

Offensichtlich hielt Webler die Verlobung bereits für ein ethisch verbindliches Bekenntnis, zur 

Ehe-Ordnung, zu Mutterschaft und Vaterschaft im Sinne des Ideals der Versorger-Hausfrauen-

Ehe. Webler ging von einer Konstruktion aus, in der diese Elternschaft aus „erzieherischen“ 

Gründen positiv zu sanktionieren, etwa durch die Möglichkeit der Ehelicherklärung des Kindes 

und der Möglichkeit, dem Kind den Familiennamen des Vaters zu verleihen, und gleichzeitig 

unter öffentliche Überwachung durch die Amtsvormundschaft zu stellen gewesen wäre, um zu 

gewährleisten, dass dem ethischen Versprechen auch tatsächlich Folge geleistet würde. Mit 

anderen Worten diese Konstruktion bedeutete eine bestimmte Form der Subjektivierung als 

uneheliche Mutter beziehungsweise unehelicher Vater, nämlich unter den Bedingungen amts-

vormundschaftlicher Herrschaft. Weblers Vorstellungen beschränkten sich aber nicht darauf, 

den Individuen gewissermaßen von außen einen bestimmten Moral-Code aufzuerlegen, son-

dern es sollte ein Erziehungssystem installiert werden, dass regulieren würde, wie das Indivi-

duum sich zu sich selbst verhielte, weil es sich als ein Moralsubjekt begriffe.330 Und dafür baute 

Webler, wie oben dargestellt, auf die nationalsozialistische Erziehung, flankiert durch ein öf-

fentliches Überwachungssystem der Amtsvormundschaft, anders gesagt: eine Macht des Staa-

tes, die „eine zugleich individualisierende und totalisierende Form der Macht“331 eine Regie-

rung der Selbstpraktiken würde. – Den führenden NS-Juristen war dies jedoch nicht zu 

vermitteln, wie aus der Entgegnung von Frank auf Weblers Ausführungen ersichtlich wird:  

„Ist das nicht eine Degradierung der Ehe? Wozu brauchen die beiden Leute dann noch zu heiraten? 

Wenn ich bereits sozusagen durch einen Vorvertrag alle die Rechte und Pflichten erwerbe, die mir ein 

Hauptvertrag einräumt, warum soll ich dann noch den Hauptvertrag schließen? Wir müssen immer da-

ran denken, daß Gesetze unter Umständen eine sehr starke erzieherische oder verzieherische Wirkung 

haben. Daß das Verlöbnis auf eine Stufe mit der Ehe gestellt wird, könnte ich niemals akzeptieren. Die 

Ehe muß in unserer Gesetzgebung ganz klar als die Grundlage und die Keimzelle unserer Volksgemein-

schaft herausgestellt werden.“332 

Darauf antwortete Webler: „Den Bedenken, die der Herr Minister vorgetragen hat, kann ich 

mich nicht verschließen.“333 Diese Antwort kann man als Rückzieher verstehen oder aber als 

Schlussstrich in Weblers Bemühungen, die NS-Juristen von der Richtigkeit seines vormund-

schaftlich-erzieherischen Ansatzes überzeugen zu wollen. Und tatsächlich zog sich Webler von 

da ab zurück aus der legislativen Arbeit. Wie oben ausgeführt, konzentrierte er sich fortan auf 

die publizistische Tätigkeit, was ihm, vor allem durch die Fachzeitschriften, Handbücher und 

Artikel in Nachschlagewerken, die Möglichkeit gab, seine Vorstellungen unmittelbar an die 

Praktikerinnen und Praktiker zu vermitteln. Zum anderen dürfte Webler zunehmend klar ge-

worden sein, dass die Juristerei im NS-System nicht die herausragende Bedeutung hatte, son-
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dern Personen und Institutionen durch ihre Tätigkeiten erheblich stärker auf die Gestaltung 

der gesellschaftlichen Wirklichkeit Einfluss nahmen. Von daher ist es auch nicht verwunderlich, 

dass es bis Ende der 1930er zu einer Annäherung an Himmler, den Reichsführer der SS und Lei-

ter des Lebensborns kam. Himmler hatte innerhalb des NS-Systems nicht nur erheblich größe-

res Gewicht als Frank, er vertrat vor allem, wie oben ausführlich dargestellt, ähnliche Vorstel-

lungen wie Webler, zumindest was die Frage der Unehelichkeit anbelangte. Himmler war von 

vornherein im Interesse des Lebensborns an einer guten Zusammenarbeit mit Jugendar-

chiv/Institut für Jugendhilfe gelegen, schließlich war bekannt, dass das Archiv seit 1906 die füh-

rende Einrichtung in allen Fragen des Unehelichen- und Vormundschaftsrechts war.334 Weblers 

entschiedenes Eintreten für die Verbesserung der rechtlichen Position der unehelichen Kinder 

wird Himmler begrüßt haben, sodass eine enge Zusammenarbeit zwischen den Personen und 

Einrichtungen nur konsequent erscheint. So erhoffte sich Pflaum, der Geschäftsführer des Le-

bensborn, von der Aufnahme Weblers in die SS, stärker „im SS-mäßigen Sinne“335 Einfluss auf 

die Entwicklung des Vormundschaftswesens nehmen zu können: „Heilig soll uns sein jede Mut-

ter guten Bluts“336, denn sie sei „für die Volksgemeinschaft nicht verheiratete oder unverheira-

tete Frau, sondern allein Mutter“337. 

Über die weitere Zusammenarbeit zwischen Webler/Institut für Jugendhilfe und Himm-

ler/Lebensborn ist nichts Genaueres bekannt. Interessant ist jedoch, worauf Jenner hinweist, 

dass Webler im Jahr 1940 durch Himmler als „unabkömmlich“ für den Kriegsdienst freigestellt 

war, woraus auf ein großes persönliches Interesse an Webler und an seinem Institut geschlos-

sen werden könne.338 Wie sehr es sich hier um ein wirkliches Interesse vonseiten des SS-

Reichsführers handelte, wird deutlich, wenn man bedenkt, dass Webler von seiner „u.k.“-

Stellung gar keinen Gebrauch machte, sondern es vorzog, Kriegsdienst zu leisten. 

Überleitung 

In diesem Kapitel ging es, neben dem Aspekt der diskursiven, institutionellen und personellen 

Kontinuität, darum, zu zeigen, welche disziplinierende Macht Organisationen entfalten kön-

nen, die nicht originärer Teil des offiziellen politischen Systems sind. Anhand von NSV, Lebens-

born und Deutschem Institut für Jugendhilfe wurde nachvollzogen, wie der berufs- oder amts-

vormundschaftliche Diskurs durch die Machtkämpfe zwischen diesen polykratischen Kräften, 

beispielsweise um das Unehelichenrecht, um die Stellung der nichtehelichen Mütter oder um 

die Väterlichkeitskonstruktion, herausgefordert wurde, bestehen und sich fortentwickeln 

konnte. NSV und Lebensborn wurden ausführlich dargestellt, um das politisch-diskursive Feld 
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begreifbar zu machen, in dem während der NS-Zeit um Deutungshoheit in der Unehelichkeits-

frage gerungen wurde. Denn in der Konkurrenz zwischen NSV und Lebensborn spiegelte sich 

auch das polykratische Ringen zwischen NSDAP und SS. In diesem umkämpften Feld entstand 

ein Sanktionssystem, in dem einerseits „völkisches“ Wohlverhalten belohnt wurde und ande-

rerseits Abweichung, Andersartigkeit, Abnormes als solches registriert, stigmatisiert, ausge-

sondert und schließlich der gezielten Vernichtung preisgegeben wurde. NSV und Lebensborn, 

aber auch die Akademie für Deutsches Recht und das Institut, konkurrierten um die Definiti-

onsmacht darüber, was mit welchen Mitteln zu sanktionieren war. Zu diesem „was“ zählte 

auch die Frage möglicher Lebensformen, ob ehelich oder unehelich, ob kinderreich oder kin-

derlos. Und zu den Mitteln gehörten unter anderem das Familienrecht, die Mütterheime und 

die (Amts-)Vormundschaften. In diesen Auseinandersetzungen zeichneten sich sowohl pro-

gressive Modernisierungsimpulse als auch Beharrungstendenzen ab. Für meine Untersuchung 

ist von besonderer Relevanz, dass in diesem Kampf sowohl das Rechtssystem als auch das öf-

fentliche Behördensystem (wie die Jugendämter) systematisch unterminiert und zugleich über-

formt wurden. Die Rechtsstaatlichkeit wurde durch die mehr oder weniger willkürliche Praxis 

der fraglichen parastaatlichen Organisationen genauso ersetzt oder umgeformt wie das öffent-

liche Institutionensystem zur sozialen Sicherung. Wichtig ist jedoch festzuhalten, dass in den 

ideologischen Auseinandersetzungen um die Frage von Familie, Ehe beziehungsweise Nicht-

ehelichkeit progressive Impulse zu erkennen waren, die sich gegen überkommene restriktive 

Moralvorstellungen abgrenzten, wenngleich sie vielfach mit rassistischen Ideologemen ver-

schränkt waren. Trotz der NS-ideologischen Überformungen wurde deutlich, dass nicht nur in 

Teilen des linken und liberalen politischen Spektrums andere Lebensmodelle als das der bür-

gerlichen Ehe intelligibel waren, auch wenn sie weit davon entfernt blieben, als legitim aner-

kannte Modelle mehrheitsfähig zu sein. Ebenfalls bleibt zu beachten, dass sich Webler in sei-

ner Funktion als geschäftsführender Direktor des Deutschen Instituts für Jugendhilfe, das mit 

dem Reichsinnenministerium assoziiert war, nachhaltig für den Erhalt der systematischen vor-

mundschaftlichen Überwachung von nichtehelichen Müttern, Vätern und ihren gemeinsamen 

Kindern einsetzte. 1952 sollte Webler in einem Rückblick aus Anlass von Klumkers zehntem 

Todestag sich selbst rühmend feststellen, dass es nicht zuletzt dem Institut – also ihm – zu ver-

danken gewesen sei, „daß im Jahre 1934 der damals drohende Zusammenbruch des gesamten 

Unehelichenschutzes und damit der Amtsvormundschaft, vielleicht sogar des Jugendamtes, 

verhindert wurde“339. 
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1. Vom Kriegsende bis zur Gründung der BRD 

Der allmähliche Niedergang des NS-Regimes hatte spätestens 1943 eingesetzt: Überdehnte 

Machtansprüche der NS-Elite, die zunehmenden schweren militärischen Niederlagen, das noch 

weiter verschärfte Verfolgungssystem und schließlich das Abbröckeln des „Führer“-Mythos 

hatten sukzessive zur Destabilisierung des NS-Regimes geführt.1 Die „Endsieg“-Propaganda war 

spätestens mit den massiven Flugzeugangriffen auf deutsche Großstädte im Frühjahr 1945 als 

Lüge entlarvt worden, bei denen etwa 3,6 Millionen Wohnungen zerstört, 7,5 Millionen Men-

schen obdachlos und rund 600.000 getötet wurden.2 Angesichts der militärischen Übermacht 

der Alliierten war die bedingungslose Kapitulation Deutschlands letztlich unausweichlich. Da-

ran hatten weder der im Februar 1943 von Goebbels verkündete „totale Krieg“ noch die im 

September 1944 begonnene Mobilisierung aller nur irgend kampffähigen Kinder, Jugendlichen, 

Alten und Frauen zum „Deutschen Volkssturm“ etwas ändern können. Am 8. Mai 1945 standen 

der Sieg der Alliierten und das Ende der NS-Herrschaft endgültig fest. Mit der vollständigen 

Kapitulation löste sich das politische Subjekt namens Deutsches Reich gleichsam in Luft auf. 

Nach dem Zusammenbruch gab es keine Regierung und zunächst auch keine funktionierenden 

Behörden- und Verwaltungsstrukturen mehr; die politische Gewalt lag nach der „Berliner De-

klaration“ vom 5.6.1945 bei den Siegermächten.3 

Jugendhilfepolitisch ist vor diesem Hintergrund interessant, dass der seit 1943 einsetzende 

Niedergang des NS-Regimes beispielsweise in Hamburg dazu führte, dass die ab 1933 begon-

nene Aushöhlung der öffentlichen Jugendhilfe beziehungsweise des Jugendamtes umgekehrt 

wurde, um der kriegsbedingten Kinder- und Jugendnot Herr zu werden. In einem Bericht des 

Hamburger Oberregierungsrates Harder für den Bundestagsausschuss für Fragen der Jugend-

fürsorge aus dem Jahr 1952 hieß es diesbezüglich: „In der Katastrophenzeit 1943 begann man 

dann die Aufgaben der behördlichen Jugendhilfe wieder organisatorisch zusammenzufassen. 

*…+ Im Jahre 1944 bildete man wieder ein Landesjugendamt, bei dem zugleich die Aufgaben 

eines Stadtjugendamtes wahrgenommen wurden.“4 

Im Rahmen der vorliegenden Untersuchung kann darauf verzichtet werden, näher auf die 

allgemeine sozio-politische Entwicklung im besetzten Nachkriegsdeutschland bis zur Gründung 

der beiden deutschen Staaten einzugehen. An dieser Stelle sei aber noch einmal ausdrücklich 

hervorgehoben, dass im Folgenden ausschließlich die Entwicklungen in West-Deutschland be-

handelt werden, weil es primär um die bis in die Gegenwart fortlaufenden Kontinuitätslinien 

im Bereich der öffentlichen Jugendhilfe, insbesondere der Amtsvormundschaft gehen soll. In 

der DDR jedoch wurde zum Einen ein grundlegend anderes Jugendhilfesystem als in der BRD 
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installiert, das zudem in weitaus geringerem Maße am System der Zeit der Weimarer Republik 

anknüpfte. Zum Anderen wurde die Gleichberechtigung sowohl von Mann und Frau als auch 

von ehelichen und nichtehelichen Kindern in weitaus radikalerer Weise als in der Bundesre-

publik konstitutiv. So hieß es in der Verfassung der DDR von 1949:  

ARTIKEL 7 

(1) Mann und Frau sind gleichberechtigt. 

(2) Alle Gesetze und Bestimmungen, die der 

Gleichberechtigung der Frau entgegenstehen, sind 

aufgehoben. 

ARTIKEL 33 

(1) Außereheliche Geburt darf weder dem Kinde 

noch seinen Eltern zum Nachteil gereichen. 

(2) Entgegenstehende Gesetze und Bestimmungen 

sind aufgehoben. 

Auf dieser Grundlage war auch das Amtsvormundschaftswesen für nichteheliche Kinder ab-

geschafft worden. Eine Analyse der diskursiven Brüche und Kontinuitäten hinsichtlich der 

Themenkomplexe Nichtehelichkeit und Vormundschaftswesen in der DDR ist im Rahmen die-

ser Arbeit nicht möglich und muss daher einer eigenen Untersuchung vorbehalten bleiben. 

Zurück zum eigentlichen Thema: In kürzester Zeit reaktivierten sich nach dem Kriegsende, 

vor allem in den amerikanisch und britisch kontrollierten Zonen, einige der altbekannten wohl-

fahrtspolitischen Kräfte. Zudem hatte die britische Militärregierung unmittelbar nach Kriegs-

ende das RJWG in der 1924er Fassung, also in der eingeschränkten Form der Weimarer Not-

verordnungen, für weiterhin anwendbar erklärt. 5  Damit bestand auch die gesetzliche 

Amtsvormundschaft fort. Von daher ist es auch kaum verwunderlich, dass bereits im Jahr 1946 

eine Abhandlung mit dem Titel „Vormundschaft, Pflegschaft, Beistandschaft“6 erschien. Darin 

wurde erneut eine erziehungspolitische Aufgabe für die Vormundschaft über Kinder und Ju-

gendliche definiert, wenn auch unter gänzlich anderen Vorzeichen als in den 12 Jahren der NS-

Herrschaft: „Der Vormund hat den Mündel im demokratischem Geist und im Sinne der gegen-

seitigen Achtung und Verständigung der Völker zu erziehen und dafür zu sorgen, daß der Mün-

del nicht faschistischen oder militaristischen Einflüssen unterworfen wird.“7  

Am 11. April 1946 kam es zur Wiederherstellung des Deutschen Vereins für öffentliche und 

private Fürsorge. Den Vorsitz übernahm abermals der 1933 durch Althaus verdrängte Wilhelm 

Polligkeit, sein Stellvertreter wurde Kurt Blaum. Blaum war seit Juli 1945 Oberbürgermeister in 

Frankfurt am Main und schon während des Ersten Weltkriegs ein einflussreiches Mitglied des 

Deutschen Vereins wie auch des Archivs deutscher Berufsvormünder8 gewesen.9 Bis zum Okto-

                                                        

5 Vgl. Hasenclever 1978, 156. 
6 Schütze 1946. 
7 Ebd. 27f. 
8 Bei der 1917er Tagung des Archivs hatte Blaum über die Organisation der öffentlichen Jugendfürsorge 
und die Aufgaben der entstehenden kommunalen Jugendämter referiert. Blaum war maßgeblich am 
Aufbau des ersten Straßburger Jugendamtes beteiligt (vgl. ZFB 1919, 53-75; Blaum 1918; Blaum/Klumker 
1918). Blaum war es auch, der auf dem 1918er Fürsorgetag für die reichsweit einheitliche Regelung des 
Jugendfürsorgerechts und Einführung von Jugendämtern eingetreten war (vgl. Gesetzesmaterialien I 
519 A, Nr. 20, 5). 
9 Vgl. Orthband 1980, 332. Da im Folgenden nicht mehr näher auf den Deutschen Verein eingeganen 
wird, soll an dieser Stelle darauf hingewiesen werden, dass es zwischen Blaum und Polligkeit zu tiefgrei-
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ber desselben Jahres erarbeitete der Verein einen „Modellentwurf für eine Novelle zum 

RJWG“, in dem unter anderem die Aufhebung der Notverordnung von 1924 gefordert wurde.10 

Dafür hatte sich auch Elisabeth Zillken, die Nachfolgerin von Agnes Neuhaus als Leiterin des 

Katholischen Fürsorgevereins für Mädchen, Frauen und Kinder, in ihren Leitsätzen für ein Gut-

achten zur Reform des Fürsorgewesens eingesetzt, das der Deutsche Verein, ebenfalls 1946, im 

Auftrag des hessischen Ministeriums für Arbeit und Wohlfahrt anfertigte.11 Ende 1947 wurden 

die Vorschläge des Deutschen Vereins für die „amerikanische Zone“ übernommen, sodass die 

Arbeit der Jugendämter fortgeführt und vor allem die jugendpflegerischen Aufgaben ausge-

baut werden konnten, insbesondere für die „ziellos Wandernden“12. Zehntausende Kinder und 

Jugendliche, die ihre Eltern in den Kriegswirren verloren hatten, waren seinerzeit obdachlos 

und vagabundierten umher.13  

Besonders beachtlich ist, dass die nichtehelichen Geburten seit Ende des Krieges enorm zu-

genommen hatten. 1946 waren etwa 156.000 der insgesamt rund 921.000 in Gesamtdeutsch-

land geborenen Kinder nichtehelich – was sich allerdings in den Folgejahren wieder verringer-

te.14 Für die Jugendämter bedeutete die Zunahme der nichtehelichen Geburten, wie Christa 

Hasenclever in ihrer Untersuchung unterstreicht, eine verstärkte amtsvormundschaftliche Tä-

tigkeit, die diese allerdings angesichts der miserablen infrastrukturellen Bedingungen eher 

formal-bürokratisch, also alles andere als dem Klumker’schen Ideal entsprechend, erfüllten.15 

Zu Hasenclever ist anzumerken, dass sie ab den 1950er Jahren selbst als Vertreterin der eben-

falls 1946 reaktivierten Arbeiterwohlfahrtsorganisation (AWO) eine führende jugendhilfepoliti-

sche Akteurin war. In der AWO-Zeitschrift „Neues Beginnen“ erschien 1950 eine Notiz, mit der 

der Bogen zum Deutschen Institut für Jugendhilfe geschlagen werden kann: 

„Alle Jugendämter, insbesondere alle Amtsvormünder, werden es begrüßt haben, als sie im Dezember 

1947 die Mitteilung erhielten, daß das Deutsche Institut für Jugendhilfe seine Arbeit wieder aufgenom-

men habe *…+ 

Das alte „Archiv Deutscher Berufsvormünder“ (das war der vornazistische Name des Institut) 

ist in den Kreisen der Amtsvormünder fest verwurzelt und seine fachliche Unentbehrlichkeit ist 

eine längst erwiesene Tatsache. Aber ist es nötig, daß mit dem Institut zugleich auch sein frü-

herer Direktor, Dr. Heinrich Webler, SS-Obersturmbannführer, wieder in eine sehr vorgescho-

                                                                                                                                                                   

fenden Kompetenzstreitigkeiten kam, die dazu führten, dass Polligkeit im Januar 1950 „völlig überra-
schend den Vereinsvorsitz niederlegte“ (Willing 2005, 143). Er wurde aber überredet, den Vorsitz noch 
einige Zeit inne zu behalten, wodurch sich diese sogenannte Blaum-Polligkeit-Kontroverse verlängerte. 
Sie fand erst 1951 ein Ende, als Blaum aus dem Amt des Geschäftsführers und aus dem Vorstand ge-
schieden war und auf der anderen Seite Polligkeit sich vom Vereinsvorsitz zurückzog. Polligkeit wurde 
zum Ehrenmitglied des Deutschen Vereins ernannt, was das Ende der „Ära Polligkeit“ bedeutete. (Vgl. 
ebd. 137-149) 
10 Vgl. Peukert/Münchmeier 1990, 35. 
11 Vgl. ebd. und die Leitsätze von Elisabeth Zillken in: Orthband 1980, 347. 
12 Vgl. ebd. 346. 
13 Vgl. Hasenclever 1978, 155. 
14 Vgl. Statistisches Bundesamt 2008c, Tabelle 5. 
15 Vgl. Hasenclever 1978, 155. 
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bene Linie deutscher Jugendwohlfahrtsarbeit rückt? Seit 1948 zeichnet er, der bis dahin im 

Hintergrunde geblieben war, verantwortlich für den ‚Rundbrief’ und demnächst wird auch 

wieder das alte ‚Zentralblatt für Jugendrecht und Jugendwohlfahrt’ erscheinen, wobei Herr Dr. 

Webler mit seinem Namen weder als Herausgeber, noch für die Redaktion in Erscheinung tritt, 

aber praktisch eben doch seinen Einfluß ausüben wird. Und gerade das ist es, was viele Ju-

gendämter und Amtsvormünder nicht wünschen. Auch wir nicht! Das Institut und der Rund-

brief sind nötig, vielleicht auch – darüber kann man geteilter Meinung sein – das ‚Zentralblatt’, 

der SS-Obersturmbannführer Dr. Webler aber dürfte durchaus nicht unentbehrlich sein.“16 

Auf das, was in dieser Notiz angedeutet wurde, wird später noch näher einzugehen sein. 

Zunächst bleibt zu erwähnen, dass das Institut während der Luftangriffe auf Berlin dreimal 

ausgebombt worden war, aber seine Arbeit bis Kriegsende auf Schloss Blumberg in Branden-

burg hatte fortsetzen können.17 Webler war unmittelbar nach Kriegsende zu Verwandten nach 

Hildesheim gezogen, wo er bei erster Gelegenheit mit dem Wiederaufbau des Instituts begann: 

Ende 1946 beantragte er beim zuständigen Amtsgericht in Berlin-Charlottenburg die Neure-

gistrierung des nominell fortbestehenden „Archivs Deutscher Berufsvormünder e.V.“ unter 

dem Vorsitz von Arthur Wegner, einem als NS-Verfolgter politisch unbelasteten Professor an 

der Universität Münster und ausgewiesenen Kenner des Jugendrechts. Im Januar 1947 wurde 

der Vereinsstatus vom Gericht bestätigt. Kurzum, die institutionellen Hauptquellen der amts-

vormundschaftlichen Disziplinarprozeduren hatten nach Erstem Weltkrieg und Weimarer Re-

publik auch das NS-Regime und den Zweiten Weltkrieg überdauert. 

2. Alte und neue (familien-)rechtliche Rahmenbedingungen 

2.1. Entnazifizierung des Familienrechts 

Im Folgenden wird die familienrechtliche Entwicklung kursorisch nachgezeichnet. Damit soll 

verdeutlicht werden, dass die Ehefamilie in den folgenden Jahrzehnten (wieder) das zentrale 

normative Modell für die Geschlechterverhältnisse darstellte, was auch für die weitere Ent-

wicklung des Amtsvormundschaftswesens von entscheidender Bedeutung war.  

Während der NS-Zeit war das Familienrecht zur Verwirklichung rassenideologischer Ziele in-

strumentalisiert worden. Dieser Prozess begann mit dem „Gesetz gegen Mißbräuche bei der 

Eheschließung und der Annahme an Kindesstatt“ vom 23. November 1933 und verlief über die 

1935 erlassenen „Nürnberger Rassengesetze“ bis zum „Gesetz zur Vereinheitlichung des 

Rechts der Eheschließung und der Ehescheidung im Lande Österreich und im übrigen Reichs-

                                                        

16 Zitiert nach Jenner 2006, 157 (Hervorhebung im Original). 
17 Vgl. hier und im Folgenden: Jenner 2006, 149f. 
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gebiet“ vom 6. Juli 1938, dem sogenannten Ehegesetz.18 

Am 20. Februar 1946 wurde das „Gesetz Nr. 16 des Alliierten Kontrollrats über die Ehe“ 

verabschiedet. Die damit vorgenommene Reform des 1938er Ehegesetz beschränkte sich im 

Wesentlichen auf eine Entnazifizierung, behielt ansonsten aber die ehe- und scheidungsrecht-

lichen Grundzüge bei. Die NS-Ideologie in der 1938er Fassung, die sich besonders in den Ehe-

verboten widerspiegelte, wurde beseitigt: das Eheverbot aufgrund von „Blutsverschieden-

heit“19 oder „aus Gründen der Volksgesundheit“20. Und im Ehescheidungsrecht wurden die 

„Verweigerung der Fortpflanzung“21 und „Unfruchtbarkeit“22 als Scheidungsgründe gestrichen. 

Zusätzlich wurde das im Ehegesetz von 1938 gestärkte „Zerrüttungsprinzip“23 durch das 1946er 

Reformgesetz wieder abgeschwächt.24 Eine Ehe durfte nicht geschieden werden, wenn dies 

dem „wohlverstandenen Interesse“ der aus der Ehe hervorgegangenen minderjährigen Kinder 

widerspräche, wie es hieß.25 Damit war der normative Imperativ der bürgerlichen Ehefamilie 

als Versorgungs- und Erziehungsinstitution für Kinder und als einzige legale Form der heterose-

xuellen Paarbeziehung neuerlich zementiert und über die individuellen Wünsche und Bedürf-

nisse der miteinander verheirateten Frauen und Männer als Eltern gestellt worden. Das refor-

mierte Ehegesetz galt ab dem 1. März 1946. 

Das Familienrecht des BGB hatte während der NS-Zeit fortgegolten und blieb auch jetzt in 

Kraft. Anders als Dieter Schwab annimmt, kann meines Erachtens nicht davon ausgegangen 

werden, dass nach dem Zusammenbruch des NS-Regimes offen zutage gelegen habe, „daß das 

Familienrecht des BGB mit seiner patriarchalischen Konzeption der Ehe und der enormen Be-

nachteiligung der nichtehelichen Kinder reformbedürftig war“26. Es ist sicher zutreffend, dass 

die damalige Rechtsgrundlage dringend reformiert wenn nicht sogar abgeschafft gehört hätte. 

Aber ich bezweifle, dass die von Schwab unterstellte Offensichtlichkeit der Reformbedürftigkeit 

im Nachkriegsdeutschland bereits damals als solche wahrgenommen wurde, zumindest wenn 

man nicht nur von informierten Juristen und Rechtspolitikerinnen ausgeht. Wie dem auch sei, 

Fakt ist, dass das Familienrecht auf Jahre in den tradierten patriarchalischen Konstruktionen 

                                                        

18 Vgl. Schwab 2007a, 284. 
19 § 4 EheG38: „Das Verbot von Eheschließungen zwischen Staatsangehörigen deutschen oder artver-
wandten Blutes und Personen artfremden Blutes und die Wirkungen dieses Verbotes bestimmen sich 
ausschließlich nach dem Gesetz zum Schutz des deutschen Blutes und der deutschen Ehre vom 15. Sep-
tember 1935 (Reichsgesetzbl. I S. 1146) und den zu diesem Gesetz ergangenen Durchführungsverord-
nungen.“ (Nachdruck in: Schubert 1993, 253). 
20 § 5 EheG38: „Das Verbot von Eheschließungen, die aus Gründen der Volksgesundheit unerwünscht 
sind, und die Wirkung dieses Verbotes bestimmen sich ausschließlich nach dem Gesetz zum Schutze der 
Erbgesundheit des deutschen Volkes (Ehegesundheitsgesetz) vom 18. Oktober 1935 (Reichsgesetzbl. I S. 
1246) und den zu diesem Gesetz ergangenen Durchführungsverordnungen.“ (Nachdruck in: Schubert 
1993, 253). 
21 § 48 EheG38. 
22 § 53 EheG38. 
23 §55 EheG38. 
24 Vgl. §48 Abs. 3 EheG46. 
25 Vgl. Fischer 1989, 1; Köhler 2006, 3-40; Schwab 2007a, 285f.. 
26 Schwab 2007a, 286. 
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verhaftet blieb und auch die rechtliche Benachteiligung nichtehelicher Kinder keineswegs in 

großer Eile beseitigt wurde. Im Gegenteil, es kam vielmehr zu einer geschlechterpolitischen 

Gegenreaktion. Keine der familienrechtspolitischen Modernisierungsimpulse, die beispielswei-

se in den Auseinandersetzungen der nationalsozialistischen „Akademie für Deutsches Recht“ 

aufgeschienen waren, wie die angestrebte Aufwertung der Nichtehelichen, die Aufweichung 

des sakrosankten Ehe-Normativs oder die Erleichterung der Scheidung, wurden aufgegriffen 

und fortentwickelt – anders als in der DDR27. Stattdessen brach sich ein rückwärtsgewandter 

Katholizismus Bahn und füllte das ideologische Vakuum, das durch den zerschlagenen Natio-

nalsozialismus entstanden war. – Die evangelische Kirche blieb demgegenüber von weitaus ge-

ringerem politischen Einfluss.28 – Im gesellschaftlichen Nachkriegs-Chaos entstand ein allge-

meines Ordnungsbedürfnis, das durch eine idealisierte und christlich-moralisch fundierte 

Vorstellung der Ehefamilie befriedigt werden konnte. Von daher wird auch nachvollziehbar, 

dass Konrad Adenauer nicht nur zum ersten Bundeskanzler sondern regelrecht zur „Leitfigur 

einer Mehrheit der Bevölkerung“29 West-Deutschlands wurde und zwar nicht obwohl, sondern 

gerade weil er einen konservativen, katholischen Lebensstil und paternalistisch geprägte Ge-

sellschaftsvorstellungen vertrat. Was darunter zu verstehen war, hatte der Paderborner Erzbi-

schof Lorenz Jaeger in seinem „Hirtenbrief“30 vom 2. Februar 1946, also noch kurz vor der Ver-

abschiedung des reformierten Ehegesetzes, geradezu exemplarisch deutlich gemacht: 

„Der Wiederaufbau kann nur dort beginnen, wo alles Gemeinschaftsleben seinen natürlichen Ursprung 

hat, wo die Quellen des gesunden Blutes fließen und jener Geist gepflegt wird, der die Jugend befähigt, 

später als Männer und Frauen Politik, Wirtschaft und Kultur in den Dienst des wahren Wohles aller zu 

stellen. Der Wiederaufbau für Gott und mit Gott muß darum beginnen mit der Erneuerung des Familien-

lebens auf der Grundlage der unwandelbaren Gottesordnung.“31 

Familie auf Grundlage dieser „unwandelbaren Gottesordnung“ bedeutete, ohne dass das 

hier ausdrücklich gesagt zu werden brauchte, die Ehefamilie, einschließlich der Unlösbarkeit 

der Ehe. Denn der zentrale familienpolitische Bezugspunkt unter katholischen Würdenträgern 

war die päpstliche  Enzyklika32 „Casti Connubii“33 vom 31.12.1930, in der Papst Pius XI. die gött-

liche Ordnung der Familie definiert hatte: „Sie besagt die Überordnung des Mannes über Frau 

und Kinder und die willfährige Unterordnung, den bereitwilligen Gehorsam von seiten der 

Frau“34. Die Familie, die zu diesem Zeitpunkt zum ‚natürlichen’ Ursprung allen Gemeinschafts-

lebens erklärt wurde, setzte ausdrücklich die patriarchale Vorherrschaft des Mannes und Va-

                                                        

27 Vgl. Wassermann 1966. 
28 Vgl. Buske 2004, 217. 
29 Vgl. Gläser 2000, 188. 
30 Das bezeichnet in der katholischen Kirche ein bischöfliches Lehrschreiben an die Gläubigen.  
31 Zitiert nach Rölli-Alkemper 2000, 65f. 
32 Das ist ein päpstliches Rundschreiben. 
33 Der Untertitel der deutschen Übersetzung lautet: „Über die christliche Ehe im Hinblick auf die gegen-
wärtigen Lebensbedingungen und Bedürfnisse von Familie und Gesellschaft und auf die diesbezüglich 
bestehenden Irrtümer und Mißbräuche“. 
34 Zitiert nach Schwab 1997, 807f. 
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ters voraus, der sich sowohl Ehefrau und Kinder unterzuordnen hatten.35 Die sakramentale 

Ehefamilie, gewissermaßen als „Kirche im Kleinen“36, war in der Nachkriegszeit das zentrale 

Thema der deutschen Bischöfe wie für die katholische Soziallehre und den politischen Katholi-

zismus insgesamt. Der Moraltheologe Gustav Ermecke proklamierte 1947 sogar den „Familia-

rismus als Ordnungsidee“.37 Dieser katholizistische „Familiarismus“ entfaltete erhebliche Kraft 

im diskursiven Ringen um Deutungshoheit und war gleichermaßen gegen die NS-Ideologie als 

auch gegen alles Kommunistische gerichtet. Hierfür ist zu bedenken, dass Papst Pius XII.38 im 

Jahr 1949 angeordnet hatte, alle Katholiken, die sich kommunistischen Organisationen an-

schlössen, zu exkommunizieren.39 Von daher ist es plausibel, wenn Lukas Rölli-Alkemper für die 

Zeit nach 1945 von einer Rechristianisierung in West-Deutschland spricht, in deren Zentrum 

die Familie gestanden habe.40 Für Friedrich Wilhelm Bosch, einem der bis in die 1990er Jahre 

politisch einflussreichsten Familienrechtler und Vertreter einer katholisch geprägten Natur-

rechtsauffassung, stand zu dieser Zeit fest, dass die hierarchische Geschlechterordnung des 

christlichen Familienmodells auch zivilrechtlich normiert bleiben sollte.41 Gestützt wurde diese 

rechtsnormative Ordnungsvorstellung durch einen 1947 einsetzenden regelrechten „Heirats-

boom“, zu dem es kam, als nach der Rückkehr der Kriegsgefangenen viele Eheschließungen 

gewissermaßen nachgeholt wurden, die während des Krieges nicht zustande gekommen wa-

ren.42 Darin zeigt sich, dass der Mehrheit allem Anschein nach soziokulturelle Solidität und ma-

terielle Konsolidierung wichtiger war als geistig-kulturelle Dialektik und Vielfalt der Lebensfor-

men.43 

2.2. Gleichheit als Verfassungsauftrag 

Im August 1948 hatte auf Schloss Herrenchiemsee ein vorbereitendender Verfassungskonvent 

einen Grundgesetzentwurf erarbeitet, der ab dem 1. September im Parlamentarischen Rat 

überarbeitet und von diesem letztlich am 8. Mai 1949 verabschiedet wurde. Das Grundgesetz 

der Bundesrepublik Deutschland trat am 23. Mai 1949 in Kraft. „Im Bewußtsein seiner Verant-

wortung vor Gott und den Menschen, von dem Willen beseelt, seine nationale und staatliche 

Einheit zu wahren und als gleichberechtigtes Glied in einem vereinten Europa dem Frieden der 

Welt zu dienen *…+“, wie es in der Präambel hieß. Für den vorliegenden Untersuchungszu-

sammenhang sind vor allem die im Grundgesetz verankerten Gleichheitsgebote relevant: die 

                                                        

35 Vgl. Rölli-Alkemper 2000, 80f. 
36 Rölli-Alkemper 2000, 78. 
37 Vgl. ebd. 76. 
38 Pius XII. war Papst zwischen 1939 und 1958. 
39 Vgl. Cerny-Werner/Gries 2009, 41. 
40 Vgl. Rölli-Alkemper 2000, 51-83. 
41 Vgl. Schwab 1997, 807; van Rahden 2005, 3. 
42 Vgl. Buske 2004, 203. 
43 Vgl. Glaser 2000, 188. 
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Gleichberechtigung von Männern und Frauen als auch das Diskriminierungs- und Bevorzu-

gungsverbot aus Artikel 3 Absatz 2 und 3 und das Gebot aus Artikel 6 Absatz 5, den nichteheli-

chen individuelle und gesellschaftliche Chancengleichheit mit den ehelichen Kindern zu schaf-

fen. Aus rechtlicher Perspektive schienen die Gleichberechtigungsprobleme mit Inkrafttreten 

des Grundgesetzes erledigt. Allerdings waren dem heftige Auseinandersetzungen im Parla-

mentarischen Rat vorangegangen.44 Auffallend ist zudem, dass der Widerstreit zwischen re-

formerischem Drängen und konservativem Bewahren sehr den Diskussionen um die Weimarer 

Reichsverfassung ähnelte. 

Es war vor allem das Verdienst von Elisabeth Selbert (SPD), dass die Formulierung „Männer 

und Frauen sind gleichberechtigt“45 letztlich durchdrang, womit erheblich über die Weimarer 

Verfassungsnorm, „Männer und Frauen haben grundsätzlich dieselben staatsbürgerlichen 

Rechte und Pflichten“46, hinausgegangen wurde. Denn das „grundsätzlich“ in der alten Verfas-

sungsnorm hatte einen Spielraum für unzählige Ausnahmen von der Regel eröffnet, der nun 

weitgehend geschlossen worden war. Dass dies erreicht werden konnte, ist besonders beacht-

lich, da die Grundtendenz im Verfassungskonvent, an dem 61 Männer und nur vier Frauen be-

teiligt waren, darin bestanden hatte, die alte Regelung beizubehalten und dem „aristotelischen 

Gleichheitsgrundsatz“47 zu folgen, das heißt, Gleiches gleich und Verschiedenes nach seiner Ei-

genart zu behandeln. Durch den unnachgiebigen Einsatz Selberts und durch „einen eiligst au-

ßerparlamentarisch organisierten Proteststurm von Frauen, die sich über alle beruflichen und 

politischen Unterschiede hinweg verbündeten“48, war dieser weitreichende Gleichberechti-

gungsgrundsatz gegen die konservativen Strömungen innerhalb des Rates durchgesetzt wor-

den. 

Ähnlich umstritten war die eng mit der Geschlechtergleichheit verknüpfte Frage der Gleich-

stellung ehelicher und nichtehelicher Kinder. Von der SPD wurde im Rat gefordert, dass, den 

tatsächlichen sozialen Bedingungen entsprechend, auch nichteheliche Lebensformen rechtli-

che Anerkennung finden sollten.49 Von konservativer Seite wurde im Gegensatz dazu die Auf-

fassung vertreten, dass die Institution von Ehe und Familie als die wesentliche Grundlage von 

Staat und Gesellschaft besonders zu schützen sei, wodurch eine solche Anerkennung ausge-

schlossen gewesen sei. Die Kontroverse glich einem Déjà-vu-Erlebnis, wenn man sich den Posi-

tionenstreit von 1919 in Erinnerung ruft.50 Konservative hielten es mehrheitlich für gerechtfer-

tigt, dass sich die grundsätzlich („natürlich“) verschiedene Situation der nichtehelichen und 

ehelichen Kinder auch in einer rechtlichen Andersbehandlung widerspiegele – zum Schutz des 

„Ordnungsbegriffs“ von Ehe und Familie. Letztlich konnte zwischen den divergierenden Auffas-

sungen kein wirklicher Kompromiss gefunden werden, sodass man sich schließlich auf Vor-

                                                        

44 Vgl. hier und im Folgenden: Berghahn 2003, 2. 
45 Art. 3. Abs. 2 GG. 
46 Art. 109 Abs. 2 WRV. 
47 Degener 1997, 871. 
48 Ebd. 872. 
49 Vgl. hier und im Folgenden: Buske 2004, 204f. 
50 Vgl. Schwab 1976, 894-898. 
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schlag der rechtskonservativen Deutschen Partei dahin gehend einigte, die nur unwesentlich 

veränderte Formulierung der Weimarer Verfassung zu übernehmen: „Den unehelichen Kin-

dern sind durch die Gesetzgebung die gleichen Bedingungen für ihre leibliche und seelische 

Entwicklung und ihre Stellung in der Gesellschaft zu schaffen wie den ehelichen Kindern.“51 

2.3. Verfassungsaufträge – umzusetzen bis 1953 

Das Grundgesetz bestimmte in Artikel 117 Absatz 1, dass das dem Artikel 3 Absatz 2 entgegen-

stehende Recht bis zu seiner Anpassung an diese Bestimmung des Grundgesetzes in Kraft blei-

ben konnte, jedoch nicht länger als bis zum 31. März 1953. Bekanntlich sollte es jedoch bis 

18.6.1957 dauern, bis mit dem Gleichberechtigungsgesetz die gröbsten Verfassungsverstöße 

im familienrechtlichen Teil des BGB beseitigt wurden.52 Die Rechtsprechung der 1950er Jahre 

hatte ein Übriges dazugetan, den Gleichberechtigungsprozess zu verlangsamen, indem an 

überkommen Sittlichkeits- und Sexualmoralvorstellungen und damit verbundenen tradierten 

Geschlechterbildern festgehalten wurde: Vor allem für Frauen galt, dass sie Sex nur in einer 

Ehe haben durften und auch dann eigentlich nur zum Zwecke der Fortpflanzung.53  

Auch nach dem Gleichberechtigungsgesetz von 1957 blieb es bei der „patriarchalen Ent-

mündigungsordnung im Ehe- und Familienrecht“54, die erst sukzessive auf beständiges Drängen 

des Bundesverfassungsgerichts hin abgebaut wurde.55 Das Ringen um die Umsetzung des 

Gleichberechtigungsgebots aus Artikel 3 Absatz 2 überlagerte denn auch das Gebot aus Artikel 

6 Absatz 5, den nichtehelichen Kindern auf legislativem Wege zu mehr Chancengleichheit zu 

verhelfen.56 Zudem sank die Zahl der nichtehelichen Geburten seit Bestehen der Bundesrepub-

lik auch wieder, sodass von gesetzgeberischer Seite kein dringender Handlungsbedarf gesehen 

wurde; zudem war der christdemokratisch konservativen Regierung grundsätzlich nicht sehr an 

einer weitgehenden Gleichstellung gelegen. Vor diesem Hintergrund nimmt es nicht Wunder, 

dass die Reform des Nichtehelichenrechts letztlich erst 1969 vollzogen wurde.  

3. Katholisches Leitbild bundesdeutscher Familienpolitik – Fami-

lienminister Wuermeling (1953-1962) 

                                                        

51 Art. 6 Abs. 5 GG. Art. 121 WRV hatte gelautet: „Den unehelichen Kindern sind durch die Gesetzgebung 
die gleichen Bedingungen für ihre leibliche, seelische und gesellschaftliche Entwicklung zu schaffen wie 
den ehelichen Kindern.“ 
52 Vgl. dazu bspw.: Bosch 1991 [1957]. 
53 Vgl. Buske 2004, 211-216. 
54 Degener 1997, 873. 
55 Vgl. Leicht-Scholten 2000. 
56 Vgl. hier und im Folgenden: Schubert 2003, XVIII. 
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Bei der Bundestagswahl vom 6. September 1953 war die Regierung Adenauer wiedergewählt 

worden. Am 20.Oktober 1953, mit der Konstitution des zweiten Kabinetts, wurde Franz-Josef 

Wuermeling (CDU) zum Bundesminister für Familienfragen und blieb dies bis zum 11. Dezem-

ber 1962. Wuermeling begriff Familienpolitik als eine staatspolitische Aufgabe.57 Dem Famili-

enminister ging es dabei um die Verwirklichung einer bestimmten katholizistisch geprägten 

Ordnungsidee: 

„Als Christen haben wir ein Ordnungsbild von der Stellung des Menschen in Staat und Gesellschaft. Nach 

diesem Ordnungsbild sind wir auf unserer irdischen Wanderschaft hineingestellt in drei Gemeinschaf-

ten: In die beiden natürlichen Gemeinschaften der Familie und des Staates und in die übernatürliche 

Gemeinschaft der Kirche.“58 

Der kirchentreue Katholik59 Wuermeling betrachtete es als seine Aufgabe, stabile Gesell-

schaftsverhältnisse herzustellen und zu sichern, die weitgehend ungebrochen an den Ord-

nungsvorstellungen des Familienrechts im BGB von 1896/1900 anknüpften.60 Seine biopoliti-

schen Hoffnungen basierten auf einer „Jugend auf dem Weg zu Ehe und Familie“61, auf der 

grundsätzlichen Unlösbarkeit der Ehe, auf der Vorrangstellung des Ehemannes und Vaters in 

der Ehefamilie, aus der möglichst viele Kinder hervorgehen sollten. Im Interesse von Gesell-

schaft, Staat und Kirche müssten Ehe und Familie als Einheit erhalten und geschützt werden, 

da die Ehefamilie sowohl Garant für den „Fortbestand des Volkes“62 als auch von ausschlagge-

bender Bedeutung für „die im Staat unentbehrliche sittliche Ordnung“ sei. Die sittliche Ord-

nung sah Wuermeling indes auf vielfache Weise bedroht: durch den Kommunismus wie auch 

durch die voranschreitende Industrialisierung, die Urbanisierung und nicht zuletzt durch eine 

sich in der „Wirtschaftswunderzeit“ allgemein verbreitende Wohlstandsorientierung. Anfang 

der 1960er Jahre appellierte er: 

„Wehren Sie der ‚Arbeitstollwut’, die das innere Leben von Ehe und Familie erstarren läßt! Widersagen 

Sie dem Götzen Lebensstandard und schaffen Sie ein neues Sozialgesetz, das mit Stolz sagen kann: Der 

Mann muß so tüchtig sein, daß die Frau es sich leisten kann, zu Hause zu bleiben! Setzen sie an die Stelle 

der Hausbar wieder den Hausaltar!“63 

Eine reale Gleichberechtigung von Frau und Mann hielt er demzufolge für unnütz: „Ich 

glaube kaum, daß irgendeine Frau und Mutter formale Gleichberechtigung, wie sie von einigen 

Seiten gefordert wird, überhaupt will.“64 Und in einer faktischen Gleichstellung von nichteheli-

                                                        

57 Vgl. Haensch 1969, 74-122. 
58 Wuermeling 1963b, 11. 
59 Einen Spiegel-Artikel vom 15.9.1959 zufolge gehörte Wuermeling (1900-1986) „der ‚Fides Romana’ an, 
einer Laienvereinigung katholisicher deutscher Männer für Kirche und Papst, deren stellvertretender 
Leiter er war. *…+ Als ‚Garde des Papstes’ verpflichtete sie sich zu besonderem Einsatz für des Papstes 
Ehre und Rechte und zur besonderen Verbreitung seines Wortes.“ (Joosten 1990, 35) 
60 Vgl. Vaupel 1999, 23-54. 
61 So der Titel einer 1960 gehaltenen Rede, abgedruckt in: Wuermeling 1963a, 153-173. 
62 Hier und im Folgenden: ebd. 153. 
63 Wuermeling 1963b, 66. 
64 Ebd. 21. 
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chen und ehelichen Kindern sah er eine Bedrohung des christlich-abendländischen Ordnungs-

bildes und sprach gar von „Krankheitserscheinungen an den Lebenswurzeln von Staat und Ge-

sellschaft“65. Eine umfassende Gleichberechtigung stand für ihn in Widerspruch zu den christli-

chen Moralvorstellungen und hätte, etwa durch damit verbundene staatliche Leistungen und 

Unterstützungen, zu einer Form von Sozialstaatlichkeit geführt, die von Konservativen wie 

Wuermeling oder Adenauer als quasi-sozialistisch rundweg abgelehnt wurde. Der Rechtswis-

senschaftler Schwab spricht hierfür vorsichtig von einer Tendenz im „Gleichberechtigungsdis-

kurs der Jahre um 1953“66, die darin bestanden habe, sich von der Entwicklung in der DDR klar 

abzugrenzen.  

Die Vorstellung, Frauen wieder einer strengeren Disziplinierung unterziehen zu müssen, 

war im Nachkriegsdeutschland West jedoch nicht nur eine Reaktion auf die Gleichberechti-

gungspolitik der DDR. Ein anschauliches Beispiel dafür liefert das Kurzprotokoll über eine Be-

sichtigungsfahrt des Ausschusses für Fragen der Jugendfürsorge vom 12. bis 14. November 

1952 in Rheinland-Pfalz und Baden-Württemberg. Das darin im Vordergrund stehende Prob-

lem bestand in der Zunahme von Prostitution und von illegaler Arbeitsaufnahme junger Frauen 

im Umfeld der amerikanischen Militärbasen. In dem Bericht werden unter anderem die Aus-

führungen eines Amtsrichters namens Schnapp zitiert, der das Fehlen effektiver rechtlicher 

Disziplinierungsinstrumente beklagte. Besonders interessant sind diese Ausführungen, weil sie 

durch ihre Bezugnahme auf die strafrechtliche Maßnahme des Arbeitshauses direkt an den Be-

rufsvormundschaftsdiskurs des späten 19. und frühen 20. Jahrhunderts anknüpfen. In dem Be-

richt über Schnapps Ausführungen hieß es:  

„Ein Zugriff in der Form der Einweisung in ein Arbeitshaus sei in diesem Fall nicht mehr möglich. Statis-

tisch stehe fest, daß ein großer Teil der Mädchen kriminell sei. Sie arbeiten zumeist als Dienstmädchen 

und Putzfrauen im Gelände der Besatzungsbauten. Die Stellenvermittlung erfolge durch ihre Freunde. 

Die Verhängung von Arbeitshaus sei nach seiner Meinung nicht immer die richtige Strafe. Man müsse 

sich überlegen, ob nicht evtl. eine Sonderform der Pflegschaft eingeführt werden sollte, vor allem für 

Mädchen im Alter zwischen 18 und 25 Jahren. *…+ Als Vorschlag unterbreitet er die bedingte Verurtei-

lung zu Arbeitshaus. Dazwischen könne eine Einweisung in ein Vorasyl zur Bewährung erfolgen.“67 

Auch diese Aspekte müssen mitgedacht werden, um sich die diskursive Atmosphäre vorstel-

len zu können, in der auf dem CDU-Parteitag im Oktober 1952 unmissverständlich festgestellt 

wurde: „Dem östlichen materialistischen Kollektivismus muß das geistige Gegengewicht vom 

Menschen her und von den Geboten Gottes her entgegengestellt werden.“68 Aus diesem 

Blickwinkel hätten Frauen, die arbeiteten, die sich gar prostituierten oder die auch nur vorehe-

lich ein Kind bekamen eklatant gegen eben diese Gottesgebote verstoßen. Dieser Logik fol-

gend, mussten die jungen Frauen irgendwie auf den Weg der Normalität zurückgeführt, mit 

anderen Worten, der (gott-)väterlichen Autorität in einer Ehe oder auf andere Weise der pat-

                                                        

65 Ebd. 11. 
66 Schwab 1997, 809. 
67 Gesetzesmaterialien I 519 A, Nr. 18, 4. 
68 CDU 1952, 7. 
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ria potestas unterstellt werden.69 Dieses patriarchalische Gender Regime ist meines Erachtens 

mehr als nur eine Tendenz gewesen, sich von der DDR abzugrenzen, es spiegelte die damals 

geschlechterpolitisch hegemoniale Grundüberzeugung wieder. Das ist auch in Hinblick auf die 

Jugendhilfepolitik relevant, denn vor diesem Hintergrund vertrat Wuermeling die Auffassung, 

dass die Gestaltung des inneren Familienlebens nicht Sache des Staates sei, „sondern freier 

Wille und Verantwortung der Familie selbst“70. Mit diesem Argument wurde eine Normalisie-

rung eines katholizistischen Ehe-Ideals betrieben.71 

Zum einen wurde also postuliert, dass sich der Staat aus den Familien herauszuhalten habe. 

Gleichermaßen wurde mit Blick auf die Entwicklungen in der DDR als auch gegen die oppositi-

onelle SPD gewandt betont, dass sich der Staat die Familie nicht „augenblicklichen Zweckset-

zungen“72 unterzuordnen, sondern sie „in ihrem Wesen zu achten und zu schützen“ habe. Aber 

wessen freier Wille war gemeint und wie sollte dieses besagte Wesen der Familie aussehen? 

Wuermeling ließ diese Frage nicht offen, er erklärte: 

„Vaterrecht geht vor Staatsrecht, so daß der Staat – außer im Falle des Notstandes – immer nur als Hel-

fer des Vaters, nicht aber durch Anmaßung der väterlichen Rechte tätig werden darf. Hier scheiden wir 

uns grundsätzlich vom sozialistischen Denken, wie es vor allem im Kommunismus seinen Ausdruck fin-

det, wo der Vater nur als eine Art Erziehungsfunktionär des Staates kraft staatlichen Rechts und Auftra-

ges statt als Vater von Naturrechts wegen angesehen wird. Der Sozialismus – auch der heutige demokra-

tische! – ist ja allzu leicht bereit, den Menschen nur als Teil des Kollektivs zu sehen und 

dementsprechend seine ihm von Natur aus zustehenden grundsätzlichen unantastbaren Eigenrechte 

dem Kollektiv zu opfern, als wenn der Mensch um des Staates willen da wäre und nicht umgekehrt der 

Staat um des Menschen und seiner Personenrechte willen.“73 

Auf der anderen Seite bedeutet das, dass die rigorose Durchsetzung katholisch-christlicher 

Ordnungsvorstellungen, wonach die Familie ihrem „tiefstes Wesen“74 nach eine „totale Le-

bensgemeinschaft“ auf Grundlage der  Sakramente, des kirchlichen Lebens und Gottes Wort zu 

sein habe, die nicht zuletzt durch ein restriktives Scheidungsrecht75 zementiert werden sollte, 

für den Minister keinen logischen Widerspruch zur geforderten staatlichen Zurückhaltung dar-

stellten.76 Vielmehr stand für Wuermeling fest: „Ehe und Familie sind keineswegs – wie so oft 

behauptet wird – allein Privatangelegenheit von einzelnen einander angehörenden Men-

                                                        

69 In den jugendhilfe- und familienrechtspolitischen Auseinandersetzungen war auch wörtlich von der 
patria potestas die Rede. So bspw. von Polligkeit in den Vorarbeiten zum Reformentwurf des RJWG von 
Deutschem Verein und AGJJ 1949 (vgl. Gesetzesmaterialien I 519 A, Nr. 20, 2). Dazu unten mehr. 
70 Wuermeling 1963b, 173. 
71 In dieser Konstruktion der Familie und der familialen Sphäre sind auch andere Problematiken ange-
legt, wie die häusliche Gewalt oder die Vergewaltigung in der Ehe, die damit bis in die 1990er Jahre hin-
ein zur ‚Privatsache’ erklärt wurden. Auf diese Aspekte kann aber im Rahmen dieser Untersuchung nicht 
näher eingegangen werden. 
72 Hier und im Folgenden: Wuermeling 1963b, 18. 
73 Ebd. 42f. 
74 Hier und im Folgenden: ebd. 54f. 
75 „Gesetz zur Vereinheitlichung und Änderung familien-rechtlicher Vorschriften“  vom 28.06.1961. 
76 Vgl. Haensch 1969, 75f.; Rölli-Alkemper 2000, 471-483. 
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schen.“77 Denn die „Grundfesten für den Fortbestand von Staat und Gesellschaft“78 müssten 

gesichert werden. Zu diesen Grundfesten gehörte, dass der Mann seine Familie nicht nur ver-

sorge, sondern dass er die „Stellvertretung Gottes in der Familienführung“79 sei, woran „auch 

ein moderner Gleichberechtigungsrummel nicht zu rütteln“ habe, wie der Minister 1959 er-

klärte, das heißt, auch noch zwei Jahre nach dem Gleichberechtigungsgesetz und im selben 

Jahr, in dem das Bundesverfassungsgericht das väterliche Entscheidungsrecht in Erziehungs-

fragen, den sogenannten Stichentscheid, für verfassungswidrig erklärte.80 Der Bundesfamili-

enminister war demnach weit davon entfernt anzuerkennen, dass das 1949 in Kraft getretene 

„Gleichberechtigungsgebot der Verfassung im Bereich der elterlichen Gewalt zu voller 

Gleichordnung von Vater und Mutter“81 führen sollte, wie es das Verfassungsgericht in seinem 

Urteil unterstrichen hatte. 

Wuermelings Positionen blieben selbstverständlich nicht unwidersprochen. Von Anfang an 

polarisierten seine Ansichten, nicht nur bei der politischen Linken, sondern auch unter Konser-

vativen wie Elisabeth Schwarzhaupt82 (CDU) oder Bürgerlich-Liberalen wie Marie Elisabeth Lü-

ders83 (FDP).84 Beispielsweise wenn er proklamierte, dass Frauen keiner Erwerbstätigkeit nach-

gehen sollten, weil die Familie „*d+as erste Anrecht auf die Ehefrau und Mutter“85 hätte. Er 

begründete solches damit, dass der „Mutterberuf“ ein Hauptberuf wie jeder andere Beruf sei, 

jedoch von höherem Wert als jeder Erwerbsberuf.86 Seine ständigen Bezugnahmen auf das 

„Wesen“ von Ehe und Familie brachten ihm den beißenden Spott der Opposition ein. So ent-

gegnete etwa der SPD-Abgeordnete Ludwig Metzger in einer Bundestagsrede am 12. Dezem-

ber 1954 voller Polemik: „Ich habe den Eindruck, daß der Herr Bundesminister Wuermeling in 

der sehr großen Gefahr ist, zum Propagandaminister zu werden und damit an dem inneren 

Wesen der Ehe vorbeizugehen.“87  

Für die weitere Entwicklung des Nichtehelichen-Vormundschaftswesens ist jedenfalls wich-

tig zu beachten, dass in den 1950er- und 1960er Jahren auf höchster Ebene der rechtlich-

politischen Strukturen ein striktes patriarchalisches Ehe- und Familiennormativ forciert wurde. 

Bruno Heck (CDU), der 1963 das Amt des Bundesfamilienministers übernahm und bis Oktober 

1968 innehatte, trat zwar gemäßigter als sein Vorgänger Wuermeling auf, behielt aber dessen 

                                                        

77 Wuermeling 1963a, 153. 
78 Zitiert nach Haensch 1969, 78. 
79 Hier und im Folgenden: Wuermeling 1963b, 36. 
80 Vgl. dazu auch van Rahden 2005. 
81 BVerfGE 10, 59. 
82 Schwarzhaupt (1901-1986) war 1961-1966 Bundesgesundheitsministerin und damit die erste Frau im 
Ministerrang überhaupt. 
83 1922 war Lüders (1878-1966) als Reichstagsabgeordnete der Deutschen Demokratischen Partei neben 
Agnes Neuhaus (Zentrum) maßgeblich an der Gestaltung des RJWG beteiligt. 
84 Vgl. Buske 2004, 208. 
85 Wuermeling 1963b, 31. 
86 Vgl. ebd. 
87 Zitiert nach Buske 2004, 207f. 
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konservative Grundausrichtung bei.88 Trotzdem vollzog sich ein tief greifender gesellschaftli-

cher Wandel in dem, wie die Familie und das Verhältnis zwischen Männern und Frauen begrif-

fen wurden. Für die gesellschaftliche und politische Entwicklung ist ebenfalls zu bedenken, 

dass sich auch die katholische Kirche mit dem Pontifikat Johannes’ XXIII (1958-1963) erheblich 

wandelte – ganz zu schweigen von der in Teilen weitaus liberaleren katholischen Laienbewe-

gung89. Es kam sowohl zu einer beträchtlichen Liberalisierung und „spektakuläre*n+ Wendung 

der Kirche zur Welt“90 als auch, ab 1963, zu Entspannungsbemühungen gegenüber den kom-

munistischen Staaten.91 Damit schwand Ende der 1950er die Grundlage für einen derart dog-

matischen politischen Katholizismus, wie ihn Wuermeling als Bundesminister für Familienfra-

gen, und ab 1957 auch für Jugendfragen, vertreten hatte.  

Im Folgenden ist noch einmal zur Nachkriegszeit zurückzukehren, um die komplexe Ent-

wicklung des diskursiven Feldes nachvollziehen zu können, in dem das Vormundschaftswesen 

verhandelt wurde. Denn letztlich war die bundesministeriell-politische Ebene dafür nicht von 

herausragender Bedeutung. 

4. Vom Deutschen Institut für Jugendhilfe zum Deutschen Institut 

für Vormundschaftswesen (DIV) (1949-1956) 

Im Januar 1947 war die Neuregistrierung des Deutschen Instituts für Jugendhilfe/Archiv Deut-

scher Berufsvormünder mit Sitz in Hildesheim vom Amtsgericht in Berlin-Charlottenburg bestä-

tigt worden. Im Juli 1949 nahm das Institut seine Arbeit wieder auf. Bis 1949 war Webler nicht 

als Geschäftsführer in Erscheinung getreten, sondern als Sekretär im Hintergrund tätig.92 Dem 

Historiker Jenner zufolge war Webler in der ersten Zeit emsig darum bemüht, die Verbindun-

gen des Instituts – und damit seiner selbst – zu HJ, NSV, NSDAP, Lebensborn und SS als unum-

gängliche Notwendigkeiten herunterzuspielen und das Institut regelrecht als eine „Insel im 

braunen Meer“ darzustellen.93 Seine eigene intensive rechtspolitische und publizistische Betä-

tigung während der NS-Zeit wurde von Webler nicht mehr erwähnt. Jenner geht davon aus, 

dass Webler nicht dazu fähig war, sich nach „dem Zusammenbruch“94 zu persönlichen Verstri-

ckungen zu bekennen und einzuräumen, dass man weggesehen hatte und Unrecht, Unterdrü-

ckung und Verbrechen nicht wahrnehmen wollte. Mehr noch, stattdessen habe er sich, wie 

viele seiner Zeitgenossen, eine Lebenslüge aufgebaut: am NS-System „eigentlich nicht nur un-

beteiligt gewesen zu sein, sondern doch nahezu selbst Verfolgter oder gar Widerstandsleisten-

                                                        

88 Vgl. Haensch 1969, 122-150. 
89 Vgl. Van Rahden 2005, 4. 
90 Cerny-Werner/Gries 2009, 40. 
91 Vgl. ebd. 43-45. 
92 Vgl. Jenner 2006, 150; 154. 
93 Vgl. hier und im Folgenden: ebd. 150-153. 
94 Webler 1961a, 33. 
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der gewesen zu sein“95. Im Jahr 1949 erfolgte schließlich auch Weblers offizielle ‚Entnazifizie-

rung’, das heißt ihm wurde rechtskräftig zuerkannt, keine gewichtige Rolle im NS-System inne 

gehabt zu haben.96 Bis Webler diesen häufig so genannten ‚Persilschein’ erhielt, oblag die Ge-

schäftsführung des Instituts ab 1947 der Düsseldorfer Oberregierungsrätin Aenne Thölenjo-

hann. Sie war als ‚Ehrenamtliche’ allerdings wohl kaum mehr als eine „Strohfrau“97 für Webler. 

Anders als der ehemalige SS-Obersturmbannführer Webler war es der politisch unbelasteten 

Thölenjohann möglich, einerseits die notwendigen Lizenzen für die rechtspolitische Einfluss-

nahme so bedeutende publizistische Betätigung des Instituts zu erwirken und andererseits 

wichtige Kontakte zur britischen Militärverwaltung herzustellen. Zudem konnte der Vorsitzen-

de Wegner mit der Militärverwaltung über die Freigabe des Vereinsvermögens verhandeln, 

was Webler ebenfalls unmöglich gewesen wäre. Diese Konstellation, in der ein NS-Verfolgter, 

eine unbelastete Frau und ein hochrangiger SS-Angehöriger zusammenarbeiteten und nach 

außen hin eine Fassade aufbauten, hinter der eine überkommene Einrichtung weitergeführt 

werden konnte, stellt jedoch ein zeittypisches Phänomen dar und war keineswegs ein Spezifi-

kum des Instituts.98  

Die erste Mitgliederversammlung des Instituts in der Nachkriegszeit fand im April 1949 

statt. Der Verein hatte bis 1945 rund 500 Jugendämter als Mitglieder und formal waren sie 

dies noch immer, wovon allerdings nur 12, vor allem aus nahegelegenen norddeutschen Orten, 

auf der Versammlung vertreten waren.99 Bei dieser (re-)konstituierenden Sitzung wurde Web-

ler mit der faktischen Geschäftsführung beauftragt, während Thölenjohann nominell noch bis 

zum Sommer des Jahres die geschäftsführende Direktorin blieb. Des Weiteren wurde die Ver-

einssatzung, die vor der ‘Gleichschaltung’ 1933 gegolten hatte, wieder in Kraft gesetzt, ein 

neunköpfiger ständiger Ausschuss (=Vorstandsgremium) gewählt, dem sowohl Thölenjohann 

als auch Webler angehörten, und schließlich wurde noch Wegner als Vereinsvorsitzender von 

Karl Haff abgelöst.100 Ebenfalls noch 1949 wurde die Herausgabe des Institutsorgans, das 

„Zentralblatt für Jugendrecht und Jugendwohlfahrt“, wieder aufgenommen, also der Versuch 

unternommen, mit der alteingesessenen Fachzeitschrift an der weiteren rechtspolitischen 

Entwicklung teilzunehmen. Dies, und vor allem, dass Webler nach seiner ‚Entnazifizierung’ 

wieder als Geschäftsführer des Instituts auftrat, stieß auf teils heftige Kritik, wie aus der oben 

zitierten Notiz der AWO-Zeitschrift „Neues Beginnen“ ersichtlich. Vonseiten des Instituts be-

mühte man sich mit Erfolg um Besänftigung dieser kritischen Stimmen, sodass das Institut un-

ter Weblers Führung innerhalb weniger Jahre seine Vorkriegsbedeutung für die praktische Ar-

beit der Amtsvormundschaften zurückerlangen konnte. 101  Auch die vormundschaftliche 

Betätigung des Instituts selbst, namentlich in Fällen mit Auslandsbezug, wuchs: Im Jahr 1957 

                                                        

95 Jenner 2006, 153. 
96 Vgl. ebd. 156f. 
97 Hier und im Folgenden: ebd. 154. 
98 Vgl. ebd. Für den Deutschen Verein vgl. bspw. Willing 2005. 
99 Vgl. hier und im Folgenden: ebd. 154f. 
100 Vgl. ebd. 156. 
101 Vgl. ebd. 158. 
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betreute das Institut rund 4.500 Vaterschaftsangelegenheiten und bis Anfang der 1960er Jahre 

belief sich die Zahl der vom Institut verantworteten Unterhaltsfälle auf insgesamt circa 

60.000.102  

Weblers Interesse lag aber nicht primär auf dieser praktischen Arbeit, sondern nach wie vor 

auf der Rechtsentwicklung. So versuchte das Institut im Jahr 1951 mit seinem „Entwurf zur 

Neuordnung des Unehelichenrechts“103, dem sogenannten Hildesheimer Entwurf, die rechts-

politische Auseinandersetzung um eine Reform des Nichtehelichenrechts im BGB neuerlich an-

zuregen – allerdings mit nur mäßigem Erfolg. Aus geschlechterpolitischer Perspektive ist an 

diesem Entwurf beachtenswert, dass er, anders als der letzte Reformentwurf von 1940, keine 

Stärkung der sorgerechtlichen Position von nichtehelichen Müttern vorsah. Es war keine Rede 

mehr davon, der Mutter die Möglichkeit einzuräumen, auf Antrag die elterliche Gewalt verlie-

hen bekommen zu können, wie in § 12 des 1940er Entwurfs vorgeschlagen worden war.104 Der 

Hildesheimer Entwurf sah stattdessen eine starke Position des (Amts-)Vormundes vor:  

„§ 1707. Die Mutter hat das Recht und die Pflicht, für die Person des Kindes zu sorgen; zur Vertretung ist 

sie nicht berechtigt. 

Der Vormund des Kindes hat, soweit der Mutter die Sorge zusteht, die rechtliche Stellung eines Beistan-

des. Bei Gefahr im Verzuge kann der Vormund auch gegen den Willen der Mutter den Aufenthalt des 

Kindes bestimmen; er ist verpflichtet, das Vormundschaftsgericht hiervon unverzüglich zu benachrichti-

gen.“105 

Dieser Entwurf kann damit als Versuch gedeutet werden, die Konstruktion einer vormund-

schaftlichen Disziplinierungsmacht fortzuführen, wie sie von Webler und vor ihm von Klumker 

und Taube für notwendig gehalten wurde. Grundzug dieser Konstruktion war auf der einen 

Seite die sorgerechtliche Beschneidung der nichtehelichen Mütter und auf der anderen Seite 

eine relative Stärkung der Rechtsposition der nichtehelichen Väter, durch die Möglichkeiten, 

Einfluss auf Entscheidungen des Vormunds nehmen zu können und persönlichen Umgang mit 

dem Kind zu bekommen, wenn auch nur unter bestimmten Voraussetzungen und selbstredend 

stets unter obervormundschaftlicher Überwachung. Der Entwurf sah diesbezüglich Folgendes 

vor:  

„§ 1707 a. Ein Vater, der die Vaterschaft anerkannt hat, ist auf sein Verlangen vom Vormund in Angele-

genheiten, welche die Unterbringung, Erziehung und Berufsausbildung des Kindes betreffen, zu hören. 

§ 1707 b. Ein Vater, der die Vaterschaft anerkannt hat, kann vom Vormundschaftsgericht mit Einwilli-

gung des Vormunds und nach Anhörung der Mutter und des Jugendamtes zum persönlichen Verkehr 

mit dem Kinde ermächtigt werden, wenn es im Interesse des Kindes geboten erscheint.“106 

Der Hildesheimer Entwurf blieb jedoch zunächst ohne konkrete rechtspolitische Wirkung, 

der eigentliche Reformprozess im sogenannten Unehelichenrecht setzte erst rund zehn Jahre 

                                                        

102 Vgl. ebd. 170. 
103 Hildesheimer Entwurf, Nachdruck in: Schubert 2003, 3-8. 
104 Vgl. Ebd. XVIII. 
105 Hildesheimer Entwurf, inebd. 5. 
106 ebd. 
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später ein. Interessant ist aber, dass die Stärkung der Rechtsposition des Vaters in diesem 

Entwurf, so bescheiden sie auch ausfiel, zur gleichen Zeit vorgesehen wurde, wie im offiziell 

politischen Raum das väterliche und ehemännliche Primat gestärkt wurde. Da zunächst kein 

rechtspolitischer Reformprozess in Gang gesetzt werden konnte, war es aus Sicht des Instituts 

umso wichtiger, auf direktem Wege Einfluss auf die Praxis der Jugendämter, auf die „Kleinar-

beit“, wie es Klumker in den 1920ern genannt hatte, nehmen zu können. Dazu hatte der 

„Rundbrief“, die Mitgliederzeitschrift des Archivs Deutscher Berufsvormünder, seit seiner ers-

ten Ausgabe 1928 gute Dienste geleistet. 1952 wurde der „Rundbrief“ durch die erste Ausgabe 

von „Der Amtsvormund“ abgelöst. „Der Amtsvormund“ stellte für die mit der Amtsvormund-

schaftsführung betrauten Jugendamtsbeschäftigten eine zentrale Informationsquelle hinsicht-

lich der praxisrelevanten rechtlichen Entwicklungen dar – und ist es unter dem im Jahr 2000 

geänderten Namen „Das Jugendamt“ bis heute geblieben. Die Zeitschrift orientiert über die für 

die amtsvormundschaftliche Praxis relevanten jüngsten Gerichtsurteile und Rechtsgrundlagen 

im In- wie im Ausland, etwa das Kindschaftsrecht, Familienrecht und nicht zuletzt das Unter-

haltsrecht. Darüber hinaus erörtert es die entsprechenden rechtspolitischen Entwicklungen. 

Mit anderen Worten, die Zeitschrift war und ist von erheblicher handlungsleitender Bedeutung 

für die Praxis der Jugendhilfe. 

Überdies knüpfte das Institut an seine alte Forschungstradition an, die von den ersten sozi-

alwissenschaftlichen Erhebungen zur Lage der nichtehelichen Kinder und ihrer Familien von 

Taube, Klumker oder Spann begründet worden waren. So unternahm das Institut Ende 1954 

beispielsweise eine Befragung unter Beteiligung von 44 im gesamten Bundesgebiet verteilten 

Jugendämtern zu der Frage: „Elterliche Gewalt für die außereheliche Mutter?“107 Durch diese 

Untersuchung, in der Mütter nach ihrer Einschätzung gefragt wurden, ob sie eine Übertragung 

der elterlichen Gewalt befürworten würden, sah Webler grundsätzlich seine Auffassung bestä-

tigt, dass die Aufrechterhaltung der Amtsvormundschaft nicht nur notwendig und sinnvoll zum 

Schutz der Kinder wäre, sondern von der Mehrzahl der Mütter dies genauso gesehen würde.108 

1955 wurde das Institut für Jugendhilfe in „Deutsches Institut für Vormundschaftswesen“ (DIV) 

umbenannt. Durch die Ersetzung des Begriffs „Jugendhilfe“ durch „Vormundschaftswesen“ 

war nun auch im Institutsnamen der zentrale Tätigkeitsbereich klar benannt. Im Januar 1956 

wurde der Institutssitz, auf Weblers Bestreben hin, vom als provinziell empfundenen Hildes-

heim in die Universitätsstadt Heidelberg verlegt, wo es bis heute seinen Sitz hat.109 Mit diesem 

Umzug endete die Wiederaufbauphase des Instituts, in der es sich als eine Einrichtung (re-

)etablierte, die einerseits an der Rechtsentwicklung als auch an der Verankerung in der Verwal-

tungspraxis der Jugendämter mitwirkte. 

                                                        

107 Vgl. Webler 1956. 
108 Kritisch zu dieser Studie äußert sich bspw. Buske 2004, 236f. 
109 Vgl. Jenner 2006, 159-162. 
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5. Deutscher Verein, AGJJ und die RJWG-Novellen (1953/1961) 

Für die weitere Fortentwicklung des Jugendhilfesystems insgesamt war das Institut für Vor-

mundschaftswesen nicht von zentraler Bedeutung.110 Weitaus größeres Gewicht hatten Deut-

scher Verein und die am 20.5.1949 in Rothenburg o.d.T. gegründete Arbeitsgemeinschaft für 

Jugendpflege und Jugendfürsorge (AGJJ).111 Die Arbeitsgemeinschaft sollte ein „Forum für das 

Fachgespräch, für die Kooperation ihrer Mitglieder und für die Vertretung gemeinsamer Inte-

ressen in der Jugendhilfe“112 werden, wie es in der Satzung hieß. Und tatsächlich fanden sich in 

der AGJJ „zum ersten Male in großer Einmütigkeit alle behördlichen Träger und die freien Or-

ganisationen aller weltanschaulichen und fachlichen Richtungen zusammen“113. Somit entstand 

mit der AGJJ eine fachpolitische Dachorganisation, die in Form und Inhalt dem alten Archiv 

Deutscher Berufsvormünder ähnelte, die aber weitaus breiter ausgerichtet war.114 

5.1. 1953er Novelle: RJWG in der Fassung von 1922 wird in Kraft gesetzt 

AGJJ und Deutscher Verein waren die vorrangigen Kräfte, die die Novellierungen des RJWG von 

1953 als auch von 1961 bewirkten. Das Hauptziel dieser Reformen lag in der Überwindung 

grundlegender Mängel, wie sie etwa Hans Muthesius115 1949 der Jugendhilfe diagnostiziert 

hatte: „Zielsetzung und Arbeitsweise unserer gegenwärtigen Jugendwohlfahrtspflege *…+ be-

ruhen vor allem darauf, daß wir die Jugendwohlfahrtspflege weithin als Verwaltungszweig, als 

Vollzug von gesetzlichen Anordnungen und nicht in erster Linie als eine sozialpädagogische 

und familienfürsorgerische Aufgabe sehen.“116 Da es hier nicht um die gesamte Entwicklungs-

geschichte der Jugendhilfe im Allgemeinen geht, kann vorwegnehmend festgestellt werden, 

dass das Ziel einer grundlegenden Gesetzesreform bis zum Kinder- und Jugendhilfegesetz 

(KJHG) von 1990/91 letztlich unverwirklicht blieb. Trotzdem soll den ersten Jahrzehnten der 

                                                        

110 Für die jugendhilfepolitische Entwicklung der 1960er im Allgemeinen Jahre vgl. Hasenclever 1978, 
198-222; Kreft 2004; Schrapper 1999. 
111 Vgl. dazu für die AGJJ: Englert 1982, 19-26 und für den Deutschen Verein: Schrapper 2005. 
112 Zitiert nach Schubert 2003, XIX. 
113 Hasenclever 1978, 160. 
114 Vgl. dazu auch Englert 1982 und die 1998 erschienene Jubiläumsschrift „Einheit der Jugendhilfe. 50 
Jahre Arbeitsgemeinschaft für Jugendhilfe“. 
115 Muthesius war bereits seit 1915 im Deutschen Verein aktiv und ab 1925 in dessen Hauptausschuss. 
1933 war Muthesius Mitarbeiter in der Frankfurter Geschäftsstelle des Deutschen Vereins geworden, 
wo er u.a. mit für das Vereinsorgan „Nachrichtendienst“ zuständig war, bis er Ende 1939 als Referent ins 
Reichsinnenministerium berufen wurde, zuständig für Aufgaben der Jugendwohlfahrt. In dieser Funktion 
war er unmittelbar beteiligt an der „Administrierung sozial-rassitischer Volkspflege“ (Schrapper 1998, 
419). 1946 wurde er auf Polligkeits Einsatz hin wieder Mitarbeiter im Deutschen Verein. 1950 übernahm 
Muthesius von Polligkeit den Vorsitz des Deutschen Vereins. 1950 bis 1952 war er zudem Vorsitzender 
der AGJJ. Muthesius wurde einer der einflussreichsten Sozialpolitiker in der BRD. Vgl. Schrapper 1998. 
Zu Muthesius’ NS-Verstrickungen vgl. Willing 2005, insb. 212-224. 
116 Zitiert nach Orthband 1985, 77. 
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Jugendhilfeentwicklung in Westdeutschland noch ein wenig Aufmerksamkeit gewidmet wer-

den. Denn es bleibt zu verdeutlichen, wo es zu diskursiven, politischen und nicht zuletzt auch 

personellen Verschränkungen kam, die für die weitere Entwicklung beziehungsweise für die 

Kontinuität im Amtsvormundschaftswesen von Bedeutung waren.  

Mit Wilhelm Polligkeit, Kurt Blaum und vor allem Elisabeth Zillken waren an der weiteren 

jugendhilfepolitischen Entwicklung der späten 1940er und 1950er Jahre drei frühere Mitglie-

der des alten Archivs maßgeblich beteiligt. In der Hauptsache drängten sie auf die Herstellung 

der Rechtsgrundlage des RJWG, wie es 1922, also vor der durch die Notverordnungen stark 

eingeschränkt in Kraft getretenen Fassung von 1924, konzipiert gewesen war.117 Wie schon in 

den 1920ern konnte dabei auch jetzt auf die Mitwirkung einiger Parlamentarierinnen gebaut 

werden, wie zum Beispiel Marie Elisabeth Lüders (FDP) und Helene Weber (CDU), die schon 

neben Agnes Neuhaus, Lüders für die DDP und Weber wie auch Neuhaus für das Zentrum, am 

Zustandekommen des RJWG maßgeblich beteiligt gewesen waren und sich schon von daher 

der Sache mit großem Einsatz annahmen.118  

Die jugendhilfepolitische Diskussion von AGJJ und Deutschem Verein knüpfte aber nicht nur 

personell an das Archiv an, sondern auch explizit inhaltlich, wie in den Vorarbeiten zur 1953er 

Gesetzesnovelle deutlich wurde. So verwies Polligkeit, in seiner Funktion als Vorsitzender des 

zu diesem Zwecke einberufenen Fachausschusses von Deutschem Verein und AGJJ, in seinen 

Überblicksausführungen auf die „Bewegung der Berufsvormundschaft für uneheliche Kin-

der“119 die, wie er sagte, von „Geheimrat Dr. med. Taube-Leipzig“ begründet und durch „Prof. 

Dr. Klumker“ gemeinsam mit Taube und anderen  weiterentwickelt worden sei und fügte er-

gänzend hinzu: „Träger dieser Bewegung war das Archiv Deutscher Berufsvormünder.“ Ferner 

unterstrich Polligkeit den Anspruch, dass Jugendpflege gemäß dem RJWG in einem umfassen-

den Sinne zu den öffentlichen Aufgaben gehöre, worunter er auch die „zu Gunsten der Pflege-

kinder und der unehelichen Kinder getroffenen oder zu treffenden Massnahmen“120 zählte. 

Diese Position wurde daraufhin direkt dem Bundestagsausschuss für Jugendfürsorge übermit-

telt, der bis dahin davon ausgegangen war, dass mit dem RJWG lediglich Jugendfürsorge in ei-

nem engen Sinne, dass heißt, in einem primär armenrechtlichen Sinne, zu regeln gewesen wä-

re.121 

1950 erschien im Nachrichtendienst des Deutschen Vereins die „Denkschrift des gemeinsa-

men Fachausschusses des Deutschen Vereins für öffentliche und private Fürsorge und der Ar-

beitsgemeinschaft für Jugendpflege und Jugendfürsorge für die Vorbereitung einer Reform des 

Jugendwohlfahrtsrechts“122. Verantwortlich dafür zeichneten im Namen des Ausschusses ein 

Dr. Krüger als Schriftführer und Polligkeit als Vorsitzender. Das Hauptanliegen bestand, wie ge-

                                                        

117 Vgl. Gesetzesmaterialien I 519 A, Nr. 20; dazu auch: Englert 1982, 27. 
118 Vgl. bspw. Lüders Wortbeitrag während der 135. Sitzung des Bundestags am 9.12.1960 (BT-
Plenarprotokoll 3/60, 7740-7742). 
119 Hier und im Folgenden: ebd. 3f. 
120 Ebd. 12. 
121 Vgl. ebd. 12f. 
122 Gesetzesmaterialien I 519 A, Nr. 24. 
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sagt, darin, das RJWG in seiner originären Fassung, mit nur geringfügigen Anpassungen, bun-

desweit zur Geltung zu bringen, um so möglichst schnell die seit Kriegsende herrschenden 

Rechtsunsicherheiten zu beseitigen. Eine grundsätzliche Überarbeitung der Rechtsgrundlage 

wurde durchaus für sinnvoll gehalten. Man ging aber zurecht davon aus, dass dies intensive 

Vorarbeit und daher viel Zeit beansprucht hätte, die man zu diesem Zeitpunkt nicht zu haben 

glaubte. Niemand konnte wissen, dass sich der Gesetzgebungsprozess schließlich noch rund 

drei Jahre hinziehen würde, also durchaus Zeit für grundlegende Änderungen gewesen wäre.  

Die Arbeitsgruppe wollte schnellstmöglich die bestehende Rechtsunsicherheit beseitigen. 

Interessant ist, womit die Notwendigkeit des raschen Handelns unter anderem begründet 

wurde: „Es kann deshalb heute z. B. die Frage, wer der gesetzliche Vertreter der Amtsmündel 

ist, nicht befriedigend beantwortet werden“123. Dieser direkte Verweis auf das Amtsvormund-

schaftswesen belegt, dass es ungebrochen fortbestand. Da es jedoch keine klare Rechtsgrund-

lage hatte, befürchtete man nun Regressansprüche gegen die kommunalen Träger, was je-

doch, so das Argument für die unverzügliche Novellierung, auf Grundlage des RJWG in der 

1922er Form abgewendet werden könne. Kurzum, das System der Amtsvormundschaft sollte 

unbestritten weitergeführt werden. Schnelles Handeln schien geboten, um die öffentlichen 

Träger vor drohenden Kosten durch möglicherweise aufkommende Regressforderungen zu 

schützen. Das politisch-strategische Argument für die offizielle Begründung lautete jedoch 

abermals: „Interesse des Kindes“. Dementsprechend hieß es, dass „die Amtsvormundschaft ein 

wesentliches Mittel zum Schutze der unehelichen Kinder“124 sei und von daher nicht zur Dispo-

sition gestellt werden dürfe.  

So kam es schließlich dazu, dass die in der Denkschrift von AGJJ und Deutschem Verein un-

terbreiteten Vorschläge im weiteren Gesetzgebungsprozess weitgehend unverändert durch-

drangen, sodass mit der Novelle vom 28. August 1953 das Reichsjugendwohlfahrtsgesetz (sic) – 

mit nur geringfügigen Veränderungen – im 1922 ursprünglich gewollten Umfang Bundesrecht 

wurde.125 Eine wichtige Änderung gegenüber der 1922er Fassung bestand jedoch darin, dass 

das Jugendamt nun nicht mehr als Kollegialbehörde konzipiert war. Stattdessen hatte man die 

weiter oben beschriebene Zweigliedrigkeit eingeführt, also ein Jugendamt, das aus Jugend-

wohlfahrtsausschuss und Jugendamtsverwaltung besteht.126  

AGJJ und Deutscher Verein verfolgten auch nach dem Inkrafttreten der RJWG-Novelle den 

weiteren Verlauf und die Rechtspraxis. Großes Gewicht wurde von Seiten des Deutschen Ver-

eins etwa der Frage der  Zuständigkeit des Bundes auf dem Gebiet der Jugendwohlfahrt im 

Rahmen der konkurrierenden Gesetzgebung von Bund und Ländern beigemessen, wobei auch 

die Frage nach der rechtlichen Möglichkeit und nach der Notwendigkeit der Errichtung eines 

                                                        

123 Ebd. 5. 
124 Ebd. 15. 
125 Vgl. Bundesratsdrucksache 289/60, 13. Vgl. dazu auch Hasenclever 1978, 169-176, Schrapper 2005, 
432-434. 
126 Vgl. § 9 RJWG (1922/1953). Vgl. dazu auch Gries/Ringler 2005, 50. 
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Bundesjugendamtes ausgelotet wurden.127 Die AGJJ beleuchtete unter anderem das Zustän-

digkeitsproblem innerhalb der kommunalen Selbstverwaltung, also die Zuständigkeit des Ju-

gendamtes im Verhältnis zu anderen Behörden, wie dem Schulamt, dem Gesundheitsamt und 

dem Wohlfahrtsamt.128  

In der zweiten Hälfte der 1950er gab der Deutsche Verein eine empirische Studie über die 

Situation der Jugendämter in Auftrag. Martin Rudolf Vogel verfasste den Abschlussbericht, der 

1960 unter dem Titel „Das Jugendamt im gesellschaftlichen Wirkungszusammenhang“ er-

schien. Für die Erhebung war ein 35-seitiger Fragebogen an alle westdeutschen Jugendämter 

(1957/58: 688), einschließlich der 12 Ämter in West-Berlin, verschickt worden. Die Befragung 

hatte einen beachtlichen Rücklauf von 523 beantworteten Fragebögen (= 76 %). Vogels Arbeit 

wurde von Webler im „Zentralblatt“ ausdrücklich gelobt: „Kein Fachmann wird die Schrift ohne 

Gewinn aus der Hand legen.“129 Als besonders frappierend wurde in weiten Teilen der Fach-

kreise Vogels Ergebnis hinsichtlich der Qualifikation der Jugendamtsbeschäftigten empfun-

den.130 Denn nur jeder zehnte Jugendamtsleiter verfügte über irgendeine sozialpädagogische 

Qualifikation, stattdessen waren mehr als zwei Drittel der Leiter lediglich für den mittleren o-

der gehobenen Dienst qualifiziert.131 Erschwerend kam hinzu, dass ein Fünftel der Jugendamts-

leiter auch noch andere Tätigkeiten hatten, wie beispielsweise die gleichzeitige Leitung des So-

zialamts. Kurz gesagt, das Jugendamt als eine umfassende Einrichtung für Jugendpflege und -

fürsorge, in der vorrangig sozialpädagogisch ausgebildetes Fachpersonal beschäftigt wäre, 

blieb auch nach der Gesetzesnovelle von 1953 ein hehrer Wunsch. Dementsprechend lautete 

Vogels Resümee:  

„Die Personalverhältnisse müssen nach einhelliger Auffassung deshalb als Zentralproblem des Jugend-

amtes angesehen werden, weil ein Amt, dessen Arbeit aus erzieherischem Denken heraus Ordnung und 

Gestalt gewinnen soll, mit der Fähigkeit der Bediensteten zur jeweiligen persönlichen Konkretisierung 

des erzieherischen Denkens steht und fällt.“132 

Vogel erhob damit den Erziehungsgedanken zum Dreh- und Angelpunkt der Jugendamtstä-

                                                        

127 Vgl. Ortband 1985, 319. 
128 Vgl. Mitteilungen 11/1955, 2-7. Zu den weiteren Themenschwerpunkten in der Arbeit der AGJJ Mitte 
der 1950er Jahre vgl. Englert 1982, 29-51. 
129 Webler 1961a, 33. 
130 Vgl. Hasenclever 1978, 185f. 
131 Berufsausbildung der Jugendamtsleiter (Vogel 1960, 146) 

Ausbildung Jugendämter i.v.H. 

Abgeschlossene Universitäts- oder Hochschulausbildung 5,4 
Abgeschlossene Ausbildung an einer sozialpädagogischen Fachschule 10,7 
Verwaltungsprüfung des mittleren oder gehobenen Dienstes 64,8 
Sonstige fachliche Ausbildung 2,9 
Verwaltungsprüfung des mittleren oder gehobenen Dienstes und eine ande-
re Fachausbildung 

10,9 

Keine der genannten Vorbildungen 3,2 
Keine Angaben 2,1 

 
132 Vogel 1960, 137. 
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tigkeit. Er sprach in einem Aufsatz für den „Nachrichtendienst“ gar davon, dass das Jugendamt 

„seiner ursprünglichen Substanz nach ein pädagogisches Amt“133 gewesen sei. Diese Engfüh-

rung der Jugendamtstätigkeit auf den Erziehungsgedanken beziehungsweise die Sozialpädago-

gik stieß jedoch auch auf Kritik. Der womöglich prominenteste Kritiker war Webler. Er kritisier-

te diese Fokussierung als ideologisch, weil dadurch das Fürsorgerische in der 

Jugendamtstätigkeit wie „kindgerechte Unterhaltssicherung, Ernährung, Plazierung, spezifi-

sche*r+ Rechtsschutz“134 ausgeblendet würde.135 Für Webler stellte aber gerade das den zentra-

len Aufgabenbereich öffentlicher Jugendwohlfahrt dar, sie sei schließlich „Teil der Sozialhilfe, 

die ein Lebensauftrag, eine ursprüngliche, eigenständige Lebensäußerung ist, gerichtet auf den 

Nächsten, auf seine wirtschaftliche, gesundheitliche und sittliche Existenzsicherung, auf soziale 

Einordnung und soziale Ausrichtung“136. Vogel hatte in seiner Untersuchung auf Klumker Bezug 

genommen, um die pädagogische Fixierung zu begründen. Dies wurde von Webler scharf zu-

rückgewiesen, der für sich in Anspruch nahm, Klumker nicht nur aus dessen Schriften sondern 

auch persönlich und damit seine Intentionen gut gekannt zu haben, um beurteilen zu können, 

dass Klumker die Aufgabe des Jugendamtes darin gesehen habe, die gesamte Lebenswelt von 

Kindern in den Blick zu nehmen, also nicht nur die Familien, sondern „alle gesellschaftlichen 

Gebilde und Bezüge jedweder Art, in die ein Kind versetzt und in denen es beaufsichtigt wer-

den kann“137. Vor diesem Hintergrund warb Webler schließlich dafür, die verschiedenen Ar-

beitsbereiche, das heißt, die pädagogischen und sozialverwalterischen Aufgaben, nicht gegen-

einander auszuspielen, sondern gemeinsam für den Ausbau eines umfassenden Jugendamtes 

zu streiten. 138  Diese Forderung stimmte vollständig damit überein, was von der AGJJ-

Hauptversammlung Mitte 1955 als zentrales jugendhilfepolitisches Ziel der anstehenden Sozi-

alreformen definiert worden war. So hieß unter anderem: „Versicherung, Versorgung und Für-

sorge müssen so gestaltet werden, daß sie Kindern und Jugendlichen Lebensunterhalt, Erzie-

hung und Gesundheit gewährleisten.“139 

5.2. 1961er Novelle: Abschaffung der Pflegekinderaufsicht für Uneheliche, 

die bei ihren Müttern aufwachsen 

Im Jahr 1957 konstituierte sich erneut ein gemeinsamer Arbeitskreis von AGJJ und Deutschem 

Verein, der Arbeitskreis Jugendwohlfahrtsrecht, unter der Leitung von Hans Muthesius.140 In 

diesem Arbeitskreis wurden die Grundlinien für eine weitergehende Reform des RJWG disku-

                                                        

133 Zitiert nach Webler 1961a, 35. 
134 Ebd. 
135 Vgl. zur Kontroverse zwischen Vogel und Webler auch: Schrapper 2005, 449-453. 
136 Webler 1961a, 34 (Hervorhebungen im Original). 
137 Ebd. 35. 
138 Vgl. ebd. 37. 
139 Zitiert nach Englert 1982, 38. 
140 Vgl. Hasenclever 1978, 191; Schrapper 2005, 448f. 
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tiert, woraus ein 1958 in den „Mitteilungen“ der AGJJ veröffentlichter Vorschlag für ein neues 

Jugendwohlfahrtsgesetz hervorging, der sogenannte Diskussionsentwurf Bamberger/von 

Mann.141 Aufschlussreich an diesem in vielerlei Hinsicht weitreichenden Reformentwurf ist, 

dass die Amtsvormundschaft unangetastet bleiben sollte, wenngleich sich in dem Entwurf der 

Hinweis fand, dass diese Frage „noch nicht abgeschlossen“142 gewesen sei. Der 1960 vorgelegte 

Regierungsentwurf sah jedenfalls auch keine grundsätzliche Änderung des entsprechenden Pa-

ragrafen 35 RJWG vor.143 Der Vorschlag lautete: „(1) Mit der Geburt eines unehelichen Kindes 

wird das Jugendamt des Geburtsortes Amtsvormund, wenn die Mutter Deutsche im Sinne des 

Grundgesetzes ist; das gleiche gilt, wenn die Mutter staatenlos ist und ihren gewöhnlichen 

Aufenthalt im Geltungsbereich dieses Gesetzes hat.“144 Ansonsten sollten in Absatz 3 die Wor-

te „Deutschen Reiche“ durch „Geltungsbereich dieses Gesetzes“ ersetzt werden.145 Man hatte 

also nicht vor, am System der Amtsvormundschaft grundsätzlich etwas zu ändern, sondern 

wollte es im Gegenteil lediglich auf einen erweiterten Personenkreis (staatenlose Mütter) aus-

dehnen.146 

Am 12. Januar 1961 fand im Bundestag eine Sachverständigenanhörung zu dem Regie-

rungsentwurf statt. Daran nahm unter anderen Elisabeth Zillken, als Vertreterin für die Caritas, 

teil.147 Interessant ist, dass Zillkens Ausführungen in den weiteren Verhandlungen des Aus-

schusses für Familien- und Jugendfragen vom Vertreter des Bundesministers für Familien- und 

Jugendfragen Wuermeling, einem Ministerialrat Dr. Rothe, unter direkter Bezugnahme nahezu 

wörtlich übernommen wurden.148 Letztlich hallten Zillkens konservativ-bewahrende Ausfüh-

rungen auch noch im Abschlussbericht der Kommission nach. 149  Vermutlich wurde dies 

dadurch begünstigt, dass Zillken als Repräsentantin der Caritas, aber auch als Leiterin des Ka-

tholischen Fürsorgevereins für Mädchen, Frauen und Kinder und Vorstandsmitglied des Deut-

schen Vereins, das heißt, mit beachtlichem verbandlichem Rückhalt, für ein konservatives und 

katholisches Lebensmodell eintrat, das mit den traditionellen Vorstellungen der christdemo-

                                                        

141 Mitteilungen 24/1958, S. 2-10. 
142 Ebd. 6. 
143 Ansonsten waren die Vorschläge des Deutschen Vereins nicht durchgedrungen. Vor allem die erhebli-
che Stärkung des Subsidiaritätsprinzips wurde als herber Rückschlag empfunden, das heißt die Regelung, 
derzufolge das Jugendamt von eigenen Angeboten („Einrichtungen und Veranstaltungen“) abzusehen 
habe, soweit geeignete Angebote in freier Trägerschaft vorhanden seien (§ 5 Abs. 3 Satz 2). Schrapper 
spricht gar davon, dass damit „ein Kriegsbeil ausgegraben“ (2005, 453) worden sei. Auf diese Auseinan-
dersetzung samt des damit zusammenhängenden Bundesverfassungsgerichtsverfahrens gehe ich nicht 
näher ein. Vgl. dazu: Hasenclever 1978, 198-206; Gries/Ringler 2005, 51f.; Jordan/Sengling 1992, 59-61. 
144 Bundesrats-Drucksache 289/60, 6. Es ging dabei vor allem um Mütter, die im Gebiet der DDR lebten, 
während sich ihre Kinder im Gebiet der Bundesrepublik aufhielten. Vgl. Gesetzesmaterialien III 393 A1, 
Nr. 24, 16. 
145 Vgl. Bundesrats-Drucksache 289/60, 6. 
146 Vgl. ebd. 24. 
147 Vgl. Gesetzesmaterialien III 393 A1, Nr. 17. 
148 Vgl. Gesetzesmaterialien III 393 A1, Nr. 24. 
149 Vgl. Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Familien- und Jugendfragen (10. Ausschuß) über den 
von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des 
Reichsjugendwohlfahrtsgesetzes – Drucksachen 2226, 2854 –. 
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kratischen und christsozialen Regierungsmehrheit weitgehend übereinstimmte.  

Zillken behandelte in ihren Ausführungen unter anderem das Pflegewesen und damit einen 

Bereich der öffentlichen Jugendwohlfahrt, in dem es von jeher größtenteils um nichteheliche 

Kinder ging. 40 Jahre zuvor hatte Klumker festgestellt: „*E+twa 90 bis 99% der Haltekinder und 

Pflegekinder sind uneheliche Kinder. Wenn man also früher über Haltekinder- und Kostkinder-

wesen gesprochen hat, so war dies nichts anderes, als wenn wir über den Schutz der uneheli-

chen Kinder sprechen.“150 Mit dem RJWG war das Jugendamt in den 1920er Jahren zur Auf-

sichtbehörde über die Kinder in Pflege geworden: „Pflegekinder unterstehen der Aufsicht des 

Jugendamts. Das gleiche gilt für uneheliche Kinder, die sich bei der Mutter befinden.“151 Hie-

rauf bezog sich nun § 19 Absatz 2a des 1960er Reformentwurfs. Darin hieß es, dass „Minder-

jährige, die sich bei ihren Personensorgeberechtigten befinden“, nicht länger als Pflegekinder 

gelten und damit auch nicht mehr unter Pflegeaufsicht des Jugendamtes stehen sollten.152 Dies 

hätte einen entscheidenden Einschnitt in die vormundschaftlichen Überwachungs- und Kon-

trollmechanismen bedeutet, was Zillken für überaus problematisch hielt. Zunächst verdeutlich-

te sie, dass die Pflegekinderaufsicht eine Säule des sogenannten Unehelichenschutzes gewe-

sen wäre, denn: 

„Ende des Rechnungsjahres 1958 standen unter der Pflegekinderaufsicht der Jugendämter – ohne Saar-

land und Berlin – 573 000 Kinder unter 14 Jahren, davon waren 83 % uneheliche Kinder bei der Mutter, 

17 % waren echte Pflegekinder, aber auch fast alle uneheliche; d. h. es waren Kinder, die bei Großeltern, 

Tanten, also bei Verwandten dritten Grades untergebracht waren, in welchen Fällen Sie ja jetzt auch die 

Aufsicht aufheben wollen.“153  

Zillken argumentierte, würde die Pflegekinderaufsicht der Jugendämter tatsächlich aufge-

hoben, die „für uneheliche Kinder ungeheuer wirksam“ gewesen sei, so würde der Schutz der 

Kinder erheblich gefährdet. Ferner schien sie aber um ihre eigenen Organisationen besorgt: 

Caritas und vor allem den Fürsorgeverein. Denn sie setzte sich implizit für den Erhalt der „or-

ganisierten Einzelvormundschaft“154 ein, für die schon Agnes Neuhaus gestritten hatte. Damit 

trat sie im Bereich des Vormundschaftswesens für eine strenge Subsidiaritätsregelung ein, mit 

anderen Worten: für eine starke Position der konfessionellen „freien Liebestätigkeit“155 gegen-

über den kommunalen Jugendämtern. Zillken führte dazu aus: 

„Alle die Kreisfürsorgerinnen in ländlichen Kreisen, die vielen ehrenamtlichen Helferinnen, die von unse-

rer Seite auf diesem Gebiet tätig waren, waren echte Großmütter dieser Kinder, Beraterinnen der un-

ehelichen Mütter, und manches Kind verdankt diesen Personen und dieser Aufsicht sowohl seine Ge-

sundheit wie auch sein Leben und auch seine gute soziale Eingliederung. Pflegekinderschutz und 

                                                        

150 Klumker 1919, 2. 
151 § 24 RJWG ursprüngliche Fassung. 
152 Vgl. Bundesratsdrucksache 286/60, 4f. (Gesetzesmaterialien III 393 A1, Nr. 1). 
153 Hier und im Folgenden: Kurzprotokoll der gemeinsamen Sitzung der Bundestagsausschüsse für Fami-
lien- und Jugendfragen und für Kommunalpolitik und öffentliche Fürsorge vom 12.01.1961; Arbeitsun-
terlage, in: Gesetzesmaterialien III 393 A1, Nr. 17, 22. 
154 Vgl. Hopmann 1977 [1949], 204-217. 
155 Vgl. ebd. 217-219. 
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Amtsvormundschaft sind heute noch die Säulen des Unehelichenschutzes. Überlegen Sie bitte sehr, was 

Sie da aufgeben wollen!“156 

Zillken beklagte, dass die unehelichen Mütter, denn um die ging es ja mehrheitlich, wie ihre 

eigenen statistischen Ausführungen belegen, nach dem Regierungsentwurf nicht mehr unter 

vormundschaftlicher beziehungsweise pflegerischer Überwachung stehen sollten. Man könnte 

sagen: Die vormundschaftliche Disziplin drohte ihres Disziplinierungsinstrumentariums der 

Pflegekinderaufsicht beraubt zu werden. In diesem Sinne wurde von Zillken problematisiert, 

dass weder Verwandte noch die Mütter, zumindest wenn der Entwurf wie geplant umgesetzt 

würde, weiterhin beweisen müssten, „daß sie geeignet sind, das Kind zu pflegen und zu erzie-

hen, sondern umgekehrt: wir müssen beweisen, daß sie es nicht sind. Das Kind muß also erst 

Schaden erlitten haben, bevor etwas geschehen kann”157. Zillken forderte also, dass die unver-

heirateten Mütter von rund einer halben Million Kinder unter 14 Jahren weiterhin grundsätz-

lich und von vornherein unter einer vormundschaftlichen Kontrolle stehen sollten. Denn die-

sen Kindern sollten gemäß Artikel 6 Absatz 5 des Grundgesetzes die gleichen Bedingungen für 

ihr leibliche, seelische und gesellschaftliche Entwicklung wie den ehelichen Kindern geschaffen 

werden, „d. h. bessere Bedingungen als sie infolge des familiären Defizits beim unehelichen 

Kind im allgemeinen gegeben sind. Die Gesellschaft muß sehr viel für die unehelichen Kinder 

tun, um dieses Ziel zu erreichen. Das Ziel wird aber nicht erreicht, wenn der Schutz vermindert 

wird.“158 Aber genau das würde geschehen, so befürchtete Zillken. Eine „gute soziale Eingliede-

rung“159 der nichtehelichen Kinder sah sie nicht mehr gewährleistet, wenn die Pflegekinderauf-

sicht abgeschafft würde und umso mehr, wenn zusätzlich die Amtsvormundschaft aufgehoben 

würde, wie es von den Jugendämtern vielfach gehandhabt worden wäre, wenn „keine Alimen-

te einzutreiben sind“160. Diesen Zustand kommentierte Zillken mit den Worten: „Es sind kei-

neswegs die besten Verhältnisse.“ Zur Aufrechterhaltung des bisherigen Systems zum Schutz 

der nichtehelichen Kinder führte sie ferner an: „Überhaupt gibt es sonst einen Leerlauf bei den 

Jugendämtern. Die Abteilung ‚Pflegekinderwesen’ ist eine der größten Abteilungen innerhalb 

unserer Jugendämter; die fallen dann alle aus.“ Dieses Argument wurde dem Protokoll zufolge 

vom Ausschuss mit allgemeiner Heiterkeit quittiert. Trotzdem war dieser Selbsterhaltungs-

zweck sicher nicht unbedeutend. Von größerem argumentativem Gewicht war jedoch die 

grundsätzliche Skepsis gegenüber Frauen, die unverheiratet ein Kind bekommen hatten. Zill-

ken sprach, wie erwähnt, von „familiärem Defizit“ und unterstrich diese Defizitperspektive 

noch einmal nachdrücklich:  

„Nach Art. 6 Abs. 2 GG besteht eine Überwachungspflicht der staatlichen Gemeinschaft bezüglich der 

                                                        

156 Kurzprotokoll der gemeinsamen Sitzung der Bundestagsausschüsse für Familien- und Jugendfragen 
und für Kommunalpolitik und öffentliche Fürsorge vom 12.01.1961; Arbeitsunterlage, in: Gesetzesmate-
rialien III 393 A1, Nr. 17, 22. 
157 Ebd. 22f. 
158 Ebd. 23. 
159 Ebd. 22. 
160 Hier und im Folgenden: ebd. 23. 
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Pflege und Erziehung der Kinder, die bei ehelichen und unehelichen Kindern nicht gleich gehandhabt 

werden kann, wenn man dem Art. 6 Abs. 5 Rechnung tagen will. Wenn Eltern erst das Heim bereiten, 

ehe sie einem Kinde das Leben schenken, wird man sagen dürfen, daß die staatliche Gemeinschaft ihnen 

erst nachweisen muß, daß sie versagen, ehe sie eingreift. Wenn aber jemand einem Kinde das Leben 

schenkt, ohne das Heim bereitet zu haben, müssen der oder die Betreffende erst beweisen, daß sie 

trotzdem gewillt und in der Lage sind, ihre Aufgabe zu erfüllen. Bei diesem Bestreben verdienen sie so-

gar unsere Unterstützung. Wenn dieser Beweis erbracht ist, kann die Aufsicht, wie auch bisher, wider-

ruflich eingestellt werden. Es geht darum, einem Kinde, das unter ungünstigeren Bedingungen ins Leben 

eintritt, trotzdem eine gute Entwicklung zu sichern, nicht aber um äußerliche Rechtsgleichheiten.“161 

Zillkens Argumentation stellte auf das Kindeswohl ab und setzte dabei voraus, dass in einer 

Ehe, für die hier das Bild vom bereiteten Heim verwendet wurde, die Voraussetzungen dafür 

grundsätzlich gegeben seien, bei Nichtehelichen aber nicht. Hierin liegt also, um das noch ein-

mal zu verdeutlichen, ein doppeltes Normativ: Zum einen wurde angenommen, dass eine Ehe 

gewissermaßen automatisch dazu führte, dass „ein Heim bereitet“ würde, was zugleich vo-

raussetzte, dass ein solches bereitet werden könnte, das heißt, die materiellen Voraussetzun-

gen allgemein gegeben wären, um ein solches (klein-)bürgerliches Familienleben zu schaffen. 

Zum anderen wurde vorausgesetzt, dass die Eheschließung tatsächlich Ausdruck einer Willens-

erklärung der Eheleute wäre, eben jenes „Heim“ zu bereiten und füreinander und für die ge-

meinsamen Kinder einzustehen. Es ist unschwer zu erkennen, dass es sich hierbei um ein hy-

postasiertes Idealbild der Ehe handelte, das weiterhin erhebliche normative und nicht zuletzt 

disziplinierende Kraft entfaltete. Im Bericht des Ausschusses hieß es schließlich zu § 19:  

„Die Mehrheit des Ausschusses vertrat die Ansicht, der durch das RJWG *…+ den unehelichen Kindern 

gewährte Schutz dürfe durch die Novelle nicht geschmälert werden. Ausschlaggebend sei, daß uneheli-

che Kinder gegenüber ehelichen Kindern des Schutzes und der Geborgenheit der Vollfamilie entbehren 

und nach wie vor in besonderem Maße gefährdet sind. In § 19 Abs. 2 Buchstabe b sollen deshalb nur 

eheliche Minderjährige vom Pflegekinderschutz ausgenommen bleiben.“162 

Man könnte auch anders formulieren: Die Überwachung der nichtehelichen Mütter durch 

das Jugendamt sollte nicht verringert werden, weil sich die Mütter nicht normkonform verhiel-

ten, indem sie keine Ehe eingingen und damit keinen Mann als Familienernährer hatten, 

wodurch das Kindeswohl gefährdet wäre. Im Ausschuss – und auch im Gesetzgebungsprozess – 

setzte sich damit letztlich ein konservatives Familien- und Ehebild durch. Andere Sichtweisen 

waren durchaus vorhanden, sie fanden aber keinen rechtlichen Niederschlag. So kritisierte bei-

spielsweise Marta Schanzenbach (SPD), die ebenfalls Mitglied des entsprechenden Bundes-

tagsausschusses gewesen war, in der zweiten Beratung des Gesetzes im Bundestag am 28. Juni 

1961, dass dem Verfassungsauftrag mit dem Gesetzesentwurf nicht entsprochen würde, den 

nichtehelichen Kindern durch die Gesetzgebung die gleichen Bedingungen für ihre Entwicklung 

                                                        

161 Ebd. 24. 
162 Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Familien- und Jugendfragen (10. Ausschuß) über den von der 
Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des Reichsju-
gendwohlfahrtsgesetzes – Drucksachen 2226, 2854 –, 7. 
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und gesellschaftliche Stellung zu schaffen wie den ehelichen. Die SPD-Fraktion hatte zwei Än-

derungsanträge eingebracht, mit denen die gesonderte Behandlung von unehelichen Kindern 

in den Paragrafen 19 und 24 des Entwurfs beseitigt werden sollte. Im scharfen Kontrast zu 

konservativen Positionen, wie sie etwa von Zillken als Sachverständige im Ausschuss oder von 

Bundesminister Wuermeling vertreten wurden, erklärte Schanzenbach im Bundestag: 

„Meine Damen und Herren, die Mütter von heute, gleich ob sie verheiratet oder nicht verheiratet sind, 

sind nicht mehr die lebensunerfahrenen Frauen von vor einigen Jahrzehnten. Sie nehmen ihr Schicksal 

selbst in die Hand und werden damit fertig. Auch die uneheliche Mutter weiß sich durchzusetzen, und 

unsere neue Gesetzgebung sollte sie auch nicht mehr diskriminieren. Alle Hilfe, die sie braucht, um mit 

auftretenden Schwierigkeiten, denen sie allen nicht gewachsen ist, fertig zu werden, sollte ihr und ihrem 

Kind über die Amtsvormundschaft oder über den Vormund und die damit verbundene Mündelaufsicht 

gegeben werden.“163 

Schanzenbach hielt nichteheliche Mütter also in weitaus stärkerem Maße für selbständig 

als die Konservativen, gleichwohl hielt auch sie am System der Amtsvormundschaft fest. Im 

Zentrum ihrer Kritik stand lediglich die diskriminierende „Doppelaufsicht“164, wie sie sich aus 

der Gleichzeitigkeit von Pflegekinderaufsicht einerseits und Amtsvormundschaft andererseits 

ergab. Ohne direkt beispielsweise auf Zillken und den Katholischen Fürsorgeverein oder die 

Caritas Bezug zu nehmen, entlarvte sie scharfsichtig den durchaus eigennützigen Lobbyismus 

solcher Interessenorganisationen: 

„Daß Verbände, die eine große Verwaltung aufgezogen haben, die sie nun eventuell, wenn der Pflege-

kinderschutz für die unehelichen Kinder bei der Mutter in der heutigen Form fällt, abbauen müssen, sich 

umstellen müssen, darf kein Grund sein, die bisherige Form des Unehelichenschutzes zu verändern.“165 

Sie betonte, dass sie damit keineswegs den Schutz der Kinder mindern wolle, dass aber we-

niger „der Rat einer älteren Frau – und wenn er noch so gut gemeint ist – im Rahmen des Pfle-

gekinderschutzes“166 entscheidend sei, wie sie, unschwer zu erkennen, gegen Einrichtungen 

der Art von Zillkens Katholischen Fürsorgeverein einwendete, sondern infrastrukturelle Hilfen 

für erwerbstätige nicht verheiratete Mütter, wie „Kinderkrippen, Kindergärten, Kindertages-

heime“, flankiert durch Erziehungsberatungseinrichtungen. Diese Kritikpunkte drangen nicht 

durch, sodass es im endgültigen Gesetz vom 16. August 1961 auch weiterhin hieß:167 

„Pflegekinder unterstehen der Aufsicht des Jugendamtes. Das gleiche gilt für uneheliche Kinder, die sich 

bei der Mutter befinden, wenn ihr nicht die elterliche Gewalt übertragen ist. *…+ Uneheliche Kinder sol-

len, solange sie sich bei der Mutter befinden, von der Beaufsichtigung widerruflich befreit werden, wenn 

das Wohl des Kindes gesichert ist.“168 

Von den empirischen Auswirkungen berichtete „Der Amtsvormund“ Mitte 1966 auf Grund-

                                                        

163 BT-Plenarprotokoll 3/61, 9520. 
164 Ebd. 9521. 
165 Ebd. 
166 Hier und im Folgenden: ebd. 
167 Vgl. Bundesgesetzblatt I, 64, 1193ff. 
168 § 31 Abs. 1 Sätze 1 und 2, Abs. 3 Satz 2 JWG. 
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lage der Ergebnisse über die öffentliche Jugendhilfe im Rechnungsjahr 1964 des Statistischen 

Bundesamtes.169 Nicht einmal 16.000 ledige Mütter waren Anfang 1964 Inhaberin der soge-

nannten elterlichen Gewalt. Stattdessen standen Ende 1964 im Bundesgebiet und Berlin 

(West) mehr als 100.000 Kinder, die bei Pflegefamilien untergebracht waren, darunter rund 80 

% nichteheliche Kinder, unter der Aufsicht des Jugendamtes. Ferner standen zum selben Zeit-

punkt über 518.000 nichteheliche Kinder, die bei ihrer Mutter lebten, unter der Aufsicht des 

Jugendamtes. Von der Aufsicht widerruflich befreit waren lediglich gut 42.000 nichteheliche 

Kinder. Die Jugendämter und die Gerichte waren folglich nicht einmal bei einem Zehntel der 

Fälle im Sinne des Gesetzes der Ansicht, dass die Mütter Willens oder in der Lage gewesen wä-

ren, ohne Pflegeaufsicht das Wohlergehen ihrer Kinder zu gewährleisten – trotz bestehender 

Amtsvormundschaft. Denn das 1961er JWG normierte auch die Amtsvormundschaft in weitge-

hender Übereinstimmung mit dem alten RJWG. So hieß es: 

„Mit der Geburt eines unehelichen Kindes wird das Jugendamt des Geburtsortes Amtsvormund, wenn 

die Mutter Deutsche im Sinne des Grundgesetzes ist; *…+“170. „Der Standesbeamte hat die nach § 48 des 

Reichsgesetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit vom 17./20. Mai 1898 *…+ dem 

Vormundschaftsgericht zu erstattende Anzeige über die Geburt eines unehelichen Kindes dem Jugend-

amt zu übersenden. Dieser Anzeige ist eine Mitteilung über das religiöse Bekenntnis anzufügen. Das Ju-

gendamt hat unter Weiterreichung der Geburtsanzeige den Eintritt der Vormundschaft (§ 40) dem Vor-

mundschaftsgericht unverzüglich anzuzeigen.“171 

Ende 1964 belief sich die Zahl dieser gesetzlichen Amtsvormundschaften über nichteheliche 

Kinder im Bundesgebiet und Berlin (West) auf über 600.000, wie „Der Amtsvormund“ berichte-

te.172 Mit Inkrafttreten des JWG am 1. Juli 1962 endete die gemeinsame Arbeit von Deutschem 

Verein und AGJJ im Arbeitskreis Jugendwohlfahrtsrecht, gemeinsame Beratungen über die 

Weiterentwicklung des Jugendwohlfahrtsrechts wurden nicht fortgeführt.173 AGJJ und Deut-

scher Verein blieben auch weiterhin wichtige jugend(hilfe)politische Akteure, aber die be-

schriebene enge rechtspolitische Zusammenarbeit kam Anfang der 1960er zu einem Ende. 

6. Gründung einer neuen Einrichtung für Forschung und politi-

sche Beratung: Deutsches Jugendinstitut (1961) 

Kurz bevor das JWG im August 1961 verabschiedet wurde, war am 27. April 1961 auf Initiative 

des Bundestags das Deutsche Jugendinstitut (DJI) gegründet worden. Das Institut sollte die Ar-

beit des Deutschen Jugendarchivs174, das seit 1949 in München tätig war, und des Bonner Stu-

                                                        

169 Vgl. hier und im Folgenden: DAVorm 6/1966, 162f. 
170 § 40 Abs. 1 Satz 1 JWG. 
171 § 41 JWG. 
172 Vgl. DAVorm 6/1966, 162f. 
173 Vgl. Englert 1982, 55. 
174 Ich konnte auch durch Nachfrage beim Deutschen Jugendinstitut nicht herausfinden, inwiefern es 

 



 

 
323 

dienbüros für Jugendfragen, das 1956 eingerichtet worden war, fortführen: als zentrale Doku-

mentations- und Auskunftsstelle für die gesamte Jugendpflege und -fürsorge auf wissenschaft-

licher Grundlage.175 Die konkrete Arbeit konnte das DJI allerdings erst im Herbst 1963 aufneh-

men, als endlich der Standort für das Institut gefunden worden war.176 Das DJI war von Anfang 

an „an der Schnittstelle zwischen Wissenschaft, Politik und Fachpraxis“177 positioniert, wie 

Thomas Rauschenbach, der derzeitige Vorstand und Direktor des DJI, anlässlich des 40-jährigen 

Jubiläums 2003 formulierte. Die Verschränkung wird nicht zuletzt daran ersichtlich, dass das 

DJI maßgeblich für die wissenschaftliche Fundierung der Jugendberichte der Bundesregierung 

zuständig ist – und seit den 1970er Jahren auch für die Familienberichte. Paragraf 25 Absatz 2 

JWG bestimmte, dass die Bundesregierung alle vier Jahre einen Jugendbericht vorzulegen hät-

te, erstmals zum 1. Juli 1963. Wie gesagt, begann das DJI seine Arbeit aber erst nach diesem 

Zeitpunkt, sodass der erste Jugendbericht der Bundesregierung erst 1965 vorgelegt werden 

konnte.178 Das Institut übernahm damit allerdings eine zentrale politikberatende Funktion, wie 

sie sich sechs Jahrzehnte zuvor Klumker für die Centrale für private Fürsorge oder für das Ar-

chiv Deutscher Berufsvormünder oder auch in den 1930er Jahren Webler für das damalige 

Deutsche Jugendarchiv und nach dem Zweiten Weltkrieg für das Deutsche Institut für Jugend-

hilfe erhofft hatten. 

Im Folgenden soll nicht näher auf das DJI und seine Arbeit eingegangen werden. Das Institut 

musste aber der Vollständigkeit halber erwähnt werden, da es von entscheidender Bedeutung 

für die weitere Entwicklung des Jugendhilfediskurses insgesamt, vor allem innerhalb der Sozi-

alpädagogik, war. Für den Diskursstrang der Vormundschaft/Pflegschaft/Beistandschaft für 

nichteheliche Kinder war das Institut jedoch nicht von besonderer Bedeutung, mit einer perso-

nellen Ausnahme: Das DJI beschäftigte zwischen 1973 und 2006 die Sozialwissenschaftlerin A-

nita Heiliger, zunächst in der Abteilung Familienpolitik, ab 1988 dann in der Abteilung Mäd-

chen- und Frauenforschung, die später in Abteilung für Geschlechterforschung und 

Frauenpolitik umbenannt wurde.179 Heiliger ist, wie in der Einleitung zu der vorliegenden Un-

tersuchung dargestellt wurde, eine scharfe Kritikerin der aktuellen Sorge- und Umgangsrechts-

regelungen und der damit verbundenen Praxis der Jugendämter und Gerichte. Aber damit grei-

fe ich zeitlich weit vor. Im Folgenden kehren wir zurück in die 1960er Jahre, zum ersten 

Jugendbericht von 1965 und dem ersten Familienbericht aus dem Jahr 1968. 

                                                                                                                                                                   

sich dabei um eine Wiederaufnahme des Deutschen Jugendarchivs handelte, das Webler während der 
NS-Zeit geleitete hatte, bzw. des Teilbereichs, der das aus dem von Gertrud Bäumer betreuten „Archiv 
für Jugendwohlfahrt“ im Jugendarchiv mit dem Archiv Deutscher Berufsvormünder zusammengefasst 
worden war. Fest steht nur, dass 1949 von der AGJJ ein Fachausschuss für Jugendschrifttum, Presse und 
Archiv gegründet worden war, aus dem heraus sich das „Deutsche Jugendarchiv“ als eigenständige Insti-
tution bildete. 
175 Vgl. Hübner-Funk/Pettinger 2003, 10. 
176 Vgl. ebd. 11. 
177 Rauschenbach 2003, 1. 
178 BT-Drucksache V/302. 
179 http://www.anita-heiliger.de/ (zuletzt: 3.3.2009). 
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7. Die ersten Jugend- und Familienberichte (1965/1968) 

7.1. Nichtehelichkeit im Ersten Jugendbericht 

Mitte 1965 wurde der erste „Bericht der Bundesregierung über die Lage der Jugend und über 

die Bestrebungen auf dem Gebiet der Jugendhilfe“180 vorgelegt. Besonders von Interesse ist 

hier der Abschnitt zum „Schutz der Kinder in unvollständigen Familien und fremder Obhut“181. 

Einleitend hieß es darin: 

„Unehelichen Kindern und Vollwaisen sowie solchen Kindern, deren Eltern zur Ausübung ihres Erzie-

hungsrechts nicht in der Lage sind, gibt die deutsche Jugendhilfe besonderen Schutz und spezielle Hilfen. 

Im besonderen Interesse dieser Kinder muß versucht werden, ihnen nach Möglichkeit das Elternhaus 

bzw. das Zusammenleben mit der Mutter oder mit sonstigen Angehörigen zu erhalten *…+ Die wichtigs-

ten Gruppen, denen diese Sorge zuteil wird, sind die unehelichen Kinder und die Waisen.“182 

In diesem Absatz wird deutlich, dass sich im Vergleich zur Jahrhundertwende ein grundle-

gender Perspektivwandel vollzogen hatte. Dem nichtehelichen Kind sollte nun nach Möglich-

keit ein Zusammenleben mit der eigenen Mutter ermöglicht werden. Offenkundig ging man 

nicht mehr davon aus, dass ein nichteheliches Kind in Pflege bei Dritten gegeben werden müs-

se, weil die Mehrzahl der nichtehelichen Mütter einer eigenen Vollerwerbstätigkeit nachgin-

gen, wie es etwa Taube, Klumker oder Spann um die Jahrhundertwende voraussetzten. Aller-

dings galt auch noch Mitte der 1960er Jahre das Ende des 19. Jahrhunderts von Taube 

konzipierte System: „Mit der Geburt eines unehelichen Kindes wird das Jugendamt des Ge-

burtsortes kraft Gesetzes Vormund.“183 Nach wie vor konnten auch (rechtsfähige) Vereine 

Vormundschaften übernehmen.184 Mit rund 32.000 Mündeln verzeichnete der von Zillken ge-

führte Katholische Fürsorgeverein für Mädchen, Frauen und Kinder die größte Zahl solcher Ver-

einsvormundschaften. Im Vergleich dazu: Die Innere Mission und Hilfswerk der Evangelischen 

Kirche war für lediglich 6.270 Vormundschaften185 verantwortlich; beim Sozialdienst Katholi-

scher Männer waren es etwa 4.800. Im Jahr 1963 belief sich der Anteil der Amtsvormundschaf-

ten unter allen Vormundschaften (mehr als eine Million) auf 61 %, davon etwa 97 % nichtehe-

liche Kinder.186  Die Zahl belief sich Ende 1963 auf knapp 600.000 „uneheliche Amtsmündel“ – 

ohne Berlin (West).187 Aufschlussreich ist, was sich in dem Bericht unter der Zwischenüber-

                                                        

180 BT-Drucksache V/302. 
181 Ebd. 145-149. 
182 Ebd. 145. 
183 Ebd. 
184 Vgl. hier und im Folgenden: ebd. 146. 
185 Hinzu kamen dem Bericht zufolge etwa 1300 Einzelvormundschaften, die von einzelnen Mitglieder 
der Inneren Mission geführt wurden. 
186 Vgl. ebd. 145. 
187 Vgl. ebd. 146. 
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schrift „Schutz unehelicher Kinder“ findet: „Uneheliche Kinder genießen einen verstärkten 

Schutz. Neben der Amtsvormundschaft, die mit der Geburt eintritt, unterstehen sie auch der 

Aufsicht des Jugendamtes, wenn sie bei der Mutter aufwachsen und dieser die elterliche Ge-

walt nicht übertragen ist.“188  

In dem Bericht wurde dargestellt, dass der nichtehelichen Mutter bis zum Inkrafttreten des 

JWG 1962 lediglich die tatsächliche Personensorge für ihr Kind zustand. Die rechtliche Vertre-

tung oblag dem Vormund, also in der Regel dem Jugendamt in seiner Amtsvormundschafts-

funktion. Das Recht, ihr eigenes Kind auch rechtlich zu vertreten, konnte die nichteheliche 

Mutter bis 1962 demzufolge nur erlangen, wenn sie sich vom Vormundschaftsgericht zum 

Vormund ihres Kindes bestellen ließ oder wenn sie ihr eigenes Kind adoptierte. Die neue Rege-

lung sah nun jedoch vor, dass die volljährige Mutter beim Vormundschaftsgericht beantragen 

konnte, dass ihr volle elterliche Gewalt übertragen würde. Dazu hieß es in dem Bericht: „Von 

der Möglichkeit, der Mutter die elterliche Gewalt zu geben, wird jedoch nur dann Gebrauch 

gemacht, wenn das Kindeswohl hierdurch nicht beeinträchtigt wird; 1963 geschah das für rd. 

14 000 Kinder.“189  

Hieran ist auffällig, von wessen Möglichkeit die Rede war. Es wird nicht angegeben, wie vie-

le Mütter einen solchen Antrag stellten, also von ihrem neuen Recht Gebrauch zu machen ver-

suchten, sondern in wie vielen Fällen die Gerichte einem solchen Antrag stattgaben. Der Be-

richt hat damit eine obrigkeitlich-paternitäre Perspektive. Dafür findet sich eine implizite 

Begründung. Demzufolge sei „vorerst davon abgesehen worden, der Mutter ohne Antrag und 

Eignungsprüfung kraft Gesetzes mit der Geburt die elterliche Gewalt zu übertragen“190, um die 

vermeintlichen Interessen des Kindes zu schützen. Das Wort „vorerst“ lässt jedoch einen leisen 

Zweifel an der Richtigkeit dieser Entscheidung erahnen. Schließlich wollte man mit der Reform 

nicht nur die Stellung des nichtehelichen Kindes, sondern auch die der nichtehelichen Mutter 

verbessern, wie es hieß.191 Interessant ist, dass als Verbesserung der Situation der Mütter das 

ebenfalls Anfang 1962 in Kraft getretene Familienrechtsänderungsgesetz192 angeführt wurde. 

Das Argument war die durch dieses Gesetz verlängerte Unterhaltspflicht des Vaters vom voll-

endeten 16. auf das vollendet 18. Lebensjahr des Kindes, sofern es sich nicht schon durch ei-

genes Einkommen unterhalten konnte.193  

Letztlich überwog – auch im Ersten Jugendbericht – eine offensichtliche Skepsis gegenüber 

den nichtehelichen Müttern, mit der ganz realen Folge, dass die Pflegeaufsicht über Mütter 

mit ihren nichtehelichen Kindern bis Ende der 1960er Jahre aufrecht erhalten blieb. Ende 1963 

belief sich die Zahl der nichtehelichen Kinder unter der Schutzaufsicht des Jugendamtes, die 

                                                        

188 Ebd. 
189 Ebd. 
190 Ebd. 
191 Vgl. ebd. 
192 Gesetz zur Vereinheitlichung und Änderung familienrechtlicher Vorschriften vom 11. 8. 1961, BGBl. I 
1221. Vgl. dazu: Schubert 2002, XXX-XXXIV. 
193 Vgl. ebd. 146. 
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bei ihrer Mutter lebten, auf mehr als 500.000.194 Ende 1969 waren es laut Drittem Jugendbe-

richt immer noch mehr als 441.000 Kinder, das heißt, die Aufsicht des Jugendamtes erstreckte 

sich in nur 18 % aller Fälle auf „eigentliche Pflegekinder“ und in 82 % der Fälle auf Kinder in so-

genannten unvollständigen oder Halbfamilien.195  

7.2. „Demokratisierung“ und „Partnerschaftlichkeit“ – der Erste Familien-

bericht über Ehe, Familie, Nichtehelichkeit 

Am 1. Januar 1968 legte Bundesfamilienminister Bruno Heck den Ersten Familienbericht196 vor, 

wie am 23. Juni 1965 vom Bundestag beschlossen worden war.197 In der Einleitung wird ein-

schränkend angemerkt: „Die Probleme der jungen Familien oder der Studentenehen wie ande-

rerseits der unvollständigen Familien konnten nicht in dem an sich wünschenswerten Maße 

berücksichtigt werden“198. Trotzdem ist der Bericht in Hinblick auf das familienpolitische Gen-

der Regime äußerst aufschlussreich, vor allem in der Konstruktion eines (neuen) Ehefamilien-

normativs.  

So hieß es im „Entwicklung der Rollenstruktur und Autoritätsverhältnisse der Ehegatten“ 

überschriebenen Abschnitt, dass Zweiter Weltkrieg und Nachkriegszeit einen „Beschleuni-

gungsfaktor für die Ausbreitung des partnerschaftlichen Leitbildes“199 einer Ehe dargestellt 

hätten. Zentrale Bedeutung für diese Entwicklung wurde der erheblich gestiegenen eigenen 

Erwerbstätigkeit der Frauen beigemessen, da diese „zu Selbstständigkeit und Selbstbewußt-

sein führt“, wie es hieß. 1939 waren dem Bericht zufolge 15,1 % aller unter 25 Jahre alten ver-

heirateten Frauen abhängig Erwerbstätige, 1966 waren es bereits 47,2 %.200 In der mittleren 

Alterskohorte der 30 bis unter 40jährigen waren es 1939 9,5 % und 1966 24,3 %, auch in der 

Alterskohorte der über 50jährigen erhöhte sich der Anteil von 2,6 % auf 10,6 %. Zwischen 1950 

und 1965 war die Zahl der erwerbstätigen verheirateten Mütter mit Kindern unter 14 Jahren 

um 77 %, das entsprach rund einer Million Frauen, gestiegen.201 Aufgrund dieser Entwicklung, 

so die Schlussfolgerung des Berichts, wuchs die Eigenständigkeit der Frauen gegenüber ihren 

Ehemännern, nicht zuletzt durch die qua eigenem Einkommen „gewachsenen Möglichkeiten 

und Erfahrungen der eigenen Wahl und Entscheidung beim Konsum“202. Der Bericht spricht 

hierfür von einer Demokratisierung innerhalb der Familien, die auch die Eltern-Kind-Beziehung 

umschlösse, da Kinder in zunehmendem Maße an sie betreffenden Entscheidungen beteiligt 

                                                        

194 Vgl. ebd. 147. 
195 Vgl. BT-Drucksache VI/3170, 62. 
196 BT-Drucksache V/2532. 
197 Vgl. BT-Drucksache IV/3474. 
198 Ebd. 46. 
199 Hier und im Folgenden: Ebd. 47. 
200 Vgl. hier und im Folgenden: ebd. 47. 
201 Vgl. ebd. 59. 
202 Hier und im Folgenden: ebd. 48. 
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worden wären. In diesem Zusammenhang wurde auch festgestellt, dass anders als zu früheren 

Zeiten, „freie Gefühlsäußerungen“ nicht nur in der Öffentlichkeit zugenommen hätten, son-

dern auch vor den eigenen Kindern nicht mehr „als ‚unschicklich’ verboten“ empfunden wür-

den. Dadurch sei es zu einer „Intensivierung und Intimisierung“ gekommen, was die Partner-

schaft zugleich zu einem anspruchsvollen Aushandlungsprozess werden ließ. Wenn dies jedoch 

nicht von beiden Eheleuten gleichermaßen gewünscht und beherrscht werde, könnten diese 

notwendig gewordenen kommunikativen Kompetenzen beziehungsweise ein Mangel daran 

„zur Gefährdung der Stabilität und zur Zerrüttung der Ehe führen, wie es der Fall ist in einer 

patriarchalischen Familie, in der die Vorrechtsansprüche des Mannes nicht anerkannt wer-

den“203. 

Der Bericht scheint diese Entwicklung grundsätzlich zu begrüßen, denn patriarchalische An-

sprüche vonseiten des Mannes wurden nicht nur als Anlass von Streit und Zerwürfnissen gese-

hen, die womöglich bis zur Scheidung führten, sondern könnten „darüber hinaus zu einem 

starken Hindernis für die Persönlichkeitsentfaltung der übrigen Familienmitglieder werden“204. 

Allerdings sah der Bericht auch mögliche Schwierigkeiten als Folge der neuen Familienverhält-

nisse, weil die gesellschaftlichen Bedingungen noch nicht auf diese „demokratisch-

partnerschaftlich orientierte Familie“205 eingestellt waren, sodass vor allem mit Blick auf die 

Kinder befürchtet wurde, dass sie durch eine allzu liberale Erziehung die Fähigkeit verlören, 

sich in bestehende Autoritätsverhältnisse einzufügen. Hierbei ist allerdings auch anzumerken, 

dass zur selben Zeit ein „unzeitgemäßes weibliches Rollenbild“206, so der Bericht, vorherrschte, 

demzufolge Eltern auch noch Mitte der 1960er Jahre die Ansicht vertraten, dass eine gute 

Schul- und Berufsausbildung für Töchter weniger relevant sei als für Söhne. Was meist damit 

begründet worden sei: „*E+ine weiterführende Schulbildung der Tochter werde durch die zu 

erwartende baldige Heirat entwertet und sei deshalb eine überflüssige Investition.“207 

Daran ist zu erkennen, dass die zunehmende partnerschaftliche Orientierung innerhalb der 

Ehefamilien als auch der Umstand, dass fast die Hälfte aller verheirateten Frauen einer Er-

werbstätigkeit nachging, nicht als Egalisierung der Geschlechter zu verstehen war. Dies wird 

zusätzlich durch das unterstrichen, was der Bericht als „Tendenzen einer partiellen Dominanz 

der Mutter“208 bezeichnete. Damit war gemeint, dass die Mütter aufgrund der partnerschaftli-

chen Aufgabenteilung „in ihren Aufgabenbereichen mit Entscheidungskompetenz ausgestat-

tet“ wären, also nicht der Mann und Vater darüber zu bestimmen hätte, etwa wie der Haushalt 

geführt und wie die Kinder erzogen würden. Die Frau habe in dem Maß an Einfluss „im Binnen-

raum der Familie“ gewonnen, wie der „zeitliche und kräftemäßige Einsatz des Mannes außer-

halb des Hauses“ zugenommen habe. Mit anderen Worten, die Subjektkonstruktion des Man-

                                                        

203 Ebd. 49. 
204 Ebd. 50. 
205 Ebd. 49. 
206 Ebd. 76. 
207 Ebd. 
208 Hier und im Folgenden: ebd. 51. 
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nes als Patriarch oder Paterfamilias war dem Bericht zufolge ersetzt worden durch den vollzeit 

außerhäusig erwerbstätigen Ernährer. Allerdings ist beachtlich, dass 1964 von einem Fünftel 

der befragten Eheleute das Primat des Mannes in Ehe und Familie befürwortet worden sei, 

während auch nur unwesentlich mehr die volle Gleichberechtigung der Ehepartner befürwor-

tet hätten, der Rest lag irgendwo zwischen diesen Polen.209 

Kurzum, der Bericht zeigte, dass die patriarchalische Dominanz des Mannes in der Ehefami-

lie nicht mehr mehrheitsfähig war, dessen „personales Übergewicht“210 aber durchaus. Was 

das heißt, verdeutlichte der Bericht. Demnach basierten die Ehen trotz zunehmender partner-

schaftlicher Orientierung weiterhin auf einer strikt binären Geschlechterordnung: die Frau als 

Hausfrau und Mutter (und gegebenenfalls Hinzuverdienerin) – und der „Mann als Verdiener 

(oder doch in der Regel als Hauptverdiener)“211, als derjenige, der finanzielle Sicherheit gebe, 

das Sozialprestige der Familie bestimme und eine „Schlüsselposition zwischen Familie und Au-

ßenwelt“212 einnehme, weil er mehr Außenkontakte als die Frau habe. Der Bericht unterstrich 

ferner, dass diese strikt geschlechtlich segregierte Sphärenteilung zwischen Frauen und Män-

nern trotz der erheblich gestiegenen Erwerbsbeteiligung von Frauen aufrecht erhalten blieb. 

Vielmehr sei, vor allem von Frauen „in den Bevölkerungsschichten mit unteren Berufspositio-

nen“213, ein „mangelhaftes Verhältnis zum öffentlichen Raum“ festzustellen gewesen. Als Be-

gründung wurden traditionelle weibliche Rollenvorstellungen, nach denen der Interessenbe-

reich der Frau auf Haushalt und Kinder beschränkt sei, als auch „patriarchalische Vorstellungen 

oder Egoismus beim Ehemann“ angeführt. In erster Linie sei dafür aber die „starke Beanspru-

chung und Belastung durch Haushalt und Kinder *…+ bei den Ehefrauen und Müttern zu einer 

in besonderem Maße öffentlichkeitsfremden und ablehnenden Haltung“ verantwortlich. 

Besonders interessant sind schließlich die Ausführungen über die „Einkommen der unvoll-

ständigen Familien“214, worunter alleinstehende Frauen mit Kindern verstanden wurden. Den 

Großteil dieser Gruppe bildeten geschiedene oder verwitwete Mütter mit ihren Kindern, „Müt-

ter mit unehelichen Kindern“ machten Anfang der 1960er Jahre nur 10 % dieser Gruppe aus. 

Das besondere Problem dieser Gruppe sah der Bericht darin, dass die Mütter auch nach der 

Geburt ihrer Kinder aus materiellen Gründen darauf angewiesen gewesen wären, weiter zu ar-

beiten, was aber gerade wegen der Kinder erschwert wäre. Richtiger hätte es heißen müssen: 

wegen fehlender Betreuungsinfrastruktur. Trotz der ungünstigen Bedingungen lag der Anteil 

der Erwerbsbeteiligung bei den nicht verheirateten Müttern (Gleiches galt auch für die ge-

schiedenen Mütter), die mit ihren Kindern zusammenlebten, weit über dem von verwitweten 

Müttern – unabhängig vom Alter der fraglichen Mütter. Begründet wurde das damit: Es sei an-

zunehmen, „daß die geschiedenen und insbesondere die ledigen Frauen, die mit Kindern zu-

                                                        

209 Vgl. ebd. 49. 
210 Ebd. 50. 
211 Ebd.  
212 Ebd. 51. 
213 Hier und im Folgenden: ebd. 83. 
214 Hier und im Folgenden: ebd. 96. 
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sammenleben, aus finanziellen Gründen einem Erwerb nachgehen müssen. Mit den Unter-

haltszahlungen dürfte in der Regel der Lebensunterhalt nicht zu bestreiten sein.“ Die Witwen-

renten waren demgegenüber ausreichend. 

8. Vom Familienrechtsänderungsgesetz zur Reform des Nichtehe-

lichenrechts (1961-1969) 

8.1. Unverheiratete Mütter können sich die elterliche Gewalt vom Gericht 

übertragen lassen – Familienrechtsänderungsgesetz (1961) 

Der Erste Jugendbericht als auch der Erste Familienbericht hatten deutlich gemacht, dass Fami-

lie nicht als monolithische Kategorie begriffen werden konnte. Sie hatten jedoch auch gezeigt, 

wenn auch nur am Rande, dass die Situation der nicht verheirateten Mütter mit Kindern unter 

14 Jahren auch in den 1960ern nach wie vor schwierig war, nicht zuletzt in finanzieller Hinsicht. 

Die Mütter waren darauf angewiesen, selber Geld zu verdienen. Paradoxerweise war der An-

teil erwerbstätiger alleinstehender Frauen zwischen 1950 und 1965 jedoch um 27 % gesun-

ken.215 Erschwerend kam hinzu, dass die Einkommen von Frauen insgesamt weit unter denen 

von Männern lagen. Der Erste Jugendbericht hatte zudem eine erste Darstellung über die Fol-

gen der Reformen im Jugendwohlfahrtsrecht gegeben, woraus ersichtlich geworden war, dass 

die nicht verheirateten Mütter von einer halben Million Kinder unter vormundschaftlicher Auf-

sicht und Kontrolle des Jugendamtes standen und nur einer kleinen Zahl die elterliche Gewalt 

für ihre Kinder übertragen wurde, was ihr durch das besagte Familienrechtsänderungsgesetz 

vom 11. August 1961 in engen Grenzen ermöglicht worden war. Ab 1. Januar 1962 galt: 

„(1) Der Mutter steht nicht die elterliche Gewalt über das uneheliche Kind zu. Sie hat das Recht und die 

Pflicht, für die Person des Kindes zu sorgen; zur Vertretung des Kindes ist sie nicht berechtigt. Der Vor-

mund des Kindes hat, soweit der Mutter die Sorge zusteht, die rechtliche Stellung eines Beistandes. 

(2) Das Vormundschaftsgericht kann einer volljährigen Mutter auf Antrag die elterliche Gewalt über das 

Kind übertragen. Das Gericht kann einzelne Angelegenheiten oder einen bestimmten Kreis von Angele-

genheiten von der Übertragung ausnehmen.“216 

Mit dem Änderungsgesetz war, wie schon gesagt, auch die Unterhaltspflicht des Vaters ver-

längert worden. Der Vater war nun verpflichtet, seinem „Kinde bis zur Vollendung des acht-

zehnten Lebensjahrs den der Lebensstellung der Mutter entsprechenden Unterhalt zu gewäh-

ren“ 217 . Damit blieb die überkommene Schutzfunktion für vermögende Väter eines 

                                                        

215 Vgl. ebd. 59. 
216 § 1707 BGB. 
217 § 1708 Abs. 1 Satz 1 BGB a.F.  
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nichtehelichen Kindes weiterhin in Kraft, die schon während der Vorarbeiten zum BGB Ende 

des 19. Jahrhunderts beispielsweise von Anton Menger kritisiert worden war.218 Wie dem auch 

sei, durch die Unterhaltsleistungen sollten, so das gesetzliche Ideal, der gesamte Lebensbedarf 

als auch die Kosten der Erziehung sowie der Schul- und Berufsausbildung gedeckt werden. Ein-

schränkend hieß es jedoch: „Hat das Kind das sechzehnte Lebensjahr vollendet, so ist auf Ver-

langen des Vaters eigenes Einkommen des Kindes zu berücksichtigen, soweit dies der Billigkeit 

entspricht.“219 Zudem war der Zahlungsrhythmus verkürzt worden: Der Kindesunterhalt war 

nun nicht mehr vierteljährlich, sondern monatlich zu entrichten.220 

8.2. DIV: Schutz des Kindeswohls und der Institution Ehe und Familie als 

Legitimation für die Bevormundung nichtehelicher Mütter 

Die familienrechtlichen Änderungen, vor allem die Möglichkeit der elterlichen Sorge für die 

unverheirateten Mütter, wurden vom Deutschen Institut für Vormundschaftswesen und nicht 

zuletzt von Webler mit großer Sorge betrachtet. Auf der Coburger Arbeitstagung des DIV Ende 

Mai 1961 wurde die „Verwirrung im Unehelichenrecht“ ausführlich debattiert, wie ein nur we-

nige Monate früher und kurz vor Verabschiedung des Familienrechtsänderungsgesetzes im 

Zentralblatt erschienener Artikel Weblers überschrieben war.221 Gegenstand des Artikels ist ei-

ne scharfe Kritik Weblers an dem 1960 erschienenen Buch von Hildegard Krüger222 „Die 

Rechtsstellung des unehelichen Kindes nach dem Grundgesetz“. An der Kritik wird klar erkenn-

bar, welche normativen Prämissen von Familie und Geschlechterverhältnis Webler zugrunde 

legte.  

In Weblers Augen stiftete Krügers Abhandlung nur unnötige Verwirrung in einer ohnehin 

schwierigen Debatte um das Unehelichenrecht.223 Krüger hätte zwar auch einige sinnvolle Vor-

schläge gemacht, wie Webler einräumte, diese seien aber durch ihre Vorurteile, Voreinge-

nommenheiten und grundsätzliche Männerfeindlichkeit entwertet, die sich Webler nur mit ei-

nem „Gleichberechtigungskomplex“ 224  der Autorin erklären konnte, die er beiläufig als 

„streitbare Amazone“225 denunzierte. Webler hielt Krügers Urteilsvermögen für grundsätzlich 

getrübt, weil sie nicht beachten würde, dass im Ringen um das Nichtehelichenrecht „nicht der 

Streit zwischen den Geschlechtern sondern das Recht des Kindes zur Debatte“226 stünde. Und 

                                                        

218 Vgl. Menger 1890, 98. 
219 § 1708 Abs. 1 Satz 3 BGB a.F. 
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221 Zu der Tagung vgl. Deutsches Institut für Vormundschaftswesen, 1961. 
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er fügte hinzu: „Das Recht des Kindes wird so dem der Mutter geopfert, wenn diese zur Besei-

tigung ihrer ‚Diskriminierung’ die elterliche Gewalt erhalten soll.“227  

So gesehen stellte das Anfang 1962 in Kraft getretene Familienrechtsänderungsgesetz für 

Webler und das Institut einen herben rechtspolitischen Rückschlag dar. Denn nicht ohne 

Grund war in dem von Webler lancierten Hildesheimer Entwurf (1951) zur Reform des Nicht-

ehelichenrechts nicht vorgesehen gewesen, den nichtehelichen Müttern die elterliche Gewalt 

übertragen zu können. Dass dies kein Versehen war, steht außer Frage. Schließlich war Webler, 

wie an früherer Stelle ausgeführt, an den Vorarbeiten zum 1940er Entwurf des Unehelichen-

rechtsreformgesetzes unmittelbar beteiligt und nicht zuletzt auch Herausgeber der Gesetzes-

sammlung „Reichsgesetze zur Jugendhilfe“ (1941). Er wusste also, dass darin vorgesehen war, 

den nichtehelichen Müttern die elterliche Gewalt übertragen zu können. Hinzu kam, dass 

Webler nun zu Anfang der 1960er Jahre unmissverständlich unterstrich, dass er nichts davon 

hielt, die Mütter von der vormundschaftlichen Überwachung und Kontrolle zu befreien, was 

jedoch die Konsequenz der vollen Übertragung der elterlichen Gewalt auf die Mütter gewesen 

wäre. Eine solche Forderung hielt er auch nicht aufgrund des Gleichheitsgrundsatzes aus Arti-

kel 3 Absatz 1 GG gerechtfertigt, wie Webler zufolge selbst „jeder Referendar“228 wisse, womit 

er jede abweichende Sicht der Dinge als unqualifiziert abtat. Auf der 1961er Tagung des DIV 

unterstrich die Leiterin des Münsteraner Landesjugendamts, Ellen Scheuner229 diese Linie. 

Durch die rechtliche Verbesserung der Lage unehelicher Kinder dürften keinesfalls Ehe und 

Familie gefährdet werden, denn sie seien die „Grundlage des staatlichen Lebens“230 und stün-

den aus diesem Grunde unter dem besonderen Schutz der staatlichen Ordnung. Webler wie 

auch Scheuner hielten es für unzweifelhaft, dass „eine unvollständige ‚Familie’ Mutter – Kind 

nicht unter den Schutz des Art. 6, I fällt, weil eine Familie weder tatsächlich noch im Rechtssin-

ne“231 bestünde. Ein nichteheliches Kind habe keine „Eltern“, so Scheuner, sondern bestenfalls 

eine Mutter und einen Vater, denn für sie war der Eltern-Begriff an eine bestehende Ehe und 

Lebensgemeinschaft gebunden.232 Ganz ähnlich verstand auch Webler unter Familie aus-

schließlich eine eheliche Vater-Mutter-Kind-Konstellation; das sogenannte Konkubinat, also 

das Zusammenleben von Frau und Mann mit ihren gemeinsamen Kindern, ohne miteinander 

verheiratet zu sein, begriff er maximal als „De-facto-Familie“233. Diese Sachlage sei aber so sel-

ten, dass für Webler unverrückbar fest stand, dass es der Schutz des nichtehelichen Kindes ge-

biete, der Mutter die volle elterliche Gewalt vorzuenthalten. Eine Begründung dafür findet sich 

in Weblers ebenfalls 1961 erschienenem Artikel „Zur personalen Rolle des Vaters im Leben des 

                                                        

227 Ebd. 
228 Ebd. 106. 
229 Scheuners (1901-1985) berufliche Biografie (vgl. Köster 1999, 90-99) gilt als eine geradezu idealtypi-
sche Verkörperung der „bemerkenswert ungebrochenen Kontinuitäten des konservativ-christlichen 
Strangs der deutschen Wohlfahrtspflege“ (ebd. 99) während des 20. Jahrhunderts.  
230 Scheuner 1961, 9. 
231 Webler 1961b, 106. 
232 Vgl. Scheuner 1961, 9. 
233 Webler 1961c, 196. 
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unehelichen Kindes“. Darin stellte er seinen Standpunkt in aller Deutlichkeit dar: 

„Wir wissen heute, daß die Rollen von Vater und Mutter nicht gleichgeartet sind, nicht vertauschbar, 

nicht wechselseitig voll ersetzbar, und vor allem können sie nicht in einer Person vereinigt sein; aus der 

Natur ihres Wesens heraus und wegen ihrer besonderen Aufgaben können sich die Eltern nicht vollwer-

tig vertreten, kann ein Elternteil vor allem nicht alle Pflichten und Rechte haben.“234 

Weblers Publikationen, vor allem zur Frage des Vaters in seiner Bedeutung für das nicht-

eheliche Kind235, waren grundlegend für die Vorarbeiten zum neuen Nichtehelichengesetz, wie 

die beiden verantwortlichen Referenten im Bundesjustizministerium Ludwig Jansen und Gott-

fried Knöpfel in ihrer 1967 veröffentlichten Darstellung und Materialsammlung „Das neue Un-

ehelichengesetz” unterstrichen. So seien zahlreiche Einzeluntersuchungen verwertet worden, 

um sich für die Gesetzgebungsarbeit ein genaues Bild der tatsächlichen Situation der nichtehe-

lichen Kinder machen zu können, „aus deren Fülle nur die Arbeit von Webler über die persönli-

che Rolle des Vaters im Leben des Kindes *…+ hervorgehoben werden soll“236, wie die Autoren 

betonten. Mit anderen Worten, es kann davon ausgegangen werden, dass Weblers Ausfüh-

rungen einen erheblichen diskursiven Einfluss auf die weitere rechtspolitische Entwicklung hat-

ten. 

8.3. Zur Aufsichts- und Kontrollfunktion der Jugendämter in den Reform-

entwürfen von SPD, AWO und DIV (1956-1963) 

Ausgehend von einer bipolaren Geschlechtsrollenkonstruktion lehnte Webler, also der ge-

schäftsführende Direktor des renommierten DIV und anerkannte Spezialist, alle Vorschläge 

rundweg ab, die etwas anderes vorsahen als eine erheblich eingeschränkte elternrechtliche 

Position der nichtehelichen Mütter. Das galt für den 1956 von der SPD vorgelegten „Entwurf zu 

einem Gesetz zur Anpassung der rechtlichen Stellung der unehelichen Kinder an die rechtliche 

Stellung der ehelichen Kinder gem. Art. 3 Abs. 5 GG“237 genauso wie für den 1961er „Entwurf 

eines Gesetzes über die rechtliche Stellung der außerehelichen Kinder“238 der Arbeiterwohl-

fahrt.  

Der SPD-Entwurf hatte unter anderem vorgesehen, dass die nicht verheiratete Mutter Trä-

gerin der elterlichen Gewalt wäre. Ihr sollte das Jugendamt, in dessen Bezirk die Mutter ihren 

Wohnsitz hatte, als Beistand zur Seite stehen, um sie im Interesse des Kindes zu unterstützen, 

namentlich bei der Feststellung der Vaterschaft und der Geltendmachung von Unterhaltsan-

sprüchen des Kindes gegen den Vater.239 In dem Entwurf war nicht mehr vorgesehen, dass das 

                                                        

234 Ebd. 201. 
235 Webler 1961c; 1961d. Siehe dazu auch Pelle 1961 
236 Jansen/Knöpfel 1967, 70. 
237 Nachgedruckt in: Schubert 2003, 8-12. 
238 Nachgedruckt in: Ebd. 12-19. 
239 Vgl. § 1707 Abs. 1 und 3 BGB des SPD-Entwurfes in: Schubert 2003, 11. 
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Jugendamt automatisch in das Leben von Mutter und Kind treten sollte. Entsprechend hieß es: 

„Die Bestellung des Beistandes erfolgt auf Antrag der Mutter oder wenn die Bestellung im In-

teresse der Mutter oder des Kindes geboten ist. Letzteres ist stets der Fall, wenn die Anerken-

nung der Vaterschaft zu betreiben oder Unterhaltsansprüche geltend zu machen sind.“240 Mit 

dem zweiten Satz machte auch der SPD-Antrag deutlich, dass man das staatliche Wächteramt 

des Grundgesetzes241 ernst nahm und die elterliche Betätigung der Mütter wie auch der Väter 

überwachen und nötigenfalls behördlich durchzusetzen gedachte. Der Entwurf war jedoch auf-

fallend liberal, insbesondere in Hinblick darauf, dass auf ein automatisches Tätigwerden des 

Jugendamtes verzichtet werden sollte, das vielmehr die Beistandschaft als ein Dienstleistungs-

angebot gedacht wurde, das von der Mutter auf ihren Antrag hin in Anspruch genommen wer-

den konnte. Hier liegen die Vorläufer der heute gültigen Regelung. 

Die Reformvorstellungen im AWO-Entwurf waren nicht ganz so weitgehend. So wurde bei-

spielsweise nicht ganz so eindeutig dafür eingetreten, dass die nichtehelichen Mütter grund-

sätzlich Trägerinnen der elterlichen Sorge werden sollten, wie es im SPD-Vorschlag vorgesehen 

war. Zwar hieß es, dass die volljährige Mutter das Recht und die Pflicht haben sollte, „für die 

Person des Kindes zu sorgen sowie die Verwaltung des Vermögens des Kindes und dessen ge-

setzliche Vertretung wahrzunehmen“242, was weitgehend dem entsprach, was unter der „elter-

lichen Gewalt“ begriffen wurde. Aber es wurde vermieden, dies eindeutig als elterliche Gewalt 

der Mutter zu bezeichnen. Zudem sollte das Jugendamt nicht nur ein freiwillig von der Mutter 

in Anspruch zu nehmender Beistand sein, wie es von der SPD vorgeschlagen worden war, son-

dern „gesetzlicher Amtspfleger für die Feststellung der Vaterschaft und die Geltendmachung 

der Unterhaltsansprüche“243. Allerdings wurde die Aufgabe des Amtspflegers in dem AWO-

Entwurf so gefasst, dass sie mit der des Beistandes im SPD-Entwurf vergleichbar gewesen wä-

re: „Der Amtspfleger hat die Mutter bei der Ausübung der Personensorge zu unterstützen.“244 

Die Amtspflegschaft sollte dem Entwurf zufolge jedoch automatisch mit der Geburt eines 

nichtehelichen Kindes eintreten, sie sollte aber auf Antrag der Mutter (oder des Jugendamtes) 

aufgehoben werden; und der Mutter sollte die selbständige Geltendmachung der Unterhalts-

ansprüche übertragen werden können.245 Der AWO-Entwurf sah damit vor, dass die Überwa-

chung und Kontrolle durch das Jugendamt über nichteheliche Mütter und ihre Kinder zunächst 

grundsätzlich aufrecht erhalten bleiben sollte, wenn auch die Möglichkeit vorgesehen wurde, 

dass die Mütter diese vom Gericht hätten aufheben lassen können. Dem Antrag sollte grund-

sätzlich entsprochen werden – solange dadurch das Kindeswohl nicht gefährdet wäre. Ande-

renfalls wäre die Amtspflegschaft nicht beendet worden. 

Auf seiner 1963er Arbeitstagung legte das DIV einen neuerlichen „Gesetzentwurf zur Neu-

                                                        

240 § 1707 Abs. 2 BGB des SPD-Entwurfes in: ebd. 
241 Art. 6 Abs. 2 Satz 2 GG: „Über ihre Betätigung wacht die staatliche Gemeinschaft.“ 
242 AWO-Entwurf, in: Schubert 2003, 15. 
243 § 1707 Abs. 2 Satz 1 des AWO-Entwurfs, in: ebd. 
244 § 1707 Abs. 2 Satz 2 des AWO-Entwurfs, in: Schubert 2003, 15. 
245 § 1707 Abs. 3 des AWO-Entwurfs, in: ebd. 
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ordnung des Unehelichenrechts“ vor, den sogenannten Heidelberger Entwurf.246 Interessan-

terweise beinhaltete dieser Entwurf, anders als die Vorschläge der SPD und der AWO247, auch 

explizite Änderungsvorschläge für das JWG. Auffallend ist auch, dass der fragliche Paragraf 

1707 BGB im Heidelberger Entwurf, sprachlich wie auch durch die diversen Querverweise, be-

sonders umständlich gefasst worden war – nicht nur verglichen mit den beiden vorgenannten 

Entwürfen, sondern auch gemessen an den übrigen Veränderungsvorschlägen innerhalb des 

Entwurfes: 

„Die Mutter wird bei der Ausübung der elterlichen Gewalt durch den Beistand unterstützt. Dieser soll 

um die leibliche, geistige und seelische Entwicklung des Kindes besorgt sein und hat dafür die in § 31 

JWG vorgesehenen Rechte. Für die Rechtsstellung des Beistandes gelten im übrigen die die §§ 1686-

1689, 1691 Abs. 1 sinngemäß. Der Beistand hat erforderlichenfalls die Feststellung der Vaterschaft zu 

betreiben und die Unterhaltsansprüche des unehelichen Kindes geltend zu machen; er hat ferner das 

Vermögen des Kindes zu verwalten. Er hat insofern die Rechte und Pflichten eines Pflegers. 

Ist die Mutter an der Besorgung einzelner Angelegenheiten ihres Kindes rechtlich verhindert, so hat der 

Beistand die Stellung eines Pflegers im Sinne des § 1909 BGB. Wenn die elterliche Gewalt der Mutter 

ruht, hat der Beistand die Stellung eines Vormundes. Der Eintritt der Pflegschaft oder der Vormund-

schaft ist dem Vormundschaftsgericht von dem Beistand anzuzeigen. 

Das Vormundschaftsgericht kann der volljährigen Mutter den Abschluß eines Lehrvertrages, die Einzie-

hung des Unterhalts und die Vermögensverwaltung uneingeschränkt übertragen und auch die Übertra-

gung wieder aufheben, wenn dies im Interesse des Kindes angezeigt scheint.“248 

Die inhaltliche und sprachliche Umständlichkeit dieses Vorschlags lässt sich als Indiz dafür 

deuten, dass man sich mit einer gesetzlichen Realität konfrontiert sah, die mit den eigenen 

rechtlichen Prämissen nur schwer in Einklang zu bringen waren. Die Möglichkeit, dass die 

nichteheliche Mutter Trägerin der elterlichen Gewalt werden konnte, war durch das Familien-

rechtsänderungsgesetz geltendes Recht geworden, musste also auch vom DIV als Fakt hinge-

nommen werden. Aber man merkt dem Entwurf den Unwillen an, sich damit abzufinden. Der 

Vorsitzende des DIV und an der Rechtsreform unmittelbar beteiligte Rechtsprofessor Günther 

Beitzke hatte auf der 1963er Tagung des Instituts erklärt: „Es geht aber hier in erster Linie um 

die Position des Kindes und nicht um eine Gleichberechtigung unehelicher und ehelicher Müt-

ter.“249 Von daher nimmt es nicht Wunder, dass in dem Entwurf die Absicht zu erkennen war, 

die herkömmliche Überwachung und Kontrolle der Mütter durch das Jugendamt in neuem 

Sprachgewand weiter aufrecht zu erhalten. Hierfür kann exemplarisch der Verweis auf § 31 

JWG genommen werden, worin die Pflegekinderaufsicht geregelt war. Das heißt,, dass die 

vormalige Pflegekinderaufsicht des Jugendamtes nach Vorstellungen des DIV in die neue Kon-

struktion der Beistandschaft integriert werden sollte. Der Heidelberger Entwurf sah dement-

                                                        

246 Nachgedruckt in: Schubert 2003, 19-28. Vgl. dazu auch Beitzke 1964. 
247 Hierbei ist freilich zu bedenken, dass das JWG erst am 11. August 1961 verabschiedet wurde. D. h., 
während der laufenden Vorarbeiten zur Reform des Jugendwohlfahrtsrechts wäre eine solche Bezug-
nahme auch nur wenig sinnvoll gewesen. 
248 § 1707 des Heidelberger Entwurfs, in: Schubert 2003, 20. 
249 Beitzke 1964, 11. 
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sprechend für das Jugendwohlfahrtsrecht vor:  

„Die Aufsicht ist durch regelmäßige Nachschau auszuüben und erstreckt sich darauf, daß das leibliche, 

geistige und seelische Wohl des Kindes gewährleistet ist. Die Beamten und Angestellten des Jugendam-

tes haben dafür ein Recht auf jederzeitigem [sic] Zutritt zum Kind. Das Grundrecht der Unverletzlichkeit 

der Wohnung (Art. 13 des Grundgesetzes) wird insoweit eingeschränkt.“250 

Damit bezog das DIV klar Stellung für eine starke Überwachungs- und Kontrollfunktion des 

Jugendamtes und prägte damit einen erheblich vom SPD-Entwurf abweichenden Begriff vom 

Beistand. Beachtlich ist, mit welcher Offenheit von dem zentralen Interessenverband des 

Amtsvormundschaftswesens ein massives Eingriffsrecht („jederzeitigen Zutritt zum Kind“) für 

die jugendamtliche Aufsicht über die nichtehelichen Kinder gefordert wurde und damit ein ex-

pliziter Eingriff in die Grundrechte der Eltern, genauer gesagt: der Mütter. Webler hatte in ei-

nem seiner Artikel eine implizite Rechtfertigung für den Eingriff in die Individualrechte der 

Mütter geliefert, indem er auf eine seiner Ansicht nach erwiesene anthropologische Konstante 

verwies:  

„Wir sind ursprünglich verbundene Personen, eben gerade nicht Individuen; nicht das Ich ist die Abso-

lutheit, sondern das Wir. *…+ Ein ursprüngliches, weil schon leiblich verursachtes Wir *…+ ist die Vater-

Mutter-Kind-Gruppe. Sie ist metaphysisch gegründet; auch wenn wir sie leugnen oder vernachlässigen 

möchten, würde uns das nichts nützen.“251 

Von diesem Punkt aus zog der den Schluss, dass das Fehlen des Vaters bei den Kindern 

„tiefgreifende soziale Störungen hervorrufen“252 könne. Diese Störungen sollten durch die 

strenge Aufsicht und Kontrolle vonseiten des Jugendamtes vermieden oder zumindest gelin-

dert werden. Nicht zuletzt deshalb wurde auch eine unnachgiebige Feststellung der Vater-

schaft und Durchsetzung der Unterhaltsansprüche gefordert, um dem von den Kindern laut 

Webler empfundenen „gesellschaftlichen Mangel“253 („Die anderen Kinder haben alle einen 

Vater, warum habe ich keinen?“) nicht auch noch den „persönlichen Mangel“ durch ein Aus-

bleiben „der väterlichen Leistungen zum Unterhalt“ zu verstärken. Damit wurde die Ernährer-

funktion in Weblers Argumentation zu einer eigenständigen Väterlichkeitskonstruktion. Das 

bedeutet, die Existenz eines Vaters wurde für das Kind als von derart eminenter Bedeutung 

gedacht, dass selbst die reinen Unterhaltsleistungen durch einen dem Kind gänzlich Unbekann-

ten für das Kind zu einem Beweis väterlicher Fürsorge würden. Vor diesem Hintergrund ist die 

Gewährleistung des seelischen Wohls des Kindes, wie es im DIV-Entwurf vom Jugendamt ge-

fordert wurde, zu begreifen. Webler zog daraus den Schluss, das in der künftigen Rechtsent-

wicklung weitaus stärker auch über die Väter der nichtehelichen Kinder nachgedacht werden 

müsse, um diese – im Interesse der Kinder – stärker in die Lebenswelt der Kinder einzubezie-

hen. Gleichzeitig erteilte er utilitären „Gedanken der Zuteilung von Rechten an den Vater, um 

                                                        

250 § 31 Abs. 1 Sätze 2-4 JWG des Heidelberger Entwurfes, in: ebd. 25. 
251 Webler 1961c, 201. 
252 Ebd. 
253 Hier und im Folgenden: ebd. 200. 
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seinen Leistungswillen zu wecken hinsichtlich seiner Unterhaltspflichten“254 eine klare Absage. 

Ihm war offensichtlich an einer eigenständigen Form von Normalisierung des „Vater-Kind-

Bezugs“, des „außerfamiliären“ Eintritts der „Figur des Vaters“ in den „Mutter-Kind-Bereich“ 

gelegen. Diese Normalisierung blieb für Webler jedoch ohne eine Beteiligung amtsvormund-

schaftlicher Fürsorge und Überwachung undenkbar. 

8.4. Die Reformentwürfe – „Münchener Entwurf“ der AGJJ, Referenten-

entwurf, Regierungsvorlagen (1961-1968) 

Nachdem die Arbeiten an JWG und Familienrechtsänderungsgesetz 1961 zu Ende gebracht 

worden waren, stand die grundsätzliche Überarbeitung des Nichtehelichenrechts an. Das Bun-

desjustizministerium verzichtete zunächst darauf, eine eigene Kommission einzusetzen, um ei-

nen Entwurf zur Reform des Nichtehelichenrechts zu erarbeiten.255 Stattdessen wurden die 

Vorarbeiten an die AGJJ delegiert. Die familienrechtliche Kommission der AGJJ richtete zu die-

sem Zweck eine Unterkommission ein, die im Juni 1961 ihre Arbeit an einem Gesetzesentwurf 

aufnahm. – Eine umfassende Darstellung des Reformprozesses auch im Kontext des gesamtge-

sellschaftlichen Wandels findet sich in Sybille Buskes Untersuchung „Fräulein Mutter und ihr 

Bastard“.256 Folglich kann ich mich hier darauf beschränken, in Hinblick auf das Vormund-

schaftswesen den Fokus auf das Gendering innerhalb des Reformprozesses und den Anteil des 

DIV daran zu richten. 

8.4.1. Münchener Entwurf (1964) 

Die Unterkommission der AGJJ begann Mitte 1961 ihre Arbeit an einem Entwurf zur Reform 

des Nichtehelichenrechts. Sie sollte letztlich mehr als zwei Jahre arbeiten, ohne zu einem ein-

stimmigen Ergebnis zu kommen. Stattdessen wurden lediglich Diskussionsmaterialien vorge-

legt, auf die bei den anschließenden Arbeiten im Bundesjustizministerium aufgebaut werden 

konnte, die zunächst im Referentenentwurf vom Mai 1966 und scließlich in dem am 19. August 

1969 verabschiedeten Nichtehelichengesetz257 mündeten. Bevor es aber so weit war, setzte 

sich das mittlerweile 50 Jahre währende zähe Ringen der unterschiedlichen gesellschaftlichen 

Kräfte, wie der christlichen Kirchen, den Parteien, dem Juristentag, den Medien und nicht zu-

letzt den verschiedenen Fachverbänden, um das „Unehelichenrecht“ fort.258 Die Vielfalt dieser 

Kräfte spiegelte sich auch in der personellen Zusammensetzung der besagten Unterkommissi-

on der AGJJ wider, an der sich beispielsweise so illustre Familienrechtler wie der konservative 

                                                        

254 Hier und im Folgenden: ebd. 195. 
255 Vgl. hier und im Folgenden: Englert 1982, 56; Jansen/Knöpfel 1967, 71; Schubert 2003, XXIf., XXXVII-
LXX. 
256 Vgl. für den Zeitraum 1960 bis 1965: Buske 2004, 231-269 und für 1966 bis 1970: ebd. 323-348. 
257 BGBl. I, 1969, 1243. 
258 Vgl. Buske 2004, 231-234. 
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Katholik Friedrich Wilhelm Bosch, der weitaus liberalere Wolfram Müller-Freienfels und der 

protestantisch geprägte Günther Beitzke259 beteiligten. Zu Beitzke ist besonders hervorzuhe-

ben, dass er zu dieser Zeit der Vorstand des DIV war, was noch eine weiteres Indiz für die her-

ausragende Bedeutung dieser Interessenorganisation für die rechtspolitische Entwicklung dar-

stellt. Anfangs nahmen auch Elisabeth Zillken für die Caritas und den Katholischen 

Fürsorgeverein und die Bundestagsabgeordnete Elisabeth Schwarzhaupt (CDU), bevor sie im 

November 1961 Bundesgesundheitsministerin wurde, an den Sitzungen teil. Hinzu kamen un-

terschiedliche Vertreter/innen von Organisationen wie dem Deutschen Juristentag,  Deutschen 

Verein, der Inneren Mission, Arbeiterwohlfahrt (Hasenclever), aber auch von Jugendbehörden, 

des Weiteren hochrangige Angehörige der Ministerialbürokratie wie Eberhard Rüdiger (BMFJ), 

Christof Böhmer, Gottfried Knöpfel oder Franz Maßfelder (alle drei: BMJ) und, gewissermaßen 

als Gastgeber, der Geschäftsführer der AGJJ Klaus Rauschert.260 So vielfältig die Zusammenset-

zung, so uneinheitlich war auch die Arbeit des Unterausschusses, was dem Rechtshistoriker 

Schubert zufolge dazu führte, „daß bald zur Vorbereitung der Beratungen Besprechungen in 

kleineren Kreisen stattfanden, an denen Bosch, Beitzke, Müller-Freienfels und Maßfelder teil-

nahmen“261.  

Zunächst beschäftigte sich die Arbeitsgruppe in ganzer Breite mit den Fragen des Nichtehe-

lichenrechts, auch unter Einbezug des ausländischen Rechts und der Rechtsentwicklung in der 

DDR262. Bis Herbst 1962 wurden vorwiegend Grundsatzfragen erörtert. Von da an bereitete ei-

ne kleine Gruppe Diskussionsthesen für die nächsten Sitzungen vor, um so endlich zu konkre-

ten Ergebnissen zu kommen, die Anfang März 1964 ohne Begründungen in den „Mitteilun-

gen“263 der AGJJ als Münchener Entwurf verabschiedet wurden.264 Der Münchener Entwurf 

umfasste insgesamt sieben zentrale Aspekte: 1. das Rechtsverhältnis zwischen Kind und Mut-

ter, 2. die Vaterschaft und Vaterschaftsfeststellung, 3. das personenrechtliche Verhältnis zwi-

schen Kind und Vater, 4. den Unterhaltsanspruch des Kindes, 5. das Erbrecht des Kindes, 6. das 

Namensrecht und 7. Sonderregelungen für sogenannte Brautkinder. Im Folgenden werden nur 

die Punkte 1 bis 5 beleuchtet.  

8.4.1.1. Beistandschaft als Unterstützung und Kontrolle der nichteheli-

chen Mütter durch das Jugendamt 

In Bezug auf das Rechtsverhältnis zwischen nichtehelicher Mutter ihrem Kind ging die Mehr-

heitsmeinung dahin, dass die volljährige Mutter mit der Geburt ihres Kindes die elterliche Ge-

                                                        

259 Beitzke war von 1956 bis 1966 Vorstand des DIV (vgl. Schubert 2003, LXXIV). Er war Nachfolger von 
Karl Haff. In der Jubiläumsschrift zum 100jährigen Bestehen des DIJuF (DIV/Archiv) wird Beitzkes Amts-
dauer von Schuberts Angaben abweichend auf 1955 bis 1965 datiert (Jenner 2006, 205). 
260 Vgl. die Sitzungsprotokolle der Unterkommission der AGJJ zur Reform des Unehelichenrechts, nach-
gedruckt in: Schubert 2003, 29-154. 
261 Ebd. XX. 
262 Vgl. Protokoll der Sitzung der Unterkommission vom 20/21.10.1961, in: Schubert 2003, 39-43. 
263 39/1964, 14. 
264 Vgl. ebd. XX. Darin findet sich ebenfalls ein Nachdruck des Münchener Entwurfs: 147-154. 
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walt erlangen sollte.265 Das Jugendamt sollte kraft Gesetzes automatisch Beistand der Mutter 

werden, um sie bei der Ausübung der elterlichen Gewalt zu unterstützen. An dieser Stelle will 

ich darauf hinweisen, dass hier die „Beistandschaft“ in der Diskussion war, allerdings mit einer 

erheblich restriktiveren Bedeutung, als sie die heute bestehende „freiwillige Beistandschaft“ 

hat. Dies wird vor allem daran deutlich, wenn man bedenkt, dass das Jugendamt im Rahmen 

dieser Beistandschaft eine Form von Aufsicht über die Mutter und ihr Kind ausüben sollte, ge-

wissermaßen als Schnittstelle zwischen der sogenannten unvollständigen Familie und dem 

Vormundschaftsgericht: Das Jugendamt habe, „dem Vormundschaftsgericht jeden Fall, in dem 

es zum Einschreiten berufen ist, unverzüglich anzuzeigen“266. Die elterliche Gewalt der Mutter 

sollte auch dem Entwurf zufolge auch weiterhin nicht das Recht beinhalten, dass sie selbstän-

dig die Vaterschaftsfeststellung und die Geltendmachung von Unterhaltsansprüchen betreiben 

könnte. Beides wurde als zwingende Aufgabe des Beistands und somit des Jugendamtes konzi-

piert, das dafür mit den Rechten und Pflichten eines Pflegers ausgestattet sein sollte. Das BGB 

normierte: „Das Recht und die Pflicht der Eltern, für die Person und das Vermögen des Kindes 

zu sorgen, erstreckt sich nicht auf Angelegenheiten des Kindes, für die ein Pfleger bestellt 

ist.“267 Der Mutter sollte jedoch das Recht zustehen, schon vor der Geburt des Kindes das 

Nichteintreten oder auch später die Aufhebung der Beistandschaft beim Vormundschaftsge-

richt zu beantragen oder auch nur den Wirkungskreis der Beistandschaft zu beschränken, 

wenn dadurch das Wohl des Kindes nicht gefährdet würde. 

Die konservativ-christlich eingestellte Ausschussminderheit, zu der unter anderem Ellen 

Scheuner und Bosch gehörten, votierte für eine erheblich restriktivere Neuregelung, die nach 

wie vor von einem grundsätzlichen Misstrauen gegenüber den nichtehelichen Müttern wie 

auch den nichtehelichen Vätern geprägt war. Ihr Ziel war zwar ebenfalls, mit der Rechtsreform 

verbesserte Bedingungen für die Lage der nichtehelichen Kinder zu normieren. Aber gleichzei-

tig war dieser Minderheit daran gelegen, „unverheiratete Eltern in ihrer subalternen Position 

festzuschreiben, um somit traditionelle Ordnungsvorstellungen aufrechtzuerhalten und damit 

einem sich androhenden Verschwimmen geschlechter- und familienpolitischer Hierarchien 

entgegenzuwirken“268, wie Buske treffend schreibt. Die Minderheitsmeinung sah daher für die 

nichtehelichen Mütter weiterhin nur das Recht und die Pflicht der Personensorge vor.269 Zu-

dem sollte das Jugendamt Amtspfleger für die Vermögenssorge sowie für die Feststellung der 

Vaterschaft sein und Beistand hinsichtlich der Personensorge. Auch die Minderheit wollte der 

Mutter die Möglichkeit einräumen, sich auf Antrag beim Vormundschaftsgericht die elterliche 

Sorge ganz oder in Teilen übertragen zu lassen, allerdings nur für den sehr enggefassten Fall, 

dass dies das Wohl des Kindes erforderte.  

                                                        

265 Vgl. hier und im Folgenden: den Münchener Entwurf, in: Schubert 2003, 147. 
266 Ebd. 
267 § 1630 Abs. 1 BGB a.F. 
268 Buske 2004, 243. 
269 Vgl. hier und im Folgenden: den Münchener Entwurf, in: Schubert 2003, 148. 
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8.4.1.2. Gleichberechtigung von ehelichen und nichtehelichen Kindern:  

Kind und Vater gelten als miteinander verwandt 

Die Kommission war gemeinsam zu der Auffassung gelangt, dass die überkommene Rechtsfik-

tion aus Paragraf 1589 Absatz 2 BGB abgeschafft gehörte, wonach der nichteheliche Vater und 

das nichteheliche Kind als nicht miteinander verwandt zu gelten hatten.270 Allerdings sollte das 

Verwandtschaftsverhältnis durch besondere Vorschriften geregelt werden, mit anderen Wor-

ten: nicht eins zu eins dem ehelichen Verwandtschaftsverhältnis entsprechen. Der Entwurf 

konzipierte es als Rechtsanspruch des Kindes, dass festgestellt würde, wer sein Vater sei. Zu 

diesem Zwecke wäre die Vaterschaft durch Anerkenntnis (vor dem Gericht, einem Notar, dem 

Jugendamt oder einem Standesbeamten) oder durch gerichtliche Entscheidung festzustellen. 

Bei Letzterem sei vom Gericht festzustellen, „wer der Mutter innerhalb der gesetzlichen Emp-

fängniszeit beigewohnt hat“271. Die Kommission verständigte sich gleich zu Beginn ihrer Ver-

handlungen darauf, dass der Mutter grundsätzlich das Recht zustehen solle, sich dazu nicht zu 

äußern und den Vater nicht zu benennen.  

Im Sitzungsprotokoll von 2./3. Juni 1961 wird Beitzke zitiert, der demnach zum Ausdruck 

gebracht hätte, dass man die Mütter nicht von Gesetzes wegen zwingen könne, wahrheitsge-

mäße Angaben über den Vater zu machen. Aber, so Beitzke laut Protokoll: „Eine andere Sache 

sei die, welche Konsequenzen daraus zu ziehen sind, wenn sie keine Angaben machen. Er hielt 

es für erwägenswert zu sagen: ‚Dann soll sie eben kein Kindergeld bekommen.’“272 Dem wurde 

von Ellen Scheuner widersprochen. In der Folge räumte Beitzke dann ein, „daß eine Leistung, 

die im Interesse des Kindes gewährt wird, nicht wegen des Verhaltens der Mutter verweigert 

werden darf“273. Man verständigte sich schließlich auf die These: „Die Mutter soll nicht recht-

lich verpflichtet sein, den Vater zu nennen. Aus der Nichtbenennung sollen ihr, auch außerhalb 

des Zivilrechts, keine Nachteile erwachsen dürfen.“274 

Wenn die Vaterschaft feststand, so sollte dem Vater das Recht zustehen, vom Vormund-

schaftsgericht Auskunft über das Kind zu verlangen, was ihm auch zu gewähren sei, sofern das 

Kindeswohl dadurch nicht gefährdet würde.275 Ein Umgangsrecht, in den Thesen ist hierfür von 

einem Verkehrsrecht die Rede, sollte dem Vater nicht grundsätzlich zustehen. Ein solches soll-

te ihm aber vom Vormundschaftsgericht gestattet werden können, unter der eng gefassten 

Voraussetzung: wenn dies dem Kindeswohl diene.276 Dabei sollte vom Gericht auf die Interes-

sen der Mutter Rücksicht genommen werden. Des Weiteren wurde die personenrechtliche Re-

gelung vorgesehen, dass dem Vater die elterliche Gewalt für das nichteheliche Kind nur durch 

eine Ehelicherklärung übertragen werden könne. 

                                                        

270 Vgl. hier und im Folgenden: ebd. 149-151. 
271 Ebd. 150. 
272 Protokoll der AGJJ-Unterkommission vom 3.6.1961, nachgedruckt in: ebd. 38. 
273 Ebd. 39. 
274 Thesenvorschläge der Unterkommission, nachgedruckt in: ebd. 93. 
275 Vgl. Münchener Entwurf, in: Schubert 2003, 150. 
276 Hier und im Folgenden: Vgl. ebd. 151. 
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8.4.1.3. Gendering durch die Konstruktion von Unterhaltspflichten –  

Mutter: Pflege und Erziehung, Vater: Barunterhalt  

Hinsichtlich des Unterhaltsanspruchs des nichtehelichen Kindes verständigte sich die Unter-

kommission auf den Grundsatz: „Mutter und Vater sind dem Kind nebeneinander unterhalts-

pflichtig. Die Mutter erfüllt ihre Unterhaltspflicht in der Regel durch die tatsächliche Pflege und 

Erziehung des Kindes, der Vater in der Regel durch Zahlung einer Unterhaltsrente.“277 Die Un-

terhaltspflicht sollte, wie seit dem Familienrechtsänderungsgesetz galt, bis zur Vollendung des 

18. Lebensjahres des Kindes bestehen und sich auch auf die Eltern des Vaters erstrecken und, 

falls diese ausfallen sollten, auch auf die Mutter und ihre Verwandten „in aufsteigender gera-

der Linie“278. Die Höhe des vom Vater zu leistenden Unterhalts sollte sich wie ehedem an „der 

Lebensstellung der Mutter“ bemessen, allerdings sollte ein Mindestunterhalt von der Bundes-

regierung für das gesamte Bundesgebiet festgelegt werden.279 Sollte das Kind bereits eigenes 

Geld verdienen, so sollte dies auf den Unterhalt angerechnet werden. Wenn es vorher seine 

„angemessene“ Berufsausbildung noch nicht vollendet hätte, so sollte die Unterhaltspflicht bis 

zum vollendeten 25. Lebensjahr ausgedehnt werden können. Bei alldem sollten die sonstigen 

Verhältnisse und Verpflichtungen des Vaters berücksichtigt werden, „insbesondere gegenüber 

seiner ehelichen Familie“280. Damit wurde der Schutz der Institution Ehe, im Sinne der durch 

den Ehemann als Paterfamilias zu versorgenden Ehe-Familie, über das Wohl der nichtehelichen 

Kinder gestellt. Gleichzeitig wurde durch diesen Ehe-Schutz die gesamte Verantwortung für 

das nichteheliche Kind im Zweifel der Mutter aufgebürdet, während der Vater durch seine an-

derweitige Ehe mitgeschützt wurde. Die naheliegende Frage ist, ob dieser Schutz der Instituti-

on Ehe nicht grundsätzlich als ein Schutz von Männern konzipiert wurde, die ungeschützten 

außerehelichen Geschlechtsverkehr hatten. 

8.4.2. Amtspflegschaft statt Amtsvormundschaft – vom Referentenentwurf 

zum Gesetz über die Rechtsstellung der nichtehelichen Kinder (1965 – 

1970) 

8.4.2.1. Referentenentwurf: Juridifikation des Münchener Entwurfs 

Nachdem der Münchener Entwurf vorgelegt worden war, wurden die Reformvorarbeiten ab 

Anfang 1965 im Bundesjustizministerium fortgesetzt. Das Ministerium sei dabei von einer klei-

neren Kommission beraten worden, wie die zwei federführend beteiligten Ministerialbeamten 

Jansen und Knöpfel in ihrem 1967 publizierten Bericht festhielten. Diese bestand zum einen 

Teil aus dem harten Kern der in der AGJJ-Unterkommission vertretenen juristischen Fachleute: 

Beitzke, Bosch, Müller-Freienfels und Scheuner.281 Hinzu kamen die Bundestagsabgeordnete 

                                                        

277 Ebd. 
278 Ebd. 
279 Vgl. hier und im Folgenden: ebd. 152. 
280 Ebd. 
281 Vgl. hier und im Folgenden: Jansen/Knöpfel 1967, 71. 
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Erdmuthe Falkenberg (CDU) und Bundesverfassungsrichterin Wiltraud Rupp-von Brünneck. 

Den Sitzungsprotokollen ist zu entnehmen, dass darüber hinaus auch noch Staatsanwältin Ma-

ria Grasnick beteiligt war.282 

Diese juristisch hochkarätig besetzte Kommission legte bis September 1965 detaillierte Re-

formvorschläge zur Neuregelung der rechtlichen Stellung der unehelichen Kinder im BGB und 

der damit zusammenhängenden Normen der Zivilprozessordnung vor.283 Die eher allgemein 

gefassten Reformvorschläge des Münchner Entwurfs wurden nun in die esoterische Sprache 

der Gesetze oder anders gesagt, in eine justiziable Form übertragen. Auf diesen Vorarbeiten 

sattelte dann der im Mai 1966 vorgelegte Entwurf des Familienrechtsreferats innerhalb des 

Bundesjustizministeriums auf, der, wie nachdrücklich von den zuständigen Referenten Jansen 

und Knöpfel unterstrichen wurde, weder die abschließende Meinung des zuständigen Minis-

ters noch der Bundesregierung widergespiegelt hätte.284 Die Vorsicht ist durchaus nachvoll-

ziehbar, wenn man bedenkt, wie häufig allein im engeren Reformzeitraum, also zwischen 1961 

und dem Inkrafttreten des Gesetzes 1970, die Bundesjustizminister gewechselt haben: 

Tabelle 8: Bundesjustizminister 1957-1969 

Fritz Schäffer CSU 29.10.1957 - 14.11.1961 

Wolfgang Stammberger FDP 14.11.1961 - 19.11.1962 

Ewald Bucher FDP 13.12.1962 - 27.03.1965 

Karl Weber CDU 01.04.1965 - 26.10.1965 

Richard Jaeger CSU 26.10.1965 - 30.11.1966 

Gustav Heinemann SPD 01.12.1966 - 26.03.1969 

Horst Ehmke  SPD 26.03.1969 - 21.10.1969  

Gerhard Jahn SPD 22.10.1969 - 07.05.1974 

Die vorsichtige Formulierung war aber wohl vor allem dem Umstand geschuldet, dass die 

restriktiv-konservative Grundtendenz der Gesetzesentwürfe, einschließlich des 1966er Refe-

rentenentwurfes, auf weitgehende Ablehnung des seit Ende 1966 amtierenden ersten Justiz-

ministers der SPD nach dem Zweiten Weltkrieg, Gustav Heinemann, stieß.285 Während der gro-

ßen Koalition unter Bundeskanzler Kurt-Georg Kiesinger (CDU) kam es zu einer Zäsur. Die 

christlich-konservative Dominanz in der Wohlfahrtspolitik, vor allem während der „Ära Ade-

nauer“ und auch noch, wenn auch schwächer werdend, während der Kanzlerschaft Ludwig Er-

hards (CDU), erfuhr nun einen Bruch. Besonders deutlich wurde dies an den zahlreichen erb-

rechtlichen Konstruktionen, mit denen das nichteheliche Kind als Erbe des Vaters weitgehend 

ausgeschlossen bleiben sollte, um die man in den Vorarbeiten jedoch so zäh gerungen hatte. 

Heinemann wollte, dass die nichtehelichen Kinder gegenüber ihren Vätern, bei festgestellter 

Vaterschaft, endlich den ehelichen erbrechtlich weitgehend gleichgestellt würden. Zusätzlich 

drängte er darauf, die Rechtsposition der nichtehelichen Mütter gegenüber dem Jugendamt 

erheblich aufzuwerten: Das Jugendamt sollte die Mütter nur noch als Beistand unterstützen 

                                                        

282 Vgl. die Besprechungsprotokolle, nachgedruckt in: Schubert 2003, 155-200. 
283 Vgl. ebd. 200-223. 
284 Vgl. Jansen/Knöpfel 1967, 73. 
285 Vgl. hier und im Folgenden: Buske 2004, 323-325; Schubert 2003, XXV. 
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und sie nicht länger überwachen. Die Hauptzielsetzungen, wie sie noch im Referentenent-

wurf286 beschrieben waren, fanden jedenfalls nicht mehr ungeteilte Zustimmung. Vor allem 

waren vormals zentrale Standpunkte, wie der folgende, nicht länger mehrheitsfähig: 

„Der RefE schützt Ehe und Familie als Einrichtung, vermeidet es besonders, Konkubinate einer ehelichen 

Verbindung gleichzustellen. Er nimmt ferner auf die Ehe und Familie des Vaters Rücksicht und ist be-

strebt, Regelungen zu vermeiden, welche die Ehe des Vaters gefährden oder zu einer Schlechterstellung 

seiner ehelichen Kinder führen könnten.“287 

Nachdem der Referentenentwurf im Mai 1966 dem Licht der Öffentlichkeit zugänglich ge-

macht worden war, nahmen dazu sowohl die Bundesländer als auch diverse Verbände Stellung 

– zum Beispiel Caritas, AWO, Familienrechtskommission der EKD, Juristinnenbund, Deutscher 

Anwaltsverein, Deutscher Richterbund und nicht zuletzt auch das DIV.288 Am ausführlichsten 

war die Stellungnahme des Katholischen Arbeitskreises für die Reform des Unehelichenrechts, 

der sich schon seit 1963 eingehend mit der Rechtsreform beschäftigt hatte – und zu dem unter 

anderem Bosch gehörte.289 In diesen Stellungnahmen zeigte sich, dass die Frage des Amtsvor-

mundschaftswesens –neben der Erbrechtsfrage – ein zentraler und höchst kontroverser Punkt 

war. Von katholischer Seite wurde dafür votiert, dass eine Form der vormundschaftlichen Auf-

sicht durch das Jugendamt zur Gewährleistung des Kindeswohls fortbestehen müsse und zwar 

in Form einer überwachenden Amtsbeistandschaft.290 Des Weiteren wurde gefordert, dass we-

der die nichteheliche Mutter noch der Vater in vollem Umfange Träger der elterlichen Gewalt 

werden können sollten; der Vater sollte grundsätzlich keinerlei Mitbestimmungsmöglichkeiten 

am Leben des Kindes haben. Die Caritas stimmte den im Referentenentwurf vorgeschlagenen 

Regelungen zu, mit denen die Rechte des Vaters an seinem nichtehelichen Kinde eng be-

schränkt bleiben sollten, zudem sollte das System der Amtsvormundschaft beibehalten blei-

ben.291 Vom DIV wurde weiterhin die schon im Heidelberger Entwurf formulierte Forderung 

erhoben, dass die überkommene Überwachung und Kontrolle nicht nur beibehalten bleiben 

müsste, wenn nun auch unter dem Begriff der Beistandschaft, sondern um die quasi-

polizeiliche Befugnis erweitert, sich auch gegen den Willen der Mutter mit gerichtlicher Befug-

nis Zutritt zur Wohnung zu verschaffen, um das Wohlergehen des Kindes überprüfen und nöti-

genfalls sicherstellen zu können. Im Gegensatz dazu wurde von der Familienrechtskommission 

der EKD eine geradezu liberale Regelung favorisiert, nämlich der Mutter vom Grundsatz her die 

elterliche Gewalt zu übertragen, um sie so stärker in die Eigenverantwortung für ihr Kind zu 

nehmen. Dies hielt die Kommission für – zumindest möglicherweise – besser geeignet, das 

Kindeswohl zu schützen, als durch ein automatisches Eingreifen des Jugendamtes qua Amts-

                                                        

286 Zu den Vorschlägen der Kommission als auch zum Referentenentwurf und zu ihren jeweiligen Entste-
hungsprozessen vgl. die Protokolle und Dokumente, nachgedruckt in: Schubert 2003, 155-269, als auch 
den Bericht der hauptverantwortlichen Referenten Jansen und Knöpfel (1967). 
287 Jansen/Knöpfel 1967, 80. 
288 Vgl. Schubert 2003, XXII-XXV. 
289 Vgl. Buske 2004, 253-261. 
290 Vgl. hier und im Folgenden: Schubert 2003, XXIIf. 
291 Vgl. hier und im Folgenden: ebd. XXIII. 
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vormundschaft. Eine besonders scharfe Kritik an der nach wie vor restriktiven Grundtendenz, 

die dem Reformentwurf innewohnte, kam vom Juristinnenbund.292 So wurde kritisiert, dass der 

Entwurf auf althergebrachten Prämissen basierte, die allerdings kaum soziologisch fundiert 

seien, so vor allem die durchscheinende Grundannahme, dass Mütter außerehelicher Kinder 

grundsätzlich unfähig seien, Trägerin der vollen elterlichen Gewalt zu sein. Der Juristinnenbund 

warb dafür, den Müttern das Jugendamt als Beistand zur Verfügung zu stellen, das sie nur 

dann zu unterstützen haben sollte, wenn sie dies wünsche oder nachweislich nicht in der Lage 

wäre, allein für ihr Kind zu sorgen. Des Weiteren berief das Bundesjustizministerium im No-

vember 1966 eine mehrtägige Besprechung mit Vertretern der Landesjustizverwaltungen ein, 

bei der die Reformvorschläge aus Sicht der Rechtspraxis eingehend erörtert wurden.293 In Hin-

blick auf das Amtsvormundschafts- beziehungsweise Beistandschaftssystem erhoben die Ver-

treter/innen der Landesjustizverwaltungen keine entscheidenden Einwände. 

8.4.2.2. Streitpunkt Amtsbeistandschaft: Kontroverse Familien- und Ge-

schlechterkonstruktionen 

Auf Grundlage dieser Besprechung und der Stellungnahmen überarbeiteten die Referenten des 

Justizministeriums den Entwurf, dessen schließlich am 5.9.1967 vom Kabinett genehmigte Fas-

sung („Regierungsentwurf“) am 21.9.1967 dem Bundesrat zur Stellungnahme vorgelegt wur-

de.294 Der überwies den Entwurf unmittelbar an einen Unterausschuss des Bundesratsrechts-

ausschusses.295 Dessen Ergebnisse wurden am 17.10.1967 im Rechtsausschuss des Bundesrates 

abschließend beraten.296 Der Ausschuss schlug (gegen das Votum aus Bayern) vor, anstelle der 

Beistandschaft eine Pflegschaft zu normieren, die lediglich zur Feststellung der Vaterschaft und 

Beitreibung der Unterhaltsleistungen des Vaters dienen sollte.297 Der überarbeitete Entwurf 

wurde schließlich 27.10.1967 vom Bundesrat verabschiedet, daraufhin von den Referenten im 

BMJ angepasst und als Regierungsentwurf298 am 7.12.1967 in den Bundestag eingebracht und 

dort am 17.1.1968 in erster Lesung beraten.  

Die kurze Aussprache im Parlament verdeutlichte, dass die Erbrechtsregelungen aber auch 

die Frage der Vormundschaft/Beistandschaft/Pflegschaft weiterhin höchst kontrovers waren. 

Sybille Buske weist darauf hin, dass es dabei um die politische Bestimmung eines neuen Fami-

lienbegriffs gegangen sei.299 Dabei zeichnete sich ab, dass aufseiten der konservativen Parteien 

zwar der Schutzanspruch des unehelichen Kindes anerkannt worden sei, ohne jedoch die feste 

Grenze zwischen ehelichen Familien einerseits und alleinerziehenden Müttern und ihren Kin-

dern andererseits in Frage zu stellen. Im Gegensatz dazu hätte sich bei SPD und FDP die Grenz-

                                                        

292 Vgl. hier und im Folgenden: ebd. XXIV. 
293 Vgl. die Sitzungsprotokolle, nachgedruckt in: ebd. 270-345. 
294 Bundesratsdrucksache 468/67. 
295 Vgl. die Beratungsprotokolle, nachgedruckt in: ebd. 406-432. 
296 Vgl. das Beratungsprotokoll, nachgedruck in: ebd. 432-444. 
297 Vgl. hier und im Folgenden: Schubert 2003, XXVf. 
298 Wiedergegeben in: DAVorm 4/1968, 115-128. 
299 Vgl. hier und im Folgenden: Buske 2004, 329. 
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ziehung zwischen den verschiedenen Familienformen aufgeweicht. 

Der Entwurf wurde abermals in die Fachausschüsse (Recht und Familie) überwiesen, wo er 

monatelang, auch nach mehrmaligem Drängen des Ministers Heinemann, unbearbeitet liegen 

blieb.300 Erst Ende September 1968 nahm ein Unterausschuss des Bundestagsrechtsausschus-

ses unter dem Vorsitz von Elisabeth Schwarzhaupt (CDU) die Arbeit auf, um den Entwurf zu 

überarbeiten. Wieder einmal war es eine engagierte und kompromissbereite gemäßigt konser-

vative Parlamentarierin, die entscheidende Impulse für den Fortgang des Gesetzgebungspro-

zesses im Nichtehelichen- und daran angrenzenden Jugendhilferecht setzte.301 Die schleppen-

de rechtspolitische Entwicklung bekam einen nachdrücklichen Anstoß durch eine Entscheidung 

des Bundesverfassungsgerichts vom 29.1.1969, mit der dem Gesetzgeber eine Frist bis Ende 

der fünften Legislaturperiode gesetzt wurde, um das geltende Recht endlich dem Verfassungs-

auftrag aus Artikel 6 Absatz 5 GG anzupassen, also dem unehelichen Kind die gleichen Chancen 

für seine Entwicklung zu verschaffen, wie dem ehelichen Kind.302 Der Bundestagsausschuss tat 

sich aber auch weiterhin sichtlich schwer. Vor allem das Erbrecht, aber auch die Frage der Aus-

tarierung zwischen beistandschaftlicher Überwachung und unterstützender Pflegschaft der 

nichtehelichen Mutter durch das Jugendamt polarisierten weiterhin.303 Schließlich kam der 

Ausschuss jedoch dahin überein, dass dem nichtehelichen Kind ein Erbrecht gegenüber dem 

Vater eingeräumt und das Jugendamt Beistand der Mutter werden sollte.304  

8.4.2.3. Bundestag verabschiedetes Reformgesetz mit gesetzlicher 

Amtsbeistandschaft 

Am 14.5.1969 wurde die Gesetzesvorlage im Bundestag in zweiter und dritter Lesung beraten 

und schließlich auch angenommen.305 Wie sehr der Gesetzesentwurf als Kompromiss empfun-

den wurde, wird in der Rede von Horst Ehmke, dem Nachfolger Heinemanns im Amt des Bun-

desjustizministers, geradezu beispielhaft deutlich:  

„Ich weiß nicht, ob es ein Grund zur Freude oder ein Grund zur Wehmut ist, daß wir heute hier eine Re-

form verabschieden, die seit einem halben Jahrhundert überfällig war und seit zwanzig Jahren vom 

Grundgesetz gefordert wurde, ohne daß sie verwirklicht worden wäre. *…+ Sie werden sicher nicht er-

warten, daß ich mich über alle Ergebnisse, die nun erreicht worden sind, über alle Änderungen der Vor-

                                                        

300 Vgl. hier und im Folgenden: ebd. 333f. 
301 Vgl. ebd. 335, 340. 
302 BverfGE 25, 167. In den Leitsätzen hieß es darin: „1. Erfüllt der Gesetzgeber den ihm von der Verfas-
sung in Art. 6 Abs. 5 GG erteilten Auftrag zur Reform des Unehelichenrechts auf dem Gebiete des bür-
gerlichen Rechts nicht bis zum Ende der laufenden (5.) Legislaturperiode des Bundestages, so ist der Wil-
le der Verfassung soweit wie möglich von der Rechtsprechung zu verwirklichen. Die Verfassungsnorm 
erlangt insoweit derogierende Kraft gegenüber entgegenstehendem einfachen Recht.“ Auch in: DAVorm 
3/1969, 132. 
303 Vgl. Zarbock 1969, 208. 
304 Vgl. Buske 2004, 340. 
305 Vgl. BT. stenographischer Bericht, 5. WP, 14.5.1969, 12993. 
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lage glücklich zeige, zumal da einiges Verfassungsrechtliche nicht ganz unbedenklich ist.“306 

Aufseiten der SPD war deutlich mehr erwartet worden, schließlich hatte Heinemann, der 

mittlerweile Bundespräsident geworden war, auch deutlich einschneidendere Reformen an-

gemahnt. Zudem hatte die gesamtgesellschaftliche Entwicklung den Gesetzgebungsprozess in-

zwischen regelrecht überholt. Unehelichkeit war ein öffentliches Politikum geworden und die 

allgemeine moralische Verurteilung hatte sich seit Mitte der 1960er erheblich entschärft. Hin-

zu kamen verschiedene Gründungen wie die des Verbands lediger Mütter im Jahr 1967, der 

später in Verband alleinerziehender Mütter und Väter umbenannt wurde und bis heute eine 

wichtige familienrechtspolitische Kraft ist.307 Im März 1968 kam es auf der anderen Seite zur 

Gründung des Verbandes der Unterhaltsverpflichteten für unehelich geborene Kinder in der 

BRD, der 1987 mit der 1975 gegründeten Interessen- und Schutzgemeinschaft unterhaltspflich-

tiger Väter fusionierte und bis heute als Interessenverband Unterhalt und Familienrecht (ISUV) 

agiert und ebenfalls einigen politischen Einfluss ausübt.308 Im Juni 1968 berichtete Rudolf 

Hauck (SPD) dem von ihm geleiteten Bundestagsausschuss für Familien- und Jugendfragen 

über eine ganze Reihe von höchst widersprüchlichen Eingaben und Stellungnahmen, die beim 

Ausschuss eingegangen seien.309 Er bezog sich dabei unter anderem auf die beiden vorgenann-

ten Vereinigungen, die besonders durch ihre Polemik aufgefallen seien und dadurch, dass sie 

äußerst einseitig für die Interessen der Mütter beziehungsweise der Väter einträten. Das Pro-

tokoll zitiert Hauck: „Auf das Wohl des Kindes, das doch entscheidend sein sollte, werde dage-

gen kaum eingegangen.“310 

Die Idee von der Familie als Privatangelegenheit war damit zu einem Anachronismus ge-

worden, die familialen Beziehungen wurden öffentlich als Politikum sichtbar. Die sogenannten 

unvollständigen Familien, sowohl seitens der Mütter wie der Väter, begannen damit, sich zu 

organisieren und ihre spezifischen Interessen öffentlich zu vertreten. Zugleich wurden die Fra-

ge der Gender Order und das diskursive Ringen um das Gender Regime innerhalb des familien- 

und jugendhilfepolitischen Feldes klar erkennbar. Die eindeutig an das jeweilige Geschlecht 

gebundenen Rollen-Konstruktionen als Mutter oder als Vater, die politisch, rechtlich und da-

rauf basierend: durch die öffentliche Jugendhilfe normiert und dementsprechend positiv oder 

negativ sanktioniert wurden, waren offensichtlich fragil. Der 1968 erschienene Erste Familien-

bericht hatte unter dem Schlagwort der Partnerschaftlichkeit ebenfalls deutlich gemacht, dass 

auch Ehe und Familie wenn nicht als instabile, dann zumindest als überaus heterogene Kon-

struktion zu begreifen war.311 Vor diesem Hintergrund wird deutlich erkennbar, dass der par-

                                                        

306 Zit. nach DAVorm, 6-7/1969, 206. 
307 Vgl. Buske 2004, 289-303. Dazu auch die Selbstdarstellung im Internet: 
http://www.vamv.de/index.php?id=15 (zuletzt: 17.03.2009). 
308 Vgl. Buske 2004, 303-306. Dazu auch die Selbstdarstellung im Internet: http://www.isuv.de/tiki-
index.php?page=isuvhist (zuletzt: 17.03.2009). 
309 Vgl. Protokoll der Sitzung des Ausschusses für Familien- und Jugendfragen vom 19. Juni 1968, nach-
gedruckt in: Schubert 2003, 774. 
310 Ebd. 
311 Siehe oben. 
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lamentarische Gesetzgeber in seinen Kompromissen den Entwicklungen, die sich in der Zivilge-

sellschaft vollzogen, hinterher hinkte. Besonders deutlich wird dies, wenn man sich besieht, 

was beispielsweise Elisabeth Schwarzhaupt, die in der zweiten Hälfte der 1960er Jahre neben 

Heinemann die zentrale treibende Kraft des legislativen Reformprozesses war, in ihrer Bundes-

tagsrede zum Reformgesetz erklärte: 

„Dem Denken unserer Zeit entspricht es, Menschen, die mit einer außerehelichen Beziehung die Erzeu-

gung von nichtehelichen Kindern in Kauf nehmen, gerade die schwere Verantwortung, die jedes Kind für 

seine Eltern bedeutet, in ihrer ganzen Schwere fühlbar zu machen, und zwar auch dem Vater. Und ich 

glaube, damit dienen wir auch der monogamen Ehe mehr als dadurch, daß wir dem Vater diese Verant-

wortung leicht machen, nebensächlich machen und sie nicht genügend rechtlich sichern.“ 312 

Diese Aussage ist besonders beachtenswert, weil sie im „Amtsvormund“ zitiert wurde. Der 

darin enthaltene biopolitische Imperativ der monogamen heterosexuellen Ehe richtete sich 

somit in seiner normativen Zielrichtung auch an die Jugendämter. Schwarzhaupt sprach nicht 

davon, dass den Betreffenden etwas leichter gemacht werden sollte. Stattdessen sollten sie 

die Konsequenzen ihres ethischen Vergehens in ganzer Schwere zu spüren bekommen. Hier 

tritt deutlich zutage, dass es weiterhin um die Disziplinierung der Eltern gehen sollte und zwar 

zum Schutz der monogamen Ehe als Normalität der Gender Order. Dadurch sollten nicht (län-

ger) die „Lebenschancen schuldloser Menschen“313 beeinträchtigt werden, womit die Kinder 

gemeint waren. Die Eltern jedoch blieben, zumindest aus konservativer Warte, schuldig. Denn 

sie gefährdeten die Ehe. Die Ehe zu verteidigen, sei aber Aufgabe der staatlichen Ordnung, 

folglich sei angesichts der sich rasant wandelnden Industriegesellschaft immer neues Umden-

ken notwendig, um diesen Auftrag erfüllen zu können, so Schwarzhaupt.314  

Setzt man dies als die allgemeine politische Zielrichtung voraus, so ist beachtenswert, was 

Eberhard Rüdiger, Ministerialrat im Bundesministerium für Familie und Jugend, in seinem 

Grußwort zur Eröffnung der Arbeitstagung des DIV vom 7. bis zum 9. Mai 1969 hervorhob. Die 

Tagung, an der rund 400 Fachleute teilnahmen, stand unter der Überschrift „Neues Uneheli-

chenrecht“.315 Rüdiger unterstrich vor diesem Publikum, dass der Grundgedanke der Amtsvor-

mundschaft, die „seinerzeit einen beinahe revolutionären Schritt“ bedeutet hätte, durch die 

Reform unangetastet bleiben sollte: „Die Funktionen des Amtsvormundes bei der Heranzie-

hung des Kindesvaters [zum Unterhalt] werden auch im Rahmen der Amtsbeistandschaft voll 

erhalten bleiben.“316 Er räumte implizit jedoch ein, dass durch die Reform der Handlungsspiel-

raum der Jugendämter beschnitten würde, da den Müttern eine „diskriminierende Kontrolle 

ihrer Erziehungsaufgaben“ und Beschränkung ihrer Rechtsvertretungskompetenz für ihre Kin-

der erspart bleiben sollten. Mit anderen Worten, die Mütter sollten ihr minderjähriges Kind 

künftig ohne das Jugendamt als Vormund auch rechtlich vertreten können, wie zum Beispiel 

                                                        

312 Zit. nach DAVorm, 6-7/1969, 206. 
313 Ebd. 207 
314 Vgl. ebd. 
315 Vgl. DAVorm, 6-7/1969, 201f. 
316 Hier und im Folgenden: ebd. 203f. 
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einen Lehr- oder Arbeitsvertrag für das Kind abschließen, was ihnen bis dahin verwehrt war. 

Man könnte sagen, dass die Partnerschaftlichkeit, die sich in den Ehefamilien zwischen Mann 

und Frau ausbreitete, damit auch zum Leitbild des den Vater und Ehemann ersetzenden Amts-

vormunds/-beistands/-pflegers gemacht wurde. Die Ehe als Leitmotiv blieb indes unangetas-

tet.  

Von daher würden sich die Jugendämter und besonders die Amtsvormünder nach Inkraft-

treten der Gesetzesreform erheblich umzustellen haben, wie der „Amtsvormund“ seiner Le-

serschaft deutlich machte. Von daher befürchtete man auch, dass das vom Bundestag verab-

schiedete Gesetz nun noch vom Bundesrat torpediert würde. Eine Zwischenüberschrift fragte 

deshalb besorgt: „Ruft der Bundesrat den Vermittlungsausschuß an?“317 Ohne Rechtsklarheit 

blieb es unmöglich, die notwendigen organisatorischen Umstellungen und Personalplanungen 

in den Jugendämtern vorzunehmen. Auch die Bundesministerin für Familie und Jugend, Änne 

Brauksiepe (CDU) hatte in ihrem Gruß-Telegramm zu der besagten Arbeitstagung des DIV deut-

lich zum Ausdruck gebracht, dass tatsächlich weitgehende Veränderungen auf die Jugendäm-

ter zukommen würden: „Die Aufgaben der Jugendämter bei der Fürsorge für hilfsbedürftige 

Mütter und Kinder werden durch das neue Recht, das ihnen besondere Beratungsfunktionen 

für alleinstehende Mütter von Scheidungs- und Trennungswaisen zuweisen will, noch stärker 

in den Blickpunkt gerückt.“318  

Das ist ein interessanter Punkt, denn damit rückt das Phänomen Trennung und Scheidung 

in den Blickpunkt, was, wie in der Einleitung beschrieben, den originären Ausgangspunkt der 

vorliegenden Untersuchung darstellte. Der Diskurs verlagerte sich. So hatte Victor Huvalé, Lei-

ter der Abteilung Amtsvormundschaft/-pflegschaft aller Hamburger Bezirksjugendämter, hatte 

während einer Expertenanhörung im Bundestagsunterausschusses auf Nachfrage Schwarz-

haupts erklärt, dass sich bis dato niemand in der öffentlichen Jugendhilfe um die Kinder aus 

geschiedener Ehe gekümmert habe, „wenn die Regelung der elterlichen Gewalt erfolgt ist und 

man den Eindruck hat, die Sache liefe in Ordnung. Ob das Kind Unterhalt von seinem Vater be-

kommt, wissen wir nicht mit Sicherheit.“319 Die im Jugendamt institutionalisierte vormund-

schaftliche Disziplinarmacht begann, sich vor diesem Hintergrund auszudehnen. Von diesem 

Zeitpunkt an sollten nicht mehr nur Eltern, die nie miteinander verheiratet waren, entspre-

chend eines bestimmten Ehe- und Familien-Normativs diszipliniert werden, indem sie unter 

vormundschaftlicher beziehungsweise beistandschaftlicher Kontrolle auf eine je geschlechts-

spezifische Weise für ihre Kinder zu sorgen hatten, sondern auch die Eltern, die durch ihre 

Trennung und Scheidung ebenfalls gegen dieses Normativ verstießen. Diese diskursive Verla-

gerung fiel zusammen mit einer soziografischen Verschiebung. Auf der einen Seite stabilisierte 

sich die Quote der nichtehelichen Geburten Mitte der 1960er Jahre im Bundesdurchschnitt auf 

                                                        

317 Ebd. 207. 
318 Ebd. 
319 Protokoll der 8. Sitzung des Unterausschusses „Unehelichenrecht“ des Rechtsausschusses vom 
25.10.1968 (Anhörung über die Rechtsstellung der nichtehelichen Mutter), nachgedruckt in: Schubert 
2003, 622f. 
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ungefähr 4,5 %, in den Großstädten lag die Quote etwas darüber, das heißt, auf insgesamt 

niedrigen Niveau.320 Auf der anderen Seite stieg die Scheidungsrate von gut 73.000 in 1959 

über mehr als 83.000 in 1964 auf über 100.000 in 1969 bei im gleichen Zeitraum weniger wer-

denden Eheschließungen von 699.000 in 1961 auf rund 572.000 in 1969.321 Rund 60 % der 

Scheidungen betrafen auch minderjährige Kinder, 1960 waren das gut 67.000 und 1970 mehr 

als 118.000 Kinder.322 Aus rein pragmatischen Gründen ist daher durchaus zu verstehen, wa-

rum beispielsweise Webler nachdrücklich darum bemüht war, zu erklären, warum die Situatio-

nen der nichtehelichen Kinder und der sogenannten Scheidungsweisen überhaupt nicht mitei-

nander zu vergleichen seien. Es ging neben grundsätzlichen Überlegungen auch darum, den 

Arbeitsaufwand der Amtsvormünder nicht um jährlich mehrere zehntausend Fälle zu erhöhen. 

Auf diesen Aspekt wird im folgenden Abschnitt noch näher einzugehen sein. Zunächst soll je-

doch noch in aller Kürze die letzte Phase auf dem Weg zum endgültigen Reformgesetz nachge-

zeichnet werden. 

8.4.2.4. Amtspflegschaft wird Gesetz:  

Beseitigung der Überwachung durch Amtsbeistandschaft 

Tatsächlich trat ein, was im „Amtsvormund“ befürchtet worden war: Vom Bundesrat wurde 

nicht akzeptiert, dass der Bundestag – nicht zuletzt auf Druck der Praxis und des DIV – die vom 

Bundesrat geforderte Änderung nicht übernommen hatte, die Amtsbeistandschaft durch die 

Amtspflegschaft zu ersetzen. Auf Antrag Hessens sollte der Vermittlungsausschuss angerufen 

werden, um die entsprechenden Paragrafen des BGB (§§ 1706 – 1710) so umzugestalten, dass 

die im vom Bundestag verabschiedeten Gesetz vorgesehene gesetzliche Beistandschaft, „die 

eine besondere Unterstützung und Überwachung der Mutter bei der Ausübung der elterlichen 

Gewalt beinhaltet, durch eine sich auf die Wahrnehmung besonders schwieriger Aufgaben be-

schränkende gesetzliche Pflegschaft“323 ersetzt würde. In dem hessischen Antrag wurde an 

dem Gesetz kritisiert, dass darin offenkundig unterstellt würde, dass nichteheliche Mütter „in 

der Regel ihre elterlichen Rechte und Pflichten weniger verantwortungsbewußt und gewissen-

haft ausüben als andere Mütter“324. Eine gesetzliche Normierung, mit der diese Annahme ma-

terielles Recht würde, wurde als Diskriminierung abgelehnt. Zur Begründung hieß es, dass da-

mit nicht nur die nichteheliche Mutter gegenüber der ehelichen Mutter diskriminiert würde, 

sondern auch das Kind, da dessen „Stellung in der Gesellschaft untrennbar mit der seiner Mut-

ter verbunden“ sei. Der Antrag auf Anrufung des Vermittlungsausschusses wurde sowohl vom 

Unterausschuss, vom Rechtsausschuss des Bundesrates und schließlich auch vom Bundesrat 

                                                        

320 Vgl. ebd. 562; Statistisches Bundesamt 2008c, Tabelle 5. 
321 Vgl. Statistisches Bundesamt 2008c, Tabelle 5. 
322 Vgl. ebd. Tabelle 4. 
323 Protokoll der Sitzung des Unterausschusses des Rechtsausschusses vom 28. und 29.5.1969, nachge-
druckt in: Schubert 2003, 791f. 
324 Hier und im Folgenden: ebd. 792. 
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selbst angenommen.325 Damit hatte sich die Sichtweise durchgesetzt, wie sie von Ernst Heinsen 

(SPD) in seinem Bericht aus der Ausschussarbeit vor dem Bundesratsplenum und seiner Be-

gründung für die Ersetzung der gesetzlichen Amtsbeistandschaft, wie sie im vom Bundestag 

verabschiedeten Gesetz vorgesehen war, durch die gesetzliche Amtspflegschaft:  

„In dieser Diskriminierung der ledigen Mutter liegt eine Verletzung ihrer Menschenwürde, ein Verstoß 

gegen den allgemeinen Gleichheitsgrundsatz gegenüber Müttern nach Scheidung oder Trennung der 

Ehe, wo die tatsächlichen Gegebenheiten absolut vergleichbar sind, und eine Verletzung von Art. 6 Abs. 

5 GG. 

Die Lage der Kinder wird auch entgegen der Annahme des Bundestages nicht durch den Wegfall der Bei-

standschaft verschlechtert. Das Jugendamt hat, wie bei jedem Kind, die Aufgabe, den Inhaber der elter-

lichen Gewalt bei der Erziehung zu unterstützen und das Vormundschaftsgericht zu unterrichten, wenn 

das Wohl des Kindes gefährdet ist. Jede darüber hinausgehende Betreuung oder Überwachung ist eine 

faktisch nicht gebotene Diskriminierung von Mutter und Kind. Nur am Rande möchte ich bemerken, daß 

die Kindesmißhandlung in den sogenannten Halbfamilien nicht häufiger vorkommt als in Familien mit 

ehelichen Kindern.“326 

Im Vermittlungsausschuss wurde das Begehren des Bundesrates auf Ersetzung der Bei-

standschaft durch die Pflegschaft nach abermals intensiver Diskussion mit 13:9 Stimmen ange-

nommen.327 Der Vermittlungskompromiss fand schließlich auch die Zustimmung von Bundesrat 

und Bundestag, sodass das „Gesetz über die Rechtsstellung der nichtehelichen Kinder“ endlich 

am 22.8.1969 im Bundesgesetzblatt328 veröffentlicht werden konnte. 

9. Skepsis des DIV gegenüber der Reform  

des Nichtehelichenrechts  

Anfang Mai 1969 hatte, wie bereits erwähnt, eine Arbeitstagung des DIV stattgefunden. Bei 

der Eröffnung wurde ein Grußtelegramm der Bundesfamilienministerin Brauksiepe (CDU) ver-

lesen, in dem es hieß: „Das Deutsche Institut für Vormundschaftswesen und die in ihm vertre-

tenen Kreise der Jugendhilfe haben in bedeutungsvoller Weise an der Neugestaltung des Un-

ehelichenrechts mitgewirkt. Die Vorschläge sind um so überzeugender, als sie an den 

Erfahrungen der Praxis orientiert sind.“329 Damit wurde dem DIV auch von offizieller Seite sein 

rechtspolitischer Einfluss bestätigt. Von diesen praxisorientierten Vorschlägen, die im Tele-

gramm der Bundministerin ausdrücklich gelobt wurden, hatte sich aber die Mehrheit der im 

Bundesrat vertretenen Länder nicht überzeugen lassen. Zwar war das Reformgesetz, das An-

                                                        

325 Vgl. Protokoll der Sitzung des Rechtsausschusses vom 11.6.1969, nachgedruckt in: ebd. 799f; Proto-
koll der Beratungen im Plenum des Bundesrates am 20.6.1969, in: ebd. 809. 
326 Protokoll der Beratungen im Plenum des Bundesrates am 20.6.1969, in: ebd. 806. 
327 Vgl. das Kurzprotokoll der 14. Sitzung des Vermittlungsausschusses des Deutschen Bundestages und 
des Bundesrates am 26.6.1969, nachgedruckt in: ebd. 820. 
328 BGBl. 1969 I, 1243. Vgl. auch DAVorm 9/1969, 297. 
329 Zitiert nach DAVorm 6-7/1969, 201f. 
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lass und zentraler Gegenstand der Tagung gewesen war, nur wenige Tage nach der Konferenz 

vom Bundestag verabschiedet worden. Aber da in diesem Gesetz die gesetzliche Amtsbei-

standschaft normiert werden sollte – wie es vom DIV seit Langem gefordert worden war, wenn 

schon nicht die gesetzliche Amtsvormundschaft fortgeführt würde –, verweigerte der Bundes-

rat genau wegen der Amtsbeistandschaft dem Gesetz seine Zustimmung und rief den Vermitt-

lungsausschuss an – wie es vom DIV befürchtet worden war. Als die gesetzliche Amtsbeistand-

schaft im Vermittlungsausschuss tatsächlich gekippt und im endgültigen Gesetz durch die 

Amtspflegschaft ersetzt wurde, war das nicht nur für die in Bundestag und Bundesrat vertrete-

nen Konservativen eine Niederlage, sondern vor allem für das DIV und die von diesem vertre-

tenen Jugendämter, besonders deren Vormundschaftsabteilungen. 

„Der Amtsvormund“, also die monatlich erscheinende Mitgliederzeitschrift des Instituts, 

hatte den Reformprozess von Anfang an mit großer Skepsis begleitet und an den Gesetzgeber 

nachdrücklich für den Erhalt des „bewährten deutschen Unehelichenschutzes“330 in Form der 

gesetzlichen Amtsvormundschaft appelliert. Daran hatte sich auch nichts geändert, nachdem 

Webler 1965 seinen Posten als Direktor des Instituts als auch die Herausgeberschaft des 

„Amtsvormunds“ an Walter Zarbock übertragen hatte. Im Februar 1967 informierte die Zeit-

schrift seine Leserschaft über die im 1966er Referentenentwurf vorgesehene Neuregelung der 

elterlichen Gewalt. Es wurde berichtet, dass die Mutter die elterliche Gewalt über ihr uneheli-

ches Kind bekommen sollte und dass dafür die selben Vorschriften gelten sollten, wie für ehe-

liche Kinder. Wie zur Beruhigung wurde hinzugefügt, dass „der Schutz, der den ue. *= uneheli-

chen] Kindern durch die Amtsvormundschaft seit vielen Jahrzehnten in vorbildlicher Weise 

zuteil wurde, nicht ersatzlos wegfallen, vielmehr in eine sog. Beistandschaft umgestaltet wer-

den“331 sollte. Weiter hieß es, dass die Beistandschaft, dem Entwurf nach zu urteilen, so „elas-

tisch“332 ausfallen würde, dass „sie der Verschiedenheit der Einzelfälle angepaßt werden kann“. 

Die vormundschaftlichen „Machtrequisiten“333 schienen also vorerst ungefährdet, mit einer 

Einschränkung, die man denn auch für „sehr bedauerlich“ hielt. Das war die im Entwurf vorge-

sehene Möglichkeit, dass auf den Antrag der Mutter hin der Eintritt der Beistandschaft vom 

Vormundschaftsgericht sogar noch vor der Geburt aufgehoben werden könnte. Dies wurde, 

nicht ohne Polemik, vom „Amtsvormund“ kommentiert. In Umkehr der Unschuldsvermutung 

wurde kritisiert, dass mit dieser Regelung vorausgesetzt würde, „daß schon im voraus die Per-

sönlichkeit der Mutter und die Umstände der Geburt genau beurteilt werden können, was in 

den wenigsten Fällen möglich sein dürfte.“334 

Als der Regierungsentwurf im Januar 1968 vom Bundestag beraten worden war, beklagte 

„Der Amtsvormund“ die von der Reform zu befürchtende Kompetenzbeschneidung des Ju-

gendamtes, wenn es tatsächlich dazu käme, dass die Übertragung der elterlichen Gewalt nicht 
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mehr davon abhängig sein sollte, ob dies positiv begründbar dem Wohl des Kindes diene, son-

dern lediglich davon, dass es dem Kindeswohl nicht schade.335 Sinngemäß lautete die im 

„Amtsvormund“ geäußerte Befürchtung: Dann könnte ja fast jede nichteheliche Mutter die el-

terliche Gewalt bekommen. Man fragte sich ferner, „wie das Jugendamt und das Vormund-

schaftsgericht infolge der drastischen Einschränkung der Möglichkeiten in den Besitz von In-

formationen über diejenigen Fälle gelangen soll, in denen Hilfe für ein Kind notwendig ist“336. 

Die Sorge war von Standpunkt des Amtsvormundschaftswesens aus durchaus berechtigt. Denn 

die unmittelbare Überwachung, wie sie durch die Pflegekinderaufsicht oder durch die Schutz-

aufsicht im Rahmen der Amtsvormundschaft rechtlich möglich gewesen war, wurde von einer 

politischen Mehrheit für nicht länger akzeptabel gehalten und sollte durch die Reform beseitigt 

werden. Die Antwort des Bundesrats auf die Frage, wie das Jugendamt bei den nichtehelichen 

Kindern fortan seinem verfassungsgemäßem Wächteramt gerecht werden sollte, lautete dem 

Sinn nach: genauso, wie bei den ehelichen Kindern.337 Mit anderen Worten, es zeichnete sich 

eine politische Mehrheit ab, die bereit war, unverheirateten Müttern von vornherein die glei-

chen Kompetenzen und Fähigkeiten in Sachen Kinderfürsorge und -erziehung zuzugestehen, 

wie den ehelichen oder sie zumindest nicht unter Generalverdacht zu stellen, dass unter ihrer 

Obhut das Wohl ihrer Kinder mit hoher Wahrscheinlichkeit gefährdet wäre. 

Dieser Annahme wurde im „Amtsvormund“, also der Fachzeitschrift für die im Vor-

mundschaftsbereich Tätigen, energisch widersprochen. Dieser Annahme läge ein viel zu idea-

listisches Leitbild der unehelichen Mutter zugrunde, das der Wirklichkeit nicht entspräche, wie 

es hieß.338 Dieses Leitbild basierte in den Augen des ungenannten Autors339 auf der für falsch 

gehaltenen Annahme, „die ue. *= unehelichen+ Mütter übten ihre Elternrechte und -pflichten 

zumeist nicht weniger verantwortungsbewußt und gewissenhaft aus als die ehelichen, denen 

die elterliche Gewalt allein zusteht.“340 Nicht nur diese Annahme an sich, sondern vor allem die 

Einschätzung, dass ein gesetzliche Amtsbeistandschaft eine Form von Diskriminierung der be-

treffenden Mütter darstellen würde, hielt man für völlig haltlos. Schließlich hätte die „Erfah-

rung der Jugendämter“ bewiesen, dass die fraglichen Mütter selbst überhaupt kein Interesse 

daran hätten, dass ihnen die volle elterliche Gewalt übertragen würde. An dieser Stelle ist je-

doch genauer hinzusehen.  

Wörtlich hieß es in dem Artikel, dass die Mütter nicht daran interessiert seien, „die elterli-

che Vollgewalt nach § 1707 II BGB gegenwärtiger Fassung übertragen zu erhalten.“341 Sie wüss-

ten, so hieß es weiter, dass ihr Kind in der Amtsvormundschaft (!) am besten betreut sei und 

außerdem würden die Mütter die Hilfen des Jugendamtes gerne in Anspruch nehmen.342 Hier 

                                                        

335 Vgl. DAVorm 4/1968, 130. 
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lohnt ein Blick auf den Wortlaut des angesprochenen Paragrafen. Dieser besagte: „Das Vor-

mundschaftsgericht kann einer volljährigen Mutter auf Antrag die elterliche Gewalt über das 

Kind übertragen. Das Gericht kann einzelne Angelegenheiten oder einen bestimmten Kreis von 

Angelegenheiten von der Übertragung ausnehmen.“343  

Wenn sich die Feststellung, dass Mütter kein Interesse daran hätten, sich das Recht der el-

terlichen Sorge nach dem besagten Paragrafen übertragen zu lassen, auf den ersten Satz des-

selben bezöge, dann könnte das dahin gehend verstanden werden, dass die Mütter kein Inte-

resse daran hätten, einen Antrag beim Gericht zu stellen. Das wäre durchaus plausibel, nicht 

zuletzt vor der weiteren Argumentation des Artikels, war aber so nicht gemeint. Man meinte 

von den Müttern zu wissen, dass sie sich gern unter dem paternalistischen Schutz der Amts-

vormundschaft beziehungsweise Amtsbeistandschaft befänden, weil sie nicht allein mit allen 

Anforderungen fertig würden. Dieses Argument reflektiert nicht nur ein bestimmtes Macht-

wissen344, das die Mütter gleichsam zu Objekten macht, sondern liest sich gleichzeitig wie eine 

selbst erteilte Existenzberechtigung. In der Begründung dessen wird sogleich das spezifisch 

vormundschaftliche Wissen über die zum Objekt des Wissens gemachte Klientel sichtbar: 

„Immer wieder muß darauf hingewiesen werden, daß der überwiegende Teil der ue. Mütter 

von einfacher Herkunft ist.“345 Zwei Drittel der nichtehelichen Mütter seien Arbeiterinnen und 

entstammten einfachen sozialen Verhältnissen, genauso wie die dazugehörenden Väter.346  

An dieser Konstruktion, mit der ein wohlwollender Paternalismus zu legitimieren versucht 

wurde, wird zugleich deutlich, dass noch Ende der 1960er Jahre starke Kräfte darum bemüht 

waren, eine bürgerliche Normalität, genauer gesagt, ein bürgerliches Verhaltens- und Seins-

Ideal mittels eines biopolitischen und bürokratisch formierten Disziplinierungsinstruments, 

nämlich der Amtsvormundschaft oder Amtsbeistandschaft, aufrecht zu erhalten und nötigen-

falls auch herzustellen. Man wollte so den realen Gesellschaftsverhältnissen Rechnung tragen, 

was gleichzeitig dazu führte, die sozialen Asymmetrien zwischen den Klassen oder Schichten zu 

reproduzieren und strukturell zu verstetigen. Man fürchtete, dass ohne diese disziplinierende 

Überwachung und Kontrolle, „die Gefahr einer sozialen Fehlentwicklung verstärkt und später 

einmal negative Auswirkungen für unsere Gesellschaftsordnung mit sich bringen“347 würde. Die 

einfachen Leute hätten ja auch kaum etwas an sozialem Ansehen zu verlieren und könnten es 

von daher, anders als Mädchen der mittleren und oberen sozialen Schichten, darauf ankom-

men lassen, ein uneheliches Kind zu bekommen, wie ein Autor namens Paetsch zitiert wur-

de.348 Geradezu zynisch klingt dessen weitere Argumentation, dass die Angehörigen der höhe-

ren Schichten Mittel und Wege finden könnten, unerwünschte Geburten zu verhindern. Die 

Normalität von Wohlhabenderen habe demnach dadurch gewahrt werden können, dass sie – 

                                                        

343 § 1707 Abs. 2 BGB a.F. 
344 Vgl. dazu Foucault 2003 [1973], 119f. 
345 Ebd. 
346 Vgl. ebd. 
347 Ebd. 132. 
348 Vgl. hier und im Folgenden: ebd. 131. 
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aus Angst vor Prestigeverlust, gesellschaftlicher Ächtung und Karrierebeeinträchtigungen – ei-

ne Abtreibung vornehmen ließen, während den Arbeiterinnen nichts weiter übrig geblieben 

sei, als eine anormale, nämlich uneheliche Geburt in Kauf zu nehmen. Zentrale Argumente in-

nerhalb des Vormundschaftsdiskurses hatten sich damit offensichtlich seit Taubes Zeiten kaum 

verändert. 

Für den „Amtsvormund“ stellte es eine ernste Gefahr dar, wie ich vielleicht etwas sarkas-

tisch formulieren möchte, dass diese Anormalen, die sich nicht einmal aus Angst um ihr Sozial-

prestige anständig zu benehmen wüssten, durch die bedenklichen Neureglungen nun auch 

noch gegenüber dem bisher so vortrefflich für Ordnung sorgendem Jugendamt eine erheblich 

gestärktere Rechtsposition erhalten sollten, anstatt, wie bis dahin üblich, durch regelmäßige 

Kontrollen zur Raison gebracht zu werden. Man dürfe doch nicht Regelungen treffen, mit de-

nen die „Gefahrenherde auf der Ebene des Verhaltens“349 noch verstärkt würden, statt sie ein-

zudämmen. In diesem Sinne befürchtete „Der Amtsvormund“, dass die vorgesehene Stärkung 

der Rechtsposition von nichtehelichen Müttern vermehrt dazu führen könnte, dass diese es 

„ohne Rücksicht auf die Interessen ihrer Kinder vorziehen würden, von der Feststellung der Va-

terschaft und der Einbringung von Unterhalt abzusehen, um aus irgendwelchen Gründen den 

Vater aus seiner Verantwortung zu entlassen.“350 Dies ist ebenfalls ein Argument, dass sich 

ganz ähnlich schon Ende des 19. Jahrhunderts bei Taube fand.351 Anders als bei Taube, so ste-

reotyp dies in seinen Ausführungen auch gewesen sein mag, wurde sich jetzt an keiner Stelle 

die Mühe gemacht, über diese „irgendwelchen Gründe“ nachzudenken. Allem Anschein nach 

war es schlicht unvorstellbar, dass ein Vater nicht als Ernährer seines Kindes in die Pflicht ge-

nommen würde, worin ein Indiz für die Hegemonialität des bürgerlichen Ehe- und Familien-

modells als Versorgungsinstitut gesehen werden kann. Denn ebenso wenig wurde hier über 

Möglichkeiten nachgedacht, wie Mütter und Kinder von Dritten, sei dies nun der Vater oder 

eine öffentliche Leistung, unabhängig werden könnten. Vielmehr stand unverrückbar fest:  

„Die unausbleibliche Folge wird eine stärkere Belastung der Öffentlichkeit sein, denn es ist nicht zu er-

warten, daß die ue. [= unehelichen] Mütter in derselben Weise über Jahre hinweg auf die Zahlung von 

Unterhalt drängen werden, wie das jetzt von den Amtsvormündern so vorbildlich geschieht. Eine größe-

re Zahl von Müttern wird deshalb Sozialhilfe von den Sozialträgern in Anspruch nehmen müssen.“352 

Auch das Argument der Entlastung öffentlicher Kassen wurde, wie schon seit rund 80 Jah-

ren, angeführt, um damit die Notwendigkeit des Amtsvormundschaftswesens zu begründen. 

Die Bezeichnung wandelte sich und auch die Gesetzesnormen. Aus der Amtsvormundschaft 

wurde die Amtspflegschaft und hatte dabei während ihrer diskursiven Metamorphose einen 

Zwischenschritt über die Amtsbeistandschaft genommen, es blieb aber trotz der sich ändern-

den Schlagworte beim weithin gleichen argumentativen Diskursinventar. Es zeigte sich, dass 

Ende der 1960er Jahre eine eigenständige und existenzsichernde Berufstätigkeit von Müttern 

                                                        

349 Foucault 2007 [1975], 184. 
350 Ebd. 132. 
351 Vgl. Taube 1893, 22. 
352 Foucault 2007 [1975], 132. 
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vorwiegend als Anomalie angesehen wurde. Interessanterweise war die Tatsache der Frauen- 

und Müttererwerbstätigkeit beispielsweise von Taube, Klumker oder Spann 60, 70 Jahre zuvor 

sehr viel weniger moralisierend aufgefasst worden, sie hielten sie in der Klassengesellschaft 

vielmehr für selbstverständlich, freilich genauso wie die Inpflegegabe der nichtehelichen Kin-

der. Hieran wird ersichtlich, wie sehr sich das bürgerliche Familienmodell seit Bestehen des 

Bürgerlichen Gesetzbuches verallgemeinert hatte: Eine Frau sollte nur bis zur Familiengrün-

dung außerhäusiger Erwerbsarbeit nachgehen, danach höchstens in Teilzeit. Dieses Normativ 

galt fort, auch wenn schon Ende der 1950er vereinzelt die Auffassung vertreten wurde, dass 

auch die unverheiratete „Berufsfrau *…+ jetzt Erfüllung und soziale Achtung finden“353 könne. 

Die Berufstätigkeit von Frauen wurde in zunehmendem Maße sogar begrüßt, ohne jedoch die 

grundsätzliche Prämisse in Frage zu stellen, dass „der Mutterberuf der hehrste und edelste Be-

ruf der Frau“354 sei. Auf dem vom Deutschen Verein veranstalteten 63. Deutschen Fürsorgetag 

(1963) wurde etwa die Ansicht vertreten,  

„daß die Familien-Mutter ihre Ur-Aufgabe nur erfüllen kann, wenn sie soziale Realität, wenn sie den 

Rhythmus des Lebens auch außerhalb der Familie kennt, wenn sie ihn erfahren hat. Eine Mutter kann 

den Mann und die Kinder nur ‚verstehen’, wenn sie Berufswelt, moderne, sich rasch wandelnde Berufs-

welt erfahren hat oder erfährt, freilich ohne in ihr aufzugehen.“355 

Neben dieser eher progressiveren Vision eines Ehemodells stand die zum Beispiel von 

Lothar Loeffler (SPD) vertretene konservativere Vorstellung: „Jede außerhäusliche Erwerbsar-

beit entfernt aber mit der Frau die innere Mitte des Hauses.“356 Dies galt vor allem für die ver-

heirateten Mütter, definierte aber auch die Normalität, an der das mütterliche Verhalten von 

unverheirateten Müttern bemessen wurde.  

In diesem Lichte ist auch Weblers im Zentralblatt vom Oktober 1970 vorgebrachte Kritik zu 

sehen, dass die seit 1.7.1970 geltende Gesetzeslage die „sozialpolitische Natur“357 völlig ver-

kenne. Die Rechtsposition der Mütter sei im Übermaß gestärkt worden, so Webler, was zur 

Folge gehabt hätte, dass die Mütter mit den damit einhergehenden Pflichten überfordert ge-

wesen seien. Vom Standpunkt der Amtsvormundschaft aus hätten die Mütter auch zuvor nicht 

in ihren „üblichen mütterlichen Aufgaben“358 versagt, sondern sie scheiterten an der „Bewälti-

gung außergewöhnlicher Schwierigkeiten“, wie sie sich besonders aus der Beitreibung der Un-

terhaltsleistungen vom Vater des Kindes ergäben; deshalb sei die Amtsvormundschaft eine se-

gensreiche Einrichtung gewesen – für Mutter und Kind. Denn, so Weblers These, 

Nichtehelichkeit wäre a priori ein genereller Notstand des Kindes, da es weder Vater noch Fa-

                                                        

353 Pfeil 1961, 43. 
354 Zulliger 1964, 22. 
355 Junker 1964, 60. 
356 Loeffler 1964, 38. Loeffler soll hier nicht stellvertretend für die gesamte SPD genannt sein, er stand 
eher für den rechten Parteiflügel. Daran wird aber deutlich, dass die tradierte Idee der bürgerlichen Rol-
lenverteilung quer durch die politischen Lager vertreten wurde. 
357 Webler 1970, 243. 
358 Hier und im Folgenden: ebd. 242. 
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milie, sondern nur eine unverheiratete Mutter habe.359 In der weiteren Argumentation wurde 

abermals das Kindeswohl auf utilitaristische Weise ins Zentrum gerückt. So hätte die Reform 

die  

„einmalige persönliche Notlage, die Frustration des nichtehelichen Kindes, unterschätzt, in die die Mut-

ter gar nicht eingreift, da sie von ihr und insbesondere von der seelischen Verstrickung des Kindes *…+ 

nichts weiß, sie von sich schiebt oder verdrängt und deshalb keinen Rat sucht. Es darf bereits davon aus-

gegangen werden, daß nicht einmal das im Konkubinat der Eltern lebende nichteheliche Kind hier ver-

schont bleibt, weil schon der Namensunterschied innerhalb der ‚Familie’ zum Problem wird, selbst wenn 

der Vater seinem Kinde seinen Namen erteilt, denn dann stimmt er mit dem der Mutter nicht mehr 

überein.“360 

Anhand solcher Ausführungen wird erkennbar, dass die aus dem 19. Jahrhundert über-

kommene bürgerlich rechtliche Konstruktion des Rechtssubjekts Ehefamilie unkritisch über-

nommen und zu einer entwicklungspsychologisch begründeten, quasi anthropologischen Kon-

stante erklärt wurde: Aus zwei Individuen, einem Mann und einer Frau, wird qua 

Eheschließung ein Rechtssubjekt, das Ehepaar, was sich bis 1994 im gemeinsamen Familien-

namen niederzuschlagen hatte – bis 1976 im Regelfall dem Namen des Mannes.361 Webler hielt 

an dieser Konstruktion fest und versuchte dies mittels psychologischer Studienergebnisse zu 

begründen, die bewiesen hätten, dass nur diese familiale Einheit von Eltern und Kind(ern) die 

höchste Gewähr dafür erbrächte, dass die Kinder nicht verwahrlosten, dissozial, asozial oder 

kriminell würden.362 Von dieser Logik ausgehend wird verständlich, warum Webler nach wie 

vor dafür stritt, einen entsprechenden Ersatz für die alte Amtsvormundschaft zu schaffen. Es 

ging ihm darum, das Jugendamt gewissermaßen als vormundschaftliches Vater-Surrogat für 

das Kind und als Ehemann-Surrogat für die Frau weiter wirken zu lassen.363 Dies sollte Webler 

zufolge in einer künftigen Novelle des Jugendwohlfahrtsgesetzes geschehen. 

                                                        

359 Vgl. ebd.  
360 Ebd. 243, Hervorhebungen im Original. 
361 Ab 1976 hieß es in § 1355 Abs. 1f.: „(1) Die Ehegatten führen einen gemeinsamen Familiennamen 
(Ehenamen). (2) Zum Ehenamen können die Ehegatten bei der Eheschließung durch Erklärung gegen-
über dem Standesbeamten den Geburtsnamen des Mannes oder den Geburtsnamen der Frau bestim-
men. Treffen sie keine Bestimmung, so ist Ehename der Geburtsname des Mannes.“ 
Nach diversen Reformen wurde jedoch erst zum 1.4.1994 das namensrechtliche Primat des Mannes ab-
geschafft. Seitdem heißt es in § 1355 Abs. 1: „Die Ehegatten sollen einen gemeinsamen Familiennamen 
(Ehenamen) bestimmen. Die Ehegatten führen den von ihnen bestimmten Ehenamen. Bestimmen die 
Ehegatten keinen Ehenamen, so führen sie ihren zur Zeit der Eheschließung geführten Namen auch nach 
der Eheschließung.“ 
362 Vgl. Webler 1970, 243f. 
363 Vgl. hier und im Folgenden: ebd. 244. 



VI 

Novellierungen und Reformen (1970-1998): 

Pflegschaft wird Beistandschaft 

1. JWG-Novelle 1970:  

Amtspflegschaft als Unterstützung ohne „Schutzaufsicht“ 

Das neue Nichtehelichenrecht trat am 1.7.1970 in Kraft, dasselbe galt für das überarbeitete 

JWG, das den Änderungen des Nichtehelichenrechts angepasst worden war.  Nebenbei be-

merkt versorgte das DIV die Jugendämter auch mit einer aktualisierten Ausgabe von „Das 

Recht des nichtehelichen Kindes“1. In einer Ankündigung im „Amtsvormund“ hieß es dazu: „Für 

die nun anlaufende notwendige Schulung der Sachbearbeiter in den Jugendämtern dürfte die 

Textausgabe eine nützliche Hilfe sein.“2 Mit dem neuen Recht wurde die Pflegekinderaufsicht 

über nichteheliche Kinder, die bei ihren Müttern lebten, für die sich beispielsweise Elisabeth 

Zillken ein Jahrzehnt zuvor noch mit größtem Nachdruck eingesetzt hatte, endgültig beseitigt.3 

Im seit 1962 geltenden JWG hatte es noch geheißen, dass „eheliche Kinder, die sich bei Ver-

wandten oder Verschwägerten bis zum dritten Grad befinden“4 nicht zu den Pflegekindern ge-

hörten, es sei denn, dass es sich dabei um gewerbemäßige oder gewohnheitsmäßige Inpflege-

nahmen handelte. Nach der Novelle galt dasselbe auch für nichteheliche Kinder, die damit 

ebenfalls nicht länger von Gesetzes wegen unter der Schutzaufsicht des Jugendamtes gemäß § 

31 Absatz 1 JWG standen. 

Die einschneidendste Änderung war jedoch die Ersetzung der gesetzlichen Amtsvormund-

schaft durch die gesetzliche Amtspflegschaft, wodurch das Maß der Bevormundung von Mut-

ter und Kind durch das Jugendamt eingeschränkt wurde. Jetzt hieß es im JWG: „Mit der Geburt 

eines nichtehelichen Kindes wird das Jugendamt Pfleger nach § 1706 des Bürgerlichen Gesetz-

buchs, wenn die Mutter Deutsche im Sinn des Grundgesetzes ist.“5 Das Gleiche galt auch, 

wenn die Mütter, die rechtlich als staatenlos, als heimatlos, als Flüchtlinge oder als Asylberech-

tigte angesehen wurden und ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Geltungsbereich des Gesetzes 

hatten.6 Mit den Aufgaben der Pflegschaft waren einzelne Beamte oder Angestellte des Ju-

                                                        

1 Zarbock 1970. 
2 DAVorm 9/1969, 297. 
3 § 31 JWG.  
4 § 27 Abs. 2 Nr. 2 JWG a.F. 
5 § 40 Abs. 1 Satz 1 JWG. 
6 Vgl. § 40 Abs. 1 Satz 2. 
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gendamtes zu betrauen.7 Diese Aufgaben umfassten: die Feststellung der Vaterschaft, die Gel-

tendmachung von Unterhaltsansprüchen (gegebenenfalls in Form einer einmaligen Abfindung) 

und die Regelung von Erb- und Pflichtteilsrechten, die dem Kind im Falle des Todes des Vaters 

und seiner Verwandten zustanden.8  

Die Abschaffung der Amtsvormundschaft, vor allem die damit verbundene Aufsichtsfunkti-

on, sollte aber dem Willen des Gesetzgebers nach nicht dazu führen, dass unterstützungsbe-

dürftige Mütter und deren Kinder völlig sich selbst überlassen würden. Von daher wurde den 

Jugendämtern in den §§ 51 und 52 JWG ein weitgehendes Beratungs- und Unterstützungsan-

gebot für alleinsorgende Eltern und werdende Mütter zur Pflichtaufgabe gemacht. Dadurch 

wurde der Dienstleistungscharakter der Jugendämter gegenüber dem zuvor doch noch recht 

ausgeprägten obrigkeitlichem Eingriffsgedanken gestärkt. Bundesfamilienministerin Käte Stro-

bel fasste zusammen: „Das Jugendamt wird hier von einer Stelle der Unterhaltsbeitreibung für 

nichteheliche Mündel zu einer durch den Gesetzgeber autorisierten sozialen Beratungsstelle 

für Halb-Familien und alleinstehende Mütter.“9 Damit wurde zugleich der Personenkreis, für 

den das Jugendamt beratend und unterstützend tätig werden sollte, stark ausgeweitet. In § 51 

JWG hieß es nun:  

„(1) Das Jugendamt hat einen Elternteil, dem die Sorge für die Person des Kindes allein zusteht, auf 

Antrag bei der Ausübung der Personensorge, insbesondere bei der Geltendmachung von Unterhaltsan-

sprüchen des Kindes zu beraten und zu unterstützen. 

(2) Leben die Eltern des Kindes getrennt, ohne daß die Sorge für das Kind einem Elternteil übertra-

gen ist, so gilt Absatz 1 für den Elternteil entsprechend, in dessen Obhut sich das Kind befindet oder der 

Unterhaltsansprüche des Kindes gegen den anderen Elternteil des Kindes geltend machen will.“ 

In der Begründung zum Gesetzesentwurf der Bundesregierung vom 23.4.1970 hieß es dazu, 

dass dadurch zum einen den Kindern, die nicht in der Obhut ihrer beiden Eltern aufwachsen, 

ein Ausgleich für die weggefallene Vormundschaft geschaffen werden sollte, um so auch wei-

terhin den gelegentlich vorhandenen Schutzbedürfnissen von nichtehelichen Kindern zu ent-

sprechen.10 Zum anderen wurde eine Verstärkung des Schutzes für Kinder, deren Eltern ge-

schieden waren oder in Trennung lebten, für dringend notwendig gehalten, vor allem in Bezug 

auf die Geltendmachung von Unterhaltsansprüchen der Kinder. Der nichtehelichen Mutter 

stand im Regelfall das Jugendamt als Pfleger oder Vormund des Kindes zur Seite, Letzteres vor 

allem bei minderjährigen Müttern, um die Ansprüche des Kindes gegen den Vater geltend zu 

machen. Die geschiedenen oder in Trennung lebenden Mütter hatten sich bis dahin allein um 

die Geltendmachung der Ansprüche ihrer Kinder gegen den Vater zu kümmern. Da die Reform 

jedoch auch auf die Gleichstellung zwischen ehelichen und nichtehelichen Kindern zielte, war 

auch diese Chancenungleichheit zwischen den ehelichen und nichtehelichen alleinsorgenden 

Müttern zu beseitigen. Denn man ging davon aus, dass es eine starke seelische Belastung der 

                                                        

7 Vgl. § 37. 
8 Vgl. § 1706 BGB a.F. 
9 In: Deutsches Institut für Vormundschaftswesen 1972, 12. 
10 Vgl. hier und im Folgenden: Bundestagsdrucksache VI/674, 14. 
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Mutter darstellte, die sich auch negativ auf das Kind auswirkte, wenn sie regelmäßig von ihrem 

Ex-Mann den Unterhalt für ihr Kind einfordern müsste. Um dieser Belastung aus dem Weg zu 

gehen, würden die Mütter häufig jeden Kontakt zu ihrem Ex-Mann vermeiden, mit der Folge, 

dass die Kinder nicht den ihnen gesetzlich zustehenden Unterhalt erhielten. Von daher sollte 

auch den Trennungs- und Scheidungsmüttern die Möglichkeit geschaffen werden, sich vom Ju-

gendamt beraten und unterstützen und sich gegebenenfalls das Jugendamt als Pfleger oder 

Beistand für ihr Kind bestellen zu lassen.  

Mit dieser Regelung trat das Jugendamt auch in die Scheidungs- und Trennungsfamilien als 

Vater-Surrogat. Es hatte fortan auf Antrag der Mutter dafür zu sorgen, dass die väterliche Er-

nährerfunktion qua Unterhaltsbeitreibung aufrechterhalten bliebe. Denn für den geschiedenen 

Vater sollte analog gelten, was ein Referent auf der Arbeitstagung des DIV 1971 für den Vater 

eines nichtehelichen Kindes folgendermaßen zusammengefasst hatte: „Der gesamte finanzielle 

Mindestbedarf des nichtehelichen, noch nicht 18 Jahre alten und nicht im Haushalt des Vaters 

lebenden Kindes ist regelmäßig durch seinen Vater zu decken“11. Bei der Durchsetzung dessen 

sollte das Jugendamt Mütter und Kinder künftig unterstützen. Vor diesem Hintergrund entwi-

ckelte sich die Unterhaltsfrage für die Vormundschaftsabteilungen der Jugendämter denn auch 

zu einem ernstlichen Problem, wie auf der ersten Arbeitstagung des DIV nach Inkrafttreten des 

neuen Nichtehelichenrechts und des novellierten JWG im Oktober 1971 deutlich wurde. Von 

bundesministerieller Seite wurde große Hoffnung in das DIV gesetzt, zum einen was die Über-

windung der Probleme und die Etablierung des neuen Rechts in die Jugendamtspraxis anbe-

langte, zum andern erhoffte man sich vom DIV und seinen Fachtagungen konstruktive Kritik für 

die weitere Rechtsentwicklung, also vom speziellen Machtwissen zu profitieren.12 

2. Das neue Nichtehelichenrecht  

in der vormundschaftlichen Praxis  

2.1. „Verwirrung, Unsicherheit und Ratlosigkeit“  

DIV-Arbeitstagung 1971 

Auf der 1971er Arbeitstagung wurde die vorherrschende Stimmung unter den Fachleuten an-

gesichts der Rechtsreformen deutlich zum Ausdruck gebracht. Exemplarisch hieß es: 

„15 Monate nach dem Inkrafttreten des NeG *= Nichtehelichengesetzes+ sind durch eine kaum noch zu 

                                                        

11 Binschus 1972, 26. 
12 Vgl. dazu die Grußadressen von Bundesministerin Käte Strobel (Jugend, Familie und Gesundheit) und 
Bundesminister Gerhard Jahn (Justiz), in: Deutsches Institut für Vormundschaftswesen 1972, 11-14. Des 
weiteren die Adresse von Bundesministerin Katharina Focke (Jugend, Familie, Gesundheit) in: Zentral-
blatt 4/1974, 121-123; Deutsches Institut für Vormundschaftswesen 1974, 13-15. 
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überschauende Literatur und widersprüchliche Entscheidungen wenige Fragen geklärt, aber viel Verwir-

rung, Unsicherheit und Ratlosigkeit hervorgerufen worden.“13  

„Die Durchführung der Reform des Nichtehelichenrechts hat die Stadtvormünder14 und ihre Mitarbeiter, 

insbesondere wegen der komplizierten Unterhaltsberechnung, schwer belastet.“15 

Die allgemeine Stimmung unter den Fachleuten war offensichtlich äußerst angespannt. 

Immer wieder wurde darauf Bezug genommen, dass die Zeitspanne zwischen Verabschiedung 

des Gesetzes und Inkrafttreten äußerst kurz war, sodass die Praxis sich kaum auf die neuen 

Rahmenbedingungen habe einstellen können. Bei künftigen Reformen sollte doch darauf ge-

achtet werden, wie es an die Adresse des Gesetzgebers gerichtet hieß, dass mehr Zeit für not-

wendige Veränderungen und Anpassungen zur Verfügung gestellt würde. Schließlich musste 

jetzt häufig die gesamte Jugendamtsstruktur überdacht werden, weil diese bis zur Reform, ge-

rade in mittleren und kleineren Jugendämtern, um die Amtsvormundschaft als Zentralstück 

herumgruppiert war.16 

Die Tagungsbeiträge reflektieren die Unsicherheit vor allem hinsichtlich der Unterhaltsfra-

ge. So hatte die zwischen den Bundesländern teils erheblich voneinander abweichende 

Rechtspraxis zur Folge, wie vom Hamburger Landgerichtsrat Gustav-Adolf Bursch anschaulich 

geschildert wurde, dass die gerichtlich festgelegten Unterhaltsrenten der Väter bei gleichem 

Nettoeinkommen sehr stark variierten. Je nach Einkommenshöhe konnten die Schwankungen 

zwischen 24 % und 32 % betragen.17 Das lag an den unterschiedlichen zugrunde gelegten Be-

rechnungsschlüsseln („Hamburger Modell“, „Mittelwert-Formel“, „Zwickauer Schlüssel“, „Mo-

dell Berlin“, „Modell Göttingen“, „Düsseldorfer Tabelle“ usw.)18. Dies sei, so stellte Bursch fest, 

nicht nur für Richter und Vormünder verwirrend, sondern würde vor allem „den Rechtsuchen-

den einfach überfordern. Es vermittelt ihm nur das Gefühl, es werde über den breiten Land-

richterdaumen nach unüberschaubaren Geheimrezepten judiziert, ja gar gefühlsmäßig von ei-

nem väter- oder kinderfreundlichem Gericht geurteilt.“19 Er hielt dies für gefährlich, weil damit 

das Vertrauen in die Justiz (weiter) geschwächt würde und damit auch die handlungsleitende 

Kraft des Rechts und der Gerichte beziehungsweise ihre allgemein disziplinierende Macht. Vor 

diesem Hintergrund wurde der Vorschlag gemacht, auch ratsuchende unterhaltspflichtige Vä-

ter zu beraten, obwohl ihnen gegenüber dem Wortlaut des Gesetzes (§ 51 JWG) zufolge keine 

Beratungspflicht bestünde.20 Von Seiten des DIV wurde unterstrichen: „Gerade in diesen Fällen 

ist jedoch ein Höchstmaß an Objektivität, an Erfahrung und Zeitaufwand notwendig.“21 Ob das 

die Amtspflegerinnen und Amtspfleger motivierte, auch Väter zu beraten, oder sie eher davon 

                                                        

13 Binschus 1972, 26. 
14 So der Begriff für die Berliner Amtsvormünder. 
15 Neuberger 1972, 142. 
16 Vgl. Würfflein 1972, 83f. 
17 Vgl. Bursch 1972, 23. 
18 Vgl. ebd. 18-23. 
19 Ebd. 16. 
20 Vgl. Kähler 1972, 89. 
21 Ebd. 
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abhielt, solches zu tun, sei dahingestellt. Fest steht jedenfalls, dass die von den Jugendämtern 

festgesetzten Unterhaltssummen genauso schwankten, wie die der Gerichte.22 

Ein weiteres Problem wurde in der Grundtendenz gesehen, wonach der Unterhalt nach der 

Lebensstellung der Mutter zu berechnen war, wie bis 1970 im BGB verankert gewesen war.23 

Denn diese Tendenz lag vielen der Berechnungsgrundlagen weiterhin zugrunde, die vom ge-

setzlichen Regelunterhaltssatz für die nichtehelichen Kinder, der zeitgleich mit dem neuen 

Nichtehelichenrecht normiert worden war, ausgingen.24 Das aber hätte dazu geführt, wie Bur-

sch kritisierte, dass ein junger, gut verdienender, lediger Vater genauso viel beziehungsweise 

wenig Unterhalt zu leisten hatte, wie der schlecht verdienende. Für ihn stand fest: 

„*E+in junger gut verdienender Vater kann seinem Kind mehr zukommen lassen, als er könnte, wenn er 

weniger verdiente. Junge gut verdienende eheliche Väter in intakten Familien tun das auch. Das lehrt 

die Lebenserfahrung immer wieder. Warum das ne. [= nichteheliche] Kind eines jungen, gut verdienen-

den Vaters da anders behandelt werden sollte, vermag ich nicht einzusehen.“25 

Damit wird der überkommene Interessenschutz von wohlhabenderen Männern gegenüber 

den von ärmeren Frauen, die von ihnen ein gemeinsame Kind erwarten, teilweise in Frage ge-

stellt.26 An diesem Zitat lässt sich aber auch ablesen, wie eins bestimmtes Normalitätsver-

ständnis von „intakter Familie“ auf das nichteheliche familiale Beziehungsdreieck übertragen 

wurde und zugleich andere unterhaltspflichtige Väter implizit ausgespart wurden, der ältere, 

verheiratete und gut verdienende zum Beispiel. Die Aussparungen werden noch klarer, wenn 

man sich die biopolitischen Konstruktionen vergegenwärtigt, wie sie in Heinz Warnekes Aus-

führungen zu „Aktuelle*n+ Fragen aus dem Unterhalts- und Vaterschaftsprozeß“27 aufschienen.  

Die Zahlung von Unterhalt und vor allem die Unterhaltsbeitreibung durch das Jugendamt 

setzten voraus, dass die Vaterschaft bereits festgestellt worden war. 1972 hatten 62,5 % der 

fraglichen Männer ihre Vaterschaft für ein nichteheliches Kind ‚freiwillig’ beim Jugendamt an-

erkannt, während 19 % durch erfolgreiche Klageverfahren festgestellt werden konnten, der 

Rest konnte nicht oder zumindest nicht zweifelsfrei festgestellt werden.28 In etwa 90 % der 

beim Jugendamt ‚freiwillig’ festgestellten Vaterschaften wurde, ebenfalls ‚freiwillig’, eine Un-

terhaltsvereinbarung mit dem Vater getroffen.29 Helmut Neuberger, Leiter des Referats Vor-

mundschaftswesen beim Senator für Familie, Jugend und Sport, erklärte in seinem Beitrag, wie 

man es in Berlin auf Grundlage eines bestimmten esoterischen und empirisch effektiven Exper-

                                                        

22 Vgl. den Wortbeitrag von van den Boom in der Diskussion im Plenum, in: Deutsches Institut für Vor-
mundschaftswesen 1972, 51f. 
23 § 1708 Abs. 1 Satz 1 BGB a.F. (bis 1970). 
24 Regelunterhaltsverordnung vom 27.6.1970 (BGBl. I 1970, 1010). 
25 Bursch 1972, 24. 
26 Vgl. dazu auch die Kritik an den Vorarbeiten zum BGB von Menger 1890, 91-93. 
27 Warneke 1972, 36-41. 
28 Vgl. DAVorm 6/1974, 371. 
29 Vgl. den Beitrag von Zeller in der Diskussion im Plenum, in: Deutsches Institut für Vormundschaftswe-
sen 1972, 47. 
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ten-Wissens30 erreicht habe, dass selbst erheblich höhere Beträge als die als Regelunterhalt 

vorgesehenen ‚freiwillig anerkannt’ würden:  

„Das wird man u. a. darauf zurückführen können, daß die Mehrzahl der Berliner Stadtvormünder gleich-

zeitig Urkundsbeamten sind und ihre Verpflichtung, den Vater zu belehren, sehr ernst nehmen. Somit ist 

auch der Stadtvormund als gesetzlicher Vertreter des Kindes gehalten, bei den Verhandlungen mit dem 

Vater die Belehrung des Urkundsbeamten vorwegzunehmen. Damit werden eine Reihe *…+ Schwierigkei-

ten vermieden. Es ist überhaupt ein Ziel unserer Arbeit, im Gespräch mit den Müttern und den Vätern 

Verständnis und Einsicht zu fördern. Dabei soll nach Möglichkeit erreicht werden, daß die Mütter die 

Angelegenheiten ihrer Kinder möglichst selbst regeln können.“31 

Was Neuberger hier beschrieb, ist eine Form von Herrschaftstechnologie, mit der vor allem 

die ‚freiwillige’ Vaterschaftsanerkennung bewirkt wurde. Vor allem der Vater, aber auch die 

Mutter, wird demnach von besonders autorisierten und besonders qualifizierten Personen un-

ter strenger Bezugnahme auf die gesetzlichen Bestimmungen von einem bestimmten Moral-

verhalten überzeugt – ihr Verständnis und ihre Einsicht sollen erreicht werden. Foucault be-

zeichnete Vergleichbares als „Pastoralmacht“32. Ziel ist, die Vaterschaft so zu subjektivieren 

und regelrecht zu introjizieren, also ein bestimmtes Sich-Verhalten hervorzubringen, indem die 

Unterhaltsverpflichtung zu einer ethisch unhinterfragbaren Selbst-Verständlichkeit der fragli-

chen Männer würde. Gleichzeit soll Frauen ein Instrumentarium zur Verfügung gestellt wer-

den, das als Mütterlichkeitskompetenz bezeichnet werden könnte, mit dem sie ihre Eltern-

funktion ausfüllen können und sollen. Mit Blick auf die Geschlechterverhältnisse ist daran 

problematisch, dass die eigene Mutterschaft qua Geburt eines Kindes für eine Frau eine weit-

aus größere Evidenz zu haben scheint, als die eigene Vaterschaft für einen Mann, obwohl Mut-

terschaft wie Vaterschaft in ihrer jeweiligen Ausformung gleichermaßen soziale Konstruktio-

nen sind. Trotz dieser Konstruiertheit dürfte es leichter sein, dass eine Frau, die ein Kind 

geboren hat, sich als Mutter ansprechen lässt, denn ein Mann als Vater. Davon ging zumindest 

das Recht aus – und tut dies noch heute. 

Wenn „schwerwiegende Zweifel“33 an der Vaterschaft geltend gemacht werden konnten, so 

stand die Vaterschaft nicht fest und folglich war auch vom vermeintlichen Vater von Gesetzes 

wegen kein Unterhalt für das Kind zu bekommen. Die erste Grundvoraussetzung der Vater-

schaftsfeststellung war: „Nach der Systematik des Gesetzes muß zunächst einmal der Ge-

schlechtsverkehr des Beklagten mit der Mutter des Klägers feststehen“34. Wenn feststand, dass 

der fragliche Mann mit der Mutter „innerhalb der gesetzlichen Empfängniszeit“35, dies er-

streckt sich zwischen dem 181sten und dem 302ten Tag vor der Geburt des Kindes36, Ge-

schlechtsverkehr hatte, dann blieben noch verschiedene Zweifelsmomente auszuschließen: 

                                                        

30 Vgl. dazu Goffman 1973 [1961], 310. 
31 Neuberger 1972, 142. 
32 Vgl. Foucault 1987 [1982], 248-250. 
33 § 1600 o Abs. 2 Satz 2 BGB a.F. 
34 Warneke 1972, 38. 
35 Ebd. 
36 Vgl. § 1592 Abs. 1 Satz 1 BGB a.F. 
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vor allem der sogenannte Mehrverkehr, vor allem wenn die Vaterschaft des „Mehrverkehrers“ 

nicht aufgrund von „Blutmerkmalen; erbbiologischen Befunden; Tagezeitgutachten; Beiwoh-

nung ausschließlich in den sog. ‚sterilen Tagen’“37 ausgeschlossen werden konnte. Mit anderen 

Worten, die exceptio plurium concumbentium galt weiter fort, wenn auch in abgeschwächter 

Form.  Sie gilt bis zum heutigen Tag als Begründung, um erhebliche Zweifel an der Vaterschaft 

gemäß § 1600 d Abs. 2 BGB38 anzumelden (Stichworte: „Scheinvaterschaft“, „Kuckuckskinder“, 

„Genlabor“). Das bedeutet, dass ein Mann um so eher vor einer Unterhaltsverpflichtung ge-

schützt war, um so mehr dieser vor Gericht glaubhaft machen konnte, dass die unverheiratete 

Mutter mit mehreren Männer sexuell verkehrt hatte. Warneke berichtete von diversen Ge-

richtsentscheidungen aus den Jahren 1970/71. So habe das Kammergericht, also das Berliner 

Oberlandesgericht, schwerwiegende Zweifel an der Vaterschaft anerkannt, obwohl nur ein ein-

ziger „Mehrverkehrer“ benannt wurde und dieser einem serologischen und erbbiologischen 

Gutachten zufolge nur „sehr unwahrscheinlich“ als Vater in Frage gekommen sei.39 Ferner hät-

te das Oberlandesgericht in Celle schwerwiegende Zweifel bejaht, weil die Mutter im fragli-

chen Zeitraum der „Gewerbsunzucht“ nachgegangen sei, obwohl serologisch die Vaterschaft 

nicht ausgeschlossen und erbbiologisch als „sehr wahrscheinlich“ gegolten habe. Man könnte 

also von einem ‚Freier-Schutz’ sprechen. Letztlich ließ das Düsseldorfer Oberlandesgericht die 

vorgetragenen Zweifel als schwerwiegend gelten, ohne dass Mehrverkehr während des Emp-

fängniszeitraums erwiesen gewesen wäre, sondern aufgrund des Indizes, dass die Mutter 

schon ein nichteheliches Kind hatte, dessen Vater nicht festgestellt werden konnte; oder, wie 

in einem anderen Fall, weil der Mehrverkehr nicht ausgeschlossen und die Vaterschaft des 

‚Zweiflers’ durch serologisches und erbbiologisches Gutachten nicht eindeutig positiv hatte be-

stätigt werden können. 

Diese Entscheidungen verdeutlichen, dass ganz überwiegend den unverheirateten Müttern 

das Risiko der materiellen Folgen von Schwangerschaft und Geburt aus ethischen Gründen, 

nämlich wegen eines bestimmten Sexualverhaltens, aufgebürdet wurde. Das Kammergericht 

hielt schwerwiegende Zweifel an der Vaterschaft nicht einmal „bei Verwendung von Schutz-

mitteln“ für ausgeschlossen, dies könne nur ein Indiz sein. Wenn also eine Frau mit mehreren 

Männern schlief und dabei immer Verhütungsmittel verwendete, außer bei einem, dann konn-

te die an sich recht wahrscheinliche Vaterschaft eben dieses einen mit guten Aussichten auf 

Erfolg in Zweifel gezogen werden. Diese Rechtspraxis reflektiert deutlich das Normativ Schutz 

der monogamen Ehe, von dem zum Beispiel Elisabeth Schwarzhaupt in ihrer Bundestagsrede 

am 14.5.1969 zur Verabschiedung des Nichtehelichengesetzes gesprochen hatte, die im 

„Amtsvormund“ dokumentiert wurde.40 

                                                        

37 Ebd. 38f. 
38 In der Fassung seit 1998. Zwischen 1970 und 1998 normiert in: § 1600 o BGB. 
39 Vgl. hier und im Folgenden Warneke 1972, 39. 
40 Vgl. DAVorm, 6-7/1969, 206. 
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2.2. „Vormundschaftswesen bedarf keiner Änderung“ 

Dritter Jugendbericht 1972 

Der 3. Jugendbericht von 1972 stellte auf rund 180 Seiten die Aufgaben und Wirksamkeit der 

zum Zeitpunkt der Erhebung 643 Jugendämter in der Bundesrepublik Deutschland dar. Im An-

hang des Berichts findet sich auch eine Darstellung über die Jugendhilfe in der DDR. In dem Be-

richt wurde erklärt, dass eine schlüssige Bestandsaufnahme über die Arbeit der bundesdeut-

schen Jugendämter durch die Unübersichtlichkeit der Institutionen, einen Mangel an 

statistischem Material und einem generell „unbefriedigenden Stand der Jugendhilfe-

Forschung“41 erschwert werde. Trotz dieser ungünstigen Untersuchungsvoraussetzungen kam 

die Berichtskommission für den hier besonders interessierenden Tätigkeitsbereich zu dem Er-

gebnis: „Die im Bereich des Vormundschaftswesens liegenden Aufgaben der Jugendämter be-

dürfen inhaltlich kaum einer wesentlichen Änderung.“42 Viel mehr, als diese Aussage findet 

sich in dem Bericht sonst nicht. Allerdings wurde beklagt:  

„Dadurch, daß sich die Jugendämter routinemäßig mit *…+ allen nichtehelichen Kindern beschäftigen 

mußten, wurden ihre Kräfte so stark in Anspruch genommen, daß die Tätigkeit im Vorfeld der Fürsorge, 

die Arbeit also, die unter anderem zur Vermeidung von Notfällen beitragen könnte, weithin ungetan 

bleiben mußte“43.  

Mit anderen Worten, man wollte zwar nicht die vormundschaftliche Tätigkeit der Jugend-

ämter antasten, aber den jugendpflegerischen Bereich erweitern. Letzterer bildete denn auch 

den Schwerpunkt des Berichts. Der Jugendpflege sei im Vergleich zu den fürsorgerischen Tätig-

keiten (wie der Amtsvormundschaft/-pflegschaft) ein zu geringer Stellenwert in der Jugend-

amtspraxis eingeräumt worden – nicht zuletzt aus Finanzierungsgründen. Hier, so die einhelli-

ge Ansicht der Berichtskommission als auch der Bundesregierung44, sollte künftig im Rahmen 

der angestrebten grundlegenden Jugendhilfereform eine klare Neuverteilung („Die traditionel-

le Trennung von sogenannter Jugendfürsorge und Jugendpflege ist überholt; sie sollte in einem 

neuen Jugendhilfegesetz nicht mehr erscheinen.“45) bewirkt werden, sodass aus dem Jugend-

amt schließlich tatsächlich eine gleichberechtigte erzieherische Einrichtung neben Familie, 

Schule und Berufsausbildung würde, die zudem in erster Linie bei den Bedürfnissen und Inte-

ressen der Kinder und Jugendlichen selbst anzusetzen hätte, um sie zu „mündigen Staatsbür-

gern“ zu erziehen. Von daher wurde in dem Bericht gefordert: „Dabei sollte im Mittelpunkt der 

Jugendamtsarbeit die sozialpädagogische Fachkraft stehen, die sozialwissenschaftlich fundiert 

und praxisbezogen ausgebildet wurde.“46 Diese Forderung liest sich wie eine sprachlich leicht 

überarbeitete Neuauflage Klumker’scher Forderungen nach dem Berufsvormund im Zentrum 

                                                        

41 BT-Drucksache VI/3170, 16. 
42 Ebd. 113. 
43 Ebd. 27. 
44 Vgl. dazu die Stellungnahme der Bundesregierung zum Dritten Jugendbericht, Nr. 68. 
45 Ebd. 20. 
46 Ebd. 
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des Jugendamtes, die bereits 40 bis 50 Jahre zuvor aufgestellt worden waren. Wie dem auch 

sei, der Schwerpunkt des Berichts wie auch des allgemeinen Jugendhilfediskurses der 1970er 

Jahre lag auf den jugendpflegerischen Bereichen von Jugendsozialarbeit und Sozialpädagogik. 

Der Ausbau in diesem Bereich während der 1970er und 1980er Jahre wird heute von Fachleu-

ten auch als Erfolgsgeschichte der sozialen Arbeit gewertet.47 Aber darum geht es hier nicht. 

Grundsätzliche Reformüberlegungen zum Vormundschaftswesen wurden im von Sozialarbeit 

und Sozialpädagogik bestimmten Mainstream der Fachdebatten nicht angestellt. Helmut Neu-

berger, ein hochrangiger Vertreter des Berliner Amtsvormundschaftswesens, warnte jedoch 

davor, daraus den Schluss zu ziehen, dass „die Arbeit des Vormundschaftswesens völlig un-

problematisch“48 sei, vielmehr sei davon auszugehen gewesen, „daß die Probleme des Vor-

mundschaftswesens nicht erkannt und deshalb nicht zur Diskussion gestellt wurden.“ 

2.3. Hilfen für die Arbeit im Vormundschaftswesen – DIV-Publikationen 

Was die Fachkräfte im Vormundschaftswesen praktisch beschäftigte, spiegelt sich recht deut-

lich in den Titeln der zu jener Zeit vom DIV herausgegebenen Fachpublikationen wie: „Das 

Recht des nichtehelichen Kindes und seiner Mutter im In- und Ausland. Handbuch zur Verfol-

gung ihrer Rechtsansprüche“49, „Die Beurkundung im Jugendamt“50 oder „Gesetz zur verein-

fachten Abänderung von Unterhaltsrenten“51. Die Alltagspraxis in der Amtspflegschaft stabili-

sierte sich nach den 1970er Reformen. Sie blieb allerdings durch laufende, wenn auch kleinere, 

rechtliche und politische Veränderungen in Unruhe, darunter die von Bundesjustizminister 

Jahn in seinem Grußwort zur 1974er Arbeitstagung in Aussicht gestellte Herabsetzung des Voll-

jährigkeitsalters von 21 auf 18 Jahre (1975)52, die Akzentverschiebung im Rahmen der Sorge-

rechtsreform, die aus der „elterlichen Gewalt“ die „elterliche Sorge“ machte (1979) und nicht 

zuletzt durch die Einrichtung der Unterhaltsvorschusskassen53 (1989).54 Für eine gewisse Unru-

he sorgte freilich auch der Anfang des Jahrzehnts mit größtem Eifer begonnene Reformprozess 

zur völligen Umstrukturierung des Jugendhilferechts – zu der es, um dies vorwegzunehmen, 

letztlich erst 1989 beziehungsweise 1990/91 kommen sollte. In dieser Reformdebatte domi-

nierten zwar, wie gesagt, Fragen von Sozialarbeit und Sozialpädagogik (Drogenhilfe, Mädchen-

                                                        

47 Vgl. Merchel 1999, 57. 
48 Hier und im Folgenden: Neuberger 1974, 210. 
49 Von Tomforde in den 1920ern begründet, von Webler weitergeführt, 1969 erstmals von Zarbock her-
ausgegeben, bis 1988 als Loseblattsamlung. 
50 Kurtze, 1971. 
51 Brüggemann 1976. 
52 Gesetz zur Neuregelung des Volljährigkeitsalters, Bundesgesetzblatt I, Nr. 87 vom 8.8.1974. 
53 Durch: Gesetz zur Sicherung des Unterhalts von Kindern alleinstehender Mütter und Väter  
durch Unterhaltsvorschüsse oder -ausfallleistungen (Unterhaltsvorschussgesetz – UVG) vom 23.06.1979 
(BGBl. I S. 1184) in Kraft getreten am 01.01.1980.  
54 Vgl. Deutsches Institut für Vormundschaftswesen 1974, 16. 
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arbeit, Streetwork, Treberhilfe, Kinderschutzzentren etc.)55, die alltägliche Praxis dürfte jedoch 

durch die Ende der 1960er begonnenen, teils hitzigen und idealistisch bis ideologisch aufgela-

denen Diskussionen auch in den Verwaltungsbereichen der Jugendämter und damit auch den 

Amtspflegschaftsabteilungen nicht gänzlich unberührt geblieben sein. Wenn beispielsweise 

„Der Amtsvormund“ im Juni 1974 meldete: „AGJ sagt 5. Deutschen Jugendhilfetag ab!“ Und 

dies damit begründet wurde: „Die Absage war nach Meinung der AGJ aufgrund der Ankündi-

gung der in der ‚Sozialistischen Aktion’ zusammengeschlossenen Kräfte, den Jugendhilfetag in 

ihrem Sinne umzufunktionieren, notwendig geworden.“56 

2.4. Business as usual – die „Große Arbeitstagung“ des DIV 1974 

Die Arbeitstagung des DIV Anfang April 1974 hatte von solchen Turbulenzen unberührt statt-

finden können. Bundesfamilienministerin Katharina Focke (SPD) als auch Bundesjustizminister 

Gerhard Jahn (SPD) hatten sich in ihren jeweiligen Grußadressen lobend über die bisherige, 

konstruktive Zusammenarbeit mit dem DIV geäußert und der Hoffnung Ausdruck verliehen, 

dass man auch weiterhin auf diese fruchtbare Kooperation bauen dürfe.57 Bezug nehmend auf 

die Reformvorhaben der Bundesregierung zu einem gänzlich neuen Jugendhilferecht58, die 

schon 1970 mit der Einrichtung einer Kommission begonnen hatten, lautete die Tagungsüber-

schrift: „Jugendhilfe vor neuen Strukturen“ und im Untertitel wurde ergänzt „Kindesrecht – El-

ternrecht – Nichtehelichenrecht im Spannungsfeld von Staat und Gesellschaft“. In der Reihen-

folge der Schlagworte wurde auch die Gewichtung während der Tagung deutlich. Das 

Nichtehelichenrecht war zwischenzeitlich in der Fachdiskussion kein besonders herausragen-

des Thema mehr, wenngleich das Tagungsthema „Das Kind in der unvollständigen Familie“ ge-

heißen hatte, wie Zarbock in der Einleitung zur Tagungsdokumentation hervorhob.59 Die Refe-

rate des ersten Tags beleuchteten die rechtliche Stellung der Eltern gegenüber ihren Kindern 

und gegenüber dem Staat und damit auch gegenüber der öffentlichen Institution Jugendamt.60 

Ferner ging es um die subjektive Stellung des Kindes und Jugendlichen im Recht, das heißt, ge-

genüber dem Elternrecht als auch gegenüber der Jugendhilfe und den Gerichten – das Recht 

von Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen auf Eigenbestimmung sollte gestärkt wer-

den.61 Am zweiten Tag berichtete Otto Fichtner, Ministerialdirektor des Bundesministeriums 

für Familie, Jugend und Gesundheit und Leiter der Reformgesetzkommission, über den Stand 

                                                        

55 Vgl. Kreft 2004, 79. 
56 DAVorm 6/1974, 370. 
57 Beide abgedruckt in: Deutsches Institut für Vormundschaftswesen 1974, 13-19. Fockes Grußadresse 
erschien zuerst im Zentralblatt 4/1974, 121-123. 
58 Vgl. den Referentenentwurf im Anhang des Tagungsbandes: Deutsches Institut für Vormundschafts-
wesen 1974, 253-296. 
59 Vgl. Zarbock 1974, 7. Zu diesem Thema im Engeren vgl. insbesondere: Müller-Dietz 1974a. 
60 Vgl. insbesondere den Beitrag: Brüggemann 1974. 
61 Vgl. insbesondere den Beitrag: Danzig 1974. 
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der Jugendhilfereform.62 Vor diesem Hintergrund beleuchtete ein Jugendamtsleiter die zu er-

wartenden Konsequenzen für die Jugendämter.63 Am dritten Tag gab es eingangs ein Referat 

über die geplante Reform des Adoptionsrechts.64 Daran schlossen drei Beiträge an, in denen 

konkrete Fragen der Amtsvormundschafts- beziehungsweise Amtspflegschaftspraxis behandelt 

wurden: „Organisation und Aufgaben des Vormundschaftswesens in der Diskussion um das 

JHG“65; „Die Gleichstellung ehelicher und nichtehelicher Kinder – Probleme der §§ 51, 52 

JWG“66; „Aktuelle Fragen des Unterhaltsrechts“67. Daran wird deutlich, dass neben den prakti-

schen Problemen im Alltagsgeschäft auch wieder darüber hinausgehende allgemeinpolitische 

wie -rechtliche Fragen erörtert wurden.  

2.4.1. Aufnahme und Zurückweisung von Sozialkritik  

Es kam zwar auf einer derart spezialisierten Fachtagung nicht zu politischen Tumulten, anders 

als etwa beim 4. Jugendhilfetag68, aber die sozialkritischen Impulse waren auch hier spürbar 

geworden. Die augenblickliche Situation sei in Bezug auf die Familie und die Geschlechterver-

hältnisse durch tiefgreifende Unsicherheit geprägt gewesen, wie Zarbock ausführte:  

„Mehr oder weniger orientierungslos sucht die ‚Familie’ nach ihrem Standort in unserer Zeit, sucht die 

‚Frau’ ihre Rolle zwischen Familie und Beruf zu finden, will das Verhältnis von ‚Mann und Frau’ zueinan-

der zwischen individueller Freiheit, gegenseitiger Achtung, Toleranz, Bindungsfähigkeit und Liebe über-

dacht werden, bedarf insbesondere das Verhältnis zwischen der Generation der Eltern und Älteren ei-

nerseits und den Kindern und jungen Menschen andererseits einer Klärung.“69 

Der Geschäftsführer des DIV deutete damit an, dass eine grundlegende Veränderung der 

Gender Order zu gewärtigen gewesen sei. Folglich bestand ein unausgesprochenes Ziel der 

Fachtagung darin, die anstehenden rechtlichen, strukturellen und praktischen Anpassungen 

des vormundschaftlichen Gender Regimes zu erörtern. Die Ende der 1960er ins Rollen gekom-

menen sozialen Bewegungen, die vor allem von der jüngeren Generation getragen wurden, 

machten offenbar auch auf altehrwürdige Einrichtungen wie das DIV Eindruck. Zarbock erklär-

te, dass die ältere Generation gezwungen sei, ihre Positionen zu überdenken, denn viele ihrer 

Verhaltensweisen, Auffassungen und Ziele würden von den Jüngeren in Frage gestellt oder so-

gar abgelehnt.70 Schwierigkeiten sah Zarbock vor allem darin, dass sich die Jüngeren weitaus 

weniger bereit gezeigt hätten, zusammen mit der älteren Generation die politischen und ge-

sellschaftlichen Reformen anzugehen, als dies umgekehrt der Fall gewesen sei. Er übersah da-

bei jedoch, dass die von ihm aufgestellte Prämisse für einen solchen Dialog eben diesen von 

                                                        

62 Vgl. Fichtner 1974. 
63 Vgl. Haller 1974. 
64 Vgl. Müller-Dietz 1974a. 
65 Neuberger 1974. 
66 Ebersberger 1974. 
67 Lindemann 1974. 
68 Vgl. AGJ 1982, 76-78; Gries/Ringler 2005, 55f.; Merchel 1999, 59f.  
69 Zarbock 1974, 8. 
70 Vgl. hier und im Folgenden: ebd. 
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vornherein erschwert haben könnte: „daß der Wille zur Reform nur dann zu dauerhaften Ver-

besserungen führt, wenn die Grundlagen des humanen Zusammenlebens beachtet und dasje-

nige bewahrt und mit Neuem verbunden wird, was von der Mehrheit unseres Staates und der 

Gesellschaft als verbindliche Norm anerkannt wird.“71 Diese Grundhaltung verband sich mit ei-

ner Zieldefinition für die Jugendhilfe, derzufolge die jungen Menschen sich zwar zu selbstbe-

wussten Persönlichkeiten entwickeln können sollten, aber stets im Rahmen der gegebenen 

freiheitlich demokratischen Grundordnung des Grundgesetzes und mit der Vorgabe, dass sie 

„die Notwendigkeit der Bindung an Staat und Gesellschaft zu bejahen“72 hätten. Bruno Bettel-

heim hatte dazu passend Anfang der 1960er Jahre formuliert: „Wir möchten heutzutage gern, 

daß unsere Kinder ihre Entscheidungen selbständig treffen, aber wir erwarten, daß diese Ent-

scheidungen uns gefallen.“73 Schärfer gesagt, Zarbock unterstrich die Funktion der Jugendhilfe 

als Subsystem der staatlichen Strukturen und als Disziplinierungssystem, das darauf zielte, die 

Jugendhilfeklientel, also Kinder, Jugendliche, Mütter und Väter, einer bestimmten an sie ge-

richteten normativen Erwartung als Staatsbürger/innen und Gesellschaftsmitglieder entspre-

chend zu subjektivieren. Zarbock selbst formulierte: „Hier wieder zu einer möglichst großen 

Identität zu gelangen, ist eine Aufgabe, die besonders der ‚Jugendhilfe’ gestellt ist.“74  

2.4.2. Ungebrochene Leitbilder:  

Mutter = Bezugsperson fürs Kind, Vater = Erwerbsmann  

Neben einer Reihe verschiedener Aspekte hob Zarbock besonders darauf ab, dass Säuglinge 

und Kleinkinder vor Entwicklungsstörungen bewahrt werden müssten, weshalb es ein zentra-

les Ziel der Jugendhilfe sein müsste, dass „die Mutter als entscheidende Bezugsperson“75 erhal-

ten bleibe. Zwar hielt er auch den infrastrukturellen Ausbau, etwa von Spielplätzen, Kindergär-

ten, Jugendzentren etc., für wichtig, aber die Mütter standen deutlich im Vordergrund des 

Interesses.  

Auffallend ist zudem, dass die Väter in den Verhandlungen darüber, für wen die Jugendhilfe 

in welcher Form tätig zu werden habe, (wieder) weitgehend unthematisiert blieben. Anregun-

gen, dass „*a+uch die Beratung eines nicht sorgeberechtigten aber unterhaltspflichtigen Eltern-

teils durch das Jugendamt“76 möglich sein sollten, blieben die Ausnahme. Die Anfang der 

1960er von Webler aufgeworfene Frage: „*H+at das uneheliche Kind vielleicht ein stärkeres 

Recht auf die Person seines Vaters, als wir bisher glaubten?“77 wurde Mitte der 1970er Jahre 

vom DIV offenbar nicht weiter verfolgt. Das bedeutet nicht, dass der Vater gar nicht themati-

siert worden wäre. So sprach etwa Dieter Brüggemann in seinem Referat unter anderem über 

Rechte der Eltern, die ihnen selbst als Person und originär zustünden. Interessanterweise re-

                                                        

71 Ebd. 
72 Ebd. 9. 
73 Bettelheim 1979 [1962], 11. 
74 Ebd. 10. 
75 Ebd. 
76 Ebersberger 1974, 220. 
77 Webler 1961d, 56. 
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kurrierte er dabei nur auf die Interessen des Vaters. Ausgehend von der Ehefamilie beschrieb 

er folgendes Beispiel, das, so Brüggemann, keineswegs so abwegig sei, wie es vielleicht klingen 

könnte: 

„Der Vater kann sich beruflich verbessern, vielleicht sein ersehntes Berufsziel erreichen; aber das bringt 

einen Wohnsitzwechsel mit sich, der das Kind aus einer angestammten Schule und einem liebgeworde-

nen Freundeskreis reißen würde. Empfindsame Kinder können darunter sehr leiden, bis hin zum seeli-

schen Trauma. Muß der Vater von Rechts wegen unter dem Gesichtspunkt eines vorrangigen Kindes-

wohls zurückstehen, kann das Vormundschaftsgericht ihm die Weiterverfolgung seiner beruflichen 

Pläne verbieten?“78 

Brüggemann beantwortet die Frage damit, dass dies nicht Aufgabe des Gerichts sei, son-

dern die Abwägung der Interessen dem Vater als womöglich die „schwerste aller Entscheidun-

gen“79 selbst überlassen bliebe.  

In den eben dargestellten zwei Perspektiven spiegelt sich die im vormundschaftlichen Dis-

kurs weiterhin vorherrschende binäre Logik von der Mutter als der entscheidenden Bezugsper-

son für ihr Kind und dem Vater als Berufstätiger und damit verbunden als dem hauptsächlichen 

Familienernährer. Dies galt weiterhin, auch wenn das Bundeskabinett im November 1973 ei-

nen Gesetzesentwurf zur Sorgerechtsreform verabschiedet hatte, worin ausdrücklich die fol-

gende Regelung vorgesehen war, von der Bundesjustizminister Jahn in seiner im „Amtsvor-

mund“ veröffentlichten Grußadresse berichtet hatte: „Die Mutter und der Vater sind 

gleichberechtigt zur Pflege und Erziehung ihrer Kinder berufen und vertreten ihr Kind gemein-

schaftlich.“80 

2.4.3. Vormundschaftswesen: „Anwalt“ der „unvollständigen Familie“ 

Die Annahme eines Familienkonzepts, wonach es nur eines verheirateten Ehepaares bedürfte, 

um von im normativen Sinne ‚guten’ Voraussetzungen für die gedeihliche Entwicklung des ge-

meinsamen Kindes ausgehen zu können („die Idylle der konfliktfreien Familie“81), war weiter-

hin weit verbreitet, wurde jedoch im Beitrag von Heinz Müller-Dietz zur „Bedeutung der un-

vollständigen Familie für die Dissozialität von Kindern und Jugendlichen“ implizit in Frage 

gestellt. Anhand vielfältiger Beispiele wurde allen „kausalen oder gar monokausalen“82 Erklä-

rungsansätzen, mit denen Rückschlüsse aus der Familienform gezogen würden, eine Absage 

erteilt. Müller-Dietz hielt die Familie für eine sehr wichtige Sozialisationsinstanz, aber nicht für 

alleinentscheidend. So seien beispielsweise das Alter der Eltern, ihre Einkommensverhältnisse, 

das soziale Umfeld, das elterliche Erziehungsverhalten ebenfalls von entscheidendem Ein-

                                                        

78 Brüggemann 1974, 33. 
79 Ebd. 34. 
80 Jahn 1974, 145f. Vgl. dazu auch den „Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung der elterlichen Sorge“ 
vom 8.11.1973 (BR-Drucks. 690/73; DAVorm 3/1974, 147). 
81 Ebd. 
82 Müller-Dietz 1974a, 171. 



 

 
369 

fluss.83 Von daher sei auch nicht von den sogenannten unvollständigen Familien, einerlei ob 

diese aus Nichtehelichkeit, Trennung/Scheidung oder durch Tod eines Elternteils herrührten, 

unmittelbar auf Dissozialität der Kinder zu schließen, gar auf delinquentes oder kriminelles 

Verhalten, wie es vielfach geschah.84 Müller-Dietz bestritt indes nicht, dass die Situation allein-

erziehender Eltern besonders schwierig war. Allerdings warnte er vor zu einfachen Erklärungs- 

und damit verbunden unpassenden Lösungskonzepten, die der Komplexität nicht entsprächen. 

Daran knüpften Neubergers Ausführungen an, in denen die Organisation und Aufgaben des 

Vormundschaftswesens beleuchtet wurden. So wurde beispielsweise hervorgehoben, dass 

man die Aufgabe des Vormundschaftswesens nicht allein aus Perspektive einer rationellen 

Verwaltungsabwicklung betrachten dürfe.85 Ein Großteil der Aufgaben sei zwar öffentlich-

rechtlicher Natur, darunter die Beurkundungstätigkeit, Vaterschaftsfeststellung, Unterhalts-

festsetzung und -sicherung, aber vor allem durch Beratung und Unterstützung habe die Amts-

vormundschafts- beziehungsweise Amtspflegschaftstätigkeit auch eine privat-rechtliche Di-

mension, die sich gegen eine rein rationelle Bürokratisierung sperre.86 Neuberger sah den 

„Amtsvormund als Anwalt einer benachteiligten Randgruppe in unserer Bevölkerung“87, der 

die Interessen seiner Klienten, das heißt, der nichtehelichen Kinder, durchzusetzen habe. Inte-

ressant ist, dass Neuberger diese Interessenvertretung explizit auch gegen die „eigene Behör-

de“88 des Amtsvormundes, sprich das Jugendamt, durchzusetzen sah, das er zu sehr an „der 

organisatorischen Zweckmäßigkeit und einer rationellen Verwaltungsabwicklung“89 ausgerich-

tet zu empfinden schien. Auf der 1971er Tagung hatte er erklärt, dass der Amtsvormund/-

pfleger im Einzelfall „keiner Weisung seiner Behörde“90 unterläge. Damit wurde für den Amts-

vormund/-pfleger ein hohes Maß an Entscheidungsspielraum und Autonomie gefordert, um 

die Interessen des Kindes angemessen vertreten zu können, wie es hieß. Das bedeutet, dass 

die Institution der Amtsvormundschaft/-pflegschaft darum bemüht war, sich dem strikten und 

rigiden legalistischem Prinzip von öffentlichen Ämtern beziehungsweise Behörden zu entzie-

hen, um besser auf die individuellen Situationen ihre Klient/innen eingehen zu können. Diese 

‚Individualisierung’ ist im Übrigen geradezu typisch für das, was bei Foucault als Panoptismus 

beschrieben wird.91 

  

                                                        

83 Vgl. ebd. 170f. 
84 So bspw. auch bei Webler 1970, 244. 
85 Vgl. Neuberger 1974, 212. 
86 Vgl. ebd. 214-217. Zur zeitgenössischen Kritik des DJI an der Bürokratie in den Jugendämtern vgl. Böh-
nisch/Dickerhoff/Kuhlen 1973, 26-38. 
87 Neuberger 1974, 215. 
88 Ebd. 
89 Ebd. 216. 
90 Neuberger 1972, 141. 
91 Vgl. Foucault 2003 [1973], 102f. 
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2.4.4. Beratung und Unterstützung: Hilfe zur Selbst-Regulation 

Hanns-Dieter Ebersberger äußerte in seinem Tagungsbeitrag über die Beratungs- und Unter-

stützungsangebote der Jugendämter gemäß §§ 51, 52 JWG implizite Kritik an der von Neuber-

ger aufgestellten Forderung. Er unterstrich: 

„Hilfe, die von der einen Seite angeboten und von der anderen Seite nur angenommen werden kann, 

beinhaltet für den Hilfesuchenden das Gefühl der eigenen Unzulänglichkeit und verpflichtet ihn darüber 

hinaus noch zur Dankbarkeit. Es ist daher grundsätzlich besser, mit einem Hilfesuchenden zusammen 

etwas zu erarbeiten, anstatt die erforderlichen Maßnahmen nach eigenem Gutdünken allein durchzu-

führen.“92 

Denn die weitgehenden Befugnisse der alten Amtsvormundschaft hatten zu einem tiefen 

Misstrauen gegenüber dem Jugendamt geführt, das in die Rechte der Eltern eingriff, ihnen die 

Kinder wegnahm und an anderer Stelle unterbrachte, wovon allgemein bezweifelt wurde, dass 

diese dem Kindeswohl zuträglicher wäre.93 Von daher vertrat Ebersberger die Ansicht, dass 

sehr genau darauf geachtet werden müsse, welche Hilfen wem, wie und zu welchem Zeitpunkt 

angeboten würden. Das gelte nicht zuletzt für Beratung und Unterstützung als persönliche Hil-

fen, mit denen die betreffenden ‚Elternteile’ befähigt werden sollten, ihre Probleme eigenver-

antwortlich zu lösen. „Die Beachtung dieses Grundsatzes – Hilfen zur Selbsthilfe – trägt aber 

nicht nur der Würde des Menschen Rechnung, sondern hält auch den Träger der Jugendhilfe 

von unnötigen Kosten frei.“94 Gerade dieser Spareffekt sei jedoch vom Kostenträger bis zu die-

sem Zeitpunkt noch kaum erkannt worden, wie Ebersberger beklagte.  

Wieder einmal wurde das Kostenargument ins Feld geführt, um die vormundschaftliche 

Disziplin zu begründen. Allerdings schien sich das Disziplinierungsinstrumentarium innerhalb 

des Diskurses zu verändern. Jetzt wurden stärker Methoden der „Selbsthilfe“, man könnte 

auch sagen, der Selbstregulierung verhandelt. Die vormundschaftliche Disziplin diffundierte, 

sie streute aus und drang gleichzeitig tiefer in die Strukturen des Jugendamtes ein. So wurden 

die Beratungs- und Unterstützungsaufgaben gemäß §§ 51, 52 JWG nicht allein von Beschäftig-

ten der Abteilungen Amtsvormundschaft/-pflegschaft, sondern innerhalb des Jugendamtes 

von ganz verschiedener Seite übernommen.95 Ein Grund dafür lag darin, dass der Beratungsan-

drang erheblich angestiegen war, besonders durch getrenntlebende und geschiedene alleiner-

ziehende Mütter.96 Damit weiteten sich zugleich die Zielgruppe und der Einflussbereich der 

Disziplin aus, denn die Getrenntlebenden und Geschiedenen traten nun in den Vordergrund, 

vor allem „auf dem Unterhaltssektor“97. In Folge der gestiegenen Nachfrage konnte die Bera-

tung nicht allein von den ohnedies stark ausgelasteten Amtsvormündern bewerkstelligt wer-

den, denn das Personal der Jugendämter war bis zu diesem Zeitpunkt nicht aufgestockt wor-

                                                        

92 Ebersberger 1974, 220. 
93 Vgl. ebd. 225. 
94 Ebd. 221. 
95 Vgl. ebd. 225f. 
96 Vgl. ebd. 222f. 
97 Ebd. 221. 
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den. Mitte der 1970er Jahre kam es im Amtsvormundschaftswesen zunehmend zur Interferenz 

verschiedener Disziplinierungskräfte, der eher sozialpädagogischen, sozialarbeiterischen auf 

der einen Seite und der eher verwaltungs- und bürokratiemäßigen auf der anderen. 

3. Unvollendetes Reformprojekt:  

Neues Jugendhilfegesetz (1970-1984) 

3.1. Jugendhilferecht zwischen Novelle und Totalreform –  

Scheitern I (1974) 

Am 10. Juli 1970, also nur neun Tage nachdem das neue Nichtehelichenrecht und die damit 

notwendig gewordenen Anpassungen im JWG in Kraft getreten waren, wurde von Bundesfami-

lienministerin Käte Strobel (SPD) eine unabhängige Sachverständigenkommission einberufen, 

die einen Entwurf für eine grundlegende Reform des Jugendhilferechts erarbeiten sollte. Der 

Gesetzgebungsprozess vom JWG zum KJHG sollte letztlich zwei Jahrzehnte dauern – eine „mit-

unter als unendlich empfundene Geschichte der Reform des Jugendhilferechts“98. Diese „un-

endliche Geschichte“ ist in der einschlägigen Fachliteratur umfassend dargestellt worden, so-

dass ich mich hier darauf beschränken kann, den legislativen Fortgang in seiner Chronologie 

lediglich stichwortartig zu skizzieren.99 Etwas ausführlicher ist unterdessen auf die Rechtsre-

formen in angrenzenden Materien eingegangen, so auf die Eherechtsreform (1977), die Sorge-

rechtsreform (1979) und die Unterhaltsrechtsreform (1986). 

Als die Kommission ihre Arbeit aufnahm, lag einzig eine Reformvorlage der Arbeiterwohl-

fahrt vor.100 Aber auch die AGJJ hatte noch kurz vor dem Zusammentreten der Kommission ei-

nige Leitsätze für ein neues Jugendhilferecht in den „Mitteilungen“ veröffentlicht.101 Der Deut-

sche Verein brachte sich ebenfalls mit mehreren Thesenpapieren in die Reformdiskussion 

ein.102 Im Januar 1973 legte Bundesfamilienministerin Katharina Focke den Diskussionsentwurf 

der Kommission vor, der in Fachkreisen ebenso intensiv diskutiert wurde, wie die darauf auf-

bauenden zwei Referentenentwürfe, die im Jahr 1974 veröffentlicht wurden.103 Das Deutsche 

                                                        

98 Wiesner 1998, 19. 
99 Siehe dazu bspw. Englert 1982; Hasenclever 1978; Gries/Ringler 2005; Jordan/Sengling 1992; Kühn 
1994; Merchel 1999; Münder u.a. 1998; Müller 1994; Orthband 1980; Schellhorn 1993; Schrapper 2005; 
Wiesner 1998; Wiesner/Zarbock 1991. Siehe dazu auch 7. Jugendbericht. 
100 Vgl. Hasenclever 1978, 216. 
101 Mitteilungen 60/1970, 35-43. Auch nachgedruckt in: AGJ 1982, 187-190. 
102 Vgl. Hasenclever 1978, 217; Orthband 1980, 412. 
103 Vgl. bspw. den Sammelband des Deutschen Jugendinstituts (1973), den Beitrag von Müller-Dietz 
(1974b) im „Amtsvormund“ sowie die Stellungnahmen der AGJ in den „Mitteilungen“ (67/1973, 51-53; 
68/1973, 17-24). 
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Jugendinstitut hatte sehr kritisch zum Diskussionsentwurf Stellung genommen.  

Der Entwurf hätte nicht nur die Anregungen von Deutschem Vereins, Arbeiterwohlfahrt und 

AGJ übernommen, sondern hätte auch deren „entscheidenden Mängel“; anstatt den grundle-

genden politisch-gesellschaftlichen Prozessen Rechnung zu tragen, habe man lediglich ver-

sucht, die alten Regelungen durch leidlich bessere zu ersetzen.104 Das DJI hatte jedoch tiefgrei-

fende Strukturreformen erhofft, die über eine bloße Verwaltungsreform hinausgegangen 

wären und „eine grundlegende Umstrukturierung des pädagogischen Interventionsbereichs, 

der institutionell-organisatorischen Bedingungen“105 nach sich gezogen hätten.  

Eine solche Totalreform stieß zwar durchaus auf wohlwollendes Interesse unter den poli-

tisch Verantwortlichen, aber „*i+m Hinblick auf die Kostenfolgen des geplanten Gesetzes ka-

men der damalige Bundeskanzler Helmut Schmidt (SPD) und die Ministerpräsidenten der Län-

der am 29. November 1974 überein, das Gesetzgebungsvorhaben zum gegenwärtigen 

Zeitpunkt nicht weiter zu verfolgen“106. Die Mitglieder der AGJ erfuhren vom Scheitern des Re-

formvorhabens in der letzten Ausgabe der „Mitteilungen“ des Jahres 1974: 

„Auf der Sitzung des Bundesjugendkuratoriums vom 12. Dezember 1974 verkündete das Bundesministe-

rium für Jugend, Familie und Gesundheit, daß die Reform der Jugendhilfe ein dieser Legislaturperiode 

nicht mehr verwirklicht würde. 

Als Grund für die Entscheidung wird die hohe finanzielle Belastung genannt, die dieses Gesetz den Län-

dern und vor allem den Gemeinden gebracht hätte. Wie man hört, wären 2 bis 2,5 Milliarden DM Inves-

titionskosten mit jährlich 800 Millionen Folgekosten zu erwarten gewesen. *…+“107 

Das Scheitern ist aber nicht allein mit der Kostenfrage zu erklären. Viel stärker dürfte gewo-

gen haben, dass keine tragfähige Einigkeit über die Zielrichtung der Reform zu erzielen gewe-

sen war.108 Hasenclever nahm zudem an, dass „ein relativ kleines Bundesministerium der Vor-

bereitung einer so komplexen Gesetzesmaterie kaum gewachsen“109 gewesen sei und dass die 

grundsätzlichen Bedenken und politischen Differenzen in diesem Feld unterschätzt worden 

seien. Auf dem „Jugendhilfekongress der AGJ“ wurde indes noch im selben Jahr eine Resoluti-

on verabschiedet, in der gefordert wurde, die Arbeit an der „Totalrevision des Jugendhilfe-

rechts“ umgehend weiterzuführen.110 Gleichzeitig sprach sich die AGJ nachdrücklich gegen eine 

Eingliederung des Jugendhilferechts in das Sozialgesetzbuch aus.111 Genau das geschah dann 

jedoch Ende 1975.112 Seitdem ist das Jugendhilferecht Teil des Sozialrechts. Der Reform-Elan,  

  

                                                        

104 Vgl. Hornstein 1973, 7-9. 
105 Böhnisch/Dickerhoff/Kuhlen 1973, 147. 
106 Wiesner 1998, 20. 
107 Mitteilungen 72/1974, 24. 
108 Eine entgegengesetzte Meinung vertrat Klaus Rauschert 1975, 238: „Es gab keine Probleme, die poli-
tisch unlösbar gewesen wären.“ 
109 Hasenclever 1978, 220. 
110 Vgl. Mitteilungen 75/1975, 40f. 
111 Vgl. ebd. und Forum Jugendhilfe 2/1976, 44. Siehe dazu auch: Hasenclever 1978, 220. 
112 BGBl. I, 3015 vom 11.12.1975. 
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den die AGJ scheinbar ungebrochen an den Tag legte, war jedoch nicht weit verbreitet. Im 

„Zentralblatt“ war jedenfalls zu lesen: „Die Arbeit an dem Reformwerk ist nun zu Ende. Es kann 

keine Rede davon sein, daß der Fortgang nur ein wenig aufgeschoben werde, daß man am Ball 

bleibe. Das sind nur Tröstungsversuche *…+“113 – Der Vollständigkeit halber sei hier erwähnt, 

dass am 1. Januar 1975 das „Gesetz zur Neuregelung des Volljährigkeitsalters“114 in Kraft getre-

ten war, womit die Volljährigkeit von 21 auf 18 Jahre herabgesetzt wurde, was auch einige An-

passungen des JWG nach sich zog, da damit Recht und Pflicht der elterlichen Verantwortung 

früher endeten.115 

Ende 1976 stellte Bundeskanzler Schmidt in seiner Regierungserklärung in Aussicht, die Re-

form in der achten Legislaturperiode endlich zu verwirklichen. Daraufhin wurde von der neuen 

Bundesministerin Antje Huber (SPD) eine neuerliche Kommission eingesetzt, die auf Grundlage 

des 1974er Entwurfes einen neuen Referentenentwurf erarbeitete, der am 31.10.1977 vorge-

legt wurde.  

3.2. Eherechtsreform: Modernisierte Familienkonstruktionen (1977 ) 

3.2.1. Abkehr vom Leitbild der Hausfrauenehe 

Am 1. Juli 1977 trat die Ehe- und Familienrechtsreform in Kraft.116 Durch diese Reform, so war 

im „Zentralblatt“ zu lesen, seien die Aufgaben des Jugendamtes „umfangreicher, schwieriger 

und verantwortungsvoller geworden“117. In den „Kommunalpolitischen Beiträgen“ des Berliner 

Landespressedienstes schrieb Helmut Neuberger im August 1977, dass sich viele „alleinste-

hende Eltern, die minderjährige Kinder aus einer geschiedenen Ehe zu versorgen haben“118, 

häufig durch die „notwendigen Verhandlungen mit dem Unterhaltspflichtigen“ überfordert 

fühlten, weshalb sie von Gesetzes wegen Anspruch auf Beratung und Unterstützung der Ju-

gendämter hätten:  

„In Berlin können sich die Eltern an die Stadtvormünder der Abteilung Jugend und Sport ihres Bezirk-

samtes wenden und erhalten hier Rat und Hilfe. Auf Antrag übernehmen die Stadtvormünder auch eine 

Beistandschaft für diese Kinder, führen dann die notwendigen Verhandlungen und veranlassen die ent-

sprechenden gerichtlichen Maßnahmen.“119   

Die Eherechtsreform, die weithin als ‚Scheidungsrechtsreform’ wahrgenommen wurde, be-

                                                        

113 Rauschert 1975, 233. 
114 Verabschiedet am 31.7.1974, veröffentlicht im BGBl. I. S. 1713 vom 8.8.1974. Vgl. dazu auch: Mitei-
lungen 72/1974, 24f. 
115 Vgl. Bosch 1991 [1987], 141. 
116 Erstes Gesetz zur Reform des Ehe- und Familiengesetzes vom 14.6.1976, BGBl. I, 1421 vom 15.6.1976. 
Vgl. dazu auch: Köhler 2006, 101-129. 
117 Kemper 1977, 417. 
118 Hier und im Folgenden: Neuberger 1977, 3. 
119 Ebd. 
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deutete auch die Abkehr vom rechtlich normierten Leitbild der sogenannten Hausfrauenehe.120 

An die Stelle des alten Leitbildes setzte der Gesetzgeber kein neues.121 Aus geschlechterpoliti-

scher Sicht ist jedoch interessant, was dazu im „Zentralblatt“, also im Organ des DIV, ausge-

führt wurde: „Gesetzlich zulässig sind die verschiedensten Formen der Eheführung. Im Vorder-

grund der schon jahrelang praktizierten Ehemodelle dürfte nach wie vor die ‚Hausfrauenehe’ 

stehen, dann die ‚Doppelverdienerehe’. Die ‚Hausmannsehe’ wird sicherlich wie bisher die 

Ausnahme bleiben *…+“122 Man könnte also sagen, dass der rigide rechtliche Druck zwar aufge-

geben wurde, aber nicht das soziale Normativ selbst.123 Andere Formen galten nun als „zuläs-

sig“ und damit nur als Bestätigung der Regel; diese würde sich jedoch geradezu von selbst auf-

recht erhalten. Die Ehen waren fortan der ‚freien’ Gestaltung der Eheleute selbst überlassen.  

3.2.2. Scheidung ohne Schuldfrage 

Mit der Liberalisierung des Eherechts wurde auch die Idee, dass ein Richter die Eheleute zur 

Wiederherstellung und Weiterführung der schließlich auf Lebenszeit geschlossenen ehelichen 

Lebensgemeinschaft ‚verurteilen’ könnte, aufgegeben.124 Die Eheleute mussten sich entweder 

einigen oder sich trennen und schließlich scheiden lassen, wenn die Ehe ‚zerrüttet’ war. Die 

Schuldfrage war damit für das Scheidungsverfahren nicht mehr relevant. Wenn in den Ehen 

jedoch Kinder vorhanden wären, so sollte die Gestaltungsfreiheit der Eltern in den Interessen 

und Bedürfnissen der Kinder ihre Grenze finden.125 Dies zu überwachen, sei Aufgabe des Ju-

                                                        

120 Siehe dazu bspw. Bosch 1991 [1976]; 1991 [1977]; Schwab 1997, 811f., 816f. 
121  
§ 1356 (1. Juli 1958 - 1. Juli 1977) 
(1) Die Frau führt den Haushalt in eigener Verant-
wortung. Sie ist berechtigt, erwerbstätig zu sein, 
soweit dies mit ihren Pflichten in Ehe und Familie 
vereinbar ist. 
(2) Jeder Ehegatte ist verpflichtet, im Beruf oder 
Geschäft des anderen Ehegatten mitzuarbeiten, 
soweit dies nach den Verhältnissen, in denen die 
Ehegatten leben, üblich ist. 

§ 1356 (1. Juli 1977 - heute) 
(1) Die Ehegatten regeln die Haushaltsführung im 
gegenseitigen Einvernehmen. Ist die Haushaltsfüh-
rung einem der Ehegatten überlassen, so leitet die-
ser den Haushalt in eigener Verantwortung. 
(2) Beide Ehegatten sind berechtigt, erwerbstätig 
zu sein. Bei der Wahl und Ausübung einer Erwerbs-
tätigkeit haben sie auf die Belange des anderen 
Ehegatten und der Familie die gebotene Rücksicht 
zu nehmen. 

 
122 Kemper 1977, 411. 
123 Bosch (1991 *1977+, 67) bemerkte dazu kritisch vom Standpunkt des (konservativen) Juristen: „Ein 
objektiv (auch nur in großen Linien) festliegender Inhalt der Ehe im Sinne des bürgerlichen Rechts exis-
tiert hiernach nicht mehr; der Gehalt der Ehe ist disponibel geworden: entsprechend dem Pluralismus, 
von dem viele so schwärmen, der aber keine Lösungen bietet.“ 
124 Eine Ausnahme ist seitdem in der sogenannten Härteklausel normiert: „Die Ehe soll nicht geschieden 
werden, obwohl sie gescheitert ist, wenn und solange die Aufrechterhaltung der Ehe im Interesse der 
aus der Ehe hervorgegangenen minderjährigen Kinder aus besonderen Gründen ausnahmsweise not-
wendig ist oder wenn und solange die Scheidung für den Antragsgegner, der sie ablehnt, auf Grund au-
ßergewöhnlicher Umstände eine so schwere Härte darstellen würde, daß die Aufrechterhaltung der Ehe 
auch unter Berücksichtigung der Belange des Antragstellers ausnahmsweise geboten erscheint.“ § 1568 
Abs. 1 BGB (Abs. 2 ist 1986 weggefallen.) 
125 Vgl. hier und im Folgenden: Kemper 1977, 412. 
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gendamtes. Die jugendamtliche Interessenvertretung der Kinder griff vor allem in Scheidungs-

sachen.126 Denn im Scheidungsverfahren war das Jugendamt zwingend zu hören, wenn es um 

die Regelung der elterlichen Gewalt, des persönlichen Verkehrs zwischen Kind und dem Eltern-

teil ohne Sorgerecht ging – was feste Bestandteile der Scheidungsverfahren waren („Verbund-

verfahren“).  

3.2.3. Jugendamt im Scheidungsverfahren – Schutz der Kindesinteressen  

Zum Schutz des Kindeswohls wurde im „Zentralblatt“ implizit die Aufrechterhaltung jener 

nachgerade panoptistisch vormundschaftlichen Überwachung der Eltern eingefordert, indem 

sarkastisch gefragt wurde:  

„Ist es nicht – insbesondere unter der jungen Generation der Sozialarbeiter – oftmals verpönt, zur 

Durchleuchtung der Vergangenheit und der Persönlichkeit eines Klienten Erkundigungen einzuziehen? 

Scheut man sich nicht viel zu oft vor konkreten Ermittlungen, vor der belastenden, mühevollen Kleinar-

beit? Beschränkt man sich nicht viel lieber darauf, den Betroffenen zu tiefschürfendem Gespräch im Amt 

– im Fernsehfilm ins Café – zu bitten, um seine Problematik, seine Frustration und was es da sonst noch 

alles gibt zu untersuchen? Sind denn die Eltern wirklich besser geworden?“127 

Zum Wohle des Kindes hielt es der Autor viel eher für angebracht und notwendig, dass das 

Jugendamt, genauer, der Sozialarbeiter „Erkundigungen bei Verwandten, Bekannten, Nach-

barn der Eltern usw.“128 einhole, was aber nicht „gleich als ‚Schnüffelei’ abgetan werden“ dür-

fe, wie es hieß, und zwar nicht hinter dem Rücken der Eltern, sondern ganz offen. Damit ist 

Vormundschaftswesen par excellence als panoptistische Überwachungs- und Disziplinierungs-

system beschrieben, als „eine Form von Macht, die über den Einzelnen in Form einer ständigen indi-

viduellen Überwachung ausgeübt wird, in Form von Kontrolle, Strafe und Belohnung, in Form von Besse-

rung, das heißt, der Formung und Veränderung des Einzelnen im Sinne bestimmter Normen“129.  

  

                                                        

126 Die Mitwirkung der Jugendämter in den Scheidungsverfahren stieß in den folgenden Jahren auf mas-
sive Kritik bspw. von Seiten der „Deutschen Gesellschaft zum Schutz der Kinderinteressen e. V.“. Beson-
ders stieß auf Kritik, dass die Jugendämter in der Regel eine Empfehlung für die Mütter aussprechen 
würden. Hierin wurde eine Menschenrechtsverletzung und ein Verstoß gegen das Kindeswohl gesehen. 
(Vgl. dazu das Schreiben des DGSK vom September 1983, Gesetzesmaterialien X/208, B 1, Nr. 17) Diese 
Argumentation, mit der im Namen des Kindeswohls für die Stärkung von Väterrechten gestritten wird, 
nimmt bis heute eine (laut-)starke Position im geschlechterpolitischen Diskurs ein. Siehe dazu bspw. Hei-
liger/Wischnewski 2003; Heiliger/Hack/ZIF 2008; Wolde 2007. 
127 Ebd. 413. 
128 Hier und im Folgenden: ebd. 414. 
129 Foucault 2003 [1973], 102. 
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3.3. Sorgerechtsreform: Modernisiertes Eltern-Kind-Verhältnis (1979) 

3.3.1. Abkehr vom Begriff der „elterlichen Gewalt“ 

Wichtig für die weitere Arbeit der Jugendhilfe insgesamt, aber vor allem für das Vormund-

schaftswesen war die Sorgerechtsreform vom 18.7.1979 – mit Wirkung vom 1.1.1980.130 Im 

Zuge dieser langwierigen Reform, die auf einen ersten Referentenentwurf von 1972 zurück-

ging, wurde der Begriff der „elterlichen Gewalt“ in der Gesetzessprache getilgt und durch die 

„elterliche Sorge“ ersetzt.131 Kritik am Gewaltbegriff im Kindschaftsrecht war in der parlamen-

tarischen Auseinandersetzung schon Anfang der 1950er Jahre geäußert worden, von der da-

mals noch im Bundestag vertretenen KPD.132 Der Begriff der „elterlichen Sorge“ fand in den 

Fachdebatten seit Anfang der 1970er Jahre Verwendung.133 Damit sollte besser zum Ausdruck 

gebracht werden, wenn auch zaghaft und vorsichtig, wie etwa Johannes Münder hervorhebt, 

dass das Kind nicht auf ein Objekt reduziert werden dürfe, sondern auch Wunsch, Wille und 

Position des Kindes (rechtlich) zu berücksichtigen sei.134 Der Sorgerechtsbegriff sollte besser als 

der Gewaltbegriff die beiden Dimensionen der Elternschaft bezeichnen: die Rechte und die 

Pflichten gegenüber dem Kind. Dieter Schwab fasst die juristische Konstruktion wie folgt zu-

sammen: 

„Das gemeinsame Sorgerecht beider Eltern ist der natürliche Grundfall. Doch ergeben sich Differenzie-

rungen daraus, daß ein Kind nicht immer in eine feste Partnerschaftsbeziehung hinein geboren wird. 

Manchmal wollen die Eltern auch nichts miteinander zu tun haben. Das Kind hingegen braucht stabile 

Bedingungen seiner Entwicklung. Daher erscheint es in einigen Konstellationen besser, wenn die elterli-

che Sorge von einem Elternteil allein ausgeübt wird.“135 

3.3.2. Weiterhin kein gemeinsames Sorgerecht nach Scheidung 

Zu den fraglichen Konstellationen, bei denen nicht ohne jeden Zweifel grundsätzlich vom ge-

meinsamen elterlichen Sorgerecht ausgegangen wurde und wird, gehören einerseits die nicht 

miteinander verheirateten und die geschiedenen Eltern. Bis zur Sorgerechtsreform war es die 

Praxis einiger Gerichte gewesen, den geschiedenen Eltern im Einzelfall die elterliche Gewalt 

gemeinsam zu belassen, gewissermaßen in weiter Auslegung des Grundsatzes, dass diese „in 

  

                                                        

130 Vgl. dazu die umfassende Darstellung bei Köhler 2006, 131-179. 
131 Vgl. dazu bspw. Bosch 1991 [1987], 142; Deinert 1998b, 271-276; Köhler 2006, 136f.; Münder 2005, 
36; Schwab 2001, 245, RZ 517f. 
132 Vgl. Köhler 2006, 136. 
133 Vgl. ebd. 
134 Vgl. Münder 2005, 36. 
135 Schwab 2001, 246, RZ 519. 
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der Regel“136 einem Elternteil allein zu übertragen sei.137 Diese Auslegung war auch in den 

Rechtswissenschaften verbreitet.138 Sie setzte sich aber im Gesetzgebungsverfahren letztlich 

nicht durch. Vielmehr wurde für den Scheidungsfall in § 1671 Abs. 4 Satz 1 BGB restriktiv for-

muliert: „Die elterliche Sorge ist einem Elternteil allein zu übertragen.“139 Der Gesetzgeber war 

von dem Grundsatz ausgegangen, dass es für ein Kind besser sei, wenn eine klare Entscheidung 

zugunsten eines der beiden Eltern getroffen würde.140 Diese Regelung wurde allerdings am 

3.11.1982 vom Bundesverfassungsgericht für nichtig erklärt.141 Bei dem Urteil stützte sich das 

Gericht auf einem Gutachten des Entwicklungspsychologen Wassilios Fthenakis142, das einen 

regelrechten Paradigmenwechsel für Scheidungsverfahren ausgelöst habe: „Nunmehr galt es, 

dem Kind primär beide Elternteile zu erhalten (entspricht der systemischen Auffassung) an 

Stelle der Suche nach der besser geeigneten Bezugsperson (entspricht der Bindungstheo-

rie).“143 Damit war vom Bundesverfassungsgericht auch ein gewandeltes Bild der ehelichen 

Familie zugrunde gelegt worden: Mutter und Vater galten nun als für das Kind gleichermaßen 

wichtige Bezugspersonen und als gleichermaßen verantwortlich.144 Damit war das den Müttern 

zugeschriebene personensorgerechtliche Primat in Frage gestellt. Bis zum Inkrafttreten der 

Kindschaftsrechtsreform im Jahr 1998 fand dieses gewandelte Bild aber keinen Niederschlag 

im Bürgerlichen Gesetzbuch. An der Stelle von § 1671 Abs. 4 Satz 1 war die folgenden andert-

halb Jahrzehnte nur ein Wort zu lesen: „weggefallen“. Damit konnte es im Scheidungsverfah-

ren nun jedoch zu drei Entscheidungen kommen, zum alleinigen elterlichen Sorgerecht von 

erstens der Mutter oder zweitens des Vaters und drittens – unter bestimmten Voraussetzun-

gen – zum gemeinsamen elterlichen Sorgerecht.145 

  

                                                        

136 § 1671 Abs. 4 Satz 1 BGB a.F. (bis 1980). 
137 Vgl. dazu Köhler 2006, 126f. 
138 Vgl. ebd. 147. 
139 § 1671 Abs. 4 Satz 1 BGB a.F. (1.1.1980 bis 3.11.1982). 
140 Vgl. Liebthal 2004, 30; Köhler 2006, 153. 
141 BVerfGE 61, 358. Vgl. dazu Köhler 2006, 168-171. Das Berliner Kammergericht hielt das Bundesgesetz 
ebenfalls für verfassungswidrig und hatte sich unter Berufung auf den damaligen besonderen Rechtssta-
tus (West-)Berlins für befugt gehalten, das Gesetz nicht anzuwenden. Siehe dazu die Auseinanderset-
zung in der Tagespresse: Der Tagesspiegel vom 24.07.1980 „Geschiedenem Ehepaar gemeinsam Sorge-
recht für Tochter bewilligt“; Frankfurter Allgemeine vom 26.07.1980 „Kritik der SPD am Urteil zur 
elterlichen Sorge“; Frankfurter Allgemeine vom 05.08.1980 „Gemeinsames Sorgerecht nach der Schei-
dung“. 
142 Fthenakis wurde zu einem der wichtigsten Wegbereiter der sogenannten Väterrechtsbewegung in 
Deutschland. Insbesondere seine Väter-Studien bildeten vielfach die Grundlage in der Argumentation 
für eine zu stärkende Rechtsposition der Väter gegenüber der von Müttern – z. B. von Seiten der bereits 
erwähnten DGSK. Vgl. dazu: Schölper 2008, 8f.; Wolde 2006. 
143 Köhler 2006, 170. Siehe dazu auch: DAVorm 1/1984, 17f. 
144 Für nichteheliche Familien galt dies nicht. Hierzu bemerkte das Bundesverfassungsgericht in seiner 
Entscheidung vom 24. März 1981, dass der Mann, der die Mutter nicht heirate, mit den Risiken leben 
müsse. Vgl. BVerfGE 56, 363; BVerfGE 61, 358; dazu auch: Liebthal 2004, 19; Scheiwe 2006, 48f. 
145 Vgl. dazu Köhler 2006, 171; Kostka 2006, 76; Liebthal 2004, 86-96. 
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3.4. Jugendhilferechtsreform im Strudel eines Regierungswechsels –  

Scheitern II (1980) 

Im Herbst 1978 hatte die Regierung ihrerseits einen Entwurf zur Reform des Jugendhilferechts 

vorgelegt, zu dem der Bundesrat jedoch am 21.12.1978 ablehnend Stellung nahm. Im März 

1979 reagierte der Bundesrat mit einem eigenen Alternativvorschlag. Der Gegenentwurf des 

Bundesrates fand wiederum im Bundestag keine Mehrheit.146 Stattdessen verabschiedete der 

Bundestag am 23. Mai 1980 mit der Mehrheit der sozial-liberalen Regierungskoalition den Re-

gierungsentwurf.  

„Der Amtsvormund“ berichtete darüber, aber angesichts der im Bundestag geführten De-

batte während der zweiten Lesung des Gesetzes nicht ohne Resignation: „Die jahrelangen Be-

mühungen um ein neues Jugendhilfegesetz sind damit vorläufig zu einem Ende gekommen. 

Gleichwohl dürfte kaum damit zu rechnen sein, daß das Gesetz die letzten parlamentarischen 

Hürden bis zum Ablauf der noch laufenden Legislaturperiode nehmen wird.“147 Die pessimisti-

sche Sicht des DIV sollte sich schließlich bestätigt finden. Aller politischer Druck, mit dem etwa 

die AGJ bis zuletzt für die Vollendung der Jugendhilferechtsreform warb, blieb letztlich ohne 

Wirkung. Trotz der Aufforderung der AGJ, das Gesetz zu verabschieden, verweigerte der Bun-

desrat dem Gesetz in der Sitzung vom 4. Juli 1980 seine Zustimmung.148 Der Appell der AGJ war 

ungehört verhallt: 

 „Nach über 10jährigen Vorbereitungen ist die Verabschiedung des neuen Jugendhilferechts noch in die-

ser Legislaturperiode überfällig. Die Träger der Jugendhilfe *…+ sind dringend darauf angewiesen, daß 

den Spekulationen über die künftige Rechtsgrundlage der Jugendhilfe ein Ende gesetzt wird *…+ Noch 

nie wurde hinsichtlich der inhaltlichen Vorstellungen und Forderungen ein so hohes Maß an Überein-

stimmung erzielt, wie es jetzt erreicht ist. 

Das Vertrauen der Jugend sowie der freien und öffentlichen Träger der Jugendhilfe in die Handlungsfä-

higkeit der demokratischen Institutionen darf nicht erneut dadurch erschüttert werden, daß das Ju-

gendhilfegesetz wie in der vorangegangenen Legislaturperiode scheitert. Die Zeit ist überreif für diese 

Reform!“149 

Dass die „Zeit überreif“ gewesen sei, war offensichtlich eine krasse Fehleinschätzung, denn 

die Reform war nicht nur in Bundesrat und Bundestag gescheitert, sie konnte auch nach den 

Wahlen zum neunten Bundestag im Oktober 1980 von der Regierung Schmidt nicht zu einem 

  

                                                        

146 Vgl. dazu die kritische Stellungnahme der AGJ, in: Forum Jugendhilfe 1/1980, 59f. 
147 DAVorm 6/1980, 433. Dort ist auch die Debatte auszugsweise dokumentiert. 
148 BR-Drucksache 287/80. Vgl. dazu die Resolution der AGJ vom 11.6.1980 zum Jugendhilfegesetz, in: 
Forum Jugendhilfe 2/1980, 41f. 
149 Forum Jugendhilfe 1/1980, 58. 
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 Abschluss gebracht werden, trotz anfänglich großer Bemühungen.150  

3.5. Unterhaltsänderungsgesetz: von der Gleichstellung ehelicher und  

nichtehelicher Kinder zur Reaktivierung des Schuldprinzips (1982-

1986) 

Eine weitere wichtige Reform, die von ausschlaggebender Bedeutung für die Praxis der gesetz-

lichen Amtspflegschaft und der Unterhaltsbeistandschaft des Jugendamts hätte werden kön-

nen, zeichnete sich im „Vorentwurf zur Neuordnung des Unterhaltsrechts und zur Änderung 

anderer Vorschriften“151 ab, den das Bundesjustizministerium dem Bundesrat am 06.10.1982 

vorgelegt hatte. An erster Stelle dieses Vorentwurfs stand die unterhaltsrechtliche Gleichstel-

lung von ehelichen und nichtehelichen Kindern im BGB, wie es im Nichtehelichengesetz vom 

August 1969 vorgesehen war.152 Erst an zweiter Stelle ging es in dem Entwurf um die Frage des 

Unterhaltsrechts für getrennt lebende und geschiedene Ehegatten.153 Im weiteren Verlauf des 

Reformprozesses bis zum endgültigen Unterhaltsänderungsgesetz vom 20.02.1986154 wurde 

der Fokus jedoch auf den Scheidungsunterhalt verengt. Damit ging es primär um das unter-

haltsrechtliche Verhältnis zwischen den Eheleuten und nur ganz am Rande um das zwischen 

Eltern und Kind.155  

Hierbei ist zu bedenken, dass es am 01.10.1982, nach erfolgreichem konstruktiven Miss-

trauensvotum, zum Regierungswechsel und damit zum ersten Kabinett unter der Kanzlerschaft 

Helmut Kohls (CDU) gekommen war. Der Gesetzesentwurf wurde zwar von der neuen konser-

                                                        

150 Vgl. dazu Wiesner 1984, 1. 
151 Gesetzesmaterialien X/208/A 1, Nr. 1 = Vorentwurf 1982. 
152 Vgl. Vorentwurf 1982, 37; 41-44. 
153 Vgl. ebd. 37. 
154 BGBl. I 1986, 301. 
155 Damit kam es überhaupt nicht erst zu einer Diskussion über die vorgeschlagenen Änderungen. In 
dem Entwurf sollten in den §§  1604 a bis i die Unterhaltsbemessung neu geregelt werden. In der Be-
gründung hieß es dazu, dass sie Schwerpunkt und Kernstück der Neuregelung seien. Von einigem Ge-
wicht für die Unterhaltsfeststellung im Rahmen der gesetzlichen Amtspflegschaft wäre gewesen, dass 
für die Bestimmung des Unterhalts nicht von einem abstrakten Bedarf des Unterhaltsberechtigten aus-
gegangen werden sollte. „Der Berechtigte soll vielmehr *…+ einen bestimmten Anteil vom Einkommen 
des Verpflichteten erhalten. Anders als bei öffentlichen Leistungen muß sich im Unterhaltsrecht der Be-
darf nach dem verfügbaren Einkommen richten und sich mit ihm begnügen.“ (Vorentwurf 1982, 70) 
Interessant sind auch folgende Ausführungen wegen der darin zugrunde gelegten Rollenaufteilung zwi-
schen Mutter und Vater: „Ein Vorrang der Haftung des Vaters eines nichtehelichen Kinde vor der Mut-
ter, den das geltende Recht in den Vorschriften über den Regelunterhalt noch kennt *…+, ist wegen der 
gebotenen Gleichbehandlung der Väter nichtehelicher Kinder mit geschiedenen oder getrennt lebenden 
Vätern ehelicher Kinder nicht mehr vorgesehen. Betreut die Mutter ihr Kind (gleich, ob ehelich oder 
nichtehelich), wird sie in der Regel zum Barunterhalt nicht herangezogen, weil sie ihren Unterhaltsanteil 
durch die Betreuung erbringt *…+. Gibt sie das Kind jedoch in Dauerpflege, soll auch die Mutter eines 
nichtehelichen Kindes gleichrangig neben dem Vater unterhaltspflichtig sein; beide sollen anteilig nach 
ihren Einkommens- und Vermögensverhältnissen haften.“ (Ebd. 141f.) 
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vativ-liberalen Regierung vorgelegt, er trug aber noch die Handschrift der sozial-liberalen Koali-

tion. Vor diesem Hintergrund wird nachvollziehbar, warum in dem Begleitschreiben der Bun-

desregierung zur Übersendung ihres Entwurfs an die Ländervertretungen ausdrücklich darum 

gebeten wurde, für den Entwurf „zu berücksichtigen, daß dieser hier unter verfassungsrechtli-

chen Gesichtspunkten noch nicht abschließend geprüft ist.“156 Man hatte den Entwurf zwar 

vorlegen müssen, machte aber kaum verborgen deutlich, dass man diesen für wenigstens un-

ausgegoren hielt: 

„Da es sich um erste, weitgehend noch nicht abgestimmte Überlegungen handelt, sollte eine Erörterung 

der Vorschläge im wissenschaftlichen Schrifttum und in der Öffentlichkeit noch nicht stattfinden. Ich wä-

re Ihnen verbunden, wenn Sie eine entsprechende Bitte in der Ihnen geeignet erscheinenden Form an 

die zu beteiligenden Praktiker weitergeben würden.“157 

Das hatte zur Folge, dass der Entwurf nicht ans Licht der Öffentlichkeit gelangte. Erst der 

überarbeitete „Referentenentwurf eines Gesetzes zur Änderung unterhaltsrechtlicher und an-

derer Vorschriften“ vom 19.07.1984 wurde öffentlich diskutiert.158 In diesem neuen Entwurf 

waren Fragen des Kindesunterhaltes jedoch kein Thema mehr, womit der weitere Vorgang für 

den hiesigen Untersuchungszusammenhang weitgehend bedeutungslos ist. Der Referenten-

entwurf löste zwar heftige Kontroversen aus, die aus einer geschlechterpolitischen Perspektive 

sehr interessant sind. Die aufgeworfenen Fragen, zum Beispiel um die quasi Wiedereinführung 

des scheidungsrechtlichen Schuldprinzips „durch die ‚Hintertür’“159 oder die rechtliche Benach-

teiligung scheidungswilliger Ehefrauen, sind hier nicht unmittelbar relevant.160  

In einem Punkt berührte das Unterhaltsänderungsgesetz aber auch das JWG, wie aus einem 

                                                        

156 X/208/A 1, Nr. 1, S. 2. 
157 Ebd. 3. 
158 In den Gesetzesmaterialien (X/208/B 1) finden sich u.a. Stellungnahmen von: Arbeitsgemeinschaft für 
alleinstehende Mütter und Väter in der EKD, Bayerischer Landesverband des Katholischen Frauenbun-
des e. V., Bundesrechtsanwaltskammer, Deutscher Frauenrat, DGB, Deutscher Kinderschutzbunds, 
Deutscher Verein für öffentliche und private Fürsorge, Evangelische Aktionsgemeinschaft für Familien-
fragen, EKD, Familienbund der Deutschen Katholiken, FU Berlin/FB Erziehungs- und Unterrichtswissen-
schaften, GEW, ISuV, Landesfrauenrat, Sozialdienst Katholischer Frauen, Verband alleinstehender Frau-
en, VAMV, Verband der Unterhaltspflichtigen in der Bundesrepublik Deutschland e. V., Verband 
Scheidungsgeschädigter, Wissenschaftliche Vereinigung für Familienrecht e.V. Zudem sind darin mehre-
re Aufsätze des DIV enthalten. 
159 Zur Kritik daran, dass durch die Gesetzesänderung „im Scheidungsverfahren wieder schmutzige Wä-
sche gewaschen“ (Gesetzesmaterialien X/208/B 1, Nr. 8, 31) werde, hieß es in einem Schreiben des Bay-
erischen Justizministeriums: „Die Einführung des Zerrüttungsprinzips hat das ‚Waschen schmutziger Wä-
sche’ nicht entbehrlich gemacht. Wenn die im Gesetz vorgesehenen Trennungsfristen noch nicht 
abgelaufen sind, muß die Zerrüttung der Ehe vor dem Gericht festgestellt werden; das ist nur möglich, 
wenn alle Einzelheiten der Ehe von ihrem Beginn bis zur Trennung der Ehegatten erforscht werden. Im 
übrigen wird sehr oft bei der Entscheidung über die elterliche Sorge auf Eheverfehlungen im Sinn des 
früheren Rechts eingegangen werden müssen. Denn jede derartige Eheverfehlung kann so dargestellt 
werden, daß sie für die Erziehungseignung eines Elternteils von Bedeutung ist und deshalb im Interesse 
des Kindeswohls nicht unbeachtet bleiben kann. 
Wer meint, im Gerichtsaal dürfe keine ‚schmutzige Wäsche gewaschen’ werden, darf im übrigen auch 
keine Strafvorschrift für die Vergewaltigung in der Ehe fordern.“ (Ebd. 31f.) 
160 Siehe dazu den Sammelband Berghahn 2007. 
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Schreiben des Bundesjustizministers Hans Engelhard (FDP) vom 15.11.1985 an den Vorsitzen-

den des Rechtsausschusses, Herbert Helmrich (CDU), im Bundestag hervorgeht: der Aus- und 

Zustellung von zwangsvollstreckbaren Urkunden über Unterhaltsverpflichtungen gemäß § 50 

Absatz 1 JWG.161 Hier sollte ein verfahrensrechtliches Problem beseitigt werden, das darin be-

stand, dass in der alten Fassung nur von dem Beamten oder Angestellten im Singular die Rede 

war, wodurch in der Praxis Zweifel aufgetaucht seien, ob die Zwangsvollstreckung immer auch 

von der Urkundsperson erteilt werden müsse, die zuvor die Unterhaltsverpflichtung beurkun-

det hatte oder ob dies auch von jemand anderem übernommen werden könnte.162 Der Zweifel 

sollte ausgeräumt werden: jede Urkundsperson eines Jugendamtes – also auch verschiedene – 

könnten die „Vollstreckungsklausel erteilen“.163 Damit wurde ein rechtlicher Zweifelsfall, der 

das reibungslose Funktionieren des vormundschaftlichen Disziplinierungsinstrumentariums zur 

Unterhaltssicherung hätte gefährden können, beseitigt. 

3.6. Jugendhilferechtsreform weiter ohne Priorität –  

Scheitern III (1985) 

Zu einem neuerlichen Anlauf zur Reform des Jugendhilferechts kam es erst nach den vorgezo-

genen Neuwahlen am 6. März 1983. Diese waren nach dem Regierungswechsel infolge des 

konstruktiven Misstrauensvotums anberaumt worden. Die Regierung Kohl wurde in den Wah-

len bestätigt und Heiner Geißler (CDU) blieb auch nach der Wahl Bundesminister für Familie, 

Jugend und Gesundheit. 

Im Januar 1984 erschien im „Amtsvormund“ ein Artikel von Reinhard Wiesner, in dem er 

sich eingehend mit der 1980 gescheiterten Reform auseinandersetzte. Wiesner, der als Regie-

rungsdirektor ein ranghoher Beamter im Bundesfamilienministerium war (und bis heute ist), 

kritisierte in seinen Ausführungen scharf die ideologisch aufgeladene Kontroverse, mit der die 

für die Praxis so dringend notwendige pragmatische Modernisierung der Rechtsgrundlagen seit 

mehreren Legislaturperioden verhindert worden sei.164 Er hielt auch das immer wieder vorge-

brachte Kostenargument lediglich für vorgeschoben und schien es kaum glauben zu können, 

dass ernsthaft darüber debattiert wurde, ob man nicht „auch in Zukunft ganz gut mit dem Ju-

gendwohlfahrtsgesetz auskommen“165 könne, wenn man es ein wenig novellieren würde. Mit 

sanfter Ironie formulierte er: „Es ist in der Tat beeindruckend, zu sehen, wie das Jugendwohl-

fahrtsgesetz, dessen Kernbereich noch immer die Bestimmungen des Reichsjugendwohlfahrts-

gesetzes darstellen, mehr als 60 Jahre überdauert hat.“166 Das JWG sei so vieldeutig und dehn-

                                                        

161 Gesetzesmaterialien X/208/B 1, Nr. 4. 
162 Vgl. ebd. 2f. 
163 Vgl. ebd. 3. 
164 Vgl. hier und im Folgenden: Wiesner 1984, 2. 
165 Ebd. 
166 Ebd. 
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bar, dass damit „unterschiedliche, vor allem auch restriktive Interpretationen“167 möglich wür-

den, anstatt eine „verbindliche Rechtsquelle für das Handeln des Jugendamts zu sein“168, wie 

Wiesner kritisierte.  

Am Aspekt der Pflegekinderaufsicht zeigt sich zudem eine deutliche Verschiebung im Vor-

mundschaftsdiskurs. Die Pflegekinderaufsicht war, wie oben dargestellt, seit Ende des 19. 

Jahrhunderts ein zentraler Bestandteil des vormundschaftlichen Überwachungs- und Kontroll-

systems über die sogenannten Unehelichen, das auch noch in den 1960er Jahren vom DIV ver-

teidigt worden war. Jetzt formulierte Wiesner im „Amtsvormund“:  

„Abgesehen davon, daß die Pflegekinderaufsicht weithin nur als Fiktion bezeichnet werden kann, er-

scheint es auch rechtsstaatlich bedenklich, ein in einer Familie integriertes Kind auf Dauer einer staatli-

chen Aufsicht zu unterstellen und damit auch die Familienautonomie der Pflegeeltern im Hinblick auf 

deren eigene Kinder zu tangieren. Spätestens mit Ablauf von etwa ein bis zwei Jahren nach der Inpflege-

gabe sollte die Eigenverantwortlichkeit der Pflegeeltern gesichert sein.“169 

Offensichtlich bezog sich Wiesner hier ausschließlich auf die ‚wirklichen’ Pflegekinder und 

nicht mehr auf die nichtehelichen Kinder, die bei ihren alleinerziehenden Müttern oder bei den 

Großeltern lebten. Das allein belegt eine enorme diskursive Verschiebung, galt doch das Pfle-

gekinderwesen spätestens seit Mitte des 19. Jahrhunderts bis Anfang der 1960er Jahre primär 

als Teilaspekt der sogenannten Unehelichenfrage. Eine weitere diskursive Verschiebung wird 

an dem Argument erkennbar, wonach eine auf Dauer gestellte staatliche Aufsicht über Fami-

lien rechtsstaatlich bedenklich sei. Genau das, also die „Schutzaufsicht“, wurde noch zwei Jahr-

zehnte zuvor vom DIV als unabdingbare Notwendigkeit zum Schutz der (vor allem unehelichen) 

Kinder angesehen. Wiesner wies aber in seinen Ausführungen auch darauf hin, dass sich diese 

Veränderungen nicht in gleichem Maße in der Praxis vollzogen hätten. So hätten viele Jugend-

ämter weiterhin so gehandelt, als stünden ihnen sorgerechtliche Befugnisse zu, „z. B. die Pfle-

gepersonen zu bestimmen und selbständig auszuwechseln oder Entscheidungen über das Be-

suchsrecht der leiblichen Eltern zu treffen.“ 170  Er hob auch hervor, dass sich manche 

Jugendämter durch Vollmachtserklärungen der Eltern weitreichenden Handlungsspielraum 

verschafft hätten.171 Dadurch sicherten sich die Jugendämter eine disziplinierende Einfluss-

nahme auf ihre Klientel, die weit über die scheinbar präzise rechtlich normierte Zielsetzung der 

Institution Jugendamt hinausging, wie sich im Anschluss an Foucault sagen lässt.172 

Am 29.08.1984 wurde der „Entwurf eines vierten Gesetzes zur Änderung des Jugendwohl-

fahrtsgesetzes“173 vorgelegt, in dem nur eine kleinere Novelle des bestehenden JWG vorgese-

hen war. In der Begründung hieß es dazu:  

                                                        

167 Ebd. 3. 
168 Ebd. 4. 
169 Ebd. 5. 
170 Ebd. 
171 Vgl. ebd. 
172 Vgl. Foucault 2003 [1973], 116. 
173 XI/254/A 1, Nr. 1. 
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„Ziel der Novellierung ist daher in erster Linie eine bessere Ausgestaltung der rechtlichen Grundlagen, 

die dem Strukturwandel der Jugendhilfe in den letzten 20 Jahren Rechnung trägt, nicht aber eine Be-

gründung neuer Verpflichtungen, die zusätzliche Kosten bei Bund, Ländern und Gemeinden verur-

sacht.“174 Und mit Blick auf die seit Anfang der 1970er geplante Totalreform des Jugendhilferechts: „Eine 

Wiederaufnahme dieser Reformbemühungen erscheint insbesondere wegen der damit verbundenen 

Mehrkosten aufgrund der finanzwirtschaftlichen Situation auf absehbare Zeit nicht realisierbar.“175  

Der Entwurf wurde bis Juli 1985 in den Ausschüssen überarbeitet. Im November 1985 wur-

de selbst diese relativ bescheidene Novelle mit Verweis auf Zeit- und Kostengründe von Bun-

desfamilienministerin Rita Süssmuth letztlich aufgeben. Damit galt das JWG trotz all seiner Un-

zulänglichkeiten weiter fort und damit auch die gesetzliche Amtspflegschaft des Jugendamtes 

für nichteheliche Kinder. Am 9. Juli 1987 beging man ein Jubiläum: „65 Jahre *Reichs-

+Jugendwohlfahrtsgesetz“176. Wenige Monate zuvor hatte Helmut Kohl nach der Wiederwahl 

zum Bundeskanzler177 in seiner Regierungserklärung vom 18. März 1987 eine Neuordnung des 

Jugendhilferechts angekündigt. Damit wurde das JWG tatsächlich auf den „Weg in den Ruhe-

stand“ gebracht, wie es im Untertitel eines Sammelbandes anlässlich dieses Jubiläums von Er-

win Jordan und Johannes Münder hieß, der schließlich zum 1990/91 in Kraft tretenden Kinder- 

und Jugendhilfegesetz führen sollte. 

4. KJHG: von der Reform des JWG zur Reform der Reform  

(1987-1998) 

4.1. Regierungserklärung 1987: Familie, Jugendhilfe, Gleichberechtigung 

Als Startpunkt für den neuerlichen Reformanlauf wird in der Regel die Regierungserklärung 

von Bundeskanzler Kohl am 18. März 1987 bezeichnet.178 Im Folgenden soll daher der Redeab-

schnitt, in dem die Reformankündigung eingebettet ist, wiedergegeben werden, weil an die-

sem kurzen Ausschnitt die enge diskursive Verschränkung von Familienpolitik, Jugendhilfepoli-

tik und Geschlechterpolitik geradezu beispielhaft deutlich wird: 

„Wir wollen menschliche Bindungen stärken – durch Politik für Familien, für Partnerschaft zwischen 

Mann und Frau und für das Miteinander der Generationen. Die Koalition der Mitte wird ihre familien-

freundliche Politik weiterführen und ausbauen, denn die Familie bleibt das Fundament unseres Staates. 

                                                        

174 Ebd. 3. 
175 Ebd. 1. 
176 Siehe dazu: Jordan/Münder 1987; Süssmuth 1987. 
177 Die Bundestagswahl fand am 25.1.1987 statt. 
178 Vgl. neben dem Regierungsentwurf KJHG BR-Drucksache 503/89, I bspw. Gries/Ringler 2005, 56; 
Trapper 2002, 170; Wiesner/ZarbocK 1991, VI. 
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(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Sie ist der erste und wichtigste Ort individueller Geborgenheit und Sinnvermittlung, Partnerschaft zwi-

schen Mann und Frau, Liebe zu Kindern, Solidarität zwischen den Generationen – das alles kann unsere 

Gesellschaft nur prägen, wenn es sich in der Familie bewährt. 

Deutschland soll ein kinderfreundliches Land sein, weil Kinder unser Leben bereichern und dem Land 

menschliche Wärme spenden. Das Ja zum Kind ist eine höchst persönliche Entscheidung, aber der Staat, 

die Gesellschaft, wir alle haben die Pflicht zur Solidarität: gegenüber Kindern, Müttern und Familien. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP –  

Zurufe von der SPD) 

Noch immer werden die Leistungen der Familien in unserer Gesellschaft zu wenig anerkannt und unter-

stützt. Den Familienlastenausgleich werden wir deshalb noch gerechter gestalten – durch eine Erhöhung 

des Kindergeldes, der Kinderfreibeträge bzw. des Kindergeldzuschlags. Soziales Wohnen wird weiterhin 

durch das Wohngeld gesichert. 

Für junge Familien sind das neue Erziehungsgeld und der Erziehungsurlaub eine willkommene Hilfe. Wir 

werden sie erweitern und dabei auch den besonderen Belangen der Alleinerziehenden Rechnung tra-

gen.  

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Alleinerziehende Mütter und Väter verdienen in ihrer oft schwierigen Lage die Hilfe des Staates. Wir 

werden deshalb auch den Haushaltsfreibetrag anheben und weitere Erleichterungen prüfen. Wir wollen 

die Neuordnung des Jugendwohlfahrtsgesetzes in Angriff nehmen, um neuen Entwicklungen in der Ju-

gendhilfe zu entsprechen. 

Wir werden uns weiter einsetzen für Gleichberechtigung der Frauen auf allen Gebieten. Mit im Vorder-

grund stehen gerechte Beschäftigungs- und Aufstiegschancen für Frauen.  

(Frau Bulmahn [SPD]: Nicht reden, sondern handeln!) 

Dafür müssen wir den vielfältigen Lebensentwürfen von Frauen und ihren besonderen Anliegen in ver-

schiedenen Lebensphasen Rechnung tragen und ihnen günstigere Chancen geben, Familie und Beruf 

miteinander zu vereinbaren. 

Wir brauchen die berufstätige Frau, und wir brauchen genauso die Leistung jener Frauen, die sich ganz 

dem Haushalt, der Kindererziehung sowie der Pflege behinderter oder kranker Familienangehöriger 

widmen. Wer als Mutter aus dem Erwerbsleben ausscheidet, muss die Chance erhalten, wieder in den 

Beruf zurückzukehren. Dazu werden wir die notwendigen Förderungsprogramme vorlegen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)“179 

Kohls Argumentation setzte bei der Familie an, die das „Fundament unseres Staates“ bilde, 

wie er sagte. Von daher müsse die Familie um des Staates und der Gesellschaft willen ge-

schützt und gefördert werden. Denn in der Familie würden die Grundlagen für das staatliche 

Funktionieren gelegt, wozu Kohl das „partnerschaftliche“ Arrangement der Geschlechter, die 

                                                        

179 Plenarprotokoll II/4, 60D-61B. Hervorherbung DS. 
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Erziehung und Aufzucht der Kinder („Liebe zu Kindern“) und die Pflege und Betreuung der Älte-

ren und Alten („Solidarität zwischen den Generationen“) zählte. Der Familie wurde aber in der 

Regierungserklärung auch noch aus einem anderen Grund fundamentale Bedeutung für Staat 

und Gesellschaft beigemessen, wie Kohl zu Beginn seiner Rede unter dem Schlagwort der „Be-

völkerungsentwicklung“ deutlich machte. Darin hatte er ausgeführt: „Vom Geburtenrückgang 

sind so unterschiedliche Bereiche wie Alterssicherung und Bildungswesen, wie Wohnungs-

markt und die Personalstärke unserer Bundeswehr betroffen.“180 Damit war die Entscheidung 

für Kinder keineswegs nur eine für oder gegen die Bereicherung des eigenen Lebens oder zur 

Erhöhung der gesellschaftlichen Wärme, wie Kohl in der oben zitierten Passage ausführte, 

sondern gründete auf einem staatspolitischen Interesse. Vor diesem bevölkerungspoliti-

schen181 Hintergrund muss auch die Erklärung verstanden werden, dass die Entscheidung für 

ein Kind zwar eine „höchst persönliche Entscheidung“ sei, dass „aber der Staat und die Gesell-

schaft, wir alle“ die Pflicht zur Solidarität gegenüber „Kindern, Müttern und Familien“ hätten. 

Die geforderte Solidarität war demnach nicht nur als eine moralische Pflicht gedacht, sondern 

hatte zugleich eine utilitaristische Dimension sozialer Nützlichkeit. 

Wendet man den Blick endlich auf jenen Absatz, in dem dann fast beiläufig die Neuordnung 

des Jugendhilferechts angekündigt wurde, so fällt auf, dass dieser mit einem Bekenntnis zur 

staatlichen Hilfe für alleinerziehende Mütter und Väter eingeleitet wurde. Der argumentative 

Aufbau glich damit der Struktur des Berufsvormundschaftsdiskurses zu Ende des 19. Jahrhun-

derts, in dem die organisierte systematische Hilfe in Form der ersten Jugendämter bezie-

hungsweise ihrer Vorläuferinstitutionen zur Verbesserung des Pflegekinderwesens, also des 

sogenannten Unehelichenschutzes verhandelt wurde. In Kohls Ausführungen erscheint die (öf-

fentliche) Jugendhilfe, wie Jahrzehnte zuvor bei Webler, Klumker oder Taube in erster Linie als 

eine Kompensationsleistung für eine familiale Konstellation, die als unvollständig, als anormal, 

als potentiell gefährdet und von daher als hilfebedürftig angesehen wird. Als Beispiel für be-

sonders Hilfebedürftige zog Kohl hier die Alleinerziehenden heran, also die nichtehelichen und 

geschiedenen Eltern mit minderjährigen Kindern. Beachtenswert ist, dass hierbei auch die 

Gruppe der alleinerziehenden Väter explizit benannt wurde, obwohl diese einen weitaus ge-

ringeren Anteil im Vergleich zur Gruppe der alleinerziehenden Mütter hatte.182 Mit Sicherheit 

kann jedoch davon ausgegangen werden, dass es sich dabei primär um einen rhetorischen 

Ausdruck politischer Korrektheit handelte, mit dem einerseits auf politischen Druck von Inte-

ressenverbänden (etwa dem ISUV183) reagiert wurde. Andererseits dürften jedoch weiterhin 

vor allem Frauen beziehungsweise Mütter gemeint gewesen sein. Für diese Annahme spricht 

zumindest, dass direkt im Anschluss auf die Gleichberechtigung von „Frauen auf allen Gebie-

                                                        

180 Ebd. 52C. 
181 Zur Diskussion um die Bevölkerungspolitik in den 1980ern vgl. bspw. die Kontroverse zwischen Anke 
Fuchs (SPD) und Heiner Geißler (CDU) in: Besters 1980, 142-168. 
182 Vgl. dazu den 5. Familienbericht, BT-Drucks. 12/7560, 55-57. Siehe dazu auch den Beitrag zu alleiner-
ziehenden Vätern in der Frankfurter Rundschau vom 26.05.1988. 
183 Interessen- und Schutzgemeinschaft unterhaltspflichtiger Väter und Mütter. Vgl. dazu den Beitrag 
„Lobby der gekränkten Männer“ in der Tageszeitung vom 06.08.1988. 
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ten“ eingegangen wurde, vor allem auf die Vereinbarkeit von Familie und Beruf für Frauen.  

Der argumentative Aufbau dieses Abschnitts ist nicht zuletzt deshalb interessant, weil darin 

ausgehend von der Familie ein Bogen über die Alleinerziehenden und die Jugendhilfe zur Frage 

der Gleichberechtigung (von Frauen) gespannt wurde. Damit ist in äußerst komprimierter 

Form der hier untersuchte gesellschaftliche und politische Zusammenhang von Familie, Ju-

gendhilfe und Geschlechterverhältnissen benannt, und zugleich die dominierende Perspektive 

ersichtlich geworden, die auf einer Normalitätskonstruktion der ‚vollständigen’ Familie basier-

te und der als das Anormale und Hilfebedürftige die Alleinerziehenden gegenübergestellt wur-

de. Und diese Gegenüberstellung diente sogleich als Begründung für eine paternalistisch ge-

formte soziale Solidarleistung Jugendhilfe und eine dementsprechende gesetzliche 

Neuordnung des Rechts. 

4.2. Rita Süssmuth – JWG-Reform: „Vorsorge statt Nachsorge“  

(1987-1988) 

Unmittelbar nach der Kanzler-Ankündigung begann die damalige Bundesfamilienministerin Ri-

ta Süssmuth (CDU) mit den Vorarbeiten an dem Reformgesetz, um „die dringend notwendige 

Neuordnung der Jugendhilfe endlich in Angriff zu nehmen“, so Süssmuth 1987 im „Amtsvor-

mund“184. Ende 1987 zeigte sich die AGJ, die sich direkt nach der Ankündigung mit einigen An-

regungen zur Jugendhilferechtsreform zu Wort gemeldet hatte,185 allerdings angesichts der 

abermals nur schleppend vorankommenden Entwicklung beunruhigt. So wurde befürchtet 

„daß zum wiederholten Male die längst überfällige Reform des Jugendhilferechts in Konkur-

renz mit anderen politischen Absichten unter die Räder gerät“186. Reinhard Wiesner, der viel-

fach als „Vater“187 des KJHG bezeichnete Referent im Bundesfamilienministerium, gab im 

„Zentralblatt“ zu bedenken, dass davon auszugehen sei, „daß heute wie schon 1922 die finan-

ziellen Rahmenbedingungen den Handlungsspielraum des Gesetzgebers abstecken.“188 Für Ver-

treter der Jugendhilfe sei es bitter, mit ansehen zu müssen, so Wiesner weiter, dass angesichts 

angespannter Haushaltslagen auf, Bundes-, Länder- und kommunaler Ebene „ihre Aufgaben 

offensichtlich am äußersten Ende der Prioritätenskala angesiedelt sind“189. Die Sorge der AGJ 

erwies sich letztlich als unbegründet; die Reform wurde trotz teils massiver haushaltspoliti-

scher Vorbehalte fortgeführt und bekanntlich auch zum Abschluss gebracht.  

Einen weiteren politischen Anstoß bekam die Reform durch das Bestreben der Vereinten 

                                                        

184 DAVorm 7-8/1987, 562. Vgl. hier und im Folgenden: auch: Wiesner/Zarbock 1991, VI. 
185 Forum Jugendhilfe 1/1987, 1-6. In diesen Anregungen war das Vormundschaftswesen bzw. die ge-
setzliche Amtspflegschaft kein Thema. 
186 Forum Jugendhilfe 4/1987, 8. 
187 Vgl. DAVorm, 7-8/1991, 643. 
188 Wiesner 1987, 305. 
189 Ebd. 
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Nationen im Jahr 1988, eine internationale Konvention über die Rechte des Kindes zu verab-

schieden.190 Ein zentrales Anliegen war dabei, die Rechtsposition von Kindern zu stärken, was 

auch dem Wunsch weiter Kreise der Fachwelt nach für das Jugendhilferecht gelten sollte, in 

dem das Kind bisher noch immer weitgehend auf einen Objektstatus reduziert war, geradezu 

als „Besitz der Eltern“191.  

Wie schwierig es war, Kindern politisch Gehör zu verschaffen, wird exemplarisch deutlich, 

wenn man bedenkt, welche Widerstände überwunden werden mussten, bis im Mai 1988 im 

Bundestag endlich eine Kinderkommission eingesetzt wurde.192 Welch geringen Stellenwert die 

Kinder selbst im politischen Diskurs hatten, wird auch daran ersichtlich, dass im Februar des-

selben Jahres eine Expertenanhörung bei der CDU stattfand, die sich erstmalig, wie Süssmuth 

in der „Frankfurter Allgemeinen Zeitung“ zitiert wurde, ausschließlich dem Thema Kind widme-

te.193 Bezeichnenderweise wurde, zumindest dem Artikel nach zu urteilen, bei dem Hearing vor 

allem darüber gesprochen, dass überkommene bürgerliche Idealvorstellungen von Familie 

nicht mehr zeitgemäß wären und es tragfähiger Modelle bedürfe, damit Frauen wie Männer 

Familie und Beruf miteinander vereinbaren könnten. Mit anderen Worten, um die Kinder ging 

es selbst hier nur mittelbar.  

Um den Bedürfnissen und Interessen der Kinder im Reformprozess gerecht zu werden, hieß 

es: „Das alte Jugendhilfegesetz habe sich zwar bewährt, man brauche jetzt aber ‚mehr Präven-

tion’“194, wie Süssmuth in der „Süddeutschen Zeitung“ zitiert wurde. Im neuen Jugendhilfe-

recht sollte nicht mehr die gewissermaßen ‚nachsorgende’ Jugendfürsorge für Problemfälle im 

Mittelpunkt stehen, sondern vielmehr die ‚vorsorgende’ Vermeidung solcher Problemfälle. Ziel 

war: mehr Hilfe und weniger Kontrolle, mehr Dienstleistung und weniger Bevormundung.195 

Das neue Gesetz sollte dazu führen, dass Eltern von der Jugendhilfe bei ihren Erziehungsaufga-

ben und Kinder und Jugendliche beim Hineinwachsen in die Gesellschaft unterstützt würden.196 

Der am 8.8.1988 vorgelegte Referentenentwurf wurde von den Fachkreisen jedoch gerade in 

puncto Einbeziehung der Kinder und Jugendlichen selbst und bezüglich der Schaffung eigen-

ständiger Rechtsansprüche für Kinder und Jugendliche als nicht weitgehend genug kritisiert.197 

Insgesamt wurde der Entwurf in diesen Kreisen aber mit Erleichterung aufgenommen, da sich 

abzeichnete, dass die Reform diesmal gelingen könnte. 

                                                        

190 Vgl. Forum Jugendhilfe 3-4/1988, 38f. Die UN-Kinderrechtskonvention wurde von der UN-
Generalversammlung am 20.11.1989 angenommen und trat am 20.09.1990 in Kraft 
191 Barth 1989, 748. 
192 Vgl. dazu die Berichte in: Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 26.04.1988, Frankfurter Rundschau 
vom 29.06.1989, Das Parlament vom 03.07.1988, Süddeutsche Zeitung vom 20.09.1988. 
193 Vgl. hier und im Folgenden: Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 05.02.1988. 
194 Süddeutsche Zeitung vom 29.02.1988. 
195 Vgl. dazu auch das Streitgespräch zwischen Ludwig Salgo und Thomas Mörsberger (Salgo/Mörsberger 
2001). 
196 Vgl. Schellhorn 1993, 3f. 
197 Vgl. dazu auch die kritische Stellungnahme der AGJ in: Forum Jugendhilfe 1/1989, 4. 
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4.3. Ursula Lehr - Reformziel: Rechtsanspruch auf Kindertagesbetreuung  

(1989-1990) 

Am 9.12.1988 übernahm Ursula Lehr (CDU) die Amtsgeschäfte als Bundesministerin für Ju-

gend, Familie, Frauen und Gesundheit, weil Süssmuth das Amt der Bundestagspräsidentin 

übernommen hatte. Lehr setzte die Reformarbeiten unvermindert fort. Innerhalb ihrer eige-

nen Fraktion kam es zu einer heftigen Kontroverse, weil sich Lehr im Rahmen der Reform für 

eine flächendeckende Kinderbetreuung auch für unter Dreijährige aussprach, wie zum Beispiel 

Ende Mai 1989 auf der Arbeitstagung einer Arbeitsgemeinschaft niedersächsischer und Bremer 

Jugendämter, wie „Der Amtsvormund“ berichtete.198  

Allem Anschein nach erschienen Lehrs Ansichten vielen (nicht nur) innerhalb der CDU zu 

radikal. In der Partei schien man von Lehrs Positionen regelrecht überrascht. Offensichtlich 

hatte man ihre zahlreichen seit Ende der 1960er Jahre erschienenen pädagogischen und psy-

chologischen Arbeiten199 nicht ausreichend zur Kenntnis genommen, als man sie ins Kabinett 

holte. Denn darin hatte sie ihre Standpunkte klar zum Ausdruck gebracht, etwa zur Frage der 

Berufstätigkeit von Frauen. So war Lehr schon Ende der 1970er Jahre zu dem Schluss gekom-

men, dass es Phasen im Leben der Frauen geben könne, in denen die Familie den Vorrang ha-

be, dass aber danach eine „Berufstätigkeit unbedingt wieder aufgenommen werden sollte“200. 

Damit hatte sie der bürgerlichen Rollenaufteilung in Ehe und Familie eine klare Absage erteilt, 

was in konservativen Kreisen auch noch Ende der 1980er provokant wirkte, obwohl selbst 

Bundeskanzler Kohl Ähnliches in seiner Regierungserklärung zum Ausdruck gebracht hatte.201 

Provozierend wirkte auch die damit eng verknüpfte Frage der Kindertagesbetreuung. Kinder 

nur wenige Monate nach der Geburt tagsüber von Dritten (Kinderkrippen, Tagesmütter) be-

treuen zu lassen, weil auch die Mütter einen Beruf ausüben wollten oder mussten, wie vor al-

lem die Mehrzahl der Alleinerziehenden, wirkte in Teilen der Union geradezu als Affront.202 

Vonseiten der AGJ erhielt die Ministerin dafür jedoch breite Unterstützung:  

„Die AGJ unterstreicht, daß Eltern vom Grundsatz her die Möglichkeit haben müssen, ihre Kinder unter 3 

Jahren in einer Kindertageseinrichtung tagsüber betreuen lassen zu können. Mag dies aus Gründen der 

Berufstätigkeit beider Elternteile sein oder weil die Eltern eine Unterbringung des Kindes am Tage für 

sinnvoll halten. *…+ Dieser Position immer wieder entgegengehaltene Argumente, daß 0- bis 3jährige 

Kinder, die tagsüber in Kindertagesstätten untergebracht sind, in ihrer Entwicklung soziale Auffälligkei-

ten zeigen würden, sind u. E. durch aktuelle wissenschaftliche Forschungsergebnisse widerlegt wor-

                                                        

198 Vgl. Lehr 1989, 550. 
199 Vgl. bspw. Lehr 1970; 1974; 1979. 
200 Lehr 1979, 88. 
201 Vgl. dazu die Diskussion über die „Leitsätze der CDU für eine neue Partnerschaft zwischen Mann und 
Frau“ auf dem Essener CDU-Bundesparteitag vom 20.-22. März 1985 (CDU 1985, 130-183). Auch die Ge-
genüberstellung konservativer und progressiver Standpunkte zu Ehe und Familie in: Ell 1989, 160-162. 
202 Vgl. dazu: Bayernkurier vom 19.02.1989, Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 26.04.1989; auch: 
Süssmuth 2001. 
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den.“203 

Die öffentlichen Auseinandersetzungen im Kontext der Jugendhilferechtsreform kreisten 

hauptsächlich um die Frage der Kinderbetreuung, während andere Themenbereiche kaum 

mediale Aufmerksamkeit erhielten.204 In den ersten Reformentwürfen war sogar ein „Rechts-

anspruch auf einen Kindergartenplatz“ vorgesehen gewesen, was letztlich jedoch am Wider-

stand der Länder, vor allem Niedersachsens scheiterte. Zeitweilig schien es so, dass an diesem 

Punkt die gesamte Reform abermals scheitern würde. Eigentlich hatte die Regierung vor, die 

Reform noch vor der Sommerpause 1989 zu verabschieden, was aber durch den Widerspruch 

des niedersächsischen Ministerpräsidenten Ernst Albrecht (CDU) nicht eingehalten werden 

konnte. Albrecht lehnte vor allem den Rechtsanspruch auf Tagesbetreuung ab, weil dies die 

finanziellen Möglichkeiten seines Landes überstiege. Also wurde der rechtliche Betreuungsan-

spruch aus der Gesetzesvorlage gestrichen. Der für die Ausarbeitung der Gesetzesvorlagen 

hauptverantwortliche Ministerialbeamte Reinhard Wiesner kritisierte später scharf, dass im-

mer wieder solche „finanzielle*n+ Erwägungen die Entscheidungen des Gesetzgebers bestim-

men“205.  Jedenfalls konnte der so überarbeitete Regierungsentwurf am 29.09.1989 endlich im 

Bundesrat eingebracht werden.206 Am 10.11.1989, am Morgen nach der Öffnung der Berliner 

Mauer, beschloss der Bundesrat seine Stellungnahme zu dem Entwurf.207 Für die weitere 

Überarbeitung berief der federführende Bundestagsausschuss für Jugend, Familie, Frauen und 

Gesundheit mehrere Sachverständigenhearings, so auch am 7.2.1990.208 Während dieses Hea-

rings wurde teils heftige Kritik an der Gesetzesvorlage geübt, vor allem von sozialpädagogi-

scher Seite. So kritisierte etwa Erwin Jordan:  

„erstens die Verkennung des sozialpädagogischen Auftrags von Jugendhilfe und deren überzogene Fami-

lienzentrierung, zweitens die Mißachtung der Rechtsstellung von Kindern und Jugendlichen und drittens 

den Verzicht auf eindeutige und dringend erforderliche Rechtsansprüche bzw. deren teilweise Rück-

nahme gegenüber dem Referentenentwurf.“209  

Zu Letztgenanntem gehörte der Kindergartenanspruch. Besonders nachdrücklich unter-

strich er aber den zweiten Punkt, indem er darauf hinwies, dass den Kindern in dem Entwurf 

weiterhin lediglich eine „Objektrolle“210 zugewiesen worden sei. Greta Tüllmann vom DJI kriti-

sierte in eine ähnliche Richtung zielend, dass mit dem Entwurf die bisherige Jugendhilfepraxis 

fortgeführt würde, die, wenn sie sich den Kindern und Jugendlichen widmete, vor allem darauf 

abziele, sie auf die Leistungs- und Erwerbsgesellschaft hin auszurichten, anstatt ihre freie Per-

                                                        

203 Forum Jugendhilfe 1/1990, 10. Hervorhebung DS. 
204 Vgl. Deinert 1990, 489; Schellhorn 1993, 2. Siehe dazu auch die Artikel in der Süddeutschen Zeitung 
vom: 30.12.1988, 03.01.1989, 05.07.1989, 27.07.1989, 03.08.1989. 
205 Wiesner 1991b, 3. 
206 BR-Drucksache 503/89; BT-Drucksache 11/5948. 
207 BR-Drucksache 503/89 Beschluss. 
208 Vgl. Gesetzesmaterialien XI/254/A 1, Nr. 36. 
209 Ebd. 16. 
210 Vgl. ebd. 19. 
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sönlichkeitsentfaltung zu fördern.211 Die rechtliche Beziehung zwischen Eltern und ihren Kin-

dern wurde im Vorfeld auch im „Amtsvormund“ kritisch betrachtet, vor allem im Kontext von 

Trennung und Scheidung, in dem die Kinder von Eltern, Anwälten und Richtern geradezu als 

„Besitz“ begriffen würden.212  

4.4. DIV – Ziel: Beibehaltung der gesetzlichen Amtspflegschaft 

Im Folgenden wird es um die Position des DIV im Ringen um die Amtspflegschaft gehen. Das 

nachstehende Gedicht soll hier als eine Überleitung dienen. Das Anfang 1989 im „Amtsvor-

mund“ erschienene Gedicht hat die Vaterschaftsfeststellung zum Gegenstand und reflektiert 

die Stimmung im Amtspflegschaftswesen zu Ende der 1980er Jahre in West-Deutschland. 

 

Wer bekommt plötzlich Post so schnell und geschwind? 

Es ist ein „Kindsvater“, noch ohne Kind. 

Die Mutter, sie hat ihn gerade benannt, 

nun ist er mit Namen im Jugendamt bekannt. 
 

Der „Vater“, der arme, er ahnt noch nicht, 

was nach „17 Null 9“ des Jugendamts Pflicht. 
 

Der Amtspfleger fragt, ob er sich bekennt, 

vielleicht Zweifel bestehen, ob „Andere“ er nennt. 

Er solle nun antworten, so ist die Lage, 

was ist zu tun, etwa doch eine Klage? 
 

Der „Benannte“, er fragt sich, kann es wohl sein, 

die Bekanntschaft war kurz, muß ICH es denn sein? 

Herr Pfleger verzeih, es ist recht lang her, 

ist es nicht möglich, daß Mehrverkehr? … 
 

Der Pfleger fragt weiter, nennt Empfängniszeit 

zur Erinnerung an damals, als sie noch zu zweit … 

Er will auch hier helfen, das Kind hat ein Recht 

auf tatsächliche Abstammung, aus tatsächlichem Geschlecht. 
 

Oh Pfleger, ich glaube, daß ich es nicht bin, 

und ich habe hiermit nichts Böses im Sinn. 

Ich möchte grundsätzlich nur sicher sein, 

und gebe als Antwort zunächst einmal „Nein“! 
 

Der Pfleger belehrt, er schildert die Sachlage. 

                                                        

211 Vgl. ebd. 33. 
212 Vgl. Barth 1989, 747f. 
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Es ist unumgänglich, es folgt nun die Klage, 

und dann wird feststellen das „hohe Gericht“, 

wer letztlich von beiden die Wahrheit spricht. 
 

Der Benannte wird unruhig, in ihm steigt die Wut, 

der Pfleger spricht weiter, es entscheidet das Blut. 

Die Frage kommt, „ist das denn nötig?“, 

als Antwort „Beweis, ob offenbar unmöglich!“ 
 

„Wer trägt nun die Kosten?“ Ein Bangen und Hoffen. 

Der Amtspfleger spricht, „das ist alles noch offen, 

erst dann, wenn das Urteil Rechtskraft erhält, 

wird man wissen, wer dann zahlt das Geld.“ 
 

Der Amtspfleger weiter, „nach erfolgreicher Klage 

sind Sie der Vater, eine vielleicht peinliche Lage?“ 

Die Pflichten, sie kommen, dem Benannten wird’s kalt, 

und abschließend Aufklärung über Unterhalt. 
 

Das Gespräch ist beendet, man muß nun abwarten, 

es wird sich schon zeigen, wer die „besseren Karten …“ 

Der Benannte, er geht, vielleicht sucht auch Rat er, 

zur Frage, die offen, „bin ICH der Vater?“ 
 

Der Amtspfleger denkt, er darf es nicht sagen, 

sonst gibt es wohlmöglich zivilrechtliche Klagen. 

Ein Rat für die Zukunft, sei klug und auch standhaft, 

dann gibt es Probleme auch nicht mit der „Amtspflegschaft“. 

Dietmar Pieper, in: DAVorm 1/1989, 60f. 

 

4.4.1. Formierung eines Gegendiskurses: Abschaffung der „Zwangspflegs-

chaft“ 

Die Befürchtung des DIV war, dass sich die seit Anfang der 1980er lauter werdenden Stimmen 

durchsetzen könnten, die eine Abschaffung der gesetzlichen Amtspflegschaft befürworteten, 

wie zum Beispiel Gisela Zens, Ludwig Salgo213 oder Helga Oberloskamp.214 So hatte Anfang 1988 

im Berliner Abgeordnetenhaus ein Hearing zum Thema Amtspflegschaft stattgefunden, bei der 

die eingeladenen Expert/innen einstimmig für die Abschaffung der Amtspflegschaft plädier-

ten.215 Zu diesen Fachleuten gehörten unter anderem die Erziehungswissenschaftlerin Gisela 

Zens und der Jurist Johannes Münder, der seit 1978 für den Frankfurter Kommentar zum Ju-

gendhilferecht verantwortlich zeichnet, von denen ein Ende der Amtspflegschaft als „Zwangs-

                                                        

213 Vgl. Salgo/Zenz 1983. 
214 Siehe dazu Salgo/Zenz 1983; Oberloskamp 1985 und die kritischen Beiträge dazu in DAVorm: Bin-
schus 1989; Kemper 1989. 
215 Vgl. hier und im Folgenden: die Beiträge in: Die Tageszeitung und Der Tagesspiegel vom 14.1.1988. 
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unterstützung“ (Zens) und „Eheschutzmodell“ (Münder) gefordert wurde. Zenz hatte zusam-

men mit Ludwig Salgo Anfang der 1980er im Auftrag der damals noch amtierenden Schmidt-

Regierung eine Studie über geschlechtsspezifische Diskriminierungen im Nichtehelichenrecht 

verfasst. Mit Blick auf die von Gesetzes wegen automatisch einsetzende Amtspflegschaft für 

Mütter nichtehelicher Kinder hieß es darin kritisch:  

„Wenn die gesetzliche Amtspflegschaft zum Schutz nichtehelicher Kinder *…+ mehr sein soll als eine ver-

fassungsrechtlich nicht mehr legitimierbare Tradition, so wird man verlangen müssen, daß die Notwen-

digkeit nicht nur von Hilfe, sondern auch von Zwang für die überwiegende Zahl der nichtehelichen Müt-

ter nachgewiesen oder zumindest überzeugend dargetan wird.“216 

Die Kritik bestand darin, dass die Konstruktion der automatischen Amtspflegschaft 

(„Zwangspflegschaft“217) einseitig auf dem Bild einer „ökonomisch, sozial und psychisch extrem 

unselbständigen Frau“218 basierte: einer „ins Unglück gestürtzte*n+, vom Mann wie von der Ge-

sellschaft allein gelassene[n] Frau, die nicht einmal in der Lage ist, angebotene Hilfe im Kampf 

um ihre Rechte anzunehmen“. Diese Kritik stieß im „Amtsvormund“ auf rigorose Ablehnung.219  

4.4.2. Diskursive Kontinuität: Verteidigung der Amtspflegschaft als „ge-

setzgeberisches Meisterwerk“ zum Schutz von Kind und alleinstehen-

der Mutter 

Im scharfen Gegensatz zu Positionen, wie sie nicht nur Zenz und Salgo vertraten, wurde die ge-

setzliche Amtspflegschaft im „Amtsvormund“ als „gesetzgeberisches Meisterwerk“220 bezeich-

net, das im Namen des Kindeswohls, des Schutzes der alleinstehenden Mütter, der Entlastung 

öffentlichen Kassen und zur Disziplinierung der Kindesväter verteidigt werden müsse und zwar 

gegen den „Zeitgeist (Ideologie), der einer ichbezogenen Selbstverwirklichung bis hin zu einem 

hemmungslosen, rücksichtslosen Egoismus das Wort redet“221, wie es hieß. Die Schärfe, mit 

der auf die Kritik reagiert wurde, rührte womöglich daher, dass man das etablierte Disziplinie-

rungssystem von verschiedener Seite gefährdet sah.  

So war Anfang 1989 im „Amtsvormund“ ein Artikel mit „Schlechte Zeiten für nichteheliche 

Kinder“222 überschrieben, nachdem Mitte 1988 („weitgehend unbemerkt von der Fachöffent-

lichkeit“223) Änderungen am Sozialgesetzbuch vorgenommen worden waren. In dem Text wur-

de beklagt, dass mit diesen Änderungen im SGB I224 der Amtspflegschaft die Unterhaltsbeitrei-

bung ungemein erschwert worden sei. Durch das geänderte Pfändungsrecht225 sei es kaum 

                                                        

216 Salgo/Zenz 1983, 51. 
217 Ebd. 47f. 
218 Hier und im Folgenden: ebd. 
219 Vgl. dazu bspw. Kemper 1989; Binschus 1989; DAVorm 4/1989, 380f. 
220 Kemper 1989, 171. 
221 Ebd. 169. 
222 Deinert 1989. 
223 Ebd. 127. 
224 BGBl. I, 1046ff. vom 20.7.1988. 
225 § 54 SGB I a.F. 
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noch möglich, „überhaupt Geld für das nichteheliche Kind hereinzuholen (z. B. wenn der Vater 

selbständig ist oder sich von seiner Ehefrau aushalten läßt)“226. Ein Argument, dass in ganz ähn-

licher Weise von den Berufsvormündern bereits vor dem Ersten Weltkrieg in der rechtspoliti-

schen Diskussion um die Unterhaltsbeitreibung vorgebracht worden war, wonach sich reiche 

Haussöhne von ihren Eltern oder Ehefrauen aushalten lassen hätten, um sich der Unterhalts-

pflicht für ihre nichtehelichen Kinder zu entziehen.227 Ein anderes rechtspolitisches Feld, von 

dem aus Sicht des DIV eine Destabilisierung des Amtspflegschaftssystems auszugehen drohte, 

bildeten das Unterhalts- und Umgangsrecht. Diesem Komplex hatte sich mit Blick auf die Prob-

lematik der nichtehelichen Lebensgemeinschaften auch der am Ende September 1988 abge-

haltene 57. Deutsche Juristentag angenommen, wie im „Amtsvormund“ berichtet wurde. Ulri-

ke Schmidt-Aßmann vom Amtsgericht Heidelberg fasste in ihrem Referat die geltende 

gesetzliche Regelung zusammen:  

„Kinder, deren Eltern in ne. Lebensgemeinschaft leben, werden als ne. Kinder geboren. Im Gegensatz zu 

den ehelichen Kindern werden sie rechtlich ausschließlich der Mutter zugeordnet. Sie allein ist Inhaberin 

der elterlichen Sorge (§ 1705 BGB) und sie bestimmt den Umgang des Kindes mit seinem Vater (§ 1711 

BGB).“ 228  

Die Mutter als Inhaberin des Sorgerechts konnte zwar den Vater zur Vornahme bestimmter 

Handlungen ermächtigen, aber weder faktisch noch rechtlich war eine volle Gleichstellung zu 

den verheirateten Vätern möglich, obwohl zu beobachten gewesen sei, dass auch nichteheli-

che Väter zunehmend liebevolle Väter zu Bezugsperson ihrer Kinder jenseits der Ernährerrolle 

würden, wie selbst das Bundesverfassungsgericht eingeräumt hätte.229 Der Vater konnte die 

elterliche Sorge für sein nichteheliches Kind zwar erhalten (durch Legitimation oder Adoption), 

aber nur zulasten der Mutter, die dann das Sorgerecht verlor. Von daher sei es nicht verwun-

derlich, dass die Jugendämter und Vormundschaftsgerichte zunehmend mit dem Wunsch kon-

frontiert würden, „auch ne. Vätern neben der Mutter rechtlich gesicherte Positionen in Bezug 

auf ihr Kind einzuräumen“230. Schmidt-Aßmann vertrat die Ansicht, dass die ehelichen und 

nichtehelichen Väter (und Mütter) einander gleichgestellt werden könnten und sollten, zumin-

dest wenn die Eltern zusammenlebten. Es sei nicht einzusehen, so führte sie weiter aus, wes-

halb geschiedenen Eltern vom Recht zugestanden würde, dass ihnen „trotz Trennung und Ent-

fremdung ein gemeinsames Sorgerecht verbleiben kann, auf der anderen Seite aber 

harmonisch zusammenlebenden Eltern dieses Möglichkeit ausnahmslos und nur deswegen 

verschlossen bleibt, weil sie nicht geheiratet haben.“231 Damit wurde das dem gesamten Amts-

vormundschafts- beziehungsweise Amtspflegschaftssystem zugrundeliegende Ehedispositiv 

infrage gestellt.  

                                                        

226 Deinert 1989, 127. 
227 Vgl. dazu Friedeberg 1911. 
228 DAVorm 1/1989, 50. 
229 Vgl. ebd. 51. 
230 Ebd. 51. 
231 Ebd. 51. 
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4.4.3. Strategie des hegemonialen Diskurses: Antifeminismus 

„Wenn überzeugte Feministinnen – überspitz ausgedrückt – das alleinige Sorgerecht der ne. Mutter für 

ihr Kind als letzte Bastion der Frau gegenüber dem Mann im ungleichen Kampf um eine echte Gleichbe-

rechtigung verteidigen und sie zusätzlich meinen, Staat und Richter habe in ihrer Beziehung zum Kind 

nichts zu suchen, so übersehen sie dabei, dass das Kind kein Besitzobjekt ist.“232 

Damit wendete sich Schmidt-Aßmann rigoros gegen eine bestimmte Gruppe von Feminis-

tinnen. Die Kritik an den „überzeugten Feministinnen“ stellt gleichsam eine diskursive Kontinu-

ität dar, wenn man etwa die in einem früheren Kapitel dargestellte Kritik Weblers an dem 1960 

erschienenen Buch von Hildegard Krüger „Die Rechtsstellung des unehelichen Kindes nach 

dem Grundgesetz“ bedenkt.233 Diese Form des Antifeminismus stellt einen wichtigen diskursi-

ven Ansatzpunkt dar, von dem aus die Aufrechterhaltung des etablierten Disziplinierungs- und 

Regulierungssystems der gesetzlichen Amtspflegschaft zu legitimieren versucht wurde, ohne 

die sehr viel weitergehende unter anderem von Schmidt-Aßmann geübte Kritik am Ehedisposi-

tiv aufzugreifen. Bis Anfang der 1970er war jede grundsätzliche Kritik am Nichtehelichenrecht 

und der damit verknüpften gesetzlichen Amtsvormundschaft, durch die nichtehelichen Mütter 

strukturell bedingt tendenziell diskriminiert würden, in den Publikationen des DIV vor allem 

von Heinrich Webler als rundweg haltlos zurückgewiesen worden. Ende der 1980er schien sich 

dies für die gesetzliche Amtspflegschaft in ähnlicher Weise zu wiederholen. Roland Kemper, 

ein langgedienter Streiter für die Sache der Amtspflegschaft, fasste die Kritik an der Praxis der 

Amtspflegschaft, die er für absolut abwegig hielt, folgendermaßen zusammen: 

 „Da wird von verschiedenen Autoren der Amtspfleger des Jugendamtes als der typische Vertreter einer 

staatlichen Eingriffsverwaltung gebrandmarkt, der über den Kopf der Mutter hinweg die Vaterschaft 

zum Kind feststellen lassen will, der dabei ohne viel Federlesens im Privatleben der Kindesmutter her-

umschnüffelt und dann auch noch Unterhaltsansprüche des Kindes gegen den Vater durchsetzen will, 

auf die die nach Selbstverwirklichung strebende Kindesmutter überhaupt keinen Wert legt.“234  

Kemper vertrat dementgegen die Auffassung, dass es sich bei der gesetzlichen Amtspflegs-

chaft vielmehr um eine „unverzichtbare Hilfe der staatlichen Gemeinschaft für die nichteheli-

chen Kinder und ihrer in der Regel alleinstehenden Mütter“235 handle. Die von Gesetzes wegen 

automatisch eintretende Amtspflegschaft für nichteheliche Kinder aufzugeben, könne nur for-

dern, wer naiven Vorstellungen von den tatsächlichen Verhältnissen der nichtehelichen Kinder 

und Kindern aus Scheidungsfamilien anhänge. Wer dies fordere, würde die Feststellung der 

Vaterschaft und die Unterhaltssicherung für das Kind allein der „Initiative der Kindesmutter 

und dem freien Spiel der Kräfte (Einflüsse des Kindesvaters, der Eltern der Kindesmutter, von 

Dritten usw.)“236 überlassen, was Kemper zufolge die Rechtsposition der fraglichen Kinder er-

heblich verschlechtern würde. Um seinen Standpunkt und die paternalistische Hilfekonstrukti-

                                                        

232 Ebd. 52. 
233 Vgl. Webler 1961b, 112. 
234 Deinert 1989, 170. 
235 Ebd. 169. 
236 Ebd. 170f. 
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on der Amtspflegschaft zu legitimieren, griff Kemper auf ein in ähnlicher Weise schon Mitte 

der 1950er Jahre von Webler angeführtes Argument zurück237, dass man nur die betreffenden 

Mütter selbst fragen bräuchte, um zu erfahren, dass von diesen die Arbeit des Jugendamts „im 

Rahmen der gesetzlichen Amtspflegschaft bejaht und keinesfalls als ein[ ] unerträgliche[r] 

staatliche*r+ Eingriff in ihre elterlichen Sorgerechte“238 empfunden würde. 

4.4.4. Diskursive Herausforderung durch paradoxe Opposition:  

Amtspfleger kritisieren Amtspflegschaftssystem 

Das DIV warb im „Amtsvormund“ nachdrücklich für den Erhalt der gesetzlichen Amtspflegs-

chaft und lieferte damit den möglicherweise durch die aufgekommene Kritik verunsicherten 

Amtspfleger/innen, also der hauptsächlichen Leserschaft der Zeitschrift, sogleich eine Recht-

fertigung für die Form und Zielrichtung ihrer alltäglichen Arbeit. Man hatte sich zwar mit der 

Situation abfinden müssen, wie es ein Jugendamtsleiter ausdrückte, dass „die Zeiten, in denen 

sich die Vormundschaftsabteilung als ‚Krone des Jugendamts’ betrachten durfte, *…+ wohl in-

folge der zunehmenden Schwergewichtigkeit sozialpädagogischer Aufgaben endgültig vor-

bei“239 seien, man war sich aber zugleich sicher, dass die Amtspflegschaft auch in Zukunft eine 

wichtige Jugendamtsaufgabe bleiben müsse und dies auch bleiben würde. Von daher zeigte 

sich Walter Zarbock, der Leiter des Instituts, besonders erschüttert durch die scharfe Kritik, die 

aus von ihm gänzlich unerwarteter Richtung kam, nämlich von den mit der Amtspflegschafts-

führung Betrauten selbst. In Hinblick auf diesen sich offensichtlich formierenden Gegendiskurs 

bemerkte Zarbock: „Angesichts der grundlegenden Haltung des Instituts, die seit Jahrzehnten 

voll und ganz auf die Unterstützung der Jugendämter gerichtet ist, kann man nur in Resignati-

on verfallen.“240 Was war passiert? 

Eine Arbeitsgruppe von Amtspflegern hatte dem DIV Zynismus vorgeworfen, weil es in ei-

nem seiner Rechtsgutachten die Empfehlung ausgesprochen hätte, dass man den unterhalts-

pflichtigen Vätern nur auf deren ausdrückliche Anforderung hin Informationen über sich gra-

vierend veränderte Einkommensverhältnisse ihrer Kinder geben sollte, etwa über den Beginn 

einer Berufsausbildung und ein dadurch erzieltes eigenes Einkommen.241 In dem Gutachten 

hätte es ferner geheißen, dass es allein Sache des Vaters sei, sich zu melden, wenn er den Un-

terhalt herabgesetzt haben wolle. Zugleich kritisierten die Amtspfleger, dass man auch die 

Mütter nicht über die jeweilige finanzielle Situation des unterhaltspflichtigen Vaters auf dem 

Laufen halten solle und könne. Diese grundsätzliche Kritik daran, wie mit den Eltern – und zwar 

Vätern wie Müttern – umgegangen werde, die sozusagen aus den ‚eigenen Reihen’ kam, wog 

schwer und stellte vom Standpunkt des DIV aus betrachtet eine erhebliche Bedrohung für das 

System der vormundschaftlichen Disziplinierung dar, vor allem weil diese Kritik durch Stimmen 

                                                        

237 Vgl. Webler 1956. 
238 Kemper 1989, 171f. 
239 DAVorm 4/1989, 381. 
240 Ebd. 379. 
241 Vgl. hier und im Folgenden: ebd. 379. 
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wie die von Münder, Oberloskamp, Salgo oder Zenz, also von fachlich unleugbar kompetenter 

Seite flankiert wurde. Vor diesem Hintergrund kam Zarbock zu dem Schluss, dass „dieser Frage 

in Zukunft größere Aufmerksamkeit im Interesse der schutzbedürftigen Kinder zu widmen“242 

sei. 

Ein Aspekt ist dabei besonders zu beachten. Zarbock hatte besonders die „Unterstützung 

der Jugendämter“ durch das Institut hervorgehoben, weshalb die scharfe Kritik an der Arbeit 

des Instituts in ihm ein Gefühl der Resignation hervorgerufen hätte. Aber an dieser Kritik zeigte 

sich, dass die überkommene obrigkeitliche Perspektive, die dem Disziplinierungssystem der 

Amtspflegschaft und ihrer Vorgängerin der Amtsvormundschaft zugrunde lag, den Agenten 

und Agentinnen des Systems, also den Amtspfleger/innen selbst, nicht mehr ungebrochen be-

hagte. Sie fühlten sich offenbar nicht ausschließlich dem Bedürfnis der Systeme Jugendamt 

und Staat verpflichtet, sondern vor allem den tatsächlichen Bedürfnissen der beteiligten Müt-

ter, Väter und Kinder als Individuen. Ihnen genügte es anscheinend nicht, dass sie informell, 

etwa durch einfachen Schriftwechsel, zu für alle Beteiligten akzeptablen individuellen Unter-

haltsregelungen kommen konnten.243 Zarbock selbst zitierte diese Kritik zwar, aber augen-

scheinlich erfasste er den eigentlichen Punkt der Kritik nicht. Für ihn war es womöglich un-

denkbar, dass man als Amtspfleger/in für ein gänzlich anderes System jenseits des Status quo 

eintreten könnte, mit dem die verschiedenen tatsächlichen Lebensverhältnisse und vorhande-

nen Interessenlagen auf unterhaltspflichtiger wie unterhaltsberechtigter Seite planmäßig und 

vermittelnd berücksichtigt würden.  

Allem Anschein nach kam es zu einer allmählichen Destabilisierung des hegemonialen Vor-

mundschafts-/Pflegschaftsdiskurses. Das überkommene ehefamiliale Normativ schien nicht 

mehr ungebrochen gültig. Im „Amtsvormund“ formulierte Prämissen, wie die folgende, fanden 

auch innerhalb des Amtspflegschaftsdiskurses, wie auch die soeben dargestellten Ausführun-

gen Schmidt-Aßmanns beim Juristentag belegen, nicht mehr ungeteilte Zustimmung: „Zu Recht 

wird der ne. Vater von der Teilhabe an der elterlichen Sorge ausgeschlossen.“244 Was zudem 

damit zu begründen versucht wurde, dass nichteheliche Väter „das Schicksal mit dem geschie-

denen Mann“245 zu teilen hätten. Am Bericht über das 60ste Fortbildungsseminar des DIV, das 

Ende 1988 in Reinbek bei Hamburg stattgefunden hatte, wird die selbstkritische Reflexion des 

eigenen Tätigkeitsfeldes des Amtsvormundes/Pflegers besonders deutlich. Aus dem Bereich 

der sogenannten Sozialen Dienste, also dem vorwiegend sozialpädagogisch und sozialarbeite-

risch orientiertem Bereich der Jugendämter, wurde beispielsweise mit Blick auf Eingriffe in das 

elterliche Sorgerecht mit großer Klarheit erklärt: „Eltern, denen die rechtliche Verantwortung 

für ihre Kinder genommen wurde, haben gegen gesellschaftliche Normen und Werte versto-

ßen.“246 Und selbstkritisch wurde hinzugefügt: „Viele unserer Normen und Werte verändern 
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sich – unterliegen unserer subjektiven Beurteilung oder bleiben uns fremd, z. B. bei Zigeunern. 

Mißbrauch unserseits ist (auch unbeabsichtigt) möglich.“247 Den unreflektierten Gebrauch des 

rassistischen Begriffs „Zigeuner“ außen vorlassend, ist die hier geübte Selbstkritik und die darin 

enthaltene Warnung, die eigenen Werte und Normen nicht zum unverbrüchlichen Maßstab zu 

nehmen, durchaus beachtlich. Und sie lässt sich meines Erachtens auch auf die Werte und 

Normen übertragen, die unter dem Begriff der bürgerlichen Ehe subsummiert werden können, 

die für die Praxis der Amtspflegschaft handlungsleitend geblieben war. In den Arbeitsgruppen, 

die während dieser Tagung zusammenkamen, gelangte man zu dem Ergebnis, dass die Amts-

pfleger und -vormünder zwar „Anwalt des Kindes“248 seien müssten, dabei aber nicht „Gegner 

der Eltern“ – besonders der alleinerziehenden Mütter, aber auch der unterhaltspflichtigen Vä-

ter. Explizit wurde zu bedenken gegeben, „daß auch ein Amtsvormund/Pfleger bei seinem 

Handeln eigene Normen und Werte transportiert und damit zusätzlich zum Konfliktverstärker 

werden kann; also das Gegenteil von dem bewirkt, was er nach ‚pflichtgemäßem Ermessen’ 

will“249: das Wohl des Kindes schützen. 

Da das DIV selbst diese Fortbildung veranstaltete und auch den Bericht im „Amtsvormund“ 

publizierte, konnte Zarbock die zunehmende Selbstkritik nicht verborgen bleiben. Er nahm dies 

durchaus zur Kenntnis und schien zu erahnen, dass die vorgebrachte Kritik, wenn auch noch 

unpräzise und verschwommen, am Status quo zu einem grundsätzlich anderen System führen 

könnte, und erteilte solchem Ansinnen sogleich eine strukturkonservative und strategisch-

pragmatisch begründete Absage: Die Amtspfleger müssten doch einsehen, „daß wir den Ju-

gendämtern gerade in ihrer Belastung Arbeit abnehmen wollen statt sie dadurch noch zu ver-

mehren, daß wir sie anhalten, hinter Tatsachen, die gar nicht ihres Amtes sind, nachzufor-

schen“250. Hierbei ist besonders zu berücksichtigen, dass diese klare Position gegen einen 

grundsätzlichen Umbau der Hilfe- und Dienstleistungen für Kinder und deren Eltern nicht 

(mehr) miteinander verheiratet waren und/oder nicht zusammenlebten, nicht in irgendeiner 

der unzähligen Fachzeitschriften bezogen wurde, sondern im „Amtsvormund“, also dem zent-

ralem Informationsmedium der Amtsvormundschaftsabteilungen der Jugendämter. Hinzu 

kommt, dass Zarbock, der das Institut seit 1965 leitete, erhebliche politische und fachliche Au-

torität besaß.  

In welchem Maße das DIV für die alltägliche Arbeit der Amtspflegschaft von Relevanz war, 

lässt sich beispielhaft an der Ermahnung der Amtspfleger/innen durch das DIV verdeutlichen, 

das Institut nicht länger mit unnötigen Gutachtenersuchen regelrecht zu überschütten.251 Die 

Kapazitäten des Instituts, Rechtsgutachten anzufertigen, das seine Hauptaufgabe nach eige-

nem Bekunden eigentlich in „der Abwicklung von Vaterschafts- und Unterhaltsverfahren mit 
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248 Hier und im Folgenden: ebd. 447. 
249 Ebd. 449f. 
250 Ebd. 380. 
251 Vgl. hier und im Folgenden: DAVorm 3/1989, 258f. 
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Auslandsberührung“252 sah, seien angesichts der großen Zahl solcher Anfragen endgültig er-

schöpft.  

4.4.5. DIV bewahrt seine herausragende Position im  

Amtsvormundschafts-/Pflegschaftsdiskurs 

Aus einem Antwortschreiben eines Amtspflegers/Amtsvormunds auf das Anliegen des „DIV: In 

eigener Sache“253 namens Müller wird die zentrale Bedeutung des Instituts sehr deutlich.254 

Müller sah sich bemüßigt, für die vom DIV ermahnten „Amtspfleger und Amtsvormünder in 

den Jugendämtern eine Lanze zu brechen“255. Schließlich habe man im Jugendamt keinen Zu-

griff auf die gesamte Literatur und die diversen Fachzeitschriften und sei deshalb auf den 

„Amtsvormund“ und die Auskunfts- und Gutachtentätigkeit des DIV angewiesen. Eingedenk 

der allgemeinen Arbeitsbelastung sei von den Amtspflegern/-vormündern nicht zu erwarten, 

dass sie neben ihrer eigentlichen Tätigkeit auch noch „Monat für Monat eine Flut von Aufsät-

zen, Mitteilungen, Stellungnahmen, Gutachten, Rechtsprechung usw.“256 bewältigen könnten. 

Von daher könne es dem einzelnen Beschäftigten kaum zum Vorwurf gemacht werden, wenn 

dieser nach vergeblicher Recherche Hilfe beim DIV suche. „An wen denn sonst könnte er sich 

noch wenden?“257 Offensichtlich wurde das Institut als die zentrale, wenn nicht sogar die einzi-

ge fachliche Auskunftsstelle wahrgenommen, womit das acht Jahrzehnte zuvor für das „Ar-

chivs Deutscher Berufsvormünder“ aufgestellte Ziel geradezu überverwirklicht worden war.  

Das DIV selbst begriff sich ebenfalls als von herausragender Bedeutung. Das wird auf be-

sondere Weise daran ersichtlich, dass man sich nachdrücklich gegen Anfragen verwahrte, die 

„unzumutbar oder eine schiere Unhöflichkeit darstellten“258, etwa indem dem Institut „lako-

nisch die gesamten Pflegschaftsakten vorgelegt oder Anfragen gestellt [würden], deren Be-

antwortung sich allein schon aus der Lektüre des Gesetzes ergab“. Besonders irritiert schien 

Zarbock jedoch davon, dass sich „offenbar viele jüngere Kollegen, wie die Kennzeichnung als 

‚Insp.’259 oder ‚OInsp.’260 oder mit ‚z.A.’261 ausweist, schnell mit einer Frage an das Institut bei 

der Hand sind.“262 Zarbock meinte, durchaus verständlicherweise, dass man doch vom DIV 

nicht auch noch erwarten könne, die Ausbildungsarbeit für die Jugendämter zu leisten: „Hier 

dürften eher die ‚alten Hasen’ in den Ämtern gefragt sein.“263 

Was bei Zarbock jedoch offensichtlich zur Irritation führte, war vor allem die Selbstver-
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ständlichkeit, mit der das DIV von den Nachwuchsbeamten als Dienstleister für fachliche Aus-

künfte in Anspruch genommen wurde. Daran scheint für Zarbock zweierlei irritierend gewesen 

zu sein. Erstens, dass die Nachwuchskräfte in den Ämtern offensichtlich ziemlich alleingelassen 

waren mit ihren Fragen und Schwierigkeiten und zweitens, dass diese Kräfte die Unverfroren-

heit besaßen, sich selbst mit Banalitäten an das DIV zu wenden, weil sie, so die Warte des ‚alt-

ehrwürdigen’ Instituts, offenbar nicht zu wissen schienen, mit wem sie es eigentlich zu tun hat-

ten. Dass man sich auch mit einfachen rechtlichen Fragen an das Institut wandte, wurde allem 

Anschein nach schon fast als Sakrileg empfunden, wie aus Zarbocks Entrüstung darüber, dass 

die jüngeren Kollegen mit Anfragen leichthin bei der Hand gewesen seien, herausgelesen wer-

den kann. Die vom DIV beklagte hohe Zahl der Anfragen zeigt aber auch, wie fest das Institut 

im Bewusstsein der Praxis verankert war und welche fachliche Kapazität im DIV gesehen wur-

de. Zugleich wird jedoch auch deutlich, dass sich das Institut nicht für die alltägliche Kleinarbeit 

in den Jugendämtern zuständig fühlte, sondern in erster Linie für wirklich schwierige juristische 

und rechtspolitische Probleme und Fragestellungen. Mit anderen Worten, es bestanden 

durchaus Spannungen zwischen dem Institut einerseits und denjenigen, für die das Institut 

einstmals als Interessenvertretung und Auskunftsstelle gegründet worden war: den professio-

nellen Vormündern und (Rechts-) Pflegern.  

Das Institut beanspruchte aber offenbar noch immer, repräsentativ die Interessen der 

Amtspfleger/Amtsvormünder oder allgemeiner gesagt, der Jugendämter politisch zu vertreten. 

Diese Position wurde dem Institut, wie schon in den vorangehenden Kapiteln gezeigt, auch von 

regierungspolitischer Seite von Beginn an und ungebrochen zuerkannt, und sie wurde auch 

jetzt innerhalb des Gesetzgebungsprozesses abermals bestätigt. Dies zeigt sich etwa darin, 

dass die zuständigen Bundesministerinnen Süssmuth264 wie auch ihre Nachfolgerin Lehr265 sich 

mit eigenen Beiträgen im „Amtsvormund“ zu Wort meldeten und damit die Zeitschrift des In-

stituts als diskursives Medium nutzten und ihm so, aufgrund ihrer Position innerhalb der offizi-

ellen politischen Strukturen, als relevanten Ort der politischen Auseinandersetzung ein hohes 

Maß an Anerkennung zuteil werden ließen. Ferner wird die rechtspolitische Aktivität des DIV 

auf bundespolitischer daran deutlich, dass es neben anderen verbandlichen politischen Akteu-

ren wie beispielsweise der AGJ266 oder dem Deutschen Verein267 ebenfalls eine Stellungnahme 

zum Entwurf des Gesetzes zur Neuordnung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes vorlegte, aber 

als einziges ausführlich zum Bereich Amtsvormundschaft/-pflegschaft.268 Nicht zuletzt wurde 

die politische wie fachliche Wertschätzung auf bundesministerieller Ebene durch die gemein-

same Herausgabe eines Sammelbandes zum letztlich verabschiedeten neuen Kinder- und Ju-

gendhilferecht von Zarbock und Reinhard Wiesner, dem für die Gesetzesvorarbeiten hauptver-
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antwortlichen Ministerialbeamten, bestätigt.269 Die Stellung des DIV als eine bedeutende Sub-

macht innerhalb des politischen Systems der Bundesrepublik Deutschlands blieb also unange-

tastet. 

4.5. Verabschiedung und Inkrafttreten des KJHG im vereinten Deutsch-

land: Konservierung der Amtspflegschaft (West) vs. Beistandschaft 

des Jugendamtes auf Antrag der Mutter (Ost) (1990-1991) 

Nach nochmaligen „Irritationen durch zweimaliges negatives Votum des Finanzausschusses 

des Bundesrates“270 wurde der Regierungsentwurf zum Kinder- und Jugendhilfegesetz (KJHG) 

am 28.03.1990 letztendlich mit großer Mehrheit vom Bundestag verabschiedet.271 Insgesamt 

ist festzustellen, dass der Gesetzeswortlaut des KJHG, genauer gesagt: des Achten Buches des 

Sozialgesetzbuches (SGB VIII) im Vergleich zum alten JWG stark verändert wurde und in dem 

neuen Gesetz der sozialpädagogische Charakter der Kinder und Jugendhilfe erheblich in den 

Vordergrund gerückt wurde. Im Gegensatz dazu zeigt sich mit Blick auf die Amtspflegschaft ein 

gänzlich anderes Bild. Die Amtspflegschaft gehört zu den im Kinder- und Jugendhilferecht 

normierten „anderen Aufgaben“272, die, wie Münder treffend formuliert, „aus dem Traditions-

bestand der Jugendwohlfahrt“273 stammten. Die Traditionen wurden, zumindest was die ge-

setzliche Amtspflegschaft anbelangt, offenkundig fortgeführt, wie an der von Zarbock im Feb-

ruar 1990 vorgelegten DIV-Stellungnahme zu dem Gesetzesentwurf deutlich wird. So hieß es in 

der Einleitung zusammenfassend: 

„Der Entwurf *…+ hat die Amtsvormundschaft und die Amtspflegschaft in ihrer überkommenen Struktur 

und ihrem Aufgabengebiet unberührt gelassen. Ihre organisatorischen Grundlagen, ihre Erscheinungs-

formen, ihre bisherige Benennung, die Tatbestände ihrer Begründung (und ihrer Endigung), die Abgren-

zung gegeneinander und ihre Durchlässigkeit in beiden Richtungen, ihre Funktionsbereiche: alles dieses 

soll so bleiben, wie es war. Vorkommende Neuerungen beschränken sich auf Randkorrekturen; sie sind 

überwiegend zu begrüßen.“274 

Dem ist nichts hinzuzufügen – zumindest nicht für das Gebiet der alten BRD. Der Bundesrat 

hatte dem vom Bundestag verabschiedeten Gesetz, ebenfalls mit großer Mehrheit, am 

11.05.1990 zugestimmt.275 Damit konnte das Gesetz am 01.01.1991 im gesamten Bundesgebiet 

in Kraft treten. In den Bundesländern, die im Gebiet der DDR lagen, trat das KJHG vorzeitig mit 

dem Beitritt zur BRD am 03.10.1990 in Kraft, allerdings mit Ausnahme der Vorschriften über 
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die gesetzliche Amtspflegschaft. Anderenfalls hätte man für drei Monate das alte JWG einfüh-

ren müssen. Diese Ausnahme gründete auf dem mit dem Einigungsvertrag beschlossenen Ein-

führungsgesetz für das BGB, das das Inkrafttreten für das Beitrittsgebiet regelte, indem die ge-

setzliche Amtspflegschaft aus § 1709 BGB explizit ausgenommen wurde. 276  Eine sehr 

aufschlussreiche Erklärung für diese Ausnahme lieferte Dieter Brüggemann, der zwischen 1969 

und 1983 Vorstand des DIV gewesen war, in seinem Beitrag zum bereits angesprochenen 

Sammelband von Wiesner und Zarbock: 

„Zum einen wollte man wohl die Kindesmutter, die in der DDR das alleinige ‚Erziehungsrecht’ (dortigen 

Sprachgebrauchs) und damit die alleinige gesetzliche Vertretung innegehabt hatte, im Zuge der Vereini-

gung Deutschlands nicht mit einer Schlechterstellung im elterlichen Status durch nachträglichen octroi 

eine Amtspflegschaft belasten. *…+ Zum anderen hätte es sich ohne Zweifel als kaum durchführbar er-

wiesen, mit dem Tage des Beitritts eine übergroße Zahl gesetzlicher Amtspflegschaften aus dem Stand 

heraus bei den gerade erst konstituierten und zur Not arbeitsfähig gewordenen Jugendämtern zu schaf-

fen. Gleichwohl ist eine Befristung für den Ausschluß der gesetzlichen Amtspflegschaft nicht vorgese-

hen. Er gilt also auch für künftige Fälle nichtehelicher Kindschaft. Möglicherweise hat hierbei die Überle-

gung mitgespielt, die Praktikabilität einer, verschiedentlich geforderten, bundesweiten Abschaffung der 

gesetzlichen Amtspflegschaft überhaupt zu erproben.“277 

Aus der Perspektive der alten Bundesländer hatte das KJHG den bisherigen Rechtszustand 

im Amtsvormundschafts- und Amtspflegschaftswesen lediglich weithin konserviert – „mit eini-

gen, ‚kosmetischen’ Korrekturen“278, wie Zarbock anmerkte. Für die neuen Bundesländer hätte 

die Einführung der gesetzlichen Amtspflegschaft bedeutet, dass die neu einzurichtenden Ju-

gendämter mit einem Schlag für gut ein Drittel aller Neugeborenen Pflegschaften hätten füh-

ren müssen, denn 1990 waren 35 % der in den neuen Bundesländern geborenen Kinder nicht-

ehelich, gegenüber 10,5 % in den alten Bundesländern.279 Von den Jugendämtern wäre die 

Vaterschaft für all diese Kinder festzustellen gewesen, notfalls auf dem Klageweg, und von ent-

sprechend geschulten Urkundsbeamten des Jugendamtes, die zu diesem Zeitpunkt aber nicht 

vorhanden waren, öffentlich zu beglaubigen.280 Darüber hinaus wäre von den Jugendämtern 

die Höhe des Kindesunterhalts festzusetzen, zu titulieren und nötigenfalls zwangsweise (vor 

allem mittels Lohnpfändungen) durchzusetzen gewesen. Zu diesem Zwecke hätte man des 

Weiteren sogenannte Mündelkonten einrichten müssen, auf die die festgesetzten Unterhalts-

beträge in den meisten Fällen eingezahlt wurden („um das Zahlungsverhalten besser überprü-

fen zu können“281) – direkte Zahlungen an die (in der Regel) Mütter stellten eher die Ausnahme 

dar und erforderten von den Müttern, dass sie dem Jugendamt regelmäßig über den ord-
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nungsgemäßen Zahlungseingang Bericht erstatteten. Das hätte ohne jeden Zweifel eine infra-

strukturelle und personelle Überforderung bedeutet.  

Auf der anderen Seite hätte die Durchsetzung dieses Systems in den neuen Bundesländern 

zu einer, wie Brüggemann es formuliert hatte, „Schlechterstellung im elterlichen Status“ von 

Frauen mit nichtehelichen Kindern gegenüber dem Familienrecht der DDR geführt. Man habe 

die Mütter nichtehelicher Kinder nicht bevormunden wollen, „nachdem ihnen bisher die 

Wahrnehmung der Belange ihrer Kinder zugetraut worden war“282. Damit wurde die schon An-

fang der 1980er geübte Kritik an der, wie Zenz und Salgo es ausgedrückt hatten, „Zwangs-

pflegschaft“ implizit unterstützt. Den ostdeutschen Müttern nichtehelicher Kinder wurde statt 

dessen die Möglichkeit eingeräumt, eine Beistandschaft des Jugendamtes für die Rechtsverfol-

gung des Kindesunterhalts als auch für die Vermögenssorge (Rentenansprüche und Erbrecht) 

zu beantragen.283 Hierbei ist zu bedenken, dass sich die unterschiedliche Regelung für Ost und 

West, wie es schon bei Brüggemann angedeutet wurde, letztlich als Anfang vom Ende der ge-

setzlichen Amtspflegschaft erweisen sollte. 

4.6. Beistandschaftsgesetz, Kindschafts- und Jugendhilferechtsreform:  

Ende der gesetzlichen Amtspflegschaft (1991-1998) 

4.6.1. DIV – Ausdehnung der Submacht auf die neuen Bundesländer 

„Erstaunlich ist, wieviel und welch hochgestellte 

Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens sich damals 

[1913] des Vormundschaftswesens angenommen 

haben. Das Vormundschaftswesen muß damals ei-

nen sehr hohen Stellenwert gehabt haben – und 

heute? Es scheint mir, als sei das Deutsche Institut 

für Vormundschaftswesen die letzte Verbindung zu 

einer großen alten Zeit, die mit dem 1. Weltkrieg ab-

rupt zu Ende gehen sollte.“284 

 

Nachdem das Kinder- und Jugendhilfegesetz in Kraft getreten war, musste es in die Praxis um-

gesetzt werden. Dies galt in besonderem Maße für die neuen Bundesländer, die nach vier Jahr-

zehnten DDR an die bundesrepublikanische Rechtsordnung angepasst werden sollten. Dass es 

nicht zu einer gemeinsamen Erarbeitung eines gesamtdeutschen (Familien-)Rechts kam, wie es 

sich einige der ostdeutschen Politiker vor der Vereinigung vorgestellt und erhofft hatten, ist 

hinlänglich bekannt.285 Vor diesem Hintergrund machte sich Walter Zarbock im Januar 1991 da-

                                                        

282 Struck 1991, 353. 
283 Vgl. ebd. 216f. 
284 Kemper in: DAVorm 10/1994, 838. 
285 Vgl. Deinert 1998c, 343-346. 
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ran, in Sachsen eine erste Fortbildungsveranstaltung des DIV für die auf Grundlage des KJHG 

jüngst eingerichteten Jugendämter zu organisieren. Das Seminar fand vom 18.- 21. Februar 

1991 in Freiberg statt.286  

Carola Weise, die Leiterin des Freiberger Jugendamtes berichtete im „Zentralblatt“, dass 

Zarbock die Tagung mit einem Überblick über die Geschichte und Entwicklung des DIV und des 

Nichtehelichenrechts eröffnet hätte. Sie stellte dazu fest: „Für viele der Anwesenden wurde 

die derzeitige Rechtspraxis durch den geschilderten geschichtlichen Wandel der Rechtsstellung 

der Mutter von nichtehelichen Kindern sicher etwas transparenter.“287 Auf der Tagung referier-

te auch der inzwischen 80jährige „namhafte Familienrechtler“288 Dieter Brüggemann289 zum 

Thema „Unterhalt des minderjährigen Kindes“. Dabei führte er aus, dass von Gesetzes wegen 

in den neuen Bundesländern zwar keine Amtspflegschaften geführt werden müssten, dass die 

Jugendämter aber die Vaterschaftsfeststellungen und Unterhaltssicherung samt der dafür 

notwendigen Beurkundungen im Rahmen von Beistandschaften zu übernehmen hätten. Im 

März bedankte sich der sächsische Minister für Soziales, Gesundheit und Familie Hans Geisler 

(CDU) schriftlich beim DIV, das, wie er hervorhob, „zu den ältesten Jugendhilfeorganisationen 

Deutschlands zählt“290, für die „Hilfestellung bei der Aufbauleistung unseres Freistaates“, denn 

durch die Fortbildungsveranstaltung wäre „etwa 250 Mitarbeitern aus sächsischen Jugendäm-

tern“ die Möglichkeit gegeben worden, sich „fachspezifisches Know-how“ anzueignen.  

Mit anderen Worten, die Disziplinierungstechnologie der Amtspflegschaft, die aus der einst 

vom Archiv Deutscher Berufsvormünder/DIV geradezu erfundenen Amtsvormundschaft her-

vorgegangen war und bis dahin nur in der alten Bundesrepublik291 etabliert war, musste nun, 

so die Sicht des Instituts wie auch des Gesetzgebers, in Form der ‚freiwillig’ von den nicht 

(mehr) verheirateten Müttern für ihre Kinder zu beantragenden Beistandschaft auch auf das 

Territorium der ehemaligen DDR ausgedehnt werden – und das „repräsentative Regime“292 

bedankte sich dafür, dass das DIV als eine der „ältesten Jugendhilfeorganisationen“ den 

Agent/innen der neuen rechtlich-politischen Strukturen die aktuellen Spielregeln erklärte. Das 

geradezu panoptistische System einer lückenlosen Registrierung der nichtehelichen Geburten 

musste nun auch in den neuen Bundesländern eingerichtet werden, samt der damit einherge-

henden Mitteilungspflichten von Krankenhäusern, Hebammen und der Standesämter an die 

Vormundschaftsgerichte und Jugendämter293 sowie der rechtskräftigen Feststellung individuel-

ler Abstammungsverhältnisse und Sicherung der Kindesunterhaltsleistungen. Die hegemonia-

                                                        

286 Vgl. Zentralblatt 6/1991, 310-313. 
287 Ebd. 313. 
288 So das BMJ in seinem Kondolenzschreiben an das DIV nach Brüggemanns Tod, in: DAVorm 1/1998, 3. 
289 Zu Brüggemann vgl. aus Anlass seines 85. Geburtstages: DAVorm 8-9/1995, 873-894; aus Anlass sei-
nes Todes: DAVorm 1/1998, 1-10. 
290 Hier und im Folgenden: DAVorm 4/1991, 225f. 
291 Von anderen Ländern, wie der Schweiz oder Österreich, soll hier nicht die Rede sein, in denen ähnli-
che Einrichtungen vorhanden waren/sind. 
292 Foucault 1994 [1976], 285. 
293 § 57 SGB VIII a.F. 
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len bürgerlichrechtlichen Eltern- beziehungsweise Elterlichkeitsnormen, die damit verbunde-

nen Erziehungs- und Versorgungspflichten von Eltern ihren Kindern gegenüber als auch die 

überkommene und gesellschaftsordnungskonforme Verteilung eben dieser Pflichten und Rech-

te zwischen den Müttern/Frauen und Vätern/Männern waren nun, nach dem Beitritt der DDR 

zur BRD, als elementare Bestandteile der westdeutschen Rechts- und Gesellschaftsordnung 

auch (wieder) auf die neuen Bundesländer zu übertragen – in „einem allgemeinen Prozeß sozi-

aler, politischer und technischer Normalisierung“294, wie mit Foucault gesagt werden könnte. 

Dieser soziale Normalisierungsprozess, der nach der formellen Vereinigung einsetzte, zeigte 

sich mit Blick auf die hegemoniale bundesdeutsche Gender Order auch in einer arbeitsmarkt-

politischen Entwicklung, die beispielsweise von der damaligen Bundesministerin für Frauen 

und Jugend, Angela Merkel (CDU), beklagt wurde: „Frauen sind überproportional von Arbeits-

losigkeit betroffen, besonders in den neuen Bundesländern.“295 Man könnte diese Anfang der 

1990er Jahre stark zunehmende Arbeitslosigkeit der vormals in der DDR vollbeschäftigten 

Frauen, als einen für die Etablierung der kapitalistischen Wirtschaftsordnung nachgerade 

zwangsläufigen Prozess der „Hausfrauisierung“296 deuten, um einen von Maria Mies geprägten 

Begriff aufzugreifen.  

Was sich geschlechterpolitisch auf dem Arbeitsmarkt scheinbar wie von selbst regulierte, 

bedurfte in anderen Bereichen gezielter Maßnahmen. Es ging darum, eine als vom sogenann-

ten realexistierenden Sozialismus deformiert geltende Gesellschaft auf eine bürgerlich-liberale 

und rechtstaatliche Gesellschaft hin zu normalisieren – durch die Errichtung oder, so bereits 

vorhanden, durch die rechtsstaatliche Umgestaltung der verschiedenen Disziplinarapparate 

oder „Sequestrierungsinstitutionen“297, wie Foucault sie auch nennt, wozu neben beispielswei-

se Gefängnissen, Schulen oder der Armee zweifellos auch die Jugendämter zu zählen sind. 

Reinhard Wiesner erklärte bei einer Tagung der Arbeitsgemeinschaft der Jugendämter Nieder-

sachsen und Bremens: „Unsere Aufgabe ist es vielmehr, die Kolleginnen und Kollegen in den 

neuen Bundesländern einfühlsam zu begleiten und ihnen Mut zu machen bei dem Abenteuer, 

dieses Gesetz [= KJHG] auf die spezifischen Verhältnisse in den neuen Ländern anzuwen-

den.“298 Ganz in diesem Sinne hielt es Zarbock, wie im „Amtsvormund“ berichtet wurde, denn 

auch für eine „absolute Notwendigkeit *…+, derartige Tagungen ‚vor Ort’ durchzuführen, um effektive 

Hilfe und Unterstützung bei der Einarbeitung in das neue Recht zu leisten. Er kündigte dabei die Unter-

stützung auch für zukünftige Veranstaltungen des Deutschen Instituts für Vormundschaftswesen an und 

wies darauf hin, daß diese Aufgabe bereits seit seiner Gründung im Jahre 1906 in Frankfurt/M. bestan-

den hat.“299  

Der Bezug auf die lange Geschichte des Instituts kann als Hinweis dafür begriffen werden, 

dass die Vereinigung als eine historische Chance gesehen wurde, um dieses in rund 100 Jahren 

                                                        

294 Foucault 2007 [1975], 71. 
295 DAVorm 4/1991, 268. 
296 Vgl. Bennholdt-Thomsen/Mies/Werlhof 1992. 
297 Vgl. dazu: Foucault 2003 [1973], 113-124. 
298 Wiesner 1991a, 352. 
299 Zentralblatt 6/1991, 312. 
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entstandene System zum, wie es seither hieß, Schutz nichtehelicher Kinder – und zunehmend 

auch von Kindern aus geschiedenen Ehen – territorial auszudehnen, es darüber hinaus den 

neuen Verhältnissen anzupassen und damit zukunftsfähig zu machen.  

Aus der Perspektive des westdeutschen Rechtstaates bestand im „Osten Deutschlands *…+ 

ein hoher Bedarf an Information, Beratung und Fortbildung auch im Bereich der Jugendhil-

fe.“300 Und das DIV – beziehungsweise seine Mitarbeiter/innen, die „als die eigentlichen Spe-

zialisten der juristischen Feinheiten der Jugendhilfe und des Familienrechts in den Jugendäm-

tern galten“301 – habe „ein regelrechtes Feuerwerk an Initiativen“ gestartet, wie es zum 

100jährigen Jubiläum 2006 rückblickend hieß. Das Institut hat vor allem Fortbildungsmaßnah-

men konzipiert, organisiert und veranstaltet, juristische Literatur beschafft und diese in Eigen-

initiative an die Jugendämter verteilt. Wohl nicht zuletzt durch dieses außerordentliche Enga-

gement erwarb sich das Institut in den neuen Bundesländern große Anerkennung, was eine 

gewisse Paradoxie in sich birgt. Denn in den Beitrittsländern hatte es 40 Jahre lang keine ge-

setzliche Amtspflegschaft oder eine ähnliche Konstruktion gegeben und war auch mit dem 

KJHG nicht eingeführt worden. Im Zuge der Rechtsangleichung sollte letztlich sogar, wie im 

Folgenden noch zu zeigen sein wird, die Amtspflegschaft abgeschafft werden. Und obwohl das 

Institut Anfang der 1990er vorrangig als Lobby des Amtsvormundschaftswesens beziehungs-

weise des Amtspflegschaftswesens bekannt war, die sich bis zuletzt in den fachpolitischen Dis-

kussionen für den Erhalt der gesetzlichen Amtspflegschaft engagierte, wurde seine fachliche 

Kompetenz und Autorität auch in den neuen Bundesländern geschätzt.302 Folglich veranstaltete 

das DIV in den folgenden Jahren neben den seit Längerem etablierten Fortbildungen in Rein-

bek bei Hamburg (seit 1969) und auf dem „Hohen Knüll“ (seit 1985) in Hessen und den soge-

nannten Großen Arbeitstagungen noch diverse Fortbildungsveranstaltungen speziell für die 

ostdeutschen Bundesländer.303 

4.6.2. KJHG: zwischen rechtlicher Anpassung an Altbewährtes und Neuaus-

richtung 

Anders als im Osten stellte das mit dem KJHG verabschiedete SGB VIII für viele Fachleute aus 

dem Westen lediglich eine längst fällig rechtliche Anpassung an die tatsächlichen Entwicklun-

gen in Jugendhilfe und Gesellschaft dar – nicht weniger, aber eben auch nicht mehr.304 Dem-

nach hätte spätestens seit den 1970ern in der Jugendhilfe ein Wandlungsprozess von obrig-

keitlichen Eingriffen und Kontrollen (Pflegekinderaufsicht, Schutzaufsicht, Mitwirkung im 

Vormundschaftswesen, Fürsorgererziehung)305 zu unterstützenden, helfenden und vorsorgli-

chen Dienstleistungen stattgefunden – was auch als Sozialpädagogisierung der Jugendhilfe be-

                                                        

300 Mörsberger 2006a, 187. 
301 Hier und im Folgenden: ebd. 
302 Vgl. ebd. 188. Siehe dazu auch das Kondolenzschreiben des Oberbürgermeisters von Halle (Saale) an 
das DIV zum Tod von Dieter Brüggemann, in: DAVorm 1/1998, 9f. 
303 Vgl. z. B. zur Tagung in Dresden 1992: Lohmann 1992. Im Überblick: Mörsberger 2006a, 182-186. 
304 Vgl. Gleichauf 1991, 285; Kuckertz-Schramm 1992, 1025f. 
305 Vgl. Wiesner 1991a, 346; 1991b, 3f. 
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zeichnet werden kann. Zudem hätte sich die Rolle der Frau gewandelt, seien soziale Probleme 

wie Arbeitslosigkeit gestiegen, sei es zu einem Spannungsfeld zwischen Individualität und fami-

lialer Solidarität gekommen, überstiege der Anteil der sogenannten Ein-Kind-Familien mittler-

weile den der Familien mit zwei und mehr Kindern, gäbe es erheblich mehr nichteheliche Le-

bensgemeinschaften, Scheidungen und Alleinerziehende, worauf mit dem alten JWG nicht 

mehr adäquat reagiert hätte werden können, was eine Anpassung des Rechts an diese sozialen 

Veränderungen dringend erforderlich gemacht hätte.306 Vielen war dies allein aber zu wenig. 

Vor allem Reinhard Wiesner hob demgegenüber jedoch immer wieder hervor, dass das Ge-

setz keineswegs nur festgeschrieben habe, was in der Praxis längst üblich gewesen sei.307 Es 

hätte zwar viele Jugendämter gegeben, die schon vieles von dem verwirklicht hätten, was das 

SGB VIII nun normierte, aber für mindestens ebenso viele Ämter würde das Gesetz eine weit-

gehende Umorientierung notwendig machen, weil es zum Beispiel das „Leistungsspektrum der 

Jugendhilfe für Ausländer und für junge Volljährige“308 geöffnet und vor allem, weil es das Ver-

hältnis zu ihrer Klientel geradezu umgekehrt habe: „Eltern, Kinder und Jugendliche sind nicht 

Objekte staatlicher Entscheidungen, sondern Partner des Jugendamtes. Sie – nicht das Jugend-

amt – entscheiden letztlich, ob eine Hilfe in Anspruch genommen wird.“309 Gerade dieser Per-

spektivwechsel stellte in Wiesners Augen keine bloße Beschreibung des vorherrschenden Sta-

tus quo der Jugendhilfepraxis dar, sondern sei für diese vielmehr eine große Herausforderung. 

Sein Eindruck war, „daß manche Jugendämter in eingefahrenen Gleisen denken, daß sie – nach 

70 Jahren Jugendwohlfahrtsgesetz – gar nicht mehr in der Lage sind, sich auf etwas Neues ein-

zulassen.“310 Gemeinsam mit Zarbock sprach Wiesner sogar von einer „Zäsur für die Praxis der 

Jugendhilfe in Deutschland“311.  

4.6.3. „Reparaturnovellen“ – Erstes und Zweites KJHG-Änderungsgesetz 

(1993/1995) 

Trotz der großen Herausforderungen, die das KJHG beziehungsweise das SGB VIII an Jugendhil-

fe und Jugendämter stellte, herrschte vielfach der Eindruck vor, dass das Gesetz schon bei sei-

nem Inkrafttreten in mancherlei Hinsicht reformbedürftig wäre.312 Selbst Bundesjustizminister 

Klaus Kinkel (FDP) erklärte im Herbst 1991, dass im Familienrecht „vieles nicht mehr zeitge-

mäß“313 sei, wozu er nicht zuletzt die gesetzliche Amtspflegschaft zählte, wie im „Amtsvor-

mund“ zu lesen war. Folglich wollte man „sehr genau beobachten, inwieweit die Rechte der 

Kinder in den neuen Ländern auch ohne Amtspflegschaft gewahrt werden können“314, um die-

                                                        

306 Vgl. dazu Gleichauf 1991, 277f.; Wiesner 1991a, 346f. 
307 Vgl. Wiesner 1991a, 347f. 
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sem Beispiel folgend die Amtspflegschaft von Gesetzes wegen gegebenenfalls auch in den al-

ten Bundesländern abzuschaffen. Besondere Bedeutung wurde dabei dem Sorgerecht beige-

messen, was von erheblicher geschlechterpolitischer Relevanz war. Die entscheidenden Fragen 

in Hinblick auf ein verändertes Eltern- und Geschlechterverständnis waren dabei, inwiefern 

Müttern nichtehelicher Kinder das volle Sorgerecht – ohne eine automatische ‚Schutzvorrich-

tung’ wie die gesetzliche Amtspflegschaft – zukommen könnte, ohne dass dabei das Kindes-

wohl gefährdet würde, vor allem in puncto Feststellung der Vaterschaft und Unterhaltssiche-

rung. Zum andern sollte geklärt werden, inwiefern Müttern und Vätern gemeinsam das 

Sorgerecht belassen oder zuteil werden dürfe, wenn sie sich voneinander scheiden ließen oder 

wenn sie gar nicht miteinander verheiratet wären. Schließlich hatte das Bundesverfassungsge-

richt schon im Jahr 1982 entschieden, das die gemeinsame elterliche Sorge unter bestimmen 

Voraussetzungen nach Trennung und Scheidung zulässig sei und im Mai 1991 hatte das Gericht 

beschlossen, dass beiden unverheirateten Eltern, die eine sogenannte Lebensgemeinschaft 

bildeten, die elterliche Sorge belassen werden könne, auch wenn das Kind für ehelich erklärt 

würde. Bis dahin bedeutete das, wie an früherer Stelle erwähnt, dass die Muter das Sorgerecht 

verlor, wenn der Vater das Kind für ehelich erklären ließ.315 Der Gesetzgeber war also aufge-

fordert, hier etwas zu unternehmen.  

Tatsächlich verabschiedeten Bundestag und Bundesrat im November 1992316 das Erste 

KJHG-Änderungsgesetz317, das am 1.4.1993 in Kraft trat. In Fachkreisen war hierfür von einer 

„Reparaturnovelle“318 die Rede. Tatsächlich war mit dem Gesetz in zahlreichen Details nachge-

bessert, aber nicht grundlegend in die Substanz eingegriffen worden. Grundsätzliche Punkte 

wie ein allgemeines Recht auf einen Kindergartenplatz oder die Abschaffung der gesetzlichen 

Amtspflegschaft blieben ausgespart. Ersteres wurde Ende schließlich 1995 mit dem Zweiten 

Änderungsgesetz319 normiert. Seit 1.1.1996 haben Kinder ab drei Jahren bis zum Schulbeginn 

einen Anspruch auf einen Kindergartenplatz.320  

4.7. Abschaffung der Amtspflegschaft und Reform des Kindschaftsrechts 

(1997) 

4.7.1. Beistandschaftsgesetz – gleiches Recht in Ost und West:  

keine automatische Amtspflegschaft (1993-1997) 

Die parlamentarischen Vorarbeiten an dem Gesetz zur Abschaffung der Amtsbeistandschaft 

(Beistandschaftsgesetz) waren im Bundesjustizministerium Ende 1993 angelaufen. Am 

                                                        

315 Vgl. ebd. 101f. 
316 12. bzw. 27.11.1992. 
317 BGBl. I 1993, 239 vom 16.2.1993. 
318 Vgl. Kiehl 1993, 226. 
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24.12.1993 legte die Bundesregierung ihren ersten Entwurf vor.321 Primäres Ziel sei es, so war 

im Entwurf zu lesen, die gesetzliche Amtspflegschaft abzuschaffen, weil diese in den alten 

Bundesländern dazu führte, dass der Mutter eines nichtehelichen Kindes „die volle elterliche 

Sorge in oft unnötiger Weise vorenthalten“322 würde. Diese Sorgerechtsbeschränkung erschien 

schon allein wegen der jährlich großen Zahl jener Amtspflegschaften unnötig, die wegen „Legi-

timation des Kindes durch nachfolgende Heirat von Vater und Mutter (1989: 22 497, 1990: 21 

665)“323 aufgehoben würden. Das lässt sich dahin gehend verstehen, dass für diese ‚Fälle’ das 

implizite, biopolitische Ziel der Eheschließung erreicht war, sodass der staatliche Eingriff, die 

staatliche Überwachung nicht länger vonnöten erschien. Dass die Ehefamilie weiterhin die 

Norm darstellte, ist unzweifelhaft. Wie schon in der Einleitung zu dieser Untersuchung zitiert, 

hatte die zuständige Ministerin Nolte in ihrer Rede zum 1996er Kabinettsentwurf des Kind-

schaftsrechtsreformgesetzes betont: „Besonders für das Aufwachsen von Kindern bildet die 

Ehe den bestmöglichen Rahmen.“324 Auf der anderen Seite hieß es, dass es der Beistandschaft 

in den neuen Bundesländern an notwendigen ‚Hilfs’möglichkeiten für Mütter und Kinder fehl-

te, vor allem daran, „Vertretungsmacht zur Vaterschaftsfeststellung“325 sein zu können. Dieser 

Mangel erschien umso gravierender, da in den neuen Bundesländern zu dieser Zeit über 40 % 

aller Neugeborenen nichtehelich waren, gegenüber nicht einmal 12 % in den alten.326 Es gab zu 

dieser Zeit jedoch keine verlässlichen Angaben darüber, bei wie vielen dieser Kinder die Eltern 

unverheiratet zusammenlebten oder anders gesagt, eine ‚eheähnliche Gemeinschaft’ bildeten. 

Kurzum, es war nicht klar, ob das dem Pflegschafts-/Vormundschaftssystem der alten Bundes-

republik zugrunde gelegte Modell vom zahlungsunwilligen Vater, der weder mit Mutter noch 

mit Kind etwas zu tun haben wollte und daher vom Amtspfleger/-vormund für sein Handeln im 

Namen von Kind und Mutter gewissermaßen haftbar gemacht werden sollte, für die neuen 

Bundesländer ebenfalls plausibel wäre.  

Die gesellschaftliche Situation hatte sich zwei, drei Jahre, nachdem das KJHG in Kraft getre-

ten war, nicht gravierend verändert. Und doch tendierte die Bundesregierung nun deutlich da-

zu, im Zuge der Rechtsangleichung für Gesamtdeutschland die freiwillige Beistandschaft an-

stelle der automatisch eintretenden Amtspflegschaft zu setzen – „mit dem Aufgabenkreis der 

Vaterschaftsfeststellung und Geltendmachung von Unterhaltsansprüchen“327. Klaus Kinkel, der 

zwischen Januar 1991 und Mai 1992 Bundesjustizminister war, hatte dies Ende 1991 angedeu-

                                                        

321 BR-Drucksache 890/93. 
322 Ebd. 1. 
323 Ebd. 22 
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tet und seine Amtsnachfolgerin, Sabine Leutheusser-Schnarrenberger (FDP) verfolgte diese Li-

nie in ihrer Amtszeit (1992-1996) weiter („Nichteheliche Kinder müssen ehelichen soweit wie 

irgend möglich gleichgestellt werden“328), auch wenn zwischen der Erstvorlage des Entwurfes 

und der Wiedervorlage im Bundesrat im Januar 1995329 ein Jahr ereignislos verstrichen war. 

Der Bundesrat behandelte den erneut eingebrachten Gesetzesentwurf am 17.2.1995. Es 

sprachen Lore Maria Peschel-Gutzeit (SPD), die zu dieser Zeit Justizsenatorin in Berlin war, und 

Rainer Funke (FDP), der parlamentarische Staatssekretär im federführenden Bundesministeri-

um für Justiz (1991-1998).330 Peschel-Gutzeit setzte sich in ihrer sehr engagierten Rede nach-

drücklich für die Abschaffung der gesetzlichen Amtspflegschaft ein, da diese nicht nur „ein 

Stück Rechtseinheit zwischen West und Ost“331 brächte, wie sie unterstrich, sondern vor allem 

„ein wichtiger Eckpunkt für die anstehende Reform des Kindschaftsrechts“ sei. Staatssekretär 

Funke schloss sich seiner Vorrednerin im Wesentlichen an und verzichtete daher auf längere 

eigene Ausführungen. Er hob allerdings hervor, dass das Kindschaftsrecht insgesamt an die 

veränderte Wirklichkeit anzupassen sei und von daher „alte Zöpfe“ abgeschnitten gehörten, 

wozu er „die sogenannte gesetzliche Amtspflegschaft des Jugendamtes für nichteheliche Kin-

der“332 zählte. Peschel-Gutzeit betonte, dass besonders für Berlin die „Beseitigung der gesetzli-

chen Amtspflegschaft seit langem überfällig“333 gewesen sei, was sie anhand der absurden Si-

tuation illustrierte, dass sich hier die unterschiedlichen Rechtssysteme für Ost und West „oft 

innerhalb einer Straße begegnen“334 würden. Für wie unzeitgemäß sie die Amtspflegschaft 

hielt, verdeutlichte sie in einem historischen Rückblick. Darin führte sie aus, dass man in der 

DDR schon 1950 mit dem Gesetz über den Mutter- und Kinderschutz und die Rechte der Frau 

normiert hätte, dass die nichteheliche Geburt kein Makel sei, die Rechte der Mutter eines 

nichtehelichen Kindes nicht durch eine Vormundschaft geschmälert werden dürften und dass 

ihr die unteren Verwaltungsbehörden zur Regelung ihrer Ansprüche gegen den Vater als Bei-

stand zur Seite zu stehen hätten.335 Zudem hätte das Familiengesetzbuch der DDR schon 1965 

auf Begriffe wie „unehelich“, „nichtehelich“ oder „außerehelich“ verzichtet, während man 

noch Ende der 1960er Jahre in der Bundesrepublik dadurch eine „Verbesserung der Stellung 

des unehelichen Kindes“ erreichen wollte, dass die Rechte der Mütter weiterhin qua gesetzli-

cher Amtspflegschaft beschränkt würden. Man hielt unverheiratete Mütter zwar in der Regel 

für nicht weniger tauglich zur Ausübung der elterlichen Gewalt, wie es damals in der Begrün-

dung des Gesetzes geheißen hätte, aber ihr habe der Schutz eines Ehemannes gefehlt. Peschel-

Gutzeit kritisierte daran die zugrundeliegende Annahme, dass eine Mutter „dieses Schutzes al-

                                                        

328 DAVorm 12/1992, 1159. 
329 BR-Drucksache 7/95 vom 6.1.1995. Zuvor hatte der Bundestag am 16.6.1994 beschlossen, das Bei-
standschaftsgesetz (vorerst) nicht weiter zu verfolgen. Vgl. Keller 1995, 403. 
330 Vgl. BR-Plenarprotokoll 680, 61 D - 64 D. 
331 Hier und im Folgenden: ebd. 61 D. 
332 Ebd. 64 C. 
333 Ebd. 61 D. 
334 Ebd. 62 A. 
335 Hier und im Folgenden: vgl. ebd. 62 A-C. 
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so eigentlich“ bedürfe. „Dieses Bild, das die nichteheliche Geburt mit einer Gefährdung des 

Kindeswohls gleichsetzt, entspricht jedenfalls heute nicht mehr der Realität, wenn es ihr denn 

je entsprochen hat.“336 Eine Frau sei sehr wohl in der Lage, allein für ein Kind zu sorgen und 

selbständig zu erkennen, ob und wann sie Hilfe und Beistand benötige. Dabei sei es zudem un-

erheblich, ob es sich um eine ledige oder geschiedene Mutter handle, wie Funke ergänzte.337 

„Alles andere ist keine Fürsorge,“ so Peschel-Gutzeit, „sondern Reglementierung unter dem 

bloßen Deckmantel des Schutzes, ja, man könnte auch sagen, der Zwangsbeglückung.“338  

Die in dieser Sitzung verabschiedete Stellungnahme des Bundesrates339 wurde der Bundes-

regierung übersendet. Am 24.3.1995 überwies der Bundestag den Gesetzesentwurf340 ohne 

Aussprache an die Ausschüsse: den Rechtsausschuss (federführend) und den Ausschuss für 

Familie, Senioren, Frauen und Jugend.341 Die endgültige Version des Beistandschaftsgesetz lag, 

nachdem zwischenzeitlich im März 1996 der erste Kabinettsentwurf342 zur Kindschaftsrechtsre-

form in erster Lesung behandelt worden war, erst zweieinhalb Jahre später, am 12.9.1997 

vor.343 Am 25.9.1997 konnte dann schließlich die zweite und dritte Beratung des Beistand-

schaftsgesetzes im Bundestag stattfinden.344 Diese Verzögerung erklärt sich daraus, dass die 

Frage der Beistandschaft jetzt im Konzert einer Kindschaftsrechtsgesamtreform verhandelt 

wurde, wofür sich unter anderem auch die AGJ als auch Zarbock für das DIV eingesetzt hat-

ten.345 Die Folge davon war, dass in der besagten Sitzung gleichzeitig neben dem Beistand-

schaftsgesetz das Erbrechtsgleichstellungsgesetz346 sowie das Kindschaftsrechtsreformgesetz347 

beraten und auch verabschiedet wurden. Das vom Bundestag beschlossene Gesetzespaket 

wurde am 26.09.1997 im Bundesrat beraten und nochmals an den Rechtsausschuss überwie-

sen.348 Am 17.10.1997 stimmte der Bundesrat der Reform schließlich zu.349 Am 4.12.1997 ver-

öffentlichte die Bundesregierung das Gesetz im Bundesgesetzblatt und am 1.7.1998 trat es in 

Kraft.350 Damit war die gesetzliche Amtspflegschaft des Jugendamtes über alle Kinder von El-

tern, die nicht miteinander verheiratet sind, nach 28 Jahren Geschichte.  

                                                        

336 Ebd. 62 D. 
337 Ebd. 64 D. 
338 Ebd. 62 D. 
339 Vgl. BR-Drucksache 7/95 (Beschluss). 
340 BT-Drucksache 13/892. 
341 Vgl. BT-Plenarprotokoll  
342 Vgl. BR-Drucksache 180/96. 
343 Vgl. BT-Drucksache 13/8509. 
344 

Vgl. BT-Plenarprotokoll 13/192, 17344A-17364D, 17365C-17366B, 17421C-17422B + Anlagen. 

345 Vgl. die 1995er AGJ-Stellungnahme zum Referentenentwurf des BMJ zum Kindschaftsrecht, veröf-
fentlicht im Zentralblatt 3/1996, 94-98; Zarbock 1995, 667. 
346 Vgl. BR-Drucksache 891/95. 
347 Vgl. BR-Drucksache 180/96; BT-Drucksache 13/1752; BT-Drucksache 13/3341; BT Drucksache 
13/7899; BT Drucksache 13/8570 
348 Vgl. BR-Plenarprotokoll 717, 453C, 477D-478A + Anlagen. 
349 Vgl BR-Drucksache 708/97 (Beschluss). 
350 Vgl. Bundesgesetzblatt Teil I 1997 Nr.81, 2846. Siehe dazu auch die Berichtigung vom 18.06.1998, 
Bundesgesetzblatt Teil I 1998 Nr.40, 1660. 
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4.7.2. Weitere Veränderungen im Sorge-, Umgangs- und Unterhaltsrecht 

4.7.2.1. Erbrecht: keine Rechtsunterschiede mehr  

zwischen ehelich und nichtehelich 

Das Erbrechtgleichstellungsgesetz folgte der allgemeinen Richtung, die mit der Kindschafts-

rechtreform insgesamt eingeschlagen wurde: „Nichteheliche und eheliche Kinder sollen die 

gleichen Bedingungen für ihre Entwicklung erhalten. Deshalb beseitigen wir mit unserem Ge-

setzesentwurf noch bestehende Ungleichbehandlungen von nichtehelichen und ehelichen Kin-

dern.“351 Wie Bundesfamilienministerin Claudia Nolte (CDU) 1996 zum Regierungsentwurf er-

klärt hatte. Das heißt, nach fast 100 Jahren BGB waren Kinder von miteinander verheirateten 

wie nicht miteinander verheirateten Eltern seit dem Inkrafttreten der Reform am 1. Juli 1998 

einander erbrechtlich gleichgestellt. Damit war auch klar, dass dieser Komplex die Jugendäm-

ter als Beistände für nichteheliche Kinder in Zukunft nicht mehr beschäftigen würde.352  

4.7.2.2. Gemeinsame elterliche Sorge: Regelfall nach Scheidung und  

auch für Nichteheliche möglich 

Nachdem das Bundesverfassungsgericht Anfang der 1980er Jahre die Fortführung der gemein-

samen elterlichen Sorge nach einer Scheidung zunächst unter bestimmten Voraussetzungen 

für möglich gehalten hatte353 und das Gericht schließlich Anfang der 1990er Jahre die gesetzli-

che Regelung im BGB für verfassungswidrig erklärt hatte,354 wonach im Scheidungsverfahren 

zwingend darüber entschieden werden musste, wem der Eltern die Alleinsorge zu übertragen 

wäre („Verbundverfahren“, „Zwangsverbund“),355 war der Gesetzgeber in Zugzwang hierfür ei-

ne Änderung herbeizuführen. Neben diesem rechtspolitischen Druck war aber auch die un-

leugbare Zunahme der nichtehelich geborenen Kinder ausschlaggebend dafür, rechtliche Rest-

riktionen abzubauen, was durch die Vereinigung von DDR und BRD zusätzliche Dringlichkeit 

bekommen hatte. Im Reformprozess hatten sich auch die Interessenverbände zu Wort gemel-

det, die in der Mehrheit das Reformvorhaben unterstützten. Auch die AGJ begrüßte 1995 in 

ihrer Stellungnahme zum damaligen Gesetzesentwurf, dass geplant war, nicht miteinander 

verheirateten Eltern die Möglichkeit des gemeinsamen elterlichen Sorgerechts einzuräumen, 

wenn sie sich dazu übereinstimmend bereit erklärten.356 Ebenfalls begrüßte die AGJ das Vor-

haben, den sogenannten Zwangsverbund aufzuheben und Eltern die Möglichkeit einzuräumen, 

auch nach Trennung und Scheidung die gemeinsame elterliche Sorge auszuüben.357 So kam es 

letztlich auch. 

                                                        

351 BT-Plenarprotokoll 13/113, 10189. 
352 Vgl. Wolf, 1998, 65. 
353 Vgl. das Urteil vom 3.11.1982: BVerfGE 61, 358. 
354 Vgl. den Beschluss vom 5.11.1991: BVerfGE 85, 80. 
355 § 1671 BGB a.F. 
356 Vgl. AGJ 1996, 96. 
357 Vgl. AGJ 1996, 96f. 
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Seit der Reform gilt, dass die gemeinsame elterliche Sorge auch dann von beiden Eltern fortge-

führt wird, wenn sie sich voneinander trennen – unabhängig davon, ob sie miteinander verhei-

ratet waren oder nicht. Die gemeinsame elterliche Sorge wird auch nicht davon abhängig ge-

macht, ob die Eltern zusammenleben oder zusammengelebt haben. Die Übertragung der 

elterlichen Sorge auf eine/n der Eltern erfolgt nur auf Antrag beim Familiengericht.358 Das Ge-

richt hat dem Antrag stattzugeben, wenn das Kind, so es mindestens 14 Jahre alt ist, dem nicht 

widerspricht359 und die Übertragung „dem Kindeswohl am besten entspricht“360. Seit der Re-

form hat sich die Rechtspraxis dahin gehend entwickelt, dass die Gerichte bei einem gestellten 

Alleinsorge-Antrag überprüfen, ob die gemeinsame elterliche Sorge nicht grundsätzlich beibe-

halten werden kann, indem Teilbereiche des Sorgerechts, einem Elternteil allein übertragen 

oder diesem Alleinentscheidungsrechte in einzelnen Entscheidungen zugebilligt werden.361 

„Inhaltlich bedeutet gemeinsame Sorge, die Pflicht der Eltern, sich über alle Belange des 

Kindes zu verständigen. Leben die Eltern jedoch nicht zusammen, so wird eine Einigungspflicht 

nur bei grundsätzlichen Entscheidungen statuiert.“362 Da sich die Ausübung der gemeinsamen 

elterlichen Sorge im Konfliktfall als schwierig erweisen könnte, hat der Gesetzgeber normiert, 

dass diejenigen Eltern, bei denen sich die Kinder für gewöhnlich aufhalten, die alleinige Ent-

scheidungsbefugnis in Dingen des alltäglichen Lebens haben.363 Nur Entscheidungen von er-

heblicher Bedeutung, wie es im Gesetz heißt, sind von beiden Eltern gemeinsam zu treffen, wie 

Schulwahl, Konfessionszugehörigkeit, Operationen oder Ähnliches.  

4.7.2.3. Umgangsrecht: Kindesrecht und Elternpflicht 

Eine weitere Änderung, die mit der Kindschaftsreform unternommen wurde, betrifft das Um-

gangsrecht. Im ersten Regierungsentwurf eines Kindschaftsrechtsreformgesetzes war das Um-

gangsrecht noch in erster Line als Recht der Eltern vorgesehen gewesen, wie in der ersten Le-

sung von B’90/Die Grünen kritisiert worden war.364 Die Forderung der Grünen lautete: „Das 

Umgangsrecht muß ein Recht des Kindes sein.“365 Im endgültigen Gesetz wurde dieser Forde-

rung entsprochen. Seitdem ist das Umgangsrecht vorrangig als Recht des Kindes normiert und 

erst in zweiter Linie als ein Elternrecht, stattdessen handelt es sich vielmehr um eine Eltern-

pflicht. Im Gesetz heißt es wörtlich: „Das Kind hat das Recht auf Umgang mit jedem Elternteil; 

jeder Elternteil ist zum Umgang mit dem Kind verpflichtet und berechtigt.“366 Der Umgang zwi-

schen Kind und seinen Eltern wird im BGB als wichtiges sorgerechtliches Element für die Ver-

                                                        

358 § 1671 Abs. 1 BGB. 
359 § 1671 Abs. 2 Nr. 1. 
360 § 1671 Abs. 2 Nr. 2. 
361 Vgl. Münder u.a. 2007, 18. 
362 Will 1998a, 309. 
363 § 1687 BGB. 
364 Vgl. BT-Plenarprotokoll 13/113, 10192f. 
365 Ebd. 
366 § 1684 Abs. 1 BGB. 
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wirklichung des Kindeswohls konstituiert.367 Eltern haben alles zu unterlassen, „was das Ver-

hältnis des Kindes zum jeweils anderen Elternteil beeinträchtigt oder die Erziehung er-

schwert.“368 Im Konfliktfall kann das Familiengericht über den Umfang des Umgangsrechts ent-

scheiden, es kann den umgangspflichtigen Elternteil zur Pflichterfüllung anhalten und auch den 

Umgang mit Dritten näher regeln, damit sind vor allem Geschwister und Großeltern aber auch 

andere enge Bezugspersonen des Kindes gemeint.369 

4.7.2.4. Unterhaltsrecht: gleiches Recht für eheliche und nichteheliche 

Kinder 

Am 1. Juli 1998 traten nicht nur das Kindschaftsrechtsreformgesetz, das Erbrechtsgleichstel-

lungsgesetz und das Beistandschaftsgesetz in Kraft sondern auch die wesentlichen Teile des 

Gesetzes zur Vereinheitlichung des Unterhaltsrechts minderjähriger Kinder (Kindesunterhalts-

gesetz).370 Das Kindesunterhaltsgesetz war für die Jugendämter von großer Bedeutung, vor al-

lem für ihre künftige Beistandschaftspraxis.  

Die Reform des Kindesunterhaltsrechts wurde ebenfalls sei Anfang der 1990er Jahre disku-

tiert.371 Der erste Referentenentwurf lag im März 1996372 vor. Der erste Kabinettsentwurf da-

tiert vom 20.12.1996373. Das Hauptziel des Gesetzes bestand von Anfang an in der Vereinheitli-

chung der Regelungen zum Kindesunterhalt von ehelichen und nichtehelichen Kindern. Der 

Bundesrat nahm zu dem Entwurf am 31.1.1997 Stellung.374 Woraufhin die Bundesregierung das 

Gesetz bis zum 25.3.1997 überarbeitete.375 Dieser neuerliche Regierungsentwurf wurde am 

9.10.1997 im Bundestag beraten und an die Ausschüsse überwiesen.376 Schließlich wurde das 

Gesetz vom Bundestag am 15.1.1998 verabschiedet.377 Der Bundesrat stimmte dem Gesetz am 

6.2.1998 zu.378 Am 14.4.1998 wurde es im Bundesgesetzblatt veröffentlicht.379  

Neben der Vereinheitlichung des Rechts für eheliche und nichteheliche Kinder380 wurden 

mit dem Gesetz die Anrechnung von Leistungen wie dem Kindergeld auf den Unterhaltsan-

spruch eingeführt381 und eine sogenannte Dynamisierung des Unterhaltsbetrags382. Dynamisie-

                                                        

367 § 1626 Abs. 3 BGB. 
368 § 1684 Abs. 2 Satz 1 BGB. 
369 Vgl. §§ 1684 Abs. 3, 1685 BGB. 
370 Schon zum 1.4.1998 waren einige Änderungen in Kraft getreten. 
371 Vgl. Barth 1992, 286f. 
372 Vgl. dazu auch Kleinle/Weychardt 1996. 
373 BR-Drucksache 959/96. 
374 Bundesrat Drucksache 959/96 (Beschluss). 
375 BT-Drucksache 13/7338. 
376 Recht (federführend); Familie, Senioren, Frauen und Jugend; Haushalt, vgl. BT-Plenarprotokoll 13/197 
S. 17730C, 17731B. 
377 Vgl. BT-Plenarprotokoll 13/213, 19493B. 
378 BR-Plenarprotokoll 721, 23C; BR-Drucksache 13/98 (Beschluß). 

379 Bundesgesetzblatt Teil I 1998 Nr.21, 666. 
380 Vgl. § 1603 Abs. 2 BGB. 
381 Vgl. §§ 1612b und c BGB. 
382 Vgl. § 1612a Abs. 4 BGB. 
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rung bedeutet eine automatische Anpassung der individuell bemessenen Unterhaltsbeträge 

alle zwei Jahre und auf Grundlage der tatsächlichen materiellen Situation des Leistungspflichti-

gen und des Bedarfs des Kindes. Die Idee war, die jeweilige Unterhaltssumme ohne die Not-

wendigkeit einer Abänderungsklage (wie vor der Reform) unmittelbar an die Einkommensent-

wicklung des barunterhaltspflichtigen Elternteils zu koppeln, wodurch das Kind automatisch 

mehr bekäme, sobald die Einkünfte des Barunterhaltspflichtigen stiegen – von sinkenden Ein-

künften wurde interessanterweise nicht ausgegangen.383  

Darüber hinaus erweiterte das Gesetz die gerichtlichen Kompetenzen in Unterhaltssachen. 

So hieß es nun zum Beispiel in der reformierten Zivilprozessordnung:  

„(1) Das Gericht kann den Parteien in Unterhaltsstreitigkeiten *…+ aufgeben, unter Vorlage entsprechen-

der Belege Auskunft zu erteilen über ihre Einkünfte und, soweit es für die Bemessung des Unterhalts 

von Bedeutung ist, über ihr Vermögen und ihre persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse.  

(2) Kommt eine Partei der Aufforderung des Gerichts nach Absatz 1 nicht oder nicht vollständig nach, so 

kann das Gericht, soweit es zur Aufklärung erforderlich ist, Auskunft einholen 

1. über die Höhe der Einkünfte bei 

a) Arbeitgebern, 

b) Sozialleistungsträgern sowie der Künstlersozialkasse, 

c) Sonstigen Personen oder Stellen, die Leistungen zur Versorgung im Alter und bei 

verminderter Erwerbsfähigkeit sowie Leistungen zur Entschädigung oder zum Nach-

teilsausgleich zahlen, und 

d) Versicherungsunternehmen, 

2. über den zuständigen Rentenversicherungsträger und die Versicherungsnummer bei der Da-

tenstelle der Rentenversicherungsträger, 

3. in Rechtsstreitigkeiten, die den Unterhaltsanspruch eines minderjährigen Kindes betreffen, 

über die Höhe der Einkünfte und das Vermögen bei Finanzämtern. 

Das Gericht hat die Partei hieraus spätestens bei der Aufforderung hinzuweisen. 

(3) Die in Absatz 2 bezeichneten Personen und Stellen sind Verpflichtet, den gerichtlichen Ersuchen Fol-

ge zu leisten. *…+ 

(4) vom Abdruck wurde abgesehen.“384 

In entsprechender Weise wurde auch das Unterhaltsvorschussgesetz geändert, sodass auch 

in Fällen, in denen Vorschüsse ausgezahlt wurden, Versicherungsunternehmen und Sozialleis-

tungsträger auf Verlangen der zuständigen Stellen zu Auskünften über Wohnort und Ein-

kunftshöhe verpflichtet sind.385 „Damit soll auch die verhältnismäßig niedrige ‚Rückholquote’ 

zugunsten der öffentlichen Hand verbessert werden“386, wie im „Amtsvormund“ zu lesen war.  

Zugespitzt formuliert: Der Gesetzgeber manifestierte mit diesen rechtlichen Instrumenten 

                                                        

383 Vgl. dazu auch Kleinle/Weychardt 1996, 400f. 
384 Vgl. § 643 ZPO. 
385 Vgl. § 6 UVG. 
386 Knittel 1998, 191. 
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ein panoptistisches Überwachungs- und Kontrollsystem über die elterliche und ehepartnerli-

che Unterhaltsfähigkeit und -pflicht, wie es schon ein Jahrhundert lang diskutiert wurde. Das 

Gesetz machte Arbeitgeber, Sozialämter, Rentenkassen, Versicherungsunternehmen und Fi-

nanzämter quasi zu Agenten der Überwachung von individualisierten Versorgungspflichten. 

Hinzu kam die Pflicht, den zur Leistung Angehaltenen über diese Überwachung aufzuklären, 

wodurch sie zugleich gewissermaßen zu Relaisstellen der überkommenen amtsvormundschaft-

lichen Disziplinierungsmacht werden. Denn die Unterhaltspflichtigen erführen auf diesem We-

ge, durch welche Observationen die von ihnen geforderte Erfüllung ihrer Versorgungspflichten 

Eltern beziehungsweise als (Ex-)Ehepartner möglich erschien und würden sich, so die Idee, 

dementsprechend anpassen. Die Unterhaltspflichtigen könnten zwar Einwendungen gegen die 

ihnen gegenüber geltend gemachten Unterhaltsansprüche erheben. Dies setzte aber zweierlei 

voraus: erstens, dass sie ihre Unterhaltspflicht grundsätzlich und ausdrücklich anerkennen;387 

zweitens, dass sie ihre Leistungsunfähigkeit oder ihre eingeschränkte Leistungsfähigkeit an-

hand von Nachweisen über ihre tatsächlichen Einkünfte, ihr Vermögen und ihre persönlichen 

und wirtschaftlichen Verhältnisse belegen würden.388 Interessant ist, was Bernhard Knittel, Mi-

nisterialrat im bayerischen Staatsministerium für Justiz, im „Amtsvormund“ dazu anmerkte: 

„Die Vorschrift bezweckt nur, den Schuldner ‚aus der Reserve’ zu locken, damit dieser sich 

nicht bloß auf die Behauptung fehlender oder eingeschränkter Leistungspflicht beschränken 

darf.“389  

Mit anderen Worten, Ziel war die Erreichung eines bestimmten Sich-Verhaltens, man könn-

te sagen: die Subjektivation der Unterhaltsverpflichtung. Der Bundestagsrechtsausschuss ver-

trat die Ansicht, dass der Unterhaltspflichtige, der einmal erfahren hatte, dass er durch die 

Auskünfte seines Arbeitgebers, seiner Versicherung oder einer der anderen im Gesetz genann-

ten Personen oder Einrichtungen als leistungsfähig erkennbar gemacht wurde, fortan korrekte 

Angaben über seine Leistungsfähigkeit machen würde, was die erwartbare Folge hätte, dass 

sich die prozessuale Situation der Kinder erheblich verbessere.390  

4.7.3. Reform stärkt Rechtsposition der Väter 

Mit dem neuen Kindschaftsrecht wurden die familialen Beziehungen zwischen den einzelnen 

Mitgliedern auf eine bestimmte Weise reguliert. Hierbei war die Tendenz festzustellen, die so-

ziale und psychologische Bedeutung von Vätern für ihre Kinder stärker als in den Jahrzehnten 

zuvor zu berücksichtigen, was sowohl im gemeinsamen elterlichen Sorgerecht, in der Normie-

rung einer Umgangspflicht als auch in der Abschaffung der Amtspflegschaft Niederschlag fand.  

4.7.3.1. „Kindern fehlt es weniger an mütterlichen Frauen  

als an väterlichen Männern“ 

                                                        

387 Vgl. § 648 Abs. 1 und 2 ZPO. 
388 Vgl. § 648 Abs. 2 Nr. 1-3 ZPO. 
389 Knittel 1998, 185. 
390 Vgl. BT-Drucksache 13/9596, 41. 
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Wie Väter im Gesetzgebungsprozess wahrgenommen wurden, lässt sich exemplarisch an einer 

Rede der SPD-Bundestagsabgeordneten Margot von Renesse verdeutlichen, die sie während 

der ersten Lesung des Kindschaftsrechtsreformgesetzes hielt. Die Oppositionspolitikerin setzte 

sich darin nachdrücklich dafür ein, die Möglichkeit des persönlichen Umgangs zwischen Vater 

und Kind rechtlich zu normieren, sowohl nach Trennung und Scheidung als auch bei nichteheli-

chen Eltern. Ihre Argumentation basierte auf eigenen Erfahrungen als Scheidungskind.391 Sie 

erklärte, aufgrund dieser Erfahrungen wisse sie bei sich und ihren Geschwistern die persönli-

chen „Folgen der Defizite einzuordnen, die aus unserer vaterlosen Kindheit und Jugend ent-

standen“392 seien. Und weiter: 

„Aber genau darum weiß ich den Vorteil zu schätzen, den Kinder und ihre Mütter durch den väterlichen 

Partner gewinnen können, wenn er zu gewinnen ist. Es fehlt unseren Kindern weniger an mütterlichen 

Frauen als an väterlichen Männern, die Verantwortung, Kompetenz und zärtliche Fürsorge auf männli-

che Weise miteinander verbinden. Welche Mannsbilder beherrschen unsere Gesellschaft: der Typ zwi-

schen 19 und 35 Jahren, der Motorenfanatiker, der Internet-Surfer, der Technik-Freak, der erfolgreiche 

Broker, aber weniger der reife Erwachsene, der Verantwortung und Zuneigung für andere lebt. Die gro-

ßen Vaterbilder der Bibel, der Literatur aller Völker, die für ihre Söhne und Töchter die Welt öffneten 

und wohnlich machten, scheinen entthront. Väterlichkeit als reife Männlichkeit ist ein Defizit in dieser 

Gesellschaft; und sie leidet darunter nicht anders als unsere Kinder, die sich in jedem Kindergarten in 

Trauben um den einzigen Zivi scharen. 

Mein eigener Vater verdrängte sein väterliches Versagen hinter dem konservativen Glaubensbekennt-

nis, daß Kinder zur Mutter gehörten, daß er nur um der Konfliktvermeidung willen auf jede Bemühung 

um uns, seine Kinder, verzichtet habe. Wie viele getrennte und geschiedene Väter vermied er die Berüh-

rung mit uns, als wir ihn brauchten, damit er sich unseren Fragen stellt. 

Unser Recht muß Kindern Gerechtigkeit widerfahren lassen. Sie haben vor allem ein Recht auf Vater und 

Mutter, unabhängig von deren Familienstand. Ich weiß wohl, daß dies mit Schmerzen verbunden sein 

kann, mit Auseinandersetzungen, mit Konflikten. Das halte ich nicht für eine Katastrophe, da Spannun-

gen zur Realität des Lebens gehören wie Einverständnis und Harmonie. *…+“393 

In diesen Ausführungen wird das Elternpaar in den Vordergrund gerückt. Nicht nur die Müt-

ter seien wichtig für die Entwicklung ihrer Kinder, sondern ebenso sehr die Väter. Demnach 

fehlten den Kindern nicht so sehr mütterliche Frauen, sondern vor allem väterliche Männer, 

Männer, wie sie in der Bibel und der Weltliteratur beschrieben worden seien, Männer, deren 

Horizont sich nicht auf Motoren, Internet, Technik oder die Börse beschränke, wie die ehema-

lige Familienrichterin Renesse unter wertkonservativen und tendenziell kulturpessimistischen 

Bezugnahmen erklärte. In diesem von ihr konstatierten Mangel an einer bestimmten Form von 

väterlicher Männlichkeit erblickte Renesse nicht nur ein individuell-persönliches Defizit, son-

dern sah darin ein Defizit für die Gesellschaft als Ganzes begründet. Die Kinder ausschließlich 

den Müttern zu überantworten, entspreche einem konservativen Glaubensbekenntnis, das je-

doch eine falsche Konfliktvermeidungsstrategie darstelle. Falsch sei dies deshalb, weil Konflikte 

                                                        

391 Vgl. BT-Plenarprotokoll 13/113, 10191. 
392 Ebd. 
393 Ebd. 
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entscheidend zum Leben dazugehörten.  

4.7.3.2. Väterforschung und Väterbewegung: 

Kindeswohl – Gleichberechtigung – Väterinteressen 

Der von Renesse vertretene Standpunkt deckt sich weitgehend mit den Ansichten, die von der 

sogenannten Väterbewegung, die sich seit 1980ern zunehmend stärker zu Wort meldete, als 

auch mit den Ergebnissen der psychologischen wie sozialwissenschaftlichen Väterforschung, 

die sich für eine stärkere politische, psychosoziale und rechtliche Beachtung und familiale Ein-

beziehung der Väter im Namen des Kindeswohls aussprachen.394 Vertreter der sogenannten 

Väter- oder Väterrechtsbewegung sahen im Alleinsorgerecht ein Privileg der Mütter, das zu ei-

ner Diskriminierung der Väter führte.395 Von daher setzte man sich nachdrücklich für die Ein-

führung des gemeinsamen elterlichen Sorgerechts nach Trennung und Scheidung als auch bei 

nicht miteinander verheirateten Eltern ein, wobei regelmäßig mit der Gleichberechtigung und 

dem Kindeswohl argumentiert wurde.396 Zarbock zitierte im „Amtsvormund“397 die damalige 

Leiterin des Hamburger Senatsamtes für die Gleichstellung und Richterin am dortigen Amtsge-

richt, Ulrike Mahnkopf, die 1991 auf einer Fachtagung ihren Eindruck von solchen Interessen-

vertretern wie folgt beschrieben hatte:  

Männer, die „neuerdings ihre Pflichten an die Ausübung von Rechten knüpfen, nach dem Mot-

to ‚Ich zahle nur, wenn ich auch Rechte habe’. Ich habe bei einigen Veranstaltungen Männer 

erlebt, die solche Positionen vertreten haben. Ich muß gestehen, daß ich dabei nicht den Ein-

druck gewonnen habe, daß es diesen Vätern um die Interessen am Wohl des Kindes gegangen 

ist. Vielmehr hatte ich den Eindruck, daß hier in sehr aggressiver Weise ein Geschlechterkampf 

geführt wird.“398 

Die Position der Väter war indes auch vom Bundesverfassungsgericht gestärkt worden, und 

darauf bauten kämpferische Väter-Lobbyisten399 auf. So hatte das Gericht mit seinem Urteil 

über das Recht auf Kenntnis der eigenen Abstammung400 von 1989 die besondere Bedeutung 

der Klarheit über die eigene biologische Herkunft für die individuelle Entwicklung hervorgeho-

ben und damit die besondere Bedeutung der biologischen Väter unterstrichen. Schon sieben 

Jahre zuvor hatte das Gericht in einem Urteil zum Scheidungsrecht implizit die sorgerechtliche 

Position von Vätern gestärkt, indem es sich unter bestimmten Voraussetzungen für die Auf-

                                                        

394 Vgl. dazu bspw. Balloff 1991, 192f; Fthenakis/Minsel 2002, 13-32; Lenz 1991; kritisch dazu z. B.: Pohl 
2006; Wolde 2006; 2007. 
395 Vgl. hier und im Folgenden: Kostka 2006, 82-84. 
396 Vgl. hierzu bspw. die Stellungnahme und die beigefügten Materialen des ISUV zum Referentenent-
wurf zur Reform des Kindschaftsrechtsentwurf vom Dezember 1996, in: Gesetzesmaterialien: 
XIII/314/B/Nr. 39. Siehe dazu auch die Einleitung. 
397 DAVorm 6/1995. 
398 Zitiert nach Zarbock 1995, 666. 
399 Dazu zählen Vereinigungen wie: ISUV, Väteraufbruch für Kinder e.V., Väterinitiative Berlin-
Brandenburg e.V., Väter für Kinder e.V . 
400 BVerfGE 79, 256 vom 31.1.1989. 
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rechterhaltung der gemeinsamen elterlichen Sorge aussprach. In dem Urteil war ausdrücklich 

auf ein Gutachten des Entwicklungspsychologen Wassilios E. Fthenakis Bezug genommen wor-

den. 1985 erschien Fthenakis’ zweibändige „Väter“-Abhandlung, die als Grundstein der Väter-

forschung in Deutschland gilt.401 Seit dieser Zeit gewann die Perspektive, dass den Vätern in 

den familiären Konstellationen größere Bedeutung für die Entwicklung des Kindes beizumes-

sen sei, auch innerhalb des familienpolitischen Diskurses an Gewicht. Bis Mitte der 1990er Jah-

re hatte Fthenakis in zahlreichen Artikeln und Beiträgen herausgestellt, dass es dem Wohl der 

Kinder diene, wenn ihnen auch nach einer Scheidung der Kontakt zum Vater erhalten bliebe.402 

Damit lieferte er die empirische und theoretische Basis, auf der sowohl die gemeinsame elter-

liche Sorge nach Trennung und Scheidung als auch das letztlich zur Umgangspflicht erklärte 

Recht des Kindes auf regelmäßigen persönlichen Kontakt zu beiden Eltern begründet werden 

konnte. Von daher kann Fthenakis auch als Vordenker der Väter(rechts)bewegung gesehen 

werden, für die das Rechtsinstitut der gemeinsamen elterlichen Sorge gewissermaßen als Ga-

rant für den Erhalt eines engen Vater-Kind-Verhältnisses zentralen Stellenwert hatte und 

hat.403 Bis in die Gegenwart tritt Fthenakis als Sachverständiger für Bundesregierung, Partei-

en404 und Bundesverfassungsgericht auf und setzt sich in dieser Funktion für eine explizite Ein-

beziehung der Väter ein. Seiner Ansicht nach müsse „eine Familienpolitik ohne den spezifi-

schen Blick auf die Väter unvollständig bleiben“405, wie er etwa auf einem familienpolitischen 

Kongress der Bundestagsfraktion von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Herbst 2007 verdeutlichte 

und was den Applaus (nicht nur) der anwesenden Väter-Lobbyisten fand.  

4.7.3.3. Aufwertung der Väter als Bestandteil eines  

(Re-)Formationsprozesses von Familie 

Diese diskursive Aufwertung der biologischen Väter ist Bestandteil eines politischen und recht-

lich kodifizierten Formationsprozesses von Familie und ihrer Organisationsweise. In diesem 

Prozess formierte sich eine bestimmte Norm des Verhältnisses von persönlicher Nähe und Dis-

tanz zwischen den Kindern und ihren Eltern einerseits und den Vätern und Müttern anderer-

seits. Am offensichtlichsten ist dies im neuen Umgangsrecht. Die dabei eingeschlagene Rich-

tung lief, wie seit über 100 Jahren, auf eine idealisierte Form der Kleinfamilie als ‚Keimzelle’ 

der Gesellschaft zu, in der Mutter und Vater für ihre Kinder komplementäre Funktionen zu 

übernehmen hätten, weil dies die unabdingbare Voraussetzung dafür darstelle, dass Kinder 

                                                        

401 Vgl. Fthenakis 1984, 1988a, 1988b. 
402 Siehe dazu die ausführliche Publikationsliste auf Fthenakis’ Homepage 
http://www.fthenakis.de/cmain/Publikationen/ (zuletzt: 19.5.2009). 
403 Vgl. dazu die auf der Homepage des „Väteraufbruchs“ dargestellten politischen Ziele, 
http://www.vafk.de/ (zuletzt: 19.5.2009). Neben Fthenakis sind auch Uwe-Jörg Jopt (1990; 1992) und 
Roland Proksch (1991 [zus. mit Sievering]; 1993) zu nennen, die für die Väterbewegung zentrale Bezugs-
punkte darstellen, weil sie sich in ihren Veröffentlichungen für die gemeinsame elterliche Sorge stark-
machten. 
404 Vgl. z.B. Bündnis 90/Die Grünen 2007, 4f. 
405 Bündnis 90/Die Grünen 2007, 4. 
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gesund, materiell und emotional versorgt und gesellschaftsordnungskonform aufwachsen 

könnten. Während der Vater lange Zeit hauptsächlich in der Funktion als Ernährer gesehen 

wurde, rückte er seit den 1960er Jahren und verstärkt seit Ende der 1980er auch in seiner psy-

chosozialen Bedeutung ins rechtspolitische Blickfeld. Damit rückte auch der unmittelbare Va-

ter-Kind-Kontakt in den Vordergrund, was schließlich in der neuen Umgangsregelung seinen 

Niederschlag fand, wonach die Eltern alles zu unterlassen haben, was das Verhältnis des Kin-

des zum jeweils anderen Elternteil beeinträchtigt.406 Das Gesetz ist dem Wortlaut nach neutral 

formuliert. Es muss aber in seiner Entwicklung gesehen werden, wodurch klar wird, dass es 

sich hierbei in erster Linie um eine Anweisung an die Mütter handelt, die in der Regel die Kin-

der in ihrer Obhut haben. Während also die alleinsorgeberechtigten Mütter bis zur Kind-

schaftsrechtsreform über den Kontakt ihres Kindes zu seinem Vater weitgehend frei entschei-

den konnten, sind sie nun vom Gesetz dazu angehalten, den Umgang unbedingt zu 

ermöglichen oder diesen nötigenfalls sogar anzuregen und zu fördern.407 Diese Entwicklung 

wurde durch die UN-Kinderrechtskonvention408 noch verstärkt, die am 5. April 1992 für 

Deutschland in Kraft getreten ist und das Recht des Kindes auf Mutter und Vater stärkte.409  

Schon 1951 war diese Entwicklung vom DIV im „Hildesheimer Entwurf“ zur „Neuordnung 

des Unehelichenrechts“ vorweggenommen worden, in dem ein Umgangsrecht des Vaters ge-

fordert worden war, wenngleich dieses von der Zustimmung des (Amts-)Vormunds und des 

Vormundschafsgerichts abhängig bleiben sollte. Aber es ging dem DIV, genauer gesagt, seinem 

damaligen Leiter Webler darum, die Position des nichtehelichen Vaters zu stärken, indem ihm 

ein gewisses Mitspracherecht bei der Entscheidung über Unterbringung, Erziehung und Be-

rufsausbildung des Kindes eingeräumt werden sollte. Webler hatte vor dem Hintergrund da-

mals aktueller (sozial-)psychologischer Ergebnisse die Frage aufgeworfen, ob das nichteheliche 

Kind „vielleicht ein stärkeres Recht auf die Person seines Vaters“410 hätte, als bis dahin ange-

nommen wurde. Dieser Gesichtspunkt war im DIV unter der Leitung von Weblers Amtsnach-

folger Zarbock in den 1970ern und 1980ern nicht explizit weiter verfolgt worden. Nichtsdesto-

weniger hatte sich der familienpolitische Diskurs oder genauer gesagt, seine geschlech-

terpolitische Dimension bis Ende der 1990er Jahre gegenüber den vorangegangenen 

Jahrzehnten erheblich verschoben. In der Entwicklungspsychologie war seit den 1970ern zu-

nehmend die Position vertreten worden, dass die Mutter nicht länger als die originäre Primär-

bezugsperson von Kindern angesehen werden könne, sondern der Vater ihr in der Bedeutung 

                                                        

406 Vgl. § 1684 Abs. 2 Satz 1 BGB. 
407 Zur Größenordnung: 1998 gab es in Deutschland 1,35 Millionen Alleinerziehenden-Familien, davon 
1,18 Millionen mit alleinerziehender Mutter. Vgl. Statistisches Bundesamt 2008c, Tabelle 7. 
408 Insbesondere Art. 7 Abs. 1: „Das Kind ist unverzüglich nach seiner Geburt in ein Register einzutragen 
und hat das Recht auf einen Namen von Geburt an, das Recht, eine Staatsangehörigkeit zu erwerben, 
und soweit möglich das Recht, seine Eltern zu kennen und von ihnen betreut zu werden.“ (Hervorhebun-
gen DS) 
409 BGBl. II, 990 vom 10. Juli 1992. 
410 Webler 1961d, 56. 
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für das Kind nahezu gleichberechtigt zur Seite stünde.411 Seine soziale und psychologische Be-

deutung im familialen Dreieck von Mutter, Kind und Vater war darauf gründend stark aufge-

wertet worden, was sich schließlich im Gesamtkonzert der Kindschaftsrechtsreform von 

1997/98 niederschlug. 

4.7.3.4. Kritik an der gestärkten Rechtsposition der Väter 

Die gegenüber den Müttern gestärkte rechtliche Position der Väter stieß schon während des 

Reformprozesses auf Widerstand.412 Für die Juristin Annegret Will stellte selbst die Abschaf-

fung der Amtspflegschaft weniger eine „Emanzipation der nichtehelichen Mutter“413 dar, son-

dern bedeutete vielmehr, wie die gesamte Kindschaftsrechtsreform, eine „Stärkung der 

Rechtsstellung des nichtehelichen Vaters“414. Im Zentralblatt erklärte Will, dass durch die Ab-

schaffung der Amtspflegschaft der Schutz von besonders hilfsbedürftigen nicht verheirateten 

Müttern aufgegeben worden sei. Für diese Mütter hätten sich durch den Wegfall der automa-

tisch eintretenden Amtspflegschaft die Schwierigkeiten vergrößert, ihre Rechte und die ihrer 

Kinder „gegenüber einem widerstrebenden ne. Vater wahrzunehmen“415. Die Institution der 

freiwilligen Beistandschaft würde zwar durchaus wichtige Hilfen zur Verfügung stellen, sie setz-

te aber voraus, wie es dem Freiwilligkeitsprinzip nun einmal eigen ist, dass sie auf eigenen An-

trieb hin in Anspruch genommen würde. Genau in dieser strukturellen Voraussetzung sah Will 

ein Einfallstor für den möglichen Machtmissbrauch von Vätern, die, wie von Amtspflegern re-

gelmäßig berichtet worden sei, „immer wieder massiven Druck auf die Mütter ausüben, zu-

meist im Rahmen der Vaterschaftsfeststellung, aber auch im Zusammenhang mit Unterhalts-

zahlungen.“416 Für diese Frauen sei mit der Reform die Hürde höher geworden, indem sie sich 

selbst um Hilfen bemühen müssten, die ihnen zuvor von Gesetzes wegen automatisch zuka-

men. Daran ändere auch kaum etwas, dass die Jugendämter die Mütter über das Angebot der 

Beistandschaft informieren müssten. Will unterstrich:  

„Der Anlaß und der Bedarf nach einer staatlichen Hilfe liegt somit weniger in der besonderen Schutzbe-

dürftigkeit des Kindes, sondern vielmehr in der besonderen Schutzbedürftigkeit der Mutter. Ist es auch 

ein Beistand des Kindes, so nimmt er doch die Aufgaben der Mutter wahr. Er nimmt sie wahr, weil die 

Mutter sie nicht allein wahrnehmen kann, so daß nicht zwischen dem Schutz des Kindes und dem Schutz 

der Mutter getrennt werden kann.“417 

Die Reform wurde aus einem feministischen Blickwinkel mitunter sogar als „krasser Rück-

schritt in Richtung Vaterrecht“418 gewertet. Dies stelle sich zwar nicht in allen Situationen so 

dar, etwa wenn Frauen mit ihren Kindern von der gemeinsamen elterlichen Sorge und regel-

                                                        

411 Vgl. Fthenakis/Niesel/Kunze 1982, 13. 
412 Vgl. Kostka 2006, 82-84. 
413 Vgl. Will 1998b. Dazu ausführlich: Will 1997. 
414 Vgl. Will 1998a. 
415 Will 1998b, 402. 
416 Ebd. 403. 
417 Ebd. 405. 
418 Hier und im Folgenden: Heiliger 2003, 14. 
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mäßigem Umgang profitierten, aber doch vor allem in hochstreitigen Fällen. Dann könne kei-

neswegs davon ausgegangen werden, dass Kontakte des Vaters zum Kind geschweige denn das 

gemeinsame Sorgerecht grundsätzlich dem Wohl des Kindes zuträglich seien.  

Diese Einschätzung wurde durch einen Beschluss des Bundesverfassungsgerichts vom 

18.12.2003 unterstrichen, mit dem das Gericht einen Beschluss des Brandenburger Oberlan-

desgerichts (OLG) aufhob.419 Worum ging es dabei? Im Oktober 2002 hatte sich die Mutter vom 

Vater scheiden lassen, und das Familiengericht hatte ihr das alleinige Sorgerecht übertragen. 

Im Juni desselben Jahres war der Vater vom Amtsgericht zu 16 Monaten Freiheitsstrafe wegen 

Körperverletzung und versuchter Vergewaltigung der Mutter verurteilt worden, was zur Be-

währung ausgesetzt wurde. Die Übertragung der Alleinsorge auf die Mutter war vom OLG auf-

gehoben und die gemeinsame elterliche Sorge wieder eingesetzt worden, weil der Mutter 

trotz der ihr zugefügten körperlichen und seelischen Verletzung zugemutet werden könne, so 

das OLG, schriftlich oder per E-Mail mit dem Vater über sorgerechtliche Dinge zu kommunizie-

ren. Gegen diese Entscheidung erhob die Mutter erfolgreich Verfassungsbeschwerde. Das 

Bundesverfassungsgericht betonte, dass die gemeinsame Ausübung der Elternverantwortung 

eine tragfähige soziale Beziehung zwischen den Eltern voraussetze, ein Mindestmaß an Über-

einstimmung zwischen ihnen erfordere und sich am Kindeswohl auszurichten hätte.420 Außer-

dem gäbe es weder einen rechtlichen Vorrang der gemeinsamen elterlichen Sorge noch sei da-

von auszugehen, dass diese per se die beste Form zur Wahrnehmung der elterlichen 

Verantwortung sei, sodass dem Antrag auf Alleinsorge stattzugeben gewesen wäre.  

4.8. DIV und die Entstehung der freiwilligen Beistandschaft  

(1992-1998)  

Nach dem Inkrafttreten des KJHG 1990/91 war die schon zuvor geführte Diskussion um die Ab-

schaffung der Amtspflegschaft nicht abgerissen. Und spätestens ab Ende 1992 schien auch 

dem DIV klar, dass die von Gesetzes wegen automatisch eintretende Amtspflegschaft über 

kurz oder lang durch eine freiwillig zu beantragende Form ersetzt werden würde. Letzte Zwei-

fel wurden spätestens ausgeräumt, als das BMJ im Mai 1993 eine DIV-Delegation zum Gedan-

kenaustausch über die geplante Abschaffung der Amtspflegschaft eingeladen hatte.421 Kurz zu-

vor war im „Amtsvormund“ zu lesen gewesen, dass man bis zu diesem Zeitpunkt immer davon 

hatte ausgehen können, „daß der Amtspfleger trotz aller in der Vergangenheit geführten Diskussion 

und Kritik ruhig arbeiten konnte. 

JETZT KANN ER ES NICHT MEHR ! 

Dabei geht es gar nicht mehr um die Frage, gesetzliche Amtspflegschaft oder nicht, sondern nur noch 

                                                        

419 Vgl. dazu Streit 1/2004, 25f. 
420 Vgl. BVerfG, 1 BvR 1140/03 vom 18.12.2003, 10. 
421 Vgl. DAVorm 5/1993, 400-402. 
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darum, wie eine Neugestaltung dieses Rechtsbereichs aussehen muß, damit die nichtehelichen Kinder 

nicht dem freien Spiel der Kräfte ausgeliefert sind – kurz: zu retten, was zu retten ist.“422 

5. Gleichberechtigung im Pflegschafts-/Beistandschaftsrecht:  

Unterhaltssicherung auch für Scheidungskinder 

Die zwei zentralen Argumente in der Diskussion waren die Rechtseinheit in Ost und West und 

zum anderen, dass die sogenannte Zwangspflegschaft durch eine freiwillige Beistandschaft er-

setzt werden sollte, weil sie einen Eingriff in die Autonomiebestrebungen der Frauen darstell-

te.423 Ein weiteres wichtiges Argument war die rechtliche Gleichstellung von nichtehelichen 

und ehelichen Kindern. Gerade dieser letzte Aspekt ist interessant:  

Anfang der 1990er Jahre wurde in der Auseinandersetzung um die Ersetzung der gesetzli-

chen Amtspflegschaft durch die freiwillige Beistandschaft festgestellt, dass die Situation der 

nichtehelichen Kinder durch die automatisch eintretende Unterstützung der Jugendämter in 

puncto Unterhaltssicherheit besser gewesen wäre, als die der ehelichen Kinder, deren Eltern 

sich scheiden ließen.424 Mit anderen Worten, die Institution, die Ende des 19. Jahrhunderts 

gewissermaßen als ein Ausfallbürge für den fehlenden Ehemann der Mutter eingerichtet wur-

de, um den Mann, der das Kind gezeugt hatte in die quasi-ehemännliche Pflicht als Ernährer 

seines unehelichen Kindes zu nehmen, musste nun so umgestaltet werden, dass sie dem im-

mer deutlicher sich abzeichnenden Umstand Rechnung trüge, dass auch Ex-Ehemänner nicht 

unbedingt von sich aus der ihnen zugedachten väterlichen Verantwortung als Ernährer ihrer 

„ehelichen“ Kinder nachkamen. („In der Praxis konnte jedoch die Beobachtung gemacht wer-

den, daß entsprechende Zahlen zwar anstiegen, daß sich aber die Jugendämter, um es einmal 

vorsichtig zu formulieren, unter Hinweis auf tatsächlich bestehende Personalnot ‚nicht gerade 

danach gerissen haben’.“425) Damit blieb die Funktion des Ernährers die hegemoniale gesell-

schaftliche Erwartung an den (Ehe-)Mann als Vater. Und diese musste nun angesichts der ste-

tig steigenden Scheidungsrate gleichfalls von den Jugendämtern mittels des Instrumentariums 

der amtspflegschaftlichen Disziplinierungstechnologie aufrecht erhalten werden. Das bedeu-

tet, dass sich die Ausrichtung der Disziplin „Amtsvormundschaft/-pflegschaft“ auf das Versor-

gungs-Ehe-Ideal von den nichtehelichen Lebensformen hin zu den Scheidungsfamilien ver-

schob oder vielleicht besser gesagt, auch auf diese ausdehnte, da sowohl die Zahl der 

nichtehelich geborenen Kinder zunahm als auch die der von Scheidung betroffenen.426  

Diese Technologie diente seit jeher nicht zuletzt dem „Interesse des Staates am Rückfluß 

                                                        

422 Beinkinstadt 1993, 2. 
423 Vgl. dazu kritisch Donatin 1992, 271. 
424 Vgl. ebd. 273. 
425 Zarbock 1995, 686. 
426 Vgl. dazu auch Beinkinstadt 1996, 441f. 
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staatlicher Leistungen“427 beziehungsweise der Vermeidung eben solcher. Das DIV erklärte in 

aller Deutlichkeit: „Außer dem Kind hat auch die öffentliche Hand und damit der Steuerzahler 

ein erhebliches Interesse an der Vaterschaftsfeststellung.“428 Mitunter wurden auch kämpferi-

schere Worte gefunden: „Vielleicht sollten wird endlich einmal unseren Kämmerern verdeutli-

chen, wer für die Einnahmen bei dem Haushaltstitel ‚Kostenersatz durch Unterhaltspflichtige’ 

sowohl im Sozialamt wie auch der wirtschaftlichen Jugendhilfe und bei der Unterhaltsvor-

schußkasse sorgt.“429 Kurzum, um die Ernährerfunktion der nichtehelichen Väter sicherzustel-

len, hatte sich die gesetzliche Amtspflegschaft in den vorangegangenen Jahrzehnten bewährt, 

was sowohl vom Gesetzgeber als auch vonseiten der Amtspflegschaft selbst, vor allem vertre-

ten durch das DIV, betont wurde.430 Als Beleg dieser These war im „Amtsvormund“ beispiels-

weise zu lesen: 

„Gerade was die Durchsetzung von Unterhaltsansprüchen angeht, wird die Leistung des Amtspflegers 

(Berechnen der Leistungsfähigkeit und des Unterhaltsanspruchs einschl. ihrer Beurkundung, Beschaf-

fung von Unterhaltstiteln, Realisierung der Unterhaltsansprüche, Aktualisierung der Unterhaltstitel etc.) 

von den betroffenen Müttern durchweg positiv bewertet.“431 

5.1. Gesetzliche Amtspflegschaft: Keine Diskriminierung der Mütter,  

denn „Aufgabenkreis ist fast ausschließlich gegen den ne. Vater ge-

richtet“ 

Das Argument der „Zwangspflegschaft“, durch die nichteheliche Mütter unnötig bevormundet 

und diskriminiert würden, wurde im „Amtsvormund“ von zahlreichen Autor/innen zurückge-

wiesen. So hieß es etwa: „Frau Ilona Christen und Hans Meiser432 sind am Puls der Volksmei-

nung mit einem Bild, das nicht unserer Selbstwahrnehmung entspricht. Politiker und andere 

sprechen von der Amtspflegschaft als Instrument der ‚Entrechtung’ der Frauen.“433  Der 

‚Selbstwahrnehmung’ entsprach allerdings vielmehr, dass die alleinerziehenden Mütter ihre 

„hohe Akzeptanz der Amtspflegschaft deutlich“434 zum Ausdruck gebracht hätten, indem sie 

nur äußerst selten von der rechtlichen Möglichkeit Gebrauch gemacht hätten, die Amtspflegs-

chaft aufheben zu lassen. Die Zustimmung der Mütter zur Beibehaltung der gesetzlichen 

Amtspflegschaft fand das DIV durch eine im Jahr 1992 unternommene Umfrage in badenwürt-

                                                        

427 Ebd. 689. 
428 DIV 1995, 402. 
429 Beinkinstadt 1993, 8. 
430 Vgl. z.B. Dickmeis 1993, 752; Zarbock 1995, 661. 
431 Donatin 1992, 273. 
432 Christen und Meiser moderierten sog. Nachmittags-Talkshows beim TV-Sender RTL (Christen: 1993-
1999; Meiser: 1992-2001). 
433 Keller 1995, 406. 
434 Barth 1992, 281. 



 424 

tembergischen Jugendämtern mehrheitlich bestätigt.435 Nachteile für die Frauen konnte man in 

der gesetzlichen Amtspflegschaft ohnehin nicht sehen. Im Gegenteil: „Ich behaupte,“ so 

Joachim Beinkinstadt während eines Fortbildungsseminars des DIV Ende 1992, „daß gerade 

auch die vielen Amtsvormünder und Amtspfleger jahrzehntelang dazu beigetragen haben, daß 

die Geburt und alles, was nach der Geburt eines nichtehelichen Kindes geschieht, eben nicht 

mehr als diskriminierend empfunden wird.“436 Ein weiteres Argument lautete: „Der Aufgaben-

kreis ist fast ausschließlich gegen den ne. Vater gerichtet und erspart der Mutter somit die 

rechtliche Auseinandersetzung mit diesem.“437  

Auf dieses letzte Argument soll an dieser Stelle ein wenig ausführlicher eingegangen wer-

den, weil daran ein Grundmuster des hegemonialen Gender Regimes des Amtspflegschaftssys-

tems erkennbar wird. Auffallend ist, dass darin, dass der Aufgabenkreis fast ausschließlich ge-

gen den nichtehelichen Vater gerichtet gewesen sei, aus dem Blickwinkel der Amtspflegschaft 

keine geschlechterpolitische Schwierigkeit gesehen wurden. Man ging vielmehr davon aus, 

dass durch die von Gesetzes wegen automatisch einsetzende Amtspflegschaft das Konfliktpo-

tenzial zwischen den Müttern und Vätern entschärft worden sei. Die Logik dessen, die zugleich 

auch als Perspektive der Väter unterstellt wurde, war: Die Mütter könnten ja selbst nichts da-

für, dass gegen die Väter von Amts wegen vorgegangen würde; das sei eben die Vorgabe des 

Gesetzes. Anders würde sich die Situation jedoch gestalten, wenn die freiwillig zu beantragen-

de Unterstützung, denn neben der freiwilligen Beistandschaft war noch von einer Antrags-

pflegschaft die Rede gewesen, durch das Jugendamt eingeführt würde. Denn dann müssten die 

Mütter die Behörde bewusst zur Hilfe rufen, um nötigenfalls gegen den Vater vorzugehen, und 

dieses aktive Handeln der Mütter würde zu Konflikten zwischen den Vätern und Müttern füh-

ren.438 Diese Sichtweise setzt eine bestimmte Geschlechterkonstruktion voraus. Demzufolge 

wäre es für die Männer/Väter besser zu ertragen, wenn die (zum Teil) entmündigten Frauen 

als Mütter automatisch durch ein Amt vertreten würden, um die staatlicherseits definierten 

Ansprüche der Kinder durchzusetzen, als dass die individuelle Frau als Mutter eines Kindes die 

Interessen und rechtlich verankerten Ansprüche und Rechte des Kindes eigenstän- 

                                                        

435 Vgl. DAVorm 5/1992, 439-460; DAVorm 8-9/1992, 805-817 (JA Stuttgart); DAVorm 10/1992, 913-921 
(JA Tübingen). 
436 Beinkinstadt 1993, 3. 
437 Barth 1992, 281. 
438 Auffällig ist, dass Mütter als Barunterhaltspflichtige im „Amtsvormund“ bis 1998 nur äußerst selten 
und eher als Kuriositäten thematisiert wurden, was die womöglich einseitig erscheinende Darstellung 
begründet. Bspw. wurde Mitte 1991 von einem Urteil des Wolfsburger Amtsgericht berichtet, in dem 
eine geschiedene und wiederverheiratete Mutter ihrem aus erster Ehe stammendem Kind, das bei ih-
rem Ex-Mann lebte, zu Unterhaltszahlungen verpflichtet wurde, obwohl sie zwei Kinder aus ihrer beste-
henden Ehe versorgte. Das Gericht hatte erklärt, dass sie verpflichtet sei, zumindest eine Nebenbeschäf-
tigung aufzunehmen, um den notwendigen Unterhalt für ihr Kind aus erster Ehe aufzubringen. Diese 
Entscheidung wurde später vom Braunschweiger Oberlandesgericht bestätigt. Neben diesem Bericht 
wurde auszugsweise ein Artikel („13jähriger verklagt seine eigene Mutter“) aus der „Wolfsburger Allge-
meinen Zeitung“ unkommentiert nachgedruckt, indem von einem „ungewöhnlichen Fall“ die Rede war 
und worin der Vater des Kindes zitiert wurde, der dies als Akt zur Herstellung von Geschlechtergerech-
tigkeit beschrieben hätte. Vgl. DAVorm 6/1991, 496-498. 
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dig und gegebenenfalls durch in Anspruch genommene öffentliche Unterstützungsleistungen 
von Institutionen wie dem Jugendamt durchsetzte. Das hieße, dass Männern/Vätern ein ge-
wisses Maß an Selbstüberhöhung gegenüber Frauen/Müttern unterstellt wurde, wonach Frau-
en/Mütter nicht würdig seien, gegen sie mit den Mitteln des Rechts und der öffentlichen Ein-
richtungen vorzugehen. Das bedeutet zugleich, dass Frauen als Mütter nicht als 
gleichberechtigte Trägerinnen von Rechten, nicht als vollwertige Rechtssubjekte, samt der da-
mit einhergehenden Privilegien und Lasten, angesehen wurden.  

Im Anschluss an Bourdieu ließe sich diese Sicht als „illusio dominandi“439 der Männer be-

zeichnen und mit den von Bourdieu beschriebenen ernsten Spielen unter Männern erklären. 

Diese sogenannten Spiele würden mit von Männern und für Männer aufgestellten Regeln ge-

spielt, also nach Recht und Gesetz, und an Orten, die exklusiv für Männer reserviert wären, 

wozu die öffentlichen Einrichtungen als Teil der politischen Sphäre prinzipiell auch gehören 

würden.440 Für einen Mann wäre es demzufolge durchaus akzeptabel durch die ‚eigenen’ Spiel-

regeln auf ein bestimmtes Verhalten verpflichtet zu sein („das Ideal des Mannes oder Vaters, 

das zu verwirklichen er sich schuldet“441), etwa zur Unterhaltsleistung, und durch eine zur Ein-

haltung dieser Regeln geschaffenen Institution zu regelkonformen Verhalten ermahnt und nö-

tigenfalls gezwungen zu werden, wie dem gesetzlichen Amtsvormund oder Amtspfleger. Für 

einen Mann wäre es aber nicht akzeptabel, dass eine Frau ihn mit ‚seinen’ Mitteln, also dem 

Recht und den Institutionen, zu irgendetwas ermahnt oder gar zwingt, weil weder das Spiel, 

noch die Regeln noch die institutionellen Rahmenbedingungen der Spiele für sie gemacht sind, 

sondern nur für ‚seinesgleichen’ („Isotimieprinzip“442). Bourdieu zufolge würde dieses System 

von Männern wie Frauen gleichermaßen mehrheitlich akzeptiert und damit zugleich aufrecht 

erhalten, wodurch eine Hierarchie zwischen den Geschlechtern, nämlich das Primat des Man-

nes und des Männlichen, regelrecht als ein „mythisch-rituelles System“443 ratifiziert werde. 

Folgt man Bourdieu, so bedeutete das, dass Frauen zum sogenannten sozialen und symboli-

schen Kapital gehören würden und sie von daher auf bestimmte Weise „zu schützende Wer-

te“444 seien. Dieser Schutz ist nicht auf den unmittelbar persönlichen Schutz beschränkt, er 

kann auch institutionalisierte Formen annehmen. Aber das Funktionieren dieses Schutzsys-

tems gewährleistet die Gewissheit der Geschlechterasymmetrie und der Vorherrschaft des 

Mannes als Genusgruppe. Der einzelne Mann könnte sich demnach als Teil dieser Gruppe (‚wir 

Männer’) zu den Architekten dieses Schutzsystems rechnen, selbst wenn sich dieser Schutz im  

  

                                                        

439 „Diese Ur-illusio, die den Mann wahrhaft zum Mann macht und die als Sinn für die Ehre, als Männ-
lichkeit *…+ bezeichnet werden kann, ist die unumstrittene Basis aller Pflichten gegen sich selbst, der 
Motor oder die treibende Kraft aller Handlungen, die man sich schuldig ist *…+, um in den eigenen Augen 
einer (herkömmlichen) Vorstellung des Mannes würdig zu bleiben.“ (Bourdieu 1997, 189, Hervorhebun-
gen im Original) 
440 Vgl. ebd. 187-196. 
441 Ebd. 193. 
442 Vgl. ebd. 204. 
443 Ebd. 205. 
444 Ebd. 206. 
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Einzelfall gegen ihn selbst richtete. Es sind die Regeln, nach denen das Spiel funktioniert und 

denen man sich als Mann unterwirft, um zum Teilhaber an diesem Spiel zu werden. An diesem 

Punkt soll zum Amtspflegschafts-/Beistandschaftsdiskurs zurückgekehrt werden. 

Das Argument von der Notwendigkeit der gesetzlichen Amtspflegschaft, um Konflikte zwi-

schen den Eltern zu vermeiden, wurde mit dem Kindeswohl-Argument verknüpft. Da das Kind 

beider Eltern bedürfe, seien tiefgreifende Konflikte zwischen ihnen schädlich und von daher zu 

vermeiden. An diese Logik schloss auch das ebenfalls angeführte Argument vom Recht auf 

Kenntnis der Abstammung an.445 Die gesunde und stabile Identitätsbildung setze die Kenntnis 

der eigenen Abstammung voraus, also sei es im Interesse des Kindeswohls sinnvoll, die Vater-

schaftsfeststellung von Amtswegen durchzuführen und sie nicht der Freiwilligkeit der Mütter 

zu überlassen. Die Vaterschaftsfeststellung war aber immer auch mit einem weitaus pragmati-

scheren Grund versehen worden, wie etwa das folgende Zitat exemplarisch deutlich macht: 

„Wir müssen und wollen dem Kind die Kenntnis seiner Abstammung verbindlich sichern und 

ebenso die sich hieraus ergebenden Rechte, insbesondere das Recht auf Unterhalt.“446 Darin, 

dies der Freiwilligkeit der Mütter zu überlassen, wurde die Gefahr gesehen „daß die Abstam-

mung nicht mehr in ausreichendem Umfang geklärt wird.“447 Und weiter hieß es: „Das Recht 

des Stärkeren darf nicht durchschlagen, indem Männern die Möglichkeit gegeben wird, sich 

aus ihrer Vaterverantwortung ‚freizukaufen’.“ Diese Argumentation basiert auf einem Szena-

rio, in dem der per se machtvolle Mann auf eine unselbstständige Frau Druck ausübt („Der 

Mutter werden Nachteile angedroht“448) und ihr gegebenenfalls Geld anbietet, damit sie ihn 

keinesfalls als Vater beim Jugendamt angibt, weil ihm anderenfalls aus der Benennung die Un-

terhaltspflicht für das von ihm gezeugte Kind erwachsen würde.449 Die spannende Frage hier-

bei ist, ob damit lediglich ein tatsächliches Geschlechterverhältnis beschrieben wurde – weil 

Männer eben so sind – oder ob damit eine Tatsache gewissermaßen hergestellt oder zumin-

dest fortgeschrieben wurde – vielmehr, weil von Männern erwartet wird, dass sie so wären. 

Man könnte sagen, damit wird eine soziale Ordnung (Gender Regime) reproduziert, „die auf 

einer ultrakonsequenten Affirmation des Primats der Männlichkeit fußt“450. Und zu diesem von 

Bourdieu beschriebenen System der männlichen Herrschaft gehört eben auch die „rituelle 

Praktik“451 der materiellen väterlichen Versorgung der (eigenen) Kinder. Die (Spiel-)Regeln be-

sagen: Staatliche Leistungen zum Unterhalt eines Kindes sind nur legitim, wenn der Vater un-

verschuldet nicht selbst leistungsfähig ist. Dies scheint mir die zugrunde liegende Logik, wenn 

                                                        

445 Vgl. DAVorm 5/1992, 461; DIV 1993, 1015-1019. 
446 Wolf 4/1995, 409. (Hervorhebung DS) 
447 Hier und im Folgenden: Barth 1992, 282. 
448 DIV 1995, 402. 
449 Der Deutsche Juristinnenbund hatte kritisiert, dass die Amtspflegschaft „immer noch von einem Bild 
der Mutter eines nichtehelichen Kindes geprägt [gewesen sei], wie es schon dem Gesetzgeber von 1900 
vorschwebte: *…+ daß sie ‚den Schutz eines Ehemannes’ entbehren muß.“ (DAVorm 4/1992, 923) Dieses 
Bild entspräche aber nicht mehr der heutigen Realität. 
450 Bourdieu 1997, 156. 
451 Ebd. 
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etwa vom DIV problematisiert wurde, dass die Mutter womöglich den Vater nicht angeben 

wolle aber dennoch unter Umständen Sozialhilfe beziehungsweise Unterhaltsvorschuss für das 

Kind kassieren könnte.452 Das Argument besteht darin, dass sie doch der staatlichen Unterstüt-

zung gar nicht bedürfte, wenn sie nur den fraglichen Mann/Vater in die Pflicht nehmen würde, 

die das Regelwerk vorsieht. Damit werden sowohl die Mutter als auch das Kind durch den Zeu-

gungsakt nachgerade unlösbar an den Mann gebunden und umgekehrt der Mann an sie. Mit 

dieser Argumentation wurde denn auch die von Beinkinstadt aufgestellte Behauptung, dass 

man sich doch schon lange von „der Auffassung: ‚Hauptsache das Kind hat einen Ernährer’“453 

verabschiedet hätte, vom DIV konterkariert. 

5.2. Von der ‚Zwangspflegschaft’ zur ‚freiwilligen Beistandschaft’:  

die Entstehung einer neuen „Pastoralmacht“ 

Nach der Wiedervorlage des Beistandschaftsgesetzes Anfang 1995 war den Amtspflegern und 

dem DIV endgültig klar, dass „der Amtspfleger kurz vor dem Exitus“454 stand und die alte Form 

der Amtspflegschaft nicht mehr zu retten war, wie es noch 1992 von Manfred Donatin im 

„Amtsvormund“ gefordert worden war.455 Im April 1995 brachte Christa Wolf, die Leiterin des 

Jugendamtes in Bergheim/Erft, in der selben Zeitschrift die in Veränderung begriffene Situati-

on auf den Punkt, indem sie schrieb:  

„Also kann unser Ziel immer nur eine von gegenseitigen Vertrauen getragene Zusammenarbeit mit der 

Kindesmutter sein. Und dieses Ziel erreichen wir nicht, indem wir der Mutter einen Formbrief und in der 

Anlage den schrecklichen Personalfragebogen schicken, sondern eine solche Zusammenarbeit erreichen 

wir nur durch den Dialog im persönlichen Gespräch mit der Kindesmutter.“456 

Während Wolf nur die Mütter im Blick hatte, dehnte Beinkinstadt die Perspektive auf die 

nichtverheirateten Eltern insgesamt aus, denen man künftig eine „bemerkenswerte Offerte“457 

unterbreiten sollte. Er empfahl den Jugendämtern: „Werben Sie also künftig mit dem Kom-

paktpaket ‚Beurkundung von Vaterschaftsanerkennung, Sorgeerklärung, Namenserklärung, 

Unterhaltsansprüchen und ausführliche Beratung zur Bedeutung der einzelnen Angelegenhei-

ten.’“ Während das alte System maßgeblich darauf basierte, dass es automatisch mit der Ge-

burt eines nichtehelichen Kindes in Gang gesetzt wurde, musste im Zuge des einsetzenden 

Strukturwandels nun ein neues System gefunden werden, mit dem die ‚Freiwilligkeit’ stimuliert 

werden könnte, um die Gewährleistung des Kindeswohls qua Vaterschaftsfeststellung und Un-

terhaltssicherung auch künftig sicher zu stellen. Als ein wichtiges Instrument dafür wurde „Die 

                                                        

452 Vgl. DIV 1995, 402. 
453 Beinkinstadt 1993, 3. 
454 Beinkinstadt 1996, 442. 
455 Vgl. Donatin 1992. 
456 Wolf 1995, 410. 
457 Hier und im Folgenden: Beinkinstadt 1996, 444. 
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Beratung der Mutter im Rahmen der Amtspflegschaft und nach § 52 a KJHG-E“458 gesehen. Der 

Paragraf normiert die Beratung und Unterstützung bei Vaterschaftsfeststellung und Geltend-

machung von Unterhaltsansprüchen.  

Offen war jedoch: Wie kann das gelingen? Wie können die Individuen dazu gebracht wer-

den, sich in die ihnen zugedachte Subjektposition einzufügen, den gesellschaftlichen Katego-

rien Mutter beziehungsweise Vater zu entsprechen? Diese im „Amtsvormund“ behandelten 

Fragen zielten auf die Gestalt dessen, was im Anschluss an Foucault als „neue Pastoral-

macht“459 bezeichnet werden könnte. Foucault zufolge sei davon auszugehen, dass der moder-

ne Staat eine raffinierte Struktur darstelle oder eine solche ausgebildet habe, „in die Individu-

en durchaus integrierbar sind – unter einer Bedingung: daß die Individualität in eine neue 

Form gebracht und einer Reihe spezifischer Modelle unterworfen werden.“460 Zu diesen ‚spezi-

fischen Modellen’ zähle ich die nichtehelichen als auch die geschiedenen Mütter und Väter. 

Das bedeutet, dass die Frau als Mutter nicht vom Staat, auch wenn dieser in erster Linie von 

Männern und für Männer gemacht sein sollte, missachtet wird, dass aber die einzelne Frau ei-

ner bestimmte Erwartung als Mutter unterworfen wird und der einzelne Mann einer bestimm-

ten Erwartung als Vater. Und diese Erwartungen werden durch verschiedene Mächte gespeist, 

etwa die Psychologie, die bestimmt, was dem psychischen Wohl des Kindes dienlich sei oder 

nicht, die Sozialpädagogik, deren Erziehungsziel auf das Funktionieren des Zusammenlebens 

gerichtet ist, die Ökonomie, die ein bestimmtes funktionales familiales Arrangement und eine 

bestimmte Arbeitsteilung zwischen den Geschlechtern voraussetzt und so weiter. Es bedarf al-

so eines bestimmten Anreizes, damit sich die Individuen jenes Wissen aneignen, das sie zum 

‚richtigen’ Sich-Verhalten befähigt.461 Es muss ein Imperativ institutionalisiert werden, damit 

gewissermaßen ‚von sich aus’ die Verhältnisse zwischen Frau/Mutter, Mann/Vater und Kind 

offengelegt würden und man sich zu diesem Zweck an das örtliche Jugendamt, Abteilung 

Amtsvormundschaft, wie sie ja vielfach bis heute heißen, wendete. Es geht folglich noch immer 

wortwörtlich um das, was Foucault für das 18. Jahrhundert beschrieben hat:  

„Man muß vom Sex sprechen, und zwar öffentlich und in einer Weise, die sich nicht mehr der Teilung in 

Erlaubtes und Verbotenes beugt *…+; man muß von Sex sprechen wie von einer Sache, die man zum 

größtmöglichen Nutzen aller regeln und optimal funktionieren lassen muß. Der Sex, das ist nicht nur ei-

ne Sache der Verurteilung, das ist eine Sache der Verwaltung. Er ist Sache der öffentlichen Gewalt, er 

erfordert Verwaltungsprozeduren, er muß analytischen Diskursen anvertraut werden.“462 

Wolf berichtet etwa, dass sie als Amtspflegerin in ihren eigenen Worten den Müttern „zu-

nächst immer den Sinn des gesetzlichen Empfängniszeitraumes“463 erkläre. Dabei lege sie gro-

ßen Wert darauf, zu unterstreichen, dass sie nicht aus Neugierde nach weiteren sexuellen Kon-

                                                        

458 Wolf 1995. 
459 Vgl. Foucault 1987, 248f. 
460 Ebd. 249. 
461 Vgl. Foucault 1986 [1976], 28f. 
462 Ebd. 36. 
463 Hier und im Folgenden: Wolf 1995, 414. 
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takten während dieses Zeitraumes frage, sondern weil das Kind ein Recht auf Kenntnis seiner 

Abstammung habe. Offenkundig sind die Vaterschaftsfeststellung und Unterhaltsregelung und 

nicht zuletzt die seit 1998 mögliche Sorgeerklärung solche Sex-Verwaltungsprozeduren. In der 

Befragung des DIV beim Jugendamt Tübingen zum Thema „Amtspflegschaft kraft Gesetzes nur 

auf Antrag“ aus dem Jahr 1992 kam zutage, dass jedoch einige Mütter, die sich für eine Amts-

pflegschaft nur auf Antrag aussprachen, äußerst unzufrieden damit waren, beim Jugendamt 

über ihr Sexualverhalten Auskunft geben zu müssen oder zumindest über die Art und Weise 

wie dabei abgefragt wurde. Von vier der insgesamt 33 Frauen, die sich ablehnend zur automa-

tisch eintretenden Amtspflegschaft geäußert hatten, war Folgendes angemerkt worden: 

„Die Feststellung der Vaterschaft war äußerst peinlich: Ich hatte den Namen des Vaters angegeben, 

mußte dann aber auf die Frage antworten, ob ich ‚von da bis da’ noch Kontakt mit jemand anderen ge-

habt hätte. Das ist eine Zumutung und Unterstellung.“464 

„Wie kommt es, daß in Tübingen unterschrieben werden muß, daß man während einer bestimmten Zeit 

nur mit dem Vater geschlafen hat, auch wenn man zusammenlebt oder keinerlei Probleme bestehen. 

Beim Jugendamt Stuttgart wird nach meiner Kenntnis nur nach der Person des Vaters gefragt.“465 

„Diese Aufgabe sollte etwas taktvoller wahrgenommen werden – in der bisherigen Form (Erklärung, von 

… bis nur mit dem Vater des Kindes geschlafen zu haben) ist entwürdigend.“466 

„Die Art und Weise, wie dies geschieht, finde ich jedoch sehr verletzend: die Mutter mußte schriftlich 

versichern, daß sie in einem bestimmten Zeitraum mit keinem anderen Mann sexuelle Gemeinschaft 

hatte.“467 

Die ‚Beratung im Rahmen der Amtspflegschaft’, von der bei Wolf die Rede ist, nimmt in ei-

nem übertragenen Sinn die Form der christlichen Seelsorge an.468 Das Jugendamt wird in die-

sem Bild gleichsam zur Kirche, der Amtspfleger oder die Amtspflegerin zum Beichtvater und 

das Hilfeersuchen wird zu einem  

„Diskursritual *…+, das sich innerhalb eines Machtverhältnisses entfaltet, denn niemand leistet sein Ge-

ständnis ohne die wenigstens virtuelle Gegenwart eines Partners, der nicht einfach Gesprächspartner, 

sondern Instanz ist, die das Geständnis fordert, erzwingt, abschätzt und die einschreitet, um zu richten, 

zu strafen, zu vergeben, zu trösten oder zu versöhnen“469. 

Und so, wie der Beichtvater die Beichtabnahme gelehrt bekommt oder sich selbst aneignen 

muss, der Arzt die diagnostische Befragung, der Psychoanalytiker die Anregung zur Selbstana-

lyse oder ein Polizist die Verhörtechnologie, so finden sich auch Hinweise und Anregungen für 

die Amtspfleger und späteren Beistände. Wolf beschreibt beispielsweise: 

„Ist das Kind dann geboren und liegt mir die Anzeige des Standesamtes vor, lade ich die Mütter nicht 

mehr mit dem m. E. seelenlosen Formschreiben – Benachrichtigung über den Eintritt der gesetzlichen 

                                                        

464 DAVorm 10/1992, 920, Nr. 9. 
465 Ebd. 921, Nr. 27. 
466 Ebd. Nr. 28 (Hervorhebung im Original). 
467 Ebd. Nr. 29. 
468 Vgl. ebd. 30f. 
469 Ebd. 79f. 
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Amtspflegschaft -, sondern mit einem netten Brief ein. 

In diesem Brief gratuliere ich zunächst einmal zu dem freudigen Ereignis und stelle mich namentlich vor. 

Danach erläutere ich mit einfachen und unbürokratischen Worten die Aufgaben des gesetzlichen Amts-

pflegers und mache dabei sehr deutlich, daß die gesetzliche Amtspflegschaft eine Unterstützung der 

Mütter sein soll. *…+ 

Ich lade dann mit freundlichen Worten die Mütter zu einem Besuch bei mir ein. Meist rufen sie dann an 

und wir vereinbaren einen Termin für das Gespräch. Manchmal muß ich auch noch einmal erinnern, 

aber die Anzahl der Mütter, die überhaupt nicht kommen, ist verschwindend gering. 

Die Einladung ist oft die erste Begegnung der Mütter mit dem Jugendamt. Die Form der Einladung ist 

daher besonders wichtig, denn sie bereitet den Boden für das Beratungsgespräch vor. In ihr werden 

schon positive oder negative Emotionen der Mütter geweckt, die uns möglicherweise über die gesamte 

Zeit der Zusammenarbeit begleiten.“470 

In Wolfs Ausführungen wird zudem deutlich, dass diese ‚Zusammenarbeit’ von Amt und 

Mutter auf Dauer gestellt sei und sie von daher von den Müttern akzeptiert werden (könne) 

müsse. Denn das sei „ein wichtiger Schritt zur Prävention im Bereich der Sozialarbeit“471. Mit 

anderen Worten, es sollte durch die frühzeitige Einbeziehung des Jugendamtes vermieden 

werden, dass Situationen in den Familien entstünden, die einen Eingriff notwendig machten, 

da „Krisenintervention die Ausnahme sein soll“472. Die einst zwangsweise Disziplinierung von 

Gesetzes wegen wandelte sich zur freiwilligen Selbst-Disziplinierung. Die panoptistische Dis-

ziplinierungstechnologie mittels Zwang wurde im Zuge des Mitte der 1990er Jahre sich be-

schleunigenden Wandels des Jugendamtes in „ein bürgerorientiertes Dienstleistungsunter-

nehmen für Kinder, Jugendliche und deren Familien“ 473  mehr und mehr zu einem 

demokratisierten Panoptikum (neues Leitbild: „Transparenz, Flexibilität und Glaubwürdig-

keit“474) der Selbst-Überwachung und Selbst-Kontrolle, und damit stellte auch die angebotene 

Beratung und Unterstützung des Jugendamtes letztlich nichts anderes als „eine ausgeklügelte 

Technik der Normenkontrolle“475 dar. 

5.3. Beistandschaftsgesetz: „Weisungsknechtschaft“ oder „Mogelpackung“ 

„Der Amtsvormund“ berichtete im August 1997, dass die „Reform des Kindschaftsrechts vor 

dem Ziel“476 stehe. In dem Beitrag rekapitulierte Bernhard Knittel, Ministerialrat im Münchner 

Staatsministerium der Justiz, noch einmal die Grundzüge der neuen Regelungen erstens der 

Beistandschaft, zweitens des Kindschaftsrechts und drittens des Erbrechts:  

                                                        

470 Wolf 1995, 410. 
471 Ebd. 416. 
472 Ebd. 
473 Janssen 1996. 
474 Vgl. ebd. 660. 
475 Foucault 1994 [1976], 382. 
476 Knittel 1997. 
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1. Ersetzung der gesetzlichen Amtspflegschaft durch freiwillige Beistandschaft477;  

2. Neuregelung der elterlichen Sorge: auch gemeinsam für nichteheliche und nach Schei-

dung478; Umgangsrecht: als Recht des Kindes auf Umgang mit beiden Elternteilen und 

anderen Bezugspersonen479; 

3. nichteheliche Kinder werden vollberechtigte Mitglieder der Erbengemeinschaft480.  

Angesichts „des parteiübergreifenden Konsenses über die Reform“481 wurde erwartet, dass 

der Abschluss der Reform und ihr für 1. Juli 1998 terminiertes Inkrafttreten nicht am Wider-

stand des Bundesrats scheitern würde – und auch „revolutionäre Veränderungen“482 erschie-

nen unwahrscheinlich –, sodass den Jugendämtern und Gerichten genug Zeit bleiben würde, 

sich auf das neue Recht einzustellen. Im Folgenden soll der Fokus jedoch nur auf die neue Bei-

standschaft gerichtet werden, genauer gesagt, darauf, wie sie von der institutionalisierten 

Amtspflegschafts-Repräsentanz, dem DIV aufgenommen wurde. 

In der Januar-Ausgabe des „Amtsvormunds“ hatte Christa Wolf „Die Auswirkungen der 

Kindschaftsrechtsreform auf die jugendamtliche Praxis im Bereich Amtspflegschaften, Bei-

standschaften“483 dargestellt: Die neue Beistandschaft stünde fortan allen ‚alleinsorgeberech-

tigten Elternteilen’ offen, müsse von diesen beantragt werden und könne ebenfalls jederzeit 

schriftlich von ihnen aufgehoben werden, zudem schränke die Beistandschaft die elterliche 

Sorge nicht länger ein; der Aufgabenkreis der neuen Beistandschaft bestehe im Wesentlichen 

aus der Vaterschaftsfeststellung und der Geltendmachung von Unterhalt; alle bis dato beste-

henden Amtspflegschaften seien automatisch in Beistandschaften umzuwandeln484; aus den 

ehemaligen Amtspflegern würden Beistände.485 Zudem sei mit dem neuen Recht klargestellt 

worden, dass das Jugendamt Beistand für das Kind und nicht für die Eltern würde.486  

Obwohl im Gesetz stets davon die Rede war, dass die Beistandschaft des Kindes von den al-

leinsorgeberechtigten Eltern zu beantragen sei, wurde das Jugendamt nur verpflichtet, „unver-

züglich nach der Geburt eines Kindes, dessen Eltern nicht miteinander verheiratet sind, der 

Mutter Beratung und Unterstützung“487 anzubieten. Eine Informationspflicht für alleinerzie-

hende Väter wurde im Gesetz nicht vorgesehen. Damit stand das Gesetz in Einklang mit dem 

Grundgesetz, wonach jede Mutter Anspruch auf den Schutz und die Fürsorge der Gemein-

                                                        

477 Vgl. ebd. 649-651. 
478 Vgl. ebd. 653-656. 
479 Vgl. ebd. 656f. 
480 Vgl. ebd. 659. 
481 Ebd. 649. 
482 Wolf 1998, 53. 
483 Wolf 1998. Vgl. dazu auch Deinert 1998c, 347-352. 
484 „Der Amtsvormund“ (3/1998, 297) informierte: „Bestehende Amtspflegschaften und bestehende Un-
terhaltsbeistandschaften des noch geltenden Rechts (§ 1690 BGB) finden am 1.7.1998 nicht einfach ihr 
Ende. Vielmehr wandeln sie sich automatisch in Beistandschaften um, die im wesentlichen dem neuen 
Recht entsprechen.“ 
485 Vgl. Wolf 54. 
486 Vgl. ebd. 56. 
487 § 52a Abs. 1 SGB VIII (Hervorhebung DS). 
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schaft hat.488 Zugleich wurde auf diese Weise eine Logik verstetigt, wie sie der von Bourdieu 

beschriebenen männlichen Herrschaft zugrunde liegt.489 

Es scheint unmittelbar einsichtig, dass der Vater zunächst einmal feststehen müsste, damit 

ihm ein Angebot unterbreitet werden könnte. Aber genau um diese Feststellung sollte es in 

diesen Gesprächen überhaupt erst gehen, um „Beratung und Unterstützung insbesondere bei 

der Vaterschaftsfeststellung und der Geltendmachung von Unterhaltsansprüchen des Kin-

des“490. Das Angebot basierte folglich auf der Annahme oder der Befürchtung, dass eine Mut-

ter im Namen ihres Kindes Hilfe bräuchte, weil der Vater ‚untertauchen’ oder sich sonst wie 

der Vaterschaftsfeststellung zu entziehen trachten könnte. Offenkundig entfaltete das Motiv 

Wirkung, dass Anfang der 1990er Jahre in Überschriften wie „Immer mehr Väter auf der 

Flucht“491 aufgeschienen war. Ein besonderes Beratungsangebot in Fällen, in denen Väter ihre 

Vaterschaft anerkennen wollten, aber die Mütter dies ablehnten, war jedenfalls nicht vorgese-

hen. Als primäres Ziel der im Gesetz vorgesehenen Beratungsgespräche sah Wolf: „die Mutter 

in die Lage zu versetzen, eine Entscheidung pro oder contra Beistandschaft zu fällen“492. Die zu 

beratende Mutter sollte anschließend selbst entscheiden können, ob sie sich in der Lage sähe, 

die Vaterschaftsfeststellung eigenverantwortlich zu klären oder ob sie dafür der Hilfe des Ju-

gendamtes bedürfe. Ziel dieser Gespräche könne es aber auch sein, so Wolf weiter, die Mütter 

zu „befähigen, sich ganz bewußt für eine Beistandschaft zu entscheiden, um sich selber Arbeit 

zu ersparen“493. Dies verdeutlicht, dass weiterhin in erster Linie von einer besonderen Unter-

stützungsbedürftigkeit von Müttern gegenüber den Vätern ausgegangen wurde. Wolfgang 

Wawrzyniak genügte das nicht, wie er in einem Vortrag in der Fachhochschule für Sozialarbeit 

in Frankfurt am Main verdeutlichte:  

„Das Konzept der freiwilligen Beistandschaft übergeht meines Erachtens nach den Schutzanspruch be-

sonders schutzbedürftiger Mütter. Geschützt wird im Grunde der Vater, dem es leichtgemacht wird, ei-

ne Vaterschaftsfeststellung zu verhindern und sich von vornherein sowohl seiner Unterhaltspflicht ge-

genüber der Mutter als auch gegenüber dem Kind zu entziehen.“494 

Wawrzyniak ging davon aus, dass der mit dem Beistandschaftsgesetz gestärkte Autonomie-

anspruch von Müttern nicht nur zulasten der Kinder, sondern auch einer großen Gruppe von 

Müttern selbst gehen würde.495 Seiner Meinung nach habe „der Gedanke der Emanzipation ei-

ne Lücke in das staatliche Schutzkonzept gerissen!“496 Die von Wolf geschilderten Erfahrungen 

in puncto Unterhaltssicherung schienen diese pessimistische Sichtweise zu bestätigen, wonach  

„viele Elternteile, und zumeist sind es Mütter, den Gang zum Jugendamt erst antreten, wenn sie wirklich 

                                                        

488 Art. 6 Abs. 4 GG. 
489 S.o. 
490 § 52a Abs. 1 SGB VIII (Hervorhebung DS). 
491 DAVorm 1/1993, 17f. 
492 Wolf 1998, 60. 
493 Ebd. 61 (Hervorhebung DS). 
494 Wawrzyniak 1999, 448. 
495 Vgl. ebd. 443. 
496 Ebd. 
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alles versucht haben und nicht mehr wissen, wie es jetzt weiter gehen soll. Die Unterhaltsfälle, die die 

Kollegen dann auf dem Tisch haben, sind dann vom Feinsten. Unterlagen fehlen, Fristen sind versäumt, 

Titel nicht angepaßt, Kindesväter sind verschwunden, und, und, und.“497 

Von daher erhob Wolf die Forderung alles dafür zu tun, dass die fraglichen Eltern, also vor 

allem die ledigen und geschiedenen Mütter, frühzeitig die Angebote des Jugendamtes wahr-

nähmen. Um dies zu befördern, appellierte Wolf an die Jugendämter: 

„Wir müssen uns durch gezielte Informationspolitik, seien es Faltblätter, seien es Zeitungsmitteilungen, 

seien es öffentliche Veranstaltungen, bekannt machen und dann durch Leistung überzeugen. Es geht da-

rum, daß in der Öffentlichkeit und in den Kreisen der Betroffenen die Jugendamtsmitarbeiter als die 

Fachleute gehandelt werden, daß die Überzeugung herrscht: Die helfen uns.“498 

Während Wolf konkrete Vorschläge unterbreitet, wie mit der neuen Rechtslage praktisch 

umzugehen sei, wurde im „Amtsvormund“ aber auch weitaus stärkere Skepsis der Reform ge-

genüber zum Ausdruck gebracht, so zum Beispiel mit der „Ballade vom Ende der Amtspflegs-

chaft“. ‚Dichter’ war Heinz Roos vom Stadtjugendamt Erkrath, der die Ballade in Anlehnung an 

Heinrich Heines „Die Lore-Ley“ von 1823 für eine DIV-Fortbildungsveranstaltung Ende 1997 

verfasst hatte. Sie ging wie folgt:499 

  

                                                        

497 Wolf 1998, 62. 
498 Ebd. 64. 
499 In: DAVorm 4/1998, 361f. 
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Ich weiß nicht, was soll es bedeuten, 

daß ich so traurig bin: 

ein Märchen aus uralten Zeiten, 

das kommt zum Ende jetzt hin. 

Der Wind weht kühl um die Ohren –  

er kommt von Bonn am Rhein: 

dort läuten die Senatoren 

das Ende der Amtspflegschaft ein! 

 

In Deutschland die Amtspfleger sitzen 

und harren der Kindschaftsrechtsre-

form. 

Sie bangen und hoffen und schwitzen, 

sind manchmal sogar voller Zorn! 

Es ist ja noch alles verschwommen 

was spielt sich ab am Rhein: 

man hat uns sie Fallzahl’n genommen– 

und lädt uns zur Mitarbeit ein! 

 

Den Pfleger an seinem Schreibtische  

ergreift es mit wildem Weh! 

Man holt ihn aus seiner Nische: 

Amtsfreiheit ist nunmehr passé. 

Er darf jetzt der Mutter gehorchen – 

sie hat ihn voll in der Hand: 

sie braucht sich um fast nichts mehr 

sorgen, 

sie hat ihn ja jetzt als Beistand! 

 

Kommt dann eine Jungfrau zum Amte 

und lockt mit goldigem Haar, 

bestellt mich dann auch zum Beistan-

de 

und findet es wunderbar. 

Sie bittet mich auch in die Wohnung 

und fängt ein Liedchen an: 

ja, das hat mit seinen Stimmen 

der Bundestag getan! 

Ich weiß nicht, was wird er bedeuten, 

der Juli im kommenden Jahr? 

Soll jubeln ich vor Freude 

oder streu’n mir Asche ins Haar? 

Wie soll ich mich künftig nennen? 

Wie weit darf künftig ich geh’n? 

Und wer wird, wenn Fälle mal brennen 

dann schützend noch vor mir steh’n? 

 

Aus Bonn, den Entwurf ich gelesen, 

versehen mit viel Kommentar, 

s’wär gegen Verfassung gewesen, 

auch wenn es sehr segensreich war. 

Nun kann erst die Mutter probieren 

den Vater zu bitten, zu zahl’n – 

um später dann mich visitieren, 

wenn’s Kind in den Brunnen gefall’n! 

 

In dieser noch vor dem Inkrafttreten der Reform verfassten „Ballade“ war vom kühlen Wind 

die Rede, der die Abschaffung der Amtspflegschaft bringe und dem die Amtspfleger nur sor-

gen- oder gar angstvoll harren könnten. Befürchtet wurden das Ende der Amtsfreiheit, die Be-

schränkung des Handlungsspielraums und der Mutter, die den Amtspfleger „voll in der Hand“ 

habe, „gehorchen“ zu müssen („ist die Mutter ‚Herrin des Verfahrens’“500). Ebenfalls wurde die 

Vorgabe kritisiert, dass die Beistände in die Wohnung der Mutter kommen sollten.501 – Andere 

kritisierten jedoch, dass die durch die Geburt und die Säuglingsbetreuung geschwächten Müt-

ter durch die (freiwillige) Beratung besonders belastet würden.502 Diesbezüglich hätte die auf-

suchende Beratung durchaus als entlastend angesehen werden können. – Wie dem auch sei. 

Die zentrale Befürchtung war, dass man Probleme nicht mehr „segensreich“ von vornherein – 

weil automatisch und von Gesetzes wegen – verhindern, sondern erst eingreifen könnte, wenn 

es eigentlich schon zu spät sei („wenn’s Kind in den Brunnen gefall’n!“). Roos hatte besorgt-

melancholisch einen Abgesang auf die althergebrachte Institution Amtspflegschaft gedichtet 

und auf diese Weise seiner Sorge Ausdruck verliehen, dass die Reform nur weniges verbessern 

und vieles verschlechtern könnte.  

Weitaus schärfer war der sarkastische Ton, den Roland Kemper mit seiner im „Zentralblatt“ 

  

                                                        

500 Wawrzyniak 1999, 444. 
501 Hierbei wurde Bezug genommen darauf, dass das Jugendamt der Mutter ein persönliches Gespräch 
anzubieten hat, das in der Regel in der persönlichen Umgebung der Mutter stattfinden soll, wenn sie 
dies wünscht. (§ 52 a Abs. 1 Satz 3 SGB VIII. 
502 Vgl. Wawrzyniak 1999, 447. 
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 veröffentlichten Glosse „Der Weg des Amtsbeistands in die Weisungsknechtschaft der Kin-

desmütter“503 anschlug:  

„Ja meine lieben Amtspfleger504, das hättet ihr Euch wohl nicht träumen lassen: Am 30. Juni 1998 wur-

den alle um Mitternacht von einem Saulus (Amtspfleger) in einen Paulus (Amtsbeistand) verwandelt. 

Aus Jägern wurden Gejagte, aus Bevormündern Bevormundete, aus Herren Knechte *…+ Vorbei ist es mit 

dem hemmungslosen Bedrängen und Bevormunden der Kindesmütter, mit dem rücksichtslosen Unter-

drücken ihrer persönlichen, ihrer demokratisch-freiheitlichen Meinung.“505 

Ferner hieß es, dass sich der Beistand künftig „demütig“ dem Willen der Mütter unterwer-

fen müsse, womit gemeint war, alles, was man zu tun gedenke, vorher mit den Müttern durch-

sprechen zu müssen. Scheinbar wendete sich der Autor mit seinen polemischen Darstellungen 

an die künftigen Beistände, die fortan jener „Weisungsknechtschaft“ unterworfen seien. Aber 

die Ausführungen waren eigentlich an die Adresse der Reformbefürworter oder derjenigen, 

denen die Reform noch nicht weit genug ging, gerichtet. So wurde den angehenden Beistän-

den der ironische Ratschlag erteilt: „Wollt Ihr gegen den zahlungsunwilligen Kindesvater voll-

streckungsrechtlich oder gar strafrechtlich vorgehen, dann erkundigt Euch besser vorher, ob 

Ihr Ahnungslose nicht gerade mit solchen massiven Maßnahmen zarte neue Bande der Kindes-

eltern zueinander zerstört.“ Und mit nicht minder ätzendem Spott wurde gewarnt:  

„Befiehlt Euch aber Eure Herrin die Vernichtung des Kindesvaters, dann ran an den Speck, schlagt sofort 

zu und fragt nicht, was Ihr bei ihm und seiner Familie, vor allem seinen Kindern, für Schäden anrichtet. 

Gehorcht absolut, damit Ihr nicht Judas genannt und wegen Parteiverrats vor den Hohen Rat gezerrt 

werdet.“  

Kemper bezog sich damit unter anderem auf einen früher erschienen „Zentralblatt“-Beitrag 

von Regierungsdirektor in der Berliner Senatsverwaltung für Schule, Jugend und Sport Kurt 

Gawlitta: „Die neue Beistandschaft eine Mogelpackung?“506 Gawlitta setzte sich dafür ein, dass 

die neue Beistandschaft als eine quasi anwaltliche Dienstleistung begriffen werden sollte, er 

befürchtete aber, dass man „die alte Bevormundung im neuen Kleide wiedererstehen lassen“ 

würde. Die Reform wäre nichts als eine „Mogelpackung“, sollte tatsächlich die staatliche Be-

vormundung, die den Müttern „aufgedrängte Unterstützung und die Sorgerechtseinschrän-

kung“, gewissermaßen „durch die Hintertür“ wieder hergestellt werden, wie es die Gesetzesin-

terpretationen einiger Juristen (wie dem Familienrechtler Dieter Schwab) nahegelegt hätten. 

Diesen Auslegungen zufolge hätte eine Mutter, sobald sie eine Beistandschaft für ihr Kind be-

antragt hätte, sich gewissermaßen selbst entrechtet. Dazu merkte Gawlitta kritisch an: 

„Vielen ehemaligen Amtspflegern, die noch mit der ihnen neu zugemessenen Rolle des Beistands ringen, 

paßt diese Auslegung gut ins Konzept. Hat die Mutter sich einmal zum Antrag entschlossen, könnte der 

ehemalige Amtspfleger und neue Beistand weiter handeln wie bisher, quasi aus eigenem Recht und oh-

                                                        

503 Zentralblatt 7-8/1998, 308. 
504 Und in der ergänzenden Fußnote: „Natürlich spreche ich ebenso herzlich die lieben Amtspflegerinnen 
und zukünftigen Beiständinnen an.“ 
505 Hier und im Folgenden Kemper 1998, 308. 
506 Hier und im Folgendem Gawlitta 1998, 156f. 



 436 

ne sich mit der Mutter abzustimmen.“ 

Aber genau diese Sichtweise würde nicht der Reformidee entsprechen, so Gawlitta, denn 

der „Zweck aller Vertretungen“ sei es, „im Interesse des Vertretenen und des Rechtsverkehrs 

eine klar definierte Handlungsbefugnis zu schaffen“ und das würde bedeuten: „Der Beistand 

kann zwar nach außen wirksam vertreten, gegenüber seiner Auftraggeberin muß er sich in al-

len Details abstimmen.“ Gawlitta machte sich auf dieser Grundlage stark für ein Verständnis 

der Beistandschaft als Quasi-Prokura507 und des Beistands als einen durch die Mutter Bevoll-

mächtigten, um alle Rechtsgeschäfte ihres Kindes vorzunehmen. Von daher stellte er die For-

derung an den Gesetzgeber, die Möglichkeit zu schaffen, dass auch das Jugendamt die Bei-

standschaft niederlegen könne wie ein Anwalt sein Mandat, „wenn der sorgeberechtigte 

Elternteil dem Beistand Vorgaben macht, die mit dem geltenden Recht, seinen amtlichen 

Pflichten oder seinem beruflichen Selbstverständnis nicht zu vereinbaren wären“. 

5.4. Umbrüche – Beistandschaft statt Amtspflegschaft und DIJuF statt DIV  

Offensichtlich waren die Reaktionen auf die Einführung der freiwilligen Beistandschaft höchst 

kontrovers. Während auf der einen Seite befürchtet wurde, dass die alte Bevormundung in 

neuem Rechtsgewandt unvermindert weiter betrieben würde, sah man auf der anderen Seite 

den schon vorher für kaum ausreichend gehaltenen amtspflegschaftlichen ‚Schutz’ von Mutter 

und Kind nun vollends ausgehöhlt. Meinem Eindruck nach, überwogen die skeptischen Positi-

onen in den Periodika des DIV „Amtsvormund“ und „Zentralblatt“, auch wenn man offenbar 

um eine Ausgewogenheit zwischen den publizierten widerstreitenden Positionen bemüht war. 

Die relative Geschlossenheit, wie sie bei allen Auseinandersetzungen im Detail noch bis Anfang 

der 1990er Jahre im DIV wie im Vormundschafts-/Pflegschaftsdiskurs vorzuherrschen schien, 

war augenscheinlich brüchig geworden. Innerhalb des DIV war es zu erheblichen Spannungen 

und Konflikten gekommen. „Man geriet aneinander. Die Auseinandersetzungen zwischen Per-

sonen banden viele Ressourcen und ließ wenig Spielraum für fachliche und fachpolitische Be-

wegung.“508  

Zu Zerwürfnissen war es aber nicht nur im Innern der Institution, sondern auch im Außen-

verhältnis zu anderen Einrichtungen gekommen, vor allem zum Deutschen Verein.509 Offen-

kundig hatten die politischen und gesellschaftlichen Entwicklungen in den 1990er Jahren das 

DIV vor große Herausforderungen gestellt, denen es kaum noch gewachsen war. Grundlegen-

de Veränderungen standen an, die aber unter Zarbock nicht mehr möglich schienen, sodass 

man ihn schließlich drängte, Mitte 1999 sein Amt als Geschäftsführer nach mehr als 33 Jahren 

                                                        

507 Prokura bedeutet im Wortsinn Vollmacht, wird jedoch vorwiegend gebraucht für die einem Ange-
stellten übertragene Vollmacht, alle Arten von Rechtsgeschäften für seinen Betrieb vorzunehmen. 
508 Mörsberger 2006a, 189. 
509 Vgl. ebd. 
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abzugeben, um so den Weg für einen Neuanfang frei zu machen.510 Anfang Juli war der Ständi-

ge Ausschuss des DIV zusammengekommen, um sich mit der aktuellen Lage zu befassen. Im 

„Amtsvormund“ war schließlich zu lesen: „Man war sich darin einig, dass der Bedarf seiner 

Mitgliedsorganisationen nach Unterstützung durch fachliche Information und kollegialen Aus-

tausch eher zu- als abgenommen hat, zur Erfüllung dieser Aufgaben aber grundlegende perso-

nelle und strukturelle Veränderungen erforderlich sind.“511 Thomas Mörsberger, der schließlich 

vom Vorstand zum ersten Vorsitzenden des Instituts bestimmt wurde, setzte sich besonders 

dafür ein, „dass der Charakter des Instituts als Forum für die Erörterung von Fachfragen ver-

stärkt wird“512, etwa indem Fachbeiräte eingerichtet und mehr Fortbildungsangebote für die 

Beschäftigten der Jugendämter gemacht würden. Das Institut sollte also wieder der zentrale 

Ort für den fachlichen Austausch werden, der es etwa ganz zu Anfang als Archiv Deutscher Be-

rufsvormünder gewesen war. Wörtlich hieß es, man wolle versuchen, „an frühere Traditionen 

des Instituts anzuknüpfen, allerdings unter Berücksichtigung der mittlerweile veränderten 

Rechtslage“513.  Im November 1999 fand schließlich eine Mitgliederversammlung statt, auf der 

sowohl die Satzung als auch der Name des Instituts geändert wurden. Aus dem Deutschen 

Institut für Vormundschaftswesen (DIV) wurde das Deutsche Institut für Jugendhilfe und Fami-

lienrecht (DIJuF). Im „Amtsvormund“ war von „einer neuen Ära“514 die Rede. Als Vereinszweck 

bestimmte die neue Satzung: 

(1) Das Deutsche Institut für Jugendhilfe und Familienrecht versteht sich als Forum für Fachfragen und 

fördert den fachlichen Dialog zwischen Institutionen und Berufsgruppen, die mit Fragen der Jugend-

hilfe und des Familienrechts befaßt sind. Es verfolgt diesen Zweck insbesondere durch Arbeitsta-

gungen, ständige Fachkonferenzen, das Gespräch mit der Familiengerichtsbarkeit, Beteiligung an 

wissenschaftlichen Diskussionen und Forschungsvorhaben sowie durch Veröffentlichungen. 

(2) Es unterstützt die fachliche Arbeit der Jugendämter durch Beratung, Gutachten und Fortbildung in 

Kooperation mit den Landesjugendämtern, den kommunalen Spitzenverbänden und den zuständi-

gen Ministerien. 

(3) Es gewährt Rechtshilfe in Vaterschafts- und Unterhaltsverfahren einschließlich der grenzüberschrei-

tenden Einziehung von Unterhaltsgeldern für Kinder und Jugendliche. 

(4) Es fördert internationale Kontakte mit amtlichen und freien Organisationen, die sich mit Fragen der 

Jugendhilfe und des Familienrechts befassen. 

Damit hatte man tatsächlich, wenn auch in modernisiertem sprachlichem Gewand und verän-

derten Schwerpunktsetzungen, an den ältesten Traditionen des Instituts angeknüpft (vor al-

lem: nationale und internationale Fachtagungen, kollegiale Beratung, Lobbyarbeit, Rechtsver-

folgung mit Auslandsbezug), wie sich anhand der hier zu diesem Zwecke noch einmal zitierten 

                                                        

510 Vgl. ebd. 188f. 
511 DAVorm 7-8/1999, 537. 
512 Ebd. 538. 
513 DAVorm 1/2000, 2. 
514 Ebd. 1. 
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„Allgemeinen Aufgaben“ des Archivs von 1911 verdeutlichen lässt:515 

(1) Die Unterstützung der Berufsvormünder bei der Rechtsverfolgung im Ausland. 

(2) Erteilung von Rat und Auskunft über Fragen des Kinderschutzes im In- und Ausland (Rechts- und 

Fürsorgewesen) an In- und Ausländer. 

(3) Die Unterstützung der Berufsvormünder bei der Rechtsverfolgung im Inland und Einflussnahme auf 

die einschlägige Gesetzgebung und Rechtsprechung des Inlands. 

(4) Beratende Unterstützung bei der inneren Organisation der Berufsvormundschaften. 

(5) Die Werbearbeit zur Errichtung neuer Berufsvormundschaften. 

(6) Die Vornahme von Untersuchungen über das Gebiet der Berufsvormundschaft berührende Gegen-

stände und Veröffentlichung der Untersuchungsergebnisse. 

(7) Die Unterstützung des „Ständigen Ausschusses“ bei der Vorbereitung der Berufsvormündertagun-

gen und bei der Durchführung von deren Beschlüssen. 

 

 

 

 

 

                                                        

515 Zur Frage der Berufsvormundschaft Teil VI1. Vor-Berichte zur sechsten Tagung Deutscher Berufsvor-
münder in Dresden, am 17. bis 19. September 1911 hrsg. vom Ständigen Ausschuß, Dresden: Verlag von 
O.V. Böhmert 1911, S. VII 
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Schlussbetrachtungen:  

Von der berufsvormundschaftlichen Disziplin  

zur beistandschaftlichen Gouvernementalität 

Die Umbenennung des Instituts Ende der 1990er Jahre kann als Symbol für gleichzeitige Ver-

änderung und Kontinuität gedeutet werden. Der alte Name Deutsches Institut für Vormund-

schaftswesen wurde nach fast einem halben Jahrhundert durch den neuen Namen Deutsches 

Institut für Jugendhilfe und Familienrecht ersetzt. Die traditionelle Kurzform Deutsches Institut 

blieb damit aber bestehen, was bei allem Wandel Kontinuitätslinien fortführte. Die inhaltlich 

breitere Aufstellung, die sich auch im neuen Namen widerspiegelte, ermöglichte dem Institut, 

dass es weiterhin eine parastaatliche Einrichtung von Gewicht blieb und sie dokumentierte den 

„Anspruch, das Kinder- und Jugendhilferecht in seiner ganzen Breite zu repräsentieren und 

weiterzuentwickeln“1. Das DIJuF behielt seine Relevanz für die offizielle Politik wie die entspre-

chenden Jugendamtsabteilungen für freiwillige Beistandschaften, Pflegschaften und Vormund-

schaften. Thomas Mörsberger, seit 1999 Vorsitzender des Instituts, schrieb 2006 aus Anlass 

des 100jährigen Jubiläums, dass von Beginn an die Anregung, Förderung und Moderation von 

Meinungsbildungsprozessen in den Bereichen Jugendhilfe und Familienrecht zu den zentralen 

Anliegen und satzungsmäßigen Zielen des Instituts gehört hätten.2 Ferner unterstrich er, dass 

Vertreter/innen des DIJuF häufig zu Anhörungen in Gesetzgebungsverfahren im Bundestag und 

bei der Bundesregierung eingeladen würden und dass das Bundesverfassungsgericht das Insti-

tut um Stellungnahme zu jugendhilfe- und familienrechtsrelevanten Verfahren bitte. Gerd 

Hoofe, Staatssekretär im BMFSFJ, erklärte, dass das DIJuF wegen seiner Detailkenntnisse und 

Praxisnähe „für uns in der Bundespolitik ein gewichtiger Partner“3 sei und auch Lutz Diwell, 

2005 bis 2009 Staatssekretär im BMJ, bestätigte, dass das Institut „seit Jahren ein wichtiger 

Ansprechpartner im Schnittbereich von Justiz und Jugendhilfe“4 sei. Kurzum, ohne das Institut 

überbewerten zu wollen, es übt auch weiterhin als Fachverband politisch-gestaltenden Einfluss 

aus. Daher dürfte es lohnen, die weitere Entwicklung im kritischen Blick (nicht nur) politik- und 

sozialwissenschaftlicher Analyse zu behalten, besonders auch mit Blick auf das Gender Regime 

im Beistandschaftswesen. Vor Ort, in der von mir beobachteten Amtsvormundschaftsabtei-

lung, fanden sich ebenfalls Indizien für die besondere Bedeutung des Instituts – auch wenn mir 

das in dieser Schärfe erst mit einiger zeitlicher Distanz im Verlauf meiner Analyse klar wurde. 

Im Nachhinein betrachtet, erwiesen sich die beiläufigen Hinweise auf das DIJuF wohl nur als 

                                                        

1 Wiesner 2006, 560. 
2 Vgl. hier und im Folgenden: Mörsberger 2006a, 196. 
3 Hoofe 2006, 538. 
4 Diwell 2006, 536. 
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scheinbar zufällig, etwa die erwähnten Fortbildungen, die vom Institut angebotenen würden, 

vor allem aber die primäre Informationsquelle für das ‚autodidaktische’ Studium des jeweils 

gültigen Rechts: „Das Jugendamt“ – wie die Mitgliederzeitschrift des Instituts seit 2000 nach 

fast 50 Jahren „Der Amtsvormund“ heißt. Die herausragende Position des Instituts wird spätes-

tens dann deutlich, wenn man bedenkt, dass 580 der insgesamt nicht ganz 600 Jugendämter in 

Deutschland Mitglied im DIJuF sind.5  

Im Untersuchungsverlauf zeichnete sich immer deutlicher ab, dass das Institut in der rund 

120jährigen Entstehungsgeschichte der freiwilligen Beistandschaft und der Jugendämter als 

Ganzes eine beständige und zentrale Kraft war, dass das Archiv Deutscher Berufsvormünder 

regelrecht das Labor gewesen ist, in dem die Ideen von Amtsvormundschaft und Jugendamt 

gewissermaßen geboren wurden. Je weiter ich die Geschichte des Familien- speziell des Un-

ehelichenrechts und des Jugendamtes zurückverfolgte, umso mehr traten die enge Verflech-

tung zwischen Personen und Institutionen im Umfeld des Archivs/DIV/DIJuF und deren Teilha-

be an der Familien- und Jugendhilfepolitik und der entsprechenden Gesetzgebung zutage. 

Exemplarisch sei noch einmal daran erinnert, wie eng in den ersten Jahrzehnten die institutio-

nellen Verbindungen von Archiv und Deutschem Verein und die persönlichen Kontakte etwa 

zwischen Klumker und Neuhaus und über sie der komplexen Verschränkungen zwischen Inte-

ressenverband (Archiv, Deutschem Verein), konfessioneller Wohlfahrtsorganisation  (Katholi-

scher Fürsorgeverein) und parlamentarischer Gesetzgebung waren. 

Im Anschluss an Foucault, ließe sich der Entstehungs-, Etablierungs- und Diffusionsprozess von 

der Berufsvormundschaft des „Leipziger Modells“ in den 1880ern bis zur 1998 Gesetzeskraft 

erlangten freiwilligen Beistandschaft der Jugendämter als eine Entwicklung vom Auftauchen 

einer neuen Disziplin und ihrer allmählichen Transformation zu einer subtilen gouvernementa-

len Technologie der Selbst-Regierung begreifbar machen. Diese Entwicklungen im Vormund-

schaftswesen stellen selbstredend keinen Einzelfall dar, sondern stehen beispielhaft für sozial-

politische und institutionelle Transformationsprozesse insgesamt. Eine ganze Reihe von 

sozialen Lebensformen und Grundfragen wurde seit Beginn der Moderne brüchig: Dazu lassen 

sich die Ehe genauso zählen wie Klasse, Stand, Geschlechtsrollen, Familie, Nachbarschaft, Gott, 

Natur, Wahrheit, Wissenschaft, Liebe usw. Im Zuge dessen eröffneten sich den Individuen 

mehr Wahlmöglichkeiten und damit aber auch „riskante Freiheiten“. Der Emanzipation und 

dem Zugewinn an individueller Autonomie stehen in dieser Entwicklung gleichzeitig ein Verlust 

an Sicherheit und Beständigkeit gegenüber. Das gilt auch für die Ehe. Sie war die sozial ver-

bindliche Lebens- und Arbeitsform, in der Frauen und Männern die Formen von Alltag, Arbeit, 

Wirtschaft und Sexualität geradezu ‚naturgesetzlich’ vorgegeben war. Zu dieser Vorgabe ge-

hörte traditionell die Vorrangstellung des Mannes als Ehemann und Vater.6 

Mein Untersuchungsfokus lag indes auf jenen Lebensformen, die vom hegemonialen sozialen 

Lebensmodell der Ehe abwichen. Am Beispiel der ‚Unehelichen’ oder ‚Nichtehelichen’ ließ sich 

                                                        

5 Vgl. Hoofe 2006, 538. 
6 Vgl. für diesen Absatz über die „riskanten Freiheiten“ Beck/Beck-Gernsheim 1994, 10-25. 
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zeigen, wie institutionalisierte Restriktionen und Zwänge, die zur ‚Normalisierung’ der ‚devian-

ten’ Personen beitragen sollten, allmählich durch subtilere Steuerungsinstrumente wie Leis-

tungsangebote und (monetäre) Handlungsanreize und damit durch neue, individualisierte, 

quasi-pädagogische Formen von Anforderungen, Kontrollen und neuen Zwängen ersetzt wur-

den. Der Imperativ der Gegenwart lässt sich treffend zusammenfassen mit: „Du darfst und du 

kannst, ja du sollst und du mußt eine eigenständige Existenz führen“7. Vom Individuum wird 

erwartet, seine Existenz an den Vorgaben und Regeln auszurichten, „die Staat, Arbeitsmarkt, 

Bürokratie usw. entwerfen“8, wobei alte Bindungen an „Sippe, Religion, Herkunft und Stand“ 

zweifellos seit dem ausklingenden 19. Jahrhundert bis heute deutlich an Gewicht verloren ha-

ben. Allerdings scheint mir, dass die Bindungen an die Familie, vor allem die rechtlich veran-

kerten familiären Verpflichtungen zwischen Eltern und Kindern, nicht in gleichem Maße aufge-

kündigt worden, sondern vielmehr über die rechtliche Institution ‚Ehe’ hinaus ausgeweitet 

wurden (Stichwort: Bedarfsgemeinschaft). Im Gegenteil, es wird zum Teil für die Verallgemei-

nerung von vormals für die Institution der Ehe reservierte Rechte gestritten, wie sich etwa am 

Kampf von organisierten ledigen Vätern um das automatische gemeinsame Sorgerecht ab Ge-

burt an zeigt.9 Das heißt, die Elternpflichten wurden zum Element der ‚eigenständigen Exis-

tenz’ des jeweils einzelnen Elternteils. Ich folge hierfür Foucaults Annahme, dass das Projekt 

der Moderne nicht bei der „Individualisierung“, wie sie etwa Ulrich Beck beschreibt, stehen 

blieb. Die gesellschaftliche Erwartung an die Einzelnen bleibt nicht eine von außen auf das In-

dividuum gerichtete, sondern wird von diesem als ‚Normalität’ regelrecht internalisiert, sie 

wird zu einer Art Ethos und bildet damit die Grundlage der Selbst-Regierung. Dies geschieht 

weitgehend unbewusst. Max Horkheimer etwa gibt die Möglichkeit zu bedenken, dass die In-

dividuen durchaus „glauben, nach individuellen Entschlüssen zu handeln, während sie noch in 

ihren kompliziertesten Kalkulationen Exponenten des unübersichtlichen gesellschaftlichen Me-

chanismus sind.“10 Ich bin kein Experte in Psychologie oder Psychoanalyse, aber mich über-

zeugt Judith Butlers Annahme, dass die gesellschaftlich hegemoniale ‚Normalität’ eine Form 

von Macht darstellt, die das individuelle Bewusstsein prägt, sodass eine Normabweichung bei 

den Individuen wenigstens zu einem ‚schlechten Gewissen’ führt.11 Das hegemoniale beistand-

schaftliche Subjekt namens ‚nicht mit der Mutter des Kindes verheirateter Vater’ ist bis heute 

primär als ‚Versorger’ des Kindes konstituiert. Der Mann, der ein Kind zeugt, ohne verheiratet 

zu sein, ist dadurch allein im Auge des Gesetzes noch kein Vater. Denn die Vaterschaft und die 

damit verbundene Elternpflicht muss zuerst öffentlich rechtlich anerkannt werden, zuerst von 

der fraglichen Mutter und dann vom fraglichen Mann. Wären sie miteinander verheiratet, gä-

                                                        

7 Ebd. 25. 
8 Hier und im Folgenden: Ebd. 
9 Vgl. dazu im Überblick Wolde 2006; 2007. Vgl. dazu exemplarisch die Stellungnahme des Väterauf-
bruchs für Kinder e.V. zum Stand der Gesetzgebung zur gemeinsamen Sorge nicht miteinander verheira-
teter Eltern von Ende März 2011: http://www.vaeteraufbruch.de/index.php?id=7 [zuletzt aufgerufen: 
20.04.2011]. 
10 Horkheimer 1970 [1937], 20. 
11 Vgl. Butler 2001 [1997], 8f. 

http://www.vaeteraufbruch.de/index.php?id=7
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be es diesen öffentlichen Bekenntniszwang nicht. 

Ausgehend von den Beobachtungen in der Gegenwart suchte ich in der Geschichte der Ju-

gendämter nach Ort, Zeit und Umständen der Geburt ihres Aufgabenbereichs der Beistand-

schaft und ihrer Vorgaben und Regeln, an die sich Eltern zu halten haben. Diese Suche war 

durch die unbefriedigende Erkenntnis motiviert, dass sich auf Grundlage von Gegenwartsbe-

obachtungen der Status quo des Gendering im beistandschaftlichen Doing Parents zwar be-

schreiben nicht aber sein Zustandekommen erklären ließ. Die Untersuchung auf die Gegenwart 

und die jüngste Vergangenheit zu beschränken, hätte dazu geführt, dass zentrale Fragen of-

fengeblieben wären. So wäre nicht zu klären gewesen, warum im Rechtsstaat Bundesrepublik 

Deutschland die Gleichheit der Geschlechter kein eigenständiges Ziel des Beistandschaftswe-

sens zu sein scheint – trotz Gleichberechtigungsgebot aus Artikel 3 GG und dem seit 1994 darin 

enthaltenen Auftrag, dass der Staat auf die Beseitigung bestehender Nachteile hinzuwirken 

habe, trotz Gleichstellungsgesetzen auf Bundes- und Länderebene und trotz politischer In-

strumente wie Gender Mainstreaming. Diese offenkundige Abwesenheit eines dezidierten 

Ziels ‚Geschlechtergleichheit’ erschien mir dringend erklärungsbedürftig. Schließlich besteht 

die beistandschaftliche Dienstleistung in erster Linie darin, Frauen als Mütter um ihrer Kinder 

Willen gegen Männer als Väter – und seit 1998, wenn auch in erheblich weniger Fällen: Väter 

gegen Mütter – dabei zu unterstützen, bestimmte Rechtsansprüche der Kinder oder anders ge-

sagt, Elternpflichten durchzusetzen. Damit geht es um eine juridisch formalisierte und bürokra-

tisch formierte Regulierung eines spezifischen Konflikts zwischen Frauen und Männern als 

Mütter und Väter und damit auch um die Regulierung von Geschlechterverhältnissen im Kon-

text von Nichtehelichkeit – und spätestens seit 1998 auch im Zusammenhang von Trennung 

und Scheidung, also Nachehelichkeit. Von daher war in dieser Untersuchung auch der Frage 

nachzugehen, wo diese scheinbar selbstverständlichen, ja nachgerade ‚natürlich’ wirkenden 

Rechtsansprüche (vor allem die Kenntnis auf Abstammung) und Pflichten (vor allem Unterhalt) 

überhaupt herrühren, die zu jenen Konflikten12 führen, die mit den Mitteln von Beratung, Un-

terstützung und nötigenfalls der Beistandschaftsführung im engeren Sinne befriedet werden 

sollen. Nancy Fraser spricht hierzu passend von einer „Politik der Bedürfnisinterpretationen“13, 

um die Konstruiertheit solcher ‚Bedürfnisse’, wie die Kenntnis der eigenen ‚Abstammung’ oder 

in erster Linie von den eigenen ‚leiblichen’ Eltern versorgt  und erzogen zu werden, deutlich zu 

machen. Meine Spurensuche in diesem Konstruktionsprozess reicht bis Mitte des 19. Jahrhun-

derts zurück, also dem Zeitpunkt, zu dem sich die öffentlich-institutionelle Jugendhilfe zu kon-

stituieren begann, um die es in dieser Studie exemplarisch ging. Die dabei zugrundeliegenden 

sozialen Konstruktionen der Elternpflichten und Elternrechte entstanden zweifellos erheblich 

früher, was im Rahmen dieser Untersuchung jedoch nicht mehr untersucht werden konnte.14 

Die empirische Ausgangslage für die Klärung der soeben angedeuteten ‚Geschlechterfrage’ des 

Doing Parents im Kontext der Jugendhilfe war allerdings denkbar ungünstig, wie sich exempla-

                                                        

12 Siehe dazu auch die in der Einleitung erwähnte Amendt-Heiliger-Kontroverse. 
13 Vgl. Fraser 1994 [1989], 249-291. 
14 Vgl. dazu z.B. Schwab 2006 oder auch Foucault 1986 [1984b]. 
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risch an der offiziellen Kinder- und Jugendhilfestatistik verdeutlichen lässt. Grundsätzlich könn-

te kritisch angemerkt werden, dass die Statistik selbst ein Mittel der Herrschaftsausübung ist.15 

Dieser Gesichtspunkt soll an dieser Stelle jedoch nicht vertieft werden. Nimmt man die vom 

Statistischen Bundesamt publizierten Statistiken der Jugendhilfe für den hier untersuchten Tä-

tigkeitsbereich als einen möglichen Ausgangspunkt für eine erste Orientierung über die tat-

sächlichen gesellschaftlichen Verhältnisse, so fällt auf, dass sie nur das Geschlecht der Kinder 

und Jugendlichen ausweisen, nicht aber das der Eltern.16 Das bedeutet beispielsweise, dass aus 

der Jugendhilfestatistik nicht ersichtlich ist, wie viele der rund 640.000 gegenwärtig geführten 

Beistandschaften von Müttern oder Vätern beantragt wurden.17 Historisch betrachtet liegt der 

Grund dafür auf der Hand: Die Vorgängerinstitutionen der Amtspflegschaft und Amtsvormund-

schaft betrafen von Rechts wegen nur Mütter. Folgerichtig hätte eine statistische Erhebung 

über das Geschlecht des Elternteils der vom Jugendamt vertretenen ‚unehelichen’ bezie-

hungsweise ‚nichtehelichen’ Kinder keinen Sinn gemacht. Seit Inkrafttreten des Beistand-

schaftsgesetzes 1998 ist die Situation aber eine andere. Die Angebote der Jugendhilfe zur Un-

terhaltssicherung stehen alleinsorgeberechtigten Müttern wie Vätern offen und seit dem 

Kinderrechteverbesserungsgesetz von 2002 auch Vätern und Müttern mit gemeinsamen elter-

lichern Sorgerecht, wenn das Kind seinen Lebensmittelpunkt bei nur einem der beiden Eltern-

teile hat. Ferner fällt auf, dass ebenso wenig dargestellt wird, wie groß der Anteil von Vätern 

und/oder Müttern an den Eltern ist, denen das Sorgerecht entzogen wurde, sondern nur, ob es 

sich bei den Kindern, deren Müttern und/oder Vätern das Sorgerecht entzogen wurde, um ein 

weibliches oder männliches Kind handelt. Nun will ich mit diesen Ausführungen nicht einer El-

tern-Statistik das Wort reden, sondern deutlich machen, dass hier Kinder und Jugendliche als 

eine Gruppe von ‚Bedürftigen’ konstruiert werden, mit dem Ergebnis, dass Frauen als Mütter 

und Männer als Väter von der darauf aufbauenden ‚Fall’-Konstruktion betroffen sind – als die-

jenigen, die vor allem anderen die Bedürfnisse der Kinder zu erfüllen haben – , die aber selbst 

unsichtbar bleiben. 

Diese Kindzentriertheit und die daraus resultierende Perspektivenverengung haben ihre recht-

liche Grundlage in Kapitel 9 des SGB VIII, das die Kinder- und Jugendhilfestatistik normiert. Da-

rin wird deutlich, dass die Eltern selbst nicht zum Erhebungszweck und -umfang gerechnet 

werden, höchstens indirekt: als „Empfänger“ von Hilfen, die zum expliziten Aufgabenkatalog 

des SGB VIII gehören wie die Hilfe zur Erziehung oder die Hilfe für junge Volljährige. Eine mög-

liche Erklärung für diese kindzentrierte Perspektive könnte sein, dass es sich um ein Überbleib-

sel aus dem Polizei- und Ordnungsrecht handelt, an dem das einstige Jugendwohlfahrtsrecht 

anknüpfte und das Kinder und Jugendliche zu Objekten staatlicher oder staatlich-tolerierter 

Kontrolle und Korrektur machte.18 Durch den Blick in die Geschichte eröffnen sich jedenfalls 

Erklärungsmöglichkeiten für diese Engführung, die auch auf ein bestimmtes elternbezogenes 

                                                        

15 Vgl. Fraser 1994 [1989], 268f. 
16 Vgl. Statistisches Bundesamt 2008a. 
17 Zu empirischen Daten des Beistandschaftswesens vgl. Statistisches Bundesamt 2010. 
18 Vgl. Wiesner 2006, 560f. 
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Gender Regime hindeuten, in dem Männer auf eine bestimmte Weise zu Vätern und Frauen zu 

Müttern (gemacht) werden. 

Als Anfang des 20. Jahrhunderts mit der systematischen Erforschung des Unehelichkeitsphä-

nomens und der Erhebung von Unehelichen-Statistiken begonnen wurde, geschah dies, um 

genaue Kenntnis über die tatsächlichen sozialen Verhältnisse und Lebensbedingungen zu ge-

winnen, als Voraussetzung dafür, Massen dirigieren zu können, wie damals formuliert wurde.19 

Die Ergebnisse dienten damit einem gesellschaftspolitischen Zweck. Sie sollten die Grundlage 

bilden für eine, wie im Anschluss an Foucault gesagt werden kann: biopolitisch motivierte Dis-

ziplinierungstechnologie namens Berufs- oder Amtsvormundschaft. Explizites Ziel war die Be-

seitigung und Vermeidung einer abnormalen, die Gesellschaft degenerierenden Form der Fort-

pflanzung – kurz: der Unehelichkeit und ihrer mutmaßlichen negativen Folgen für die 

Gesellschaft wie hohe Säuglingssterblichkeit, Wehruntauglichkeit, Arbeitslosigkeit, oder Krimi-

nalität. Zum Ausgangspunkt für die befürchtete Degeneration wurden die unehelichen Kinder 

genommen, denen es, weil sie von Gesetzes wegen nicht unter der Munt ihres Vaters bezie-

hungsweise der patria potestas standen, an der notwendigen elterlichen, besser gesagt, an der 

väterlichen Versorgung und vor allem Erziehung zu einem „nutzbaren Mitgliede des Staates“20 

gefehlt hätte. Vor diesem Hintergrund wurde die automatisch eintretende und bürokratisch 

rationalisierte Amtsvormundschaft gewissermaßen als ein Surrogat des Vaters (Paterfamilias) 

beziehungsweise der väterlichen Gewalt (patria potestas) zum ‚Schutz’ der unehelichen Kinder 

konstruiert. Genau genommen wurde somit ein Schutz der Gesellschaft vor eben diesen Kin-

dern konstruiert und zwar in Form von Kontrolle und Überwachung der Eltern (und Pflegestel-

len), von denen bestimmte Leistungen erwartet und notfalls erzwungen wurden, um eine an-

nährend ‚normale’ Entwicklung der Kinder sicherzustellen, was konkret – und besonders für 

Jungen – auf Arbeit, Militär und Ehe bezogen war und abstrakter, auf eine bestimmte Form 

von Sittlichkeit Bezug nahm. Zusätzlich erwies sich die öffentlich betriebene Unterhaltsbeitrei-

bung vorteilhaft als „Moment der Entlastung der öffentlichen Mittel“21. Damit ist auch die 

Amtsvormundschaft, -pflegschaft, Beistandschaft eine „Tätigkeit, die zur Existenz der Gesell-

schaft in ihren gegebenen Formen beiträgt“22. 

Vor dieser scharf kontrastierenden Hintergrundfolie lässt sich ablesen, warum der Fokus der 

Kinder- und Jugendhilfestatistik bis heute nahezu ausschließlich auf den Kindern und Jugendli-

chen liegt. Primär ging und geht es unter einer bürokratischen Perspektive darum, den Erfolg 

der jeweils aktuellen Maßnahmen (und ihre Kosten) zu kontrollieren oder zumindest die Auf-

wendungen mit einer entsprechend großen Zahl an ‚Fällen’ zu legitimieren. Erfolg bemisst sich 

unter diesem Blickwinkel am Adressatenkreis, also den Kindern und Jugendlichen. Wenn je-

doch Erfolgskontrolle Zweck der Statistik sein soll, dann ist allerdings erstaunlich, wie wenig 

Aussagekraft die heutige Jugendhilfestatistik hinsichtlich ihrer Erfolge hat. Vor allem wird die 

                                                        

19 Vgl. Spann 1908, XIII. 
20 Taube 1912, 1-5 ( Hervorhebung DS). 
21 ZFB V2 1911, S. 16 
22 Horkheimer 1970 [1937], 27. 
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Zahl der Kinder gemessen, für die bestimmte Leistungen erbracht werden, nicht aber welche 

qualitativen Auswirkungen diese Leistungen haben, also ob tatsächlich ‚Bedürfnisse’ befriedigt 

wurden. Solche Wirkungen können nur mittelbar aus anderen Darstellungen rückgeschlossen 

werden, etwa aus den Familien- und Jugendberichten oder den Armutsberichten23. Andere 

(vor allem auch qualitative) Erhebungen, etwa über die Zufriedenheit von Eltern mit bestimm-

ten Angeboten der Jugendhilfe24, bleiben anderen, parastaatlichen Einrichtungen überlassen 

wie dem Deutschen Jugendinstitut oder dem DIJuF, die im Übrigen nicht zuletzt aus solchen 

Studien ihre Existenzberechtigung ziehen. Hinsichtlich der elterlichen Geschlechterverhältnisse 

schaffen die standardmäßig von den statistischen Bundes- und Landesämtern erhobenen Da-

ten jedenfalls keine Transparenz über die möglichen geschlechterpolitischen „üblen Nebener-

folge“25 der öffentlichen Jugendhilfe auf Ebene der Eltern, vermutlich weil in dieser Hinsicht 

keine Probleme gesehen oder auch nur angenommen werden.  

Vor diesem Hintergrund war es also notwendig, einen anderen Zugang zur geschichtlichen 

Konstruktion des Gender Regimes im Beistandschaftswesen zu finden als den der Statistik. Ei-

nen Ansatzpunkt dafür bot mir die Beobachtung vor Ort im Jugendamt und dabei besonders 

die von den Beschäftigten geäußerte Kritik, dass ich zu einseitig davon ausgehen würde, dass a 

priori im Beistandschaftswesen in erster Linie die Mütter unterstützt würden. Mir wurde ent-

gegengehalten, dass dies falsch sei und es lediglich den gegebenen Verhältnissen geschuldet 

wäre, dass vorwiegend die Mütter die rechtlich kodifizierten Berechtigungskriterien für die bei-

standschaftlichen Dienstleistungen erfüllten. Den Einwand der Voreingenommenheit nahm ich 

sehr ernst. Eine Erklärung für diese Anschuldigung, fand ich bei Max Horkheimer:  

„Die gesamte wahrnehmbare Welt, wie sie für das Mitglied der bürgerlichen Gesellschaft vorhanden ist 

und in der damit in Wechselwirkung stehenden traditionellen Weltauffassung interpretiert wird, gilt ih-

rem Subjekt als Inbegriff von Faktizitäten, sie ist da und muß hingenommen werden.“ Aber: „Dieselbe 

Welt, die für den Einzelnen etwas an sich Vorhandenes ist, das er aufnehmen muß und berücksichtigt, 

ist in der Gestalt, wie sie da ist und fortbesteht, ebensosehr Produkt der allgemeinen gesellschaftlichen 

Praxis.“
26

 

Dieser kritischen Perspektive folgend, dass die wahrnehmbare Welt ein Produkt sozialer Praxis 

ist, versuchte ich in der vorliegenden Arbeit zu zeigen, dass die Neutralitätsbehauptung, die 

dem mir entgegengehaltenen Einwand zugrunde lag, so nicht haltbar ist. Allerdings bleibt zu 

fragen, ob diese Kritik nicht auf einer möglicherweise weitverbreiteten, vielleicht sogar für die 

öffentliche Verwaltung im Rechtsstaat charakteristischen aber letztlich ungerechtfertigten 

rechtspositivistischen Prämisse basiert: Demnach wäre das Recht, durch das die Anspruchs-

berechtigungen normiert werden, gewissermaßen von den bestehenden Gesellschaftsverhält-

nissen losgelöst, irgendwie objektiv teleologisch konstituiert.27 Meine Untersuchung verdeut-

lichte jedoch, dass der Gesetzgebungsprozess ganz und gar Teil diskursiver 

                                                        

23 Vgl. Breithaupt 2005, 443. 
24 Vgl. z.B. Sgolik/Buchholz-Graf 2004. 
25 Weber 1997 [1919], 71. 
26 Horkheimer 1970 [1937], 21. 
27 Zur Perspektive des Rechts in den Politikwissenschaften siehe Punkt 2.5 der Einleitung. 
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Auseinandersetzungen und politischer Kämpfe war und ist, und dass sich in den Kodifikationen 

letztlich bestimmte Sichtweisen auf gesellschaftliche Phänomene und ein bestimmtes Wissen 

über gesellschaftliche Verhältnisse und Zusammenhänge durchsetzen beziehungsweise Kom-

promissformen annehmen. Abstrakt gesprochen bedeutet das, dass Rechtswirklichkeit eine 

geronnene Formation eines diskursiven Konstruktionsprozesses ist, die zu einem bestimmten 

Zeitpunkt Geltung beanspruchen kann; eine Formation, die jedoch gleichzeitig das konstituiert, 

wovon sie (nicht) auszugehen behauptet. Aber solche rechtspositivistischen Wirklichkeitskon-

struktionen führen dazu, dass gesellschaftliche Asymmetrien strukturell verstetigt oder sogar 

erst erzeugt werden, obwohl – oder gerade weil – in der Konstruktion eine Gleichheit behaup-

tet wird, die es in der Realität nicht gibt, so auch zwischen den Geschlechtern. Ferner ist zu be-

denken, dass die Rechtsentwicklung sich nicht in radikalen Brüchen und Sprüngen vollzieht, 

sondern eher in spiralförmigen Bewegungen. Dabei wird stets auf Rechtstraditionen Bezug ge-

nommen, die modifiziert, reaktiviert oder auch in Teilen außer Kraft gesetzt werden. Aber 

selbst für Letzteres bleibt die Tradition als (negativer) Bezugspunkt – wenigstens eine gewisse 

Zeit lang – erhalten. Hinzu kommt, dass sich die Rechtsentwicklung, zumindest in der westli-

chen Rechtskultur, vor allem in Form juristischer Literatur (Gesetze, Kommentare, Exegesen, 

Urteile, Gutachten usw.) vollzieht. Von daher war es für meine Untersuchung wichtig, Folgen-

des zu beachten: „Rechtswissenschaftlicher Spezifik entsprechend orientiert sich juristisches 

Schreiben auf und am Recht, also Gesetz und Gewohnheitsrecht (weitgehend Richterrecht), 

und dies für Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft.“28 Anders gesagt, hier liegt ein in sich re-

lativ geschlossenen System eines „Spezialdiskurses“29 vor, das einer eigenen, sich dem Laien-

Verständnis entziehenden Logik gehorcht. Von daher lag es nahe, keine Fallstudien zu unter-

nehmen, sondern primär anhand von unterschiedlichen Textformen die (inter-)diskursive Ent-

wicklung herauszuarbeiten. 

An diesem Punkt kommen die Fachverbände wie der Deutsche Verein, die AGJ(J) und speziell 

das DIJuF/DIV ins Spiel: Sie betätigen sich, um auf das eben angeführte Bild zurückzugreifen, 

als Autoren, Kommentatoren, Kritiker und Archivare dieser speziellen Literatur-Gattung. Das in 

den Fachverbänden aggregierte Interesse und Erfahrungswissen war und ist eine wichtige 

Triebfeder der Rechtsentwicklung. Das gilt für die Gesetzgebung, wie unter anderem an den 

zahlreichen Stellungnahmen und der regen Teilnahme an Experten-Hearings der unterschied-

lichsten Verbände zu bestimmten Gesetzesvorhaben sichtbar wird.30 Das gilt aber genauso für 

die praktische Umsetzung, mit den zahllosen von Verbänden oder einzelnen ihrer Mitglieder 

veröffentlichten Praxiskommentaren, Handbüchern, Leitfäden und nicht zuletzt den Fachzeit-

schriften und Fachbeiträgen in diesen. Die Verbände gestalten demzufolge die Rahmenbedin-

gungen und Spielregeln mit und sie sind diejenigen, von denen diese Bedingungen und Regeln 

                                                        

28 Slapnicar 1999, 241. 
29 Vgl. Link 2005, 86. 
30 Um einen Eindruck davon zu bekommen, lohn ein Blick in die bspw. im Parlamentsarchiv des Deut-
schen Bundestags gesammelten Gesetzesmaterialien, z.B. zum Gesetz zur Reform des Kindschaftsrechts 
vom 16. Dezember 1997. 
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für die Praxis interpretiert und erläutert, eben: praktikabel gemacht werden. Sie sind es auch, 

die von einem bestimmten Blickwinkel aus Schwachpunkte im System zeitnah registrieren, 

Modifikationsmöglichkeiten und Änderungsvorschläge entwickeln und diese an die Praxis und 

nötigenfalls auch an den Gesetzgeber weiterleiten. Damit sind sie zentrale Schaltstellen der 

Macht und Teil des „erweiterten Staates“31. Sie sind ein entscheidendes Element der soge-

nannten Zivilgesellschaft und tragen als solches zur Herstellung und Verstetigung von Hege-

monie bei, so auch von hegemonialen Geschlechterkonstruktionen. Denn in den Fachverbän-

den generiert sich ein Spezialwissen. In ihnen bündelt sich einerseits das Erfahrungswissen aus 

den verschiedenen sich überlagernden Praxisfeldern ihrer Mitglieder – Personen wie Organisa-

tionen. Andererseits werden von den Verbänden oder zumindest in ihrem Auftrag Befragun-

gen in diesen Feldern unternommen, statistische Daten erhoben und Vordrucke und Formula-

re für die Alltagspraxis konzipiert; und durch Fachpresse und Fachtagungen werden die so 

gewonnenen Ergebnisse der Spezialöffentlichkeit zugängig gemacht, wie beispielsweise den 

Beschäftigten der Jugendämter. Ferner kommt es auch zu Verschränkung mit den universitä-

ren Wissenschaften, wodurch sich die Hegemonie verfestigt indem ein spezielles Wissen zu ei-

nem hegemonialen Wissen wird. Konkret heißt das: Durch Institutionen wie dem Deutschen 

Verein oder dem DIJuF werden mindestens seit Ende des 19. Jahrhunderts „gesellschaftliche 

Kräfte und Ressourcen mobilisiert und die Interessen des Bürgertums auf andere Gruppen 

ausgedehnt“32. 

Gerade in Bezug auf den letzten Punkt ist interessant, was in dieser Untersuchung am Rande 

deutlich wurde, dass ganze Universitäten und akademische Fächer selbst aus solchen Interes-

senverbänden (mit) hervorgingen. Ein Beispiel dafür ist die 1914 gegründete Universität in 

Frankfurt am Main, an deren Schaffung der Industrielle Wilhelm Merton und die von ihm ge-

gründete Centrale für private Fürsorge großen Anteil hatte33. Klumker, der langjährige Leiter 

der Centrale, bekleidete an eben dieser Universität die deutschlandweit erste Professur für 

Fürsorgewesen und Sozialpädagogik. Ebenfalls im Auftrag der Centrale wurde von Spann eine 

Methodologie der eben schon erwähnten Unehelichen-Statistik entwickelt, die gleichsam 

grundlegend für die Entwicklung der modernen Sozialstatistik und quantitativ-empirischen So-

zialforschung war.34 Diese institutionellen, personellen und diskursiven Verschränkungen bie-

ten vielfältige Ansatzpunkte für künftige Forschungsprojekte, in denen unter einer herrschafts-

kritischen Perspektive die staatstheoretische Bedeutung von Nichtregierungsorganisationen 

oder der ‚Zivilgesellschaft’ und ihrer Wissensproduktion untersucht werden könnte.  

Nicht zuletzt in Bezug auf die Entwicklungsgeschichte des Faschismus und Nationalsozialismus 

wäre es sicher gewinnbringend, etwa am Beispiel Spanns, der Bedeutung spezifischer Formen 

des Wissens, der Wissensgewinnung und der Verbreitung dieses Wissens und ihrer impliziten 

und expliziten gesellschaftspolitischen Zielsetzungen nachzugehen. Da Spann sich nach dem 

                                                        

31 Zu dem von Antonio Gramsci geprägten Begriff des „erweiterten Staates“ vgl. Demirovic 2007, 24f. 
32 Ebd. 31. 
33 Vgl. Heinz 1998, 394. 
34 Vgl. Heinrich 1979, 22. 
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Ersten Weltkrieg nicht weiter mit der Unehelichkeit und dem Vormundschaftswesen beschäf-

tig hatte, wurden seine späteren Arbeiten im Rahmen meiner Untersuchung nicht berücksich-

tigt. Sie gelten jedoch als grundlegend für den sogenannten Austrofaschismus.35 Die Frage, in-

wieweit Zusammenhänge zwischen Spanns früheren Arbeiten über Unehelichkeit und die 

Berufsvormundschaft und den späteren zur Nationalökonomie, Statistik und vor allem zum so-

genannten Ständestaat zu finden sind, schiene mir aus einer herrschaftskritischen Perspektive 

durchaus wert, eingehender untersucht zu werden. Immerhin konnte im Kapitel zur NS-Zeit 

gezeigt werden, dass das vormundschaftliche Disziplinierungsinstrumentarium (zumindest 

zeitweise) ein wichtiger Gegenstand der diskursiven, personellen und institutionellen Kämpfe 

um Deutungshoheiten und die Definition biopolitischer Regulierungen war, etwa in den wider-

streitenden Sichtweisen auf die Institution Ehe.36  

Die Rolle der jugendwohlfahrtspolitisch zentralen Institutionen wie dem Deutschen Verein o-

der dem Archiv beziehungsweise Deutschen Institut während der NS-Zeit ist erst in jüngster 

Zeit vermehrt Gegenstand kritischer sozialgeschichtlicher Aufarbeitung und nicht zuletzt der 

selbstkritischen Reflexion innerhalb der besagten Institutionen selbst geworden.37 Vor allem 

hinsichtlich der geschlechterpolitischen Dimension besteht in diesem Bereich allerdings noch 

erheblicher Forschungsbedarf. 

Damit komme ich zum zentralen Aspekt dieser Untersuchung, der soeben angesprochene Insti-

tution Ehe. Die Ehe war von Beginn an Dreh- und Angelpunkt des Vormundschaftswesens und 

blieb dies bis zur heutigen Form der beistandschaftlichen Dienstleistungen. Der Familienrecht-

ler Schwab resümierte auf der 100-Jahrfeier des DIJuF mit Blick auf die Reformen von 1997/98, 

dass das Kindschaftsrecht in der Vergangenheit vom Eherecht her konstruiert worden sei und 

warf die Frage auf, ob dies heute womöglich umgekehrt sei, „ob also das Kindschaftsrecht nun 

das Recht der Paarbeziehungen beherrscht“38. Der Begriff „Kindschaftsrecht“ ist sperrig und 

kaum unmittelbar verständlich. Schwab beschreibt das Kindschaftsrecht als ein Rechtsverhält-

nis, das ein Kind mit seinen Eltern verbindet und zwar als „Schutzorganisation zugunsten der 

Rechte des Kindes“39. So verstanden ist die freiwillige Beistandschaft, wie schon ihre rechtli-

chen Vorgängerinnen Amtspflegschaft und Amtsvormundschaft, eine kindschaftsrechtliche 

Angelegenheit, denn sie ist Teil des verfassungsrechtlich konstituierten staatlichen Wächter-

amts, das dem Schutz des Kindeswohls verpflichtet ist. Nun könnte daraus der Schluss gezogen 

werden, dass dies doch gut sei, eben weil Kindern und Jugendlichen eine gewisse Hilfe und Un-

terstützung zur Verfügung gestellt wird. Ich will hier überhaupt nicht in Frage stellen, dass Kin-

der und Jugendliche auf eine bestimmte Art und Weise von der institutionalisierten Kinder- 

und Jugendhilfe profitieren. Die Missstände jedoch, die so abgestellt werden sollen, scheinen 

                                                        

35 Vgl. Hattstein 2006. 
36 Siehe dazu vor allem die Abschnitte IV.3.1, IV.4.1 und IV.4.2. 
37 Vgl. dazu die Jubiläumsschriften des Deutschen Vereins (2005) zum 125jährigen Bestehen und des 
DIJuF (2006) zum 100jährigen Bestehen, vor allem die Beiträge von Sachße/Tennstedt (2005) und Jenner 
(2006). 
38 Schwab 2006, 557. 
39 Ebd. 549. 
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mir aus den bestehenden Gesellschaftsverhältnissen selbst und nicht zuletzt aus den darin ein-

gelassenen Arbeitsteilungen zwischen den Geschlechtern40 zu resultieren, die durch das hege-

moniale heterozentristische Versorgungsehe-Normativ stabilisiert werden. 

Für die Entstehungszeit der professionalisierten Vormundschaften merkt Reinhard Wiesner, 

Ministerialrat im BMFSFJ, an: „Gesellschaftspolitisch galt die Familie Ende des 19. und zu Be-

ginn des 20. Jahrhunderts als Tabuzone, als rechtsfreier Raum. Staatliche Mitverantwortung 

für das Aufwachsen von Kindern war so gut wie unbekannt.“41 – Wiesner meint hier selbstver-

ständlich nur die Ehefamilie. – Vor diesem Hintergrund erscheint dann die Entwicklung von der 

Amtsvormundschaft zur freiwilligen Beistandschaft als ein allmählicher Auflösungsprozess die-

ser „Tabuzone“. In meiner Untersuchung konnte ich zeigen, dass dies eine nur in Teilen zutref-

fende Beschreibung darstellt, dabei aber von einer zumindest zweifelhaften Voraussetzung 

ausgeht.  

Zutreffend ist meines Erachtens, dass Familie (heute) kaum als ein Raum begriffen werden 

kann, der weitgehend frei von rechtlichen Normierungen wäre. In meinen historischen Darstel-

lungen ist hoffentlich deutlich geworden, dass sich zunächst das zivilrechtlich kodifizierte Nor-

mativ der Ehe für die zweigeschlechtliche Beziehung mit Kindern verallgemeinerte und durch 

das Instrument Amtsvormundschaft/Pflegschaft disziplinatorischen Charakter annahm. Mit 

diesem bürokratischen Instrument sollte dazu beigetragen werden, dieses Ehe-Normativ oder 

wenigstens das ihm zugrundeliegende Funktionalitätsideal gesamtgesellschaftlich durchzuset-

zen. Die dominierende Überzeugung war, dass die Institution Ehe geradezu ‚von Natur aus’ die 

besten Rahmenbedingungen für ein gedeihliches Aufwachsen von Kindern bereitstelle. Mit an-

deren Worten, die vermeintliche Natürlichkeit der Ehe und ihrer Funktionen wurde einem libe-

ralen Staatsverständnis42 entsprechend zur Privatsphäre erklärt, was Wiesner mit dem Begriff 

der „Tabuzone“ bezeichnet. Was scheinbar natürlich wie von selbst funktioniert, bedarf keiner 

formalrechtlichen Regulierung und entzieht sich somit dem juristischen Blick. Dies vorausge-

setzt, könnte von einem streng juristischen Standpunkt aus gesehen tatsächlich davon ausge-

gangen werden, dass die Ehefamilie jener Zeit ein gleichsam rechtsfreier Raum war. Von einem 

Standpunkt aus, der die sozialen Verhältnisse mit einschließt, stellt sich die Situation aber 

durchaus anders dar. Foucault formulierte dazu einmal treffend, wenn auch etwas blumig: 

„Wäre es dem Herzen evident, dann wäre das Gesetz nicht mehr Gesetz, sondern süße Inner-

lichkeit des Bewußtseins.“ 43  Das Gesetz wäre dann unmittelbarer Garant der Selbst-

Disziplinierung. Aber, so fügt er wenig später hinzu:  

„Die Gegenwart des Gesetzes ist seine Verheimlichung. Das Gesetz durchgeistert souverän die Gesell-

schaften, die Institutionen, die Verhaltensweisen und die Gesten, was immer man tun mag, wie groß 

auch die Unordnung und die Sorglosigkeit sein mögen, es hat seine Macht schon entfaltet: ‚Das Haus be-

                                                        

40 Vgl. dazu auch den aktuellen Gleichstellungsbericht, Klammer u.a. 2011. 
41 Wiesner 2006, 560. 
42 Vgl. Demirovic 2007, 21f. 
43 Foucault 2000 [1974], 56. 
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findet sich immer und jederzeit in dem Zustand, der ihm gemäß ist.’“
44

  

Damit komme ich zu meinen Zweifeln an Wiesners Voraussetzungen. Denn das scheinbar 

selbstverständliche Funktionieren der ehelichen Familien basierte ohne Zweifel auch ohne eine 

explizite zivilrechtliche Kodifikation auf bestimmten normativen Voraussetzungen, die der so-

zialen Kontrolle unterlagen, auch wenn dies unbewusst geschah, genauer gesagt, solange dies 

unbewusst blieb.45 Schließlich entsteht ein Bedarf an formaler Regulierung erst mit dem Be-

wusstwerden, erst wenn die Funktionen, Aufgaben, Regeln zum Gegenstand von ‚öffentlichen’ 

Auseinandersetzungen werden, kurzum, wenn sie ihre Selbstverständlichkeit verlieren und 

dadurch das ganze Gebäude („Haus“) ins Wanken gerät.  

In der gesellschaftlich hegemonialen Konstruktion waren Ehe und Versorgung der eigenen Kin-

der bis mindestens Mitte des 20. Jahrhunderts selbstverständlich in eins gesetzt – und sind es 

zumindest in Deutschland größtenteils noch immer. Je häufiger dies durch uneheliche Kinder 

und später zunehmend durch Trennung und Scheidung als eine Annahme sichtbar wurde, die 

keineswegs unverbrüchlich Geltung beanspruchen konnte, umso mehr entstand ein Bedarf der 

systematischen Regulierung zur Aufrechterhaltung der gesellschaftsordnungsrelevanten Funk-

tion der Ehe als Versorgungsinstitut. Damit kam es regelrecht zu einer Verselbstständigung des 

Versorgungsnormativs, es löste sich von der Institution Ehe. Mit anderen Worten, die elterli-

che Pflicht, das ethische ‚Gesetz’, die leiblichen Kinder aus eigener Kraft zu versorgen und zu 

erziehen oder gegebenenfalls dafür zu sorgen, dass sie von dritter Seite erzogen würden, ver-

allgemeinerte sich. Zunächst richtete sich dieses Versorgungsnormativ in Form der Berufs- und 

später der Amtsvormundschaft als ein disziplinierender Imperativ gegen die Unehelichen als 

Individuen (Kinder, Mütter, Väter) beziehungsweise gegen das Phänomen der Unehelichkeit, 

weil sie gewissermaßen eine beunruhigende gegen die herrschenden Sitten verstoßende Form 

einer „peripheren, frei flottierenden Sexualität“46 darstellte. Man könnte sagen, dass mit der 

professionalisierten Vormundschaft Zuflucht in einer Kontrollinstanz gesucht wurde, die jene 

beunruhigend ‚andersartigen’ Vorkommnisse beseitigen, verhindern oder doch zumindest un-

sichtbar machen sollte. Es ging darum, die Selbstverständlichkeit der bürgerlichen Gesellschaft, 

dass Eltern ihre Kinder allein und aus eigener (Arbeits-)Kraft zu versorgen haben, zu stabilisie-

ren und zu konservieren.  

Bildlich gesprochen könnte man sagen: Der Leipziger Armenarzt Taube entwickelte seit den 

1880er Jahren eine effektive und Kosten sparende Therapie, mit der das akute sozial-

pathogene Phänomen der Unehelichkeit, nicht zuletzt die hohe Säuglingssterblichkeit von Un-

ehelichen, eingedämmt werden konnte. Aus dieser Therapie wurde, um in dem zur damaligen 

Zeit weitverbreiteten medizinalen Bild zu bleiben, im ‚Labor’ des Archivs Deutscher Berufsvor-

münder ein Prophylaktikum entwickelt, das in Form der gesetzlichen Amtsvormundschaft 

schließlich systematische Verbreitung fand. Auf diese Weise sollte gleichzeitig die befürchtete 

                                                        

44 Ebd. 
45 Auf die kirchenrechtliche Dimension der Ehe soll hier nicht eingegangen werden. Zur Geschichte der 
zivilrechtlichen Ehe vgl. bspw. Friedberg 1870. 
46 Foucault 2007 [1975], 387. 
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pandemische Ausbreitung dieser die Gesellschaftsordnung, den „sozialen Organismus“47 oder, 

wie es später hieß, den „Volkskörper“ destabilisierenden Anomalie verhindert werden. Die ri-

giden Formen der amtsvormundschaftlichen ‚Therapie’ sollten gleichsam die soziale Wirkung 

einer Schutzimpfung entfalten, sodass es später nur noch der Auffrischung in geringerer Dosie-

rung bedürfte, um die gewünschte Impfwirkung aufrecht zu erhalten. In der gesetzlichen 

Amtspflegschaft wurde die therapeutisch-prophylaktische „Aufgabe einer allgemeinen Vertei-

digung der Gesellschaft“48 in leicht abgeschwächter Form fortgeführt. Die heutige freiwillige 

Beistandschaft ähnelt schließlich, um das medizinische Gleichnis noch ein wenig weiter zu 

strapazieren, einer homöopathischen Dosis, mit der die Erinnerung an die früheren ‚therapeu-

tischen’ Zwangsakte wachgehalten wird, „durch welche die Menschen ‚soziabel’ gemacht, zivi-

lisiert worden sind und die ihnen auch heute noch drohen, wenn sie allzu vergesslich werden 

sollten.“49 

Im letzten Viertel des 20. Jahrhunderts begann das disziplinatorische Gesichtsfeld der panopti-

schen Institution ‚gesetzliche Amtspflegschaft’, sich allmählich zu verschieben und zu verbrei-

tern und in Form von unpersönlicheren strukturellen Mechanismen zunehmend diffuser zu 

werden. Das Versorgungsnormativ, das einst von der Institution der bürgerlich-patriarchalen 

Ehe ausgegangen war, musste jetzt zunehmend auch für die ehelichen Familien selbst in An-

schlag gebracht werden, vor allem in den immer häufiger auftretenden Trennungs- und Schei-

dungsfällen, also in einer weiteren Form des ‚Anormalen’: den gescheiterten Ehen. Das natürli-

che Recht der Eltern und die zuvörderst ihnen obliegende Pflicht, von denen im Grundgesetz 

die Rede ist, also Pflege und Erziehung ihrer Kinder, haben auch für eine große Zahl der Ehef-

amilien ihre scheinbar allgemein verbindliche Selbstverständlichkeit verloren und müssen un-

ter dem wachenden Auge der ‚staatlichen Gemeinschaft’ kontrolliert und sichergestellt wer-

den. Man könnte von einer Art Zwang sprechen, mit dem die hegemonialen Kategorien 

Mann/Vater und Frau/Mutter gegen Veränderung und Aufweichung „gepanzert“50 sind, um 

den „Charakter des gesellschaftlichen Ganzen in seiner aktuellen Gestalt“51 zu bewahren. Aber 

die im Recht vorherrschende Sicht wird anscheinend brüchig, derzufolge „es durch die Ehe-

schließung zu einer Verbindung zur gemeinsamen Zweckerfüllung in Form einer Lebensge-

meinschaft“52 komme, sodass grundsätzlich angenommen werden könne, dass ein in der Ehe 

geborenes Kind von den Eheleuten gewollt und dass bei ihnen ein „übereinstimmender Wille 

zur gemeinsamen Elternverantwortung“ vorhanden sei.  

Das mit der Kindschaftsrechtsreform 1997/98 entstandene „Primat der gemeinsamen elterli-

                                                        

47 Klumker/Spann 1905, 7. 
48 Ebd. 417. 
49 Horkheimer 1987 [1936], 11. 
50 Angelehnt an Gramscis Formulierung: „In dem Sinne könnte man sagen, daß Staat = politische Gesell-
schaft + Zivilgesellschaft, das heißt, Hegemonie, gepanzert mit Zwang.“ (zitiert nach Demirovic 2007, 
24). 
51 Horkheimer 1970 [1937], 28. 
52 Hier und im Folgenden: Fink 2005, 489. 
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chen Sorge“53 nach einer Scheidung, aber auch für die nichtehelichen Eltern, kann als Indiz für 

die (sozial-)pädagogische Absicht gesehen werden, diese Elternverantwortung mit dem Mittel 

des Rechts bei beiden (leiblichen) Eltern aufrecht zu erhalten. Vor diesem Hintergrund würde 

es sich sicher auch lohnen, über das Beistandschaftswesen hinaus, das weitere (stärker sozial-

pädagogisch orientierte) Leistungsspektrum der Jugendhilfe auf ihre Ausrichtung an diesem 

heteronormativen parentalen Versorgungsnormativ und auf damit verbundene geschlechts-

spezifische Rollenzuschreibungen zu untersuchen. Dafür würde sich meiner Ansicht nach be-

sonders anbieten: die Leistungen zur allgemeinen Förderung der Erziehung in der Familie54, 

speziell auch die Erziehungsberatung55, Trennungs- und Scheidungsberatung sowie die Part-

nerschaftsberatung für Mütter und Väter56, mit der unter anderem geholfen werden soll, in 

den Familien ein partnerschaftliches Leben aufzubauen, Konflikte und Krisen zu bewältigen.57  

Das beistandschaftliche Disziplinierungsinstrumentarium zur Kindesunterhaltssicherung ist 

weithin bekannt und kann von den Eltern, falls es ihnen notwenig oder sinnvoll erscheint, un-

ter bestimmten Voraussetzungen jederzeit genutzt werden. Ledige Mütter erfahren von die-

sem Instrument von Amts wegen entweder bei der vorgeburtlichen Beurkundung der Vater-

schaft oder durch den Brief ihres örtlichen Jugendamtes, in dem sie nach der Geburt ihres 

Kindes zu eben dieser Vaterschaftsfeststellung aufgefordert werden. Im Scheidungsverfahren 

informieren die Gerichte. Zudem, so fordert zumindest das DIJuF, seien die beistandschaftli-

chen Dienstleistungen offensiv zu bewerben.58 Die Beistandschaft ist zu einer gouvernementa-

len Technologie der Selbst-Praktik oder der Selbst-Disziplinierung geworden, deren Kontroll-

punkte sich bis hin zu den familialen Beziehungen selbst zu finden sind. „Elternverantwortung“ 

ist (wieder) zur Leitkategorie des Moralverhaltens von Müttern und Vätern geworden und al-

lem Anschein nach bedeutet das nach wie vor, dass im Zweifelsfall die Mütter primär für die 

unmittelbare Personensorge und die Väter für die materielle Unterhaltssicherung verantwort-

lich gemacht werden. Und so schleicht sich anscheinend das alte Modell der patriarchalen bür-

gerlich-rechtlichen Versorgungsehe wie durch die Hintertür wieder herein. Ex negativo wird 

die eheliche Versorgungslogik deutlich, wenn den Beiständen beispielsweise als Orientie-

rungsmaxime anempfohlen wird: „ohne Unterhaltstitel kein Sorgerecht!“59 Die aus dem patri-

archalischem Versorgungsinstitut Ehe überkommene Unterhaltssicherung hat also das Primat. 

Der allgemeine beistandschaftliche Ehebezug wird noch deutlicher, wenn wie folgt an der ge-

meinsamen elterlichen Sorge problematisiert wird: „Das einmal erteilte Zugeständnis an den 

früheren Partner ist nur schwer rückgängig zu machen, das gerichtliche Verfahren kommt einer 

                                                        

53 Vgl. Proksch 2004. 
54 § 16 SGB VIII. 
55 § 28 SGB VIII. 
56 Beides: § 17 SGB VIII. 
57 Vgl. dazu, jedoch schwerpunktmäßig mit Blick auf Kinder und Jugendliche: Voigt-Kehlenbeck 2004. 
58 Siehe dazu bspw. die Beiträge in DAVorm bzw. JAmt: Joos 2004, 223; Roos 2000, 531; Rüting 2004, 
224; Wiedau/Pütz/Haak-Dohmen 2005, 504; Wolf 1998, 64. Siehe dazu aber auch die Handreichung des 
DIJuF: „Berater, Unterstützer und Beistand“ von 2006, 7. 
59 Wawryzyniak 1999, 446. 
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Scheidung gleich!“60  

Angesichts dieser jüngsten familien- und jugendhilferechtlichen Entwicklung warf der Familien-

rechtler Dieter Schwab besorgt die Frage auf, „wird das Kindschaftsrecht dem Eherecht sein 

Tod sein?“61 und fügte hinzu, er hoffe nicht. Ich denke jedoch, es wäre womöglich ein guter 

Anfang zur Veränderung des Ganzen, wenn man die Ehe des bürgerlichen Rechts für ‚tot’ er-

klärte. Ich kann und will auch gar nicht leugnen, dass die Ehe nach wie vor zu den das gesell-

schaftliche Leben beherrschenden Kategorien gehört. Aber dass es so ist, sollte kein Hinde-

rungsgrund sein, mit Blick auf das normative Ziel ‚Geschlechtergleichheit’ kritisch in Frage zu 

stellen, dass Paarbeziehungen als wechselseitige Versorgungsinstitutionen („Bedarfsgemein-

schaften“) konstituiert und als solche per (Ehe-)Vertragsschluss mit dem Staat als Zustimmung 

zur herrschenden Gesellschaftsordnung gewertet werden. Denn augenscheinlich muss die Ehe 

als eine rechtlich konstituierte kulturelle Einrichtung angesehen werden, mit dem ein Kreislauf 

stabilisiert wird, in dem die traditionelle Verantwortung für die Kinder und die Hausarbeit den 

Frauen/Müttern und die Verantwortung für die materielle Versorgung der Kinder (hauptsäch-

lich) den Männern/Vätern zugeschrieben ist.  

Das hat zur Folge, dass die Arbeitsmärkte so gestaltet sind, dass Frauen durchschnittlich weni-

ger verdienen als Männer, selbst bei gleicher oder gleichartiger Tätigkeit. Gegenwärtig beträgt 

dieser ‚Gender Pay Gap’ bekanntlich ein Fünftel bis ein Viertel der durchschnittlichen Einkom-

menshöhe von Männern. Darüber hinaus ist aber auch festzustellen, dass unverheiratete 

Männer im Vergleich zu verheirateten Männern weniger verdienen. In Deutschland verdienen 

Männer, ein Jahr nachdem sie geheiratet haben, gegenüber Männern, die unverheiratet ge-

blieben sind, durchschnittlich 13 % mehr.62  

Die Institution Ehe zementiert damit offenbar eine geschlechtlich segregierte Ungleichheit: 

hinsichtlich geschlechtlich segmentierter Arbeitsmärkte, geschlechtlich strukturierter Sozial-

leistungen wie die Beistandschaften sowie die geschlechtliche Arbeitsteilung hinsichtlich der 

unbezahlten Arbeit.63 Die Gleichheit der Geschlechter wird offenkundig durch die Orientierung 

auf die Ehe im Sinne des bürgerlichen Rechts nicht befördert, aber genau das muss das politi-

sche Ziel sein. 

 

                                                        

60 Ebd. 
61 Schwab 2006, 557. Schwab bezog sich dabei auf den Titel einer dreiteiligen Buchreihe von Bastian Sick 
„Der Dativ ist dem Genitiv sein Tod“. 
62 Vgl. Barg/Beblo 2009, 6. 
63 Vgl. Pateman 2001 [1997],327. 



Nachwort 

Die Kindschaftsrechtspolitik blieb auch nach Abschluss der Untersuchung in Bewegung, was 

hier nur mit einigen wenigen Punkten skizziert werden soll. Das Bundesverfassungsgericht hat-

te Anfang 2003 bestätigt, dass die rechtliche Regelung von 1998 (noch) verfassungskonform 

sei, der zufolge das sorgerechtliche Primat der nichtehelichen Mutter zukommt. 

Im November 2008 veröffentlichte der Väteraufbruch für Kinder e.V. (VafK) eine Studie mit 

dem Titel „Gemeinsames Sorgerecht nicht miteinander verheirateter Eltern“1, in der die Er-

gebnisse einer bundesweiten online Befragung von Vätern vorgestellt wurden. Ein Schwer-

punkt lag auf der Rolle des Jugendamts bei der Sorgeerklärung. Als Ergebnis fassen die Autoren 

zusammen: „Rund 17% Väter fühlen sich durch die Beratung des Jugendamts ausdrücklich er-

mutigt oder zumindest bestärkt. Neutral wird das Jugendamt von 31% der Väter eingeschätzt 

und eher ablehnend oder ausdrücklich abratend sah sich mehr als die Hälfte der Väter bera-

ten.“2 Dadurch sieht der Interessenverband eine seiner zentralen Forderung bestärkt, dass der 

Gesetzgeber das gemeinsame Sorgerecht von Geburt an als Regelfall normieren müsse. 

Im Mai 2009 beauftragte das Bundesjustizministerium das Deutsche Jugendinstitut mit einer 

Studie zur gemeinsamen elterlichen Sorge nicht miteinander verheirateter Eltern.3 Das DJI ko-

operierte für die Untersuchung mit der Münchner Ludwigs-Maximilians-Universität und: mit 

dem Deutschen Institut für Jugendhilfe und Familienrecht (!!) - besonders für die juristische 

Perspektive. Der vorgezogene Endbericht für das Projekt erschien am 30. November 2010.4 In 

den Schlussfolgerungen findet sich unter der Perspektive der von mir aufgestellten These einer 

Verallgemeinerung des Ehenormativs ein bemerkenswerter Befund und eine daraus abgeleite-

te, ebenso bemerkenswerte Forderung: So klaffe eine Lücke zwischen „dem romantischen 

Empfinden junger Eltern und der Deutung der Sorgeerklärung als gemeinsame Familiengrün-

dung einerseits und dem teilweise recht formellen, nüchternen und unfeierlichen Rahmen an-

dererseits *…+. Eine Ritualisierung des Procederes bei Abgabe der Sorgeerklärung läge mithin 

auf der Familiengründung statt der nüchternen Abgabe einer Willenserklärung in einer Behör-

de.“5  

Ende 2009 urteilte der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte in Straßburg, dass das 

derzeit in Deutschland geltende Recht gegen die Europäische Menschenrechtskonvention (Art. 

14 i.V.m. Art. 8) verstoße, indem es nichteheliche Väter gegenüber ehelichen Vätern ohne aus-

reichende Gründe diskriminiere.  

Mitte 2010 hat das Bundesverfassungsgericht auf das Urteil aus Straßburg reagiert und das 

                                                        

1 Sonnenberger u.a. 2008. 
2 Ebd. 21. 
3 Jurczyk/Walter 2010. 
4 Daher konnte er in meiner Untersuchung nicht mehr berücksichtigt werden. 
5 Jurczyk/Walter 2010, 354. 
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geltende Recht dahingehend revidiert, dass jetzt der nichteheliche Vater die Möglichkeit hat, 

in einem Verfahren vor dem Familiengericht das gemeinsame oder das alleinige Sorgerecht zu 

erstreiten, wenn die Mutter ihm auf Grundlage des 1626a Abs. 2 BGB das gemeinsame Sorge-

recht verweigert. Damit hat das Verfassungsgericht den Gesetzgeber beauftragt, die Vorschrif-

ten so zu gestalten, dass dem Elternrecht des nichtehelichen Vaters Genüge getan wird.  

Im Oktober 2010 legt die Fraktion von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN6 dem Deutschen Bundestag 

eine Antrag zum gemeinsamen elterlichen Sorgerecht vor. Die sorgerechtliche Position des Va-

ters soll gestärkt werden. Am 28. Januar 2011 verhandelte der Deutsche Bundestag diesen An-

trag und überwies ihn in die Ausschüsse für Recht (federführend) und Familie, Senioren, Frau-

en und Jugend. Hier bleibt abzuwarten, wie sich das weiter entwickelt. 

Der Autor arbeitet seit Februar 2011 als Fachreferent und stellvertretender Geschäftsführer im 

BUNDESFORUM MÄNNER – Interessenverband für Jungen, Väter und Männer e.V. und ist da-

mit selbst eng an die politische Mitgestaltung in diesem Feld herangerückt.  

 

  

                                                        

6 BT-Drucksache 17/3219 vom 06.10.2010 
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